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Das 


öſterreichiſche Dtrafgelch 


über 
Verbrechen, Vergehen und Aebertrelungen, 


und die 


Preßordnung 
vom 27. Mai 1852, 


* erläutert 
von 


Dr. Anton Hye, Ritter von Glunek, 


t. £, Miniſterialrathe im Juflizminifterium, Ritter des kaiſerlichen öſterreichiſchen Leopoldordens ꝛc. x. 


Erster Band. 


(Eunthaltend das Kundmachungs-Patent und die erften acht Hauptitüde 
des erjien Theild des Etrafgefepes — 88. 1—75.) 


Wien, 1855. 
Derfag von Sriedrih Manz. 


Das Recht zur Beranftaltung von Ueberfegungen in mas immer für einer Sprade wird fih vom Berſaſſet vorbehalten. 
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IS. 


Vorerinnerung. 


— Ú — er mzii 


Es mag zwar ſeltſam erſcheinen, daß ein Werk, dem bereits bei 
dem Erſcheinen des erſten Heftes (im Junius 1852) eine „Vorrede“ 
vorausgeſchickt, und welchem mit der Ausgabe der ſechsten Lieferung 
(im Jänner 1853) noch überdieß eine beſondere Nachricht an die Herren 
Pränumeranten deſſelben, über die Umänderung des urſprünglich dafür 
angenommenen Syſtems nachgeſchickt wurde, nunmehr, wo ſich mit dem 
gegenwärtigen (neunten) Hefte der erſte Band deſſelben abſchließt, auch 
noch mit einer beſonderen Vorerinnerung einbegleitet wird. Allein die 
eben erwähnten während der allmäligen Ausgabe der bisherigen neun 
Hefte eingetretenen Abänderungen der erſten Anlage, ſo wie die längere 
Unterbrechung in dem Erſcheinen dieſes Werkes, und das Pflichtgefühl, 
— im Angeſichte des in jüngſter Zeit in unſerem Vaterlande auftauchen— 
den Gezänkes über die ältere und angeblich neuere Rechtsſchule — auch 
meinerſeits den Leſern meiner Werke offen und auf's Unzweifelhafteſte 
diejenige wiſſenſchaftliche Richtung darzulegen, der ich huldige und bei 
Bearbeitung des vorliegenden Werkes unverrückt folgte, legen mir die 
Nothwendigkeit auf, zur weiteren Aufklärung noch einige Bemerkungen 
beizufügen. — 

Die längere Unterbrechung dieſes Werkes rührt — ſelbſt abgeſehen 
davon, daß meine Berufsgeſchäfte mir nur wenige Muße-Stunden gönnen, 
um ſie der Aufarbeitung des für das vorliegende Werk ſeit mehreren 
20 Jahren in reicher Fülle aufgeſammelten Materials zu weihen — 
zunächſt daher, daß bald nach der Ausgabe des ſiebenten Heftes unſere 
neue Strafproceßordnung vom 29. Juli 1853 kundgemacht wurde, wozu 
einen „Motiven-Bericht“ zu ſchreiben und noch vor den Zeitpunkten, 
wo dieſes Geſetz in den verſchiedenen Kronländern des Reiches in Wirk— 


a” 
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famfeit treten würde, *) herauszugeben, mir zu vielfache und zu ehrende 
Aufforderungen zugegangen waren, ald daß ich ihnen nicht hätte folgen 
follen. Die Vollendung dieſes Werkes („Die leitenden Grundfüge der 
öfter. &t. P. D. vom 29. Juli 1853. Wien, 1854, bei Manz“) nahm 
meine freien Stunden bis weitaus über die erſte Hälfte des Jahres 1854 
in Anfpruch, und hiernach mußte ich während diefer ganzen Zeit die 
YFortfegung meiner Grläuterung unferes (materiellen) Strafgefeßed zur 
Seite legen. — 

Als ich jedoch gegen Ende des vorigen Jahres zur Wiederauf- 
nahme diefer Arbeit fehritt, ftand ich (mit dem achten Hefte) gerade am 
Beginne des ſ. g. befonderen Theiles unferes vaterländifshen Straf 
rechted („von den einzelnen Gattungen der Verbrechen ꝛc. ꝛc.“), und 
gerade rücdjichtlich diefes befonderen Theile wurden die, mir fchon 
nach dem Grfcheinen der erften Hefte diefed Werkes (über den f. g. 
allgemeinen Theil) von vielen Seiten her, fowohl in den darüber 
erfihienenen Kritifen, als auch in mannigfachen Zufchriften und mündlich 
zu erkennen gegebenen Aufforderungen, daß ich meinen urfprünglich ge 
habten Plan, zunächſt nur einen praftifchen Commentar unferes vor- 
liegenden Gefeges zu fchreiben, aufgeben, und in der ſpäter angenom— 
menen Ausführlichkeit,**) fowohl in Beziehung auf die eregetifche 
(dogmatifch-praftifche) Darftellung, als auch Hinfichtlich der rechts— 


*) Bekanntlich geſchah dieß zwerjt in der ferbifhen Wojwodſchaft mit 
dem Temefer Banate, und zwar ſchon am 30. Mai 1854, fofort in Dalmatien 
am 28. Auguft 1854, dann mit Ende September, October oder November 1854 in 
den meiften übrigen Kronländern, zuletzt im lombardifch-venetianifchen Königreihe am 
15. Februar 1855; fo daß gegenwärtig nur in Böhmen, Mähren, Schlefien, Galizien 
mit Krafau und der Bufowina die Ginführung unferer neuen Juftiz:Organifation und 
mit ihr der genannten neuen St. P. D. aushaftet, übrigens für Mähren und Echlefien 
bereitd auf den 27. April 1855 (Nr. 54 des R. ©. BL), und für Böhmen auf den 
26. Mai 1855 (Mr. 63 des R. G. Bl.) feftgefegt ift. — 

**) Hiernach beforge ich aud) feinen Vorwurf darüber, daß ich z. B. in dem 
neunten Hefte, das nunmehr aufgegeben wird, der Grörterung der mit den Berbredyen 
des Aufſtandes und Aufruhres verwandten flrafbaren Sandlungen, fo wie der Er: 
klärung des Verbrechens des Aufftandes ſelbſt eine verhältnißmäßig fo weit ausgreifende 
Behandlung gewidmet habe; nicht nur deßhalb, weil mir viele Leſer ſchon bemerft 
haben, daß fie insbefondere bei controverfen und praftifch wichtigen Partbicen, wobin 
gewiß die eben erwähnten Gegenjtände gehören, vor Allem eine möglichft erfchöpfende 
Würdigung aller Streit: und Detailfragen zu erhalten wünſchen; fondern auch noch 
deßhalb, weil hierdurd; zugleich die Erläuterung vieler, in der Iegalen Ordnung des 
Geſetzes zwar erft fpäter fommenden, aber mit früheren Gefegesftellen in untrennbarem 

Zuſammenhange jtehende Paragraphe anticipirt wird. — 
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philofophifchen Begründung und der rehtshiftorifchen Entwicklung 
fortfahren möge, — nunmehr um fo dringlicher an's Herz gelegt, weil nach 
dem Urtheile der gewiegteften Autoritäten, nur in der Vereinigung all 
diefer Methoden die wahrhaft wiffenfhaftliche und eben dadurd 
zugleich praftifch gedeihlichite Behandlung des Nechtes gelegen fei, 
und weil die von mir früherhin ausgefprochene Abficht, mit dem gegen— 
wärtigen Werke ein Nachfchlagebuc zu liefern, das die Leſer wenig: 
ſtens auf alle wilfenfchaftlihen und praftifchen Beziehungen unferes 
vaterländifchen Strafgefeßed aufmerffam machen foll, nur auf diefem 
Wege erreicht werden fannn.*) Bei diefer Bereinigung aller ebenerwähnten 
drei Methoden fuchte ich mich aber einerfeitö gleich weit von der Ein— 
feitigfeit „der Hiftorifer von reinjtem Waſſer“ und gar derjenigen ferne 
zu halten, welche aus nicht-wiffenjchaftlihen Beweggründen „in Rechts— 
geſchichte machen“, und daher vornehm jedes philofophifche oder abfolute 
Recht — infoferne dieß etwa nicht felbft im römischen oder germanischen 
Nechte gelegen fein foll — läugnen; gleichwie ich and’rerfeits nirgends jener 
ebenfo einfeitigen Richtung derjenigen Naturrechtölehrer einer früheren 
Zeit huldigte, welche das wirkliche Recht eines Volkes ohne alle Bezug: 
nahme auf deſſen gefchichtliche Bildung als ein, felbit in feiner Gefammt- 
GSeftaltung, a priori conjtruirbared Syſtem hinitellen. — 

Dem entgegen haben mich mehrere ungenannte Stimmführer in 
in- und ausländifchen Zeitungen ald einen „Gegner der hiftorifchen 
Rechtsſchule in Defterreich“ bezeichnet, welcher „gegen die neuerdings 
ſich zur Geltung ringende hiftorifche NRechtsfchule Polemik mache“. — 
Sch bin es den vielen wohlmwollenden Lefern und Beurtheilern meiner 
Werke fchuldig, hierauf offen und rüdhaltlos zu antworten, und im 


*) Selbft die hie und da eingeftreuten legislatoriſch-kritiſchen Bemerkungen 
und Vorfchläge zu neuen Geſetz-Entwürfen (f. 5.2. Seite 141 Anmerk. * und **, 
148 Anmerf. *, 164 Anmerk.“, 218 Anmert. * und **, 227 Anmert. *, 237 Anmert. *, 
269 — 271 Anmert. *, 291 Anmerk. **, 355 — 358 Anmerf. *, 653 — 656, 740, 761 
Anmerk. *, 783 Anmert. *, 799, 800 UAnmerf. *, 809 — 812, 877 u. m. a.) find von 
competenten, zumal ausländifhen Stimmen überaus ermunternd gewürdiget 
worden. — Dagegen habe ich nur in jenen Fällen Vergleichungen unferes vaterländifchen 
Geſetzes mit fremden Gefeken beigefügt, wo ich dieß für die weitere Fortbildung 
unſerer vaterländifchen Gefeßgebung als förderlich erkennen konnte, weil ich glaubte, 
daß in allen übrigen Fällen die Beifügung folder Notizen von minderem Belange ift, 
und Jedermann ſich diefe Kenntniß nunmehr gar leichten Kaufes, wenigſtens was die 
Bergleihung des öfterreihifchen Strafgefeges mit den neueren deutſchen Strafgefeßen 
betrifft, au8 Müller's bier unten (5. 783 d. W. in der Anmerf.) citirten neuejten 
Sammlung verfhaffen kann. — 
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Voraus deren freundliche Entſchuldigung in Anſpruch zu nehmen, wenn 
ich hierbei nothgedrungen manche perſönliche Beziehungen einflechte, 
deren Erwähnung weniger meiner Perſon, als der guten Sache willen 
unerläßlich iſt, um nemlich jenen, ſei es abſichtlichen oder aus Unkenntniß 
ſtammenden, aber ſich ſo häufig wiederholenden Entſtellungen und 
Schmähungen unſerer bisherigen einheimiſchen rechts- und ſtaats— 
wiſſenſchaftlichen Literatur, unſeres vaterländiſchen Lehrſtandes und Unter— 
richtsweſens ein männlich Wort entgegenzuſtellen. — 

Was nun vorerſt meine eigene Grundanſicht betrifft, ſo habe ich 
— wie ſchon erwähnt — von jeher, neben der exegetiſchen oder dogmatiſch— 
praktiſchen Erklärung des poſitiven Geſetzes-Rechtes, die vereinigte 
gefchichtlich-philofophifche Auffaſſung für die alleinig wiſſen— 
ſchaftliche Behandlungsweiſe des beſtehenden Rechtes erkannt; nach 
dieſer Methode lehrte ich es durch mehr denn zwei Jahrzehende, und 
darunter durch 13 Jahre an der frequenteſten Univerſität des Reiches 
(hier in Wien), wie mehr als 5000 Zuhörer bezeugen fünnen;*) — auf 
diefe Behandlung, und namentlich auf die Nothwendigfeit, unfer water- 
ländifches Necht vor Allem Hiftorifch in feiner Geneſis zu fludiren, 
wies ich faft in allen von mir gedrudt vorliegenden Literarifchen Auf: 
fügen, und ingbefondere bereitd in der allerzeriten literarifchen Arbeit 
hin, die von mir gedrudt (im Jahre 18321) erſchien;) — der 


) Insbeſondere werden alle diejenigen, welche je feit mehreren 20 Jahren 
meinen Vorträgen „über Encyelopädie und Hodegetif der Rechtd- und Staatswiffen- 
fchaft“, oder „über öfterreichifches Strafrecht“ oder „über Strafproceß“ beimohnten, 
fich erinnern, daß ich Jahr für Jahr mit der Begeifterung tief innerfter Ueberzeugung 
rehtägefhichtlihe Studien überhaupt, und namentlich gründliche Studien des 
römifchen Rechtes ald „des gefchriebenen Bernunft- Rechtes“, fo wie des alt- 
dfterreihifchen ProvinzialsRechtes unferer verfchiedenen Provinzen meinen Zu: 
hörern dringend an's Herz legte; — daß ich Jahr für Jahr mehrere Wochen (mehr 
geftattete leider der für den Vortrag des gefammten Bernunftrechtes, des öfterreichifchen Triminalrechtes und 
Öfterreichifchen Criminalproceſſes zugewiefene Zeitraum eines Jahres nicht) mit der Darftellung der 
rechtsgeſchichtlichen Entwidlung unferes heutigen öfterreichifchen Strafrechtes aus 
dem altyermanifchen, römijchen, miittelalterlicheitalienifchen und particulären Rechte der 
einzelnen öfterreichifchen Provinzen zubrachte; und dag ich die wichtigften einzelnen 
Partieen unſeres pofitiven Strafrechted — wie es (im Borbeigehen gefagt) auch der 
vielgefhmähte Studienplan vom Jahre 1810 positiv vorgefchrieben 
hatte — rechtshiſtoriſch beleuchtete und zu begründen bemüht war. — 

) Sich meine Recenfion über Tauſch's Givil- und Eriminalrechtsfälle in 
Wagners Zeitfchrift für öfterreichifche Rechtsgelchrfamteit, Jahrgang 1832, LU. Band, 
Seite 261 — 285, und 321 — 341, mo ich zur Begründung meiner eigenen Anfichten, 
fowohl im civiliftifchen, ald in dem criminaliftifchen Theile vielfah (3. B. 


vo. 


Anbahnung der, in Defterreich mwenigftend von den jüngeren uriften 
jiemlich vernachläffigten, vechtshiftorifchen Studien auch bei und, 
widmete ich bereits im Jahre 1844 (!) einen eigenen Auffaß,*) in welchem 
ich nachzumweifen bemüht war, daß alle Behandlung des Rechtes ohne 
rechtsgeſchichtliche Auffaffung deffelben ein wiſſenſchaftliches Non- 
ens fei, und worin ich zugleih mit aller Energie unfere jüngeren 
ftrebfamen Kräfte zu rehtshiftorifchen Studien und Arbeiten auf- 
rief, fo wie mit Nahdrud auf die Errichtung eigener Lehrfanzeln für 
Rechtsgeſchichte hindeutete. — Faſt jede einzelne Hauptpartie unferes 
heutigen vaterländifchen Strafrechtes und Strafproceffed fuche ich ferner 


in meinem vorliegenden Werke (deffen erſtes Heft wohlgemerkt ſchon im Juni 1852 erſchien, 
während die Anläufe zur gefhichtlihen Behandlung des Nechtes durch die f. a. neuere biftorifhe 
Rechtoſchule in Defterreich, meined Wiffend doch höchſtens aus der zweiten Hälfte des Jahres 1853 


datiren! —), ſo wie in meinen „Grundſätzen der öfterr. St. P. O.“ rechts- 
hiftorifch zu entwideln, und daraus das richtige PVerftändnif 
des Nechtes der Gegenwart zu vermitteln. — ch habe endlich 
— wie fhon erwähnt — feinen Grund, felbft noch andere perſön— 
liche, hierher gehörige Beziehungen zu verfchweigen: und fo fei es denn 
auch offen ausgefprochen, daß ich ed war, der vor mehr ald einem Jahr: 
zehend dem verftorbenen, edlen und talentvollen Joſef v. Würth die 
erſte Anregung zu feinen befannten PVorlefungen „über öfterreichifche 
Rehtsgefhichte* an der Wiener Univerfität gab; — daß faft um eben 
jene Zeit auf meine Interceſſion und energijche Fürbitte am geeigneten 
Drte, der gelehrte und gründliche Rechtöhiftorifer Rößler ermächtiget 
wurde, feine urfprünglich für Prag beftimmten Borträge „über öfterreichifche 
Rehtsgefchichte* an der Wiener Univerfität zu halten; — daß ich 
ferner ald Referent der im Jahre 1846 niedergefegten Studien-Organi- 
firungd-Commiffton, unter einhelliger Zuftimmung aller übrigen Collegen 
diefer Commiſſion, mwärmftend auf Wiederbelebung eined gründlicheren 
und umfaffenderen Studiums ded römifchen Rechtes, und auf Ein- 
führung öffentlicher Lehrvorträge über öfterreihifche Rechtsgeſchichte 
angetragen hatte; **) — — daß ich endlich feit vielen Jahren unabläffig 


Seite 268, 282—284, 324, 325, 339 u. m. a.) in rechtshiſtoriſche Entwicklungen, 
felbft aus unferem älteften vwaterländifchen Rechte, einging. 

*) Unter dem Zitel: „Beitrag zur öfterreichifchen Strafrehtögefchichte” in der 
früher gedachten öfterreichifchen Zeitfchrift, Jahrgang 1844, J. Band, Seite 353—386 ; 
— außerdem ward diefer Auffa auch in zahllofen Separat:Abdrüden verbreitet. — 

**) Es jcheint überhaupt an der Zeit zu fein, daran zu erinnern, daß allerdings 
au die — in jüngfter Zeit von gemwiffen öffentlihen Stimmen fo hämiſch und unbe- 
gründet verläfterten — älteren Rechtslehrer im Defterreich fehr genau die — ja 
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bemüht war, gerade die talentvollſten und ſtrebſamſten unferer Doctorats⸗ 
und Lehramts-Candidaten (wobei ih nicht bloß auf unſeren waderen, feinen gediegenen rechte: 


überhaupt von Niemandem geläugneten — Mängel unferer früheren Studien-Einrichtung 
fannten, und eifrigft bemüht waren, fowohl die wiſſenſchaftliche Richtung der 
vaterländifchen Univerfitäten überhaupt, ala insbefondere dad gründliche Studium dee 
hiftorifchen Rechtes zu heben. Es war namentlich die oben erwähnte, durchweg 
aus Profeſſoren (Jenull — Winiwarter — Kopep — Kudler — Springer 
und Hype) zufammengefehte Commiſſion, welche unter dem Vorſitze ihres würdigen 
Präfes (Plappart) im Jahre 1846 eine vollftändige, bereits in Geſetzesform redigirte 
rechts- und ftaatewilfenfchaftlihe Studien = Drdnung ausgearbeitet, und darin unter 
anderen folgende Beftimmungen mit einhelligem Beichluffe aufgenommen hatte: 
„Us Zwed des Geſetzes wurde die Aufgabe bezeichnet, dem öffentlichen Unterrichte 
in den Rechts- und Staatswifjenfchaften an den f. k. Univerfitäten eine, gleihmäßig 
den Anforderungen der fortfchreitenden Wiffenfchaft, wie den Bedürf— 
nifien des öffentlihen Dienfted entfprehende Einrichtung zu geben.“ — 
„Es wurden ein ausgedehnteres Studium des römischen Rechtes, ferner öffentliche 
Lehrvorträge über Rehtögefhichte, mit vorzüglicher Rüdfiht auf die Fortbildung 
des germanifchen und des öſterreichiſchen Particular- Rechtes, ferner über ver: 
gleihende Jurisprudenz, über fritifhe Literar-Gefhichte der Rechts— 
und Staatswiffenfhaften, fo wie über praftifches internationales Recht 
und über deutſches Bundesrecht vorgeſchlagen; — man brachte für die Etudirenden 
in Bezug auf die freie Wahl der Lehrer unter den daſſelbe Lehrfach mit gleicher 
öffentlichen Berechtigung Ichrenden Profefforen oder Docenten, und in Beziehung 
auf die Ordnung, in welcher die einzelnen Lehrgegenſtände gehört werden follen, und 
das Zeitmaß, innerhalb deffen Feder feine Studien ftaatögiltig zurücdlegen kann oder 
muß, eine nur durch die unabmweisbaren Forderungen der Bernünftigfeit und der 
Disciplin befhränfte Lernfreiheit in Antrag.“ — Nach der für die öffentlichen 
Lehrer der Rechts- und Staatswilfenfchaften beftimmten Inftruction follten diefelben 
binfür nicht mehr an beftimmte Lehrbücher gebunden fein, dagegen „jedes Lehrfach 
nadı dem vollen Umfange, fo wie nach dem jeweiligen Höhepunkte der 
fortfchreitenden Wiffenfhaft, mit ſteter Berüdfichtigung der älteren und neueften 
fiterarifchen Keiftungen, gleihwie der Bedürfniffe und Fortbildung der 
Praris gelehrt werden“; — für den Lehrer des römifchen Rechtes ward namentlich) 
eine ausführliche Anweifung über den gründlichen und quellenmäßigen, fritifchen 
und eregetifchen Unterricht in diefem Lehrfache entworfen, „damit die Studirenden da— 
durch zugleich eine zwedmäßige Anleitung zur eigenen weiteren Benüßung die— 
fer Bildungsfhule aller Rechtsgelehrſamkeit erlangen“; — „bei dem Bor- 
trage des philofophifhen Rechtes foll, unbefchadet des (eben erft erwähnten) 
wiffenfihaftlihen Standpunktes, nie die Rüdficht aud dem Auge verloren werden, daß 
es zugleih ald Borbildung zur richtigen Auffaifung der pofitiven Ge- 
feße, zum Berftändnif und zur Würdigung der beftehenden Einrichtungen, 
und indbefondere auch zu legislativen Verbefferungen anzufehen feit; — — bei 
der Darftellung der pofitiven Geſetzes-Syſteme follte vor Allem „hiftorifch deren all: 
mälige innere Entwidlung und Fortbildung nachgewieſen“, fofort jedes 
Geſetz „philoſophiſch in einem Geifte und feinen Gründen unterfucht“, und damit 
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geſchichtlichen Arbeiten leider fo früh entriifenen Chabert, fondern auf mehrere unferer gegenwärtig 
ald Docenten wirkende junge Männer hinweiſen darf) ZU rechtsagefchichtlichen Arbeiten 
aufzumuntern, und fie anzuregen, damit vorerft eine Particular— 
Nehtsgefhichte jeder einzelnen unferer verfhiedenen 
Provinzen bearbeitet werden möge, weil nur dadurd eine 
öfterreihifhe Gefammt-Rehtsgefhichte und eine frucht- 
barere Rückwirkung des Studiums der allgemeinen germanifchen Rechte: 
gefchichte auf das Verſtändniß unferes öſterreichiſchen Rechtes 
ermöglichet werden fann; — dab ich endlich an competenter amtlicher 
Stelle mit Entjchiedenheit und Wärme auch meine ſchwache Stimme 


die Erklärung des Geſetzes-Textes felbit in dogmatifch » praftifcher Methode verbunden 
werden”. — — In dem fehr ausführlichen Motiven» Berichte dieſes Geſetz-Entwurfes 
wies das Gomite unter Anderen darauf hin: „daß es ihm bei der anzuftrebenden Auf: 
gabe ald einer der mwichtigften Zielpunkte erfihienen fei, von anderen deutſchen Hoch— 
ſchulen diejenigen Inititutionen auf die öfterreidhifchen Univerfitäten herüber zu nehmen, 
die fih an den erfteren wirklich al8 unläugbare Vorzüge vor unferen vaterländifchen 
Einrichtungen bewährt haben; keineswegs aber blindlingd nur den deutſchen 
Hochſchulen nachzubeten, mit ihren unverfennbaren Lichtfeiten auch diefe und jene ihrer 
Scattenfeiten anzunehmen, oder fih überhaupt fopfüber in dag andere Ertrem, nem— 
lih in eine blinde Nahahmung des Ausländifchen, bloß weil ed ausländiſch, 
obgleich vielleicht daſelbſt längft fchon überlebt ift, zu ſtürzen, und dabei die 
Eigenthümlichkeiten öfterreihifcher Zuftände unbeachtet zu laffen, oder zu vergeffen, 
daß wir in unferem alten Defterreich neben manchen Mängeln auch mande 
trefflihe, anderwärtd nicht zu findende Einrichtung haben, die höchſtens 
da und dort einer Nachbeſſerung bebürftig fei, keineswegs aber mit Allem, mas 
da war und ift, in Baufch und Bogen zerftört werden möge!” — — 

Die hier erwähnten Umänderungen und Gefichtspunfte wurden auch notorisch 
von allen höheren Behörden angenommen: Die Ereigniffe des Jahres 1848 unter: 
brachen aber, oder zerjtörten wielmehr ihre Realifirung. — Diefe in vielen litographirten 
Abdrüden, alfo urkundlich vorliegenden Behelfe und Andeutungen mögen aber genügen, 
um zu erhärten, wie jene vielgefchmähten älteren öfterreichifchen Rechtslehrer im Jahre 
1846 (!!) dahten und wirkten, von denen gewilfe Wortführer der in» und ausländiſchen 
Sournaliftit nicht laut und oft genug zu fafeln wagen: „daß ihnen eine gefchicht- 
liche Auffaffung des Rechtes durchweg terra incognita war — daß fie die Uni» 
verfitäten ald mechanifche Abrichtungsanftalten der Beamten angefehen — daß fie den 
Bortrag der pofitiven Geſetze auf eine inhaltleere und geiftlofe Wort-Eregefe beſchränkt 
wiffen wollten und eingefchräntt haben — daß fie fich höchftend da und dort in 
ideologen Abftractionen und unpraftifchen rhetorifchen Grörterungen ergingen — — 
daß von einer wiſſenſchaftlichen Auffaffung und Behandlung des Rechtes bei ihnen 
feine Rede gewefen fei — daß fie felbft, ihre Werke und die von ihnen für richtig 
gehaltene Richtung überlebt feien — daß fie allenthalben nur auf mechaniſches Ein- 
Lernen der Gefched-Paragraphe gedrungen haben — daß fie Berläumder und Berlacher 
deutfcher Wilfenfchaft geweſen feien, welche die geiftige Abiperrung Oeſterreich's von 
dem übrigen Deutichland bevorworteten“ u. dal. m. — 
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dafür erhob, daß gerade all' diejenigen jungen und talentbegabten 
Männer, in welchen man vorzugsweiſe die Vertreter der „für die Zu— 
kunft zu erwartenden“ beſſeren, nemlich der hiſtoriſchen Richtung 
der einheimiſchen Rechtswiſſenſchaft erblicken will, nemlich Biſchoff, 
Dworzak, Glaſer, Unger und Wahlberg als Docenten an der Wiener 
Univerſität habilitirt werden mögen. — — Ich kann mir daher das ſchon 
mehrfach über meine Werke — die aber auch nicht eine Spur von Polemik 
gegen die hiſtoriſche Richtung der Rechtswiſſenſchaft, ſondern allenthalben 
nur Huldigung für dieſelbe, jedoch allerdings immer zugleich verbunden 
mit der Huldigung für die Vereinigung derſelben mit einer gründlichen 
philoſophiſchen Behandlung des Rechtes enthalten”) — geäußerte 
Urtheil, dag fih darin allenthalben der Gegner der hiſtoriſchen Rechte: 
fchule befunde (da ich eine abſichtliche Entſtellung zu vermuthen feinen Grund habe), NUT das 
durch erflären, daß diefe Herren fich nicht die Mühe genommen haben, 
die Schriften desjenigen, über den fie kritiſch aburtheilen, auch nur 
ganz obenhin zu durchblättern. *) — Ich tröſte mich vor Allem damit, 


*) Auch jene Stelle meines vorliegenden Werkes, auf weldhe man dieffalld 
fpeciell hindeutet (Anmerkung auf Seite 737— 739 d. W.), enthält nicht nur nicht 
die mindefte Oppofition gegen die biftorifche Auffaffung des Rechtes, fondern nimmt 
diefelbe ausdrücklich als notbiwendiged Supplement einer wiffenfhaftliden 
Behandlung des Rechtes in Schuß, und eifert nur gegen die Ginfeitigkeit der 
jenigen, die über der gefchichtlichen Behandlung des Rechtes das philofophifche Element 
ganz und gar vergeffen oder vernachläffigen, und gar gegen diejenigen, welche bie 
Wiſſenſchaft — politifch zu ver dächtigen fuhen. — 

**) Wenn aber hieran gegen mich noch mehrfach die Bemerkung geknüpft wird, daß 
ih troß meiner angeblichen Gegnerfchaft und Polemik gegen die hiftorifche Richtung 
der Rechtswiſſenſchaft — mich dennoch felbft ebenfalls „durch den frifchen Lebenshauch 
diefer neueren biftorifchen Richtung in Oeſterreich“ zu rechtögefchichtlichen Ausfüh— 
rungen anregen ließ: fo muß ich dieß als einen mir gemachten Vorwurf feierlid von 
mir weifen. — Ich brauche wohl nicht erft beizufügen, daß diefe Behauptung fich nad 
der bier oben gemachten Auseinanderfeßung menigftend in Beziehung auf meine 
geringe Perjon ald ein Anachronismus darſtellt; dazu geftehe ih, daß mir außer 
einigen von mir felbjt mit freudiger Theilnahme begrüßten „Anläufen“ zur hiftori= 
hen Behandlung des vaterländifchen Rechtes, von diefer f. g. jüngeren Schule noch 
feine eigentlihen Refultate befannt find; endlich aber läge in der Zugeftehung 
jener Behauptung meinerfeitg, eine wahre Impietät gegen mehrere meiner unvergeß- 
lichen öfterreihifchen Rechtslehrer. — Ich mache nemlich gar fein Hehl daraus, daß 
ich die Anregung zur rechtshiſtoriſchen Bearbeitung des vaterländifchen Rechtes 
vor Allen von meinem chrwürdigen Lehrer Dolliner erhielt, deffen an Gründlichkeit, 
Klarheit und erfchöpfender Tiefe von Keinem übertroffene rechtshiſtoriſche Entwick— 
lungen in feinem claffifhen „öfterreichifchen Eherechte” (1813— 1842) auch von jenen, 
wenn nur fonft gerechten Lefern anerkannt werden müffen, die Dolliner's kirch— 
liche Grundanficht nicht theilen, und eben darum viele einzelne feiner Behauptungen 
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dag ein ähnliches Schidfal einem viel verdienteren und gelehrteren 
Manne, nemlich dem berühmten Thibaut widerfahren ift, den man ja 


mißbilligen. — Ich fand ferner folche Anregung vorzugsweife auch durh Wagner, 
deifen tiefeingebende Entwidlungen feines öfterreihifchen Wechfelrehtes (1823 — 1831) 
einerjeitd aus dem innerften Wefen des Wechſelgeſchäftes und Handelsverkehres, und 
and’rerfeitd aus der allmäligen biftorifchen Ausbildung des heutigen Wechfelrcchtes, 
mid fchon als Schüler der geiftvollen Vorträge Wagner'd überzeugten, daß eine 
wiffenfhaftlihe Behandlung eines pofitiven Rechted nur durch vereinigte philo— 
fopbifhe und hiſtoriſche Auffaffung möglich ift. — Noch in der Schule ſtehend habe 
ih ferner aus Schuſter' s gediegenen Arbeiten über unfer einheimiſches Eivilreht die 
Ueberzeugung in mich aufgenommen, daß der wahre Geift unfered a. b. G. B. nur 
dur Die tiefften Studien des römifchen Rechtes erfaßt werden fünne, wenn 
gleich dieſer gründlicher Eivilift in dem Anfange feines „theoretifch » praftifhen Com— 
mentars über dad a. b. G. B. (1818)*, in feiner Monographie „über das Baurecht 
und die Servituten überhaupt (1819)*, und in feinen trefflihen „Beiträgen zur 
Hermeneutif und Berichtigung einzelner Begriffsbeftimmungen unferes a. b. ©. 2. (in 
der juridifchen Zeitfchrift 1825—1835) leider nur einzelne Theile unſeres Givil-Gefep- 
buches im Geifte diefer echten Wilfenfchaftlichkeit bearbeitet hatte. Wurden auch nament« 
li die zulcht genannten „Beiträge“ vermöge ihrer Form ald „Berfuhe anderer 
Leſearten einzelner Stellen des Geſetzes“ mehrfah belähelt, — fo ift durd fie 
dennoch die Anregung zu gründlichen ciwiliftifchen Studien, und zum Erfaffen des 
wahren Sinned und Geifted unfered a. b. ©. B. aus dem römifhen Rechte ges 
geben worden, und fie find zugleich als fehr ſchätzbare Beiträge für künftige legisla— 
torifhe Verbefferungen unfere® vaterländifchen Geſetzbuches anzuſehen. — — Ich erwähne 
ferner, indem ich, um jeden Schein einer tendentiöfen Lobrednerei zu Gunften noch lebender 
Schriftfteller zu vermeiden, abfihtlih nur auf Verftorbene bindeute, der viel 
fahen Anregungen, die Zeiller, der um Oeſterreich's Geſetzgebung fo höchftverdiente, 
und dennoch bie und da in jüngfter Zeit fo unwürdig gefchmähte Redactor und 
Eommentator unferes einheimifchen bürgerlichen Geſetzbuches, zu rechtshiſtoriſchen 
Studien, fowohl des Civil- ald des Strafrehted, in einzelnen Auffäsen feiner 
jährlichen Beiträge niedergelegt hat, in welchen er zugleich mit Nachdrud darauf hinwies, 
daß ein gründliches Studium des Rechtes der Gegenwart ohne eingehendes Studium 
der Geſchichte dieſes Rechtes unmöglich ſei; — — ich erinnere an die rechtd« 
geihichtlihen Ausführungen über öfterreihifhen Eivilprocek, zumal im Ber 
gleiche mit dem gemeinen deutſchen Proceffe, welche ın Pratobevera's Ichrreichen 
Abhandlungen über die verfchiedenen „Beweidarten im Civilproceſſe“ vor 
kommen; — — id weife auf Jenull's Gommentar unfered Eriminalrechtes hin, der 
mit Nahdrud das tiefere Eindringen in die rechtsgeſchichtliche Auffaffung des 
beftehenden Rechtes empfiehlt, und felbft geiftwolle Grundzüge zu einer inneren und 
philofophifhen Rechtsgeſchichte des Strafrechted entwirft, mehrfach einzelne Partieen 
ded Rechtes der Gegenwart aus ihrer gefhichtlihen Entwidlung zu erflären bemüht 
it, und fein Bedauern darüber ausſpricht, daß namentlich für die Bearbeitung der 
Rechtsgeſchichte des öfterreihifhen Strafrechted noch jo wenig gefchehen ift; — — 
ich verweiſe endlich felbft auf Egger's kurze Erklärung des öfterr. St. ©. B., welcher 
dadurch, daß er jedem einzelnen Hauptftüde die mit eben fo viel Umſicht, ald Bienen« 
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ebenfalls nach ſeiner im Jahre 1814 erfolgten Herausgabe ſeiner eben 
ſo patriotiſchen als lehrreichen Flugſchrift: „Ueber die Nothwendigkeit 
eines allgemeinen bürgerlichen Rechtes für Deutſchland“ trotz dem, daß 
die Ausbildung der Wiſſenſchaft des römiſchen Rechtes ſeinen tiefen 
und gründlichen, und allerdings auch hiſtoriſchen Forſchungen fo weſent— 
liche Fortfchritte zu danken hatte, allgemein „ald einen bitteren Feind 
des römischen Rechtes und der Redytögefchichte“ und fogar als Chorführer 
einer ſ. g. „nicht-hiſtoriſchen Rechtsſchule“ verläftert hatte.*) — 
Worin aber beftand Thibaut's ſ. g. Blasphemie gegen das hiftorifche 
Recht? Darin, daß er — neben feinem geiftvollen Gegner in der 
Eodificationd- Frage (Saviany) gewiß der aründlichite Kenner und 
Bearbeiter des römischen Nechtes zu feiner Zeit — zwar den hohen 
Werth dieſes legteren für die wiffenfchaftliche Auffaſſung, fo 
wie für die legislative Vervollfommnung des Nechtes der 
Gegenwart mit Wärme anerkennt, allein es zugleich wagte, offen 
augzufprechen, daß es ald Geſetz ſchon mit einem großen Theile feines 
Inhalte, nemlich mit vielen feine Snftitutionen, NRechtsbeftimmungen 
und Nechtöbegriffe nicht mehr zu den Sitten und Bedürfniſſen, zur 
Gultur und zum Charakter der Jetztzeit paſſe; felbit abgejehen davon, 
daß es fih in formaler Beziehung, vermöge feines coloffalen Umfanges, 
feiner mannigfachen Gontroverfen, Widerfprüche und fchwanfenden 


Fleiß zufammengeftellten Parallel» Stellen ded früheren vaterländifchen Strafrechtes 
(nemlich der Thereſiana, des Joſephiniſchen und des weitgaliz. Strafgefeßes, jo wie der 
fpäteren Novellen, aus welchen fid) der Tert des zu erflärenden Geſetzes rechtsgeſchicht— 
lich gebildet hat) vorausgeſchickt hatte, nicht wenig dazu beitrug, daß die fpäteren öfters 
reichifchen criminaliſtiſchen Schriftfteller unfer beftehendes Strafrecht auch hiſtoriſch, 
wenigſtens bis auf jenen Zeitpunkt zurüd zu beleuchten anfingen, wo Defterreich’d 
deutjche Erbländer chen in der Therefiana ein gemeinfames cinheimifches Straf: 
geſetzbuch erlangt hatten. 

Möchten doch diefe wenigen Andeutungen genügen, um jene lauten Tadler 
unjerer Vergangenheit zu überzeugen, daß die nfterreichifchen Juriften auch in den 
Schriften unferer älteren Rechtslehrer der Anregungen genug zu einer wahrhaft 
wiſſenſchaftlichen Behandlung, und namentlich zur hiftorifchen Auffaffung des 
Rechtes finden konnten, und daf die eben erft (in der Anmerk. auf Seite IX a. E.) 
erwähnten Vorwürfe gegen diefelben fih auch nad dem bleibenden Zeugniffe ihrer 
literarifhen Werke — ald völlig unbegründet darftellen! — — 

*) Sieh’ Thibaut's eigene Klagen darüber in deifen geiftooller Abhandlung 
„über die fogenannte hiftorifche und nicht-biftorifche Rechtsſchule“ im Archiv für civiliftifche 
Prarie, XXL Bd., 3. Heft, auch abgefondert im Jahre 1838 gedrudt, in welcher er 
übrigend die in der früher citirten Abhandlung ausgeführten Anfichten noch ausführ— 
licher und überzeugender zu begründen bemüht war. — 
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cafuiftifhen Entſcheidungen, fo wie vermöge der durch die verſchiedenen 
Handſchriften und Lesarten herbeigeführten Unbeftimmtheiten nicht zu 
einem Geſetzbuche (und zwar nicht einmal ala ſubſidiäres Geſetz, mie es vielfach ſtatt des im 
$. 7 unferes a. b. ©. B. berufenen natürlichen Rechtes vorgeichlagen wird) eigne; — und daß 
er fofort die Erlaffung eined einheimifchen, nicht bloß den Fach-Gelehrten 
zugänglichen, fondern auch dem Volke verftändlichen, die Rechte aller 
Staatdangehörigen in Flarer und zweifellofer Weife fejtitellenden, mit 
deuffcher Kraft und in deutichem Geifte nearbeiteten Geſetzbuches in 
Vorfchlag brachte, und feinem Vorfchlage zugleich wörtlih der Zuſatz 
beifügte: „daß dann erft die wahre Rechtswiſſenſchaft, d. h. die phi— 
(ofophirende (!) jid würde leicht und frei bewegen fönnen, um 
zur ferneren Vervollfommnung des vaterländifchen Rechtes mitzu— 
wirken!” — — 

In ähnlicher Weife erfchien auch mir von jeher die gefchicht- 
liche Auffaffung des Rechtes zunächft nicht als Zwed, fondern nur 
ale Mittel zum Berftändniffe ded Rechtes der Gegenwart, in- 
dem nah Köftlin’3 in jüngfter Zeit?) gebrauchten treffenden Auge 
drude: „die gefchichtlihe Entwidlung vor Allem dem Zwede 
zu dienen habe, den heutigen Rechtszuftand zu erklären.“ — 
„Dies nemlich, die anfhaulihe Schilderung und gefchichtliche Begründung 
des heutigen NRechtözuftandes erfchten ihm, nächſt der principiellen 
Gonftruction, als die dringendfte, auf dem gegenwärtigen Standpunfte 
der Wiſſenſchaft noch nicht genügend gelöfte Aufgabe!) — 

In diefem Sinne war ich von jeher, nach dem leuchtenden Beifpiele der 
berühmteften Rechtslehrer Deutfchlandg, allein wohl auch nach jenem meiner 
vaterländifchen NRechtölchrer und mit ihnen, ein Anhänger der, wie ges 
zeigt, auch in Defterreich nicht erft won geftern datirenden f. g. hiftorifchen 
Rechtsſchule; in dDiefem Sinne begrüße ich, wie jeder Baterlandefreund, 
das rüftige Streben fo manches jüngeren Talentes auf diefem Wege mit 
aufrichtiger Freude, zumal dann, wenn ed, wie dieß neueftens Unger 
rihtig ausfpricht, mit dem Anerfenntniffe verbunden wird: „daß, um 
die (Rechts-) Hiftorie nicht zu einer Sammlung von Rechtsantiquitäten 
herabfinfen zu machen, die Philofophie des Rechtes (d. h. weder 


*) Im Borworte des „Syſtems des deutſchen Strafrechts. Tübingen, 1855.” — 

*) In gleichem Geifte Sprach fi Schon im Jahre 1847 doch einer der verdienſt— 
vollſten deutfchen Rechts-Hiſtoriker („Gaupp über die Zukunft des deutfchen Rechtes, 
Seite 104”) dahin aus: „Nicht das Einheimifche ald ſolches, und feine Geltung ftatt 
des Fremden, fondern nur das Vernünftige fann der Zwed fein; nie aber 
darf man Zwed und Mittel verwechfeln!” — 
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das von allen gegebenen Verhältniffen abftrahirende ideale Recht, noch 
die f. 9. Philofophie des pofitiven Rechtes) hinzutreten müſſe, 
welche und lehrt, den Nechtöftoff nicht als einen ruhenden, fondern ald 
einen ſich fortwährend weiter entwidelnden zu begreifen, und in dem 
Rechte aller Zeiten und aller Nationen die Fortbildung der Ideen 
des (scilicet ded vernünftigen und ewigen) Rechtes zu erfennen“, — 
und dag überhaupt eine wahrhaft mwilfenfchaftlihe Richtung im Rechte 
ohne philofophifhe Grundlage nicht möglich fei;“*) — oder wenn an— 
erfannt wird, — wie e8 Chambon in feinen mit eben fo viel Mäßi— 
gung ald Sachkenntniß und in wirklich verföhnlichem Geifte gefchrie- 
benen Aufſätzen „über römifched Recht“ in den dfterreichifchen Blättern 
für Literatur und Kunft, Nr. 10, 12 und 14 vom Jahre 1855, thut —: 
„daß das Bedürfnig unfered Rechtölebend darin liege, den einzelnen 
Rechtsſatz nicht bloß um feine traditionelle Begründung, fondern auch 
um die Berechtigung zu feiner ferneren Eriftenz zu befragen 
— — und daß zwifchen Philofophie und Gefchichte nicht etwa 
ein Gegenſatz, fondern vielmehr die innigſte Berwandtfchaft be— 
ftehe, und erft die Verbindung beider die wilfenfchaftlihe Behandlung 
des Nechted ermögliche.“ — — 

Solcher Auffaffung einer wahrhaft wiffenfchaftlichen Behandlung 
des Mechtes pflichte ich mit innerfter Ueberzeugung bei; allein dabei 
werde ich mich zugleich, wie bisher, fo auch Fünftig, fo oft es noth thut, 
offen und mit meinem Namen als einen entfchiedenen Widerfacher 
jenes eben fo unpatriotifchen, ald unwürdigen — fei ed num auf 
Ignoranz, oder auf abfichtlicher Lüge und Entftellung beruhenden — 
Treibend derjenigen befennen, welche unter dem fFeigheitd- Schilde 
anonymer Zeitungs = Artikel, ihren Apologien jedes befjeren Strebniffes 
der Gegenwart, immer zugleih ein obligates Gejchimpf über die frühere 
ftaats- und rechtöwiffenfchaftliche Literatur Defterreich’d, jo wie über den 
gefammten vaterländifchen Lehrftand und über die Studien-Einrichtungen 
und Zujtände der früheren Zeit zur Folie geben zu müffen glauben. — — — 
Ebenſowenig fann und werde ich mich je mit den unlauteren Umtrieben 
derjenigen befreunden, welche die Nechtsphilofophie bald ala ein Non - ens 
darftellen, bald ihren Lehrern Albernheiten aufbürden, von welchen ſich 
feiner derfelben Etwas träumen ließ, bald gar diefe Wiſſenſchaft politifch 


*) In feiner „Untrittörede über die wiffenfchaftliche Behandlung des öſterreichi— 
fhen gemeinen Privatrechtes. Wien, 1853, ©. 26° und „in den Blättern für öfter 
reihifche Literatur und Kunft, Nr. 5 vom Jahre 1855. 
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denunciren und ihre Lehrer perfönlich verbähtigen, „weil die Er- 
fahrung gelehrt habe, daß die rationaliftifche Auffaffung des Rechtes zu fehr 
bedenkflichen Refultaten führe“ (17), und eben fo fühn, ald unverftanden hin- 
zufügen: „daß nur das Recht, welches gilt und herrfcht, wahres Recht, 
db. 5. Herrschaft des Gefammt-Willens (!!), objective Norm fei“,*) 


*) Davon, daß die Römer und römifhen Rechtsquellen felbft an hun— 
dert Stellen auf das vernünftige oder natürlihe Recht, auf die naturalis 
ratio, d. h. „auf das der menfchlichen Natur eingepflanzte gemeinfame Rechtsbewußt— 
fein oder den allgemeinen Menfchengeift” (wie es Savigny im Syſtem des römifchen 
Rechtes, I. ©. 21 und 110, nennt), ald die Genefis alles pofitiven Rechtes hinweifen, 
davon fcheinen freilich die Räugner und Berächter des Bernunftrechtes keine Spur zu 
haben. &8 fei erlaubt, ihnen aus den römifchen Rechtsquellen und aus Gicero nur einige 
diefer Stellen in Erinnerung zu bringen. — „Quod vero naturalis ratio inter 
omnes homines constituit, id apud omnes persque custoditur, vocaturque jus gen- 
tium, quasi quo jure omnes gentes utantur“ (J. I. 2, 8.2); — ferner „naturalia 
quidem jura, qus apud omnes gentes perseque observantur, divina quadam 
providentia constituta, semper firma atque immutabilia permanent“ 
(J. 1. 2, 8.11); — dann: „Quarumdam rerum dominium nanciseimur jure gen- 
tium, quod ratione naturali inter omnes homines perssque servatur — anti- 
quius (hoc) jus gentium cum ipso genere humano proditum est“ 
(Dig. XLI. 1. 1. 1. pr.). — Bergleidye hierzu indbefondere die fchrreiche Abhandlung, 
welhe Savigny a. a. D. in ber Beilage I. über jus naturale, gentium et civile 
gibt, wo die Nachweiſung geliefert wird, daß Gajus und Modestinus nur eine 
jweitheilige Eintheilung des Rechtes in jus gentium (i. e. rationale oder naturale) 
und in jus ceivile (i. e. positivum) fannten, und daß diefen beiden Rechtsgelehrten, 
gleihwie auch bei Paulus, Marcian, Florentinus und Licinius Rufinus 
die Ausdrüde: „jus naturale*“ und „illud jus, quod naturalis ratio constituit“, 
seu „jus gentium“ identifch waren, und daß fie daher überall ihrem jus civile das 
jus naturale seu rationale gegenüber ftellten. — 

Noch ſchärfer markirt befanntlih Cicero den Urfprung des pofitiven Rechtes 
aus dem natürlichen oder vernünftigen Rechte. „Non a Praetoris edicto, neque 
a XI tabulis, sed penitus ex intima Philosophia hauriendam juris dis- 
ciplinam pato“ (de Leg. I. 5); — „natura juris explicanda est nobis, eaque 
ab hominis repetenda natura; considerandse leges, quibus civitates regi de- 
beant; tum hsc tractanda, que composita sunt et descripta, jura et jussa 
populorum“ (l. e.); — „repetamus stirpem Juris a natura, qua duce — 
errari nulla pacto potest“ (l.c. 6); — „nihil est profecto prestabilius, quam plane 
intelligi, nos ad Justitiam esse natos, neque opinione, sed natura consti- 
tum esse jus“ (L c. 10); — „est unum jus, quo devincta est hominum so- 
cietas, et quod lex constituit una, qua lex est recta ratio; quam qui 
ignorat, is est injustus, sive est illa scripta uspiam, sive nusquam“ (l. c. 15) 
— Welcher Deutfche denkt hierbei nicht unwilllürlih an das berühmte Wort: „Ber 
achte nur Bernunft und Wiffenfchaft, des Menfhen allerhöchſte Kraft — — 
fo hab’ ich Dich ſchon unbedingt!” — — Ebenfo in der Rede pro Milone, c. 1: „Est 


haec non scripta, sed nata lex, quam non didicimus, accepimus, legimus 
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und daß man „an die Stelle der Rechtsphiloſophie die Philoſophie 
des poſitiven Rechtes ſetzen müſſe“ ()) — — oder welche, ſtatt in 
unſerer heranreifenden Generation Liebe und Anhänglichkeit an unſere 
vaterländiſchen Einrichtungen und an unſere trefflichen einheimiſchen 
Geſetzbücher zu pflanzen und zu nähren, die letzteren vielmehr mit 
Schmähungen überhäufen, und uns immer und überall nur das Fremd— 
ländiſche, weil es eben fremdländiſch iſt, oder das vor Jahrhunderten 
Geweſene und in vielen (weil als unrecht oder unpaſſend erkannten) 
Punkten von der ſpäteren Zeit Ueberwundene, eben nur, weil es einſt 
ſo war, zum Muſter vorhalten, oder uns gar in die troſtloſen Zuſtände 
jener (freilich gewiſſen Sondergelüſten ſchmeichelnden) Vergangenheit zu— 
rückſtauen wollen, wo ſchwankende, und mit jeder Provinz, ja nicht ſelten 
mit jedem Diftriete wechſelnde Gewohnheiten, oder akademiſche Gelehrten— 
Gontroverfen die Stelle des Rechtes erfegen follten; — — oder welche 
(zum Theile im diametralen Gegenfape mit den Feptgenannten) iM unſerer Jugend Water: 
landsliebe und Begeifterung für den Herrfeher der Gegenwart dadurch 
zu wecken glauben, oder es zu wollen wenigjtend vorgeben, daß fie unfere 
früheren vaterländifchen Inftitutionen mit fpottendem Hohne behandeln, 
und die Schöpfer derfelben, Oeſterreich's glänzendfte Negenten-Namen 
(fo namentlich die durch Weisheit, wie Gerechtigkeit aleich ruhmvollen 
Herrscher Therefia, Joſeph den IL, und Franz!) und die 
beiten und verdienteften, unter diefen Negenten wirkenden Staatömänner 
in den Staub zu ziehen ſich abmühen; — — oder welche endlich den 
minder Kundigen und der großen Menge, durch angeftrebte Beherrfchung 
der öffentlichen Meinung mittelft der Tagespreffe, glauben machen wollen, 








verum ex natura ipsa arripuimus, hausimus, expressimus; ad quam non 
docti, sed facti, non instituti sed imbuti sumus.* — 

Endlich die herrliche Stelle in dem wiederaufgefundenen Werke „de republica 
lib. UI. c. 22 (edit. Angeli Maji, Roms, 1822, pag. 251): „Est quidem vera 
lex recta ratio, natur® congruens, diffusa in omnes, constans, sem- 
piterna, qua vocet ad offieium jubendo, vetando a fraude deterreat, qu® tamen 
neque probos frustra jubet aut vetat, nec improbos jubendo aut vetando movet. 
Huiec legi nec obrogari fas est, neque derogari ex hac aliquid licet, neque 
tota abrogari potest: nee vero aut per Senatum, aut per populum solvi hac lege 
possumus: neque est qu®srendus explanator aut interpres ejus alius: 
nec erit alia lex Rom, alia Athenis, alia nunc, alia posthac, sed et 
omnes gentes et omni tempore, una lex et sempiterna et immutabilis 
(„immortalis“ apud Alios) continebit, unusque erit communis quasi magister 
et imperator omnium Deus, ille legis hujus inventor, disceptator, lator; eui 
qui non parebit, ipse se fugiet, ac naturam hominis aspernatus hoc ipso luet 
maximas poenas; etiamsi caetera supplicia, quae putantur, eflugiet!* — 
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dag der in der deutfchen Wiffenfchaft längſt ausgefämpfte Streit „über 
den Beruf unferer Zeit zur Gefeßgebung“, fo wie über die hiftorifche und 
philofophifche Richtung in der Rechtswiſſenſchaft nun erſt in Defterreich 
anhebe, und daß die älteren Nechtölehrer und Schriftteller Defterreich’8 
die Strebſamkeit jüngerer Talente irgendwie hemmen wollen! — 

Doch wenn nicht alle Bahrzeichen trügen, jo hat auch diefe Phafe 
bereit3 ihr Ende erreicht. — Ohnehin haben die Männer der ernten 
Wiſſenſchaft fich derlei anonymen Journalſtimmen, oder font gefallenen 
Aeußerungen ähnlicher Art nie angefchloffen, und den angeblichen 
Kampf der älteren Schule gegen die fogenannte jüngere (hiftorifche) 
Nechtöfchule als nirgend beitehend, als nirgend erkennbar angefeben, 
jo wie aud das Geifern gegen die Rechtöphilofophie, worin über 
geſchäftige Schildträger der hiftorifchen Richtung den Kernpunft der letz— 
teren zu erkennen glaubten, nie und nirgends unterftügt, wie ung fchon die 
eben erſt genannten zwei Stimmführer (Unger und Chambon) zeigen. 
Allenthalben regt fich ferner die allgemeine Entrüftung über 
die fortan wiederfehrenden Läſterungen des früheren Studien- 
ſyſtemes — deſſen Einrichtungen (aus dem Jahre 1810 ftammend) 
doch eben fo von der Strömung ihrer Zeit getragen waren, wie die 
heutigen von den in der Gegenwart zur Geltung gelangten Ideen 
beherrfcht find — fo wie über die Berunglimpfungen des vater- 
ländifchen Lehrſtandes, und feiner literarifchen und Lehr: 
amtslerftungen; und fo fehr Einzelne aus Beforanif, durch die 
offene Kundgebung ihrer Indignation hierüber zugleich den Schein einer 
Dppofition gegen die Encomiaften der Beftrebungen und Snjtitutionen 
der Jebtzeit, oder jogar gegen dieſe Strebungen und Inftitutionen jelbit 
auf fich zu laden, es änaftlih vermeiden, mit offenem Bifir dagegen 
aufzutreten, fo lafen wir dennoch fchon im Auguſt 1853 von einem 
der geiftreichften und gelehrteften vaterländifchen Profefforen gegen jene 
Philippifen eine Fräftige, und nah allen Seiten hin mit thatfäch- 
lihen Beweifen und Daten ausgerüftete Grwiderung, nur leider in 
einem in woilfenfchaftlihen Kreifen wenig verbreiteten Blatte,*) und 
ebenda **) in jüngfter Zeit eine, gleichfall® mit überzeugenden Daten 
und Nachmweifungen ausgeftattete, Schirmrede für die vaterländifchen 
Hiftorifer gegen das über diefelben von einem Anonymus ausgefprochene 
wegmwerfende Urtheil. — Es äußern fich ferner in neuefter Zeit allmälig 
da und dort auch andere, obgleich großentheild noch anonyme vater: 
ländifhe Stimmen in gleichem Sinne und mit lebhaften Unwillen über 
jene Begeiferungen: fo in der öfterreichifchen Gerichtözeitung (1854, 
Seite 416 a. €), — in Haimerl’d Magazin für Rechts- und Staats— 
wiffenfhaft (Bd. XL, H. 2, ©. 287), — und insbefondere in einem mit 
Geiſt und Sachfenntniß, nur leider ebenfalls anonym, gefchriebenen 
Aufjage in der Beilage zur „Donau“ (Nr. 127 vom 18. März 1855), 


*) Bahmann in dem gediegenen Auffabe: „Das öfterreihhifche Rechtsftudium 
und Willen vor 1848” im öfterreichiichen Zufchauer, Nr. 64 vom 10. Auguft 1848. 
) A. a. D. Nr. 16 vom 26. Februar 1855. 
b 
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und neueftens felbft in der Augsburger allgemeinen Zeitung (Nr. 94 
vom 4. April 1854), in einem Ärtikel, der mit gewiegtem Urtheile den 
Fortfchritten der neuen Zeit, und den Verdienſten der älteren Rechts— 
lehrer gleiche Gerechtigkeit widerfahren läßt; während eine ausführ- 
fihe „Weberficht der öfterreichifchen rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Literatur feit 1850 mit bejonderer NRüdfiht auf den Untheil der 
Univerfitäten an derfelben“ in der Gerichtözeitung (Nr. 15—20 des 
Jahrgangs 1855) — felbit für den am fih fo kurzen Zeitraum von 
1850 — 1854 — den thatfächlichen Beweis der Unmwahrheit der ange- 
deuteten, von dem Verfaſſer diefer Ueberficht ebenfalls mit Nachdrud zurüd- 
gewiefenen, Vorwürfe geliefert hat; und während ferner die, doch ſonſt mit 
unverfennbarer Vorliebe für die Leitungen und Strebniffe der „Jüngeren 
(hiſtoriſchen) Rechtsſchule“ vedigirten, „öfterreichifchen Blätter für Literatur 
und Kunft“, fowohl in dem mit Ruhe und wifjenfchaftlicher Würde 
gefchriebenen Nekrologe Würth's (Nr. 7 vom 12. Februar 1855), ald auch 
in einem allgemein gehaltenen Urtheile (Redactionsanmerkung in Nr. 9 
vom 26. Februar 1855) mit hoher Achtung von den Xeiltungen der 
bisherigen öſterreichiſchen Nechtsliteratur —*2*è und einbekennen, 
daß die Rechtswiſſenſchaft, die bisher in Oeſterreich meiſtentheils aus 
praktiſchem Standpunkte ‚aufgefabt worden fei, (auch) „den Intereſſen 
des ftaatlichen und bürgerlichen Lebens zu dienen habe, und daß es mit 
zu ihren ſchönſten (!), wenn auch nicht (2) zu ihren höchſten (29) und 
alleinigen Aufgaben gehöre, die Wilfenfchaft mit dem Leben zu ver- 
binden.“ — — zzaft gleichzeitig haben aber ſelbſt ausländische Urtheile 
egen das leider von öfterreichifchen (2) Stimmen über unfere eigenen 
Srüheren Studien-Einrichtungen unbedingt ausgefprochene Verdammungs— 
Urtheil, fo wie gegen die Verfehmung der Rechtsphilofophie Verwahrung 
eingelegt‘) — und endlih beginnen in jüngfter Zeit fogar die Wort: 
*) Röder äußert fich in feiner — überhaupt viele beherzigungswerthe Winfe ein- 
fchließenden — Schrift: „Hrundgedanfen und Bedeutung des römischen und germanischen 
Rechte. Leipzig, 1855* auf Seite 25 wörtlih: „Wir hatten gehofft, daß man in Oeſter— 
reich fuchen würde, nicht bloß die Vorzüge fich anzueignen, die in wifjfenfchaftlicher 
Hinficht der deutjche Hochfchulunterriht im Rechtsfache durch gründliches Zurüdgeben 
a die gefchichtlihen — römischen und germanifchen — Quellen aller neueren Geſetz— 
gebungen, auch der üfterreichifchen, entichieden voraus hatte, fondern zugleich von den 
großen in Deutfchland eingeriffenen Mängeln dieſes Unterrichted fich —* zu halten, 
wie man es bisher gethan hatte, inſoferne man die Vorträge über Rechts— 
philoſophie in Oeſterreich nie geringſchätzte, noch weniger, wie anderswo, 
fürchtete. Dieſe Hoffnung iſt indeß dadurch vereitelt worden, daß man dort fo eben 
das Kind mit dem Bade ausgefchüttet, nämlich die Rechtöphilofophie aus der Reihe 
der zu hörenden Vorträge ausgeftrichen hat.” (Dieh leptere ift übrigens, infoweit darunter die 
unmittelbare Berfügung des Geſetzes gemeint fein foll, ungenau, worauf auch bereit? Chambon auf: 
mertſam gemacht hat.) — — In gleihem Sinne äußert fih Noellner in feiner bekannten 
Brohüre: „Die deutfchen Juriften und die deutfche volksthümliche Geſetzgebung feit 
1848. Kaffel, 1854“ auf Seite 405, nachdem er die durch die öfterreifche Verordnung 
vom 8. September 1854 ausgefprochene Einbezichung des römifchen Rechtes unter die 
Begenftände der Staatsprüfung ald einen „Fortfchritt der Rechtswiſſenſchaft“ mit 
warmer Anerkennung une hat, wörtlich wie folgt: „Wir würden jene Verordnung 
als einen Mißgriff erkennen, wenn fie in der Auffalfung im Lloyd vom 28. September 
und 1. Dctober 1854 ergangen wäre. Hier wird behauptet, durch diefe Verordnung 
feien die öfterreichifchen Univerfitäten in Bezug auf Rechtöwiffenfchaft aus „Abrichtungs— 
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führer der angeblih „neuen hiftorifchen Rechtsſchule in Defterreich“ 
wenigftend die Ertreme ihrer jourmaliftifhen Parteigänger ju ver⸗ 
läugnen, und doch den Koryphäen der von ihnen ſogenannten älteren, 
und fortan als „überlebt“ bezeichneten Richtung, nemlich einem Zeiller, 
Pratobevera, Dolliner, Jenull u. ſ. f. Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, 
jo wie zuzugeſtehen: „daß Niemand (2?) in Oeſterreich in feiner Be— 
geifterung für die hiftorifche Behandlung fo weit gehe, daß er Rechts— 
philofopie vollfommen eliminirt wiffen wolle, und niemand (2?) in der 
aefchichtlichen Behandlung einen abfoluten Gegenfab zur Philofophie, 
fondern nur eine andere Art von Philofophie erkenne.” — 

Möchte nun doch auch in Defterreich der fonft fajt überall aus: 
getobte Streit zwifchen alter und neuer, zwiſchen hiſtoriſcher und philo- 
ſophiſcher NRechtöfchule, der ohnehin zwifchen den Männern der Wiffen- 
ſchaft nicht befteht, aber deſto lauter von faum hierzu berufenen — 
blättern angefacht und erhalten wird, für immer zur Seite gelegt 
werden; — möchten ſich doch auch bei uns die älteren und jüngeren 
Rechtslehrer, fo wie die wiſſenſchaftlichen Praktiker mit wahrhaft 
patriotifhem Sinne vereinigen, um „mit vereinten Kräften“ vor 
Allem unfer vaterländifches Recht zu pflegen, um das Verftändniß 
deffelben durch gründliche Studien feiner — Entwicklung aus dem 
römiſchen, germaniſchen, canoniſchen und alt-öſterreichiſch-particulären 
Rechte zu vermitteln, um es aber auch „mit der Leuchte der Rechts— 
philofophie geiftig zu durchdringen und zu beherrfchen, fo wie dasjenige 
zu erforfchen, was in Zukunft werden und gefchehen follte*; — möchte 
man dabei zugleich nie vergeffen, daß die Jurisprudenz vor Allem eine 
praftifhe Wiſſenſchaft iſt, „die fich im Uebereinftiimmung mit dem 
wirklihen Leben der Menfchen fegen und feinen Bedürfniffen 
dienen fol“, als eine deren Hauptaufgaben ed daher insbeſondere 
in Deutfchland erfcheint, gleichwie im Wechfelrechte, jo nunmehr auch 
im gefammten Civil- und Straf-Rechte „den Particularimus der deut- 
fhen Länder zu überwinden, und eine gemeinfame deutfche Gefeßgebung 
vorzubereiten, und deren Nothwendigkeit, fo wie deren Ermöglichung zum 
allgemeinen Bewußtfein zu bringen!“*) — Möchten daher auch in unferem 


anftalten für Staatsdiener“ nah dem Zeiller'fhen Spfteme in „Pflanzfchulen der 
Wiffenfhaft“ umgewandelt worden. Jenes waren fie nie, und Dreifuranftalten 
für den bürcaufratifchen Comptoirdienſt laffen fih wahrlich nicht durch ausgedehntere 
Vorträge über römifches Necht in akademifche Lehranftalten umwandeln.“ — 

*) Mit den obigen Worten weifet in jüngfter Zeit Wächter neuerlich auf das 
feit Jahrzehenden chen fo oft, ald vergeblich hervorgehobene praftifche Bedürfniß einer 
gemeinfamen Gefeßgebung für alle Staaten des deutfchen Bundes hin. Es gefchieht 
dieß in der mit Meifterhand gezeichneten Skizze „die deutfche Strafrchtswiffenfihaft 
des XIX. Jahrhunderts und ihre Aufgaben“ im 2. Hefte der „Jahrbücher der deutfchen 
Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung von Schletter, Erlangen, 1855“, ©. 105 u. fgg. 
Es fei erlaubt, aus diefem gediegenen Auffaße nur noch dasjenige bier — re was 
zunächſt zu dem in dieſer Vorerinnerung erörterten Gegenſtande gehört. ächter be— 
zeichnet nemlich den allgemeinen Zielpunkt der Rechtswiſſenſchaft dahin: „mit 
Hilfe der Geſchichte das Beſtehende zu begreifen, damit die philoſophi— 
fhe Grundlegung und Kritik zu verbinden, und hieran die Entwidlung, 
die Ausbildung des wirklichen, des geltenden Rechtes zu knüpfen.“ — 
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Vorrede. 


Meine ämtliche Stellung im kaiſerlich-öſterreichiſchen Juſtizmini⸗ 
ſterium, die mich zum Zeugen und Mitwirker bei den unſerem revidirten 
Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 ſammt deſſen Anhängen vorausgegange— 
nen Berathungen und Verhandlungen gemacht hatte, veranlaßte zugleich 
die an mich von mehreren hierzu vollberufenen Männern ergangene 
ehrende Aufforderung, daß ich die Gründe, auf welchen dieſes Geſetz— 
werk beruhe, die Unterſchiede desſelben von dem bisherigen vater— 
ländiſchen Strafrechte, und endlich eine kurze Erläuterung des neuen 
Geſetzes ſelbſt — in einem Privatwerfe zufammeniteilen möge, welches 
um ſo erwünſchter fein würde, da von Seite der Regierung fein amt: 
licher Motiven-Vortrag kundgemacht wird. Man war jo gütig, jener 
Aufforderung noc beizufügen, daß ich durch meine vorausgefeßten 
Studien als öffentlicher Lehrer des Strafrechtes, gleichwie durch viel- 
jährige praftifhe Uebung im Gebiete der Strafrehtöpflege, beim Rich— 
teramte, bei der Advocatur, bei der Juſtiz-Adminiſtration und Juſtiz— 
Gejeggebung , der Gelegenheiten genug gefunden haben dürfte, um 
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‚Materialien für die allfeitige Beleuchtung des Geifted unſerer vaterlän- 
difchen Strafgefeßgebung im Allgemeinen, fo wie für die Erklärung ihrer 
einzelnen Beftimmungen aufzufammely. 


Wenn nun fchon der politifche Gedanke, der dem neuen Geſetzes— 
Werke zur Folie liegt — die Anbahnung nemlich und die theilweife 
‚ Verwirklihung der Staats-, Geſetzes- und Rechts-Einheit im Ge: 
fammt:Defterreihd — jeden treuen Sohn unferes ſchönen Vaterlandes 
mit freudigsftolzen Gefühlen durchfeelt: jo mußte der Reiz, zu diefem 
großen Ziele noch indbefondere, wenn gleich im noch fo geringem 
Maße mitwirken zu können, um fo mächtiger auf mich wirken, da ich 
zugleich in den verfchiedenen Beziehungen meiner öffentlichen Berufs— 
Stellung auch mehrfache Berpflichtungs-Momente erfennen mußte, 
um die fubjectiven Anfchauungen, die ich von unferem neuen Gefebes- 
werke mir felbft ſchon während feiner Codification gebildet hatte, als 
möglichen Beitrag zum Werftändniffe und zur Aufklärung desfelben 
auch in weiteren Kreifen befannt zu geben, ohne dabei — wie fich von 
ſelbſt verſteht irgend Etwas Anderes, ald meine Privat-Meinung 
an den Tag zu legen, und ohne mit meiner Auseinanderfeßung irgend- 
wie jene Schranfen zu verlaffen, welche von der Amtöpflicht gezogen 
find. — 


Ich konnte fofort in den obigen am mich ergangenen Aufforde⸗ 
rungen nur einen Pflichten-Ruf erkennen, dem ich mit Beiſeiteſetzung 
all’ jener mannigfachen perſönlichen Rückſichten, die geeignet geweſen 
wären, mich davon abzuhalten, folgen zu müſſen glaubte. Unter dieſen 
leßzteren war wohl nicht die geringſte — die Erwägung der verhält— 
nißmäßig furzen Zeit, in welcher eine ſolche Grläuterung, wenn 
fie dem nächſten Bedürfniffe genügen follte, zu Stande gebracht wer- 
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den muß. — Bon einer längeren Vorbereitung eines folchen 
Werkes konnte, wenigftend in Beziehung auf die Haupt -Neuerungen 
des neuen Geſetzes, nach der Natur der Sache feine Rede fein, da 
ed eine notorifche Thatſache ift, daß die meiften derfelben erjt in der 
jüngiten Zeit, unmittelbar vor der Kundmachung derfelben, entftanden 
jind, und daß daher früher nicht einmal das zu erläuternde Subftrat 
vorlag. War doch notoriſch das urfprüngliche Vorhaben der höchiten 
Geſetzgebung nur dahin gerichtet, das frühere Gefeß, wie es war, bios 
mit Einflehtung aller fpäteren bereits in Geſetzeskraft ftehenden Novel- 
len, in einer ergänzten Ausgabe zu promulgiren. 


Diefe Rückſicht legt mir nun eine gedoppelte, gleich peinliche Selbit- 
verläugnung auf. Ber der ununterbrochenen Fortdauer all! meiner mehr: 
feitigen Berufs-Verpflihtungen kann ich nemlich einerfeits mein Vorha— 
ben der Herausgabe einer folchen Gefeges-Crläuterung nur mit der 
außerordentlichiten Anjtrengung ausführen, und ihm and'rerſeits 
dennoch nicht jene Reife und wilfenfchaftlihe Vollſtändigkeit geben, die 
ich bei ruhigerer Muße für dasfelbe angeftrebt haben würde. 


Schon aus diefem Grunde muß ich an die freundliche Nach— 
fiht meiner Leſer Berufung einlegen. 


Dazu kommt die weitere Erwägung, daß ich bei der ganzen Arbeit 
zunächſt jene Zielpunfte vor Augen halten mußte, welche mir diejenigen 
Männer, die mich. vorzugsweiſe zur Herausgabe beftimmten, als das 
dringendfte Bedürfniß bezeichneten, wornacdh ich daher mein Werf- 
chen zunächſt aus praftifhem Standpunkte auffaffen und durchführen 
follte. Man hatte hierbei insbefondere diejenigen Kronländer im 
Auge, in welchen das gegenwärtige Strafgefeß eine ganz neue Er— 
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fcheinung ift, nämlich die Königreiche Ungarn, Croatien und Sla— 
vonien, die ferbifche Woimwodfchaft mit dem Temeſer Banate und 
das Großfürftentbum Siebenbürgen, in welchen fich daher auch, eben 
wegen der gänzlichen Neuheit des Geſetzes felbft, das Bedürfniß nach 
einer furzen, fahlichen Erläuterung deffelben als ein unmittelbar prafti- 
fches, und als eine eigentlihe Berufd-Nothwendigfeit nicht mur 
für die Studirenden des pofitiven Rechtes, Staatöprüfungs-, Richter: 
amts- und Advocaturd-Candidaten, fondern felbft auch für Richter, 
öffentliche Lehrer, Staatsanwälte und Parteien-Bertreter herausitellt. 


Mit Fefthaltung diefes praftifchen Bedürfniffes, insbefondere 
derjenigen Organe, welche zunächit zur Handhabung und Anwendung 
der neuen Gefege berufen fein werden, wird daher das vorftchende Werk 
vorerft den wörtlichen Abdrud des Gefegtertes felbft, zwar in gefeglicher 
Ordnung, jedoch in folcher Form aufnehmen, daß bei jedem Paragraphe 
zugleich das Gitat der gleichen oder analogen Stellen der früheren Ge- 
jeße, fo wie die Abweichungen des neuen Geſetzes von dem älteren, 
ferner die Beziehung des für jede in diefem Paragraphe beftimmte 
ftrafbare Handlung competenten Strafgerichtes, und mehrere ähnliche 
Beziehungen aus den allgemeinen Gefekes - Anordnungen auf die 
befonderen Beitimmungen des einzelnen Paragraphes, überfihtlid 
zufammengeftellt erfcheinen werden. 


Hiernach wird es fowohl im Allgemeinen, als in Beziehung auf 
alle einzelnen Gefebesftellen, die Motive beleuchten, welche für die 
neuen gefeßlichen Beitimmungen geltend gemacht werden können, und 
hierbei ebenfowohl die Gründe angeben, auf welchen die in dem neuen 
Gefege vorkommenden Abänderungen der früheren Gefeßgebung be- 
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ruhen, als auch diejenigen Rückſichten in Erwägung ziehen, welche der 
Beibehaltung des früheren Geſetz-Textes das Wort führen. 


Sofort wird es in die Auslegung der neuen Geſetze ein— 
gehen, und hierbei ganz kurz den Sinn des Geſetzes aus der Erklärung 
der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zuſammenhange, 
und aus der klaren Abſicht des Geſetzgebers zu beſtimmen ſuchen, jedoch 
auch hier ganz vorzugsweiſe wieder die praktiſche Richtung feit: 
halten, d. h. vor Allem die wichtigiten Fälle darzulegen bemüht fein, 
die ſich hiernach unter das Geſetz fubjumiren laſſen. 


Dabei wird es das unmittelbare praktiſche Bedürfniß auch derje— 
nigen Kronländer im Auge behalten, für welche das neue Strafgeſetz 
zunächſt blos als eine revidirte und verbeſſerte Ausgabe des in denſelben 
bisher geltenden Strafgeſetzbuches über Verbrechen und ſchwere Polizei: 
Uebertretungen vom 3. September 1803 erfcheint, indem es namentlich 
alle Unterfchiede diefer neuen von der früheren Legiölation in der ge 
dachten Weife erläuternd hervorheben foll, während es im Hinblide auf 
die fhon oben genannten Kronländer (Ungarn, Groatien, Slavonien, 
Woiwodſchaft und Siebenbürgen) allerdings die Erklärung des ganzen 
nunmehrigen Gefegtertes, daher mit Einfhluß auch des im revibirten 
Gefege unverändert gebliebenen Wortlauted ber frühern Gefeße, ent— 
halten wird. 


Am Schluffe wird zum leichtern Gebrauche ein alphabetiſches Re- 
pertorium beigegeben werden, welches die Gitate des Geſetztextes ftrenge 
von den Privat-Erläuterungen des Verfaffers unterfcheiden wird. 
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Um aber vorzugsweiſe dieſe praktiſchen Standpunkte feſtzuhal— 
ten, mußte ich mir ſchon in der Anlage meines Werkes die Reſignation 
auferlegen, von der wiſſenſchaftlichen Einleitung gänzlich Um— 
gang zu nehmen. Sie würde ſich nach der bei Leſe- und Handbüchern 
über ein poſitives Geſetz üblichen Methode mit der Entwicklung des 
Begriffes von Strafrechtswiſſenſchaft überhaupt und dem öſterreichiſchen 
Strafrechte insbeſondere, und mit einer Darſtellung der verſchiedenen 
Strafrechts-Theorien, um hieraus zur Würdigung der unſerem poſitiven 
Geſetze zur Grundlage dienenden Theorie zu gelangen; — ferner mit 
der Auseinanderſetzung des Syſtems, der verſchiedenen Zweige, der 
Quellen und Hilfswiſſenſchaften des öſterreichiſchen Strafrechtes, ſo wie mit 
den verſchiedenen Methoden und dem Nutzen ſeines Studiums, mit ſeiner 
inneren und äußeren (Rechts-) Geſchichte und der Literatur u. ſ. f. zu 
befaffen haben. Doc ich glaubte, vor der Hand auf die Darftellung 
all’ diefer Momente verzichten zu müffen, fo nahe fie mir auch aus 
meinen zwanziajährigen Lehrvorträgen über diefen Gegenftand lagen, 
und fo fehr ich gewinfcht hätte, aus diefem Anlaffe, wenn auch nur in 
einer Skizze, die Rechts-Geſchichte unferer vaterländifchen Strafgefep: 
gebung im verfchtedenen, vielleicht neuen Momenten, zu beleuchten. — 
Ich glaubte ferner, regelmäßig felbft auf die biftorifche Entwicklung 
mancher bei uns eigenthümlichen Geſetzes-Beſtimmung aus den früheren 
Rechts⸗Inſtitutionen und Geſetzen, fo wie auf die Vergleichung unſeres 
dermaligen Gefeßes mit den befferen auswärtigen Gefegen verzichten 
zu müffen, weil fie dem nächſten Zwede meiner Arbeit ferner 
lagen, und mic behindert hätten, fogleih in medias res einzu: 
dringen. Aus eben diefem Grunde unterließ ich es in der Regel 
auch, den einzelnen Parthieen oder Paragraphen des Geſetzes, oder 
der Entwidlung und Begründung meiner eigenen Anfichten irgend 
eine fei ed nun inländifche oder ausländifche Literatur- Notiz bei- 
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zufügen, *) obgleich ich bei der Erklärung der Gefetesftellen forg- 
fältigft Alles berüdfichtigt habe, was von inländifhen Schriftftellern 
über die analogen Beitimmungen unfered früheren Geſetzes geäußert 
worden iſt, ımd das von mir nunmehr Mitgetheilte, wie ich 
offen eingeftehe, an manchen Stellen nur das Ergebniß der For: 
fhungen Anderer enthält, und von meiner Seite fein anderes, als 
da8 Derdienft ded Sammelnd und des gedrängten Auszuged der be- 
reits in diefem oder jenem Aufſatze von Anderen niedergelegten Anfich: 
ten und Gründe, daher nur die dermalige Form und Anpaffung an das 


*) Was die vaterländijche Literatur über unfer bisheriges Strafgefeg 
vom 3. September 1803 betrifft, fo findet ſich diefelbe hinfichtlich des erften Theiles 
(über Verbrechen) in „Maucher's Darftellung der Quellen und Literatur der öfter- 
teihifchen Strafgefebgebung über Verbrechen, Wien 1849,“ — und in Bezichung auf den 
zweiten Theil (über ſchwere Polizei- Hebertretungen) in Kudler's Erflärung des 
Strafgefehes über ſchwere Polizeis Mebertretungen, mit Vorwort und Anhang von 
Hye, Wien 1850" ohnehin mit großer Vollſtändigkeit nach der Paragraphen» Drd- 
nung der Gefebbücher zufammengeftellt; bei Maucher noch überdieß (nah Häber- 
lin) mit einer fehr fchägbaren Sammlung der Citate der parallelen Paragraphen 
der neueren deutſchen Strafgeſetzbücher ausgeftattet. Ich muß beifegen, daß bie 
Vergleichung mit meinen eigenen, feit 25 Jahren mit größter Sorgfältigfeit fortlau: 
fend geführten Auffchreibungen, Auszügen und Literatur» Daten über Criminalrecht 
mich überzeugt hat, daß Maucher's ebengedachtes, von dem flupendeften Sammler: 
fleiße zeugended Werk nur äußerft wenige Beziehungen, und regelmäßig blos feldye 
ausgelaffen habe, wo hie und da ein Auffag außer dem eigentlichen Gegenftande 
feiner unmittelbaren Aufgabe nebenher oder mittelbar auch noch eine andere Frage 
behandelte, fo daß das genannte Werk im Ganzen gerade wegen feiner Bollftän- 
digfeit alle Anerkennung verdient. Ich kann daher eben diefed, von unferen ein: 
beimifchen Juriften wenig benügte und fogar wenig gefannte, fehr ſchätzbare Werk 
ald den beften Wegweifer fowohl zum Kennenlernen der vaterländijchen Literatur des 
öfterreichifchen Eriminalrechtes bid zum Jahre 1849, ald auch für die leichte Auffin- 
tung der Parallel» Stellen in fremden Geſetzbüchern mit voller Ueberzeugung nun 
mehr auch den Juriften der ungarifchen Länder empfehlen, und enthalte mich jedes 
weiteren Citated folcher Literatur: Angaben, um dem chengenannten Sammler nicht 
das Verdienft des Selbft- Sammelnd und der erften Herausgabe einer folchen Zu— 
fammenftellung zu ſchmälern. — 
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übrige Ganze für fih hat. Daffelbe gilt denn auch von vielen rein 
wiffenfchaftlichen, hie und da über die Grenze der unmittelbaren Gefeßes- 
Erläuterung hinausftreifenden Entwidlungen, bei denen ich gleichfalls 
die ausgezeichneten Leiftungen, welche insbefondere die deutfche Straf: 
rechtöwiffenfchaft feit einem halben Jahrhundert darbietet, getreulich aus— 
beutete. — — 


Wenn ich hie und da in Anmerkungen mir einen Vorfchlag. bei: 
zufügen erlaubte, wie etwa nach meinem Dafürhalten das Gefeß den 
angeftrebten Gedanken fchärfer, einfacher oder in größerer Uebereinftim- 
mung mit der Doctrin und dem Sprachgebrauche der Gegenwart aus- 
drüden könnte: fo möge dieß als der Verfuch eines Beitrages für die 
Fortbildung unſeres gegenwärtigen Rechtes und Geſetzes angefehen 
werden. — | 


Den Anforderungen derjenigen ‘Practifer gegenüber, welche in 
einer Gefehes-Erläuterung gar Nichts zu fehen wünſchen, was fich 
nicht unmittelbar auf die Anwendung des Gefehes bezieht, muß ich 
endlich noch die Ausführlichkeit rechtfertigen, mit welcher ich in der 
nachfolgenden „Einleitung“ oder eigentlich in jenen Vorerinnerungen, 
welche die Stelle einer wiffenfchaftlihen Einleitung vertreten folfen, 
einige Fragen erörterte, die im erften Augenblicke ebenfalls rein theore: 
tifch oder doctrinär fcheinen mögen. ch weiß recht wohl, daß diefe 
Grörterungen für die Kenner unferes bisherigen Geſetzes vom 3. Sep: 
tember 1803 aroßentheild nur eine Zufammenftellung und Nachleſe von 
ihnen mehr oder weniger befannten, oder doch leicht durch eigenes Nach- 
denfen zu combinirenden Momenten enthalten ; allein e8 möge in Erwä- 
gung gezogen werden, daß fie felbft in diefer Ausführlichfeit geradezu 
unerläßlich waren, um die Genefis, den Geiſt und Charakter, 


fo wie das Syſtem unferes Gefeßes in feiner dermaligen Form 
gegenüber auch folchen Ländern unfered Kaiſerſtaates aufzuzeigen, in 
welchen das bisherige öfterreichifche Strafgefeß weder in Gefeßes- Gel: 
tung, noch überhaupt näher befannt war. Es möge dabei ferner mein 
Streben berüdjichtiget werden, auch dem Auslande gegenüber nad 
allen Richtungen hin die Standpunkte anzudenten, aus welchen unfer 
heutige Strafgefeb vom 27. Mai 1852 gewürdigt werden müffe, um 
es gerecht zu beurtheilen. Die Doctrin, die ftrenge Wilfenfchaft mag 
Manches an dem Neußeren diefed Geſetzwerkes zu befriteln, zu bemängeln 
haben; ich felbft werde mit rüdhaltlofem Freimuthe darauf hinweifen. 
Es fteht ihm aus doctrinärem Standpunfte vor Allem der Mangel 
entgegen, daß ed nicht aus Einem Guße fam; daß ed gerade durch 
die Einfchiebung fo vieler Novellen und ganz neuer Zuſätze mehr das 
Bild einer moſaikartigen Zufammenfeßung von theilweife heterogenen 
Elementen, von Snftitutionen einer früheren Zeit und folchen Anord- 
nungen, die unverkennbar nur der jüngften Zeit und ihren Erfahrungen 
den Urfprung danken, fo wie daß es (wohl vorzugsweife ebendeßhalb) 
auch in feiner Styliftik das Gepräge verfchiedenartiger und ver— 
fhiedenzeitiger Nedaktionen an fih trage; — allein fein Unbefan- 
gener wird dem neuen oder, ſelbſt abgefehen von der unberechen— 
baren Wohlthat, daß er und von der Laſt eines Gefepbuches mit 
mehreren Taufenden Novellen und Nachträgen befreit, die Anerkennung 
verfagen, daß er „ein gerechtes, mweifes und humanes Geſetz 
if.“ — — Den praftifhen Berürfniffen ift durch dieſes Geſetz, 
fo weit menschliche Gefeßgebung die überhaupt zu erreichen vermag, 
nach allen durch die bisherige Erfahrung gewonnenen Richtungen 
bin abgeholfen: man wird kaum noh Fälle zu erfinnen wiffen, 
die bei verftändiger und micht böswilliger Auslegung unſeres der- 
maligen Geſetzes praftifch nicht genau jene gerechte Entfcheidung 


Cinleitung. 
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Das große Wort unſeres angeſtammten Herrſchers und Kaiſers, 
das Er Seinen Völkern am Tage Seiner Thronbeſteigung verkündet *), 
— dad er mit Seinem Manifefte vom 20. Auguft 1851 als die unverrückbare 
Grundlage aller organifchen und legislativen Umgeftaltungen und Fortbil— 
dungen unferes Staates bezeichnet hat **), — und das Er endlich mit befon- 
derer Anwendung auf die zwei Haupt-Fundamente der ftaatlichen Rechts— 
Drdnung, dad Civil- und das Strafgefeß, in den Beichlüffen vom 31. 
December 1851 ***) zur fegenbringenden Wirklichkeit zu geftalten ver- 
hieß — die flantlihe Einheit des Reiches, die Rechts: und Ge: 
feßes- Einheit — dieß inhaltgroge Wort eined mächtigen Monarchen 
ift durch die Faiferlihen Gefebe vom 27. Mai 1852 in dem Einen 
Haupttheile der vaterländifchen Gefeßgebung — Leben geworden! 


*) Patent vom 2. December 1848, Nr. 1 des Reichägefegblatted (R. ©. B.): 
„Wir rechnen darauf, daß es mit Gottes Beiftand und im Einverftändniffe mit den 
BDölkern gelingen werde, alle Lande und Stämme der Monardhie zu 
Einem großen Staatöförper zu vereinigen.“ 

») Cabinetd- Schreiben vom 30. Auguft 1851, Nr. 197 des R. G. B.: 
„Bei jeder Verhandlung ift das Princip und der Zweck der Aufrehthaltung 
aller Bedingungen der monarhifhen Geftaltung und der ftaatlihen Einheit 
Meines Reiches unverrädt im Auge zu behalten, und ald unabmweisliche 
Grundlage aller Arbeiten anzuſehen.“ 

+), 4 h. Gabinetd-Schreiben vom 31. December 1851, Nr. 4 des Jahrgangs 
1852. de R. ©. B. mit den „Grundfägen für organifche Einrichtungen in den 
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Das Kaiſerthum Defterreich datirt von dieſem Tage eine neue 
Uera feines ftaatlichen Werdend, Daſeins und Feſtbeſtandes: das, 
was Jahrhunderte nicht zu erringen vermochten, das, was das Pragma- 
ticalgefeß vor nahebei hundert vierzig Jahren im Worte feftgeftellt, 
aber in Thaten zu verwirklichen auch große Herrfcher vergeblich ange 
ftrebt, — die wahrhaftige Real-Union aller Staaten (!) Defter- 
reich's zu Einem Gefammtftaate, fie wird, ja fie ift fchon zur leben: 
vollen Wahrheit geworden! — Sie lag von jeher im wohlverftandenen 
Intereſſe gleichmäßig aller Völker des großen Kaiſerthums; fie ward und 
wird auch fortan heißerfehnt und mit dankerfüllter Liebe gewürdigt von allen 
wahren Patrioten, denen nicht felbftifche Sonder-Äntereffen, fondern 
das Geſammtwohl aller Claffen des Volkes als des Vaterlandes Heil 
und Ehre gilt! — Darum Dank vor Allem, heißen Dank der Völker 
Defterreichd dem thatkräftigen Herrfcher, deifen machtvoll' Wort vom 
27. Mai 1852 den realen Beginn der wahren Staatd-Einheit durch 
die Einführung eines für den Gefammtftaat Defterreich gleich: 
fürmigen allgemeinen Strafgefeges in's Leben fhuf! — Die hierdurd 
begründete Wohlthat der Einheit und Gewißheit des Rechtes, 
fo wie die erft hiermit zur Wahrheit werdende Gleichheit aller 
Staatdangehörigen vor dem Geſetze ) wird von den freuen 
Unterthanen ihres legitimen Herrn, von den echten Vaterlandäfreunden 
mit um fo freudigerer Danfed-Segnung begrüßt, je unficherer und 
ſchwankender der Rechtszuſtand bisher in einigen Theilen der Monarchie 
war. Schon darum wird das neue Strafgefeb eine fegenvolle Wirk: 


Kronländern des öfterreihifchen Kaiferftaated,“ 33. Abfag: „Das allgemeine 
bürgerlihe Geſetzbuch ſoll ald das gemeinfame Recht für alle An: 
gehörige des öfterreihifhen Kaiferftdated auch im jenen Ländern, in 
welchen ed dermalen noch nicht Geltung hat, nad und mit den angemeffenen Porbe: 
reitungen, dann mit Beachtung der eigenthümlichen Berhältniffe derfelben einge: 
führt, und ebenfo das Strafgefeß für den ganzen vn des Rei— 
bed in Wirkſamkeit gefegt werden.“ 

*) „Auf den Grundlagen der Gleichberehtigung aller Völker des Reiches und 
der Gleichheit aller Staatäbürger vor dem Gefege — — wird bag 
Baterland neu erſtehen!“ (Thronbefteigungd» Manifeft vom 2. December 1848). — 
„Die Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem Gefeke wird aus: 
drüdlih beſtätiget.“ (Kaiferlihes Patent vom 31. December 1851, Nr. 2 des 
R. ©. B. vom J. 1852). 
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ſamkeit bewähren, weil die Ungleichartigkeit und Unbeſtimmtheit des 
Geſetzes gerade in dieſer Richtung am empfindlichſten das Rechtsge— 
fühl des Volkes verletzt, und die perſönliche Freiheit, ſo wie die theuer— 
ſten Lebensgüter der Staatsangehörigen im höchſten Grade gefährdet 
und der Willkühr preisgibt. 

Es iſt daher von beſonderer Wichtigkeit, vor Allem 


I. 
die Gründe: anzudeuten, welche die höchſte Geſetzgebung zur Er— 
laſſung eines gleichförmigen Strafgeſetzes für den ganzen Umfang 
des Reiches überhaupt, und insbeſondere in der Form einer revi— 
dirten Ausgabe des Strafgeſetzes vom 3. September 1803 beſtimmt 
haben dürften. 


Schon die vorerwähnten, zwar ganz allgemeinen, aber eben ſo 
ernſten, als nahe liegenden Erwägungen mögen den Rathgebern des 
Thrones die heilige Pflicht auferlegt haben, bei der Neugeſtaltung der 
ſtaatlichen Einrichtungen unſeres Vaterlandes dem höchſten Geſetzgeber 
auch die Einführung eines gleichförmigen Strafgeſetzes im ganzen Um— 
fange des Reiches in Vorſchlag zu bringen. Dieſes, zunächſt politi— 
ſche, Bedürfniß ſtellte ſich aber auch aus dem Standpunkte der Ge— 
rechtigkeit um ſo dringender heraus, als ſich gerade in dieſem 
Zweige der vaterländiſchen Geſetzgebung aller Theile des Reiches 
mehrere Reformen ſchon ſeit längerer Zeit als höchſt wünſchenswerth zu 
erkennen gaben. 


Dieß trifft vorerſt diejenigen Kronländer, in welchen bisher das 
Strafgeſetz vom 3. September 1803 nicht in Geltung ſtand. In dieſen 
Theilen des Kaiſerſtaates beruht das dermal noch in wirklicher Anwen— 
dung ſtehende Strafrecht theils auf vereinzelten Statutar-Beſtimmun— 
gen, theils auf ſchwankenden Rechtsgewohnheiten und Gerichtsgebräuchen, 
theils auf geſchriebenen Geſetzen, die aber alle zum großen Theile den 
Charakter vager Unbeſtimmtheit an ſich tragen. In dem Strafenſyſteme 
iſt eben ſo wenig eine Angemeſſenheit mit der Strafwürdigkeit des ein— 
zelnen Verbrechens, mit der fortgeſchrittenen Cultur, den Sitten, Lebens— 
anſchauungen, geſellſchaftlichen und ſtaatlichen Einrichtungen der Jetzt— 
zeit, als eine Ebenmäßigkeit der Strafen für die verſchiedenen Verbre— 
chen untereinander, dagegen häufig eine Härte-und nach dem nie auf: 
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gehobenen Wortlaute veralteter Gefege nicht felten felbft die mannigfach 
verfchärfte Todesſtrafe zu finden, fo daß nur ein milderer, allmälig in 
Uebung getretener Gerichtögebrauch den allgemein erfannten Uebelſtän— 
den ein Ziel jeben konnte. Dazu kommt die Unbeftimmtheit der Be- 
griffsbeftimmungen vieler einzelnen Verbrechen, eben fo ſchwankend von 
dem gefchriebenen Geſetze ald von dem Gewohnheitsrechte gelaffen, der Ab- 
gang jeder Beſtimmung über viele ftrafbare Handlungen geringerer 
Kategorie, deren Ahndung zuleßt ganz dem arbiträren Exrmeffen der 
Richter anheim geftellt war; die Ungleichheit der Staatsbürger vor dem 
Strafgefeße nach verfchiedenen Ständen u. dal. 

Die Einführung eines ficheren und beftimmten Strafgefekes, in 
welchem, wie in dem öſterreichiſchen Strafgefeßbuche vom 3. September 
1803, alle diefe Schattenfeiten faft durchweg vermieden find, in den 
eben bezeichneten Kronländern, mo dasfelbe bisher noch nicht in Wirk: 
ſamkeit ftand, muß daher fchon an ſich als ein bedeutfamer Fortfchritt 
im Intereſſe der Gerechtigkeit und des gefammten al Wohle 
bezeichnet werden. 

Allein auch für jene Kronländer, in welchen bisher ſchon das 
Strafgefeb vom 3. September 1803 in Geltung ftand, ftellte fich die 
Kundmachung einer berichtigten und ergänzten Ausgabe desfelben als 
höchſt wünſchenswerth dar. So vortrefflich fi nämlich auch das eben 
erwähnte Strafgeſetz, befonders in feinem erjten Theile, der über die 
Berbrechen und deren Beltrafung handelt, während feiner faft halb: 
hundertjährigen Wirkfamfeit bewährt hat; — fo wenig ed an Präcifion 
und Bündigfeit in der Form feiner Beitimmungen von irgend einem 
europäifchen Strafgefeke übertroffen ift; — und jo gewichtige Motive 
die vaterländifche Legislation hätte, felbft bei der Abfaffung eines ganz 
neuen Strafgefebes weniger nach ausländifchen Muftern vorzugehen, 
fondern mit gerechtem Stolze auf der ficheren Grundlage lange bewähr- 
ter hHeimifcher Geſetze fortzubauen: fo hatte dennoch das urfprüngliche 
Geſetz im Laufe diefer langen Zeit viele Erläuterungen, Zuſätze und 
Abänderungen nothiwendig gemacht, deren Ueberſicht aus vielen einzelnen 
Verordnungen um fo fchwerer zu erlangen ift, ald insbefondere in Be: 
ziehung auf den zweiten Theil, der von den bisher fogenannten ſchweren 
Polizei-Uebertretungen und deren Beftrafung handelt, die einander hie 
und da widerfprechenden Weiſungen der ehemaligen Hof und Länder: 
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fellen manchmal nicht mit voller Zuverläffigkeit beftimmen laffen, was 
denn ald der wirklich geltende Sinn der erläuterten Geſetzesſtellen an- 
zufehen fei. Die Gewißheit des Rechtes, jo wie die Leichtigkeit der 
Ueberfiht und Zugänglichkeit der Geſetzes-Erkenntniß forderten daher 
gleichmäßig die Zufammenftellung der beitehenden Strafgefeße in einer 
authentifchen Publication. 

Diefe Betrachtungen führten zunächft zu einer Zufammenftellung 
des mehrerwähnten Strafgefebes mit allen durch fpätere Novellen an 
demfelben verfügten Abänderungen und Zufäßen, und fofort zu der weiteren 
Frage, ob es nicht am angemeſſenſten wäre, eben dieſes Strafgefes, mit 
Einflehtung des Inhalt? von Novellen an den zufömmlichen Stellen, 
in allen jenen Kronländern, wo es bisher ſchon gegolten hatte, zu 
republiciren, und an die Stelle der bisherigen Strafgefeße und Novel- 
len treten zu laffen, in allen übrigen Kronländern aber neu einzus 
führen, Allein bald hatte fich die Nothwendigkeit herausgeftellt, in 
diefe neue Ausgabe deöfelben wenigſtens diejenigen Abänderungen 
und neuen Beitimmungen aufzunehmen, welche fich theils zur Herſtel— 
ung des Einflanges zwifchen dem allgemeinen Strafgefege und dem 
bisherigen proviforifchen Preßgefebe vom 13. Mai 1849 (Mr. 161 des 
R. ©. B.), theild im Hinblide auf die in neuerer Zeit mehrfach vor 
ſich gegangenen politifchen und gefellfhaftlihen Umftaltungen im Bater- 
lande, fo wie nad der in jüngfter Zeit aus der Praxis der Strafge- 
rihte gewonnenen Erfahrungen ald unabmweislich darftellten. — 
In erfterer Beziehung follte einerſeits durchgreifend in allen Theilen 
der Strafgefeßgebung der vorhandene Mißftand befeitiget werden, daß 
eine und die nämliche ftrafwürdige Handlung, wenn fie durch Drud- 
fihriften, d. h. in der relativ gefährlicheren Weife begangen wird, 
nicht felten nach dem genannten Preßgeſetze milder zu behandeln war, 
ala wenn fie 3. B. durch mündliches Wort begangen würde, wo fie der 
hie und da größeren Strenge des allgemeinen Strafgefebes verfiel; 
andererfeitd aber forderte e8 die innere Ebenmäßigfeit einer gerechten 
Strafgefeßgebung, gleichwie die pflichtmäßige Sorgfalt der Regierung 
für die allgemeine Rechtöficherheit, daß fo manche an fich fehr ftrafbare 
Handlungen, für welche wohl dad neuere Preßgeſetz, in fo ferne fie 
durch Drudfchriften begangen werben, vworgefehen hatte, die aber 
dem älteren allgemeinen Strafgefeße noch ganz unbekannt waren, in 
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dieſes aufgenommen werden, in ſo ferne ſie auch noch auf anderen 
Wegen als durch die Preſſe verübt werden können. 

In der zweiten angedeuteten Beziehung konnte vor Allem nicht 
unbeachtet bleiben, daß die in neuerer Zeit ſtatt gefundene freiere Entfal— 
tung des Gemeindelebens; die größere Offentlichkeit aller ſocialen Bezie— 
hungen, zumal nach der Entfeſſelung der Preſſe von allen Präventiv-⸗Schran— 
fen; ferner die durch jo mannigfache Verhältniffe, und felbit dur die 
Leichtigkeit und Menge der allfeitigen Gommunicationd-Mittel herbeigeführ- 
ten häufigeren Berührungen der Staatsbürger untereinander; die leichtere 
Möglichkeit von Conflicten der gegenfeitigen wichtigften politifchen und 
Lebens⸗Intereſſen; das mächtiger angeregte Bemwußtfein der einzelnen Natio- 
nalitäten; die nicht feltenen gegenfeitigen Eiferfüchteleien und Reibungen 
eben diefer verfchiedenen Volksſtämme; die freiere Regung und größere 
Berechtigung der bisher minder begünftigten Religions-Confeſſionen; 
die Autonomie der Firchlihen Gewalten; die Schaffung neuer Staats- 
Autoritäten; die Verminderung der höheren obrigfeitlichen, und dagegen 
die Vermehrung der unteren öffentlichen Aufſichts-Organe, fo wie über- 
haupt alle Erweiterungen der bürgerlihen oder politifchen Freiheit zu- 
gleich die Nothwendigkeit herbeiführen, nicht nur alle diefe neugefchaffe- 
nen Rechts-Momente felbft, fondern auch gegen fie, nämlich gegen 
deren möglichen Mißbrauch die öffentliche und private Rechtd-Sicher- 
heit durch das Strafgefeß in Schug zu nehmen. 

Damit vereinigte fih die Erfahrung, wornach die tiefe und 
allfeitige Aufregung der legten Fahre, die Aufwühlung fo vieler und 
heftiger Leidenfchaften, und die nach dem Zeugniffe der neueften Gerichts- 
Berhandlungen fi) mehrenden Berbrechen gegen die Autorität und ihre 
Drgane, ferner gegen die Sittlichfeit im engeren Sinne, ferner die fich 
ebenfalld mehrenden Verbrechen der Privatrahe, eigenmächtiger Selbft- 
hilfe, hHämifcher Angriffe auf die Ehre der Mitbürger u. dgl., der Gefep- 
gebung eine erhöhte Sorgfalt zur Pflicht machen, den hieraus drohen- 
den Gefahren durch um fo genauere Zertirung der Gefeße und nöthi- 
genfalld felbjt durch größere Strenge zu begegnen; und dieß um fo 
mehr, als eben diefe Erfahrung bereitd herauäftellte, daß die claffifche 
Bündigfeit, womit das bisherige Strafgeſetz die Begrifföbeftimmungen 
der einzelnen Verbrechen zufammengefaßt hatte, bei mehreren berfelben, 
3. B. bei der Ereditö-Papier-Verfälfhung, bei dem Morde, Todſchlage 
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und anderen körperlichen Verletzungen, bei den Sittlichkeits-Verbrechen, 
bei Betrug durch falſche gerichtliche Zeugenausſagen oder Meineid u. f. f. 
nicht mehr zureichte, um den von der fünfzigjährigen Praris feftge- 
ftellten fchlichten und gefunden Sinn des Gefeßed gegen hie und da 
neu auftauchende Deuteleien und Spisfindigkeiten zu fichern, und ale 
zugleich mehrere der bisherigen gefeklichen Beftimmungen, 3. B. über 
Ehrenbeleidigungen nicht blos nad) dem Stande der heutigen Straf- 
rechtswiſſenſchaft, ſondern eben auch nach den gewonnenen Erfahrungen 
eine wefentliche Umgeftaltung erforderten. 


Allein das DVerhältnig des neuen Strafgefeßes zur biherigen Ge 
ſetzgebung, wornach fich dasfelbe auf diejenigen Neuerungen und 
Derbefferungen beſchränkt, welche nach den eben gemachten Andeutungen 
fih eben nur als die unerläßlichften darftellten, legen den Einwurf 
nahe, daß die Kundmachung eined Geſetzes, welches eine in das Jahr 
1803 zurüdreichende Unterlage mit dem Inhalte von mehreren taufend 
Novellen aus’ dem Zeitraume eines halben Jahrhunderts, und mit einer 
anderen Neihe ganz neu einzufügender Beftimmungen, die ihr Dafein 
der jüngſten Entwidlung unferer Berhältniffe verdanken, zu einem 
harmonifchen Ganzen zu verfejmelzen fuchte, — ſchon am fih etwas 
Mipliches fei, indem vermöge der inneren und ftiliftifhen Verſchiedenar— 
tigkeit all! diefer Inhalts-Momente eben jene angeftrebte harmonifche 
Einheit ded Ganzen nah Inhalt und Form kaum möglich erfcheint. 
Man kann fich überdieß nicht der Anerkennung verfchließen, daß das 
mehrerwähnte Strafgefebbuh vom Jahre 1803 auch außer den fihon 
angegebenen geradezu unerläßlichen Berbefferungen noch in mehreren ande- 
ven, und zwar twefentlichen Punkten einer Reform bedürfe, fo wie daß 
die gefeplichen Begriffsbeftimmungen desfelben uber mehrere Verbrechen 
3. B. über Mißbrauch der Amtsgewalt, öffentliche Gewaltthätigkeiten, Tod- 
ſchlag, Zweitampf, Brandlegung, zumal aber über Betrug im Gegenfabe 
von Fälfchung, ferner Verleumdung, Vorfchubleiftung u. f. f. gleichiwie die 
allgemeinen Beftimmungen über Zurehnung, Mitfhuld, Theilnahme, 
zumal im Gegenfaße der fogenannten Theilnehmung, Berfuh, — und 
ebenfo auch das Strafenfyftem rücfichtlich mehrerer einzelnen Verbrechen, 
vorzugsweife aber der ganze zweite Theil (über Vergehen und Uebertre— 
tungen) nach den Anforderungen der heutigen Wilfenfchaft und nad) 
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dem Standpunkte anderer europäiſcher Geſetzgebungen mannigfaltige 
Verbefferungen zu wünſchen übrig lafjen. 

Allein fo gewichtig auch diefe Betrachtungen fich der Republica- 
tion und beziehungsweife der neuen Einführung dieſes Gefeßes-Gonglo- 
merates entgegenftellen mochten, und fo gewiß fie auch von der höchiten 
Gefeßgebung der ernfteften Erwägung unterzogen wurden, fo ließen doch 
die fchon angeführten Erwägungen der dringenden Nothwendig- 
keit, die erwünfchte Gewißheit, Vollftändigkeit und Einheit des Straf- 
rechtes im ganzen Umfange des Reiches herzuftellen, der Regierung nur die 
Wahl zwifchen der Entwerfung eines ganz neuen Strafgefeges, oder 
der Einführung des vorliegenden Geſetzwerkes übrig. Die erjtere diefer 
Alternativen mag für den erften Anblid die lohnendere erfcheinen ; 
jedenfall wäre fie die leichtere gewefen, da man in diefer Richtung 
an den Gtrafgefepbühern von Sachen (1838), Würtemberg (1839), 
Braunſchweig (1840), Hannover (1840), Heffen-Darmftadt (1841), Ba— 
den (1845), mehrerer kleineren deutfchen Staaten, vor Allen aber an 
dem in vielen Beziehungen fo trefflichen neueſten Strafcoder für die k. 
preußifchen Staaten vom 14. April 1851 jo ausgezeichnete Vorbilder 
gefunden hätte. — Allein es mochte fih dem Borfchlage, auch für das 
Kaiſerthum Defterreih ein ganz neues Strafgefes audzuarbeiten, 
nicht nur die nach den eben dargeftellten eigenthümlichen Berhältniffen 
unferes Reiches für den Augenblid höchſt wichtige Betrachtung ent- 
gegengeftellt haben, daß wohl fchon die erfte Ausarbeitung eines fo 
umfaffenden ganz neuen Gefeß-Entwurfed, noch mehr aber die mannig- 
fachen Berathungen, die bei einem folchen Geſetze, das fo tief in alle 
politifchen, focialen und nationalen DVerhältniffe des Gefammtitaates 
und der einzelnen Völkerſtämme eingreift, wohl in weitern SKreifen 
nöthig geivefen wären, neuerlich weit ausfehende Berzögerungen 
veranlaßt haben würden, und daß man fofort über dem ange 
ftrebten (überdieß denn doch auch noch problematischen) entfernteren 
Beſſeren nur zu leicht wieder das nahe liegende Gute ein- 
gebüßt, daß man Zeit, und damit in unferen Tagen und Ber: 
hältniffen vielleicht wieder — Alles verloren hätte. Dazu mag 
die fernere, gleich wichtige Rüdficht getreten fein, daß ſich für jene 
Kronländer, in welchen bisher das Strafgefeß vom 3. September 1803 
noch nicht gegolten hatte, die Einführung eined ganz neuen, erſt zu 
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verfaffenden und fremdartigen PVerhältniffen zu entnehmenden Straf: 
codered weniger empfehlen mochte, als die Adaptirung eines im hei- 
miſchen Rechtsboden "tief gewurzelten Gefeßbuches, deſſen Verſtänd— 
niß in der Anwendung durch Doctrin und Gerichtsgebrauch eines 
halben Jahrhunderts ausgebildet erſchien, und dem ſofort bei ſeiner 
Ueberpflanzung in die übrigen, ſeit Jahrhunderten unter der Krone’ 
desfelben Landesheren vereinigten Länder die gereifte Erfahrung von 
fünf Jahrzehenden, und die Bewährtheit feiner Lebenskraft unter ganz 
analogen Staats: und Nationalitätd-Verhältniffen zur Seite fteht! — Sit 
fernerdes bisherigen öfterreihifchen Strafgeſetzes Gerech— 
tigkeit, Mildeund Weisheit in feinen leitenden Grundfäßen 
und Hauptbeftimmungen nicht allgemein anerfannt? Diente 
es nicht auch fremden Geſetzbüchern, zumal jenen mehrerer Schweizer: 
Gantone *) mannigfach zum Borbilde und zur wörtlihen Annahme 
vieler einzelnen Beitimmungen? Wirde ed daher felbft unter der 
Vorausſetzung, daß ed ohne alle Revifion und Berbefferung, mit feinen 
früheren Mängeln und Lüden in die erwähnten übrigen Kronländer 
übertragen worden wäre, nicht dennoch einen weſentlichen Fortjchritt 
im Vergleiche zu deren bisherigem Strafrechts-Zuftande bilden? Mußte 
nicht, und foll nicht auch Fünftighin in dem Herzen jedes Patrioten die 
politifche Seite der Frage — die endliche Berwirklihung der Staats», 
Geſetzes- und Nehts- Einheit in allen Ländern des Reiches — jede 
Mäckelei und Kritelei an den Einzelnheiten der einzuführenden gleichen 
Geſetze überwiegen? Sind überdieß nicht gerade diejenigen ſchon oben an- 
gedeuteten Momente unferes Strafgefebes, welche weniger von der Praxis 
als von der heutigen Strafrechts-Wiffenfchaft ald Mängel an unferem 
bisherigen Strafgefeße gerügt werden, fajt durchweg jo beichaffen, daß 
fi) über alle jene mannigfaltigen Controveräfragen, welche von neueren 
Geſetzbüchern in reicher Caſuiſtik einzelnmweife entfchieden werden, Die 
Doctrin und Praxis vorlängft ſchon auch aus dem gedrängten Wort: 
laute des öfterreichifchen Gefebes eine beftimmte Löfung gebildet Hat, die 
nicht nur in der Pragis als vorherrſchende Gefeged-Erflärung 
feftgehalten wird, fondern regelmäßig aush mit derjenigen Anficht zufam- 
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*) 3. 3. St. Gallen (1819), Bafel- Land (1821), Bafel-Stadt (1835 und 
1846), u. m. a. 
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menfällt, welche von der Wiffenfchaft der Gegenwart ald die objectiv 
richtige de lege ferenda getragen wird, und zumeift auch in die neueften 
Gefeßbücher ald pofitive Anordnung übergegangen ift? *) 

Hat denn endlih unfere Zeit überhaupt, und namentlich die 
Gegenwart Oeſterreich's wirklich den Beruf in fih, an die Zuftande- 
bringung eines ganz neuen Strafgefeßed Hand anzulegen? Befindet 
fich unfer Vaterland in Beziehung auf all’ feine öffentlichen Verhältniffe 
nicht erft im Mebergangsd- und Umftaltungs - Stadium? — 
Sebt aber die gänzlihe Neu-Bildung der Strafgefebgebung eines 
Staates, wenn fie anders nicht auf gut Glüd blos erperimentiren, und als 
MWürfelfpiel mit der Bölfer Glück und Kraft gewagt werden will, nicht 
vor Allem das Gefeftigtfein feiner organifchen Grundlagen, und 
die ruhige Entwidlung feiner allgemeinen ftaatlihen Zuftände 
voraus? — — — 

Die vorſtehenden Erwägungen mögen genügen, um die allge— 
meine Ueberzeugung zu begründen oder zu feſtigen, daß die höchſte 
Geſetzgebung die wichtigſten Beweggründe hatte, um zur Einführung 
eines gleichförmigen Strafgeſetzes für den ganzen Umfang des 
Reiches überhaupt zu ſchreiten, und um insbeſondere die Form einer 
bloßen Reviſion und Verbeſſerung des bisher in allen ehemals ſoge— 
nannten nicht ungariſchen Ländern in Geltung geſtandenen Strafgeſetzes 
zu wählen. 

Dieß führt uns zunächſt zu der Frage 


II. 
über die Haupt=linterfchiede des revidirten (neuen) Strafgefebes 
vom 27. Mai 1852 von jenem vom 3. September 1803 im All 
gemeinen. 

Sie laffen fich nach fieben Hauptaruppen zufammenfaffen : 

1. Das neue Strafgefeg hat alle feit der Kundmachung des ur- 
fprünglihen Gefeßed bis nun zu, alfo in einem Zeitraume von faft 
fünfzig Jahren, zu letzterem erfloffenen Nachtragögefebe, Ergänzungen, 
Abänderungen, Erläuterungen und Belehrungen, mochten fie nun von 
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) Die Erörterungen bei den 88. I—11, 101, 166, 197, 211—219 , 239 
u. dv. a. follen reichliche Belege für die obige Behauptung liefern. 
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dem Gefebgeber felbft, oder nur von Behörden ausgegangen fein, in- 
foweit diefelben ala mit dem Geifte des urfpzünglihen 
Geſetzes vereinbar und auch den Verhältnifien der Gegen- 
wart noch angemeffen erfannt worden find, in den Tert der 
Geſetzes-Paragraphe mit eingeflochten. 

Es bedarf wohl kaum noch einer Bemerkung, daß gerade diefe 
Art der allmäligen Gefeß-Verbefferung, wie fie fih im Laufe der 
Zeit nach den gewonnenen Erfahrungen als zwedmäßig herauaftellt, am 
meiften die Reife der allfeitigen Würdiaung, fo wie die Annähe- 
rung zu jenem idealen Höhepunkte alles Geſetzes-Rechtes verbürge, 
wornach daffelbe immer nur die Feftigung, ja der getreue Spiegel des 
fih organisch entwidelnden VolksRechtes, fo wie der unaufhaltfam 
fortfohreitenden Wiffenfchaft des Nechtes fein folk! 

2. Das neue Strafgefeb hat alle biäher fogenannten Preßver- 
gehen dem gemeinen Strafrehte unterftellt, d. b. im Artikel IT. 
des Kundmachungs-Patentes erklärt, daß von der Wirkſamkeit dieſes 
neuen Strafgefebed angefangen die durch Drudihriften begangenen 
ftrafbaren Handlungen nicht mehr ald befondere Preßvergehen, nach einem 
Special - Strafgefeße behandelt, fondern nach diefem allgemeinen 
Strafgeſetze beurtheilt werden follen. Dieß dürfte wohl der alleinig 
rihtige Standpunkt fein, aus welchem die Gefebgebung die biöher 
fogenannten Preßvergehen aufzufaffen hat. — Wer im Wege der Preſſe 
eine ftrafbare Handlung begeht, oder auf diefem Wege ald Urheber, 
Mitwirker oder Beförderer (Verbreiter) der ftrafbaren Handlungen Ande- 
ver thätig ift, foll nach den Prineipien der natürlihen Gered- 
tigfeit ebenfowohl dem allgemeinen Strafgefeße verfallen, wie jeder 
Andere, der auf anderen Wegen fträflich wirft, weil ja das Mittel 
der Begehung einer Gefebübertretung nicht den Standpunft für die 
Beurtheilung ihrer Strafbarkeit überhaupt verrüden fann. Als folche 
. Stellen de3 neuen allgemeinen Strafgefeßed, welche zunächſt durd 
die Aufnahme der früher in den Special-Strafgefeken für die Preife *) 
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) Als ſolche bis zur Activirung des neuen Strafgeſetzes in Wirkſamkeit blei- 
bende Special-Strafgeſetze erſcheinen wohl nur das proviſoriſche Preßgeſetz vom 
13. März 1849 (Mr. 161 des R.G. B.) und die kaiſerl. Verordnung vom 6. Juli 
1851 (Mr. 163 des R.G.B.), da die in einigen anderen Kronländern, auf welche 
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enthalten gewejenen Strafbeftimmungen bedingt wurden, erfcheinen vor- 
zugsweife die $$. 7, 10, 28, 29, 35, 65, 76, 78, 80, 239, 251, 252, 267, 
297, 300-305, 308—310, 489, 491, 493 und 516. — Damit wird 
zugleich dem, wenn gleich noch fo allgemein herrſchenden Vorurtheile 
begegnet, ald ob eine fträfliche Handlung darum, weil fie durch das, fie 
vielmehr relativ gefährlicher darftellende Mittel der Preffe begangen 
wurde, unter dem euphemiftifchen Titel: „Preßvergehen“ ganz anderen 
Strafnermen unterliegen, oder gar auf eine gelindere Beftrafung und ' 
allfeitig rüdfichtövollere Behandlung Anſpruch zu machen berechtigt fein 
foll. — Damit entfiel endlich auch die Nothiwendigfeit eines befonderen 
Prep-Strafgefehes, und es konnte fich daher die gleichzeitig mit 
dem neuen Strafgefeße erlaffene und an demfelben Tage in Wirkfamteit 
tretende neue Preß-Polizei-Ordnung (Nr. 122 des Reichdgefeh- 
blattes) auf diejenigen Anordnungen befchränfen, wodurd die von den 
Schranken der Präventiv - Genfur entfeffelte Preſſe zunächſt aus dem 
Geſichtspunkte der oberften Auffichtögewalt des Staates geregelt, das 
Technifche, Disciplinäre und Polizeiliche der diesfülligen Beziehungen zur 
Staatsverwaltung normirt wird, und wornach daher in diefelbe auch nur 
ſolche Straf-Beftimmungen aufgenommen wurden, welche eben wieder nur 
die Berlegung diefer äußerlichen, die polizeiliche Auffiht und Ordnung 
verbürgenden Vorfchriften betreffen ($$. 2—32 diefer Preßordnung), indem 
diejenige ftrafbare Schuld, welche durch .den flräflichen Inhalt einer 
Drudihrift, oder durch fträfliche Mitwirkung bei Erzeugung oder DVer- 
breitung einer folhen begangen wird, folgerichtig der Behandlung nad 
dem allgemeinen Strafgefege anheim gejtellt wurde ($$. 33 und 34 der 
Prepordnung). — Gene Eigenthümlichfeiten aber, welche, felbft 
abgejehen von den eben angedeuteten polizeilichen Vorfchriften, die Ber 
gehungsweife einer ftrafbaren Handlung durh Drudfchriften an 
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nämlich das ebengenannte proviſoriſche Preß-Geſetz nicht ausgedehnt wurde, im den 
Sahren 1848 und 1849 kundgemachten ephemeren Gefege und Verordnungen zur Res 
gelung der Preffe, 3. B. in Ungarn, im lombardifch-venetianifchen Königreiche, theils 
durch die MWiederherftellung der Autorität der Tegitimen Regierung, theild durch den 
bafelbft eingeführten und noch beftehenden Belagerungs- oder Kricgd-Buftand ipso 
faclo außer Geltung gefommen, theild, wie 3. B. dad von dem Banus für die König— 
reiche Kroatien und Slavonien erlaffene proviforifche Preßgefep vom 9. Mai 1849 
nie in volle gefekliche Wirkſamkeit getreten waren. 
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fi trägt, und jene befonderen Beitimmungen in Beziehung auf die 
Schuld-Zurehnung und Straf-Zufäbe bei fogenannten Pref- 
ergehen, welche durch die Gerechtigkeit und dur billige Rückſicht 
auf die eigenthümlichen Induſtrie-Verhältniſſe der Buchdrucderei, fo wie aller 
Arten des Buchhandeld, des Berlags-Gefchäftes und des Drudichriften- 
Verfchleißes, oder durch die Befonderlichkeiten der Redaktion und 
Herausgabe einer periodifhen Drudichrift gefordert werden, find 
theild in dem Strafgefeke felbft ($$. 7, 10, 28, 29, 30, 35, 239, 251, 
252, 267, 268 u. m. a.), theil® in der, nach dem Ebengefagten ein 
nothwendiges Füllftüd des allgemeinen Strafgefehes bildenden Preß— 
ordnung ($$. 24, 34—40) gehörig beachtet worden. — 

Die Aufnahme al’ diefer Beftimmungen aus den bisherigen 
Preß-Straf-Gefeben in das allgemeine Strafgefeg ermöglichte zugleich 
die gleichmäßig, durch die Gerechtigkeit, fo wie durch die Strafpolitif 
geforderte Erweiterung der meiften diefer gefeßlichen Beftimmungen 
in dem Sinne, daß die darin bezeichneten, urfprünglich nur auf die 
Preffe befchräntten Beröffentlihungen von an fich fträflihen Mitthei- 
lungen nunmehr auch auf andere Arten von gefährlichen Verlautba- 
rungen, z. B. durch öffentliche Reden oder Vorträge, durch Mittheilungen 
vor mehreren Leuten, durch Berbreitung von Schriften oder bildlichen 
Darftellungen, durch wenn auch bloß gefchriebene Maueranfchläge u. dal. 
ausgedehnt werden konnten, wie beifpielämweife die 88. 63, 65, 76, 78, 
80, 297, 300—305, 308—310, 489, 491 und 516 darthun. — 

Das neue Strafgefeb hat ferner 

3. im Verhältniffe zu dem bisherigen Strafrechte, fo wie es 
durch das Strafgefeb vom 3. September 1803 in Verbindung mit den 
nachträglichen Novellen zu demfelben feftgeftellt war, außer den fo eben 
unter 2. angedeuteten Neuerungen, noch mehrere ganz neue Beftimmun- 
gen eingeführt. Dahin gehören insbefondere die lit. g des $. 2, wodurch 
der Begriff der Nothwehr erweitert; — ferner der $. 9, wodurch die Straf- 
barkeit auch des erfolglofen Berfuches der Urheberfchaft einer ftrafbaren 
Handlung feftgefebt; — die 88. 21—24, 248, 255— 258, wodurch 
mehrere neue Strafarten und Strafverfchärfungen eingeführt; — die 
88. 16 und 18, wodurch eine weſentliche Milderung der ſchweren Kerker— 
ftrafe und eine fehr humane Erleichterung in Beziehung auf die mit jeder 
Kerkerftrafe verbundene Arbeit eingeführt wurde; — $. 50, wodurch die 
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Zuläßigkeit jeder Verſchärfung der lebenslangen Kerkerſtrafe aufgehoben 
wurde; — 8. 64, wodurch die Beleidigungen der Mitglieder des kaiſerlichen 
Hauſes als Verbrechen erklärt; — 8. 65, wodurch mehrere neue Fälle des 
Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe; — die 88. 76—80, wo— 
durch zwei neue Arten des Verbrechend der öffentlichen Gewaltthätigfeit; — 
88. 85 lit. c und 87, wodurch mehrere boshafte Handlungen oder Unter 
laffungen in Beziehung auf fremdes Eigenthum, oder unter befonders ge— 
fährlichen Verhältniffen ebenfalls ganz neu ald Verbrechen feftgefeßt wurden. 
Ebenſo $. 98 lit. a, wodurch ein ganz neuer Fall des Verbrechens der 
Erpreffung eingeführt wurde, während entgegen der $. 165 eine eigenthüm- 
liche Erlöfchung der Strafbarkeit des Verbrechens des Zweifampfes feitge- 
feßt hat. — Ferner 88. 174 L, 1751. lit. b und 1. lit. d, und 176 IL, 
wodurch mehrere bisher nur eine Uebertretung bildenden Diebftähle in 
Verbrechen umgewandelt wurden. — In gleicher Weife wurden durch 
die 58. 285—310, 325, 327, 328, 411 und 516 mehrere Handlungen 
unter die Vergehen oder Uebertretungen eingereiht, deren Strafbarfeit 
nach den bisherigen Gefegen größtentheild entweder gar nicht feftgefeßt, 
oder jehr ſchwankenden Beurtheilungen unterlegen war. — 

In vierter Reihe diefer Unterfchiede-Momente des neuen Strafge- 
feßed vom biöherigen Strafrechte erfcheinen diejenigen grundfäßlichen 
und wefentlihen Abänderungen, welche an den Begriffsbeftim- 
mungen der frafbaren Handlungen vorgenommen wurden. — 
Dahin gehören vor Allem das VIL, XIV. und XVIII. Sauptftüd 
des erften, und das XII. Hauptftüd des zweiten Theils, welche in 
Beziehung auf die darunter begriffenen Verbrechen des „Hochverrathes, 
der Beleidigung der Majeftät und der Mitglieder des Faiferlichen Hau— 
ſes, und der Störung der öffentlichen Ruhe,“ fowie „der Nothzucht, 
Schändung und anderer ſchwerer Unzuchtsfälle* und „der ſchweren Für: 
perlichen Beſchädigung,“ ſowie hinfichtlih der „Vergehen und Uebertre— 
tung gegen die Sicherheit der Ehre“ gänzlich umgearbeitet und neu 
geftaltet worden find. — Dahin gehören ferner die mildernde Ein- 
Ihränfung der ftrafbaren Mitfchuld an dem Verbrechen des Hochver- 
rathes (58. 60 und 61), gleichwie analog bei dem Berbrechen der 
Vorſchubleiſtung ($. 212); — die Erweiterung des Umfanges der 
ftrafbaren Handlung in Beziehung auf die Objecte bei den Ver— 
brechen des Aufftandes ($. 68), Aufruhrs ($. 73), der öffentlichen 
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Gewaltthätigkeit durch gewaltfame Handanlegung oder gefährliche 
Drohung gegen obrigkeitlihe Perfonen in Amtsfachen ($. 81), fowie 
bei den Vergehen des Auflaufes ($. 279) und der Webertretung der 
Beleidigung von öffentlichen Beamten oder Dienern ($. 312); — fo- 
fort die Abänderungen an den Begriffsbeftimmungen der Verbrechen der 
Spionerie und anderer Einverftändniffe mit dem Feinde ($. 67) 
und der unbefugten Werbung ($. 92); — der Erpreifung und ge 
fährlihen Drohung ($. 98 lit. b und 99); — der Berfälfhung der 
öffentlichen Creditspapiere ($$. 106 und 114); der Religionsftörung 
($. 122 lit. ce und d); des Mordes und Todſchlages ($$. 134, 141 
und 143); der ftrafbaren Handlung des Diebftahle und des Be- 
trugs ($$. 171 und 197); des Verbrechens des Naubes ($. 190) und 
der DBerleitung eined Soldaten zur Verlegung militärifcher Dienft- 
pflihten und Hilfleiftung zu militärifchen Verbrechen ($. 222); — 
ferner des Vergehens der fahrläffigen Tödtung oder ſchweren körper— 
lihen Beihädigung eined Menfchen ($. 335 in Vergleich mit vielen 
andern damit conneren Gejeßesitellen *); — der Uebertretung der ge 
fährlichen Verabredungen von Gewerböleuten, Fabrits-Arbeitö-Unterneh- 
mern oder Dienftgebern und von Arbeitern ($$. 479—481). 

Die fünfte Gruppe bilden die Abänderungen an den bis- 
herigen Strafnormen für die einzelnen ftrafbaren Hand- 
lungen. mn diefer Beziehung hat das neue Strafgefeb theild Milde- 
rungen, theils Berfhärfungen der biöherigen Strafbeitimmungen 
feftgefeßt. — In Beziehung auf Milderungen erfcheint in erfter 
Reihe die Aufhebung der Todesftrafe auf die eritfernteren Mit: 
wirfungsarten bei dem Derbrechen des Hochverrathes ($. 59), ferner 
auf das Verbrechen der Verfälſchung der öffentlichen Greditspapiere 
($$. 108 und 109) und auf das- Verbrechen der wiederholten, mit ive- 
nigftens einmaligem Ausbruche begleiteten Brandlegung ($. 167 lit. b). — 
Verwandten Inhalts mit diefer Verminderung der Fälle, worauf das 
Gefeb die Todesftrafe verhängt, und zum XTheile nur Folgerungen 
hieraus find die Herabfegung der bisherigen lebenslangen in bloß zeit- 
liche Kerkerftrafe für die Mitfhuld am Hochverrathe durch Unterlaffungs- 
handlungen ($$. 60 und 61); ferner die durchgreifend durch alle Straf 


*) ©. diefelben unter Nr. 5. 


abftufungen durchgeführte Herabminderung der Straffäge bei dem Per- 
brechen der Berfälfchung der öffentlichen Ereditäpapiere (88: 110-113 
und 116); — die Milderung der Strafe für die minder gefähr— 
lichen Arten oder Mitwirfungen bei dem Verbrechen des Zweikampfes, 
und zwar nicht blos durch Feſtſtellung minderer Strafſätze hinfichtlich 
der Dauer, fondern auch durch Milderung hinfichtlich des Grades 
der Kerkerftrafe (88. 159, 160, 163 und 164); — die Perwandlung 
der bisherigen lebenslangen Kerferftrafe für den im 8. 194 feftgefeßten 
Falle des Raubes in blos zeitliche Kerkerftrafe; — endlich die Herab- 
feßung der Arreftftrafen theild im Grade, theild in der Dauer bei meh- 
veren Vergehen und Uebertretungen, Yeitftellung auch eines Min deſt— 
Satzes der Geldftrafe für die Uebertretung des verbotenen Spield 
($. 522), wofür bisher im Geſetze nur eine abfolute Strafe von 900 fl. 
feftgefeßt war u. |. f. Dagegen hat aber das neue Gefeb auch manche, 
durch die Erfahrung mit gebieterifcher Nothwendigkeit geforderte Ver— 
fhärfungen der bisherigen Strafnormen feftgefebt. Dahin gehört die 
Ausdehnung der ſchweren Kerkerſtrafe von mehr als fünf bis zu zehn und 
zwanzig Jahren, ja felbit bis auf lebenslang und fogar der Todes- 
ftrafe, welche bei dem Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit durch 
boshafte Befchädigung an fremden Eigenthume, oder durch andere boshafte 
Handlungen oder Unterlaffungen bisher nur auf derlei Handlungen an 
Eifenbahnen bejchränft war, nunmehr auch auf mehrere andere aleich 
gefährliche Verhältniffe ($$. 85—88) ; eine bedeutende Verfchärfung der 
Kerkerftrafe für die fchwereren Fälle der Nothzucht, der Schändung und 
der Nothzucht wider die Natur (58. 126—128 und 130), fowie auf die 
ftrafwürdigften Fälle der ſchweren Förperlichen Beſchädigung ($$. 155 
und 156) und die Beifügung eines zweiten (höhern) Straffabes für 
den Fall des Vorhandenſeins befonderer Erfhwerungs-Umftände bei dem 
Berbrechen der BVorfehubleiftung durch Begünftigung eined Deferteurd 
($. 221). — In gleicher Weife wurden auch bei mehreren Bergehen 
und Mebertretungen die Straffäße theils nur in Anfehung der Dauer, 
theils auch Hinfichtlich des Grades der Arreftftrafe verfchärft, in welcher 
Beziehung indbefondere die $$. 341, 343, 358, 363, 369, 370, 371, 
372, 373, 376, 377, 378, 380, 382, 384, 387, 425 und 426 
hervorgehoben zu werden verdienen, da in allen diefen Geſetzesſtellen der 
in dem biöherigen Gefeße nicht ausgefprochene Grundſatz durchgeführt ift, 
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dag in allen Fällen diefer $$., wenn durch die dort vorausgeſetzten gefeb- 
widrigen Handlungen oder Unterlaffungen der Tod oder die ſchwere körper: 
liche Beſchädigung eines Menfchen herbeigeführt worden ift, auch immer 
die.im $. 335 feſtgeſetzte ſchwerere Beſtrafung einzutreten habe. — 
Mit den durch das neue Geſetz eingeführten Milderungen des 
bisherigen Strafſyſtems fällt [heinbar zufammen die 
ſechſte Gruppe der durch daffelbe eingeführten Neuerungen. Als 
jolche glaube ich nämlich diejenige fih wohl nur auf den zweiten 
Theil des neuen Strafgefeßes beziehende Umänderung des Syſtems 
bezeichnen zu dürfen, wodurch eine lange Reihe von ftrafbaren Hand- 
lungen, welche wenigſtens für jene Kronländer, wo die Strafprozeß- 
Ordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, duch das Einführungs-Gefeb zu 
derfelben Art. IX. lit. B alö Vergehen bezeichnet waren, nunmehr ald 
Uebertretungen erklärt werden. — 
Es find dieß 
a. die ſtrafbaren Handlungen der Unmündigen, welche nach ihrer 
Eigenſchaft Verbrechen wären, aber weil ſie von Unmündigen 
begangen wurden, gegenwärtig nur mehr als Uebertretungen zu 
ahnden find (58. 237 und 269 lit. a); ferner die Uebertretungen 
b. der Berleitung eines Beamten zum Mißbrauche der Amtsgewalt (8.311); 
ce. der Beleidigung von öffentlihen Beamten, Dienern, Wachen, 
Gifenbahn-Angeftellten u. dal. (8. 312 und 313); 
d. der eigenmächtigen oder widerrechtlichen Eröffnung öffentlicher Amts- 
fiegel (8. 316); 
e. der thätlihen Beleidigungen, die fich öffentliche Beamte oder Die- 
ner in ihren Amtöverrichtungen erlauben ($$. 331 und 332); 
. der fahrläffigen ſchweren körperlichen Befchädigung eines Menfchen 
($- 335); 
g. der Verheimlihung der Geburt ($$. 339 und 340); 
‚ der ſchweren förperlichen Beichädigung eines Menfchen durch Un— 
wiffenheit eines Heilarztes oder Wundarzted ($$. 356 und 357); 
. der Gefährdung der perfönlichen Sicherheit durch Uebertretung der 
Eifenbahn-PBolizei-Vorfhriften ($$. 431—433) ; 
k. der gefährlichen Verabredungen von Gewerböleuten, Fabriks-, 
Arbeitd » Unternehmern oder Dienftgebern und von Arbeitern 
(88. 479-481); 


Sue, Gommentar. 2 


— 


— 
— 


. der gefährlichen Verheimlichung oder Berabfolgungs-Verweigerung 
von Vorräthen nothwendiger Lebensbedürfniffe von Seite der Ge- 
werbsleute ($$. 482—484) ; 
m. der in den 88. 487—492 bezeichneten Ehrenbeleidigungen, info- 
fern fie nicht durch Drudfchriften begangen werden ($. 493); 

n. der Unzucht zwifchen Verwandten und Berfchwägerten ($. 501); 
des Chebruches (58. 502 und 503); 

p. der Entehrung einer minderjährigen Anverwandten aus einen 
Hausgenoſſen ($. 504); 

g. der Unzucht einer dienenden Frauensperſon mit einem minder: 

jährigen im Haufe lebenden Sohne oder Anverwandten ($. 505); 
r, der Entehrung einer Perſon unter der nicht erfüllten Zufage der 

Ghe ($. 506); 
s. der Eingehung einer: gefeßtwidrigen Ehe ohne Dispenfation 
($- 507); 
t. des Mißbrauches der elterlichen Gewalt, um ihre Kinder zu einer 
Ehe zu zwingen ($. 508); 
v. der Einwilligung des Mannes zum Schandgewerbe feiner Gattin, 
wenn er hieraus zugleich Bortheil zieht ($. 511); 
x. der. Kuppelei ($$. 512—514) ; endlich 
y. der in den 88. 2, 3, 10, 11, 18—21 der neuen Preß-Ordnung 
bezeichneten ftrafbaren Handlungen in Beziehung auf äußere (po- 
lizeiliche oder disciplinäre) Anordnungen des Preßgeſetzes, welche 
nunmehr nach Maßgabe der 88. 26, 28, 29 und 42 eben diefer 
Prefordnung auch bloß als Uebertretungen zu ahnden find. — 


Das neue Gefek hat hiernach nur mehr folgende ftrabare Hand- 
lungen ald Vergehen erklärt: 
1. Wucher (Art. VI. des Kundmachungs-Patentes) ; 
2. Auflauf (58. 279— 284) ; 
3. Theilnahme an geheimen Gefellfchaften ($$. 285—297) ; *) 


*) Bei diefem Anlafje fei bemerkt, daß fi fowohl in dem Abdrucke des Straf: 
geſetzes im Reihägefeßblatte, ald auch in der amtlihen Dctav- Ausgabe deffelben in 
der erjten Zeile des 8. 293 ein Drudfehler eingefhlichen habe. Es fell nämlich 
dafelbft ftatt: „diefer Webertretung fhuldig‘ vielmehr heißen: „dieſes Vergebeng 
ſchuldig,“ — 


v. 


37. 


38. 
39. 
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Anfwieglung ($. 300); 
Aufreizung zu Weindfeligkeiten gegen Nationalitäten, Religions: 
genofjenfchaften, Körperfchaften u. dal. ($. 302); 


. Beleidigung einer gefeblih anerkannten Kirche oder Religiong- 


geſellſchaft ($: 303); 


. Beförderung einer vom Staate für unzuläffig erklärten Religions: 


jefte ($. 304); 


. Öffentliche Herabwürdigung der Einrichtung der Ehe, der Familie, 


ded Eigenthums, oder Gutheißung von ungefeglichen oder unfitt- 
lihen Handlungen (8. 305); 


. Beihädigung von Grabftätten, Eröffnung von Gräbern, Hinweg— 


nahme oder Mifhandlung an Leichen, und Entwendungen an derlei 
Gegenftänden ($. 306) ; 


. Verbreitung falfcher beunruhigender Gerüchte, 
. gefeßwidrige DVerlautbarungen, und 
2. Sammlungen oder Subferiptionen zur Bereitlung der gefeglichen 


Folgen von ftrafbaren Handlungen, jedoch nur infoferne die unter 
10—12 aufgeführten Handlungen durch Drudichriften begangen 
werden ($$. 308—310); 


. fahrläßtge Tödtung eines Menfchen, und zwar nicht nur im All: 


gemeinen ($$. 335 und 336), fondern 


.— 35. auch in allen jenen Fällen ftrafbarer Handlungen und Un— 


terlaffungen gegen die Sicherheit des Lebens und Körpers, welche 
von dem Gefeße insbefondere auögezeichnet find, infoferne 
daraus der Tod eines Menfchen erfolgt (88. 341, 343, 
356, 357, 358, 363, 369, 370, 371, 372, 373, 376, 377, 378, 
380, 382, 384, 387, 422—425 und 426); 


3. fahrläßiged Verſchulden in Beziehung auf die Sicherheit des Le- 


bens unter befonders gefährlichen Berhältniffen, wenn 

hieraus auch nur eine ſchwere förperlihe Befhädt- 

gung erfolgte ($. 337); 

Vergehen gegen die Anftalten wider die Peft oder wider andere 

anftedende und für den allgemeinen SERIEN aefährliche 

Krankheiten ($. 393) ; 

Vergehen gegen das literarifche und artiftifche Eigenthum ($. 467); 

Verfchulden von in Concurs verfallenen Schuldnern ($. 486) ; 
2* 
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40.—43. die in den 88. 487—492 bezeichneten vier Arten der Ehren- 
beleidigungen, infoferne fie durch Drudichriften begangen werden 

($. 493); endlich 

44. gröbliche und öffentliches Aergerniß verurfachende Verletzung der 

Sittlichkeit oder Schamhaftigfeit, jedoch nur infoferne fie durch 

Drudichriften begangen wird ($. 516). 

Dennoch kann die durch das neue Strafgefeb angeordnete Um- 
wandlung der oben unter den Buchftaben a—y aufgezählten ftrafbaren 
Handlungen aus Vergehen in Uebertretungen ebenfowenig als eine 
Milderung des biäherigen Strafenfyitemd angefehen werden, als im 
Gegenfaße davon die Beftimmung des neuen Geſetzes, daß die hier 
oben unter den Zahlen 14—35 angeführten befonderen Fälle, welche nach 
dem bisherigen Geſetze blos ald Uebertretungen geahndet wurden, 
fünftighin in dem voraudgefegten alle der eingetretenen Tödtung eines 
Menfchen ald Vergehen zu behandeln feien, blos deshalb ſchon ala 
eine Verfhärfung des bisherigen Strafrechted bezeichnet Werden 
fönnte, da die Claffification der ftrafbaren Handlungen. nach Vergehen 
oder Uebertretungen im Sinne der biäherigen und auch der gegenwärti- 
gen Öfterreichifchen Strafgefebgebung durchaus auf feinem realen 
Unterfhiede hinfichtlih der Natur der ftrafbaren Handlungen felbft, 
oder der dafür feitgefehten Strafen beruht, daher in dieſen Beziehun- 
gen rein nominell ift, und nur in formaler oder prozeſſualiſcher 
Beziehung wichtig tft, nämlich dazu dient, um die Competenz der 
verfhiedenen Arten von Strafgerihten, und fofort zu be- 
ftimmen, ob das Strafverfahren darüber einem collegial organiſir— 
ten Strafgerichte, oder einem Einzeln-Richter, und zwar im erjteren 
Falle nach den für das Berfahren über Verbrechen, im zweiten Falle 
nach den für das (mehr fummarifche) Berfahren hinſichtlich der Leber: 
tretungen geltenden Borfchriften zuftehe. — 

Die lebte oder 

fiebente Claſſe von Unterjchiede-Momenten des neuen Strafge- 
ſetzes von dem früheren oft genannten Gefebbuche bilden endlich jene ſehr 
vielen Paragraphen, in welchen der Tert des früheren Geſetzes zunächit 
bios im Ausdrucke fchärfer oder beflimmter präcifirt, oder in fiyliftifcher 
Beziehung berichtigt wurde, ohne daß dadurch eine Sinnes-Abänderung 
an dem bisherigen Gefeke herbeigeführt wurde. Dennoch wurde felbit 
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durch diefe Fleinen Abänderungen häufig der früher zweifelhaft gewe⸗ 
jene Sinn ded Gefebed nunmehr genauer, und zivar regelmäßig in der 
Art und Bedeutung beftimmt, welche von der vorherrfihenden 
Interpretation der Doctrin und Praxis aud) bisher ſchon dem beftande- 
nen Gefege unterlegt worden war. Bei dem zweiten Theile des vorlie- 
genden Strafgefebed, deſſen einzelne Bejtimmungen in dem biäherigen 
Gefege mit viel minderer Sorgfalt und Präcifion abgefaßt waren, ale 
jene des erften Theild (über Verbrechen), beziehen fih die nunmehr vor- 
genommenen Tert-Abänderungen häufig nur auf die Weglaffung überflüf- 
figer Worte oder Stellen, auf die Herftellung eines übereinftimmenden 
Wortlauted zwifchen verwandten Gefeted-Stellen, auf ſprachliche Berich- 
tigungen, auf fchärfere Beftimmungen rücfichtlich des Strafen-Nusmaßes, 
auf Feititellung eines richtigeren Ebenmaßes der Strafnormen für die 
verfchiedenen Bergehen und MUebertretungen unter einander u. dal. 
Als eine der bedeutfamften Tert-Abänderungen in diefer Richtung 
muß insbeſondere noch die wichtige Verbefferung hervorgehoben werden, 
dag an allen jenen Stellen, wo das bisherige Gefek (4. B. 88. 69, 
120, 121, 122, 158, 180, 182, 191, 192, 195, 198, 199, 202, 203, 
204, 205, 218, 220, 232, 266 des II. Theild des St. G. B. vom 
3. September 1803) feinen eigenen leitenden Grundfägen zuwider *) 
ftatt der Feſtſtellung eines Mindeft- und Meift-Anfages (Minimum und 
Marimum) der Strafe, nur einen abfoluten Strafſatz angedroht 
hatte, das neue Gefeh diefem Tegteren auch ein Minimum beigefügt 
(vergleiche die 8$. 327, 366, 367, 368, 398, 405, 428, 430, 441, 442, 
445, 448, 449, 452, 453, 454, 455, 470, 472, 484 und 522), d. h. 
das von der Geſetzgebung im Grundfaße qutgeheißene Strafbemeffungs- 
Spitem nunmehr folgerichtig auch in den einzelnen Beftimmungen durchge- 
führt, oder mit anderen Worten eben dieſes Syftem jetzt auch zur Geſetze s— 
frafterhoben hat, das von vielen Praktikern durch eine wenn gleich Fünftliche 
interpretation felbft ſchon bei den oben bezogenen lückenhaften Stellen 
des alten Gefeßed praftifch geltend gemacht worden war. — 
Ueberhaupt wird die Erklärung der einzelnen Gefebeöftellen 
mehr ald Hundert, in diefe lebte Claffe von Abänderungen zu 





*) Bergleihe unten zur Zahl III. die Grörterung über den 7. und 9. Abſatz 
des Kundmahungs-Patented zum früheren Strafgefebe. 
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reihende Neuerungen darthun, und zugleich nachzumeifen bemüht fein, 
welche näheren Bejtimmungen ded Geſetzes oder fonftige Bortheile dadurch 
erzielt wurden. — Hier aber möge die bloß grundſätzliche Andeu- 
tung derjenigen Momente genügen, wodurch fich das neue Geſetz von dem 
früheren unterfcheidet. Die Darlegung der Gründe, welche die Ge- 
ſetzgebung zur Feftftellung derfelben im Einzelnen beivogen haben dürf- 
ten, fo wie die Nachmweifung der dadurch erreichten praftifchen Folgen 
bleibe der Erklärung der einzelnen Gefegeäftellen vorbehalten! — 


Dagegen möge in diefer Einleitung noch Platz finden: 
III. 

die Darſtellung der von der urſprünglichen Geſetzgebung ſich ſelbſt 
vorgezeichneten leitenden Grundſätze für den Inhalt des materiellen 
Strafgeſetzes im Allgemeinen, fo wie derjenigen realen Begriffs: 
Merkmale, welche eben jenes Gefes ſowohl für die Strafwürdig- 
feit einer Handlung überhaupt, ald auch insbefondere zum Wefen 
eines Verbrechens im Gegenfage der ſchweren Polizei-Uebertretun: 
gen (Bergehen und Webertretungen) vorausgefegt hat. — 


Das Strafgefekbuh vom 3. September 1803 folgte der damals 
vielfach empfohlenen Methode, in dem Geſetze felbit wenigftens im All- 
gemeinen die Gründe (Motive) anzugeben, welche den Gefesgeber hin- 
fichtlich der Haupt- Beftimmungen des Geſetzes Teiteten, und zugleich 
Jedermann den vollen Einblik in die Entwiclungs- und Geburtd-Stätte 
des Gefeßes zu öffnen. Dieß war denn auch hinfichtlich des materiel- 
len Theiles jenes Strafgefehes der Zived, der durch die Abſätze 1—11 
des Kundmachungs-Patentes zu demfelben, jo wie der Artikel I— V 
der Einleitung jenes Strafgefepbuches angeftrebt wurde. 


Sie lauteten wörtlich : 


Auszug aus dem Kundmahungs-Patente des Strafgefep- 
budes&vom 3. September 1803: 


(1. Abſatz.) 

Die Meberzeugung, daß die Geſetzgebung überhaupt, hauptfächlich aber die 
Etrofgefepgebung nah den über die beftebenden Gefepe eingeholten Erfahrungen, 
nah dem Fortjchreiten der Kenntniffe und Cultur, und nach den veränderten Um— 
fländen zu vervolllommnen ift, bat Uns, wie mehrere Unferer Borfahren in der Re— 
gierung, bewogen, ein neues Strafgefeg über die Berbrehen und ſchweren Polizeis 
Uebertretungen befannt zu machen. 
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(2. Abſatz.) 
Das im Jahre 1787 ergangene allgemeine Geſetz über Verbrechen und derſel— 
ben Beſtrafung, und die im Jahre 1788 nachgefolgte allgemeine Criminal⸗-Gerichts— 
ordnung zeichnen ſich bereit? in mehreren Sinfichten vor der älteren Strafgefeh- 


gebung aus. 
. (3. Abfag.) 


Dennod machten fie allmählig viele Erläuterungen, einfchränfende und erwei— 
ternde Zufäße und Abänderungen notbwendig, welche ohne eine ordentlihe Samm- 
lung leicht in Vergeſſenheit gerathen konnten; aud ließen fie, felbft in wefentlichen 
Iheilen, eine Berbefferung zu wünſchen übrig. 

(4. Abſatz.) 

Wir verordnneten daher, daß ein Entwurf eines neuen Strafgefebes verfaßt. 
und den in den verſchiedenen Provinzen eigens aufgeftelten Commiſſionen zur Prüs 
fung mitgetbeilet werden jollte. Nur in Wejtgalizien, wo die Einführung eines neuen 


Strafgefepes cin dringendes Bedürfniß war, erhielt der verfaßte Entwurf mit wenigen 
Abänderungen fogleich verbindliche Kraft. 


(5. Abfag.) 
Durch diefe Sorgfalt find über den Entwurf die Beobadhtungen der Ausübung 


eingeholt, und bei abermaliger Ueberficht des Ganzen die eingefendeten Erinnerungen 
der Sahperftändigen benützet worden. 


(6. Abſatz.) 
Bor Allem waren Wir bedacht, daß zwifchen den Verbrechen und ſchwe— 


ren Polizei-Uebertretungen eine genaue Gränzlinie beflche, und bei 
dieſer wichtigen Entfcheidung feine Willfür Statt finde. 


(7. Abfap.) 
Die verfhiedenen Battungen der Verbrechen werben durch deutliche Unter 
ſcheidungsmerkmale bezeichnet, und die Grade der Strafbarkeit fowohl dur die all« 
gemeinen als befonderen Erſchwerungs- oder Milderungsgründe angedeutet, auf 


welche die Gerichtshöfe bei Ausmeffung der Strafen, in fo weit fie ihrer gerechten 
Beurtheilung zu überlaffen ift, zurüd zu jehen haben. 
(8. Abfap.) 

Bei Beftimmung der Strafarten legten Und überwiegende Gründe bie 
Nothwendigkeit auf, die Todeöftrafen auf einige Gattungen der Verbrechen auch außer 
dem Standrechte wieder herzuftellen. Sie find aber auf diejenigen Verbrechen einge- 
fchränfet worden, welche nur mit voller Ueberlegung ausgeführet werden fünnen, und 
bei ihrem höchſt gefährlichen Einfluffe auf die öffentliche und Privat» Sicherheit der 
öffentlihen Verwaltung diefe Strenge abnöthigen. 


(9. Abſatz.) 
"Bei minder gefährlichen Verbrechen war ed Uns nah dem Hange Unferes 
Herzens geftattet, die Strenge der vorigen Geſetze zu mildern, und durch eine forg- 


fältigere „eng der Strafdauer das Urtheil des Richters nah dem Grade ber 
Schädlichfeit der Verbrechen zu befchränfen. 


(10. Abfap.) 
Der Schuldige foll fein größeres Uebel leiden, als zur Hintanhaltun 


der 
Berbrehen angedrohet und vollzogen werden muß: und die Folgen der Strafe often 
fih fo wenig, als immer möglich ift, auf die fhuldlofen Angehörigen verbreiten. 
(ti. Abſatz.). 

Zu dem Ende ift auch die Verjährung der Verbrechen und Strafen unter Be- 
dingungen, welche die öffentliche Vorſicht beruhigen können, wieder aufgenommen, Die 
Einziehung der Güter gänzlich abgeſchafft, und den Gerichtshöfen die Macht einge— 
räumet worden, die Strafart mit Rückſicht auf die fchuldlofe Familie des Verbrechers 
abzuändern. 


Auszug aus der Einleitung des Strafgefebbudes 
vom 3. September 1803: 


Bon den Gegenftänden diefes Strafgefehes. 


I 


Jede gefepßwidrige Handlung unterwirft einer Verantwortlichkeit. Aber die 
Gefepgebung wird zur größeren Strenge gegen diejenigen G widtigen Handlungen 
aufgefordert, welche der Sicherheit im gemeinen Weſen zunä * und in einem höbe- 
ren Grade nachtheilig find. Zum Unterfchiede von anderen Webertretungen werden 
diefe gefegwidrigen Handlungen durch die Benennung: Verbrechen und ſchwere 
PolizeisUMebertretungen bezeichnet. 

I, 


Berbrechen find gefekwidrige Handlungen und Unterlaffungen, bei welchen die 
Abſicht eigens auf dasjenige gerichtet ift, was die Sicherheit im gemeinen Wefen 
verlegt, und welche die Größe der Verlegung oder die gefährlihere Beſchaffenheit der 
Umftande zur Griminal-Behandlung eignet. 


ul. 


Anfichtlihe Verletzungen, welche aber nad Befchaffenheit des Gegenſtandes, 
der Perſon des Thäters, oder nach Befchaffenheit der unterlaufenden Umftände zu 
einer Griminal- Behandlung nicht geeignet find, werden ald fchwere Polizei⸗Uebertre— 
tungen behandelt. 

IV. 


Unter die ſchweren PolizeisUebertretungen gehöret noch weiter, wenn ohne auf 
irgend ein Verbrechen gerichtete Abficht etwas, fo durch die Gefeke, um Berbrechen 
vorzufommen, oder großen Nachtheil abzuwenden, zu thun verboten ift, gethan ; oder 
etwas, was zu diefem Ende zu thun geboten ift, unterlaffen wird. 


V. 
Endlich werden wegen des allgemeinen Einfluſſes der Sittlichkeit auf die Ver— 


hinderung der Verbrechen auch Handlungen, welche die öffentliche Sittlichkeit ſtören, 
zu den ſchweren Polizei-Uebertretungen gezählet. 

Das gegenwärtige Geſetz hat nach dem bekannten Axiom: 
„lex imperat, non disputat“ die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
ausdrüdlich aufgenommen, obgleich es ebenfalls auf den Grundlagen 
derfelben durchgeführt iſt. Es find gewiß nicht blos politifch wichtige 
Rüdfichten, fondern auch juridifch-praftifche Gründe, welche die 
Geſetzgebung von der Offenlegung derjenigen Motive zurüdgehalten 
haben dürften, welche fie bei der Abfaffung des Gefepes überhaupt, 
oder für den Inhalt diefer oder jener Gefegesftelle insbefondere 
geleitet haben. Eine folhe Begründung foll zwar zunäcit aus dem 
innerften Weſen des Rechtes an ſich, daher aus der objectiven, vernünf: 
tigen, und eben darum unvergänglichen, fo wie ſich unwandelbar gleich 
bleibenden Grundlage des Nechtes entnommen werden, allein die Art, 
wie ſich diefed allgemeine Recht bei einem beftimmten Volke in einem 
gewiſſen Zeitabjchnitte in conereto geftaltet, ift vielfah abhängig 
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von, Zeit= und Orts-, von ethnographifchen und nationalen Berhält: 
niffen, und felbft von Elimatifchen Einflüffen, von den äußeren Schid: 
falen der Macht und jeweiligen Stellung des Staates und Volkes im 
Ganzen und feiner Machthaber im Befonderen, häufig felbft von ganz 
zufälligen und vorübergehenden Veranlaffungen, ferner von dem jewvei- 
ligen Standpunkte der Gefittung und @ultur, von den Sitten und 
Gewohnheiten eines Volkes, von den herrfchenden Anfichten der Wiffen- 
haft und von dem vorwaltenden Gerichtögebrauche. Darin liegt das 
Wandelbare, das mehr oder weniger Zufällige alles Hiftorifchen, fei es 
nun organisch aus dem Volks-Leben von unten aus werdenden, oder 
durch den Willen eines Oberen gegebenen, Rechtes. — Es bleibt 
daher jelbit im Tegteren Falle, wo es fih nur um ein gegebenes 
Geſetzesrecht handelt, ein eben fo unerreichbares als mißliches Unter: 
nehmen des Gefehgeberd, die Gründe defjelben mit erfchöpfender Voll— 
ftändigfeit darlegen zu wollen, da nicht nur manche diefer Gründe 
ihrer Natur nach dem Gefebgeber felbft nicht in's deutliche Bewußtfein 
treten, infoweit die Allmacht der dem pofitiven Gefeße zu Grund lie- 
genden dee und die Gewalt der äußeren Verhältniſſe ihn nicht felten 
zu Satzungen fortdrängen, die häufig viel größere Tragweite umfchliepen, 
al® die unmittelbare Veranlaffung und die ihr entnommenen Motive 
angeftrebt haben, und da überdieß ein pofitives Geſetz fo häufig Anord- 
nungen trifft, für welche erſt ſpäterhin fih neue Gründe, Bedürfniffe 
oder Anfchauungen herausbifden. Wie Tücdenhaft wird dann für die 
Anwendnung des Gefepes jede Erklärung des Sinned aus den Gründen 
deifelben, wenn-diefe vom Geſetzgeber felbft nur mangelhaft angegeben 
find. — Wie unpaffend ift ed überhaupt für die Gefeßgebung eines 
Staates, in wiffenfhaftlihen Streitfragen ein entſcheidendes 
Wort in die Wagfıhale zu werfen, und doch enthalten derlei Motiven: 
Berichte zumeift nur Betrachtungen de lege ferenda, welche der jeweild 
vorherrfchenden Anficht der Doctrin entnommen find! — Gerade die 
vorjtehenden pofitiven Beltimmungen des früheren Gefeges, fo z. B. 
der obige 10. und 11. Abſatz, die Art. I—V, fo weit fie eine beftimmte 
wiſſenſchaftliche Anficht über den Rechtsgrund und Zweck der Strafe, 
über die Gründe, auf welchen die Einführung des Inſtitutes der Ver— 
jährung in's Strafrecht, und über das Wefen der Strafiwürdigkeit von 
bürgerliche (juridifche)  ftrafbaren Handlungen überhaupt ansprechen, 
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enthalten veichliche Belege dafür, wie miplich es ift, wenn der Geſetz— 
geber ſich in derlei rein Doctrinäre Lucubrationen einläßt, da eben 
dadurch dad Gefeß mit feiner feſtſtehenden Anfchauungsweife folcher 
Momente nothiwendig hinter der rüftig und unaufbaltfam fortfchrei- 
tenden Wiffenfchaft zurücbleiben muß. Was deuteln endlich die 
Interpretatoren der Schule und der Praris nicht Alles aus Dderlei 
authentifhen Manifeftationen der Gefeked-Gründe heraus! Wie 
wird einerfeit® das ausdrücliche Hervorheben diefes und jenes Motives, 
und andererfeits das Schweigen des Gefekgeberd über fo manche andere 
noch denfbare Rationes legis von der Saarfpalterei, Rabulifterei und 
dem böfen Willen ausgebeutet! — 

Den Gründen des Geſetzes nachzufpüren, fie und damit wohl 
auch das Geſetz felbit aus dem Höhepunkte der jeweiligen Wilfen- 
Schaft zu beleuchten, und deffen Sinnes- Deutung nah Möglichkeit mit 
den Anforderungen der herrfchenden Wiffenfchaft in Einklang zu bringen, 
die mehr oder weniger immer vorhandene elaftifhe Befchaffenheit deffel- 
ben zum Haltpunkte für deffen eigene — innere — Perfectibilität 
fruchtbringend zu machen: dieß ift Aufgabe des Commentators, des 
Lehrftuhle, des Forums, nicht aber — des Geſetzgebers! — 

Dennoh ift ed zum Berftändniffe auch unſeres dermaligen 
Geſetzes wichtig, ja unerläßlich, in die Erflärung der vorftehenden Be- 
ftimmungen des aufgehobenen Geſetzes tiefer einzugehen, weil fie 
den Grundton, den Geift und die Ziel-Richtung ausfprechen, in 
welchen das bisherige Strafgefeß gehalten war, und weil fie daher 
auch den neuen Goder durchdringen, da ja derfelbe nach der eigenen 
Berfündigung des Gefeßgeberd zunächft nur eine neue Ausgabe ded 
bisherigen Gefebes fein follte, daher in feinen Grundfeften, gleich: 
wie hinfichtlich der aus dem bisherigen Gefehe beibehaltenen Vor— 
Ichriften, auf dDenfelben Momenten beruht, welche ehemals von dem 
höchſten Gefeßgeber felbft ala Unterlage und Stübpfeiler feines Geſetzes 
hingeftellt worden waren. 

Der 1. Abfab des obigen Kundmachungs- Patente, der eben 
auch rein dDoctrinären Inhalts ift, möge uns felbft heut’ zu Tage 
noch als ein erhabened hiftorifches Monument für die Thatfache 
ericheinen, daß Oeſterreich's Herrfcher felbft mitten im Sturme der zu 
Ende des vorigen und zu Anfang diefes Jahrhunders die Welt umwälzen— 
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den Greigniffe, Tebhaft von der Negenten-Pflicht durchdrungen und mit 
der Aufgabe befchäftiget waren, die Juſtizgeſetze ihrer Länder fort und 
fort dem jeweiligen Bedürfniffe der Völker, und der ewig fort- 
ſchreitenden Wiffenfchaft, der Gefittung und Bildung der Zeit und 
jeweiligen Gegenwart anzupaffen. — 

Der 2., 3., 4. und 5. Abſatz bieten Anlaß, diejenigen früheren 
Geſetzbücher hier aufzuführen, welche nach notorifchen Verhältniffen und 
zum Theile jelbft nad) der eigenen Verfündung des Gefeßgebers zu nächſt 
bei der Abfaffung des Strafgefeßbuches vom 3. September 1803 vor: 
lagen, und welche eben deshalb auch durch die aufmerkfame Bergleichung 
des aus dem früheren Goder in den fpäteren regelmäßig mit Eleinen 
Abänderungen und Zufügen übergegangenen und fo fih allmälig fort: 
bildenden Inhalts, nicht jelten überzeugende Aufklärung über das bei 
jeder diefer folgenden Entwiclungs-Stufen Angeftrebte bringen, und fo 
an fehr vielen Stellen wefentlih zum Verftindniffe des Gefeges vom 
3. September 1803, und hiernach mittelbar auc des gegenwärtigen 
Gefeßes vom 27. Mai 1852 beitragen. — 

Es find dieß: 

a. „die Constitutio Criminalis Theresiana, oder: Römiſch— 
Kaiferl. zu Hungarn und Böheim ꝛc. Königlich apoftolifhe Ma- 
jeftät Mariä Therefiä, Erzberzogin zu Defterreih 20. pein- 
lihe Gerihtsordnung vom 31. December 1768”) jammt 
den hierzu nachträglich erlaffenen Novellen. — 


*) Diefes hiftorifh überaus wichtige und beziehungsvolle Geſetzes-Werk, wel- 
ches leider noch nirgend gehörig beleuchtet wurde, war nämlich das erfte allge» 
meine Strafgeſetz für die fogenannten deutfhen Erhlande (db. i. die königlich-böh— 
mifchen, nieder», inner, ober: und vorber-öfterreichifchen Erblande), da bis dahin faft 
jede öfterreihifche Provinz ihre eigene Particular-fand- oder Hals-Gerichts— 
ordnung (aus dem 15. bis 18. Jahrhundert) hatte, und ald Subfidiarquellen 
überdieß theild das allgemeine Strafgefeh des deutſchen Neiches, d. i. „Carl's V, 
und des heiligen römifchen Reichs peinlihe Gerichtsordnung, auf den Reichdtagen zu 
Augsburg und Regensburg 1532 aufgeriht” (gemöhnlid als C. C. C. oder ſchlecht— 
weg Carolina bezeichnet), theild Landes-Gewohnheiten, theild das römiſche 
Recht anerkannte. — Die ziemlich vielen nachträglichen Verordnungen, melde 
theild noch unter Therefiend, theild unter ihres Regierungs-Nachfolgers, Joſeph II. 
Regierung bid zur Kundmachung des oben unter b. erwähnten Sofefinifchen Straf- 
gefeges vom 2. April 1787 nachgefolgt find, wurden nirgends volftändig zuſammen— 
geftellt, und find auch für das Jahrzehend von 1770— 1780 in feiner Geſetz— 
jammlung zu finden, da weder das einzige erläuternde Werk, das über dieſe 
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b. Joſeph's I. „Allgemeines Geſetz über Verbrechen und derfelben 
Beftrafung vom 2. April 1787,*) fammt den dazu nachträglich 
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merkwürdige Codification erfchienen war, nämlih: „Hupka, positiones criminales 
secundum eonslitutiionem Theresianam, Viennae 1779,“ noch auch fein Ueberſetzer 
und Gloffator: „D. A. v. H., Sätze über das peinliche Recht, nach der Therefiani- 
fhen Haldgerihtdordnung, Wien 1784, diefe Sammlung vollftändig lieferten, und 
felbft nicht einmal den Muth hatten, die biftorifch denfwürdige A. h. Refolution 
vom 3. Jänner 1776, „wodurch in allen beutfhen Erblanden mit Ginbegriff des 
Banatd und Galiziend, die peinliche Frage (Folter) ohne einigen Vorbehalt auf- 
gehoben worden war,‘ zu berufen. — Freilich war diefe Verfügung urfprünglih nur 
den Gerichten zu ihrer Darnachachtung mitgetheilt und deren Veröffentlihung ver- 
boten worden. — 

*) Mit Patent vom obigen Tage (2. April 1787) ift dieſes Geſetzbuch 
amtlich in einer DctansHandausgabe (Wien 1787, bei dem damaligen Hofbuchdruder 
v. Trattnern) fundgemaht und vom Tage der Kundmahung an in Wirffam- 
keit gefegt, fpäterhin aber in die officielle Juftiz-Gefeg- Sammlung mit dem 
Datum vom 13. Jänner 1787 unter Nr. 611 aufgenommen worden. — 

Für die Refer in allen jenen Kronländern, welche bisher eine von der übrigen öfter» 
reichiſchen Geſetzgebung getrennte und verfchiedenartige Regislation hatten, d. i. für Un— 
gar, Kroatien, Siebenbürgen u. f. f. bemerfe ich, daß unter der Juftizgefegfamm- 
lung (9. ©. ©.) jene (Anfangs in der Schönfeldifchen Buchdruderei erfchienene, 
daher früher manchmal auch Schönfeldifche Gefekfammlung genannte) „Sammlung 
der Geſetze und Berordnungen im Juſtizfache“ zu verſtehen ift, welche feit 
dem Regierungdantritte Kaiſer Joſeph's II. (1780) bisher ununterbroihen bis zum 
Schluſſe ded Jahres 1841 alle in den kak. Staaten, mit Ausnahme der ebeugenann« 
ten, ehemals’ fogenannten ungarifhen Länder und des lombardifch = venetianifchen 
Königreiches kundgemachten in’d Juſtizweſen einfchlagenden Geſetze und Berorb- 
nungen in hronologifcher Drdnung und mit fortlaufenden, nur mit jedem Re— 
genten (Joſeph II., Leopold II., Franz IL. und beziehungsweife fpäter dem J., und 
Ferdinand J. in neuer Reihe beginnenden, Zahlen bezeichnet erfiheint, und von der 
k. f. Hof- und Staatdruderei in Wien in folio, dermal jahrgangsweiſe ausgegeben 
wird. Sie ift authentiſch, da fie Jahrgang für Jahrgang nah ihrem ganzen 
‚ Inhalte der unmitelbaren U. 5. Sanktion des Landesfürften ald Geſetzgebers unter- 
zogen wird. Sie wird bid zum Regierungsantritte des jept regierenden Monarchen 
(2. December 1848) fortgefept werden. Bon diefer Epoche an wurde fie überflüffig, 
da von diefem Tage an das für den ganzen Umfang des Reiches geltende, 
und die Gefege und Berordnungen aller Staatöverwaltungd- Zweige umfaffende 
„allgemeine Reichsgeſetzblatt“ erfiheint. — 

Des großen Kaiferd, der diefes Strafgefeg vom 2. April 1787 erlaffen 
hatte, weit audjchender Adlerblid hatte wohl längft die hohe politifche Nothwen— 
digkeit erkannt, alle Staaten feined weiten Reihes zu Einem Staate umzubilden, 
und ihnen vor Allem Geſetzes- und Nedts- Einheit zu fhaffen. Seine ganze Re 
gierung ift ja nur ein vergebliches Ningen nach diefem großen Ziele gewefen ! — 
Darum hatte er angeordnet, daß das obige „‚allgemeine Gefep über Verbrechen und 
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Strafen allen ſeinen Unterthanen, Criminalrichtern und ſonſtigen Behörden zut 
allgemeinen Richtſchnur dienen,“ daher allerdings auch in den ſogenannten unga- 
riſchen Ländern als Geſetz gelten ſoll. — Allein des beſtmeinenden Herrſchers beſte 
Wünſche und Strebungen ſcheiterten, wie in fo vielen — auch in dieſem Punkte. — 
Das allgemeine Strafgeſetz kam dort nicht in Geltung. Die Landtäge des Kö— 
nigreichs Ungarn und der incorporirten Länder von 1790 und 1791 hatten zwar bie 
dringende Rothwendigkeit der Erlaffung eines Eriminal-Euderes anerkannt, und im 
Artitel 67 des diepfälligen Landstags-Geſetzes wurde auch ein Landtags: Ausfhuk 
(Deputatio Regnicolaris) zur Ausarbeitung eines ſolchen Geſetz⸗Entwurfes nieder: 
gefegt. Diefer Entwurf fam auch zu Stande, wurde im Jahre 1807 fogar gedrudt, 
fam jedoch nie zur Berathung des Laudtages felbft, und daher um fo weniger zur 
Geſetzeskraft. Defterd wurde die Sache auf fpäteren Landtagen angeregt, und führte 
endlich zu einem neuerlichen durch eine Neichdtags-Deputation in den Jahren 1841 — 
1843 audgearbeiteten „Entwurf eined Strafgefepbuhes für das Königreich Ungarn 
und die damit verbundenen Theile,’ der bekanntlich 1843 in Peipzig aud in deutfcher 
Ueberſetzung gedrudt wurde. Allein auch er, und mit ihm alle, feit Joſeph's vergeb— 
lihem Berfuche, das bereitd publicirte Geſetz auch in faktifche Geltung zu feren, 
oft erneuerten Projecte feit 1787 blieben — Entwürfe! — 

Aehnliches begab fi in Siebenbürgen! Die Antwort auf Joſeph's allgemei— 
ne 8 Strafgefek vom 2. April 1788 liegt im Art. 38 des fiebenbürgifchen Landtags: Sefepes 
vom Jahre 1790: „Donec alia in criminalibus forma legitime stabiliatur, fora judicialia 
semet legibus patriis et anliquo usui conforment.“ Ind fo — blieb ed auf 
bier bis. zu dem thatkräftigen Herrfcherafte vom 27. Mat 1852! — Facta loquuntur! — 

Um aber dasjenige, was Joſeph's fchaffender Geiſt im Gebiete der Strafgefeh- 
gebung wollte und anftrebte, vollftändig darzuftellen, fei noch bemerkt, daß er bereits 
mit einem Patente vom 20. Auguft 1787, Nr. 712 der J. G. ©. die Abfhaffung der 
Strafgerihtöbarfeit der Patrimonial-Gerichte und die Einführung von 
landesfürftlihen und collegial-organifirten Strafgerichten angeordnet, und mit 
einer vollfländigen Strafgerihtd-Drganifation, damald vor der Hand in Defter: 
reich unter und ob der Enns, Steiermarf, Kärnthen, Krain, Görz, Gradidca, Trieſt, Tyrol, 
Böhmen, Mähren, Schleſien und Galizien, begleitet hatte. — Allein diefes große 
Wert kam ſelbſt in diefen Ländern nicht zur Ausführung; erſt nach mehr denn feche 
Decennien wurde durd die Gefere vom 7. September 1848, 14. Juni 1849 (Mr. 278 
des R.G.2.) und vom 18. Juni 1850 (Nr. 234 des R. G. B.) die Umgeftaltung der 
Zuftiz-Organifation, im Wefentlihen allerdings nur nad) den ſchon von dem ein: 
fihtävollen Joſeph vorgezeihneten Grundfägen, in Verwirklichung geſetzt. — Mit 
Patent vom 1. Junind 1788 (in der J. G. ©. aber mit dem Datum de 17. Ju» 
nius 1788) verkündete Er endlich eine „allgemeine Kriminal Gerichtsord— 
nung‘ (in der amtlihen Promulgation, in 8vo., Wien 1788, bei dem Hofbud- 
druder v. Trattnern erfchienen), und verordnete, daß diefe „Vorſchrift für das 
Griminal:Berfahren vom 1. Auguft 1788 an von fämmtlidhen Behörden, 
Bürgern und Untertbanen‘ (alfo wohl in allen Erbländern) auf dad Genauefte be 
folgt werben fol. Durch dieſe Borfchrift wurde zugleih das Geſetz über das Straf: 
verfahren wegen minderer firafbaren Handlungen (Polizeisllebertretungen, tie aber 
damald „.politifche Verbrechen” genannt wurden) ergänzt. Das letztere war nämlich 
von Zofef I. bereits dur eine unterm 31, Jänner 1787 erlaffene „Inftruction für 
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erlaffenen Novellen. *) 
ec. Franz des I. „Strafgeſetzbuch für Weftgalizien vom 17. Juni 
1796.) — | 
Der 6. Abſatz des obigen Kundmachungs-Patentes macht uns mit 
der Abficht des Geſetzgebers befannt: „im Beſetze felbit eine genaue 
Gränzlinie zwifchen Verbrechen und fchweren Polizei - Hebertretungen 
(welch Teßtere nunmehr, d. h. in dem neuen Strafgefeße unter 
dem Namen „Vergehen und Uebertretungen“ vorfommen) feitzuhalten, 
damit bei diefer wichtigen Entjcheidung feine Willführ ftattfinde.” — 
Praftifch wurde der Zwed des Gefehgeberd vollfommen durch die 
categorifche Vorfehrift des Art. IV. des nunmehrigen Kund— 
machungd=Patentes vom 27. Mai 1852 (ehemald Art. VI.) erreicht, 
indem kraft diefer Borfchrift bei der Entfcheidung, ob eine Hand- 
fung überhaupt als ftrafbar, und ob fie ald ein DBerbrechen oder 
ale eine ſchwere Polizei - Nebertretung (dermal ald Vergehen oder 
Uebertretung) zu behandeln ſei, wirklich die richterliche Willführ ganz 
und gar ausgeſchloſſen erfcheint. Die unten folgende Erklärung des 
Art. IV. unfered gegenwärtigen Stundmachungs-Patentes wird dieß um— 
ftändlih ausführen. — Allein wiffenfchaftlich laſſen fich der von 
dem Gefeße vom 3. September 1803, und übereinftimmend hiermit 
thatfählih auch von unferem dermaligen Gefege vom 27. Mai 1852 
de lege ferenda gezogenen Grenzlinie zwifchen Berbrechen einerfeitg, 
und fchweren Polizei-ebertretungen (Vergehen oder Webertretungen) 
andrerjeits nicht nur an fich gewichtige Bedenken entgegenftellen, fondern 


die politiihen Behörden über die Anftrengung einer Inquifition, Aburtheilung und 
Strafvolljiehung wider einen eines politifchen Verbrechens Beſchuldigten“ geregelt 
worden. (Sieh' diefelbe in dem Hofdefrete vom 5. März 1787, Nr. 640 der J. G. ©.) 

) Diefe Novellen zum Joſephiniſchen Strafgefege, von denen fehr viele noch 
unter Joſeph felbit, einige fehr wichtige, zumal in Beziehung auf Milderung des 
Strafenſhſtems, aber auch erſt unter Leopold und Franz erfchienen, find nirgends 
erfhöpfend, doch noch am vollftändigften, wenn gleih nur mit fehr fummarifchen 
Inhaltd-Angaben zufammengeftelt in: „Vollmayer's Berfuh einer Gefhidte der 
Strafgefebgebung, Wien 1804, Seite 87—105.“ 

*) Diefed Gefepbuh wurde ebenfalld amtlich in ciner Octav-Ausgabe (Wien 
bei dem Hofbuchdruder Hraſchanzky, 1796) fundgemaht, vom 1. Jänner 1797 ange: 
fangen in Weſtgalizien in Wirkfamfeit gefegt, und ging auch mit demfelben 
Datum (17. Junius 1796) in die 3. ©. S. Nr. 301 über. 
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fie entbehrt auch überdieß der nöthigen Schärfe und felbft der durch— 
greifenden Gonfequenz in der Durchführung. Die fpäter folgende 
Erklärung der oben aufgeführten, aber in das neue Gefeh nicht über- 
gegangenen Art. II — V. des früheren K. M. P. vom 3. September 
1803 wird dieß ausführlich nachweifen. — War e3 daher nicht ange 
meffener, daß das neue Geſetz diefe rein theoretifche Begründung 
jeiner pofitiven Anordnung nicht mehr aufnahm? 


Der 7. Abſatz des früheren Kundmachungs-Patentes enthält eine 
ebenfalld blos theoretifche Hinweifung auf zwei in dem Geſetze felbft 
feftgehaltene Grundfäbe, daß nemlich 


a) auch die verfchiedenen Gattungen der Verbrechen fiharf von ein- 
ander durch deutliche Unterfcheidungsmerkmale abgegrängt werden 
follen, und daß 


b) die Gefeggebung regelmäßig bei jedem Verbrechen mehrere Grade 
der Strafbarkeit feftgefept habe, um dem Richter bei der Aus- 
meffung der Strafen mit Rückſicht auf die Erſchwerungs- und 
Milderungs » Umftände einen angemeffenen Spielraum  zujuge- 


ftehen. — 


Die realen Inhalts-Momente oder Eonfequenzen diefer zwei legiö- 
fativen Gefichtspunfte find allerdings auch in das neue Gefek, und 
zwar nicht blos hinfichtlich der Verbrechen, fondern auch in Anfehung 
der Vergehen und MUebertretungen übergegangen. Die Glaffification 
der Verbrechen nach mehreren Hauptgefichtöpunften, wie fie der $. 56 
unſeres dermaligen Strafgefeßes feftjest, und die daran gefnüpfte, zum 
Theile hieraus gefolgerte Aufzählung aller einzelnen Gattungen derfel- 
ben im 8. 57 mit viel fchärferer gegenfeitiger Auseinanderhaltung, ala 
dieß im Geſetze vom 3. September 1803 der Fall gewefen war, fo wie 
die durch die 88. 274—277 gefchehene Gliederung der Vergehen und 
Uebertretungen, wenigftend nach den Hauptgegenftänden der Verletzung 
oder Bedrohung, insbejfondere aber die von dem Geſetze vollftändig 
durchgeführte fehr genaue Begriffsbeftimmung jeder einzelnen ftrafbaren 
Handlung geben Zeugniß für die reale Ausführung des unter a 
erwähnten Geſetzgebungs-Principes. Wenn nun aber auch unfer der» 
maliges Gefeß die eben in Rede ftehende Hinmeifung auf diefen fpäteren 
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Inhalts-Moment nicht ausdrücklich aufgenommen hat: fo muB es weiter— 
hin in Frage geſtellt werden, ob es nicht ſelbſt durch die Aufnahme 
des V. Hauptſtückes des J. und des IV. Hauptſtückes des II. Theiles, 
d. h. der fo eben erwähnten 88. 56, 57 und 274—277 noch immer 
zu fehr dem Doctrinärtdmus der Geſetzgebungs-Wiſſenſchaft gehul- 
diget habe; da eben diefe Borfchriften des Geſetzes, wie näher bei 
der Erläuterung derfelben dargethan werden wird, nicht blos praftifch 
überflüffig find, fondern überdieß, wenn man ihnen dennoch eine praf- 
tifhe Bedeutung zuerfennen will, nur zu leicht zu einfeitigen und 
fchiefen Auffaffungen, zu Mifdeutungen des Gefebed führen. — Die 
Gliederung der ftrafbaren Handlungen nach gewiſſen leitenden Geſichts— 
punften, die Glaffification nach gemeinfamen Gattungs-Kriterien und 
unterſcheidenden Species⸗Merkmalen iſt Sache eines Lehrbuches, nim— 
mermehr aber eines Geſetzbuches. 

Was jedoch den unter b erwähnten Grundſatz betrifft, fo wurde 
derfelbe von dem neuen Gefege, nad der fchon oben (Seite 21) gege— 
benen vergleichenden Auseinanderfegung der 88. 327, 366 u. fa. des 
neuen Geſetzes, mit den entfprechenden 88. 69, 120 u. fa. des alten 
Gefeßed, nicht blos bei den verfchiedenen Verbrechen, Bergehen und 
Uebertretungen im Einzelnen confequenter durchgeführt, ala felbit in 
dem bisherigen Gefeße, jondern auch ganz allgemein in den 88. 17, 
32, 48, 49, 51 —54, 265 und 266 als Regel feftgeftellt , ohne daß 
aber das dermalige Gefeg eine derlei allgemeine Tegislative Vorbe— 
merfung für nöthig gefunden hatte. — Diefelbe wäre um fo unpaffen- 
der gewefen, da dermal auch noch in anderen Gefeben, namentlich in 
den für das Straf-Verfahren beftehenden Vorfchriften ähnliche, mit 
diefem Grundfaße zufammenhängende, Anordnungen bejtehen, die alfo 
der Richter ebenfalld in Anwendung zu bringen hat. Dieß iſt nemlich 
für jene Kronländer, in welchen die Strafprocehordnung vom 17. Jän— 
ner 1850 giftig ift (d. i. für Defterreich unter und ob der Enns, Salz 
burg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Trieft mit dem Küftenlande, Görz 
und Gradisca, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren und Schlefien), 
der Fall mit dem $. 346 eben diejer Strafprocekordnung, und den ihn 
ergänzenden Novellen vom 16. März 1851 (Nr. 66 de R. ©. 2.) 
und $. 10 der Faiferlichen Berordnung vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 
des R. ©. B.); ferner für diejenigen Kronländer, wo dermal noch das 
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Strafverfahren nach den beiderſeitigen zweiten Abſchnitten des IT. Thei- 
led des St. ©. B. vom 3. September 1803 gilt (das ift: im lom- 
bardifch-venetianifchen Königreiche, in Dalmatien, Galizien mit Krakau 
und in der Bufowina), und für Siebenbürgen, wo eben diefes Straf- 
verfahren theilweife ſchon beftcht, theilweiſe vom 1. September 1852 
an eingeführt wird *), mit dem $. 441 des I. Thle. und der H. E. 
vom 30: Jänner 1812, Nr. 970 der 3. ©. ©., fo wie mit den 88. 
430. und 431 des II. Thls. Diefe Borfhriften beftehen nem- 
lich fortan in voller Rechtskraft, da ihnen durch den Xrtifel 1. 
des. nunmehrigen Kundmahungs-Patentes, der ja nur die bisherigen 
Geſetze ded materiellen Strafrechts, keineswegs aber die in den 
Geſetzen über dad Straf-Berfahren enthaltenen Vorfhriften aufhob, 
nicht nur in keiner Weife derogirt worden ift, und da vielmehr die be- 
ftehenden Gefebe über das Straf-Verfahren überhaupt‘, daher auch 
die obigen in diefen Gefegen eingefhloffenen Borfchriften über die Be- 
fugniffe, welche den Strafgerichten in Beziehung auf Milderung der 
Strafe noch über die Beftimmungen des materiellen Strafgefeßes hinaus 
zukommen, hinfichtlih der Kronländer, wo die Strafprocefordnung vom 
17. Jänner 1850 wirkſam ift, durch die dem neuen Strafgefeße an- 
gehängte Faiferlihe Verordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 118 des 
NR. ©. B.; in "Anfehung derjenigen Länder aber, wo das Strafver: 
fahren fich noch nad dem Gefehe vom 3. September 1803 zu regeln 
bat, durch den Art. I. des Kundmahungs-Patentes zum Strafgefee 
felbft, und in Beziehung auf Siebenbürgen durch die Faiferliche Ber- 
ordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 121 fogar ausdrüdlic als fort: 
dauernd beftätiget worden find. 


Im 8. Abfabe des obigen Kundmachungs-Patentes fucht der 
Monarch die in feinem damaligen Gefebe erfolgte Wiedereinführung 
der Todesftrafe auch außer dem Standrechte, nemlich im ordentlichen 
Griminal-Berfahren, zu begründen, und gleihfam vor feinen Völkern zu 
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*) Sieh' die gleichzeitig mit dem Strafgeſetze kundgemachte kaiſerliche Verord⸗ 
nung vom 27. Mai 1852, Nr. 121 des R. ©. B. 
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rechtfertigen *). Ein bald darauf befonders erlaffener „öffentlicher Ruf“, 
deſſen allfeitigfte Kundmachung mit ffrupulöfefter Sorafältigkeit durch: 


*) Zunächſt erklärt fih die oben dargeftellte, beinahe ängftlich » forgfältige 
Rechtfertigung der Wiedereinführung der Todeäftrafe nur durch die hiftorifche Be- 
leuchtung der unmittelbar voraudgegangenen, und damald obmwaltenden Zuflände. — 
Am ſchneidendſten Gontrafte zur mehrgenannten Therefiana, welche in ihrem terroris 
ftifchen Strafen-Syſteme von ber Todesſtrafe, felbft mit graufamen Berfhärfungen, 
fehr häufigen Gebrauch gemacht hatte, befahl der menfchenfreundliche Joſeph I. 
alsbald nad dem Antritte Seiner Regierung mit einer geheim zu baltenden 
4. h. E. vom 9. März 1781 allen Gerihten: „daß die nah dem Gefebe zu 
fhöpfenden Zodedurtheile zwar den Delinquenten angekündigt, jedoch weder 
volljogen, noch auch die MalefizePerfon ausgefegt, fondern vorläufig das Tedee- 
urtheil fammt den Acten der oberften SJuftizftelle eingefendet, und die weitere 
Entfhließung abgewartet werden foll”. Durch eine weitere A. h. E. vom 
22. Auguft 1783, welche ebenfalls niht kundgemacht werden durfte, 
wurde überbieß (wieder nur den Gerichten) angeordnet: „daß von da an die To- 
desurtheile auch niht mehr angekündet werden follen, fondern daß in 
jedem Falle, wo dad Erkenntniß nah den dermal noch beftchenden 
Gefegen auf die Todesftrafe abgeht, die Unterſuchungs-Acten an das Cri— 
minal-Obergericht einzufchiden jeien.” — — Thatfählich wurde daher von Jo— 
ſeph II. feit jenen denkwürdigen, aber wohlgemerft, nur ald geheime Im 
fiructionen an die Gerichte erlaffenen U. bh. Weifungen, fein Todes— 
urtbeil mehr vollzogen, fondern von jedem folhen, durch das GriminakOÖber- 
gericht und die oberjte Juftizftelle an den Monarchen gelangten Urtheile die Todesftrafe 
im Wege der landesfürftlihen Begnadigung regelmäßig in Kerkerftrafe umge 
wandelt. — Allein das Geſetz felbft, die oftgenannte Therefiana nemlich, wo— 
durch die Todesftrafe auf fo viele Verbrechen feftgefegt war, wurde durch jene 
U h. Entfhliefungen von 1781 und 1783 nicht aufgehoben, fondern 
im Begentheile ausdrücklich beftätigt. — Gefeglih beftand alfo die To- 
desftrafe fort bis zur Einführung des frübererwähnten Sofefinifhen 
Strafgefebbudhes vom 2. April 1788. — Es ſchien mir Pfliht, aus diefem 
Anloſſe endlich einmal die vorftehende Thatfache auch öffentlih mit gefchriebenem 
Worte und mit actenmäßiger und hiftorifcher Treue feftsuftellen, da die vielen glei) 
zeitigen und heutigen Begeiferer des welthiftorifchen Rubmes des großen Monarden 
nicht felten ihm einen empörenden Act himmelfchreiender Cabinets-Juſtiz nachläftern, 
daß er nemlih zu Anfang des Jahres 1786, alfo [wird irrig oder perfid einge- 
fhoben] nach bereits gefeglich erfolgter Aufhebung der Todesſtrafe, noh an einem 
Delinquenten, Namens 3....... die Zodeöftrafe nach der ganzen Strenge der 
Therefiana mittelft ded Rades vollziehen lied. — Die Thatfache, daß nemlih in 
Folge eined von dem competenten Griminalgerihte mit Stimmeneinhelligkeit geſchöpf— 
ten Erkenntniſſes, welches den genannten Delinquenten als Ihäter eines unter fehr 
empörenden Verbältniffen mit kalter Verruchtheit an feiner Wohlthäterin meuchleris 
[her Weife vollbrachten Raubmordes nah Borfhrift des noch In voller 
Nechtsfraft beftandenen therefianifhen Eoder zum Tode durch dad Rab 
nerurtheilt hatte, diefes Zodesurtheil am dem Delinquenten wirklich vollzogen wurde, 


geführt wurde, und der auch in dem Hoffanzleidecrete vom 29. Octo— 
ber 1803, Nr. 632 der J. ©. ©. enthalten ift, hatte diefer Begrün- 
dung noch eindringlicher den Schein einer eigentlichen Rechtfertigung 
zu geben verfucht, da er ausdrüdlich beifügte: „daß fich die Anzahl der 
Berbrechen feit Aufhebung der Todesftrafe nicht vermehrt, daß alſo 
diefe Erweiterung (der Todesſtrafe auf mehrere Verbrechen) keineswegs 
auf den allgemeinen Charakter der Nation Beziehung habe, deffen ihm 
eigener Gutmüthigkeit, Folgſamkeit und Liebe zur Drdnung Se. Maje- 
tät im Angeſichte Europa’8 die verdiente Gerechtigkeit widerfahren 


ift richtig; allein nicht deßhalb, weil der gerechte Kaifer einen Machtſpruch gethan, 
deſſen ed nach den eben erflärten Verhältniſſen durchaus micht bedurfte, fondern 
weil er in dieſem Falle bei dem Ihm vorgelegten Urtheile feine Gnade eintre- 
ten ließ, ſondern befahl: „Daß der Gerehtigfeit nah Vorſchrift des Gr 
ſetzes freier Lauf gelaffen werde.“ 

Erft mit dem neuen Strafgefeße vom 2, April 1787 bob Joſeph IL, den 
durch Beccaria angeregten und auch in unferem Baterlande durh Sonnenfele 
heimifh gemachten Forderungen der damals herrfhenden Doctrin, dak fid bie 
Gerechtigkeit und Zmwedmäßigkeit der Todesſtrafe nimmermehr ermeifen laffe, nad: 
gebend, für Defterreih die Todesſtrafe im ordentlihen Strafverfahren auf. 

Allein fhon im Jahre 1794 richteten die beiden oberften GentralsHofftellen 
für die politifhe und für die Juftiz-Berwaltung unaufgefordert, und nur dur 
die befannten politifhen reigniffe jener Zeit veranlaßt, an dem jugendlichen 
Monarchen Franz II. den Antrag, die Zodesftrafe für — „Hochverräther“ wieder 
einzuführen. Der Kaifer genehmigte diefen Antrag, und das Patent vom 2. Jänner 
1795, Nr. 209 der J. G. ©. enthält deffen Ausführung. — Diefes Patent ging auch 
wörtlidy in das bald darauf fundgemachte weftgaligifche Strafgefeg vom 17. Juni 1796 
($: 44) über, obne daß jedoch die darin nur auf Bas Berbrehen des 
Hochverrathes eingefhränktte Zodedgefahr in diefem Geſetzbuche aud 
auf andere Berbrehen ausgedehnt worden wäre. — m Jahre 1801 
machte eine aus Mitgliedern der oberſten politifhen und Finanz-Hofftelle fo wie der 
Geſetzgebungs⸗Hofcommiſſion zufammengefegte Sommiffion an den Monarchen ebenfalld 
unaufgefordert den Antrag: „gegen die fih im hohem Grade mehrenden und 
fo gefährlih um fich greifenden Berbrechen der Münz- und Bankozettel-Berfälfhung 
die Todeäftrafe durch den Strang wieder einzuführen.“ Allein die Berhandlungen 
hierüber, fo wie über die bald darauf angeregte Erweiterung der Todesſtrafe aud 
auf die Verbrechen ded Mordes, der gefährlichiten Fälle der Brandlegung u. f. f. 
zogen fich in die Länge, und wurden über Anordnung des Monardhen mit den Be: 
rathungen über das bald darauf erlaffene allgemeine Strafgeſetzbuch in Berbindung 
gefegt. — Diefe Umftände mögen es erflären, daß der Gefepgeber im Kund— 
mahungs- Patente zu diefem Strafgefege die wenigftend für dad Volk noch ganz 
neue und gemiffermaßen überrafhende Einführung der Zodeäftrafe ing befondere zu 
rechtfertigen ſich veranlaßt fand. 
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laſſen.“ — Wenn wir aber den Inhalt diefer Begründung näher 
unterfuchen, fo zeigt fih uns neuerlich die Erfiheinung, daß der Geſetz— 
geber fich wieder in eine wiffenfhaftliche Crörterung derjenigen 
focialen und politifchen Gründe eingelaffen habe, welche die Geſetzge— 
bung des Staates überhaupt berechtigen und vermögen fönnen, 
die Todesstrafe feftzufesen, und welche insbefondere Defterreich's 
Gefehgeber beftimmt haben, fie wieder in größerer Ausdehnung, den- 
noch aber mit Einfchränfung auf diejenigen Verbrechen einzuführen, 
„welche nur mit voller Ueberlegung ausgeführt werden können, 
und bei ihrem höchſt gefährlichen Einfluffe auf die öffent: 
liche und Privatficherheit der öffentlichen Verwaltung dieſe 
Strenge abnöthigen“, und — wie fich weiter der höchite Geſetzgeber 
in dem ſchon erwähnten -„öffentlichen Rufe“ ausdrüdt — nur „gegen 
ſolche DBerbrecher, deren zum Böſen verhärtete Gemüthsart 
unverkennbar aus der Gräßlichfeit der Handlungen, die fie zu 
verüben fähig find, hervorleuchtet, — ſo wie blos gegen foldhe Ber: 
brechen, die nicht ohne vorhergehende Heberlegung ausgeführt 
werden fünnen, wo fich daher der Vorftellung des Thäterd im längeren 
Zroifchenraume der Gräuel der Uebelthat, die Größe, die 
Schädlihfeit der Folgen nothwendig angeboten haben mußte, 
und wornach daher der für die Gefeßgebung einzige Grund 
fhonender Strafen, die Hoffnung jemaliger Befferung, 
aufgegeben ift. Gegen fo hartnädige Böfewichte könne daher dem q e- 
meinen Wefen nur ihre Tod Sicherheit gewähren. Die Pflicht, 
die gemeinfhaftlibe Sicherheit wirffamer zu befhüsen, 
die hohe Sorgfalt des Regenten für die Sicherheit der recht— 
fihen Unterthbanen zu forgen, lege die traurige Nothwendig- 
feit auf, die Todesftrafe auf mehrere Verbrechen wieder feftzufeßen, 
twober Sich Se. Majeftät zugleich verfprechen, daß die dadurch Tebhafter 
vergegenwärtigte Größe der Strafe den Eindrud derfelben verftärken 
und als eine abfchredende Warnung auch auf Andere einwirken 
werde u. ſ. f.“ — Der möchte nicht in diefen ſchönen Worten 
eined mächtigen Monarchen deffen hochherzigen Sinn bewundern? Allein 
darüber, ob eine folche doctrinirende Debatte in dem zunächſt nur di s— 
poniren follenden Gefege ihren rechten Platz gefunden habe, möchte 
um jo mehr gezweifelt werden, da auch in diefen Punkten wieder die 
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Doctrin der fpäteren Zeit die hier niedergelegten wiffenfhaftlichen An- 
ſchauungen nur zu leicht überholt, und da überdieß einzelne Stellen 
folher Begründung, fobald fie aus ihrem Zuſammenhange geriſſen 
werden, 3. B. „der Gefeßgeber habe hier felbft die Beſſerung der Ber- 
brecher, oder die allgemeine abjchredende Warnung ale Grund und 
Zwed der Strafe aufgeſtellt“ — nur zu oft zu fohiefen, einfeitigen 
und jelbft ungerechten Deutungen und hl des Strafgeſebes 
mißbraucht werden. 

Wer immer mit —— Sinne die wenigen Fälle wurdi⸗ 
get, in welchen das neue Geſetz vom 27. Mai 1852 die Todesſtrafe 
noch beibehalten hat, der wird erkennen, daß das neue Geſetz dieſelbe 
durchweg nur auf ſolche Verbrechen und auf ſolch' verruchteſte Mitwir— 
kung bei denſelben eingeſchränkt hat, bei welchen die oben angedeuteten 
legislativen Gründe im Vollmaße eintreten. — Es ſind dieß nemlich 
im ordentlichen Strafverfahren nur folgende fünf Fälle: 

a) jede Mitwirfung bei jener Art des Verbrechens des Hochverrathes, 
deren Gegenftand die Perfon des Staatsoberhauptes oder deffen 
Regierungsrechte find, und die gefährlichiten Ihätigkeiten bei den 
übrigen Arten des Verbrechens des Hochverrathed ($. 59 lit. a 
und b); 

b) dad Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch boshafte 
Beihädigung an fremdem Eigentum, wenn diefelbe den Tod 
eined Menfchen zur Folge hatte und dieß von dem Thäter vor- 
hergefehen werden konnte ($. 36); — oder durch andere boshafte 
Handlungen oder Unterlaffungen unter befonderd gefährlichen Ver— 
hältniffen bei dem Eintreffen des oben erwähnten Erfolges ($. 87); 

e) die Urheberfchaft und unmittelbare Mitwirkung bei dem Verbrechen 
des vollbrachten Mordes ($. 136); 

d) jede unmittelbare Mitwirkung bei dem Verbrechen des räuberi— 
jhen Todſchlages ($. 141); 

e) das DBerbrechen der Brandlegung, jedoch nur in den zwei gefähr- 
lichſten Fällen, wenn nemlich entweder dadurch ein Menfch um's 
Leben gekommen ift, und dieß von dem Brandleger vorhergefehen 
werden konnte; — oder wenn die Brandlegung durch befondere 
auf Berheerungen gerichtete Zuſammenrottungen bewirkt worden 
iſt ($. 167 lit. a). 
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Daß für drei weitere Fälle, nemlich für die entfernteren 
Mitwirkungsarten bei dem Verbrechen des Hochverrathes, — für das 
Verbrechen der Verfälſchung der öffentlichen Creditspapiere und für die 
wiederholte, wenigſtens mit Einmaligem Ausbruche begleitete Brand— 
legung, für welche das bisherige Geſetz ebenfalls die Todesſtrafe ver— 
hängt hatte, dieſelbe von dem neuen Geſetze aufgehoben und in Kerfer- 
ftrafe umgewandelt worden fei, wurde bereitd oben bemerft. 

Wenn nun aber auch die dermalige Gefebgebung die Todesitrafe 
in den eben erft erwähnten fünf Fällen beibehalten hat, ohne der 
Gründe diefer Beibehaltung ausdrüdlih zu erwähnen, fo muß wohl 
angenommen werden, daß fie fich hierbei nicht blos von jenen ernften 
Rückſichten leiten ließ, welche dießfalls die frühere Geſetzgebung felbit 
fundgab, fondern daß fie auch ihr Auge weder jenen gewichtigen Grün- 
den, welche von der heutigen Rechts- und Gefepgebungs-Wiffenfhaft 
für die Beibehaltung der Todesftrafe überhaupt geltend gemacht 
werden, noch jenen Erfahrungen verfchloß, welche deren Beibehaltung 
insbefondere in unferem Gefammt-Baterlande Defterreich mit gebie- 
terifher Nothwendigkeit das Wort führen. — In erfterer Beziehung 
mweifet die Wiffenfchaft der Gegenwart nach, daß aus dem Standpunfte 
der dee der Gerechtigkeit feinem Verbrecher Unrecht widerfahre, der 
für eine mit felbftbeitimmten Willen begangene Rechtsverlegung als 
Strafe ein ſolches Uebel erfahre, welches der objectiven Größe der 
rechtverlegenden That, und dem Grade feines fubjectiven Verfchuldens 
vollfommen adäquat, d. h. in jeglicher Beziehung nur gerechte Ver- 
geltung ift. Dadurch ift im Grundfabe die Gerechtigkeit au 
der Todeöftrafe für gewiſſe Verbrechen erwiefen. — Ihre Nothwen- 
digkeit begründet fich, fobald durh die Erfahrung dargethan ift, 
daß alle übrigen Strafübel unzulänglich bleiben, um die Gefellfchaft 
im Ganzen, und die Perfünlichkeit des Einzelnen gegen die gefähr- 
lichten Angriffe, fo wie gegen die verwildert’ften Webelthäter in dem 
für menſchliche Geſetzgebung und Macht erreichbaren approrimativen 
Grade zu fihern, und daß fich fofort der Staat zum Schirme der 
rechtlichen Ordnung diefes äußerften Nothwehr-Mitteld ald Drohung, 
und hat er einmal damit gedroht, zur Wirkfamkeit diefer Drohung 
auch der Bollziehung der Todesflrafe bedienen müffe — Ihre 
Zweckmäßigkeit endlich leuchtet ein, weil gleihmäßig doch durch 
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Pfychologie und Erfahrung dargethan ift, dab fie in ihrer Drohung, 
fobald nur die Gewißheit der Vollziehung zur Seite fteht, das für 
den Berftand, die Phantafie und die Apprehenfion der Menfchen a b— 
ſchreckendſte, daher auch relativ:abhaltendfte aller Strafübel ift. — 
Wenn hiernach die Beibehaltung der im Grundfage zuläffigen To- 
desitrafe für mehrere oder wenigere Berbreshen nur eine Frage der je- 
weiligen Eivilifation, der Gejittungd- und Gultur-Stufe eines 
Volkes ift, fo wird fein unbefangener Beobachter läugnen können, daß 
die dermaltge Bildungsftufe eines großen Theils der fo verſchie— 
denen Völker des Gefammtftaates Defterreich dieſes äußerſte Schred- 
mittel noch nicht entbehren könne, und daß gerade die hie und da 
fo fchroff gegenüber ftehenden nationalen Gegenſätze dasfelbe mehr 
als irgendwo bedingen, felbft wenn von den gewiß nur als vorüber- 
gehend anzufehenden Ereigniffen der Jahre 1848 und 1849 gänzlich 
abgefehen würde. 

Die Ummälzung des Jahres 1848 hatte übrigens in unferm 
Baterlande auch in der Anfchauungsweife über die Todesſtrafe eine 
eigenthümliche Wendung herbeigeführt. Ein allverehrter Juſtizmann 
Oeſterreich's Tieß fih ald Minifter der Juftiz in feines edlen Herzens 
Milde im Jahre 1848 zu der officiellen Erklärung *) bejtimmen: 
„dab das Juſtizminiſterium bei mehreren von dem oberſten Gerichts: 
hofe ohne Antrag auf Begnadigung zur Iandesfürftlichen Beftätigung 
vorgelegten Todesurtheile zwar anerfannt habe, daß an und für fich 
das Walten der gefeplichen Strenge gegen die dadurch verurtheilten 
Verbreher Raubmörder!) volllommen gevechtfertiget wäre, zugleich 
aber ala Grundfab ausgefprohen habe, dab Se Maje 
ftät fich nicht geneigt finden dürften, derzeit und bis die 
conftitutionelle geſetzgebende Gewalt über die Beibehal- 
tung oder Abftellung der Todesitrafe entjchieden haben 
wird, ein Todesurtheil vollftrefen zu laffen. Se. Majeftät 
haben auh, in Ihrer Milde, diefen Grundfaß billigend, von 
dem fchönen Nechte der Begnadigung Gebrauch zu machen, und die 
Beitimmung der zeitlichen Strafe dem oberften Gerichtähofe zu über: 
laffen befunden.“ — Mit dankbarer Anerkennung wurde diefe Erklärung 
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) Sieh’ die Wiener-Zeitung vom 2. Juni 1848, Nr, 153. 
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von der öffentlichen Taged- Meinung aufgenommen, während ernſte 
Juſtizmänner darüber von ſchwerer Beforgniß ergriffen, mit Bangen 
der nächften Zukunft entgegenfahen. — Raub-, Meuchel-, Gatten- und 
Berwandten-, politifcher und nationaler Rache-Mord, verruchte Brand- 
ffiftungen und Zerftörungen des Eigenthums wurden nicht weniger, 
und alsbald fahen fi Gerichtshöfe aller Inftanzen und Berwaltungs- 
Behörden jeglicher Richtung veranlaßt, gegen derlei Verbrechen die An— 
wendung der ganzen Strenge des Gejeged, und fofort der — zu gutem 
Glücke — wenigftend gefeglih noch nicht abgefchafften Todes- 
firafe wieder in Antrag zu bringen. — — 

Wer überdieß die Mäßigung, Weisheit und Milde in Er- 
wägung bringt, mit welcher feit der Herrfchaft des Strafgefeges vom 3. 
September 1803 in Defterreich von der Todesftrafe wirklich Gebrauch gemacht 
wurde, und wie entgegen in allen Fällen, wo nur irgend welche Mil- 
derungd-Umftände eintraten, oder wo die Natur der Verbrechen an und 
für fih eine nachſichtsvollere Beurtheilung empfahl, die von den Ge- 
richtshöfen nad Vorſchrift des Geſetzes gefällten Todes-Urtheile durch 
die Vermittlung der landesfürftlichen Begnadigung in Kerkerftrafe um- 
gewandelt zu werden pflegen, der wird der Aufhebung der Zodesitrafe 
in der Sebtzeit noch faum das Wort reden können. Doch Zahlen 
mögen dieß noch bejtimmter erhärten: 

Nah authentifhen Daten ftellt fi) in dem langen Zeitraume 
von mehr denn 44 Jahren vom 1. Jänner 1804, an welchem Tage 
nemlich das oftgenannte Strafgefeb vom 3. September 1803 in Gel- 
tung trat, bi8 zu dem oben erwähnten Momente der im Jahre 1848 
thatſächlich erfolgten Einftellung der Vollziehung von Todesurtheilen 
im Umfange jener Provinzen, welche hinfichtlich der Gerichtsbarkeit in 
dritter Inftanz den Wiener-Senaten der oberften Juftizftelle unterftan- 
den, d. i. in folgenden Kronländern: „Defterreih ob und unter der 
Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Trieft mit dem Küften- 
lande, Görz und Gradisfa, Tirol und Vorarlberg, Dalmatien, Böh- 
men, Mähren, Schlefien, Galizien mit der Bukowina und mit Krafau 
der Stand der im ordentlichen Criminal: Verfahren *) gefchöpften, 


*) Bei den im außerordentlihen, fei ed nun ſtandrechtlichen, oder 
bei erflärtem Kriege: oder Belagerungsftande auch kriegsgerichtlichen Strafver- 


vollzogenen und durch die landesfürftliche Begnadigung in Kerkerſtrafe 
verwandelten Todesurtheile in folgenden Ziffern dar: 


Zahl der von 
den Gerichtshö— 


Zahl der voll— 


Zahl der einge— 
jogenen To» 


tretenen lande3- 








fen geſchöpften desurtheile fürſtlichen 
Todesurtheile Begnadigungen 
wegen Hochverrathe. 121 119 
b) — Greditöpapier- 
2 ISHONN 174 3°) 171 
0) — Mord... 911 | 421 490 
dd — täuberifchen. 
Todtihlag. 14 | 4 10 
e) — Brandlegung 84 18 66 
Daher im Ganzen 1304 | 448 | 856 


Mit diefer Ziffern-Gruppe der bisherigen Handhabungsweife des 
Geſetzes über die Todesftrafe in Defterreich fei denn auch die Digreffion 
-in diefed vielerörterte Gebtet gefchloffen, — ferne von dem wenn gleich 
vielfach geltend gemachten Vorurtheile, daß die Annahme oder Verwer— 
fung der Todesftrafe an und für ſich einen Gradmeffer für die Güte 
eined Strafgeſetzes ausmache. 

Zurüdkehrend zu den übrigen Bejtimmungen des Kundmachungs- 
Patentes des früheren Geſetzes muß bemerkt werden, daß der erfte 
Theil des 9. Abſatzes, infoweit er erklärt, daß daß Gefeb von 1803 
im Dergleich zu dem früheren Strafrehte mehrere Milderungen 
eingeführt habe, nunmehr rein hiftorifch geworden. Das hierdurch ans 
gedeutete Syſtem der fortfchreitenden Milderung der Strafgefeb- 
gebung in Defterreich hat aber dur das nunmehrige Gefeß von 
1852, welches nach der oben (im II. Abfchnitte diefer Einleitung unter der 
fünften Gruppe) vortommenden Aufzählung neuerlich mehrere wefentliche 
Milderungen eingeführt hat, felbft im Berhältniffe zu jenen Kronländern, 
wo bisher das Strafgefeb vom 7. September 1803 in Geltung ftand, 
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fahren, wobei befanntlidy auch die Verbrechen des Aufruhres, Naubed und nach Um— 
fländen noch andere ftrafbare Handlungen mit der Zodeöftrafe geahndet werden, ift 
der Weg zur Gnade des Landesfürften nah der Natur diefer Procedursarten aus— 
gefchloffen. 

*) Sm Jahre 1846 in Galizien. 

*) Die drei wegen diefed Verbrechens vollzogenen Todedurtheile fallen in die 
Sabre 1796 (in Böhmen), 1807 (in Niederöfterreih) und 1808 (in Mähren). 
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noch weit mehr aber in Beziehung auf die ehemals ſogenannten unga— 
riſchen Länder einen höchſt bedeutſamen Schritt vorwärts gemacht. 

Im zweiten Theile dieſes 9. Abſatzes erklärt ſich der Geſetzgeber 
für den Grundſatz, nah Möglichkeit das richterliche Ermeſſen (richterliche 
Willkühr) durch forgfältige Abftufung der Strafen zu bejchränfen, — 
Diefe Anficht herrfcht auch in unferem neuen Gefeße von 1852 vor, da 
die Gefeßgebung fich ebenfo von dem Grundfake der fogenannten 
abfoluten Strafandrohbungen, ald auch von dem diefem Grund- 
fabe gerade entgegengefehten Syfteme ferne gehalten hat, welches 
den Richter im Allgemeinen nur in Beziehung auf das Marimum der 
Strafe befchränfen, hinfichtlich des Minimum aber ihm gar feine 
Gränze feben will, jo daß er binfichtlich der Herabminderung der 
Strafe nur nach feinem vernünftigen Ermeffen, unter Erwägung der 
jedem concreten Falle gewilfermaßen individuell eigenthümlichen Straf: 
Erhöhungs- oder Minderungsgründe, vorzugehen befugt fein fol. — 
— Die fhon oben auf Seite 21 angedeutete Vergleichung der dort be- 
zogenen 88. 327, 366 u. ſ. f. des neuen Geſetzes mit den entfprechen- 
den 88. 69, 120 u. f. f. des früheren Geſetzes, Tiefert den Beweis, 
daß das dermalige Gefek die abfoluten Strafandrohungen des frühe- 
ven Geſetzes confequent befeitiget, und eben dadurch erſt den aus der 
Gombination des 7. und 9. Abfabes des früheren Kundmachungs-Pa— 
tentes fih ergebenden Grundfaß: „daß die Strafe innerhalb des von 
dem Gefeße der richterlichen Beurtheilung frei gelaffenen Rahmens ganz - 
genau den individuellen PVerhältniffen des einzelnen alles angepaßt 
werden foll* zur vollen Wahrheit gemacht habe. — Daß aber unfer 
Geſetz fich auch nicht von den mancherlei blendenden Argumenten ver 
feiten ließ, die man hie und da für das geradezu entgegengefeßte Sy— 
ftem der Aufhebung aller Straf-Minima geltend zu machen fucht, 
fann aus dem Standpunkte der für Alle gleiches Necht ausmelfen 
follenden Justitia distributrix nur qutgeheißen werden. Es bedarf feines 
Nachweifes, daß bei dieſem Spfteme die ftrafende Gerechtigkeit der 
Gerichtöhöfe zur bodenlofen — Willführ wird, wobei dem Scheine nad) 
wohl für Allenoh Ein gleiches Geſetz beftehen, nimmermehr aber gleiches 
Recht geübt werden wird. Eben darum muß e8 vielmehr alles Exnftes 
in Zweifel gezogen werden, ob felbft jene Beftimmungen des neuen 
Gefebes (88. 54, 55 und 266), welche dasfelbe aus dem bisherigen Gefeß e 
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aufgenommen hat, und wodurch der Richter ermächtiget iſt, ausnahmö— 
weise bei minder wichtigen Fällen das geſetzliche Straf - Minimum 
gänzlich zu verlaffen, und die Strafe nach feinem Ermeffen unbefchränft 
herabzumindern, auch nur überhaupt aus dem Standpunkte der Gefeb- 
gebungs-Klugheit, und inäbefondere nach den über die bisherige 
Handhabung der 88. 48 und 49 des I. Theiles des alten Strafgefebes 
vorliegenden Erfahrungen gutgeheigen werden könne. — Die Nieder- 
legung einer fo großen Macht in die Hände der Gerichtshöfe felbit 
der unterften Inftanz, wornach von denfelben, wenn gleich nur in drei 
Ausnahmöfällen, die nad dem Geſetze zwifchen einem bis fünf Jahren 
auszumeffende Freiheits-⸗Strafe möglicher Weife auf die Dauer weniger 
Tage oder jelbit Stunden herabgefegt werden kann, öffnet nur zu leicht 
einer übel verftandenen Humanität, dem falfchen Mitleid, wenn nicht 
noch traurigeren Motiven alle Schranken. — — — Da, wo wegen wirf- 
lich außerordentlicher Milderungd- oder anderer rückſichtswürdiger 
Umftände die Anwendung jelbit des Minimum der gefeglichen Strafe in 
concreten Fällen noch zu hart erfcheint, möge das Beagnadigung 
recht des Randesfürften, oder höchftend noch das gewiegte Urtheil 
des höchſten, oder doch eines oberen Gerichtähofes vermittelnd da— 
zwifchen treten, nimmermehr aber der untere Richter feinen fubjecti- 
ven Milderungs-Neigungen freien Lauf laffen können! — Webertrie- 
bene Milde gegen Verbrecher wird nur zu leicht zur — Härte umd 
Ungerechtigkeit gegen die Gefellichaft! — — 

Wenn der 10. Abfab des oftgedachten früheren Kundmachungs: 
PBatentes in feinem erften Satze erklärt: „daß der Schuldige fein größe 
red Uebel leiden foll, als zur Hindanhaltung der Berbrechen angedroht 
und volljogen werden muß,“ fo wurde dadurch wieder nur eine doctri- 
näre Hinneigung des Geſetzgebers für diejenige der fogenannten Straf: 
rechtö-Theorien audgefprochen, welche damals (zu Anfang des laufenden 
Jahrhunderts) im Streite der Wiffenfchaft fo ziemlich die Oberhand 
gewonnen, und maßgebend auf die zu jener Zeit entftandenen Geſetz— 
bücher und Gefeß-Entwürfe einwirkte. Es ift dieß Die — nad ihrem 
Schöpfer oder doc mindeftens Ausbilder genannte Feuerbachifche oder 
pfuchologifche Alfchredungstheorie, welche den Rechtsgrund der Strafe 
in dem Zwede derfelben fucht, und diefen in die Nothwendigkeit ſetzt, 
duch Androhung von Strafübeln den im Berbrechen für die Sinn- 
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lichkeit liegenden Lockungen ein pſychologiſches Gegen- und Uebergewicht 
entgegenzuſetzen, um durch dieſe Drohung von dem Verbrechen abzu— 
ſchrecken, und welche ſofort auch die Vollziehung der Strafe dadurch 
für gerechtfertigt erklärt, weil fie nothwendig ſei, um die durch das 
Strafgefeb gefchehende Androhung wirkfam zu machen, und hierdurch 
erft den angeftrebten Endzwed der Abhaltung von Verbrechen möglichit 
allgemein und nachhaltig zu erreichen. — Wie mißlih es fei, wenn 
ein pofitived Geſetz fih in die Polemik wilfenfchaftlicher Controverſen 
einläßt, mag fich gerade hieran bewahrheiten , da einerſeits die neuere 
Wiſſenſchaft längſt ſchon die Unzulänglichkeit und Einfeitigkeit der eben 
dargeftellten Begründung des Strafrechtes erfannt hat, und daher das 
Geſetz mit feiner Anfiht wieder hinter der Wiffenfchaft zurücbleibt, 
und da ed and’rerfeits praktiſch höchſt gefährlich ift, an die Spitze eines 
Geſetzes eine Theorie zu ftellen, die zunächft nur den fubjectiven Mo: 
ment der Strafe hervorhebt, und den objectiven Rechtsgrund der Strafe 
kaum durchbliden läßt, und deren. confequente Durchführung nicht nur den 
Geſetzgeber ſelbſt häufig zu rein terroriftifhen und ungerechten Beſtim— 
mungen fortzieht, fondern insbefondere auch den Nichter zu einfeitiger 
und fchiefer Anwendung des Geſetzes, zur nicht gehörigen Beachtung 
des objectiven Momentes der Strafbarfeit überhaupt fo wie der relativ 
größeren oder minderen Strafbarfeit einer Handlung inducirt. — 

Minder bedenklich, aber gleich überflüffig ift auch die im zweiten 
Sabe des obigen 10. Abfakes gefchehene vorläufige Hinweifung auf 
einen im Gefege zur Geltung gebrachten Grundfak: „daß fich die Fol- 
gen der Strafe fo wenig ald möglich auf die fhuldlofen Angehörigen 
erjtreden follen.“ — Diefes wohl ſchon durch das Alpha der Gerechtig- 
feit dietirte Ariom ift allerdings in unferem früheren, gleichwie in dem 
gegenwärtigen Geſetze durchgreifend feitgehalten. Ihm, fo wie dem im 
$. 31 des (neuen) Gefehes felbft ausgefprochenen Grundfase verdankt — 
wie der nachfolgende (11.) Abſatz desfelben Kundmachungs-Patentes aus- 
drüdlich anführt, — die Abfhaffung der fogenannten Confis— 
cationgjtrafe (Einziehung der Güter) ihr Dafein, eine Milderung 
des Strafenfyftemd, welche gegenüber den ehemals fogenannten unga— 
rifchen Ländern, wo diefe Strafe erft durch das neue Gefet 
vom 27. Mai 1852 aufgehoben wird (vgl. Art. I. des neuen 
K. M. P. mit den 88. 12, 19, 26—30, 240, 250—253 und 268), 


von höchſtem Belange ift; — aus diefem Grundfage folgt die ebenda 
vom Geſetze felbft ſchon hervorgehobene Veränderung der Strafe mit 
Rückſicht auf die fehuldlofen Angehörigen des Sträflings ($$. 55, 
260—262); — hieraus entftammen ferner mehrere andere Beftimmuns 
gen des Geſetzes, wodurch ebenfalls die allfeitige humanſte Berückſich— 
tigung der Familien-Berhältniffe angeordnet wird, 3. B. bei den 88. 
27, 30, 248, 258 und 268. — Aus den im 10. Abfabe ausgefproche- 
nen Grundſätzen folgerte endlich der Gefeßgeber felbft durch die Ver— 
bindungsworte, mittelft welcher er den 11. Abfab diefes K. M. P. mit 
dem 10. in Zufammenhang feste („zu dem Ende"), auch noch die da- 
mals (im Vergleiche zum Jofephinifchen Strafgefege) neue Einführung 
der Verjährung ald Erlöfchungsart von Verbrechen und Strafen. 
Allein auch da bewährt fich neuerlich die Miplichfeit einer ſolchen rein 
doctrinären Digreffion im Gefeße, indem und die bei der Beleuchtung 
der 88. 227—232, 531 und 532 folgende Erörterung nachweifen wird, 
daß die heutige Wiffenfchaft das Inſtitut der Verjährung wohl auf 
andere und überzeugendere Gründe zu ftüben weiß. 

Wir fommen endlich zum legten Momente des unferem früheren 
Geſetze beigegebenen gelehrten Bauriffes, nad welchem der Gefehge- 
ber das ganze Gebäude feined damaligen (und wohl auch jeßigen) Ge- 
feßes aufgeführt zu haben felbft zugefteht. Es ift diefer Bauriß aufge: 
zeigt in den erften fünf Artikeln der Einleitung, die oben (Seite 24) 
wörtlich abgedrudt find. 

Der I. derfelben verfuchte es, den Realbegriff einer juridifch 
ftrafbaren Handlung überhaupt darzulegen, allein die heutige Wiffen- 
haft entwicelt diefe Begriffsbeſtimmung fchärfer und tiefer aus dem 
innerften Wefen des Rechtes ungefähr in folgender Weife: 

Der Rechtszwang des Staates darf nur gegen folhe Handlungen 
eintreten, welche die rechtliche Ordnung des Staated bereits wirklich 
verleken, oder doch objectiv gefährden. Derlei in Beziehung auf den 
Staat ald Unrecht zu bezeichnende Handlungen beftehen entweder in der 
Nichtleiftung einer eingegangenen befonderen (concreten) Verbindlichkeit 
(3. B. in der Richtzahlung einer Schuld), die fich Daher nur unter den gege- 
benen Umftänden (in hypothesi) al® ein Unrecht darftellt, und unter 
anderen Umftänden (4. B. bei dem Dafein einer gegründeten Einwen— 
dung gegen die Schuld) auch recht fein könnte; — oder fie fihliegen die 
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Verlegung (Nichtbeobachtung) einer aus der dee der Gerechtigkeit und 
des Staates, d. bh. aus dem Weſen des Rechtes an und für ſich 
(ohne Vorausſetzung einer von Jemanden insbefondere eingegangenen 
Verbindlichkeit) oder aus dem Weſen der rechtlichen Ordnung im 
Staate überhaupt (in abstraeto) und für Jedermann vorhandenen 
gemeinen Nechtöpflicht ein, deren Berlekung alfo (wie Mord, Raub, 
Brandftiftung, gewaltſamer Umfturz der zu Recht beftehenden Regie— 
rungöform u. f. mw.) fchon an und für fich, und jchlechterdings unter 
allen Umftänden (in thesi), oder ihrer Form nach (wie z. DB. eigen- 
mächtige Durchfegung eines Rechtes mit Uebergehung der hierzu beru- 
fenen Staats-Organe) ein Unrecht ift *). 


*) In der obigen Entwidlung wurde der Eine, wohl nur von einer längft 
verflungenen Doctrin in Frage geftellte Punkt: „daß zu den Handlungen, melde 
die rechtliche Ordnung im Staate flören, und aus dem ftaatlihen Gefihtäpunfte 
ald gemeingefährlich ebenfalld mit Strafe bedroht und geahndet, d. h. kurzweg 
als bürgerlich flrafbar behandelt werden dürfen, allerdings auch (äußerlich erſchei— 
nende) irreligiöfe und umfittlihe Handlungen gehören”, als zweifellos und fid 
von felbft verftehend vorausgefeßt. Die Prarid der civilifirten Geſetzgebungen 
hat an der Nichtigkeit diefed Orundfages ohnehin nie gezweifell. — Doch aud 
die Wiffenfchaft hat jene Grundanfiht vom Staate, aus welcher die Zweifel und 
Fragen über das obige Poftulat hervorgegangen waren , vorlängft fihon über Bord 
geworfen. Die Rechtsphiloſophie was immer für einer Schule faßt doch heut’ zu 
Zage den Staat nicht mehr aus dem engherzigen Geftchtöpunfte einer bloßen Sicherungs: 
und Verwirklichungs-Anſtalt des Rechtes in engerer Bedeutung (ald Zwangsbefugniſſe 
eined Menichen gegen Andere) auf, fondern hat fih überall fhon zu jener univerfa- 
leren und edleren Anſchauung feines Wefend erhoben, wornach der Staat fi 
(in abstracto) als die Gliederung der menſchlichen Gefellfhaft nach der Idee des 
Eittlihen darftelt, daher nicht blos dazu beftimmt ift, das fociale Zufammenleben 
und menfhlihe (daher vernünftige) Nebeneinanderwirken der Menfchen zu ermög— 
lihen, d. b. jedem der im Staate Vereinigten den beflimmten Kreis für fein felbft: 
beftimmendes, vernünftig-freied Ihätigfein anzumeifen und aufrecht zu erhalten, d. h. 
Gerechtigkeit im engeren Sinne zu verwirflihen, weil dieß ja die primäre Borbe- 
dingung für die Anftrebung irgend eined anderen Endzwedes ift: fondern der Staat 
erfcheint auch berufen, auf der Unterlage der durch die Gerechtigkeit verbürgten focia- 
len Ordnung, mit feiner Gefammtlraft alle vernünftig » fittlihen (wahrhaft 
humanen) Zwede der Menfhheit und insbefondere der in ihm Vereinigten zu 
unterftügen, zu fräftigen, und nöthigenfalld feldft anzuregen. — Kann daher noch 
irgend ein Zweifel darüber beftehen, das es allerdings des Staated Beruf und un: 
abweidbarer Pflihtmoment ift, den Angehörigen deöfelben auch die Anftre- 
bung ihrer religiöfen und fittlihen Endzwecke zu garantiren, und diefe Ge- 
währleiſtung, fo weit die anderen Arten des Zwangs nicht ausreihen,, auch burd) 
den (bürgerlihen) Straf-Zwang zu fanctioniren? Es ftellen ſich hiernach gröbliche 


Zi 


Zur Abwendung und Wiederaufhebung des Unrechtes der erfteren 
Art reicht, in fo weit es nicht ſchon präventiv durch die Polizeigewalt des 
Staates Hindangehalten wird, der Defenfiond- und Entſchädigungszwang 
(die f.g. Civil-Juſtizgewalt des Staates) aus; der unrecht Handelnde 
und Nichtbeachter fremden Rechtes wird zur Erfüllung feiner Berbindlichkeit 
und zur vollen Entfhädigung des Verlegten vom Givilrichter gezwun— 
gen, und er verliert daher wieder alle durch die rechtwidrige Handlung 


Angriffe auf den religiöfen Glauben Anderer, jowie gegen die öffentlihe Sittlichkeit 
(äußere irreligiöfe und unfittlihe Handlungen) ebenfalls ald „gemeinge fährliche 
Störungen der rehtlihen Ordnung im Staate“ dar, die daher mit vollem 
Fug' und Recht in der obigen Entwidlung ald im Umfange der (bürgerlidh-) „fraf- 
baren Handlungen” oder dem f. g. „peinlihen Unrecht“ mit eingefchloffen erfcheinen. 
— Mer mödhte denn — um die Frage gegenüber den mehrfach gehörten Pucnbratio- 
nen ber Frivolität der Febtzeit überdieß an einzelnen Beifpielen zu beleuchten — 
noch zweifeln, daß die Gefeßgebung ded Staates Neht und Pfliht, ja die drin- 
gendften Beweggründe habe, über den Gottedläfterer ($. 122 lit. a unſeres ber- 
maligen Etrafgefeped), wenn er auch durch feinen fFrevel (Blasphemie) weder Gott 
ſelbſt ala höchſtes fittlihed Wefen beleidigen fann, noch damit ein einzelnes be- 
ftimmtes Recht eines Anderen zu einer Äußeren Handlung verlegt, fondern angeblich 
nur einen Angriff gegen eine innere (aber wohl die heiligfte und beglüdendfte) Ueber— 
zeugung der übrigen Staatsangehörigen wagt, eben dadurch fie aber allefammt in 
ihrem theuerſten Glauben, Bewußtjein und Gefühle aufregt, empört und beleidiget, — 
feldft firenge bürgerliche Etrafen zu verhängen? — Sind denn diefer befeligende 
Glaube, diefed dem Menfchen fo theuere Kleinod feined Gott-Bertrauend nicht auch 
Güter und wertbvolle Güter desſelben, die alfo ebenfalld von ber rechtlichen 
Ordnung des Staates gefhügt und betreut werden müffen? — Läßt irgend einer 
diefer Frevler ungeftraft ſich feine Liebe, Hingebung oder Pietät für eine theure 
Perſon dur unbegründete Läfterungen eined Anderen beleidigen? Warum foll 
alfo die Strafbarkeit gerade da aufhören, wo biefe Pietät fih zur höchften Potenz, 
zur Heiligung des überirdifchen Lenferd der Weltordnung fleigert ? — Sind daher 
Blasphemien, Erfehütterung ded Gotted-Glaubend Anderer ($. 122 lit. d), Verach— 
tungd-Bezeigung oder Verſpottung gegen die für Andere heiligen Religiond> und 
Blaubend-Gegenftände ($$. 122 lit. b und 303), — Entweihung von Grabftätten 
und Mißhandlung an Leichen ($: 306) nicht felbft aud rein menfhlihem Standpuntte 
bürgerlicheftrafbare Handlungen ? — Liegt nicht überdieß in al’ derlei Handlungen, 
gleihwie in den unfittlihen Handlungen im engeren Sinne, in der Beftialität 
und Sodomie ($. 129), — in der Blutfchande (Incest) und der Unzucht zwifchen 
anderen nahen Perwandten oder Verfchwägerten (88. 132 und 501), — in ber Herab- 
würbdigung des Inftituted der Ehe und der Familie, oder in der Anpreifung unfitt« 
liher Handlungen ($. 305), — in gröblihen Berlekungen der öffentlihen Sittlich— 
feit oder in öffentlichen Wergerniffen für die Schamhaftigfeit Anderer ($. 516) zugleich 
ein Angriff auf die religiöfe und fittliche Unteriage der ftaatlichen Ordnung, das 
ift ein Schütteln und Rütteln an den wichtigften Grundfeften des Staated? — 


angeftrebten Vortheile, und durch die zu Teiftende Entfchädigung fehr 
häufig auch noch Einiges aus dem Seinigen. In diefer Annihili- 
rung des Kortbeitandes und der Wirkungen der rechtwidrigen Hand» 
lung, und in der dadurch erfolgenden zurücdwirkenden Bernichtung aller 
rechtwidrig beabfichtigten Intereſſen, welche fchon durch den bloßen 
civilrichterlichen Zwang herbeigeführt wird, liegt daher auch die von der 
menfchlihen und Staatd-Gefeßgebung nur immer erreichbare Sanction 
zur Abwehr folchen Unrechts, in Beziehung auf welches alfo auch die 
Anwendung eines noch weiter, nemlich über den Entfchädigungszwang 
hinausgehenden Zwangsübeld (die Strafe) nicht nöthig, und eben 
deßhalb nicht gerechtfertiget wäre, daher diefe erſte Art rechtmwidriger 
Handlungen auch Häufig fchlechtiweg mit dem Namen: „Civil-Unrecht“ 
bezeichnet werden. Ä 


Um jedoch rechtwidrige Handlungen der zweiten Art hindan- 
zuhalten, bedarf e8 auch noch des Strafzwanges, weil fonft in 
dem SHandelnden, wenn er nicht ein noch über die zu leiſtende 
Entfhädigung hinausreichendes Uebel (die Strafe) zu beforgen hätte, 
nicht dasjenige gemeingefährliche Intereſſe unterdrüdt worden 
wäre, dad er an der Begehung diejes Unrechts hat. Träfe ihn nemlich 
nicht auch ein Strafübel für rechtwidrige Handlungen der zweiten Art, 
fo würde felbft der nur vom Egoismus geleitete Verbrecher (der Dieb, 
Räuber, Betrüger u. ſ. f.) auch für den fchlimmften Fall, den er ohne 
Strafjwang zu beforgen hätte, wenn nemlich feine Handlung ent- 
dedt und er blos vom Civilrichter zur Wiederherausgabe des wider— 
rechtlich Zugeeigneten gezwungen würde, zu wenig Abhaltungsgründe 
vom Verbrechen haben, da er ja fogar in diefem äußerften Falle nur 
vergeblich einen rechtwidrig angeftrebten Bortheilnicht erlangt hätte; 
— noch weniger aber würde der von Leidenfhaft, Rachſucht, Sinnlid- 
feit u. dal. getriebene Berbrecher (der Mörder, Brandftifter, Nothzüch- 
tiger u. f. f.) der reizenden Lockung des Verbrechens widerftehen, wenn 
ihn nicht die Furcht vor der Strafe zurüdhalten würde. Gegen derlei 
Handlungen ift daher der Strafzwang gerechtfertiget; er ift 


a) gerecht, weil es in der dee der Gerechtigkeit liegt, dab dem 
Rechtsverletzer Fein Unrecht widerfahre, wenn ihm ein mit der von 
ihm geſetzten Rechtverlegung adäquates Strafübel auch an feiner 


—— 


Rechtſphäre zugefügt wird; er iſt aber nach der eben vorausge— 
ſchickten Darlegung 

b) auch unerläßlich nothwendig, und 

ec) tauglich, um wenigſtens im Großen von derlei rechtwidrigen 

Handlungen zurückzuhalten. 

Solches Unrecht nun, wogegen die Geſetzgebung zum Schutze der 
rechtlichen Ordnung des Staates auch noch den Strafzwang anwenden 
muß, heißt „peinliches Unrecht“, und Handlungen dieſer Art 
„ſtrafbare Handlungen“, oder „Geſetzes-Uebertretungen“ im enge— 
ren Sinne — 

In diefem engeren Sinne, gleihbedeutend alfo mit „itraf- 
barer Handlung”, gebraucht nun offenbar der obige I. Artikel uns 
feres früheren Gefeßes den Ausdrud: „gefebwidrige Handlung“, wenn 
es ſchon nach der Ueberſchrift der Einleitung alle gefebwidrigen Handlun— 
gen als Gegenftände des Straf-Geſetzes erkennt; wenn es ferner 
„jede gefeßwidrige Handlung auch einer Verantwortlichkeit“ nad 
dem Strafgefebe, d. h. der rechtlichen Nothwendigkeit unterwirft, für 
deren Folgen eben nad dem Strafgefeße zu haften, oder mit anderen 
Worten im Strafübel zu leiden, und wenn es überdieß von der 
Anwendbarkeit der größeren oder minderen Strenge (von Straf 
Gefegen) auf diefelben fpriht. — In diefem engeren Sinne müffen 
daher im Sprachgebrauhe unferes Gefebes von dem Umfange der 
gefebwidrigen Handlungen nit nur alle jene in einem weiteren 
Sinne ebenfalld dahin gehörigen Handlungen audgefchieden werden, 
welche Jemand wider ein ſolches pofitives Gefek vornimmt, welches 
blos zur Vermeidung von Streitigkeiten und zur Sicherung der Hand- 
lungen der Staatdangehörigen gewiſſe Förmlichkeiten, z. B. für Tefta- 
mente, für gewiffe Arten von DBerträgen u. f. mw. vorfchreibt. Ein 
ſolches Geſetz bedarf zu ſeiner Sanction keiner anderen Nöthigung, als 
daß die wider dasſelbe, oder eigentlich ohne Beobachtung der vorge— 
ſchriebenen Förmlichkeiten vorgenommene, daher im weiteſten Sinne 
ebenfalls geſetzwidrige Handlung (actus illegalis seu illegitimus) z. B. 
ein formwidriges Teſtament von dem Geſetze als ein ungültiger Act 
(actus irritus seu invalidus) erklärt werde, ohne daß der Staat zur 
Sicherung des durch ein ſolches Förmlichkeits-Geſetz angeſtrebten Zweckes 
noch irgend einen weiteren, ſei es auch nur civilrechtlichen Zwang, ge— 
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ſchweige eine Strafe anzuwenden nöthig hätte. — Ebenſo müſſen von dem 
Umfange der geſetzwidrigen Handlungen im Sinne des öſterreichiſchen 
Straf-Geſetzes ſelbſt jene Handlungen ausgeſchieden werden, welche 
ſolchen poſitiven Geſetzen widerſtreiten, wodurch die Rechte der Staats— 
angehörigen untereinander beſtimmt werden, und welche daher zugleich 
ſchon wider das Recht eines Andern gerichtet (widerrechtlich) ſind, aber 
blos in der Nicht-Erfüllung einer Jemanden gegen einen Anderen ob— 
liegenden concreten Rechtsverbindlichkeit beſtehen, und eben darum 
nach der obigen Auseinanderſetzung bloßes Civil-Unrecht find. 

Das Geſetz bezeichnete daher den Charakter. von „geſetzwidrigen 
Handlungen” (d. h. von ftrafbaren Handlungen oder Geſetzes-Ueber 
‚tretungen) dahin: „daß fie der Sicherheit im gemeinen Weſen zunächit 
nachtheilig fein‘. Diefe Erklärung fällt daher mit der obigen Dar- 
legung des Weſens vom f. g. „peinlichen Unrecht“ oder den „ju— 
ridifcheftrafbaren Handlungen“ zufammen, ald welche dort die: 
jenigen rechtwidrigen Handlungen aufgezeigt wurden, welche vermöge 
ihrer Befchaffenheit für die rechtliche Ordnung im Staate gemeinge: 
fährlich find, und welche ebendephalb anders nicht, ald durch Strafe 
abgewehrt werden fünnen. 

Diefer von dem höchften Gefebgeber jelbit gegebenen Real-Erklä— 
rung einer ftrafbaren Handlung überhaupt fügt das urfprüngliche 
Geſetz im Artikel I. noch die Bemerkung bei: „daß in den Strafcoder 
nur die der Sicherheit im gemeinen Weſen zunächft in einem höheren 
Grade nachtheiligen Handlungen“, d. h. alfo nur die, relativsftrafwür: 
digften der ftrafbaren Handlungen aufgenommen worden feien. — Diefe 
Ausfcheidung von minder ftrafbaren Handlungen aus dem allgemeinen 
Strafcoder findet auch hinfichtlih de3 gegenwärtigen Strafgeſetzes ftatt, 
wie unten bei der Erklärung des Artikels V. des neuen K. M. P. 
dargethan werden wird. Im Sinne des dfterreihifchen Strafge— 
feßes ift daher die oberfte Eintheilung der ftrafbaren Handlungen drei: 
gliedrig, und umfaßt fofort 

I. Verbrechen, 

II. Schwere Bolizeiwllebertretungen (Bergeben und im Straf: 
geſetze vorkommende Lebertretungen), 

II. geringere (außerhalb des Strafaefeßed vorkommende) Leber: 
tretungen, 


— — 


Die ſchon erwähnte Ausſcheidung dieſer unter II. angedeuteten 
geringeren Uebertretungen aus dem Strafcoder nimmt jedoch auf die 
von dem Geſetze angenommene Begriffsbeftimmung und Gliederung der 
‚ Übrigen unter I. und II. genannten ftrafbaren Handlungen gar feinen 
weiteren Einfluß, da diefe geringeren Uebertretungen nach der An— 
ſchauungsweiſe unſeres Geſetzgebers in ihrer begrifflihen Weſenheit 
ganz mit den unter II. genannten ſchweren Polizei-Uebertretungen 
zufammenfallen. s 

Die Real-Erklärung von Verbrechen gab wieder der Gejeh- 
geber jelbft im Art: II. des früheren K. M. P., und ftellte ihr ebenda 
in den Artikeln II—V. die Real-Erflärung der fogenannten ſchweren 
Polizeisllebertretungen gegenüber. 

Zum Berftändniffe derfelben mögen folgende allgemeine Bemerfun- 
gen vorausgehen. 

Man könnte die ftrafbaren Handlungen mit Beziehung auf ihre 
innere — reale — Wefenheit zu oberft nach einem doppelten Ginthei- 
lungsgrunde abtheilen, nemlich entweder 

a) nah Verſchiedenheit des Gegenftandes (Objectes) der Recht- 

verlebung oder Rechtgefährdung; — oder 

b) nad) Berfehiedenheit der Willensbefchaffenheit, aus welcher 

die ftrafbare Handlung hervorging. 

In erfterer Beziehung (ad a) kann man die ftrafbaren Handlun: 
gen eintheilen in unmittelbare oder nur mittelbare Rechtver- 
legungen. Bei den unmittelbaren Rechtverlegungen wird durch die 
ftrafbare Handlung zunächſt fchon ein im concreto beftimmtes Necht, 
fei es nun des Staates im Ganzen oder einzelner Menfchen verlent, 
oder zu verlegen gefucht, wie z. B. bei dem Hochverrathe durch einen 
gewaltfamen Umfturz der Negierungdform des Staates, durch Wider: 
ftand gegen die in Ausführung öffentlicher Amtsfunctionen begriffenen 
Drgane der Autorität, bei dem Morde, dem Diebftahle u. f. f. In all 
diefen fällen ift bereit ein beftimmtes, von allen. übrigen ausſcheid— 
bares, und in concreto wirklich audgefchiedenes Necht, nemlich das Recht 
des Staated auf den ungeſchwächten Wortbeftand feiner Grundfeiten, 
wohin gewiß auch deffen Negierungsform gehört, oder auf die fichere 
Durdführung feiner Regierungsmaßregeln durch die Organe der Au- 
torität, das Ginzeln- Recht des Gemordeten auf fein Leben, des Be- 
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ſtohlenen auf fein Eigenthum u. f. f. durch die genannten Handlungen 
unmittelbar verlest, und zwar bei der Vollbringung diefer Hand» 
lungen wirklich zerftört, beim bloßen Verſuche derfelben aber objertiv ges 
fährdet worden. 

Bei den mittelbaren Rechtverlegungen hingegen, 3. B. bei fchnellem 
Fahren oder Reiten an von Menfchen ſtark befuchten Orten, Tabakrauchen 
oder Feuerſchlagen in der Nähe von Pulvervorräthen, Unvorfichtigkeit bei 
Aufbewahrung von Gift u. f. f. wird durch derlei von dem Geſetze 
ebenfall® als ftrafbar erflärte Handlungen zunächft, und unmittel: 
bar noch fein concretes Recht, fondern nur eine von dem Gefeße zur 
Sicherung der Rechte angeordnete Vorkehrung, eine polizeiliche (Prä— 
ventiv-) Schußmaßregel, damit den wirklichen Nechtverlegungen vorge 
baut werde, verlekt. 

In der zweiten oben (ad b) angedeuteten Beziehung, in Hin- 
jicht auf die Willensbefchaffenheit nemlich, womit die ftrafbare Hand- 
lung gefeßt wurde, kann man, der Natur der Sache folgend, alle ftraf> 
baren Handlungen zu oberft in vorſätzliche (dolose) und fahrläf: 
jige (eulpose) eintheilen, je nachdem der Handelnde die ftrafbare 
Handlung mit dem auf ihre Segung und auf die Herbeiführung der 
ihr eigenthümlichen üblen Folgen gerichteten Willens-Entfehluffe began- 
gen hat; — oder der Thäter zwar ebenfalls willführlich etwas gethan 
oder unterlaffen hat, das fich wegen der daraud entweder wirklich ent- 
ftandenen oder zu beforgenden üblen Folgen als geſetzwidrig darftellt, 
ohne dag er jedoch auf diefe Folgen feinen Willen gerichtet hatte fo 
dag ihm in Anfehung derfelben nur die Außerachtlaffung der ihm bei 
feinem Handeln obgelegenen Aufmerkſamkeit oder Ueberlegung zur Laſt 
fällt ). So will z. B. der Mörder die Tödtung feines auserkornen 
Opfers, der Brandftifter die Feuersbrunſt an Wohnftätten oder fremden 
Gigenthum herbeiführen, während der Unbefonnene, der mit einem ge 
(adenen Gewehre tändelt, das fich wider feinen Willen entladet und 
einen nebenftehenden Menfchen tödtet, nur einer culpofen Tödtung ſchul— 


— 


*) Dieß möge vorläufig zur allgemeinen Charakteriſtik der doloſen 
Handlungen im Gegenfage der culpofen genügen, da bie nähere Erklärung des We: 
fend vom Borfage (dolus), im Gegenſatze von Fahrläſſigkeit (culpa), der Erläuterung 
des $. 1 unferes Geſetzes vorbehalten werden muß, 


— 


dig iſt, oder der Leichtſinnige, der mit einer glimmenden Cigarre an Heu— 
oder Stroh-Vorräthen vorübergeht, die ſich durch einen ohne Willen des 
Rauchenden wegfallenden Funken der Cigarre entzündet haben, oder doch 
leicht entzünden konnten, nur wegen einer culpos, d. h. durch feine Un— 
aufmerkſamkeit entſtandenen Feuersbrunſt oder herbelgeführten Feuersge— 
fahr beſtraft werden kann. — 

Es Teuchtet nun ein, daß fich die Strafbarkeit einer Handlung 
zur höchften Potenz fteigert, wenn von beiden fo eben (ad a und b)® 
dargeftellten Eintheilungsgründen fich die beiderfeitigen gefährlicheren 
Momente mit einander vereinigen, d. h. wenn in erfterer (objectiver) 
Beziehung eine unmittelbare Rechtverlegung, und in zweiter (fub- 
jecetiver) Hinfiht eine dolofe Rechtverlekung vorliegt, und dieſe 
Bereinigung der beiden relativ gefährlicheren Momente ſchwebt un: 
verfennbar allen Gefebgebungen bei der Boraudfeßung der realen 
Merkmale eines Berbrecheng per eminentiam, fo wie bei der Aus- 
fcheidung und dem Gegenfake der Verbrechen von anderen ftrafbaren 
Handlungen vor. Wir fönnen daher, dem Wefen und der Natur der 
Sache folgend, Berbrehen kurzweg ald „unmittelbare und vorfäßgliche 
Rechtverlegungen“ bezeichnen, und im Gegenſatze davon behaupten, daß 
überall da, wo entweder die Unmittelbarfeit der Rechtverlekung, oder 
die Borfäglichkeit, oder beide diefer Merkmale fehlen, d. b. wo zwar 
noch überhaupt eine ftrafbare Handlung vorliegt, welche aber entweder 
nur eine mittelbare Rechtverlekung,, d. b. nach dem Obigen (ad a) 
nur eine Polizei-Anftalt-Verleßung,, oder nur culpos, oder beides zu: 
fammen ift, der eigentliche (reale) Charakter eined Verbrechens entfalle. 
— Wollte man num die ftrafbaren Handlungen, welche in diefe zweite 
Hauptcategorie (Nicht-Verbrechen) fallen, wieder in mehrere Claſſen ab- 
ftufen, fo läge der Eintheilungsgrund fhon in den eben dargelegten 
Momenten. Man könnte nemlich folgerichtig nach denfelben neben den 
Verbrechen ald erfter SHauptelaffe, eine zweite Claſſe von ftrafbaren 
Handlungen, nemlich diejenigen auszeichnen, welche zwar noch unmittel- 
bare Rechtverletzungen, aber blos culpos find, und fie nicht unpaf- 
fend kurzweg „Vergehen“ heißen, mweil dadurch einem häufig vorkom— 
menden Sprachgebrauche zufolge zunächſt das Moment der Fahrläſ— 
figfeit (des Verſehens) ausgedrüdt wird, und fofort 3. B. culpofe 
Tödtungen, culpofe Brandftiftungen u. f. f. dahin rechnen. Ber den: 
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felben wäre ed daher auch gleichgültig, ob fie zunächſt durch eine an 
fi erlaubte, oder durch eine fchon an fich wider eine Polizei-Vor— 
fchrift gerichtete Handlung oder Unterlaffung begangen wurde, wenn nur 
in dem einen und anderen Falle eine ftrafbare Fahrläffigkeit nach— 
weisbar, und in deren Gefolge eine unmittelbare Rechtverlegung 
wirklich eingetreten if. — Nur wird im zweiten diefer Fälle mit dem 
„Vergehen“ der culpofen Rehtverlegung nach der hier folgenden Aus— 
deinanderſetzung auch noch eine Polizei-Uebertretung concurriren. — 

Es würden nemlih in dritter Reihe die eigentlihen „Bolizei- 
Uebertretungen,“ d. h. nad) dem Obigen (ad a) jene das Recht 
nur mittelbar (d. i. nur durch die Mebertretung einer Polizei-Anftalt) 
verlegenden, daher das Necht felbft eigentlich nur bedrohenden Uebertre- 
tungen zu nennen fein, in fo weit dadurch noch fein wirkliches 
Recht verlegt worden ift. Im diefe lekte (dritte) Claffe würden 
aber, um nicht noch eine weitere praftifch wenig erhebliche Untertheilung 
vorzunehmen, eben fowohl die vworfäßlichen (dolofen) als fahrläffigen 
(eulpofen) derlei bloßen Polizei-ebertretungen eingereiht werden können. 
Würde aber aus einer folhen Polizeisllebertretung zugleich eine wirkliche 
(unmittelbare) Nechtverlegung , vorausfeglich ohne Vorſatz, durch bloße 
Fahrläffigkeit des Uebertreters fich ergeben, fo träte wieder der eben 
erſt am Schluffe der Erörterung über die zweite laffe der ftraf: 
baren Handlungen angedeutete Fall „des Zufammentreffens einer Polizei- 
Uebertretung mit einem Vergehen“ ein. — Sp weit die Doctrin! *) 


*) Seinem Kenner ausländifcher Geſetze kann entgehen, daß mit der hier 
vorgefchlagenen dreigliedrigen Gintheilung die franzöfifche in Crimes, delits und con- 
travenlions wohl dem Namen nah, keineswegs aber in der Sache zufam- 
‚menfält. Im franzöfifhen Code penal beruht diefe dreigliedrige Abtheilung zunächft 
-auf feinem inneren Unterfiheidungsmerfmale der flrafbaren Handlungen, fondern 
zuerft auf der Verfchiedenheit der dafür poſitiv feftgefekten Strafübel, wornad 
nemlih auf Crimes Leibed- oder entehrende Strafen (peines afflietives on infa- 
mantes), auf Delits hingegen zudtpolizeilihe Strafen (peines correctionelles), i. e. 
Gefängniß (emprisonnement) von mehr ald 5 Tagen bis 5 Jahre, Unterfagung von ges 
wiſſen politifchen,, bürgerlihen oder Familienrechten (jedod nur in den vom Geſetze 
ausdrücklich zugelaffenen Fällen) und Geldbußen über fünfzehn Francd; — auf Con- 
traveutions endlich Polizei-Strafen (peines de police) feftgefegt find. Nah Maf- 
gabe diefer rein willführlich, nad) einem äußeren und pofitiv firirten Merkmale, 
gezogenen Grenzlinie, die im materiellen Strafrechte noch einige andere praftifche 
Unterfchiede, 3. B. bei Berfuch, Rüdfall, Verjährung, Milderungsreht, Rehabilitation 


Allein keine der beftehenden Gefehgebungen hat die Gliederung 
der ftrafbaren Handlungen mit doctrineller Schärfe oder Confequenz 
nach den eben angedeuteten Momenten durchgeführt, weil man dagegen 
— praftifche Bedenken erhebt. ° Es wird vor Allem die Einwendung 
geltend gemacht, daß man confequent in die erfte der eben angegebenen 
drei Gategorien, unter die Verbrechen nemlich, jede wenn auch objec- 
tiv noch fo geringfügige, Wenn nur vorfäßliche und unmittelbare 
Rechtverlekung, 3. B. noch fo unbedeutende Diebereien, Kleine Betrügereien 
im täglichen Verkehre, die unerheblichiten Ehrenbeleidigungen, die gering- 
fügiaften körperlichen Berleßungen u. ſ. f. einreihen müßte. Nun fei es aber 
mit Beziehung auf den legten praftifchen Zweck aller Strafgefepe, wornach 
diefelben von ftrafbaren Handlungen und — kann man fehon nicht alle 
befeitigen — doch wenigſtens von den relativ größten derfelben, nemlich 


herbeiführt, unterfcheiden fih dann die genannten Gategorien noch weiter in Bes 
ziehung auf die firafgerihtlihe Competenz und dad Strafverfahren — 
Meber die Crimes entfcheiden die Affifenhöfe mit Geſchwornen; — über die delits die 
Zuhtpolizei-Gerichte und über contraventions die Polizeigerichte (regelmäßig die Frie- 
dengrichter). — Nah Mafgabe diejed Unterſchiedes hinfichtlic der Strafgerichte ift 
endlih für die bdreierlei Gategorien auch ein verfchiedenartiged Strafverfahren 
feftgeftellt. — 

Ebenfo wenig fällt mit meinem obigen Borfhlage die gleihbenannte 
und im ihrer Wefenheit wohl nur dem franzöſiſchen Geſetze nachgebildete drei- 
gliedrige Eintheilung des bairifhen Strafgefeßed vom 16. Mai 1813 in „Ber- 
brechen, Bergehben und Polizei » Uebertretungen“ zuſammen, weil diefelbe zwar in 
der gejeglihen Definition die oben erwähnten inneren Unterfcheidungd - Kriterien 
ala theilweife maßgebend aufftellt, allein in der praftifchen Ausführung in dem 
zweiten und britten Theilungsgliede dennoch Die heterogenen Elemente wieder zuſam— 
menwirft, und zuleßt die Scheidelinien ebenfall® rein willführlih nach den verfchie- 
nen Arten der Strafen feflfegt. — Die fpätern Gefege deutfcher Länder haben 
die dreigliedrige Theilung,, oder mwenigftend die mehr ald nominelle Unterfcheidung 
zwifchen Verbrehen und Vergehen größtentheild verlaffen und begnügen ſich zumeift 
mit der aus dem gemeinen deutſchen Criminalrechte ftammenden Clafification in 
zwei Hauptcategorien: „Eriminal» (peinlihe) und Civil» (bürgerlihe — nicht 
peinliche) Verbrechen,” und zwar blos nad) dem ebenfalls rein willkürlich feftge- 
fegten Unterfchiede, je nachdem darauf Eriminals (peinliche) oder Civil» (bürger- 
liche — nicht peinlihe) Strafen feſtgeſetzt find. 

Das neue preußiſche Strafgefeß vom 14. April 1851 kehrte befanntlich 
nad langen und vielfahen Debatten wieder zur Dreitheilung (Verbrechen — Ber: 
gehen — lebertretungen) zurüd, macht ſie aber ebenfalld nicht von einem inneren 
Unterfchiede , fondern nur von der Berfchiedenartigfeit der darauf feſtgeſetzten Stra: 
fen, und des dafür beflimmten Straf-Berfahrens abhängig. — 
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von den fehmereren und gefährlicheren Berbrechen abhalten follen, fehr 
bedenklih, auch die angedeuteten geringfügigen Nechtverlegungen 
mit dem doch immer in den Augen des Bolfes fehr inhalt-fehweren 
Namen: „Berbrehen“ zu bezeichnen, auf diefelben die ſchweren 
„Sriminal-Strafen“ zu verhängen, und fo im Bolfe „den Abfcheu 
gegen (die größeren) Verbrechen durch die Bermengung mit minder 
gefährlichen Schuldfällen (wenigſtens) bei denjenigen zu ſchwächen, welche 
die Größe einer Uebelthat nach dem Maße der durch das Geſetz ver- 
bängten Strafe zu beurtheilen gewohnt find“ *). 

Zur Befeitigung diefer aus dem Geſichtspunkte der Strafpolitif 
praftifch fehr wichtigen Unzukömmlichkeit müßte man daher, wenn man 
fchon in einem pofitiven Gefege durchaus den Namen „Berbrechen“ für 
all!’ diejenigen ftrafbaren Handlungen beibehalten wollte, welche den oben 
aus dem Standpunkte der Wiſſenſchaft entwidelten realen Charakter 
eined Berbrechend an fich haben, wieder eine weitere Unterabtheilung der 
Verbrechen in „große“ („ſchwere“) und in „Beine“ („geringe“, „leichtere“ 
oder „minder ſchwere“) Verbrechen machen, und für die letzt eren andere 
Strafarten, andere Strafgerichte, ein andered Strafverfahren, als für 
die erfteren feftfeßen. Allein einer derlei weiteren lUnterabtheilung 
ftellt fih nicht blos die Betrachtung entgegen, daß durch eine folche 
Vervielfältigung von Unterabtheilungen die Einfachheit und leichte Ueber- 
fihtlichkeit des Syſtems eines Geſetzes verloren gehe, fondern es laffen 
ſich derlei „Heine Verbrechen“ eben vermöge ihrer minderen Straf: 
wiürdigfeit auch am Teichteften mit jenen anderen ftrafbaren Handlun— 
gen (Bergehen und Polizei-Uebertretungen) zufammen in Eine Gate 
gorie vereinigen, mit welchen fie in dem Grade der Strafbarfeit 
mehr übereinftimmen, ald mit den größeren Verbrechen, fo dah man zur 
großen praktiſchen Grleichterung und Bereinfachung für derlei Eleinere 
Verbrechen die nemlichen Strafarten, Gerichte und Procedurs-Vorfchrif: 
ten, daher am einfachiten auch den nemlihen Namen vorfchreiben möge, 
wie für die eigentlichen Vergehen und Uebertretungen. 

Dazu komme, daß auch in Anfehung des zweiten und dritten oben 
genannten Theilungs-Gliedes — der „Vergehen“ nemlich, im Gegenfage 
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*) Worte des Gefehgeberd im 15. Abfage des Kundmachungs-Paterted zum 
Strafgefepe vom 3. September 1803, 
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von „Polizei-Uebertretungen“ — die Scheidungs-Kriterien im Leben häufig 
in einander verſchwimmen, und fich in concreten Fällen nicht fo feharf 
von einander lostrennen laffen, wie fie die Wiffenfchaft fondert und 
einander gegenüber ftellt, und daß namentlich ein Gefeb wieder an Ein- 
fachheit gewinnen werde, wenn es für die fo häufigen, oben als Con— 
currenz einer Polizeirebertretung mit einem Vergehen bezeichneten Fälle, 
wo Jemand durch die Uebertretung irgend eined Polizei-Verbotes zu- 
gleich in -fchuldbarer Weife (culpose) eine unmittelbare Rechtverlegung 
herbeigeführt hat, ftatt diefer Concurrenz einfach nur das Dafein eines 
Vergehens feſtſetzt, deffen Strafbarkeit fih nur dadurch erhöhe, daß es 
im Gefolge einer polizeiwidrigen Handlung vor fi gegangen ift. — 
Es empfehle fich daher praftifch für eine pofitive Gefeßgebung 
(de lege ferenda) vielmehr jenes einfachere Syftem, wornach nur 
zwei Hauptcategorien von flrafbaren Handlungen aufgeteilt werden 
follen, nemlich 
A. unmittelbare und abfichtliche Rechtverletzungen, jedoch nur die 
wichtigeren (größeren oder ſchwereren) derfelben, die man da- 
her auch fchlechtiweg und ausfchliegend mit dem Namen: 
„Berbrechen“ (oder auch GriminalsBerbrechen — peinliche Ver— 
brechen —) bezeichnen fol; und 
B. alle übrigen Gattungen von ftrafbaren Handlungen, welche man 
zufammen, nur um des Gegenfabed von Verbrechen willen, 
mit irgend einem anderen Namen, fei ed nun „Vergehen“ — 
oder „Uebertretungen“ (oder Civil-Verbrechen — nicht pein- 
fihe Verbrechen) *) bezeichnen, jedoh zufammen in dem 
nemlichen Gefeges-Abfchnitte umfaffen, mit gemeinfamen 
Strafarten regeln, denfelben Strafgerichten und dem nem— 
lichen Strafverfahren unterziehen möge, wenn auch die darunter 
begriffenen Unterarten ftrafbarer Handlungen nah wiſſen— 
Ihaftliher Anfhauung einen noch fo heterogenen realen 
Charakter an fich haben. 
Diefe zweite Categorie (B) hätte daher zu umfaffen: 
a) die unmittelbaren und abfichtlichen NRechtverlegungen geringerer 
Art (Kleinen Verbrechen), die alfo ihrer wahren (realen) Natur 


*) DVergleihe oben die Anmerkung auf Seite 5455. 
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nach eigentlich Verbrechen wären, und eben deßhalb auch nicht fel- 
ten ald „uneigentliche Vergehen“ oder „Uebertretungen“ be- 
zeichnet werden; 

b) die zwar unmittelbaren aber nur culpofen Rechtverlegungen, 
wobei alfo wirklich ein beftimmtes wirkliches Recht, und nicht blos 
eine Polizei-Anftalt oder eine Schug-Vorkehrung für das Recht 
verlegt worden ift; und endlich 

c) die blos mittelbaren, fei es nun dolofen oder culpofen, Verletzun— 
gen des Nechtes, wodurch nad dem Gefagten nur eine polizeiliche 
Vorkehrung zum Schutze des Rechtes übertreten wird, ohne daß 
fie von einer wirklichen Rechtverlegung begleitet wären. 

2ehtere zwei Unterarten (b und c) umfaßt man nicht felten im 
Gegenfage der unter a fogenannten uneigentlihen, mit dem Namen: 
„eigentliche Bergehen und Uebertretungen“ *). — 


*) Es mag dahin geftellt bleiben, ob ſich denn nicht doch ein Strafgefeg nad 
dem früher dargelegten (aus der inneren Wefenheit und der verfehiedenartigen Befchaf- 
fenheit der ftrafbaren Handlungen entnommenen) wiffenfhaftlihen Syſteme durchführen 
ließe, und ob nicht vielleicht ein foldhes der Natur der Sache folgendes Syftem 
fogar dem gefunden natürlihen Rechtsſinne des Volkes beffer entiprähe, als ein 
Geſetz, welches (mie dermal wohl alle enropäifhen Strafgefepe) die qualitativen und 
quantitativen Grenzen zwifchen Verbrechen und anderen (minder) ftrafbaren Handlun- 
gen nach ganz willführlichen und pofitiv gefhaffenen Scheidelinien abftett! Es mag 
in Frage bleiben, ob ein ſolches natürlihes Spftem fich nicht gerade deßhalb mehr 
in dad Rechtsleben des Bolfes hinein verwachſen, und hinwieder in feiner Fortbil- 
dung organifch aus ihm heraus entwickeln würde, weil es die Qualitäten ber 
Strafübel genauer der inneren Natur der Schuld anpaffen, und eben darum auch 
felbft mit der im Gefühle des Volkes vorgehenden moralifhen Würdigung aller 
ftrafbaren Handlungen in einem engeren Einflange ftehen würde! ? — Liegt nicht eine 
tiefe moralifhe Wahrheit darin; daß der ſchlichte Menfchenverftand und das unver: 
dorbene Sittlichkeitögefühl der Volksſtimme den Dieb, den Betrüger, den bodhaften 
Befchädiger fremden Eigenthums u. f. f., kurz den dolofen Berleger eines wirk⸗ 
lichen Rechtes, und wenn feine Schuld objectiv auch noch fo geringfügig ift, mit 
einem wefentlih anderen Strafübel beftraft fehen will, ald den blos culpofen 
Berleper fremden Rechts, und wenn des Lepteren Schuld objectiv auch noch fo um— 
fangreich it; daß es für den erfieren eine in ihrer Art entehrende oder fihimpf- 
fihe Strafe, wenn auch bei geringem Umfange der Berlebung in (quantitativ) ge— 
ringem Maße, angewendet wiffen will, während ed den Unbefonnenen, den Leichtſin— 
nigen, Fahrläffigen bei ſelbſt noch fo ſchweren Folgen feines unvorfäglihen Ber- 
fhuldend zwar jirenge, in (quamtitativ) großem Ausmaße, aber nie mit derfelben 
entehbrenden Qualität von Strafübeln geahndet fehen will!? — Iſt alfo die 
ftrenge Sonderung aller vorfäglichen wirklichen Rechtverletzungen von allen culpofen 
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Diefe zunähft praftifhen Gefichtöpuntte haben unverkennbar 
au die öſterreich iſche Strafgefebgebung bei der Gliederung ihres 
Syſtems geleitet, und der Gefeßgeber- gibt uns in den Art. I—V des 
früheren Kundmachungs-Patentes (oben Seite 24) felbft Zeugniß dafür. 
Es wurden nemlich die in das Strafgeſetzbuch aufgenommenen ftrafba- 
rer Handlungen urfprünglih nur nah zwei Kategorien unterfchieden, 
wovon die erfte die Berbrechen (Art. I des K. M. P.), die zweite 
hingegen die ſchweren Polizei-Uebertretungen (Art. III, IV 
und V) und zwar ganz genau nach jenem Inhalte umfaßt, der eben 
erſt unter A für die (größeren oder fchivereren) Verbrechen, und unter B 
für die Vergehen und Uebertretungen (mit der dafelbft bemerften drei- 
gliederigen Unterabtheilung) aufgezeigt worden ift. 

Der Sinn diefer Stellen des biöherigen Gefebed im Einzelnen 
unterliegt hiernach keinem Zweifel. 

Der mehrerwähnte Artikel IT erklärt die Verbrechen 

aa) ald gefebwidrige Handlungen und Unterlaffungen *), bei welchen 


Handlungen und Polizeisebertretungen wirklich nur, wie fo vielfach behauptet wird, 
eine Theorie, ober würde fie nicht vielmehr fruchtbaren Boden im Leben 
finden? — 
*) Die Fälle, wo das neue Gefeb bloße „Unterlaffungen” zu Verbrechen 
erflärt, find nur folgende: 
a) Mitfhuld am Hochverrathe durch Unterlaffung ber Verhinderung ($. 60); 
b) Mitfhuld am Hochverrathe durch Unterlaffung der Anzeige (5. 61); 
ec) Mitfhuld an dem Verbrechen der Audipähung oder anderer Einverftändniffe 
mit dem Feinde dur Unterlaffung der Berbhinderung ($. 67 in Berbindung 
mit $. 213); 
a) Mitfhuld an dem ebengenannten Berbrechen durch Umterlaffung der Anzeige 
(8. 67 in Berbindung mit $. 215); 
e) Berbrehen ber öffentlihen Gewaltthätigkeit durch boshafte Unterlaffungen 
bei Gifenbahnen oder unter anderen befonders gefährlihen Berhältniffen 
($. 87); 
f) Mitfhuld an dem DBerbrechen der unbefugten Werbung durd Untertaftung ber 
Berhinderung ($. 92 in Berbindung mit $. 213); 
g) Mitfhuld an dem Verbrechen der unbefugten Werbung durch Unterlaffung der 
Anzeige ($. 92 in Berbindung mit $. 215); 
h) Verbrechen der öffentlihen Gcwaltthätigkeit durch Unterlaffung der alfoglei- 
hen Unzeige an die Obrigkeit nad) der vorgenommenen perfönlichen Anhal— 
tung eines fhädlichen oder gefährlihen Menfchen ($. 93); 
i) Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit yon Seite eines Schiffdcapitäng, 
der ed auf feinem Schiffe unterläßt, Andere an der Behandlung eincd Men- 
fhen als Sklaven zu hindern (5. 95 in Verbindung mit $. 213); 
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bb) die Abſicht eigens auf dasjenige gerichtet iſt, was die Sicherheit 
im gemeinen Wefen verlegt, und welche 

ce) die Größe der Verletzung oder die gefährlichere Beichaffenheit der 
Umftände zur Eriminal-Behandlung eignet. 


Die beiden erften Abſätze (aa und bb) fordern alfo zum Realbegriffe 
eines Verbrechens jene zwei wefentlihen Merkmale (Unmittelbarkeit 
oder Wirklichkeit der Rechtverlegung ”) und Vorfüglichkeit der ftrafbaren 
Handlung), die nach der bisherigen Darftellung wohl ganz unbezweifel- 
bar den Neal» Character eines Verbrechens ausmachen. Der Abſatz cc 
hingegen beſchränkt diefen Begriff blos auf die objectiv größeren 
oder wichtigeren Fälle diefer Art von ftrafbaren Handlungen. — 
Diefe Einfchränfung des Begriffed von Verbrechen auf die objectiv 
größeren (gefährlicheren), mit Vorfag begangenen Rechtverlegungen 
beruht nach dem Gefagten auf mwillfürlih oder rein pofitiv, und 
zum Theile mit nummerifchen Momenten gezogenen Grenzlinien. — 
Die ftrafbaren Handlungen der gedachten Art, welche nach diefen lei- 
tenden Gefihtspunften in unferem dermaligen Gefeße nur bei 
vorhandener (relativ »bedeutfamerer) „Größe der Verletzung“ oder 
„(wichtigerer) Befchaffenheit des Gegenftandes“ als Verbrechen 
erklärt wurden, find folgende: 

1. Majeftäts-Beleidigung und mwörtliche oder thätlihe Beleidigungen 
der Mitglieder des Faiferlichen Haufes im Gegenfaße von anderen 
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k) Verbrechen des Kindesmordes durch Unterlaſſung des einem Kinde bei der 

Geburt nöthigen Beiſtandes (5. 139); endlich 

I) Verbrechen der Vorſchubleiſtung durch boshafte Unterlaſſung der Verhinderung 

eines Verbrechens ($. 212). 

Dadurch, daß der Geſetzgeber hier einerſeits ganz abſolut und ohne alle 
weitere Unterfcheidung ald „Berbrehen“ (nur) folhe ſtrafbare Handlungen erflärt 
hatte, wodurch (objectiv) „die Sicherheit im gemeinen Wefen verlegt wird,‘ und daß Er 
andererfeit? auch fchon damald mehrere irreligiofe und blos unfittlihe Handlungen 
(z. B. Gottesläfterung, Blutſchande, Unzucht wider die Natur) unter die Berbrehen 
eingereibt hat, hat unfere Gefeggebung thatlebendig bewährt, daß fie auch ſchon im 
Jahre 1803 die oben (in der Anmerkung auf Seite 46 und 47) entwidelte Anficht 
theilte, und folgerichtig durchführte, daß nämlich allerdings auch irreligiöfe und 
unfittlihe Handlungen bürgerlid firafbar, oder ſolche feien, welche „‚die 
Sicherheit im gemeinen Weſen,“ oder mit anderen Worten: „die rechtliche Ordnung 
des Staates" verlegen.’ — 
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wörtlihen oder thätlihen Injurien ($$. 63 und 64 vergl. mit 
$. 331 und $$. 487—496) ; — 

. boöhafte Beihädigungen eines fremden Eigenthumes erft bei einem 
Schaden von mehr ald fünf und zwanzig Gulden ($. 85 lit. a 
vergl. mit $. 468); — 

. törperliche Befchädigungen, nur infoferne fie (vermöge ihrer In— 
tenfität oder Ertenfion) von dem Geſetze ald ſchwere angefehen 
werden ($$. 143 und 152 vergl. mit $. 411); — 

. Diebftahl erft bei einem Betrage von mehr als fünf und zwanzig 
Gulden ($$. 173 vergl. mit $. 460); — 

. Beruntreuung erft bei einem Betrage von mehr als fünfzig Gul- 
den ($. 183 vergl. mit 461); — 

. Theilnehmung am Diebftahl und an der Beruntreuung erft bei 
einem Betrage von mehr als fünf und zwanzig, und beziehungs- 
weife fünfzig Gulden ($. 186 lit. b vergl. mit $. 464); — 

. Betrug erjt bei einem Betrage von mehr als fünf und zwanzig 
Gulden ($. 200 vergl. mit 461). — 


Zu diefen Fällen fommen nun weiterd diejenigen, wo das Geſetz 


derlei vorfäglihe und unmittelbare Rechtverlegungen nach feiner Aus— 
drudömweife nur „wegen der gefährlicheren Befchaffenheit der 
Umftände* zur Griminal- Behandlung geeignet erklärt hat. Es find 
dieß inäbefondere: 


8. die Berbrechen des Hochverrathed durch Empörung, ferner des Auf- 


ruhrs, Aufftandes und der öffentlichen Gewaltthätigfeit durch gewalt— 
fames Handeln gegen öffentliche Autoritäten im Gegenfabe der minder 
gefährlichen abfichtlichen Widerftandsarten durch Auflauf oder durch 
wörtliche oder thätliche Beleidigungen gegen Beamte und Wachen, 
oder durch befchimpfende Handlungsweife in Beziehung auf deren 
Erläffe und Siegel ($$. 58 lit. b, 68, 73, 76, 78, 81 in Ber- 
gleihung mit den $$. 279—284, 315, 316 und 331); — 

. das Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe durch Aufreizung 
zu den in Beziehung auf die Rechtsordnung im Staate relativ 
gefährlichften Momenten im Gegenfage zu minder gefährlichen 
Aufwieglungen ($. 65 litt. a und b vergl. mit den?s$, 300 — 
302); — | 


10. 


15. 


16. 
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das Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe durch. Auffor- 


derung zur Theilnahme oder durch Selbftiheilnahme an .den in 
ftaatlicher Beziehung gefährlichiten Bereinen im Gegenfage der 
Theilnahme an anderen geheimen Gefellfchaften ($. 65 lit. c_ vergl. 
mit 88. 285299; 


. dad Verbrechen der öffenttichen Gewaltthaͤtigkeit durch unbefugte 


Einſchränkung der perſönlichen Freiheit, oder durch Behandlung 
eines Menſchen als Sklaven, im Gegenſatze von minder gefähr— 
lichen Mißbräuchen des Rechtes der häuslichen Zucht ($$. 93 und 
95 vergl. mit 88. 413—421); — 


. das Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigfeit durch Erpreffung 


oder gefährliche Drohung im Gegenfabe des Zwingens von Kin- 
dern zu einer nichtigen Ehe von Seite der Eltern ($$. 98 und 
99 vergl. mit $. 508); — 


. das Berbrechen der boshaften Beichädigung fremden Eigenthums, 


auch ohne Rückſicht auf die Größe des Schadens, unter gewiffen 
gefährlichen Umftänden, im Gegenfaße von zwar ebenfalld abficht- 
fihen aber minder gefährlichen Berlegungen an fremdem Eigen- 
thume ($. 85 litt. b und e vergl. mit 88. 317, 319 und 468) ; — 


. das Verbrechen der Beſchädigungen oder Störungen am Staats— 


telegraphen, wenn fie aus Bosheit gefchehen, im Gegenfabe der blos 
muthiwilligen u. f. f. ($. 89 vergl. mit $. 318); — 

das Verbrechen der Verleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt 
nur bei befonderd wichtigen Berhältniffen im Gegenfabe der gleich- 
benannten Uebertretung ($. 105 vergl. mit $. 311); — 

die Verbrechen der Fälfhung von öffentlichen Greditspapieren, 
Münzen und öffentlichen Urfunden im Gegenfage von minder ge- 
fährlichen Fälfchungen ($$. 106—121 und 199 vergl. mit $. 201 
lit, a, $. 320 litt. e—g, $$. 325 und 461)*; — 


— —e 


*) Unfer Strafgefep kennt zwar außer dem Berbrehen der Fälſchung von 


öffentlihen Grebitöpapieren und von Münzen kein eigened Berbrechen der Fäl— 
hung von Urkunden, fondern reiht diefelbe in allen übrigen Fällen unter ben 
Betrug ein. Allein da diefe Sonderung im Geſetze wenigftend in Beziehung auf 
die zuerft genannten zwei Objecte in der Sache und in ber Benennung durchge» 
führt wurde, und Fälſchungen der erfleren zwei Arten von dem Geſetzgeber als 
befondere, von. dem Betruge überhaupt und jeder anderen Urfunden-Fälfhung firenge 


17. 


18. 


20. 


21. 


22. 


23. 


a — 


das Verbrechen der Religionsftörung im Gegenfabe von minder 
wichtigen ftrafbaren Handlungen in Beziehung auf Religion, Kirche 
und religiöfe Gegenftände ($. 122 vergl. mit $$. 303, 304 und 
306); — 

die Verbrechen der Nothzucht, Schändung und anderer fchiveren 
Unzuchtöfälle im Gegenfage von minder groben Unzuchtsfällen 
(88. 125 — 132 vergl. mit 88. 501, 504— 507 und 509 — 
516), — 


. das Verbrechen der körperlichen Befihädigung, infoferne diefelbe, 


obgleich an fich leicht, von dem Gefete wegen der unterlaufe- 
nen gefährlichen Umftände, — der ſchweren Beſchädigung gleich- 
geftellt wird, im Gegenſatze minder bedenklicher Mißhandlungen 
oder förperlicher Beſchädigungen ($$. 153 und 157 vergl. mit 
88: 411—421); — 

Diebftähle, wenn fie auch ohne alle Rüdficht auf die Größe des 
Betrages oder doch ſchon bei einem Betrage von mehr als fünf 
Gulden aud der gefährlicheren Befchaffenheit der Umftände zu 
einem Verbrechen werben ($$. 174—176 vergl. mit $. 460); — 
Beruntreuung, infoferne fie bei einem Betrage ſchon von mehr ala 
fünf Gufden aus der gefährlicheren Befchaffenheit der Umftände zum 
Verbrechen wird ($. 181 vergl. mit $. 461); — 

Theilnehmung am Diebftahle oder an der Veruntreuung, infoferne 
fie ohne Rüdfiht auf die Größe des Betrages aus der Befchaffen- 
heit der Umftände zum Verbrechen wird ($. 186 lit. a vergl. mit 
8. 464); — 

Betrug, infoferne er ohne Rückſicht auf die Größe des Betrages 
fhon aus der Befchaffenheit der That zum Berbrechen wird, im 
Gegenſatze aller übrigen, von dem Gefeße nur als Webertretungen 
erflärten Betrügereien ($. 199 vergl. mit $$. 333, 334, 461 
und 496) *); — 


audgefhiebene Verbrechen Hingeftellt werden: fo müſſen fie folgerichtig auch im 
obigen Schema ald eigene Art von Verbrechen mit den zunächft analogen firaf« 
baren Handlungen insbeſondere in Bergleihung gebracht werben. 


*) Das im $. 486 normirte Bergehen der fogenannten leichtfinigen Crida 


bat übrigens nur in wenigen Fällen den Character einer abfihtlihen Betrügerei 


NE — 


24. das Verbrechen der zweifachen Ehe im Gegenfabe der Uebertretung 
des Ehebruches (58. 206 und 207 in Vergleich mit $$. 502 und 
503); — 

25. das Verbrechen der Verläumdung durch falfche Befchuldigung wegen 
eined Verbrechens unter befonders gefährlichen Verhältniffen, im 
Gegenfase von analogen falfchen Befchuldigungen unter minder 
erfhwerenden Beziehungen ($. 209 vergl. mit 88. 487 —497); 
endlich 

26. das Verbrechen der Vorfchubleiftung durch Verhehlung oder Hilfe 
zur Entweichung in Beziehung auf ein Verbrechen im Gegenlabe 
der gleichbenannten Mebertretung in Beziehung auf ein Vergehen 
oder eine Webertretung ($$. 214 und 217 vergl. mit $. 307). — 


Diefe Aufzählung derjenigen vorfäglichen und unmittelbaren Recht- 
verlegungen, welche der Gefeßgeber wegen ihrer objectiven Geringfügig- 
feit auch in dem neuen Gefege nicht zur Criminal» Behandlung für 
geeignet erfannte, enthält in den hier oben unter den Zahlen 1 — 26 
berufenen Paragraphen ded zweiten Theiles unferes dermaligen Straf: 
gefees zugleich auch fehon das Schema derjenigen ehemals fogenannten 
„ſchweren Polizei-Uebertretungen,“ und nunmehr mit dem 
Namen „Bergehen und Uebertretungen“ bezeichneten ftrafbaren 
Handlungen, welche — wie ſchon oben (Seite 57 u. 58 lit. a) erwähnt wurde 
— regelmäßig unter dem Namen „uneigentliche“ umfaßt werden, weil 
fie ihrem realen Charakter nach eigentlich Verbrechen wären, und nur 
bei vorausgefegter relativ geringerer objectiver Gefährlichkeit nach den 
dargelegten rein pofitiven Grenzlinien uneigentlich unter die ſchweren 
Polizei-Mebertretungen (oder Vergehen und Webertretungen) eingereiht 
worden find. Dad frühere Geſetz erflärt ihren Realbegriff in den 
Artikeln IT. und V. *) des Kundmahungs-Patentes, — 


(Täufhung) an fih, ohne nicht ſchon eben dadurch in das Berbrechen des Betrügeri« 
ſchen Bankerotts ($. 199 lit. b) überzugehen. — Sieh’ überdieß die Anmerkung * 
oben zur Zahl 16 auf Seite 62. 

*) Der Art. V. des ehemaligen K. M. P. fcheidet zwar „Handlungen, welche 
die öffentlihe Sittlichleit ftören,“ dem Scheine ala eine befondere, von den ſtren— 
gen „Verletzungen der Sicherheit im gemeinen Wefen (Kechtsverletzungen)“ ver- 
fhiedenartige Kategorie aus, und man findet hiernach gewöhnlich bie f. g. 


— 6585 


Der Artikel II enthält hiernach die Kehrſeite des Art. U, 
d. h. die Beftimmung, daß alle jene „unmittelbaren und vorfäßlichen 
Rechtverlegungen,“ bei welchen die eben erft dargeftellte zur Criminal: 
Behandlung eignende relativ höhere „Größe der Verlegung oder gefähr: 
lichere Befchaffenheit der Umſtände“ nicht eintritt, eben „wegen diefer 
Beichaffenheit des Gegenftandes oder der unterlaufenden Umftände* in 
dem Geſetze felbft nur als (uneigentliche) ſchwere Polizei-Uebertretungen 
(Vergehen und MUebertretungen) fejtgeftellt werden. Zu den Fällen, 
welche nah Maßgabe dieſes pofitiv angenommenen Unterfcheidungs- 
Kriteriumd a contrario der unter 1—26 aufgeführten Fälle nur als 
Vergehen oder Webertretungen erklärt wurden, kommen jet nur noch 
zwei hinzuzufügen, von welchen nach dem Wortlaute des Art. II bei 
deifen Erklärung. nicht insbefondere aefprochen werden fonnte. Dieß 
find nämlich : | 


27. alle ftrafbaren Handlungen, welche, wie der Art. II dieſes K. M. P. 
noch beifügt, fih auch noch „wegen der Befchaffenheit der 
Perfon des Thäters“ micht zur Criminal-Behandlung eignen, 
und eben darım unter die uneigentlichen ſchweren Polizei-Ueber— 
tretungen eingereibt wurden. Dieß bezieht fih nun blos auf 
jenen (au in unfer neues Gefeb libergegangenen) Fall, wo 
eine ftrafbare Handlung, die ihrer objectiven Befchaffenheit 
nach eigentlich ein Verbrechen wäre, nur darum nicht als folches, 
fondern als Uebertretung zugerechnet wird, weil der Thäter zur 


Unfittlichfeitd » Vergeben und Uchertreftungen ald das dritte Theilungsglied der che- 
mald fogenannten ſchweren Polizeis Hebertretungen, im Gegenſatze der uneigentlichen, 
wovon der Art. II des oftgenannten K. M. P. handle, und der eigentlichen, die im 
Art. IV definirt feien, dargeftellt. — Allein daß diefe Anficht dem von dem Geſetzgeber 
ſelbſt geltend gemachten Grundſatze widerfpreche, wornad er „unfittlihe Handlungen,“ 
fo weit fie überhaupt als bürgerlich ftrafbar erklärt werden, au ald unmittelbare 
und vorfäßliche Angriffe auf die rechtliche Ordnung im Staate (Nechtverlekun: 
gen) erkennt und claffificirt, leuchtet ans dem oben in der Anmerkung auf 
Seite 60 Gefagten ein, daher ed ganz und gar nicht mit dem Geifte und Cha— 
rafter unfered Strafgefeßes harmoniren würde, in derlei nur wegen ihrer Unfittlichkeit 
ftrafbaren Vergeben und MUebertretungen etwas anderes als eine Unterart ber 
erften Hauptcategorie, nämlich der fonenannten uneigentlihen ſchweren Polizei— 
Uebertretungen zu erfennen. — 
Hye, Commentar. 5 


— — 


Zeit "ihrer Begehung noch nicht das vierzehnte Lebensjahr zurück— 
gelegt hatte ($. 2, lit. d vergl. mit $$. 237 und 269, lit. a). — 


Der legte Fall einer folchen ge ſchweren — Ueber⸗ 


tretung iſt endlich 


28. 


durch den 8. 467 unſeres dermaligen Strafgeſetzes ſtatuirt 
worden, wo das Geſetz den Nachdruck ſo wie jede andere eigen— 
mächtige mechaniſche Vervielfältigung und Nachbildung von litera⸗ 
rifchen und artiftifchen Erzeugniffen, morin e& doch offenbar eine 
vorfägliche und unmittelbare Rechtöverlegung erkennt, ſchlecht— 
weg, d. h. ohne alle Nüdficht auf die (wenn auch noch fo be- 


‚ deutende) Größe der dadurch herbeigeführten Berlebung, nur als 


Vergehen erflärt hat, — | 
Der Artitel IV des erwähnten Kundmachungs-Patentes gibt end: 


lich die Real-Erflärung der fogenannten eigentlichen fchweren Polizei: 
Uebertretungen, welche fofort 


aa. alle blos mittelbaren Rechtverletzungen, d. h. alle jene nur über- 


bb. 


haupt in den Strafcoder aufgenommenen ftrafbaren Handlungen 
umfaßt, in welchen fich entiweder ein pofitives Zumwiderhan- 
deln gegen ein zum Schuße der rechtlichen Ordnung gegebenes 
(Bolizei-) Verbot, oder das Unterlaffen einer durch ein fol- 
ches Gebot angeordneten Handlung darftellt, mögen folche polizei: 
widrige Handlungen und Unterlaffungen nun vorfäßlich oder culpos 
begangen werden, wenn nur dadurch noch Fein wirklicher Schade 
(feine unmittelbare Rechtverletzung) gefchehen ift, z. B. fihnelles 
unbehutfames Fahren und Reiten an zahlreich von Menfchen be- 
gangenen Orten ($. 427 unfered dermaligen Gefebed) oder 
Nichtbeachtung der für die Aufbewahrung und Abfonderung von 
Gift gebotenen Vorſchriften ($. 369). 


Außerdem gehören dahin noch 

alle blos culpofen unmittelbaren Rechtverletzungen, d. h. jene 
ftrafbaren Handlungen und Unterlaffungen, welche, wie fich der 
Geſetzgeber ausdrüdt, „ohne auf irgend ein Verbrechen 
gerichtete Abficht“ begangen werden, wenn auch der Schuldige 
dabei vielleicht in anderer Beziehung vorſätzlich gehandelt, 


d. h. wiffentlich eine in polizeilicher Beziehung gefeßwidrige 
Handlung oder Unterlaffung begangen hat, wenn nur fein Vorſatz 
nicht auf dasjenige (rechtwerlegende) Uebel gerichtet war, welches 
daraus wirklich entjtanden ift, z. B. culpofe Tödtung eines Men- 
fhen ($. 335), mag diefelbe nun aus jchuldbarer Nachläßigkeit bei 
Setzung einer an fich erlaubten Handlung, z. B. bei der Opera— 
tion eines Verwundeten ($. 357), oder aus Anlaß einer fchon in 
ſich ſelbſt polizeiwidrigen Handlung oder Unterlaffung (z. B. in 
den Fällen der 88. 336 und 337) vorgefallen fein. — 


Die vorftehenden Ausführungen haben nun dargelegt, daß aud 
unfer dermaliged Gefek vom 27. Mai 1852 bei der Gliederung der 
ſtrafbaren Handlungen nicht nur im Allgemeinen das dem bisherigen 
Geſetze vom 3. September 1803 zu Grunde gelegene Glaffifications- 
Syſtem in die zwei Haupt» Kategorien von Berbrechen und ſchweren 
Polizeisllebertretungen angenommen, fondern auch in der Einreihung der 
einzelnen ftrafbaren Handlungen, und felbft derjenigen, welche in dem 
jeßigen Gefege neu hinzugekommen find, die nämlichen realen Be— 
griffe-Merfmale für die eine und andere diefer Kategorien vorausgefekt 
und praftifch durchgeführt habe, welche von dem älteren Gefeke in den 
oftgedachten Artiteln IV ausdrüdlich. namhaft gemacht worden find.*) 
Wenn nun aber in dem dermaligen Geſetze an die Stelle der 
ehemaligen „ſchweren PBolizeislebertretungen“ eine neue Benennung und 
zweigliedrige Unterabtheilung in „Vergeben und Uebertretungen“ 
getreten ift, jo muß ich zum Schluffe nochmal auf die fchon oben (S. 20) 
gemachte Hinweifung zurückkommen, daß diefe weitere Sonderung der 
ehemaligen ſchweren Polizei -Uebertretungen in Vergehen und Uebertre— 
tungen keineswegs auf einem inneren Unterjchiede der mit dem 


) Dennoh wird man ed aus dem Standpunkte der Eodification nah Maß— 
gabe der fhon oben (Seite 24—26) angebeuteten Erwägungen nur gutheißen können, 
daß unfer gegenwärtiges Gefek die in den obigen Artifeln I—V der Einleitung 
des früheren Gefeged enthaltene dDoctrinäre Aufzeigung derjenigen Gefichtäpunfte, 
welche dein Gefehgober felbft bei diefen Glicherungen und Begriffebefimmungen ge— 
feitet haben, nicht aufgenommen hat, zumal, als die vorftchenden Ausführungen 
(Seite 59—67) zugleich das von mir hierüber ſchon früher (Seite 30 und 31) gefällte 
Urtheil rechtfertigen dürften. — 

5 * 


— —— 


einen oder anderen Namen benannten ſtrafbaren Handlungen beruhe, 
und daß daher diefe in feiner Weife auf realen Begriffsunterſchieden 
beruhende, fondern hinfichtlich des materiellen Strafrechtes rein no- 
minelle Unterabiheilung ausfchliehend deshalb gewählt wurde, um 
die verfchiedene Competenz und das verfchiedenartige Strafverfahren der 
nach diefem Unterfchiede verfchiedenen Strafgerichte und Proce— 
durs-Vorſchriften anzuzeigen. — 

Diefe neue Benennung und Unterabtheilung dankt in Oeſterreich 
ihr Dafein der Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850, und den faft 
gleichzeitig mit derjelben, zum Theile fogar noch vorher, verfügten pro- 
viforifchen Competenz= und Procedurd-Vorjehriften für Ungarn fammt 
der jerbifchen Woiwodfchaft und dem Temefer Banate, fo wie für Kroa- 
tien und Slavonien. *) — 

Wir find über den fo eben erklärten Sinn diefer Untergliederung 
aleichwie über die Gründe, welche die höchite Gefebgebung zur Ein- 
führung derfelben beftimmt haben, amtlich aufgeflärt durch den a. u. 
Vortrag des damaligen Juſtiz-Miniſters vom 18. December 1849 
(erjtes Beilageheft zum Neichögefegblatte vom Jahre 1850, zu Nr. 25, 
Seite 20— 30), womit derfelbe die erwähnte StrafproceBordnung dem 
Monarchen zur U. h. Sanction vorlegte. **) — 


— — — 


) Sieh’ die proviſoriſche Gerichtsverfaſſung für Ungarn, die ſerbiſche Woiwod— 
ſchaft und das Temeſer Banat vom 3. November 1849 (im Landesgeſetzblatte für Ungarn 
Nr. 1) 8. 2, lit. B. $. 11u. 14; — die proviſoriſche Verordnung in Betreff der Zuſtän— 
digkeit der Strafgerichte und in Betreff des Verfahrens in Strafſachen für die eben— 
genannten Kronländer vom 28. December 1849 (ebenda Nr. 2) 88.5, 6, 10, 13 
und 17; — die analogen Verordnungen für Eroatien und Slavonien vom 1. März 
1850 (im Landesgefehblatte für diefe Länder Nr. 4) 88. 2, lit, B. Il und 14, und 
vom 24. Juli 1850 (Mr. 312 des R. ©. 8.) 88. 5, 6, 10, 13 und 17, und endlich 
für alle vorgenannten Sronländer die Verordnung des Suftizminifteriumd vom 
30. Juni 1850 (Mr. 259 des R. ©. B.) $$. 8 und 9. — In all’ diefen Gefepes« 
ftelfen wird nämlich ebenfalls die dreigliedrige Eintheilung der firafbaren Handlungen 
in. Berbrehen, Vergeben (. i. folhe größere Polizei-Hebertretungen, über 
welche die Gerichtäbarfeit den collegial organifirten Bezirksgerichten erfter Claſſe, 
nad dem fonft auch für Verbrechen vorgefchriebenen Strafverfahren) und „geringere 
(Polizeis) Webertretungen‘ (worüber die Strafgerihtöbarkeit nad einem eigend 
dafür normirten kürzeren Strafverfahren den aus Einzeln-Richtern beftehenden 
Bezirfögerichten zweiter Claſſe zulommen fol) ganz folgerichtig durchgeführt. 

») Wer nur mit einiger Aufmerkfamkeit diefen Minifterial-Bortrag Lieft, muß 
fich Überzeugen, wie unrichtig die oft gehörte Behauptung ift, daß die öfterreichifche 


—— 


Es wird darin klar und beſtimmt ausgeführt, daß bei dieſer Un— 
terabtheilung nicht die innere Natur der ſtrafbaren Handlungen, ſondern 
ausſchließend die Rückſicht maßgebend geweſen ſei, die wichtigeren 
und regelmäßig auch mit ſchwerer Strafe bedrohten Polizei-Uebertretun— 
gen der Gerichtsbarkeit eines collegial organifirten, die minder wich- 
tigen aber einem Einzeln-Richter zuzumeifen, für die erfteren ein 
förmlicheres Anklageverfahren, für die leßteren aber eine mehr fum- 
marifche Procedur vorzufchreiben, und daher beide Gattungen von jtraf- 
baren Handlungen zur leichteren Weberficht: diefer procefjualifichen 
Unterfhiede auch ſchon dem Namen nach von einander zu fondern. — 
Diefe Untertheilung, welche ſich feit der zweijährigen Wirffamfeit der 
gedachten Strafproceßordnung nicht nur in denjenigen Kronländern, wo 
diefe in Geltung fteht, fondern nach der obigen Nachweiſung ſeit ebenfo 
langer Zeit auch in den Kronländern Ungarn, der ferbifchen Woiwod— 
haft und dem Temefer Banate, gleichiwie in Kroatien und Slavonien, 
daher — mit Ausnahme des lombardifch-venetianifhen Königreiches, 
Dalmatiend, Galiziend mit der Bufowina und Siebenbürgens — be 
reits im ganzen Umfange der Monarchie heimisch gemacht, und wornach 
fih daher nicht blo8 der Sprachgebrauh, jondern auch die Verſchieden— 
heit der Gompetenz der Strafgerichte und des Strafverfahren feſtge— 
wurzelt hat, wurde eben darum auch in dieſer praktifch gewordenen 
Bedeutung in das neue Strafgefeb übernommen, weil man fich dadurch 
wieder nur dem faft im ganzen Umfange des Reiches Schon bejtehen- 
den Rechte anſchloß, und eben darin eine neue Bürgfchaft für die um 
fo leichtere Einbürgerung auch des neuen materiellen Strafgeſetzes felbft 
in den ehemals fogenannten ungarifchen Kronländern finden mochte. — 

Hieraus erhellt zugleich, daß durch das neue Strafgefeß an der 
wefentlihen Natur der gegenwärtig ald „Bergehen und Uebertre- 





Strafprocef-Gefepgebung vom Jahre 1850 mit der obigen dreigliedrigen Unterabthei» 
fung nur die franzöfifche Trilogie (crimes- delits-contraventions) nachgebetet habe. 
Der Berfaffer. dieſes Minifterial» Bortraged war fich feiner Zielrichtung vollkommen 
flar, und bat fie" auch mit eben folher arbeit und mit genauefter Kenntnif des 
wiffenfhaftlihen Standpunftes und des franzöfifchen Geſetzes ausgeſprochen. Eben 
deshalb aber muß es Wunder nehmen, wie irgendwo die eben bemerkte Behauptung 
gemacht werden kann, da diefer Bortrag vielmehr gegen die Adoption der mehrge— 
dachten Dreigliederung im franzöfifchen Sinne mit flarfen Worten fich ereifert. 
(Bergl. übrigens die Anmerkung * oben auf Seite 54 und 55.) 


a, Ele 


tungen“ bezeichneten ehemaligen „fchweren Polizei-Uebertretungen“ nicht 
geändert worden ift. Beide diefer Categorien von ftrafbaren Hand— 
lungen können eben fowohl fogenannte uneigentliche fehwere Polizei: 
Mebertretungen fein, jo 3. B. das Vergehen des Auflaufes ($$. 279— 
284), dad Vergehen der (vorfäßlihen) Entweihung von Grabftätten 
($. 306) u. f. f. und entgegen die Uebertretungen des Diebftahls, 
der Veruntreuung und des Betruges ($$. 460—465), (worfägliche) ge 
vingere körperliche Beſchädigungen ($. 411) u. f. f., ja nicht felten ift 
fogar Eine und diefelbe ftrafbare Handlung bald Bergehen, bald 
Mebertretung, je nachdem fie durch Drudichriften oder auf andere Weiſe 
begangen wird (4. B. $$. 308—310, 487—492, 516). — Zu beiden 
Categorien diefer ftrafbaren Handlungen gehören aber auch eben fo viele 
f. g. eigentliche ſchwere Polizei-Uebertretungen, und zwar in allen 
(nach der obigen Ausführung) von diefer Categorie eingefchloffenen Un- 
terarten, nemlich fowohl bloße Verlegungen von Bolizei-Anftalten, 
ohne daß dadurch noch eine wirkliche Rechtverletzung herbeigeführt wor— 
den wäre, 3. B. dad Vergehen gegen die Polizei-Anftalten wider die 
Peſt, jelbft ohne alle nachtheilige Folgen ($. 393), dagegen die Ueber- 
tretung der bei einer Viehſeuche gegebenen (Polizei-) Borfchriften (88. 
400 und 401); als auch culpofe unmittelbare Rechtverlegungen, 3. B. 
das Vergehen der (culpofen) Tödtung im Gegenfaße der Uebertre— 
tung der (culpofen) körperlichen Beihädigung eines Menſchen ($$. 335 
und 336) u. f. f. -— — Tür beide Eategorien von ftrafbaren Handlungen 
(Bergehen und Uebertretungen) find die nemlihen Qualitäten von 
Strafübeln, diefelben Hauptitrafen ($. 240), diefelben Verfchärfungsarten 
der Strafen ($$. 250 und 253), diefelben anderweitigen Rechtöfolgen 
einer Verurtheilung ($. 268), diefelben Erſchwerungs- und Milderungs- 
Umftände und die nemlichen Grundſätze über deren Anwendung ($$. 
263— 267), die gemeinjfame Unterabtheilung in verfchiedene Gattun- 
gen (88. 274—277) u. f. f. feftgefegt*). 





*) Zn der obigen Auseinanderfegung, wornach auch die in dem zweiten Theile 
unfere® dermaligen Strafgefeßed unter der zweigliedrigen Benennung von „Bergehen 
und Webertretungen“ vorkommenden ftrafbaren Handlungen fih innerlih nicht 
von einander nnterfcheiden, fondern beiderfeits im Wefentlihen den ihnen nad dem 
früheren Gefege unter dem gemeinfhaftlihen Namen: „Schwere Polizei-Ueber— 
tretungen“ zugefommenen realen Charakter beibehalten haben, — dürften denn auch 


we 


Unfer dermaliges Geſetz hat es unverkennbar, wenigſtens bei 
alfen neu eingefügten Borfohriften, vermieden, irgendwo eine rein 
theoretifche, oder folhe Beftimmung aufzunehmen, die fih ohnehin 
jeder Richter ala das folgenothwendige Ergebniß aus dem Zufammen- 
hange aller einzelnen Gefegeöftellen untereinander, oder aus der Verglei- 
hung dieſes Gefebbuches mit anderen Geſetzen erfchliegen muß. — 
Wäre es daher nicht mit der von unferer dermaligen Gefeßgebung an- 
genommenen Codificationd-Methode (vergleiche oben Seite 24—26) in 
Widerftreit gefommen, jo würde eine ausdrüdliche Beitimmung 
darüber, daß in diefem Gefehe die Unterfcheidung der im zweiten 
Theile desfelben aufgeführten ftrafbaren Handlungen in „Vergehen“ oder 
„Uebertretungen“ rein nominell, und für das materielle Strafrecht 
ohne alfe praktiſche Bedeutung fer, allerdings an ihrem. Plate gewefen 
fein. Wir mögen ung im Ergebniffe aus den vorftehenden Auseinan- 
derfeßungen eine folche Beitimmung, als Zufab zum Artikel IV des 
Kundmahungs-Patentes, oder zum $. 233 des Gefeges felbit, etwa in 
folgender Weife ergänzend hinzudenken: 

„Die in dem zweiten Theile dieſes Strafgefebes vorkoinmenden Vergehen und 
Webertretungen unterfcheiden fih von einander, dadurch, daß die Strafgerichtäbarfeit 
über die erfteren von collegial orgamifirten Gerichten nach den für das Verfahren 
über (minder fchwere) Verbrechen beſtehenden Vorſchriften, hinſichtlich der Uebertre— 


tungen aber von Einzeln-Rihtern nah dem befonderen dafür feftgefepten Verfahren 
ausgeübt wird“ *). 


die Gründe liegen, aus denen ſich die Gefehgebung nicht beftimmen lieh‘, dem von 
Praftitern oft gehörten Wunfche nachzugeben, den zweiten Theil des Strafgefepes 
wieder in zwei Unterabtheilungen zu fondern, wovon die erfte von „Vergehen“ und 
die andere von „Webertretungen“ zu handeln hätte. — Es leuchtet ein, daß bei dem 
Umftande,, als alle allgemeinen Beftimmungen des zweiten Theiled des Strafgefepes 
beiden genannten Arten von firafbaren Handlungen gemeinfam find, und da 
öfters felbft die nemliche Handlung bald Uebertretung ift, bald bei dem Hinzutre- 
ten gewiffer Umftände Vergeben wird u. f. ſ. — — eine folche gewaltfame Lodtrennung 
von innerlich zufammengehörigen Beflimmungen in zwei gefonderte Abtheilungen, 
bei der Durchführung die ftörendften Wiederholungen in der einen oder anderen 
diefer Abteilungen herbeigeführt Hätte. — Dagegen hat bad neue Gefe im Ver— 
Hältniffe zum früheren gewiß an Bequemlichkeit und Leichtigkeit der Ueberſicht, fo 
wie an Bereinfahung der Berufungsweife (Eitir-Methode) der einzelnen Gefegesftellen 
dadurd gewonnen, daß nunmehr die Paragraphen-Zahlen durch beide Theile des 
Geſetzes ununterbrochen fortlaufen. 

*) Durch diefen Wortlaut würde nur dasjenige ausgeſprochen, was in 
Anſehung des Unterſchiedes zwiſchen Bergehen und Mebertretungen vom 1. Septem« 
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Kaiferfiches Patent vom 27. Mai 1852, 


(im XXXVI. Stüde des Neichdgefeßblattes, unter Nr. 117) 


wodurch eine neue, durch die fpäteren Gefege ergänzte, Ausgabe des 
Strafgefeßbuches über Verbrechen und ſchwere Polizeiübertretungen vom 
3. September 1803, mit Aufnahme mehrerer neuer Beftimmungen, ala 
alfeiniges Strafgefeß über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen für 
den ganzen Umfang des Reiches, ‚mit Ausnahme der Militärgränge, 
fundgemadht, und vom 1. September 1852 angefangen in 
Wirkſamkeit gefegt wird. 


Wir Sranz Iofeph der Erfte, 
von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreich ; Rönig von Hungarn und 
Bohmen, König der Lombardei und Denedigs, von Dalmatien, Croatien, Sfavonien, 
Bafizien, Lodomerien und IMirien, Rönig von Ierufalem ic.; Erzherzog von Oefter- 
reich; Großherzog von Toscana und Rrakan; Herzog von Loffringen, von Salz. 
Burg, Steyer, Rärnthen, Rrain und der Bukowina; Gropfürft von Siebenbürgen ; 
Markgraf von Mäfren; Herzog von Ober- und Nieder-Schlefien, von Modena, 
Parma, Piacenza und Guaſtalla, von Aufhwis uud Infor, von Ceſchen, Sriaul, 
Ragufa und Zara; gefürftefer Graf von Habsburg, von Tirol, von Ayburg, Börz 
und Gradiska‘; Sürft von Trient und Brixen; Markgraf von Ober- und Tieder- 
£aufig und in Iſtrien; Braf von Hohenembs, Seldkirch, Bregenz, Sonnenderg ıc.; 
Herr von Trieft, von Catlaro und auf der windiſchen Mark; Großwoiwod der 
Woiwodſchaſt Serbien ic. ic. 


— — 


Um denjenigen Kronländern Unſeres Reiches, in welchen 
bisher das Strafgeſetz über Verbrechen und ſchwere Polizeiüber: 
tretungen vom 3. September 1803 mit den durch fpätere Gefege 
hinzugefommenen Grläuterungen, Abänderungen und Zufägen in 
Wirkſamkeit fteht, eine leichte und zuverläffige Weberficht des be— 
ftehenden Strafrechtes; allen übrigen Kronländern aber, wo hin- 
fihtli des Strafrechtes theilweife nur fchwanfende Rechtsgewohn: 
heiten und unbeftimmte Geſetze beftehen, und wo zum Schutze der 
Öffentlichen, fo wie der Privatrechte in vielen Beziehungen neue 
Strafnormen erforderlich find, die Wohlthat eines umfaffenden 
Schuges duch das Gefeh, fo wie eines feiten und geficherten 
Strafrechtes zuzuwenden, haben Wir von dem obigen Strafgefeb- 
buche vom 3. September 1803, mit Einfhaltung der duch fpätere 
Geſetze verfügten Abänderungen, und mit Aufnahme mehrerer 
neuen Beſtimmungen, eine neue Ausgabe veranftalten laſſen. 


Nachdem Wir bereits in den mit Unferen Befchlüffen vom 
31. December 1851 feitgefegten Grundfägen für die organifche 
Geſetzgebung des Reiches verfügt haben, daß das Strafgefes für 
den ganzen Umfang des Reiches in Wirkſamkeit gefegt werde, fo 
verordnen Wir, nah Einvernehmung Unferer Minifter und nad) 
Anhörung Unferes Reichsrathes, wie folgt: 


Artikel. 


Bom 1. September 1852 angefangen hat fowohl in jenen 
Kronländern, in welchen bisher das Strafgeſetzbuch vom 3. Sep: 
tember 1803 in Rechtskraft fand, als auch in den Königreichen 
Ungarn, Groatien, Slavonien mit dem croatiſchen Küftenlande, 
dem Großfürftenthbume Siebenbürgen, der Woimodfchaft Serbien, 
dem Temefer Banate und dem Großherzogthume Krakau das nad: 
folgende Strafgefeb über Verbrechen, Vergehen und Uebertretun— 
gen als alleinige Vorſchrift für die Beſtrafung der darin bezeich- 
neten Handlungen in Wirkfamfeit zu treten, und es werden hiermit 
alle Gefege, Berordnungen und Gewohnheiten, welche in irgend 
einem Theile Unferes Reiches in Beziehung auf die Gegenftände 
diefes Strafgefeges bisher beftanden haben, mit alleiniger Ausnahme 
ber für das k. k. Militär und für die Militär- Grenzgebiete be: 
fonderen Strafgefege, von eben jenem Tage angefangen, außer 
Geltung gefest. 


u. 1 


Dasjenige, was im Eingange diefes Patentes der höchſte Gefebgeber 
ſelbſt, wenn gleich nur in den äußerſten Umriffen, ala die nächften Beftimmungs- 
gründe zur Erlaffung des gegenwärtigen Strafgefeßes andeutet, wurde oben (in 
der Einleitung Seite 3—10) bereits ausführlich beleuchtet. — 

Der vorftehende Artifel I verfügt dreierlei Anordnungen: 

1. Feſtſetzung des Zeitpunftes, nämlich des 1. September 1852 ale 
Anfangspunkt der Wirkfamfeit des neuen Gefeßes. 

2. Die Beftimmung des geographiſchen Umfanges, in welchem das- 
felbe zur Geltung kommen foll, ald welcher der ganze Umfang des Kaiferthu- 
mes, mit alleiniger Ausnahme der Militär-Grenzgebiete, beftimmt 
wird. — Die Nichtausdehnung diefes Gefekes auf den ebengenannten Theil des 
öfterreihifchen Stantögebietes erflärt fi aus deffen eigenthrimlichen Verfaſſung 
und Berwaltung*), wornach „das Inftitut der Militär-Grenze in feiner bisheri— 
gen militärifchen Drganifation aufrecht erhalten wurde,“ daher auch die Grenzer 
den Strafgefeßen des F. F. Heeres unterftehen. — 

In Beziehung auf den f. g. fubjectiven Umfang, d. b. den Kreig der 
Perfonen, für welche diefes Strafgefeß Verbindlichkeit haben foll, enthält der 
erwähnte Artikel nur eine negative, nämlich die Beftimmung, daß daffelbe 
nicht Anwendung finden foll auf das k. k. Militär, indem die für daffelbe be- 

ftehenden befonderen Strafgefeke ausdrücklich als fortbeftehend erflärt 
werden. Nach diefen find aber das f. f, Militär, jo wie überhaupt alle der 
Strafgerichtäbarfeit dev Militärgerichte unterftehenden Perfonen **) nicht blos 
in Anfehung der fogenannten Militärs Verbrechen und Vergeben, fondern auch 
hinfichtlih der gemeinen Verbrechen und Vergehen von dem (gemeinen) Straf- 
rechte des Givilftandes eremt, und unterftehen anderen, davon ganz getrenn— 
ten und verſchiedenartigen Strafgefegen "**). 





. 

) Sich’ das Grenz-Örundgefeg vom 7. Auguft 1807, ferner dad „neue Grund» 
gefeg für die croatifch=flavonifhe und banatifch-ferbifhe Militärgrenze vom 7. Mai 
1850 (Nr. 243 des R. G. B.) und das Berwaltungd-Drganifationd-Gefeb berfelben 
vom 28. Juli 1851 (Nr. 180 de R. G. B.). — 

*) Erſt in newefter Zeit wurde durch die mit dem kaiſerlichen Patente vom 
22. December 1851 (Nr. 255 des R.G.B.) erlaffene Militär Furisdictiondg: Norm 
88. 1—5 genau feftgefeßt, welche Perfonen der ordentlichen und außerordentlichen 
Strafgerihtsbarfeit der Militär-Gerichte unterftehen, und hiernach auch in Straf: 
fällen nad den für das k. f. Militär beftehenden (materiellen) Strafgefegen behan— 
delt werben, und auf welche daher das gegemwärtige Strafgefch feine Unwen- 
dung' findet. — 

) Sieh' darüber Bergmayrs Handbuch zum peinlichen Verfahren bei ber 
f, £. öfterreichifchen Armee und in den MilitärsÖrenzen, Wien 1812, fammt Anhang 
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Eben hieraus geht a contrario, da binfichtlich der Perfonen ebenfalls 
„die alleinige Ausnahme des k. k. Militärs“ feitgefeßt wird, die Anord- 
nung hervor, daß dieſes Strafgefeb außer den der ordentlichen oder außeror: 
dentlihen Strafgerichtsbarkeit der Militär-Gerichte unterworfenen Perſonen alle 
übrigen Einwohner des Kaiſerthums Defterreih, Inländer und Ausländer, fo- 
wohl für die im Imlande als im Auslande begangenen ftrafbaren Handlungen 
unterworfen find, infoweit hierauf nur überhaupt die von dem Strafgeſetze 
ſelbſt, Hinfichtlich der verfchiedenen Subjecte der ftrafbaren Handlungen, und 
des Ortes, wo fie begangen werden, feftgefeßten befonderen Beitimmungen 
($$. 36—41, 234 und 235) Anwendung finden. — — Die 

3. Anordnung endlich, welche in diefem Artikel enthalten ift, erklärt : 

„daß von dem gedachten Zeitpunkte angefangen und in dem erwähnten 
Länderumfange diefes Gefeß als alleinige Vorfchrift für die Beftrafung 
der darin bezeichneten Handlungen gelten fol, und daß alle Gefeke, Verord— 
nungen und Gewohnheiten, welche in irgend einem Theile des Neiches in Be— 
ziehung auf die Gegenftände diefes Strafgefeßes bisher beftanden 
haben, außer Geltung gefeßt werden.‘ 

Aus diefem klaren Wortlaute des Gefeßes ergibt ſich num zwar allerdings, 
dag in Anfehung derjenigen Handlungen, welche in diefem neuen Straf: 
gefeße als ftrafbar bezeichnet find, oder welche irgendwie einen Gegenftand des- 
felben ausmachen, alle wo immer im Reiche bisher beftandenen Borfchriften ganz 
und gar aufgehoben erfcheinen, und daher auch ald Subfidiar-Quellen zu 
gelten aufhören, allein nur in fo weit fie materielles Strafredt, 
d. h. Normen darüber enthalten, in wie ferne derlei Handlungen überhaupt 
ftrafbar feien, und welcher Beftrafung fie unterliegen, und in fo weit ein derlei 
Punkt wirklich der Gegenftand einer Anordnung des neuen Geſetzes ift, 
umd in diefem eine andere, zumal entgegengefebte Entfcheidung gefunden hat. — 
Ueber diefe Grenzlinien hinaus hat daher das neue Strafgefeb den bisher 
irgendwo beftandenen Vorſchriften ftrafgefeglicher Natur in feiner Weife derogirt. 

Sp wird z. B. Niemand zweifeln, daß hinfichtlich jener Kronländer, wo 
die Strafprocegordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, durch die 88. 227, 228 
lit. a, 229 und 230 des neuen Strafgefehes, welche verfügen: „daß auch foldhe 
Verbrechen, worauf lebenslange Kerkerftrafe im Gefege verhängt ift, bei dem 
Eintreffen der gefeblihen Bedingungen durch Verjährung gänzlich erlöfhen 


1821 ; — dann Ebendeffelben „Kriegsartifel für die f. £. Urmee, mit allen übris 
gen öfterreihifhen Strafgefeßen vereinigt,” Wien in 3ter Auflage 1835; — endlich 
Damianitfh Handbud der Strafgefege für die E. E. öfterreihifche Armee, nad 
Verbrechen und Vergehen geordnet, Wien 1849. — 
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können,“ der entgegengeſetzten Anordnung des 8. 345 jener Strafproceß— 
ordnung, welche nach ihrem Wortlaute in dem vorausgeſetzten Falle wegen Ver— 
jährung nicht ein ganzliches Erlöfhen, fondern nur eine Herabfegung der Strafe 
zuzugeftehen fehien *), wirklich derogirt worden ift, denn dieß ift ein Gegen- 
ftand, worüber das neue Strafgefeß wirklih und ausdrücklich, und zwar in 
einer dem früheren wenn gleih zunächſt proceſſualiſchen Gefege entgegen- 
gefesten Weife verfügt hat, worüber alfo wermöge der obigen ausdrüdlichen 
Anordnung des Gefehgeberd das neue Gefek als alleinige Vorfchrift zu ber 
obachten ift, daher das frühere nach dem Satze: „lex posterior derogat priori“ 
als abgeändert angefehen werden muß. 

Dagegen ergibt fih aus den vom höchſten Gefeßgeber felbft feinen Anord- 
nungen beigefügten Befhränfungen, daß durch das neue Strafgefek alle die- 
jenigen Vorſchriften, welche die Berfaffung, die Competenz und den rechtlichen 
Wirkungskreis der Strafgerichte, fo wie deren wechſelſeitiges Berhält- 
niß und das Strafverfahren normiren, von dem neuen Strafgefege nicht 
aufgehoben feien. Es folgt aber auch noch weiter, daß aud diejenigen Ber 
ftimmungen, welche hie und da in diefen anderweitigen gefeßlichen Borfhriften 
vorkommen, und die ſich auf einen Gegenstand beziehen, der unmittelbar oder 
mittelbar in’® materielle Strafrecht einfhlägt, worüber aber das neue 
Strafgefeß gar nit verfügt hat, durch diefes gänzlich unbeirrt geblieben 
find. So wurde z. B. ſchon oben (Seite 32 und 33) aus anderem Anlaffe dar: 
auf hingewieſen, daß durch das dermalige Strafgefeß für diejenigen Kronländer, 
für welche die Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, der 8. 346 
eben diefer Strafprocefordnung, und die damit zufammenhängenden 
fpäteren Borforiften vom 16. März 1851 (Nr. 66 R. G. B.), 23. Mai 1851 
(Nr. 141 R. ©. 8.) und $. 10 der kaiferlihen Verordnung vom 11. Jänner 
1852 (MN. 5 R. ©. B.), in foweit fie den Strafgerihten das Recht einräumen, 
wegen außerordentliher Milderungsumftände felbft die nad dem Strafgefeße 
über fünf bis zu zehn Jahren auszumeſſende, und aud die noch größere, ja 
fogar die lebenslange Kerkerftrafe in den letzteren Fällen bis auf drei Jahre, in 
dem erftgenannten Falle aber bis auf Ein Jahr herabzufegen und im Grade zu 
mildern — keineswegs aufgehoben feien. 

Es ift zwar allerdings richtig, daß der $. 53 unferes neuen Geſetzes auch 
für die Verbrechen (gleihwie der $. 265 für die Vergehen und Uebertretungen) 


*) Uebrigend hat bereit? Würth in feiner Erläuterung der genannten Straf» 
proceßorbnung, Wien 1851, Seite 599, nachgewieſen, „daß der obige Wortlaut des 
8. 345, fo weit er dem älteren materiellen Strafgefege zu derogiren fhien, nur auf 
einem Berfehen berußte, und in diefer Faffung gar nit beabfichtigt war. 
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„für alle anderen Fälle (auf welche nämlich nicht Todesſtrafe verhängt iſt) 
zur Regel feſtgeſtellt habe, daß wegen Milderungs-Umſtänden weder die Art 
der Strafe, noch die geſetzliche Dauer verändert werden könne.“ — Allein die 
Beſtimmung, wo die Ausnahmen von dieſer Regel zu finden ſeien, hat der 
Geſetzgeber nicht ausdrücklich beigefügt, weil eine ſolche theoretifche, nicht in ein 
Geſetzbuch, fondern in den Commentar gehörende Berufung auf anderweitige 
Gefege an und für fich überflüffig gewejen wäre, und weil fie überdieß bei der 
Mannigfaltigkeit der je nach der Verfchiedenheit der Kronländer ſehr verfchieden- 
artigen einſchlägigen VBorfchriften fehr umftandlih hätte. ausfallen müffen. Nun 
hat allerdings ſchon das Strafgefeg felb ft in dem unmittelbar nachfolgenden $.54 
für Verbrechen (gleichwie im $.266 für Vergehen und Uebertretungen) Eine der 
Ausnahmen von der obigen Regel feftgefeßt, feineswegs aber erklärt, daß von 
diefer Regel nur oder ausſchließend in dem im $. 54 erwähnten Falle eine 
Ausnahme ftatt finde, daher auch Die fogenannte Argumenlalio a contrario: 
„als wollten durch dieſe in dem Strafgefeße ausdrücklich hervorgehobene 
Eine Ausnahme alle übrigen bisher anderswo angeordneten Ausnahmsfälle 
aufgehoben, und für diefelben- vielmehr wieder die vorerwähnte Regel beftätiget 
worden fein,‘ fchon nach den allgemeinen Grundfägen der Hermeneutif nicht Anz 
wendung finden fan. — Dieß hat um fo weniger Statt, als ja der $. 53 des 
Strafgefeßes nur eine allgemeine Anordnung, eine in den gewöhnlichen 
Fallen zur Anwendung zu dringende Regel enthält, wodurch ſchon nad) der 
Natur der Sahe den von dem Gefege irgendwo angeordneten fpeciellen Bor: 
fchriften, den bereits feftftehenden anderweitigen Ausnahmen nicht derogirt 
werden konnte und wollte, und zwar um jo weniger, da die in den $$. 54 und 
266, zum Theile auch in den $$. 55 und 260 des Strafgefeßes verfügten Aus: 
nahmen, wenigftens nach der felbfteigenen Auffaffung und Darftellung des Ge- 
feßgebers, auf ganz anderen Gründen beruhen, und von innerlid ganz an- 
derer Natur find, als die im $. 346 und den dazu gehörigen (oben berufenen) 
Novellen feftgefekten Ausnahmsfälle. Bei jenen hat das Gefek ſolche Fälle 
normirt, wo ſchon kraft des Gefeges die Ausnahme einer außerordent: 
lihen Milderung oder Herabjeßung der Strafe einzutreten hat; bei diefen 
aber räumt es nur dem Gerihtshofe das Recht ein, eine außerordentliche 
Milderung nah feinem Ermeffen eintreten zu laffen. Bon jenen hat daher 
folgerichtig ſchon im alten Gefeke (vergleiche die $$. 48 und 49 des R. G. B. 
vom 3. September 1803) gleichwie im dermaligen das materielle Strafgefeß 
gehandelt: während beide Gefeße (das alte in den 88. 441 und 443 des I. 
und 88. 430—432 des II. Thle.) die zweite Art von Ausnahmen erſt bei dem 
StrafsBerfahren, nemlih an jenen Stellen normirt haben, wo überhaupt 
davon geſprochen wird, wie die Strafgerichte rückſichtlich der von ihnen zu fäl- 
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lenden Straf-Urtheile vorzugehen haben. — Dieſer zweite Punkt oder 
Ausnahmsfall iſt daher im keinerlei Weiſe ein Gegenftand geweſen, worüber 
das neue (materielle) Strafgefeß irgendwie eine Verfügung getroffen hat, und es 
müffen daher die mehrerwähnten Beftimmungen der Strafprocefordnung 
um fo mehr ald vollftändig aufreht erhalten angefehen werden, ale 
durch die gleichzeitig mit dem neuen Strafgefeke kundgemachten kaiferlichen 
Verordnungen vom 27. Mai 1852, und zwar durch Nr. 118 des R. G. PB. in 
den Artikeln I, II, IV und VI und durd Nr. 119 des R. ©. 2. im Eingange, 
dann in den $$. 1 und 4 die einftweilige unbeirrte Fortdauer der Wirf- 
famfeit der ganzen Strafprocefordnung, mit emziger Ausnahme 
jener wenigen Beftimmungen, welche eben durch jene Verordnungen ſpeciell 
und namentlich aufgehoben oder befchränkt worden find, daher denknothwendig 
auch der in ihr eingeſchloſſene $. 346 derſelben, fo wie die dieſen Paragraph 
theilmeife modificirenden fpäteren (oben aufgeführten) Novellen, fogar aus: 
drücklich beftätiget worden find. *) — 


) Ich würde die ausführliche, directe und indirecte Begründung der obigen 
Anſicht, die wohl den mehreften Yuriften ohnehin ganz unzweifelhaft erſcheinen wird, 
richt unternommen haben, wenn nicht bereitö ein geachteter Praktiker (Frühwald 
in feinem Sandbuche des neuen öfterreichifchen Strafgefepes, Wien 1852, I. Heft, zu 
8. 53, Seite 65) die ganz categorifche Behauptung aufgeftellt hätte: „daß durch den 
8. 53 dieſes Strafgefepes der $. 346 der St. P. O. aufgehoben fei.” — So wenige 
Anhänger dieft Behauptung auch finden dürfte, fo könnte fie doch, würde fie auf 
Autorität hin irgendwo angenommen, zu großen Mifverfländniffen, ja zu eigent— 
lichen Berwirrungen in der Praris der Strafgerichte führen, und unfere Gefeßgebung 
um einen ihrer fchönften Glanzpunkte bringen. Denn wenn fih auch aus den, von 
mir oben Seite 42 — 43 aus anderem Anlaffe angedeuteten Gründen, gegen das 
etwas zu audgedehnte, faft maßlofe Milderungs: Recht, das nah $. 346 ber 
St. P. D. Schon den Strafgerihten unterfter Inſtanz eingeräumt ift, ernfte 
legislative Bedenken in quantitativer Beziehung einwenden laffen: jo wird 
doh Niemand das ebenfo meife ald humane Princip verfennen, das dieſer 
Anordnung zu Grund liegt, welches aber mit der behaupteten Aufhebung des ganzen 
Paragraphes folgenothiwendig gänzlich aufgegeben fein würde. — — Dafjelbe würde 
aber auch Hinfihtlih der analogen Beſtimmungen behauptet werden müffen, welche 
nach Maßgabe der oben im Zerte folgenden Erörterungen in den übrigen Krons 
ländern gelten, von welchen übrigend der genannte Schriftfteller feine Anſicht 
gar nicht kundgibt. — Wie wenig übrigens — bei fhärferer Auffaffung ded neuen 
Geſetzes — von Anderen die ebenerwähnte Anfiht Frühwald's für möglich gehalten, 
und entgegen bie oben von mir verfochtene Auslegung ald ganz zweifellos an— 
“ gefehen werde, möge daraus entnommen werden, daß der umfiähtöwolle Bericht: 
erftatter „über dad neue Strafgefeb in Bergleihung mit dem bisher beflandenen 
Strafrehte” in unferer Gerichtszeitung Nr. 72, Seite 283 die Befprehung ber 
88. 52 — 55 ganz einfach mit dem Sage fihließt: „Die Beflimmungen über das 
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Ganz dieſelbe Behauptung gilt aus gleichen Gründen für diejeni— 
gen. Kronländer, wo das Strafverfahren nach den zweiten Abſchnitten des I. 
und II. Theile des St. ©. B. vom 3. September 1803 zu pflegen ift, d. i. für 
das lombardifchevenetianifche Königreih, Dalmatien, Galizien mit Krakau, Bus 
fowina und Siebenbürgen, — binfichtlich der 88. 441 und 443 des I. Theils 
und der h. E. vom 30. Jänner 1812, Nr. 970 der 3. ©. ©., ferner des $.470 
des I. Theil® ſammt den dazu gehörigen Novellen *) und der $$. 430—432 
des II. Theils diefes Strafgefeßes. — Auch diefe Beftimmungen der zunächſt 
für das Strafverfahren gegebenen älteren Gefeße, wodurch in ähnlicher 
MWeife die (höheren) Gerichte in gewiſſen Fällen zu einer beftimmten außer 
ordentlihen Milderung oder Nachficht der Strafe berechtiget worden, find 
durch das neue Strafgefeß in feiner Weife berührt worden, jondern beftehen, 
jo lange überhaupt das durch diefe Gefege geregelte Strafverfahren zu verblei- 
ben hat, nach ihrem vollen Umfange in ungefhwächter Geſetzeskraft fort; 
um fo mehr, da ja auch diese Borfihriften durch den Artikel IT des K. M. P. 
zum Sträfgefeße felbft, und durch die gleichzeitig publicirte kaiſerliche Verord— 
nung vom 27. Mai 1852, Nr. 121 des R. G. B., Artikel IT, ausdrücklich 
ale aufrechtbeſtehend beftätiget worden find. 

Dasfelbe.muß endlich, ebenfalld wieder aus denfelben Gründen, auch 
behauptet werden in Anfehung der ungeſchwächten Kortdauer der für das 
Königreih Ungarn, die ferbifhe Woiwodſchaft und das Temefer-Ba- 
nat durch die A. h. E. vom 28. December 1849 (8. G. B. für Ungarn Nr. 2) 
und für die Königreihe Croatien und Slavonien durch die faiferliche Ver— 
ordnung vom 24. Juli 1850 (Mr. 312 des R. G. B.) angeordneten provifori- 
hen „Vorfchriften in Betreff des Berfahrens in Straffachen,“ in fo weit 
darin unter anderen Normen für das Strafverfahren zugleich ſolche Anordnun- 
gen enthalten find, welde die Ausübungsart des den Gerichten zuftehenden 
Rechts der Straf-Ausmeffung betreffen. Dahin gehören insbefondere die 
88. 5—7 jener zwei Vorfchriften, welche beftimmen, in wie ferne die verfchiede- 
nen Kategorien von Strafgerichten befugt find, Die geſetzlich e (d. h. alfo nun— 


Milderungsreht in Fällen, auf welche eine mehr als fünfjährige Kerkerfirafe gefept 
ift, wurden den in den einzelnen Kronländern beftehenden verfhiedenen Bor- 
fhriften über das Strafverfahren vorbehalten,” und daß er in feiner Klaren 
Perftändigfeit eben diefen Sag ald fo zweifellos hinftellt, daß er ihn nicht einmal 
einer Begründung oder irgend einer Zufaßbemerfung für bedürftig hielt. — : 

*) Sieh’ diefelben vollftändig in Maucher's (zweitem) Sammelwerfe: 
„Das öferreichiiche Strafgefeg über Verbrechen fammt fpäteren Gefegen und Ver⸗ 
ordnungen, Wien 1847,” bei $. 470, Seite 497—500, 
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mehr die in dem gegenwärtigen materiellen Strafgefeke feftgefehte Strafe 
bis zu einem gewiffen Ausmaße ans eigener Macht zu verhängen, bei größerem 
Ausmaße aber der Beitimmung oder Beitätigung einer höheren Behörde zu 
unterzjeben. — Auch dieſe Vorfhriften find durch den Artikel VI der Faifer: 
lichen Berordnung vom 27. Mai 1852, St. 120 des R. G. B. ganz allge» 
mein, daher allerdings auch binfichtlih der eben erwähnten (darunter enthalte: 
nen) fpeciellen Anordnungen ausdrüdlihalsfortangültig erflärt worden. 
Diejenigen geſetzlichen Vorſchriften aber, welche aus dem entgegen 
gefesten Grunde, — weil nämlich darin Verfügungen über Gegenftände die- 
jes neuen Strafgefeßes enthalten, und zugleich Normen für die Beftrafung der 
in diefem neuen Strafgefege vortommenden Verbrechen, Vergehen oder Uebertre- 
tungen enthalten waren — durch den vorftehenden Artikel I, vom 1. September 
1852 angefangen, aufgehoben werden, find nach Berfchiedenbeit der Kron— 
länder verfchiedene, nemlich: ’ 

a) für Defterreih ob und unter der Enns, Salzburg, Steier- 
mark, Kärnthen, Krain, Jftrien mit Trieft, Görz und Gradiska, 
Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren, Schlefien, das lom— 
bardifhsvenetianifhe Königreih, Dalmatien, Galizien und die 
Bukowina — der erjte Abjchnitt des I. Theiles und der erfte Abfchnitt des 
II. Theiles des St. ©. B. vom 3. September 1803 fammt den vielen zu diefen 
beiderjeitigen Abfchnitten nachträglich erfchienenen Novellen, mögen fie nun er 
gänzender, erläuternder oder aufbebender Ratur gewefen fein ”). 


) Wenn nun aud diefe Novellen nicht mehr ald Quellen des nunmehrigen 
Etrafrechtd gelten, fo können fie doch vielfach, durd; PVergleihung ihres Terted mit 
dem heutigen Strafgefeke, zur Aufklärung auch des letzteren, daher ald Hilfd- 
mittel benüßt werden. Darum bemerfe ich mit befonderer Rüdficht auf die Leſer 
in Ungarn, Groatien, Siebenbürgen u. f. f., daß unter den vielen Sammlungen ber 
Novellen zum Strafgefege vom 3. September 1803 wohl vor Allen hinfihtlih des 
erften Theiled (Über Verbrechen): „Maucher's (zweites und im Berhältniffe zum 
früheren zwedmäßig abgefürzted und bis zum Jahre 1847 fortgejeptes) 
Sammelwert: „Das öfterreihifhe Strafgefeg über Verbrechen fammt den auf daffelbe 
ſich beziehenden Gefegen und Verordnungen, Wien 1847;“ — und hinfichtlid des 
zweiten Theiles (über ſchwere Polizei» Mebertretungen) : „Kudler's Erklärung des 
erften Abfchnittes des Strafgefebes über fehwere Polizeisllebertretungen, Wien 1850, 
in 6ter Auflage, mit Vorwort und Anhang von She” — empfohlen werden können. — 

Mer ſich noch auäführlicher über derlei auch nur mittelbar in's Strafgeſetz eins 
fchlagende Novellen, fo wie über viele nur hie und da an einzelne Behörden erlaflene 
Belehrungen über das frühere Strafgefeg belehren will, der möge ſich hinfichtlich des 
erften Theiles des alten Strafgefepes mit „Maucher's fpftematifhem Handbuche 
des öfterreichifehen Strafgefepes über Verbrechen umd der auf daffelbe fi beziehenden 
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b) Für das Großherzogthum Krakau die eben erwähnten beiderſeitigen 
erften Abfchnitte des öfterreihifhen Strafgefeßbuches vom 3. September 
1803, fammt den wenigen Novellen, welche von der Regierung des ehemali- 
gen Freiftantes Krakau zum materiellen Theile diefes Strafgefeßes erlaffen 
worden find. 

In diefem Theile unferer Monarchie wurde nemlich das öſterreichiſche 
Strafgefeß vom 3. September 1803, jedoch ohne die in Defterreid 
dazu nachträglich erfhienenen Novellen, ſchon vorlängft noh in 
einer Zeit, ala Krakau ein felbitftändiger Freiftant war, von der ehemaligen Re— 
gierung desfelben mit Geſetzeskraft eingeführt, fpäterhin von eben diefer Regie: 
rung mit einigen Nachtrags-VBerordnungen bereichert, und befteht in dieſer 
Geftalt bis zur Stunde in unbeftrittener Gefekestraft. 

e) Für das Großfürftenthum Siebenbürgen (mit Ausnahme des 
Hermannftadter- Bezirkes) die nemlichen zwei Abfchnitte desfelben Strafgefekes 
vom 3. September 1803, fammt den in den übrigen Ländern, wo diefes Gefek 
bisher Geſetzeskraft hatte, dazu kundgemachten Novellen, indem für eben 
diefe Randestheile des Großfürſtenthums Siebenbürgen durch die denkwirdige 
Berordnung des Civil- und Militär-Gouverneurs Wohlgemuth von 13. 
März 1850 (im Landesgefeßblatte für Siebenbürgen Nr. 13) „um der bisheri- 
gen Willführ in der Ausübung der Strafjuftizpflege zu begegnen, und weil in 
Siebenbürgen bis nun fein Strafcoder beftand, das öfterreihifhe Straf-, 
gefegbuh vom Jahre 1803 und die darauf Bezug nehbmenden 
neueren Geſetze und Berordnungen zur ausſchließlichen Norm 
vorgefhrichen worden waren.‘ 

d) Für den Hermannftädter- Bezirk (das ehemalige Sachfenland) 
des Großfürſtenthums Siebenbürgen die ſämmtlichen in Nechtskraft oder Hebung 
geftandenen, auf die Gegenftände des neuen Strafgefehes Bezug habenden Vor: 
fhriften, mochten fie nun, da ſich Siebenbürgen eines felbftftandigen Strafgefeß- 
buches nicht erfreute, *) auf einzelnen Randtagsgefegen aus den Perioden der mit 
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Sefeke und Verordnungen, Wien 1844, in’drei Bänden,” dann mit „Hye's Zu 
fammenftellung von folhen Supplementen zum erften Theile des öfterreidhifchen 
Strafgefegbuhes vom 3. September 1803, welche bisher noch in keiner ähnlichen 
Novellen- Sammlung enthalten find, Wien (bei Braumüler) 1845 57 — und hinfidht: 
lich des zweiten Theiled mit „Lützenau's Handbuch der Geſetze und Verordnungen, 
welche fi auf den zweiten Theil des Strafgefepbuches über ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen beziehen, Wien 1846, in drei Bänden” — vertraut machen. — 

*) Dad denfwürbige Rechtsbuch: „der fähfifhen Nation in Siebenbürgen 
Statuta oder Cigen Land-Recht,“ das urfprünglich nur eine Privat» Sammlung ber 
Rechtsgewohnheiten diefer in patriarchafifchen Verhältniſſen lebenden Nation enthielt, 
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Ungarn vereinigten, oder im Lande autonomen Gefepgebung, auf Röniglichen 
Decreten, Conftitutiouen, Inftructionen, den Particular-Statuten („Eigen Land— 
Recht“) der ſächſiſchen Nation, auf Gerichts - Entfheidungen der Judicate, Ge- 
richtögebrauch oder Hebung beruhen. — Endlich in ahnlicher Art 

e) für die bisher in Beziehung auf die Gefeßgebung mit einander ver- 
einigtent Königreihe Ungarn, Eroatien und Slavonien, die ſerbiſche 
Woiwodihaft und das Temefer-Banat alle diejenigen bisher mit Ge- 
ſetzeskraft beftandenen Vorſchriften, durch welche für eben diefe Kronländer ftraf- 
gefeglihe Normen über die in dem neuen Gtrafgefeße geregelten Gegenftände 
enthalten waren, ohne weitere Rückſicht darauf, ob diefelben, — bei dem Umſtande, 
als auch in diefen Kronländern bisher fein eigener zufammenhängender Straf: 
coder beftanden hatte'),— aus eigentlichen (zertreuten) Gefegen, aus den vom Könige 
fanctionirten Befchlüffen der Landtäge (mögen diefe felbft wieder bereit in dem 
Corpus juris hungariei aufgenommen erfcheinen, oder einer fpäteren Zeit ihr 
Dafein danken), oder aus Barticular-Statuten, aus benignis Reseriptis Prin- 
eipis, aus Entfheidungen der höheren Gerihtshöfe, aus Gerichtsgebraud oder 
Consuetudo entnommen werden konnten.“) Aus gleihem Grunde find für 
diefe Kronländer auch die beiderfeitigen 88. 1 der oben (Seite 82) berufenen 
proviforifchen VBorfhriften vom 28. December 1849 und 24. Juli 1850 außer 
Kraft gefeßt worden, in jo ferne in Diefen Paragraphen Begriffebeftimmungen 
über einige Verbrechen vorgezeichnet worden waren. 


fpäterhin aber durd einen feierlichen Privilegiumd » Brief Stefan’d, Königs von 
Polen und Fürften von Siebenbürgen, zu Krakau den 18. Juni 1583 förmlich zur 
Kraft eines Pragmatikel-Geſetzes erhoben wurde, und feither auch bon den öſterrei— 
chiſchen Herrſchern in ungeſchwächter Rechtskraft erhalten wurde — — enthält zwar 
in feinem vierten Buche auch einen Meinen Strafrechts- und Strafproceß-Coder; 
allein er reichte lange nicht für alle Straffälle aus, und mußte vielfach durch andere 
Entfheidungd- und Hilfd Quellen ergänzt werden, felbft abgefehen davon, daf die 
darin früher auch für geringere Berbrehen verhängte Todeäftrafe bei denfelben längft 
außer Uebung gefommen war. — Es ift übrigens notorifh, daß die Etrafgerichte 
in diefem Theile Eiebenbürgend bei ihren Entſcheidungen faktiſch fehr häufig auch 
auf die Beftimmungen ded dem deutſchen Geifte fehr zufagenden öſterreichiſchen 
Strafgefegbuhes vom 3. September 1803 Rüdjicht genommen haben, ohne jedoch das- 
ſelbe ausdrüdlih berufen zu können, dba es dort nie Gefepeäfraft erlangt hatte. 

Bergleihe „Eder — breviarium juris lranssilvanici, ed. 2da, Cibinii 1822. — 

*) Vergleiche die Anmerkung auf Seite 28 und 29 der Einleitung. 

*) Die volfftändigfte mir befannte Darftellung des bisherigen Griminal. 
rechtes für die obengenannten (ehemals fogenannten ungariſchen) Ränder ift noch 
immer in: „Vuchetich institutiones juris eriminalis hungariei, Budae 1819,“ 
enthalten. 
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Artife, I. 


Bon eben diefem Tage angefangen hat "dad gegenwärtige 
Strafgefet in Beziehung auf die darin ald Verbrechen, Bergehen 
oder Webertretungen erklärten ftrafbaren Handlungen aud dann 
zur Richtſchnur zu dienen, wenn diefelben durch Drudfchriften be- 
gangen werden. Außerdem haben die Strafgerichte bei der ihnen 
zugewiefenen Benrtheilung von ftrafbaren Handlungen, welche 
durch Drudfchriften begangen werden, die Beftimmungen der von 
Uns erlaffenen Preß-Ordnung zu beobadhten. Vom obigen Tage 
angefangen find daher die durch den Suhalt von Drudfchriften be: 
gangenen flrafbaren Handlungen nicht mehr als befondere Preß— 
vergehen zu behandeln, und es haben fofort in denjenigen Kron: 
ländern, in welchen bisher das Geſetz gegen den Mißbraud der 
Preſſe vom 13. März 1849 in Geltung ftand, alle hierauf Bezug 
nehmenden Strafbeftimmungen desfelben außer Wirkſamkeit zu 
treten. 

Wo fi) das gegenwärtige Strafgefet des Ausdrudes „Drud: 
fhriften“ oder „Druckwerke“ bedient, find darunter nicht bloß Er: 
zeugniffe der Preſſe, fondern auch alle durch Steine, Metall: oder 
Holzdruck, Prägung, Abformung oder durch was immer für mecha— 
nifche oder chemiſche Mittel vervielfältigte Erzeugniffe des Geiftes, 
und der bildenden Kunft (Literarifche und artiftifche Werke) zu 
verftehen. 


Den Sinn und die legislative Begründung der wichtigen Neuerung, welche 
durch den vorftehenden Artikel II in das allgemeine öfterreichifche Strafrecht ein- 
geführt wird, indem nunmehr auch die Preffe dem gemeinen Strafrehte un: 
terftellt wurde, habe ich hon oben (Seite 11 — 13) in der Einleitung darzule— 
gen verfucht, wo auch bereits (in der Anmerkung auf ©. 11 und 12) diejenigen 
Preß-Strafgefepe aufgeführt wurden, welche durch das neue Strafgefeß außer 
Geltung kommen. — 

Mit ftrenger Einſchränkung auf den Inhalt eines Kundmahungs-PBa- 
tentes zu einem Straf Gefege hat übrigens der obige Artikel die Abſchaffung 
des darin bezeichneten Preßgefeßes vom 13. März 1849 Nr. 161 des R. ©. B., 
— welches ohnehin nur für die Kronländer Defterreih ob und unter der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Iftrien, Görz, Gradisca, Trieft, Tirol 
und Vorarlberg, Böhmen, Mähren und Schlefien, Galizien, Krakau und Buko— 
wina Gejegestraft hatte, — nur in fo weit erklärt, als in demfelben „Strafe 
beſtimmungen“ vorkommen, welde auf die durch den Inhalt von Druckſchrif— 


_ 87 — 


ten begangenen ſtrafbaren Handlungen Bezug nehmen, während die gleichzeitig 
kundgemachte (neue) Preßordnung von? 27. Mai 1852 (Mr. 122 d. R. ©. 2.) 
das erwähnte proviforifche Preßgefeß vom 13. März 1849 ſchlechtweg, daher 
in allen feinen Beftimmungen außer Wirffamfeit feßt. — 


Die von dem höchſten Gefeßgeber in diefem Artikel weiter verfügte Beftim- 
mung: „daß die Strafgerichte bei der ihnen zugewiefenen Beurtheilung von ftraf- - 
baren Handlungen, welde durch Drudfchriften begangen werden, außerdem (auch) 
die Beftimmungen der (eben genannten — neuen —) Prefordnung zu beobach— 
ten haben,“ erlangt vorzugsweife praktiſchen Belang durch die Vorfehrift der 
88. 7 und 239 des Strafgeſetzes und der damit innigft zufammenhängenden 
88. 24, 33 — 41 und 44 eben jener Preßordnung, bei deren Erklärung dar- 
zulegen jein wird, daß die Grundfaße des allgemeinen Strafgefeßes ſowohl über 
die Zurechnung eines ftrafbareri Verfchuldens überhaupt, als auch über Imputa-. 
tion von Borfaß (dolus) oder Fahrläffigkeit (culpa) insbefondere, gleichwie die 
Beftimmungen über die verfchiedenen [huldbaren Mitwirkungsarten zu einer ftraf- 
baren Handlung, über den Beginn und das Aufhören des ftrafbaren Berfuches u. 
f. w. in ihrer Anwendung auf ftrafbare Handlungen, die duch den Inhalt von 
Drudfchriften begangen werden, vermöge der befonderen, über die Berantwort- 
lichkeit für den ftrafbaren Inhalt von Drudichriften, über Verbreitung derfelben 
u.f. f. in der mehrgedadhten Preßordnung enthaltenen Vorſchriften, vielfache Mo— 
dififationen erleiden. — 


Im Schluß-Abſatze diefes Artikels II, welcher wörtlich mit dem erften Ab— 
faße des $. 1 der (neuen) Pregordnung übereinftimmt, gibt der Gefeßgeber (nad 
einer in unferem Gefeße oftmals gebrauchten Methode) vorerft durch Anführung 
einiger fpezieller Fälle oder Beifpiele, und dann erft durch einen allgemeinen 
Grundfaß eine Verfügung, deren Begründung auf offener Hand liegt, daher im 
MWefentlihen fih auch in allen neueren Preß- (Repreſſiv- oder Straf-) Geſetzen 
vorfindet. Die principielle Anordnung lautet dahin, daß der Ausdrud 
„Drudihriften“ oder „Druckwerke“ als die von der gewöhnlichſten 
(benannten) Art entnommene Bezeihnung für alle übrigen Arten, daher 
eigentlich für die Gattung (Species pro genere) von auf mechaniſchem oder 
chemiſchem Wege erfolgten Bervielfältigungen eines Geifted- oder artiſtiſchen 
Produktes anzufehen fei, mögen dieß num — wie das Gefeß nur beifpiels- 
weise aufzählt — Erzeugniffe der (Drucker) Preffe (Typographie), des Stein 
druckes (Rithographie), des Metalldrudes (insbefondere Kupfer-, Stahl-, Zink— 
druck), Holzdrudes (Rylographie) oder irgend einer andern Abprägungs- oder 
Abformungs-Art fein, welche die fortfchreitende Erfindfamkeit der Zeit bereits 
erfunden hat, oder noch erfinden, oder doch wenigſtens mit neuen gelehrten Ra— 


Ber a 


men (ald da 3. 3. Galvanoplaftif, ni Galvanographie, Chemigraphie, 
Chemitypie und Chalkotypie, Stereotypit u. f. f. u. ſ. f) taufen wird. — 


Es ift daher in all’ jenen Fallen, wo das Geſetz vorausfeßt, daß eine ftraf- 
bare Handlung fih auf den Inhalt einer Druckſchrift beziehe, oder daß fie vor- 
zugsweiſe oder ansfchließend (3. B. 88. 58, 59 lit. c, 63, 64, 65 litt. a und 
. b, 66, 122 lit. b, 300, 303, 305, 467 und 489—495) durch Druckſchriften 
geſchehe, zu entfcheiden, ob das in Frage ftehende Subftrat oder Medium des 
ftrafbaren Handelns (Corpus delieti oder Materiapeccans) wirklich eine derlei auf 
mechanifchem oder chemifchem Wege zu Stande gebrachte Vervielfältigungsart fei, 
worüber — bei vorfommenden technifchen oder artiftifchen Zweifeln — von dem 
Strafrichter allerdings nach den für das Strafverfahren beftehenden Vorſchrif— 
ten*) auch Sach- oder Kunftverftändige (Experten) zu vernehmen fein werden. — 
Sollte aber noch öfters der Fall vorfommen, den fich bereits der raffinirte Mutter- 
wis ſchlauer Geſetz-Verſpötter ausgefonnen hat, daß man bei einer fräflichen 
Drucdfchrift nur den an ſich ganz gleihgültigen oder unfchuldigen Beitandtheil 
ihres Inhalts lithographiren oder drucken läßt, jene einzelnen Worte oder 
Ausdrücke aber, welche in Verbindung gebracht mit diefem unfchuldigen gedruckten 
Theile erit dem Ganzen einen ftrafbaren Inhalt aufprägen, etwa in einige hundert 
derlei Abdrüde mit Handfchrift hineinfchreibt, fo daß der eigentlich ftrafbare 
Inhalt fich nicht mehr ale Druckſchrift (als f. g. mechanifche Vervielfältigung), 
daher vorausſetzlich auch nicht ale Gegenftand einer ftrafgefeglichen Beftimmung 
der bezeichneten fpeciellen Natur darftellen foll: fo wird wohl einem ſolchen 
Mutterwiße der Richter den gefunden Menfchenverftand entgegenzuhalten und aus 
dem Gefege zu begründen wifjen, daß in derlei Fällen die Herftellung des ſträfli— 
hen Inhalts einer foldhen Stelle nur durch den Zuſammenhang und durch die in 
diefem Gonterte mitwirkende Verbindung des übrigen, gedrudt vorliegenden 
Theiles der Drucdichrift möglih war, daß daher die Seßung der ftrafbaren 
Handlung oder das Medium diefes Handelns nicht blos in der handſchrift— 
lichen Beifügung einzelner Ausdrüde, fondern mitwirfend auch durd die Her: 
ftellung des gedructen Theiles der Schrift, daher nach der Abficht (sit venia 
verbo! — dem Geifte) des Handelnden allerdings auch durch eine Drud- 
ſchrift mitsbegangen werde, d. h. ganz zweifellos nach jenem Strafgefege 


< 


*) Bergl. 88.240 und 303 des St. ©. 3. vom 3. September 1803 für dieje- 
nigen Kronländer,. wo das Strafverfahren noch nad) diefem Gefege zu pflegen ift; 
$. 116 der Strafprogefordnung vom 17. Jänner 1850; — $. 23 der ſchon mehr- 
genannten probiforifhen Vorſchriften für das Strafverfahren in Ungarn, Groatien, 
Slavonien u. f. f. 
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ſtrafbar werde, welches derlei durch den Inhalt von Druckſchriften began- 
gene Handlungen ftrafbar erklärt. | 
. Wenn endlih der Gefehgeber im Eingange diefes Artikels IT die im 
diefem Strafgefeße „ald Verbrechen, Vergehen umd Uebertretungen erklärten“ 
Gefeß - Uebertretungen felbft mit der Gefammt - Benennung: „ferafbare Hand: 
lungen“ bezeichnet, und eben diefe Benennung in den Artikeln III und IX 
wiederholt: fo Darf wohl diefer Ausdrud auch fortan als der Gattungs: 
Name für alle drei fo eben angedeuteten Kategorien von ftrafbaren Handlun- 
gen, und zwar im Sprachgebrauche des Gefeges im jener weiteren Bedeutung 
gebraucht werden, daß hierunter in der Regel auch „Unterlaffungen“ verftanden 
werden, in fo weit nämlich das Gefeg nicht in einzelnen Fällen die Unterlaffun- 
gen davon ausgefchieden, und den (pofitiven) Handlungen entgegengefet bat. *) 


Artifel II. 


In denjenigen Kronländern, in welchen bisher fchon das 
Strafgefegbuh vom 3. September 1803 in Geltung war, aber die 
proviforifche Strafproceß : Ordnung vom 17. Iänner 1850 nod 
nicht eingeführt wurde, fowie in Unferem Großherzogthume Krafan, 
ift die Gerichtsbarkeit über die in diefem Gefege ald Verbrechen 
und als Vergehen bezeichneten ftrafbaren Handlungen von denje- 
nigen Strafgerichten, welchen gegenwärtig die Gerichtsbarkeit über 
Verbrechen zufteht, und zwar bis zur Einführung einer neuen 
Strafproreß: Ordnung, nach den für das Criminal: Berfahren in 
dieſen Kronländern beftehenden Vorſchriften, hinfichtlich der Weber: 
tretungen aber von denjenigen Behörden, welchen dermal die Ge: 
richtsbarfeit über Schwere Polizeisllebertretungen zufteht, und zwar 
einftweilen nach den für das Strafverfahren über Ießtere beftehen: 
den Vorſchriften mit der weiteren Beftimmung auszuüben, daß alle 
Beichlüffe über die Ablaffung von dem weiteren Berfahren bei 
Borunterfuchungen hinfichtlich der in den $$. 58—66 des Straf: 
gefeßes bezeichneten Verbrechen, vor ihrer Ausfertigung dem Ap: 
pellations- Gerichte zur Beſtätigung, oder angemeflen erfcheinenden 
Abänderung vorzulegen find, und daß die Borfchrift der 88. 433, 
434 und 442 des 1. Theiles des Strafgefegbuches vom 3. Sep: 
tember 1803, wornad die Urtheile der Strafgerichte eriter Inftanz 
in mehreren Fällen auch wegen Wichtigkeit der ftrafbaren Hand: 
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°) Vergl. die Anmerkung auf ©. 59. 
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lung vor ihrer Kundmachung an das Obergericht, und in gewiſſen 
Fällen von diefem an den oberften Gerichtshof vorzulegen find, in 
erfterer Beziehung auf alle in den $$. 58 —66, 68— 73, 76— 82, 
85 (lit. ec), 87, 101—104, 106—121, 134—142, 158—170, 190— 
196, 279—300 und 302—305, *) und in Beziehung auf die weitere 
Borlage an den oberften Gerichtshof auf die in den 88. 58—66, 
101—103 und 106—117 des Strafgefepes bezeichneten Verbrechen 
und Vergehen Anwendung finden fol. 

Für diejenigen Kronländer aber, in welchen die ebengenannte 
Strafproceß: Ordnung bereits in Geltung ift, gleichwie für alle 
anderen Kronländer, in welchen bisher weder das Strafgefegbud 
vom 3. September 1803, noch die Strafproceß: Ordnung vom 
17. Sänner 1850 Giltigfeit hatten, wird die Gompetenz in Straf: 
angelegenheiten, in Webereinftimmung mit diefem Gefege, durch 
befondere, diefem Strafgefebe beigefügte Verordnungen beftimmt. 


Eine der bedeutfamften praftifhen Schwierigkeiten bei der Einführung 
des gegenwärtigen (materiellen) Strafgefebes lag unzweifelhaft in dem Thatum- 
ftande, daß man nicht zugleich auch eine demfelben angepaßte und ebenfalls für 
alle Kronländer gleihförmige Vorfchrift für das Strafverfahren einführen 
konnte. Diefe Schwierigkeit fteigerte ſich durch die Betrachtung, daß in den 
verichiedenen Kronländern derzeit ein fo höchſt verfhiedenartiges, felbit 
in den leitenden Grundfäßen ganz differivendes Strafverfahren ftattfinde, 
welches theilweife auf die Borausfeßung ganz anderer materieller Strafgefebe 
geftüßt ift, umd überdieß ſehr vwerfchiedenzeitigen Phafen der Gefeßgebung fein 
Daſein dankt. 

Sollte nun die Kundmachung und Netivirung eines gleichförmigen, ma- 
teriellen Strafrechtes im ganzen Umfange des Neiches, welche ſich doch in 
mehrfachen Beziehungen als höchſt dringend darftellte (vergleiche die Einleitung 
oben auf Seite 3— 10), nicht bis zu jenem Zeitpunkte verfchoben werden, wo 
es möglich fein wird, an die Stelle der eben’erwähnten buntfchedigen Strafpro- 
cedurs-Vorſchriften in den verfchiedenen Kronländern diejenige Eine und 
gleihförmige neue Strafprocegordnung zu feßen, deren Ausarbeitung der Mon- 
arch bereits mit den Beſchlüſſen und Grundfägen vom 31. December 1851 **) 


*) In der amtlihen Handausgabe Hat fi bei der obigen Ziffer ein 
Drudfehler eingefhlihen. Es heißt daſelbſt „105,“ während es rihtig: „305 
heißen muB. Der Abdruf im Reichsgefepblatte ift richtig. — 

») Eich’ das N. h. Gabinetöfchreiben vom obigen Tage in Nr. 4 des R. G. B. 
vom Jahrgange 1852, unter den Abſätzen 19-32. 
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angeordnet hat, To blieb Nichts übrig, als die Strafgerichtsbarkeit, die Beftim- 
mungen über die Gompetenz der Strafgerichte und das Strafverfahren vor der 
Hand im Wefentlihen in den verfchiedenen Theilen des Reiches in den bis— 
herigen Normen und Formen beftehen zu laffen, und fie Br. neuen mate- 
riellen Strafgefeße nah Möglichkeit anzupaffen. 


Hieraus erklärt fih die (auch fhon in ihrer Methode eigenthümliche) 
Anordnung des Gefehgeberd, daß für jene Kronländer, wo fich die gedachte 
Adaptirung vergleihungsweife am einfachſten durchführen laßt, diefe Vorſchrift 
ſchon in das Kundmahungs- Patent zum Strafgefeße felbit (nemlich eben in 
den vorftehenden Art. II) aufgenommen wurde, während für die übrigen Kron— 
länder, wo dies nur durch eine Reihe von Detail- Beftimmungen ausführbar 
war, auch ausführliche Borfehriften nothwendig wurden, welche inbefonderen, 
gleichzeitig mit dem Strafgefeße kundgemachten vier faiferlihen Verordnungen 
vom 27. Mai 1852, Nr. 118, 119, 120 und 121 des R. G. B. enthalten find. 


Man mußte nemlih in diefer Beziehung die fammtlihen Kronländer 
des Kaiferftaates nah viererlei Hauptgruppen unterjcheiden : 


1. Diejenigen, wo bisher fhon das St. G. B. vom 3. Sept. 1803 in 
Geltung war, aber die Sfrafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 noch nicht 
eingeführt war, d. i. das lombardifh-venetianifhe Königreich, Dals 
matien, Galizien und die Bufowina, denen fih nad der ſchon oben 
bei dem Artikel I (Seite 82 unter lit. b) gegebenen Darftellung aud noch das 
Großherzogthbum Krakau anreiht. — 


In diefen Ländern ift nemlich die Strafgerihtsbarkeit, Competenz der 
Strafgerichte und das Strafverfahren zunächſt durch die beiderfeitigen zw eis 
ten Abjchnitte des Strafgefeßed vom 3. Sept. 1803 geregelt, wornach die 
Strafgerichtsbarkeit über Verbrechen von collegial - organifirten k. k. Criminal— 
Gerichten in erfter ), von den k. k. Appellations- und Criminal- Obergerichten 
in zweiter, und dem k. k. oberften Gerichtshofe in Wien in dritter Inſtanz, jene 
über fchwere Polizei= Uebertretungen aber in erfter Inftanz durchweg noch von 


) Im Iombardifhen Königreihe von dem f. k. Criminal» Juftiz Tribunal in 
Mailand und den acht k. k. Eivil- und Griminal-Juftiz-Tribunalen in den lombardi— 
fhen Provinzen ; — im venetianifchen Königreihe von dem k. f. Eriminal-Fuftiz-Tri- 
bunale in Venedig und den fieben k. f. Eivil- und Eriminals-Fuftiz-Tribunalen in den 
venetianifchen Provinzen; — in Dalmatien von vier f. f. Collegial-Gerichten; — In Gali— 
zien von fünf f. k. Eriminal-Gerichten ; — in der Bukowina von Einem f. f. Eriminal- 
Gerichte, und im Großherzogthume Krafau von dem k. k. Krafauer- Landed- (Tribus 
nal) Gerichte. — 
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rein politiſchen oder gemiſchten Behörden *), in zweiter und dritter Inſtanz aber 
bereits von Juftizbehörden **), nemlich von dem k. k. Appellations- und Crimi— 
nals Obergerichte (in Krakau vom dortigen Obergerichte) in zweiter In— 
ftanz, und vom oberſten Gerichtshofe in Wien in dritter Inftanz nad den im 
gedachten Strafgefeße vom 3. Sept. 1803 enthaltenen Verfahrens-Vorſchriften 
ausgeibt wird. — 

In diefen Kronläandern konnte man daher die ebenerwähnten Vorſchrif— 
ten im Allgemeinen einftweilen fortbeftehen laffen, und es war nur noth- 
wendig, zwei Punkte derjelben dem neuen (materiellen) Strafgefeße anzupaffen, 
nemlich: 

a) Die Zuweiſung der Strafgerichtsbarkeit über die Vergeheu aud 
ſchon in erfter Inſtanz an reine und collegial-organiſirte Juſtizbehörden; und 

b) eine Beſtimmung zu treffen, wie es mit der bei gewiffen in den bis- 
herigen Gefeßen namentlih aufgezählten ftrafbaren Handlungen von Amts 
wegen zu vollziehenden Vorlage von Akten an ein höheres Berg fünftighin 
zu halten fein wird. — 

In erfterer Beziehung (ad a) muß bemerkt werden, daß die höchſte Ge- 
jeßgebung nach dem, was bereits in der Einleitung (S.20 und 69) auseinander 
geſetzt wurde, fich bei der Feftftellung, welche ftrafbare Handlungen ald Ber: 
gehen und welche als Uebertretungen erklärt werden follen, ausſchließend von 
den Rücfichten für das hierfür zu wählende Sirafgeriht und Strafverfahren 
leiten ließ, und dag hiernach in dem neuen Strafgefege nur mehr diejenigen 
Handlungen ale Vergehen feftgefeßt wurden, die man von der Strafgerichts— 
barkeit der Einzeln-Richter, und der von diefen zu beobachtenden mehr ſumma— 
riſchen Procedur ausfheiden, und der, mehr Beruhigung darbietenden, Entſchei— 
dung eines Gollegiums von Richtern, fo wie dem hierbei ftattfindenden 


*) Im lumbardifchevenetianifchen Königreiche won den Prelure urbane e foresi ; 
— in Dalmatien ebenfalld von Präturen; — in Galizien und der Bulowina von 
den Magiftraten und Stadtfämmereien dur Magiftratsräthe, den Syndicus, einen 
Affeffor oder den Stadtfämmerer, und von ben (ehemaligen) Dominien burd den 
Suftiziär, Mandatar oder Polizeirichter; — in Krakau endli im Stadtgebiete von 
dem EStadtrathe und auf dem Lande von Diftriftö:Commiffären. — 

*) Diefe Unterftellung der Strafgerichtsbarkeit über ſchwere Polizei» Uebertre- 
tungen in zweiter und dritter Inftanz unter die k. k. Appellationd-Gerichte und ben 
oberften Gerichtöhof wurde für dad lombardiſch-venetianiſche Königreich faktiſch 
bereit3 im Jahre 1848 verfügt, umd feither von der k. k. öfterreihifchen Regierung 
beibehalten; — für Dalmatien, Galizien und die Bufowina aber in Folge einer 
A. h. E. des Monarchen durh den Yuftigminifterial» Erlag vom 12. Juni 1850, 
Nr. 231 des R. G. B., verfügt. — 
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förmliheren Verfahren zuweifen wollte. Hiernach find als Vergehen 
nur ſolche ftrafbare Handlungen erklärt worden *), welche entweder ſchon an 
und für fi wegen ihrer relativ-größeren Schwere oder Gefährlichkeit für die 
rechtliche Ordnung, eine Freiheitsftrafe bis zu ſechs Monaten oder felbft von noch 
längerer Dauer nad ſich ziehen, und welche zugleich häufig eine fhmwierigere, zum 
Theile das Gutachten von Sachverftändigen erfordernde Beurtheilung bedingen ; — 
oder bei welchen ein politifches Moment mitbetheiligt erfheint. — — Folge 
richtig hiermit mußte die höchfte Gefekgebung für die vielleicht fehr kurze Zeit 
der Kortdauer der bisherigen Verfahrens -Borfhriften, die Strafgerichtsbarkeit 
und das Berfahren über Vergehen um fo mehr in denjenigen (ad a genann- 
ten) Kronländern den collegialzorganifirten 8, k. Criminal-Gerichten 
nah den Borfhriften fürrd Criminal: Berfahren zumeifen, als in 
eben diefen Kronländern bisher die Strafgerichtebarfeit über fehwere Polizei 
Uebertretungen (alfo auch über die daraus nunmehr ala Bergehen ausgeſchie— 
denen) nicht blos von einem Einzeln Richter, fondern fogar nur von einem 
politifhen Beamten, der häufig nicht einmal — Juſtizmann iſt, aus— 
geübt worden iſt. 


In der zweiten angedeuteten Beziehung (zu b) haben die für die ge— 
nannten Kronländer beſtehenden Verfahrens-Geſetze angeordnet, daß bei vielen, 
beſonders wichtigen und in den bisherigen Geſetzen namentlich aufgezählten 
Straffällen, die unteren Gerichte ſowohl ihre Beſchlüſſe über die Ablaſſung von 
dem weiteren Verfahren bei Vorunterſuchungen, als auch ihre Endurtheile vor 
der Ausfertigung, unter anderen auch „wegen der Wichtigkeit des Verbrechens“ 
an das höhere Gericht, nemlich die Strafgerichte erſter Inſtanz an das Appel 
lationsgeriht, und diefes in einigen fehr wenigen Fallen fogar an den oberften 
Gerichtshof vorzulegen haben **). — Diefe Beftimmungen mußten nun den 
durch das dermalige Strafgefeß eingeführten, theilweife nur neuen Benennun— 


) Bergl. die oben in der Einleitung S. 18— 20 vortommende Aufzählung 
aller Bergeben. — 

»N SHinfihtlich der Befchlüffe der Ablaffung von ben een ift 
biefer Gegenftand zulegt durch das an fämmtliche Appellationtgerichte erlaffene 
Juftizhofdecret vom 28. December 1837, Nr. 246 der J. G. S., geregelt worden. — 
Hinfichtlich der Endurtheile find in der angeführten Beziehung, fo weit ed fich näm- 
lich um die Vorlage „wegen Wichtigfeit der flrafbaren Handlung” handelt, bisher die - 
$$. 433, 434, 442 des I, Theild der St. G. B., und die Hofdefrete vom 25. Juni 
1808, Nr. 849 der J. G. S. und vom 27. November 1816, Nr. 1297 der J. G. S., 
“und für die biöherigen ſchweren Polizeislebertretungen im analogen Falle der 8. 407 
des II, Theild des St. G. B. maßgebend gewefen, 
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gen, theilweiſe auch ganz neu feſtgeſtellten ſtrafbaren Handlungen angepaßt 
werden. — 

Dieſe beiden fo eben unter a und b dargelegten Aufgaben hat nun der 
vorftehende Artikel III erfüllt, und zwar in der zweiten der bier angedeuteten 
Beziehungen mit jener klugen Mäßigung, dat die erwähnte Borlegung der Acten 
vom Amtswegen an ein höheres Gericht wegen Ablaffung von Vorunterfuchun- 
gen nur auf die in öffentlicher Beziehung gefährlichiten Fälle, aber felbft hinficht- 
lich der Endurtheile nur auf befonders wichtige Fälle eingefchrankt worden ift. 

Durch diefe Verfügung des vorftehenden Artikel III wurde daher auch 
den Beftimmungen der eben erft in der Anmerkung bezogenen Gefegesftellen in 
fo weit derogirt, dag dadurch an die Stelle der in diefen Vorſchriften enthalte: 
nen namentlihen Aufzählung von einzelnen Verbrechen und Vergeben, bei 
welchen die gedachte Borlegung „wegen Wichtigkeit der ftrafbaren Handlung‘ 
ftatt zu finden bat, die in dem vorftehenden Artikel IIT, d. h. die in den hier be— 
zogenen Paragraphen des neuen Gefebes namhaft gemachten Steaffälle getreten 
find. — 

Die vorftehende Vorfchrift hat jedoch die eben erwähnte Gefeßes-Abände- 
rung wortfharf auf jene Gefepesftellen eingefhräntt, wo diefe Vor— 
legung „wegen Wichtigkeit der ftrafbaren Handlung“ ftatt zu fin- 
den hat. — Hieraus folgt daher zweifellos, daß alle übrigen Anordnungen des 
mehrerwähnten Strafgefeßes, in fo weit fie eine analoge „Vorlegung der 
Acten“ auhnoh „aus anderen Gründen,“ 3. B. wegen der Beweifes- 
art, wegen der Wichtigkeit der Strafe u. f. f. anordnen, nemlich die 88. 435, 
443, 446 und 447 des I. Theils und 88. 400—402 und 407 des II. Theile 
und die dazu gehörigen Novellen, duch den obigen Artikel IN nicht aufge— 
hoben und in feiner Weife berührt worden find. — 

In der zweiten Reihe der worerwähnten Ländergruppen, für welche bei 
Einführung des neuen Strafgefeßes hinſichtlich der Strafgerichtsbarkeit, der 
Competenz der Strafgerichte und des Strafverfahrens insbefondere Vorforge ge- 
troffen werden mußte, erfcheinen 

2. diejenigen Kronländer, in melden die proviforifhe St. P. D. vom 
17. Jänner 1850 in Geltung fteht. | 

In Beziehung auf diefe Länder ftellte fih in den angegebenen drei Be- 
ziehungen nur in fo ferne eine Abänderung an den beftehenden gefeglichen Bor: 
ſchriften als nöthig dar, als: 

Erjtens: die Beftimmungen in Anfehung der Competenz der dreierlei 
Arten von Strafgerihten (Landesgerichte an der Stelle der früheren Schwur— 
Gerichte — Bezirks-Collegial-Gerichte und Bezirfs-Einzeln-Gerichte) dem neuen 
Strafgefege zu adaptiren ; — ferner 
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Zweitens: die aus der Unterftellung der durch den Inhalt von Druck— 
ſchriften begangenen ftrafbaren Handlungen unter dad gemeine Strafrecht 
(vergl. oben Artikel I) confequent folgende Aufhebung auch all’ jener Befonder- 
lichfeiten zu verfügen war, welche in Beziehung auf die Competenz der Straf: 
gerichte und das Strafverfahren noch für die f. g. Preß-Bergehen be 
ftanden hatten; — endlich mußte 


Drittens: ein Strafgeriht und Strafverfahren für dasjenige Berbre- 
hen, nemlich den Hochverrath, beftimmt werden, für welches feit Einführung der 
mehrgenannten Strafproceßordnung biöher weder das Eine nn das Andere 
feſtgeſetzt war. 


Diefen dreifachen Zweck zu erreichen, find die beiden Faiferlichen Ver— 
ordnungen vom 27. Mai 1852, Nr. 118 und 119 des R. ©. B., beftimmt *). 


In diefen Ländergruppen erfcheinen dießfalls 


3. die Königreihe Ungarn, Eroatien und Slavonien, die ſer— 
biſche Woiwodſchaft und das Temeſer-Banat. — In dieſen Ländern 
iſt aber (wie ſchon in der Einleitung Seite 68 in der Anmerkung) ausgeführt 
wurde, die Strafgerichtsbarkeit in einer, der St. P. O. vom 17. Jänner 1850 
analogen dreigliedrigen Eintheilung ebenfalls unter dreierlei Arten von Straf— 
gerichten vertheilt, nemlich unter die Landesgerichte; ferner unter die collegial— 
organiſirten Bezirks-Gerichte erſter, und endlich unter die mit Einzeln-Rich— 
tern fungirenden Bezirks-Gerichte zweiter Claſſe; ebenſo iſt durch die ebenda 
berufenen kaiſerlichen Verordnungen in den Jahren 1849 und 1850 das 
früher daſelbſt beſtandene, zum Theile ſehr ſchwankende und je nach Ver— 
ſchiedenheit der Stände auch ſehr ungleichartige Strafverfahren proviſoriſch 
in einigen Hauptpunkten geregelt worden, ſo daß der Einführung des 
neuen materiellen Strafgeſetzes in Beziehung auf die mehrfach angedeuteten 
drei Momente in dieſen Kronländern keine praktiſche Schwierigkeit entgegen— 
treten kann, und daß man nur nöthig hatte, die beſtehenden Vorſchriften hin— 
ſichtlich der Competenz der Strafgerichte der neuen Claſſification der ſtraf— 
baren Handlungen anzupaſſen, was denn auch durch die kaiſerliche Verordnung 
vom 27. Mai 1852, Nr. 120 des R. ©. B. geſchehen ift **). 


*) Die ausführliche Erklärung diefer zwei, fo wie der nachfolgend unter 3. 
und 4. bezeichneten zwei weiteren faiferlichen Verordnungen muß, um bei meiner 
Erläuterung durhaus die legale Ordnung des Geſetzes felbft. beizubehalten, den 
im Terte dem Strafgefepe nachfolgenden Verordnungen felbft vorbehalten bleiben. — 


**) Vergl. die Anmerkung vorne auf Seite 94, 


Eine ganz bejondere Berüdfihtigung und Regelung bedurfte endlich in 
den angegebenen Beziehungen 

4. das Großfürſtenthum Siebenbürgen. 

Man mußte dafelbft 

a) den Hermannftädter-Bezirk (das ehemalige Sahfenland) 
b) von allen übrigen Theilen Siebenbürgens unterfcheiden. 

In den legteren (ad b) hatte der um das Land hochverdiente Eivil- und 
Militäar-Gouverneur Baron Wohlgemuth gleichzeitig mit der ſchon oben (Seite 84 
lit. ce) erwähnten Einführung des öfterreihifhen Strafgefeßbuches vom 3. Sep- 
tember 1803 fammt Novellen (und zwar fowohl in feinem materiellen, als auch 
im proceffualifhen Theile) durch Berordnungen vom 13. März und 28. April 
1850, 31. Jänner umd 1. März 1851 (im Landesgefegblatte für Siebenbürgen 
Nr. 13, 42, 54 und 55) eine proviforifhe, dem ebenerwähnten Strafgefege 
adaptirte Strafgerichtes-Berfaffung, und zwar anfänglich nur duch ambulante 
Criminal-Gommiffionen, dann aber durch Einfeßung von ſechs collegialzorgani« 
firten Strafgerichten für die Verbrehen, und von fiebzehn Strafgerichtd-Erpo- 
fituren (Einzelnrichtern) für die Thatbeftandserhebungen über Verbrechen und 
für das gefammte Strafverfahren über ſchwere Polizei-Uebertretungen, und ale 
zweite Inſtanz eine proviforifhe k. k. Straf-Obergerichts-Commiſſion zu Her: 
mannftadt eingeführt, und diefe Juftizbehörden üben in den genannten Theilen 
des Landes auch wirklich bis zur Stunde das Strafverfahren nach Maßgabe des 
» Strafgefeßes vom 3. September 1803 aus. 

Anders hingegen war es und blieb es vor der Hand noch faktifch in dem 
(ad a genannten) Hermannftädters-Bezirke. Hier gelten zur Stunde au in Be— 
ziehung auf die Strafgerihts-Berfaffung, Competenz und Strafverfahren noch 
ganz die alten Inflitutionen, wornad über die nach den alten Gefeken (vers 
gleiche oben beim Artikel J Seite 84 lit. d) zu beurtheilenden ftrafbaren Handlungen 
je nad Umftanden die verfehiedenartigften Behörden, die Judicate, Magiftrate, 
Stuhldamt, Stadthanenamt, Gerichtötafel, die Nationg-Univerfität, früher auch 
noch das fiebenbürgifhe Gubernium und die fiebenbürgifche Hofkanzlei u. ſ. f. 
und nach den mannigfaltigften Procedurs-Vorſchriften zu erfennen haben. 

Diefen mannigfaltigen, wenn aud im gegenwärtigen Augenblide that: 
ſächlich noch beftehenden Einrichtungen ein Ziel zu feßen, und für das ganze 
Kronland Siebenbürgen eine gleihförmige Gerichtsverfaſſung herzuftel- 
len, ift die Aufgabe, welche die von dem Juftizminifter über A. h. Ermädtigung 
des Landesfürften mit Berordnung vom 27. April 1852, Nr. 103 des R. G. B., 
verfügte „Beſtellung von proviforifhen Gerichten im Großfürftenthum Sieben— 
bürgen‘ zu verwirklichen hat, und welche in Beziehung auf die Strafgeridhte 
gewiß auch noch wor dem 1. September 1852, an welchem Tage das neue Straf- 
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geſetz in Wirkſamkeit zu treten hat, verwirklicht fein wird. Nach Maßgabe dieſer 
proviforifchen Drganifation wird die Strafgerihtsbarkeit in erfter Inftanz 
theild von proviſoriſchen k. k. (collegialsorganifirten) Landesgerichten, theils 
von Bezirks-Einzeln-Gerichten, in zweiter von dem proviforifchen Ober- 
landeögerichte zu Hermannftadt und in dritter vom oberften Gerichtähofe in 
Wien ausgeübt werden. — Mit Rüdficht auf diefe neue, hiernach für den Zeitz 
punkt der Wirkſamkeit des neuen Strafgefeßes als wirklich beftehend vorauszu- 
feßende Gerihts-Verfaffung in Siebenbürgen, handelte es fich hinfichtlich der 
Einführung des Strafgefeßes nur mehr darum, auch die Competenz diefer neuen 
Strafgerichte fo wie das Strafverfahren demfelben zu adaptiren. Dieß konnte 
am angemefjenften dadurch ausgeführt werden, daß man fich hierbei denjenigen 
Beftimmungen anſchloß, welche dießfalls in ſolchen Kronländern angeordnet 
wurden, die mit diefer neuen proviforifchen Gerichte-Berfaffung Siebenbürgens 
die analogeften Einrichtungen, nemlich ebenfalld nur einerlei Art von col- 
legialsorganifirten Strafgerichten haben, d. i. mit den oben unter Zahl 1 (Seite 
90 — 94) genannten Kronländern; um fo mehr, als ja diefe Einrichtung in 
Folge der eben erft (Seite 95) erwähnten Wohlgemuth’fhen Verordnungen 
in dem größeren Theile Siebenbürgens fih als bereits beftehend dar: 
ftellt, und daher um fo leichter im ganzen Lande ausführbar fein wird. Es 
wurde hiernach durch die Faiferliche Verordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 121, 
verordnet, daß die Strafgerichtsbarkeit über Berbrehen und Vergehen den 
proviforifchen . f. Landes-Gerichten, jene über die Webertretungen aber den 
proviforifchen 8. k. Bezirfs-Einzeln= Gerichten, und zwar erftere nad den im 
Strafgefeße vom 7. September 1803 für das Criminal-Berfahren, die zweite 
aber nad) den für das Berfahren über ſchwere Polizeirlebertretungen gegebenen 
Vorſchriften zufommen fol”). 


Artifel IV. 


Nach Mafgabe diefes Strafgefehes kann vom Tage feiner 
Wirkſamkeit angefangen nur dasjenige ald Verbrechen, Vergehen 
oder Webertretung behandelt und beftraft werden, was in demfel: 
ben ausdrücklich als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung er: 
klärt wird. 


Was die ältere Jurisprudenz mit dem Satze: „Nullum erimen et nulla 
poena sine lege“; — was die mehreften neueren deutfchen Strafgefeße in unver: 
fennbarer Nachbildung des Art. IV des franzöfifhen Code penal, ungefähr mit 


*) Bergl. übrigens dic Anmerkung auf Seite 95. 


Hye, Kommentar. 
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der Anordnung: „nur jene Handlungen und Unterlaffungen, die vorher (ehe fie 
begangen werden) mit einer Strafe bedroht waren, können geftraft werden‘ — — 
zu erreichen ftrebten, das hat Defterreich’8 Strafgefeßgebung ſchon feit nahebei 
fieben Jahrzehenden*) mit eiferner Conſequenz wenigftens in jenen Theilen des 
großen Kaiferftaates, welche fih der Wohlthat eines fuftematifchen und ficheren 
Strafcoderes erfreuten, feinen Gerihtshöfen zur unverbrüchlichen Norm gefekt, 
mie der vorftehende, wörtlich aus dem Gefeße vom 3. September 1803 herüber: 
genommene Artikel IV darthut. 


Wenn jene Länder Oeſterreich's, die ſich fo lange gegen die Einfüh— 
rung des öfterreihifhen Strafgeſetzbuches fträubten, aus diefem aud nur 
die vorftehende Beftimmung erlangt hätten, fo würden fie damit allein 
fhon eine der größten Segnungen der Codiftcation gewonnen, und einen unge: 
heueren Kortfchritt in der Gerechtigkeit gemacht haben. In diefem Grund- 
faße liegt die Gewähr gegen Machtſprüche fogenannter Cabinets-Juſtiz, der 
Damm gegen maß und bodenloje Willführ der Richter; ex allein verbürgt das 
Weſen der ftrafenden Gerechtigkeit, wie fie im Rechts-Staate, nicht nad 
fubjectiven und wechfelnden Marimen, fondern nah objectiven, unabänder 
lichen, und für Alle gleichen Normen geübt werden foll. 


) Der 8. 1 des erften Theiled des Joſefin. Strafgefepes vom 2. April 
1797 jagte wörtlih: „ald Griminal-Berbrechen find nur Diejenigen geſetzwidrigen 
Handlungen anzufehen und zu behandeln, melde durch gegenwärtiged Strafgefek 
als ſolche erflärt werden“ und der $. 13 eben jened Geſetzes fügte noch Hinzu: 
„Der Griminalrichter ift an die buchſtäbliche Beobahtung ded Geſetzes gebunden, 
fo weit in demfelben auf die Miffetbat die Größe und Gattung der Strafe genau 
und ausdrüdlich beftimmt iſt.“ — Eben fo beftimmte der $. 1 des zweiten Theiles 
jenes Gefeged: „Was ald ein poiitifches Berbrechen zu behandeln fei, muß einzig 
durh gegenmwärtiged Strafgefep beftimmt werden. Die in diefem Gefege nicht 
ausdrüdflich genannten Handlungen gehören unter die politifchen Verbrechen nicht.‘ 
Der 8. 1 des St. ©. B. für Weftgaligien vom 17. Junius 1796 beflimmte: „Als 
Berbrechen können aber nur jene gefebwidrigen Handlungen und Unterlaffungen an« 
gerechnet werden, welche in diefem Geſetzbuche für Verbrechen erklärt find.“ — Diefe 
Beflimmung bezog fh auf beide Kategorien von flrafbaren Handlungen , melde 
durch das meftgalizifche St. G. B. normirt wurden, da fie in demfelben unter dem 
gemeinfamen Namen: „Verbrechen“ umfchloßen, und dort ($. 2) in „Griminal- 
verbrechen“ und „Civilverbrechen“ eingetheilt wurden. 

Der Artifel IV der Einleitung in das St. ©. B. vom 3. September 1803 
fegte feft: „Als ein Verbrechen jedoh, und ebenfo als eine ſchwere Polizei-Ueber⸗ 
tretung, fann nur dasjenige behandelt und beftraft werden, mas in diefem Straf: 
gefege ausdrüdlich für ein Verbrechen oder eine fchwere Polizeisllebertretung er 
fläret wird,“ 
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Durch dieſe poſitive Vorſchrift unſeres Geſetzes, in der man die Nomir 
nal-Definition von den in unſerem Strafgeſetze vorkommenden ſtrafbaren 
Handlungen erkennen kann, werden, wenn man ſie in ihre Beſtandtheile auflöſet, 
zunächſt zweierlei Beſtimmungen verfügt, daß nemlich 


.a) nur dasjenige als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung „behandelt“ 
werden könne, was in demfelben „ausdrücklich als foldes erkannt 
ift; — und daß 

b) derlei Handlungen nur in foferne „beftraft‘ werden dürfen, als dieß in 
dem Geſetze „ausdrücklich“ angeordnet ift. 


Der Nerv diefer gedoppelten Verfügung liegt nun allerdings in dem 
Worte: „ausdrücklich,“ welches erft von dem Strafgefeße vom Jahre 1803, 
und aus ihm beibehalten vom gegenwärtigen Strafgefeße zu der (außerdem 
gleichlautenden) Verfügung der früheren Strafgefeße hinzugefügt, und wodurch 
eben angedeutet worden ift, daß hiermit etwas neu Hinzufommendes, und einer 
befonderen Anordnung Bedürftiges verfügt werden wollte *), worauf daher 
auch ein befonderer Nahdrud liegt. — Eine „ausdrüdlide‘ Erklärung 
nennt aber ſchon der gemeine, und gar der juridifhe Sprachgebraud **), im 
Gegenfage einer „ſtillſchweigenden“, diejenige, welche duch folche Zeichen ge: 
fchieht, die unter Borausfegung einer gemeinfamen Annahme oder eines allgemeinen 
Einverftändniffes über den Sinn diefer Zeichen (4. B. über ein gewiffes Jdiom) für 
alle damit befannten Menfhen unter allen (in conereto wie immer gearteten) 
Umftänden die nemliche Bedeutung haben. Da es fih aber im vorliegenden 
Falle um die „ausdrückliche Erklärung eines Geſetzes“ handelt, und der Ge-— 
feßgeber fih zur Erklärung feines gefeßgebenden Willens feiner anderen Zeichen 
als der „Worte zu bedienen pflegt, To Tann der von dem Artikel IV ge 


*) Vergleihe oben in der Anmerkung auf Seite 98 den &. 1 des erften 
Theiles ded Joſefiniſchen Strafgefeped vom Jahre 1787 und den damit übereinftim- 
menden 8.1 de3 mweftgalizifchen Strafgefeges, in welchen die nemliche Anordnung, 
nur mit Weglaffung des Wörtchend „ausdrücklich“ vorfommt. — Allerdings aber 
hatte ber $. 1 des zweiten Theiles ded genannten Sofefinifchen St. G. B. diefes 
Wörtchen bereit eingefchoben, und noch überdieß nad der bei diefem Gefeke üblich 
gemwefenen Methode, wornah alle von dem Gefehgeber mit befonderd großem 
Nachdrucke zu beachten gewünfchte Worte in KUN größeren Leitern gedruckt 
wurden, mit eben dieſen Lettern gedruckt. 


») Der 8. 863 des öfterreihifchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches fagt 
z. B. wörtlih: „Man fann feinen Willen niht nur ausdrücklich duch Worte 
und allgemein angenommene Zeichen, fondern au ſtillſchweigend durch 
folhe Handlungen erklären, welche mit Ueberlegung aller Umftände feinen vernünf- 
tigen Grund, daran zu zweifeln, übrig laffen.“ 
7 * 
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brauchte Ausdrud: „ausdrücklich“ nur ala gleichbedeutend mit: „in Wor: 
ten beftimmt” verftanden, d. b. es kann nur diejenige Handlung als Ver— 
brechen, Vergehen oder Webertretung behandelt werden, auf weldhe die Worte 
einer, diefe Handlung als ftrafbar erflärenden, Gefegesftelle „nad ihrer eigen- 
tbümlihen Bedeutung‘, das will fagen: „nach dem ihnen in Dem allge» 
meinen Sprachgebrauche und Berftändniffe insbefondere zufommenden 
Sinne” anwendbar find. Es muß daher eine Handlung, um ftrafbar „nach 
Maßgabe diefes Strafgeſetzes“ zu fein, im Geſetze eigend oder indbefondere 
Thon durd die Worte (expresse — plane — aperte — significanter), und 
nicht etwa bloß durch die aus Combinationen zu erfchließende Abfiht (elocu- 
tione expressum, non solum intellectu pereipiendum) als ftrafbar bezeichnet 
fein. — Das Nemliche gilt daher auch in Anfehung der „Beftrafung‘ der 
Handlung, fo dag auch auf jede in dieſem Geſetze „ausdrücklich für ftrafbar 
erklärte Handlung” nur diejenige Strafe angewendet werden darf, welde 
von eben demfelben fowohl in quali al® in quanto „mit Worten beftimmt‘ 
erfcheint, Die Beitimmung des Gefeges, daß nah Maßgabe des Gefekes über: 
haupt feine Strafe verhängt werden dürfe, die nicht ausdrücklich angeordnet 
ift, ſchließt nemlich mit logiſcher Nothwendigkeit auch die Beſchränkung ein, daß 
auf eine ſtrafbare Handlung in conereto auch feine andere Art (Qualität) 
von Strafübeln angewendet, und daß bei der Ausmeffung der Strafe für 
diefelbe auch kein befonderer, die Strafbarkeit erhöhender Erſchwerungs— 
umftand in die Wagſchale gelegt werden dürfe, welche nicht in dem Gefeße 
ausdrücklich auch für diefen Fall angeordnet erfcheinen. 

Daraus geht nun als unmittelbare Folge hervor, daß bei der Entfchei- 
dung der Doppelfrage: „ob eine Handlung nach diefem Strafgefege über- 
haupt jtrafbar fei, und welde Strafart, fo wie welche befonderen Er- 
fhwerungsumftände bei der Ausmeffung der Strafe berüdfichtiget werden 
dürfen‘ — von unferem pofitiven Gefeße die Auslegung des Gefekes ſowohl 
nach der in der heutigen Doctrin fogenannten Geſetzes-, als auch nad) der 
Rechts-Analogie geradezu ausgefhloffen if. 

Die erftere, nemlich die Geſetzes-Analogie (interpretatio extensiva 
ad exemplum legis), fände Statt, wenn irgend eine in dem Gefeße aus: 
drüdlih nur für einen beftimmten Wall angeordnete Vorfchrift wegen 
Gleichheit des Grundes auch auf einen anderen, in dem Gefege ausdrüdlich 
nicht entfhiedenen Fall ausgedehnt würde, — während bei der Rechts— 
Analogie (interpretatio extensiva ex sentenlia legis) ein im Geſetze aus— 
drücklich nicht entfchiedener Kall nach einer Norm entfchieden würde, die man 
nicht aus einer einzelmen Gefeßesftelle oder aus der im Gefege vorfommenden 
ausdrücklichen Entfcheidung eines einzelnen Falles herzuholen, fondern aus dem 
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Beifte des ganzen, dem Gefege zu Grund liegenden, Rechtsſyſtems, d. h. 
aus den Gründen der im Gefebe vorfommenden allgemeinen Beitimmungen, 
oder aus der inneren Mebereinftimmung der für mehrere und verfhiedene 
fpecielle Vorſchriften des Geſetzes ſprechenden Gründe unter einander, zu abftrahi- 
ren vermag. — Beiden diefer Analogien Liegt daher derfelbe leitende Ge— 
danfe: „ubi eadem ratio, eadem lex“ — nur in engerer oder weiterer Auffaffung 
zu Grunde, d. h. die Entfcheidung eines im Geſetze nit ausdrüdlich entfchiede- 
nen Falles geſchieht in beiden Fällen durch die Auslegung nad folgender 
Schlußfolgerung: „Weil derfelbe Grund, oder diefelben Gründe, die den Gefeß- 
geber zu einer gewiffen Entfcheidung in dem einen Falle, oder überhaupt zu ge- 
wiſſen Vorſchriften beftimmt haben, auch auf einen im Gefege nicht ausdrücklich 
beftimmten Fall Anwendung finden, fo fei auch diefer Fall in Angemeffenheit 
oder confequenter Geltendmachung diefer Gründe zu entſcheiden.“ — Beifpiele 
mögen dieß erläutern : 

Wenn es fi z. B. um die Frage handeln würde, ob derjenige, der im 
Falle des im $. 118, lit. e unferes Geſetzes bezeichneten Verbrechens der Münz- 
verfälfhung (durch Werthöverringerung echter Münzen) die Theile, um welche die 
echten Geldftüde verringert worden, gefhentmweife an fih gebracht, d. h. mit 
dem beftimmten Bewußtjein ihres verbrecherifhen Urfprunges zum Geſchenke an- 
genommen hat, als Theilnehmer an diefem Verbrechen, daher felbft gleichfalls als 
Verbrecher behandelt werden könne, fo müßte die Frage nach dem beftimmten 
Wortlaute des Gefeßes verneinend entfchieden werden, denn der 8. 120 er- 
flärt in dem worausgefegten Falle ausdrücklich nur denjenigen als Verbrecher, der 
ſolche Theile „an fich löſet.“ Unter dem „an fih löſen — einlöfen — aus: 
löſen“ verjteht aber der umbeftrittene deutfhe Sprachgebrauch nur ein „ent— 
geltliches“ — gegen ein Yequivalent — gegen Entfhädigung oder Ausglei- 
hung, nie aber ein umentgeltliches oder gefchentweifes Anfihbringen, und es wäre 
hiernach die Schlußfolgerung, daß doch der Gefeßgeber in zwei ganz analogen 
Gefepesitellen ($$. 185 und 196) den vorausgefegten Fall (beim Diebftahle, 
bei der Beruntreuung und dem Raube nemlich) Durch den Gebrauch des Wortes: 
„an fih bringen“ (welches allerdings fowohl das entgeltliche als unentgelt- 
lihe Sichzuwenden in ſich ſchließe) Tpeciell anders, nemlich bejahend entfchieden 
habe, und dag man fofort diefe fpecielle Entfcheidung wegen der Gleichheit der 
ratio legis in all’ diefen Fällen auch auf die Theilnahme an der Münzverfäl- 
{hung übertragen dürfe, unzuläffig; weil durch eine ſolche Ausdehnung der ſpe— 
ciellen Entfcheidung des einen Falles auf einen anderen im Gefeße nicht ausdrücklich 
entſchiedenen Fal (Gefepes-Analogie) eine Handlung ale Verbrechen be 
handelt würde, die im Gefege nicht eigens durch Worte ald Verbrechen er- 
klaͤrt iſt, und es muß dahin geftellt bleiben, ob denn nicht der Gefeßgeber viel: 
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leicht doch gute Gründe hatte, troß der fcheinbaren Gleichheit des Grundes im 
all’ den vorausgefeßten Fällen, — bei der Minzverfälfhung nur den entgelt- 
lihen Anfihbringer (den Käufer, Mäcdler u. f. f.) folder Münztheile, nicht 
aber den Gefhentnehmer für ftrafbar zu erklären, wie dieß von dem Geſetze auch 
wirklich im mehreren, dem Falle der Frage noch viel näher liegenden Fällen 
(88. 471— 477) mit Einſchränkung nur auf entgeltlihe Erwerbungsarten 
geſchehen iſt. — 

Als Beiſpiel einer ſolchen ausdehnenden Erklärung des Geſetzes aus 
der Rechts-Analogie möge folgender Fall dienen, der ſofort nach der 
Vorſchrift unſeres Geſetzes, das nach dem Obigen auch die Rechtsanalogie 
ausſchließt, ebenfalls nicht als Verbrechen erklärt werden dürfte. — Der A 
weiß, daß auf feinen perſönlichen Feind B umfhuldig der Verdacht einer vorge— 
fommenen Brandlegung fiel, welche nad dem ficheren Wiffen des A viel- 
mehr von dem C verübt worden ift. Der B wird num, ohne daß übrigens A 
hierbei irgendwie pofitiv mitgewirkt hat, und ohne daß er ald Zeuge vernommen 
oder zur Zeugenfhaft auch nur aufgefordert worden wäre, dur eine unglück- 
felige Verkettung von blendenden Verdachtsgründen (obgleich in Wahrheit un- 
fhuldig) der Schuld überwiefen und zu vieljähriger Kerkerſtrafe verurtheilt, 
während der wirflih Schuldige, C, dem Arme der Gerechtigkeit entfchlüpft. 
A laßt num dieß Alles geſchehen, obne die Anzeige der gedachten, ihm wohlbe- 
kannten Thatverhältniffe dem Gerichte zu machen, weil es ihm eine teuflifche 
Schadenfreude bereitet, daß fein perfönlicher Feind B, obgleich unfhuldig, jene 
Strafe zu erleiden habe. — Die vorftehende Unterlaffung laßt fih nun, wenn 
man nicht den Worten des Gefeged Zwang anlegen will, unter feine Gefeßes- 
ftelle fubfumiren, wodurch diefelbe ausdrüdlich als ein Verbrechen erklärt würde, 
und fie darf daher auch nicht ala Verbrechen behandelt werden, wenn man 
auch für die Strafbarkeit derfelben etwa folgende Betrachtungen geltend machen 
könnte: „Dieſe Unterlaffung ftelle fi im Geijte des Geſetzes als höchft 
ftrafwürdig dar, denn dasfelbe habe ja auch in anderen fehr gefährlichen Fällen 
bloße Unterlaffungen ale Verbrechen erklärt *); es beftrafe namentlich die 
bloße Unterlaffung der Hinderung eines jeden Verbrechens ($. 212), gleichwie 
auch die Verhehlung von Anzeigungen eines jeden Verbrechens und Per: 
brecher& ($. 214) und in mehreren Fällen felbft die Nichtanzeige eines Ver— 
brechens ($$. 61, 215): 88 werde daher um fo gewiffer im vorliegenden Falle 
Strafe eintreten laffen wollen, wo die ebenerwähnte dreifache Verlegung zu— 
fammengehäuft eintrete, indem da nicht nur die widerrechtliche Einkerkerung des 
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) Vergl. oben die Anmerkung auf Seite 59. 


— 10 — : 


B nicht gehindert, fondern aud die zur Entdeckung des wahren Thäters führen: 
den Anzeigungen verfhwiegen *) und das Verbrechen des C nicht angezeigt 
werde; — das Gefeß erkläre ferner die Unterlaffung der Anzeige einer wenn 
auch urfprünglich rechtmäßig vorgenommenen Berhaftung an die Obrigkeit als 
Verbrechen ($. 93), ſobald fich die Fortdauer diefer Verhaftung als illegal dar- 
jtelle ; — 8 nehme namentlich die perfönliche Freiheit der Staatsangehörigen 
fo fraftig in Schuß, daß es Berlegungen derfelben zum Theile ala Verbrechen 
($$. 90, 93, 95 und 96) oder do fonft als ftrafbar erkläre ($. 331); — es 
ſchütze endlich auch durch ftrenge Strafen die Ehre Jedermanns gegen ungegrün- 
dete Befchuldigung von ftrafbaren Handlungen und namentlich gegen falfche Bes 
Ichuldigung wegen eines Verbrechens, wenn dadurch insbefondere die perfönliche 
Freiheit des Berläumdeten leiden könnte ($. 209) u. f.f. Alle diefe Erwägungen 
fönnten vielleiht als raliones de lege ferenda geltend gemacht werden, um 
für den erwähnten und für ähnliche Fälle in einem künftigen Gefege vorzuden- 
fen**), allein fie dürfen nad dem beftimmten Veto des obigen Artikels IV den 
öſterreichiſchen Richter nicht berechtigen, einen ſolchen Fall durd die darge: 
legte Rechts Analogie wider den klaren — den angegebenen Fall ausdrück— 
lich nicht einſchließenden — Wortlaut des pofitiven Gefeßes (nach der lex 
lata) ala Verbrechen zu ftempeln. — 


In ähnlicher Weife darf der Richter auch in Beziehung auf Beftrafung, 
3. B. beider Uebertretung der BVerleitung eines Beamten zum Mißbrauche 
der Amtögewalt (8. 311) nebft der dort ausdrücklich beftimmten Strafe nicht 
auch noch die Nebenftrafe des Erlages des angebotenen oder wirklich gegebenen 
Beſtechungs-) Geſchenkes verhängen dürfen, weil diefe Nebenftrafe bei der ebenge- 
nannten Uebertretung vom Gefege ausdrücklich nicht angeordnet ift, obgleich 
für die Anwendung auch diefer Nebenftrafe die offenbarfte Gefeßes-Analo- 


*) Die von dem dermaligen Befege (im $. 214) dem Nusdrude: „ver- 
heimlichet“ beigefügte pofitive Erflärung fließt die Subfumtion des obigen Falles 
unter den Wortlaut auch dieſes Paragraphes ganz entfchieden aus. 

*) Die obenerwähnte Abhilfe enthält zugleich die Antwort auf den oft ge- 
hörten Einwurf: „daß bei einer fo erclufiven Borfchrift, wie fie unfer obiger Ar— 
titel IV enthalte, gar leicht eine an und für fi (au dem Standpunkte des ratio- 
nellen Rechtes) ftrafwürdige Handlung ungeftraft bleiben werde. — Sollten wirklich 
derfei gewiß äußerſt feltene Fälle in der Wirklichkeit vorfommen, fo wird ihnen für 
die Zufunft gar leicht eine Novelle begegnen können; hinfichtlich der Bergangen- 
heit aber ift es gewiß vorzuziehen, daß irgend ein einzelner flrafwürdiger Fall unge: 
ftraft bleibe, als daß die Gefepgebung mit dem Derlaffen des obigen Sapes auch 
eines der mächtigften Palladien der Rechts-Gewißheit aufgäbe! (Beral. oben 
Seite 98.) — 
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gie ſpräche, da fie bei dem gleichartigen und fogar gleihbenannten Verbrechen 
von dem Gefebgeber ausdrücklich angeordnet erfcheint ($. 105). — 

Eben fo wenig dürfte (mit etwaiger Anwendung der Rechtsanalogie) 
bei dem Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch gefährliche Bedro- 
bung einer obrigkeitlichen Perfon in Amtsfahen ($. 81) der fpecielle Erſchwe— 
rungsgrund, daß mit Mord oder Brandlegung gedroht worden ift, mit der 
Rechtswirkung geltend gemacht werden, um etwa deßhalb den im zweiten Theile 
des $. 82 beftimmten Höheren Straffag eintreten zu laffen, obgleich dieß 
im Geifte des Gefebes gelegen fein würde, da dasſelbe nicht nur bei den 
zwei analogeften Verbrechen der Erpreffung und gefährlihen Drohung (88. 98 
und 99) vermöge befonderer Anordnung ($. 100), jondern auch bei mehreren 
anderen analogen Berbrechen ($$. 76 und 78), vermöge der ganz allgemeinen 
Faſſung der diepfälligen Geſetzesſtellen (68. 77 und 79), eben jenen ſpeciel— 
Ten Erfchwerungs-Umftand zur Begründung eines höheren Straffaßes 
in Geltung fest. Diefe ausdehnende Erklärung des Geſetzes wäre ungefeß- 
lich, da in dem in Frage geftellten Kalle von dem Geſetze ($. 82) das Eintreten 
eines höheren Straffages ausdrüdlich nur von einem der dafelbit genann- 
ten drei Umftände abhängig gemacht wird, darunter aber der obenerwähnte ins— 
befondere nicht vorfommt. — 

So unbeftreitbar aber immerhin ſich nad der klaren Vorſchrift diefes 
Artikeld die Ausſchließung ſowohl der Geſetzes-, ald der Rechts-Analogie in 
dem öfterreichifchen Strafgefeße in Beziehung auf die obige Doppelfrage: 
„Was ift frafbar und wie ift es ſtrafbar?“ darftellt, fo muß doch diefe 
hochwichtige Beftimmung ſchon an der Spige unferes Geſetzes mit um fo größe: 
rem Nachdrucke hervorgehoben werden, je mächtiger der Umfhwung fein wird, 
den fie in die praftifhe Jurisprudenz derjenigen unferer Kronländer 
bringen wird, wo das öfterreihifche Strafgefeb größtentheils noch ganz neu ift, 
nemlih in Ungarn, Eroatien und Slavonien, der ferbifhen Woi— 
wodſchaft und dem Temefer-Banate und Siebenbürgen, weil in 
diefen Ländern durch die Consueludo (ex usu) allerdings der Entfcheidung von 
Strafrehtöfällen per analogiam, fowie der Ausmeffung der Strafe „seeundum 
liberum arbitrium judieis* ein großer Spielraum eingeräumt war, und weil 
bei der Mangelhaftigkeit, Ungewißheit und theilweifen Grauſamkeit der unmittel- 
baren Entiheidungsquellen dem fubjectiven Ermeffen des Nichters ein weit grö- 
perer Spielraum jogar zugeftanden werden mußte, um die Entfcheidungen 
wenigftens mit der natürlichen Gerechtigkeit in Einklang zu bringen. 

Allein gerade bei der Neuheit der eben dargelegten Auffaffungs- und 
Handhabungs-Weiſe unferes Strafgefeges in den genannten Kronländern ift e8 
von um jo größerer Wichtigkeit, zugleich auf die Vorſichten und Einfhrän: 
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tungen binzumeifen, mit welchen die Auslegungs-Regel des vorftehenden IV. 
Artikels gebraucht werden muß. Durch eine maßlofe Ausfchließung aller 
Analogie bei Erklärung von ftrafgefeglihen Vorfchriften, oder durch einfeitige 
Auffaffung des Wörtchens: „ausdrüdlih‘ in diefem Artikel würde man fich 
nur zu leicht bis zu der Ungereimtheit einer buhftablihen Auslegung unfe- 
res Geſetzes verirren, und dadurch nicht blos dem (theoretifh richtigen) Ver⸗ 
ftändnifje dieſes Geſetzes, fondern wohl auch der praktiſchen Strafrechtspflege 
von anderer Seite her große Gefahren bereiten. 


Es find vorzugsweife drei Irrthlimer, wor welchen man fich bei der An- 
wendung des Artikeld IV zu bewahren hat. | 


Der erſte derfelben bezieht fich auf das Mißverſtändniß, welches ſchon 
hie und da dem oftgenannten Worte: „ausdrücklich“ im denjenigen Fallen 
unterlegt worden ift, wo unfer Strafgefeß neben der allgemeinen oder eigentlich 
generifhen (Gattungs-) Begriffsbeftimmung einer‘ ftrafbaren Handlung 
entweder 

aa) ausdrücklich noch einige Arten (Species) oder Beifpiele diefer ftraf- 
baren Handlungsweife aufführt, fih alfo mit pofitiven Worten in eine Spe- 
cificirung oder Eremplifieirung einläßt, wie dieß z. B. in dem $.102, vergl. mit 
8. 101; $$. 199 und 201, vgl. mit $. 197; 88. 336 und 337 u. f. v. a., 
vgl. mit $$. 335 und A431; 88. 435—458, vgl. mit $$. 434 und 459 u. v. a. 
geſchieht; — oder wo das Gefek 

bb) bei der Begriffe-Beftimmung, die häufig eigentlicher eine Begriffs-Be— 
ſchreibung der ftrafbaren Handlung genannt werden kann, unverkennbar 
(nach dem ganzen Zufammenhange des Wortlautes) die Merkmale der De: 
finition feldft, oder einer angehängten Paraphrafe derfelben, nur beifpiels- 
weife (exemplificative oder demonstrative), aber nicht ausſchließend (laxative) 
aufführt, wie dieß z. B. in dem 8. 4, im zweiten Abfabe des $. 5, im Nachſatze 
der lit. e des $. 58, im Anhange des $. 68, im Anhange der erjten Abſätze der 
88. 104 und 105, im Schlußfaße des 8. 197, in den $$. 315, 317, 318 und 
fehr vielen anderen Paragraphen, insbefondere des zweiten Theiles unferes 
&t. G. geſchieht. 

Da reicht es, um irgend eine Handlung „nach Maßgabe dieſes Strafge— 
ſetzes als ſtrafbar behandeln zu können“, in den unter aa genannten Fällen ſchon 
zu, daß ſie nur überhaupt unter den Wortlaut des Gattungs-Begriffes, 
d. h. unter die generiſche Definition, die das Geſetz von dieſer Handlung gibt, 
fubfumirbar fei, wenn auch fein von den im Geſetze aufgeführten fpeciellen 
Beifpielen oder Fallen darauf in terminis anwendbar ift: denn dadurch, daß 
die Handlung noch immerhin in dem Wortlaute der allgemeinen oder 
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Gattung Begriffsbeftimmung erfeheint, ift fie ja auch wirklich noh „aus: 
drücklich“ als ftrafbar erklärt. — 

Ebenſo muß in den ad bb genannten Fällen dasjenige, was der Gefebge: 
ber grumdfäßlich angeordnet hat, von den (aus ftrengem theoretifchen 
Standpunkte nur als Ballaft anzufehenden) aufklärenden beifpielweifen Zu- 
thaten unterfchieden, umd bei der Frage, was hiernach als ftrafbare Handlung 
anzufehen fei, nur auf das Erftere Rüdficht genommen werden. 

Bei der Erklärung der vorftehend bezogenen Gefekesftellen wird Gelegen- 
heit jein, von diefer in der Natur der Sache, gleihwie im Wortlaute und Geifte 
des Geſetzes wohlbegründeten Einſchränkung des in dem Worte: „ausdrüd- 
lich“ liegenden Sinnes fruchtbaren Gebrauch zu machen. *) 

Ein zweites Mißverſtändniß diefes Artifeld IV läge in der irrigen 
Anficht, als ob eine Handlung, welche zwar viele Analogie mit der einen oder 
anderen in diefem Strafgefeße als ftrafbar erflärten Handlung hat, aber den- 
noch von demfelben nicht ausdrücklich als Verbrechen, Vergehen oder Uebertre— 
tung erklärt ift, Daher auch nicht als ſolche „nah Maßgabe diefes Strafgeſetzes 
behandelt werden darf, deßhalb auch ſchon überhaupt nicht ftrafbar wäre, 
— Diefe Deutung des Artifeld IV wäre fihon feinem eigenen Wortlaute 
entgegen, da duch denfelben ja ausdrüdlich erflärt wurde, daß eine foldhe 
Handlung nur niht „als Verbrehen, Vergeben oder Uebertretung 
nah Maßgabe dieſes Strafgeſetzes“ behandelt werden könne, daher 


*) Wer möchte denn, um wenigſtens für bie ad bb erwähnte Beziehung ein 
paar Beifpicle zu erwähnen, noch zweifeln, daß allerdings auch derjenige fich der im 
$. 317 bezeichneten Befhädigung der öffentlihen Beleuchtung ſchuldig made, der in 
der Abficht, die öffentliche Einrichtung zu vereiteln, cine zur öffentlichen Beleuchtung 
aufgeftellte Laterne zwar nicht (mie es der offenbar beiſpielsweiſe Wortlaut dieſes 
$. vorausſetzt) zerfhlägt oder beſchädiget, aber forgfältig unter irgend einem in der 
Nähe befindlihen und verftedten Behältniffe verbirgt, oder das Licht darin aus— 
löfht u. dgl. — 

Der möchte ferner noch in Abrede ftellen, daß derjenige, der in einen öffent 
lihen Brunnen, Fluß oder Pac todted Vieh wirft, ſich der im $. 398 beftimmten 
Uebertretung ſchuldig made, wenn auch etwa das Waffer deffelben den Bewohnern 
nicht gerade zum Trunke oder Gebräue dienet (wie wieder beiſpielsweiſe der 
Wortlaut des 8: 398 vorausſetzt), wohl aber von ihnen zum Kochen der Spei— 
fen verwendet wird u. dgl. m.? — 

Bei der Erflärung und Anwendung im Leben gerade folder, nicht mit der 
erwünschten theoretifchen Sorgfalt texrtirten Gefepeöftellen ſcheiden fih in der Prurid 
der gefunde Menfchenverftand und fhlihte Sinn ded redlihen Handbabers des 
Geiched, von der Müdenfängerei und haarfpaltenden Rabulijterei des bösartigen 
Geſetz-Verdtehers! — 


durch denfelben eine anderweitige Behandlung als ftrafbar keineswegs aud- 
geſchloſſen iſt. — Dazu aber kommt, daß der Gefeßgeber weiterhin in dem 
Art. V dieſes K. M. P. die Behandlung und Beftrafung anderer, außerhalb 
des Strafgefeßes liegenden Geſetzes-Uebertretungen nad Maßgabe der dafür be- 
ftehenden Borfchriften fogar ausdrücklich aufrecht erhalten, und überdieß im 
Art. I nur diejenigen anderweitigen Strafgefeße aufgehoben hat, die über 
einen im gegenwärtigen Strafgefeße vorkommenden Gegenftand in Beziehung 
auf Beitrafung von Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen verfügt hatten. 

Hiernadh werden z B. Ehrenfränfungen, welde zwar noch nicht 
die nad) diefem Strafgefege ($$- 209 und 487—497) zum Verbrechen der Ber: 
laumdung oder zur Webertretung einer Ehrenbeleidigung erforderlichen Merkmale 
an fich haben, wie etwa Schmähungen mit Schimpfworten, thatliche Mißhandlun— 
gen oder Bedrohungen mit Mißhandlungen, welche nicht öffentlich und nicht 
vor mehreren Leuten gefchehen (vgl. $. 496); — oder vorfäßliche körperliche 
Gewaltthätigkeiten (Miphandlungen) und Raufereien, wenn ſich in ihnen aud 
nicht die in den $$. 152—157 und 411—421 vorausgefegten Merkmale eines 
Verbrechens oder der Uebertretung der vorfäglichen körperlichen Verlegung (Be: 
Thädigung) oder Mißhandlung erkennen laſſen, — — dennoch nicht ſtraflos 
bleiben, wenn fie nur in irgend einem anderen Gefehe als Gefeßes-Uebertretung 
erklärt worden find. Dieß ift nun in Anfehung der eben genannten Handlun- 
gen wirklich der Fall hinfichtlich aller jener Länder, für welche das öſterreichi— 
fhe allgemeine bürgerlihe Gefegbuh vom 1. Juni 1811 in Wirkfamfeit 
ftehbt, indem durch den $. 1339 desfelben wörtlih angeordnet wurde: 
„Die körperlihen Berleßungen, die widerrechtlihen Kränfungen der Frei— 
beit und die Ehrenbeleidigungen, werden nah Befchaffenheit der Umftände 
entweder als Verbrechen von dem Criminal-Gerichte, oder als ſchwere Polizei— 
Uebertretungen, und wenn fie zu feiner diefer Glaffen gehören, als Vergehungen 
von der politifhen Behörde unterfucht und beftraft. +) — — — In ähnlicher 


*) Das hierzu fpäter erlaffene und ſämmtlichen Känderftellen fundgemachte 
Hoffanzleidekret vom 14. März 1812 (in der Sammlung der politifchen Gefepe 
und Verordnungen, Band 38, Seite 160) hat den Inhalt des obigen Gefep » Para- 
graphes ausdrüdlich beftätiget, und genau beftimmt, welche politifche (Polizei-) Bes 
börden zur Unterfuhung und Ahndung der oben erwähnten minderen Hebertretungen 
berufen find. — Bon diefer lepteren Beflimmung ift ed nun zwar in neuerer Zeit 
abgefommen, da durch die Verordnungen vom 27. December 1849, Nr. 49 R. G. B., und 
11. Jänner 1850, Nr. 17%. G. B., fo wie durch) die Einführungs-Berordnung zur St. P.O. 
vom 17. Jänner 1850, Art. X, 3. 3, auch derlei mindere (Polizei«-) Webertretungen 
der Eompetenz der Gerichte (Iuftizbehörden) zugewiefen worden find, und ba ber 
ſchon früher erwähnte Artikel V unferes K. M. P., jo wie die bermaligen Compe— 
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Weiſe wird z. B. and die Unterlaffung der Meldung bei der öffentlichen Sicher: 
heitöbehörde hinfichtlich des Wechfele von Dienftboten zwar nicht nach Analogie 
des $. 320 diefes Strafgefeßes, in welchem mehrere ähnliche Meldungs-Unter- 
laffungen als Uebertretungen erklärt werden, beftraft werden dürfen, da die Un- 
terlaffung diefer Art von Meldung dort ausdrücklich nicht als ftrafbar 
erklärt wird, allein dennoch nicht ftraflos fein, wenn in anderen Gefeßen, 
3. B. in den in verfchiedenen Kronländern oder felbft für einzelne Orte beftehen- 
den Dienftboten» oder Gefinde- Ordnungen, Polizei» Vorfchriften oder Local— 
Anordnungen, die Unterlaffung auch diefer Art von Meldung insbefondere als 
Gefeßessliebertretung erklärt wird. 

Das wichtigfte Mißverſtändniß endlih, vor welchem bei der Anwendung 
des Artikels IV gewarnt werden muß, wäre 

3. die irrige Vorausſetzung, ald ob durch denfelben bei Auslegung unferes 
Strafgefeßes die Geſetzes- und Rechts - Analogie überhaupt und in jeder 
Beziehung ausgefhloffen worden wäre. 

Diefe, wenn gleich bie und da ſchon vertretene, Anficht ware eben fo wenig 
durch den Wortlaut des Art. IV, als durch den übrigen Inhalt unferer Gefebe 
gerechtfertiget. — Nicht durch den erfteren, da die vorftehende Auseinander- 
feßung überzeugt haben dürfte, daß hierdurch die mehrgedachte zweifache Analogie 
nur in Beziehung auf die ofterwähnte Doppelfrage abgefchnitten worden ift. — 
Noch weniger durch den übrigen Inhalt der öfterreichifchen Geſetze, weil Diefel- 
ben, und namentlich unfer gegenwärtiges Strafgefeß dem Richter für die Geiftes- 
Operation der Auslegung desfelben außer den bisher erwahnten feine anderen 
Schranken gezogen, und ihm fofort die freiefte Entfaltung der allgemeinen 
Auslegungsregeln anheim geftellt hat. In diefer Richtung hat nämlich der 
menfchliche Berftand, hat die Erfahrung von Jahrtaufenden und haben die Ge- 
feßgebungen aller Zeiten und Volker ſchon vorlängſt übereinftimmend einige un- 
verleglihe Grundfäge feftgeftellt, nach welchen die Willens-Erflärung eines Men- 
hen überhaupt gedeutet, und daher auch der Sinn jedes pofitiven Geſetzes be- 
ftimmt werden muß, Man kann diefe Regeln nicht richtiger und fchärfer wieder: 
geben, als fie in den $$. 6 umd 7 des öfterreichifchen allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches niedergelegt find, fo daß fie dem Richter nicht blos in jenen Kronländern, 
für welche dieſes Gefeßbuch unmittelbare Geltung bat, und wo fie daher für die 
Erklärung der Geſetze überhaupt ala pofitive Normen vorgeſchrieben er- 
feinen, fondern auch in denjenigen Rändern, wo dieſes Geſetz derzeit noch nicht 
in Rechtskraft fteht (d. i. in Ungarn, Croatien, Slavonien, der ferbifchen Woi— 








tenz⸗ Verordnungen vom 27. Mai 1852, Nr. 118, Urt. V, 3.2 und Rr. 120, Art. V, - 
8. 2, diefe Unterftellung unter die Gerichte nicht abgeftellt haben. 
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wodſchaft, dem Temefer-Banate und Siebenbürgen), zwar nicht als pofitives 
Geſetz, doch wohl ale vernünftiges oder natürliches — und eben darum 
als ewiges und unvergängliches Recht, ald „die gefhriebene Vernunft“ 
zur Darnachachtung dienen müffen. Sie lauten wörtlid: 


8. 6, 

Einem Gefepe darf in der Anwendung fein anderer Berftand beigelegt werden, 
ald welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zufammenhange 
und aus der Maren Abficht des Geſetzgebers hervorleuchtet. 

8. 7. 

Läßt fih ein Rechtöfall weder aus den Worten, noch aus dem natürlichen 
Sinne eines Gefeged entfheiden, fo muß auf ähnliche, in den Gefeken beftimmt 
entfchiedene Fälle, und auf die Gründe anderer damit verwandten Gefepe Rüdficht 
genommen werden. Bleibt der Rechtöfall noch zweifelhaft, fo muß foldher mit Hin» 
fiht auf die forgfältig gefammelten und reiflich ertwogenen Umftände nach den natür- 
lichen Rechtsgrundſätzen entfhieden werden. *) 


Hiernah darf, ja muß allerdings auch der öfterreihifche Strafrichter 
dann, wenn er einen Nechtsfall nicht „aus der eigenthümlichen Bedeutung der 
Worte in ihrem Zufammenhange und in Verbindung mit der Klaren Abficht des 
Geſetzgebers“ zu entfcheiden vermag, zur Auslegung unferes Strafgefeßes nad) 
der Geſetzes-und Rehtd-Analogie in allen jenen Beziehungen feine Zus 
flucht nehmen, rückſichtlich welcher fie von dem Gefege nicht insbefondere unter: 
fagt wird, was nach dem Vorausgeſchickten nur binfichtlich der ausdehnen: 
den Erklärung de „Ob?“ und „Wie hoch?“ der Strafbarkeit der Handlun— 
gen gefhehen ift. — 


Zum Schluffe mögen ftatt vieler, — hier**) nur ein Paar Beifpiele dar- 
thun, wie fruchtbringend die Auslegung unferes Strafgefeßes fowohl nad der 
Geſetzes⸗, ald nach der Rechts-Analogie in allen anderen Fällen werden kann, die 
ſich nämlich nicht auf einen der ofterwäahnten zwei Momente beziehen: 


Das Gefeß hat im $. 173 eine genaue Borfchrift gegeben, wie beim 
Diebftahle der Werth des Geftohlenen überhaupt zu berechnen, umd wie die 


*) Man wagt es freilih, fogar gegen die Wahrheit und Weisheit ber obigen 
Vorſchriften unſeres Gefegbuched Einwendungen, — doch nein! das fünnen fie nicht 
fein, fondern nur @inftreuungen — zu erheben !— Allein wo bie Wahrheit fo ge— 
fahrlos wie hier ihren ewigen Sieg ungeſchwächt findet, ziemt ed der Würde der 
Wiffenfhaft beffer, ihren Gegnern ein — Schweigen entgegenzuhalten! — 

) Die Erflärung der einzelmen Gefegeäftellen wird noch fehr viele Fälle 
bringen, wo von der Auslegung des Strafgeſetzes ex analogia in dem obigen bes 
ſchränkten Sinne Gebraud gemacht wird, 
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verfhiedenen Ihathandlungen des Diebftahles in Beziehung auf den Betrag in 
Eine Gefammtthat zufammenzurechnen find. : Bei den in Beziehung auf den 
Punkt der Werths-Berechnung ganz analogen ftrafbaren Handlungen der Ber: 
untreuung und des Betruges wird diefe Anordnung nicht insbefondere wieder- 
holt, Wer nun möchte zweifeln, daß man den Sinn des Gefehgebers bei Er: 
klärung auch diefer letzteren Gefeßesftellen am rihtigften erfaffe, wenn 
man denfelben nach feiner eigenen, an einem anderen Drte (und an einer fo 
nahe verwandten, und fo offenbar auf dDenfelben Gründen beruhenden Stelle 
des nemlichen Geſetzes) ausdrücklich gegebenen Erklärung beftimmt, d. h. 
wenn man bei Erklärung aller jener Gefeßesftellen, welche bei Veruntreuung 
und Betrug einen gewiffen Werthsbetrag vorausfegen, die Geſetzes-Analo— 
gie mit dem $. 173 zu Hilfe nimmt?! — Sollte dieß erft noch einer befon- 
Deren und ausdrücklichen Weifung des Gejehgebers bedürfen ? *) 

Das Geſetz hat ferner im erjten Theile des Strafgefebes bei Feftfeßung 
der förperlihen Züchtigung als Berfhärfungsart der Kerkerftrafe (für 
Verbrechen) im $. 24 nicht diejenigen Befchränfungen beigefügt, welche von 
demfelben binfichtlih der Berfonen, welden, und der Arten der ftrafba- 
ren Handlungen, für welde fie nur zugefügt werden darf, allerdings im 
zweiten Theile ($$. 248 und 258, bei Bergehen und Uebertretungen) 
porgezeichnet worden find. Hieraus folgt num allerdings, daß im Grundfaße 
gegen rüdfällige Verbrecher bei vorhandenen Erſchwerungs-Umſtänden 
die gedachte Verfhärfung bei jedem Verbrehen und jeder Perfon. auge 
wendet werden könne. — Allein wenn wir die von dem Geſetzgeber im $. 
248 felbit angegebenen Gründe würdigen, aus welchen er diefe Strafe nur bei 
gewiffen Elaffen von Staatdangehörigen wieder eingeführt hat; wenn wir 
ferner alle jene Vergehen und Uebertretungen, bei welchen das Gefeß nad den 
ebenda beigefügten Paragraphen» Citaten diefe Strafe ausfhliegend zu: 
läßt, näher in's Auge faffen, und uns überzeugen, daß es überhaupt nur ſolche 


*) Mit Beziehung auf das frühere Geſetz vom 3. September 1803, in welchem 
die diepfälligen Stellen ganz gleihlautend waren, hat die Gefekgebung den obigen 
Fall aus Anlaß einer (jedoch nur) von zwei Appellationdgerichten geftellten Anfrage 
mit dem Hofdefrete vom 11. Mai 1816, Nr. 1243 der J. ©. ©., fogar ausdrüd: 
ich in dem fo eben dargeftellten Sinne entfhieden, und darin in ausführlicher Be: 
fehrung nachgewiefen, daß diefe Art der Auslegung ded Strafgeſetzes dem Inhalte 
des (mit unferem heutigen Art. TV wörtlich übereinftimmenden) Art. VI ber (dama— 
tigen) Gefeges+ Einleitung nicht nur nicht entgegen, fondern volllommen angemeffen 
fei. Eben darum dürfte fih denn aud bie dermalige Gefekgebung zur Aufnahme 
diefer — nah den natürlihen Auslegungsregeln ſich von felbft verfiehenden — 
Erläuterung nicht beftimmt gefunden haben, — 
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Handlungen find, wobei Rohheit, bübifcher Uebermuth, ungebändigte Wildheit, 
oder gemeine, niederträchtige Gefinnung ſich kund geben; wenn wir fehen, daß 
das Geſetz auch fonft überall (Schlußfag des $. 18) bei der Vollziehung der 
Strafe auf die Bildungsftufe der Sträflinge die gerechte Nüdficht nimmt, fo 
würde gewiß derjenige Richter niht im Geifte ıumferes humanen Geſetzes han— 
deln, der den obigen Grundfah des Geſetzes bei Anwendung der förper- 
lihen Züchtigung für Verbrechen ganz rüdfihtslos in Anwendung brachte. 
Feder Richter wird vielmehr der klaren Abficht des höchften Gefehgebers 
gemäß das Gefeh handhaben, wenn er, mit Anwendung der Rechts— 
Analogie aus dem ganzen, in jenen vielen einzelnen Gefegesitellen ausge: 
prägten Nechtsfufteme, auch bei Verhängung der förperlihen Züchtigung fire 
Verbrechen die gebührende humane Rückſicht auf die Perſönlichkeit der 
Sträflinge und auf die Qualität der von ihnen begangenen Verbrechen 
nehmen wid ! — — — 


Artikel V. 


Die Behandlung und Beftrafung anderer Gefehesübertretun: 
gen, worauf weder das gegenwärtige Strafgeſetzbuch, no die oben 
(Art. II.) erwähnten befonderen Strafgefege Beziehung haben, 
bleibt den dazu beftimmten Behörden nach den darüber beftehen: 
den Vorſchriften überlafien. 

Es wurde bereits bei der Auseimanderfeßung der oberften Eintheilung 
aller ftrafbaren Handlungen nad der Auffaffung der öfterreihifchen Straf 
gefeßgebung (Seite 50 und 51) dargelegt, daß auch das dermalige Straf: 
gefeß, gleich jenem vom 3. September 1803, nur die relativsftrafwürdigeren 
Handlungen in feinen Umfang aufgenommen, dagegen „geringere Geſetzes— 
übertretungen“” aus demfelben ausgefhieden, und anderweitigen Gefeken 
vorbehalten habe. Es wurde ferner eben dafelbit, gleichwie auch bei der Erklä— 
rung des vorftehenden Artikels IV auf Seite 107 und 108 nachgewiefen, daß 
derlei „geringere ftrafbare Handlungen” im Allgemeinen denfelben 
realen Charakter an fih haben können, welchen die in das Strafgefeß aufge 
nommenen Verbrechen, Bergehen und Uebertretungen ausprägen, d. h. ebenfalls 
entweder unmittelbare und vorfäglihe Rechtverlegungen (wie z. B. geringere 
Ehrenkränkungen oder körperliche Gewaltthätigfeiten) oder nur culpofe Hand: 
lungen oder Polizeislebertretungen fein können, und daß fie eben deßhalb mit 
den im Strafgefege vorfommenden Verbrehen, Vergehen oder Uebertretungen 
manche Analogie, und fehr viele gemeinfame Merkmale haben, dennoch aber 
„nah Maßgabe desfelben‘ nicht als folche behandelt und beftraft wer: 
den können, weil fie darin nicht ausdrücklich als ſolche erklärt find. — 
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Diefe geringeren Geſetz-Uebertretungen, welche ſich daher zu näch ft 
als ftrafbare Handlungen ſchon aus dem Standpunkte der rechtlichen Ordnung 
im Staate überhaupt erkennen laffen, und die eben deßhalb hie und da ale 
„allgemeine“ Gefeßes-Ulebertretungen bezeichnet werden, hat nun der vor: 
ftehende Artikel V offenbar zuerft im Auge, wenn er erflärt, daß deren Be- 
handlung und Beftrafung andermweitigen Vorſchriften überlaffen bleibe. — 
Dahin gehören daher nebft den wenigen unmittelbaren Rechtverlekungen, 
die nicht ſchon im Strafgefeße, wohl aber durch particuläre Vorſchriften ala 
ftrafbar erklärt find, vorzugsweife die Webertretungen all!’ jener mannigfachen 
Polizeir-Vorfhriften, die man unter, den verfchiedenartigften, größten- 
theils von ihrem Gegenftande oder ihrem unmittelbaren Zwecke entlehnten, Benen- 
nungen zufammen zu werfen gewohnt ift, als da: Sittlichkeits-, öffentlichen 
Ordnungs-, ja fogar einer fogenannten öffentlihen Sittlichkeits-, Fremden- und 
Geſinde⸗, ferner Gefundheitd-, Reinlichkeite-, Eigenthums-, Theuerungs-, Ar- 
men=, Feuer, Baus, Straßen, Markt Polizei u. dgl. — Diefe Polizei-Vor— 
ſchriften find regelmäßig durch beigefügte Strafbeflimmungen in der Art fanctio- 
nirt, daß dadurch die gegen diefelben gerichteten Handlungen oder Unterlaffuns 
gen als ftrafbar erklärt, und in der Negel mit beftimmten, öfters auch unter 
gewiffen Schranken nur mit arbiträren Strafen bedroht werden. Sie find 
nicht nur nach Berfchiedenheit der Kronländer, fondern häufig auch, insbefondere 
mit Bezug auf die Haupt» oder andere große Städte, fehr mannigfaltig, beruhen 
aber durhaus auf einzelnen, zerftreuten Borfchriften, die nur felten von der 
höchſten gefeßgebenden Gewalt, fondern meift bloß von den Verwaltungs-, fehr 
häufig fogar nur von den Local» Behörden ausgegangen, und wohl in feinem 
Kronlande Defterreih’3 in einen förmlichen Coder zufammengefaßt find ). — 


) Am vollftändigften erfheinen diefe allgemeinen Polizeir-Borfchriften, in 
fo weit fie regelmäßig für alle (nit ungarifchen) Kronländer beftehen,, noch zufams 
mengeftellt in früherer Zeit in Kopetz's trefflihem Handbuche der politifchen Ge: 
ſetztunde, Wien 1807 und 1819 in 2 Bänden, und in neuefter Zeit in der lichtwoll 
überfihtlihen Darftelung: „Handbuch der öfterreichifchen Berwaltungs-Gefehkunde 
von Stubenraud“ (wovon biäher des II. Bandes Ates Heft erfchienen ift). — Außer: 
dem befigen wir eine ſchätzbate Sammlung diefer (auch die Local-Vorſchriften für 
Wien einfhließenden) Polizei-Berordnungen an „Fauler's Geſetze, Verordnungen 
und Vorſchriften für die Polizei-Derwaltung im Kaiſerthume Defterreih,” Wien 1827, 
in 4 Bänden. Diefed Werk dürfte dur die fo eben angekündigte neue Umarbei- 
tung und fortfegung von „Zaleisfy, Handbuch fämmtliher von 1740 bis 1852 
erfchienenen Geſetze und Berorbnungen der PolizeisBerwaltung bed öfterreichiichen 
Kaiferftantes‘ (Wien 1852, bei Manz) eine fehr wünſchenswerthe Vervolftändigung 
erlangen. 
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Dazu fommen aber noch jene jehr vielen Special-Strafgefeke und 
Berordnungen, weldhe auf die Uebertretung der Vorfohriften zum Schutze 
gewiffer fpecieller Einrichtungen und Anftalten Strafe verhängen, 3. B. die 
Strafgefege zum Schuße der Gefälle (indirecten Steuern, Zölle und Staate- 
monopole) und der directen Steuern (3. B. gegen Prävaricationen der Ein: 
fommen-, Grund», Gebaude-Steuern u. dgl.); die Strafvorfhriften zum Schuße 
gewiſſer Einrichtungen der Urproduction (3. B. der Landwirthfchaft im engeren 
Sinne, des Bergbaues, der Jagde, Forft-Wirthichaft) ; des gefammten Gewerbs- 
weſens und Handels; die mancherlei Disciplinar- und Straf-Vorſchriften für 
öffentlihe Beamte zur Regelung ihres amtlichen Wirkens u. ſ. f.) — Aud 
diefe fpeciellen Gtrafnormen finden ſich — mit Ausnahme des für alle 
nicht ungarifchen Kronländer geltenden „Strafgefeßes über Gefälls » Ueber- 
tretungen vom 11. Juli 1835" — in feinen ſyſtematiſchen Eoder zufammen- 
geftellt, jondern find ebenfall® nur in einzelnen zerftreuten Gefeßen umd 
Verordnungen enthalten, die aber wohl regelmäßig mit derjenigen Vorſchrift 
verknüpft erfcheinen, in welcher die Cynoſur für die durch derlei Straffanctionen 
zu ſchützende Anftalt oder Einrichtung überhaupt enthalten ift. — 

Die Behandlung und Beftrafung der erwähnten Gefeges-Uebertretungen 
— fo fährt der Artifel V fort — bleibt den dazu bejtimmten Behörden 
überlaffen. In diefer Beziehung befteht aber derzeit im den verfchiedenen 
Kronländern wieder eine fehr große Verſchiedenheit, indem binfichtlih derje- 
nigen Arten diefer Geſetz-Uebertretungen, welde vorftehend mit dem Namen : 
„allgemeine“ bezeichnet wurden, und ingbefondere hinfichtlich aller eigentlichen 
(einfachen oder geringeren) Polizeisllebertretungen in jenen Kronländern, mo 
die Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 wirkfam ift, vermöge Art. X, 
3.3 der Einführungs-Verordnung hierzu, — die Bezivkd-Einzeln-) Gerihte**); 
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*) Die ſpeciell für das f. k. Militär beſtehenden Strafgeſetze können wohl 
nicht mehr unter den im Artikel V angedeuteten befonderen Strafgefegen mitverftan: 
den werben, da fie von dem Gefepgeber insbefondere bereit in dem Artikel I 
als fortbeftehend erklärt wurden. — Vgl. oben Seite 77, 


») Auch in jenen Kronländern,, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
wirffam ift, wurden von der obigen Regel: „daß die einfachen Polizei-Uebertretun— 
gen der Strafgerichtöbarkeit der Gerichte unterworfen feien,” fpäterhin vereinzelte 
Ausnahmen verfügt. So find z. DB. die Uebertretung des 8. 9 des Jagdgeſetzzes 
(Miniflerial-Berordnung vom 9. Mai 1851, Nr. 115 de R. ©. B.); — bie Fäl- 
lung von Straferfenntniffen nah $. 8 der Theater-Ordnung (M. V. vom 21. 
December 1851, Nr. 260 des R. ©. B.); — alle jogenannten Gewerbs-Ueber— 
tretungen (2) durch Vdg. des Handelöminifteriumd vom 7. Juni 1851 (im Lan- 
deögefepblatte für Steiermarf Nr. 193, für Tirol Ar. 121, Salzburg 241, Kärnthen 
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Hye, Kommentar, 


— im lombardifchevenetianifchen Königreiche, in Dalmatien, Galizien, Krakau und 
der Bukowina aber die politifhen, in Hauptftädten die eigentlichen Polizei— 
Behörden; — und in Ungarn, Groatien, Slavonien, der ferbifchen Woimod- 
fchaft, dem Temefer-Banate und Siebenbürgen die verfchiedenartigften, obgleich 
größtentheil® adminiftrativen Behörden competent find. — Hinfihtlid der an- 
deren Kategorien von Gefeßes-Uebertretungen, welche Durch die früher genannten 
fpeciellen Strafnormen bezeichnet werden, wird gewöhnlich auch in der fie 
normirenden Special-Borfhrift die Behörde insbefondere beftimmt, welcher 
die Unterfuhung und Ahndung von derlei ftrafbaren Handlungen zufommen fol. 


Wenn hiernach die verfihiedenen Kronländer auch in diefer Beziehung eine 
große Mannigfaltigkeit darbieten, und wenn fofort hinfichtlidh mandher von den 
angeführten Uebertretungen fehr zweifelhaft und beftritten it, ob fie zu den ein- 
fahen Polizei-, oder zu einer anderen Kategorie von fpeciellen Gefekes- 
Uebertretungen gehören, und welche Behörde zu deren Ahndung competent fei: 
fo laßt fih wohl mit Zuverficht erwarten, daß die höchſte Gefekgebung auch in 
diefem Punkte bald die erwünfchte Gleichförmigkeit und Beftimmtheit her- 
ftellen werde, da die gleichzeitig mit dem Strafgefege kundgemachten Berordnungen 
über die Competenz der Strafgerichte”) vor der Hand als Regel feftgeftellt 
haben: „daß die Gerichte auch über alle anderen (nicht im Strafgefeße 
vorkommenden) Uebertretungen competent feien, in fo weit diefelben nicht ande- 
ven Behörden zugewiefen werden.“ — Eben dadurd ift alfo bereits in Aus— 
fiht geftellt worden, daß die Zumweifung folcher Uebertretungen an andere Be- 
hörden, fo weit fie noch nicht erfolgt ift, doch al&bald erfolgen werde. 


Vielleicht würden, da der Grundfaß der völligen Lostrennung der Ver— 
waltung von der Strafjuftiz in der unterften Inftanz nicht mehr maßgebend ift, 
die diepfälligen Beziehungen am einfachften nach dem durchgreifenden Principe 
geregelt werden können: „daß die (Straf) Gerichte zur Unterfuchung und 
Beftrafung ausfchliegend von den im allgemeinen Strafgefege als ftraf- 
bar erflärten Handlungen, für alle anderen Arten von Gefeges-Webertretungen 
aber andere (nemlich Verwaltungs-) Behörden berufen werden mögen.‘ 


235, Mähren 221, DOberöfterreih 274, Trieft 14 und Siebenbürgen 186); ferner in 
Zirol auch bie Uebertretungen der Vorfchriften über Beobachtung der Polizeis- 
Stunde und ded Derboted des Fangens und Schießens der Heinen Wiefen- und 
Waldvögel während der Brutzeit durch zwei Verordnungen vom 15. Juli 1851 (Ran« 
beögefegblatt für Zirol Nr. 252 und 260) u. m. a. wieder den politifchen Be: 
hörben zugemwiefen worden. 

*) Sich’ die Verordnung Nr. 118 ER G. B. im Art. V, Zahl2 und Rr. 
119, Art. V, 8. 2. 
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Artikel VL 


Ebenfo haben einftweilen die in verfchiedenen Kronländern 
wider den Wucher beftehenden Strafgefege aufrecht zu verbleiben. 
Derfelbe fol als Vergehen behandelt, und von denjenigen Behör— 
den, welchen das Verfahren über Vergehen zugewiefen ift, nad 
den für eben diefes Verfahren beftehenden gefeglichen Vorſchriften 
unterſucht werden. 


Es iſt ein heut’ zu Tage kaum mehr beſtrittener Grundſatz der Staatsklug— 
heitslehre, daß die Regierung und Geſetzgebung eines Staates in Dingen der 
Volkswirthſchaft ſo wenig als möglich imperativ einſchreiten, ſondern dieſelben 
im Allgemeinen ihrer Selbſt-Entwicklung überlaſſen, und nur dort mit der Ge— 
ſammtkraft des Staates unterſtützend oder kräftigend einwirken möge, wo die 
Kraft der Einzelnen nicht zureicht. — Dies gilt insbeſondere auch hinſichtlich 
der Feſtſtellung eines beſtimmten Zinfenmaßes für Darleihens-Capitalien, 
weil ſich dasſelbe kaum ohne die nachtheiligſten Rückwirkungen auf alle —— 
der Production von Oben herab — dictiren läßt. 


Aehnliche Betrachtungen mögen denn auch unferer höchſten Gefeßgebung 
vorgefhmwebt haben, als es fi um die Frage handelte, ob die in dem bisheri- 
gen Strafgefebe vom 3. September 1803 (II. Theil, $. 233) enthaltene Er- 
flarung „aller wucherifchen Verträge als ftrafbare Handlung“ in diefer Allge- 
meinhbeit,-und ob insbefondere das in den meiften unferer Kronländer in 
Geltung ftehende Wucher-Patent vom 2. December 1803, Rr. 640 der J. G. S., 
mit feinen ftrengen Strafbeftimmungen — gegen den Wucher im Eapitale, in 
Zinfen oder in Bedingungen — auf den ganzen Umfang des Kaiferftaates, 
ohne nachtheilige Störungen beftehender nationalöconomifher Beziehungen, 
übertragen werden fönne*). — Wer möchte glauben, daß z. B. in einigen 
Theilen Ungarns, Siebenbürgens, Dalmatiens diefelben Vorausſetzungen 
für die Erlangung von Capitalien vorhanden feien, wie etwa in Wien oder 
Trieft u. dgl. — Es zeugt daher von umſichtsvoller Weisheit, daß die höchſte 
Gefeßgebung ihr großartiges Streben, Einheit des Geſetzes und Red» 
tes in allen Ländern des Reiches herzuftellen, nicht überſtürzt 
und rüdfihtslos auch auf ſolche Momente ausdehnt, wo beitebende 
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) Iſt es doch bekanntlich eine ſeit mehr denn einem halben Jahrhundert 
offene, anders von der Doctrin und abiweichend hiervon durch Praris der euro» 
päifchen Gefepgebungen gelöfte Frage: „ob Strafgefehe gegen den Wucher überhaupt 
rechtlich; und Flüglich zuläßig feien ?“ — 

8* 
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Berhältniffe gefhont werden müffen. — Wenn man hiernach die Mannig- 
faltigkeit der geſetzlichen Beftimmungen und faktiſchen Verhältniſſe ing 
Auge faßt, welche derzeit in Beziehung aufden Wucher in den verfhie 
denen Kronländern beftehen: fo kann der erfte Abſatz des vorftehenden Ar- 
tifel8 VI, wodurh „einftweilen die in verfchiedenen Kronländern wider 
den Wucher beftehenden Strafgeſetze“ (alfo nur infomweit, al& fie ma- 
terielles Strafrecht einfließen) aufrecht erhalten werden, aus dem Stand- 
punfte der Gefeßgebung nur gutgeheißen werden. — 


Diefe materiellen Strafgefeße wider den Wucher, welche hierdurch einft- 
weilen in voller Rechtskraft erhalten werden, find folgende: 


1. Für die Kronländer Defterreih ob und unter der Enns, Sal;- 
burg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Trieft, Görz und Gradieca, Trieft, Böh— 
men, Mähren, Schlefien, Galizien, Bufowina, Tirol und Borarlberg : das Wucher— 
Patent vom 2. December 1803, N. 640 der J. G. ©.; — Hfd. vom 18. Aug. 
1804, N. 679, 3. G. S.; — vom 20. Mai 1808, N. 842, 3. ©. ©.; — 
die 88. 985—1001 und 1371 und 1372 des a. bürgl. Geſetzbuches vom 
1. Zuni 1811; Hfd. vom 24. December 1816, N. 1305, 3. G. S.; — vom 
27. Auguft 1817, R. 1366, 3. G. &.;— vom 6. Februar 1818, N. 1413, 
J. G. S.; — vom 21. November 1818, R. 1520, 3. ©. ©. ; — vom 26. 
März; 1824, N. 1997, 3. ©. ©.; vom 6. Mai 1825, R. 2093, 3. ®. ©.; 
und vom 17. Juni 1825, N. 2108 °). 


2. Für das Iombardifch » venetianifhe Königreih' das Dekret 
Napoleons als Königs von Italien vom 31. October 1807 **), wodurd nur 
der Gewohnheits-Wucher („ogni individuo che sarä prevenuto di eser- 
eitare abitualmente l'usura“) ale ftrafbar erklärt wird. 


*) Da in den Ländern, wo die oben citirten Gefege in Wirkſamkeit fichen, 
biefelben ohnehin wohl bekannt, und mehr oder weniger in faft täglicher Uebung 
find ; da fie überdieg in allen Handbühern, Gommentaren und Novellen» Sammlun- 
gen zu unferem bürgerlihen Gefepbuche, fo wie zum früheren Strafgefege über 
ſchwere Polizei Webertretungen regelmäßig im vollftändigen Texte oder do im Aud- 
zuge abgebrudt und erläutert find, fo werben meine Leſer zufricdener fein, wenn ich 
ſelbſt die Auszugsweiſe Darlegung ihres Inhaltes Hier — meglaffe. Uebrigens 
bemerfe ich noch, das das oben bezogene urfpränglihe Wucher-Patent fammt den bis 
zum %. 1818 reichenden Novellen dazu in Zirol und Vorarlberg noch indbefondere in 
Folge des Hoffanzlei » Defreted vom 12. April 1818 mit Gubernial» Eirculare vom 
25. April 1818 (in der a Provintial» Gefegfammlung, Seite 369—411) re: 
publicirt worden ift. 


*) m Bollettino delle leggi del Regno d’llalia, 1807, parte Ill, pag. 114. 
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3. Für das Großherzogthum Krakau der Senats-Beſchluß vom 16. Juli 
1844, Nr. 3343, wodurch vorerft die Artikel 1235 und 1907 des (dort be- 
Fanntli noch mit Geſetzeskraft geltenden) franzöfifchen Code civil *) erläutert, 
das Ausmaß der gefeßlihen und der Bertrags-Zinfen feftgefeßt, und der Wu— 
cher jofort ala ſchwere Polizei-Uebertretung nach Maßgabe des früher berufenen 
$. 233 des II. Theils des St. ©. B. vom 3. September 1803 **) erklärt wird. 
Außerdem hat Diefes Geſetz faft mit wörtlicher Uebertragung des öſterreichi— 
hen Wucher- Patentes vom 2. December 1803 noch eine Reihe von Hand- 
lungen aufgezählt, welche eben hierdurch gleichfalls ala Wucher erklärt wurden, 
und genaue Strafbeftimmungen dafür feitgeftellt. 


4. Für die Königreihe Ungarn, Kroatien, Slavonien, die fer: 
bifhe Woiwodschaft und das Temefer-Banat die Gefeß- Artitel 46 
von 1622; — 144 von 1647; — 51 von 1715; — 120 von 1723 und 21 
von 1802. Durch diefe Geſetze wird, fo weit fienurdas materielle Strafredt 
über den Wucher enthalten, jedes über 6%, reichende Zinſen-Ausmaß, gleich: 
wie auch die Berfchreibung eines größeren Gapitals, als gegeben wurde, fo wie 
insbefondere gegen Landleute auch die Forderung eines Uebermaßes von Hand- 
arbeiten oder abzuliefernden Früchten und die Ausbedingung von zufünftigen 
Fechſungen als ftrafbarer Wucher (usuraria pravilas) erklärt, mit Verluft des 
Capitals und fümmtlicher Zinfen, und unter gewiffen Umſtänden „nach dem 
flugen Ermeffen des Richters (9“ auch noch mit Geld» oder Kerkerftrafe 
geahndet. 

5. Für das Großfürftentbum Siebenbürgen. 

In Beziehung auf diefes Kronland muß derzeit auch bei dieſer Frage 
wieder unterfchieden werden zwijchen 

a) dem Hermanitädter- Bezirke (Sahjenlande) und 
b) allen übrigen Theilen Siebenbürgens. 

Urfprünglich galten für das ganze Großfürftenthum Siebenbürgen 

in Beziehung auf den Wucher die Gefeß-Artifel 11 vom: Jahre 1673; — 12 





[en 


*) Durch das faiferlihe Patent vom 23. März 1852, Nr. 77 des R. G. B., 
if zwar bereitd das öſterreich iſche allgemeine bürgerliche Gefekbuh aud für dad 
Großherzogthum Krakau mit Geſetzeskraft kundgemacht worden. Allein der Tag, 
an welchem es dafelbft, gleichzeitig mit den neu zu organijirenden Gerichten, in Wirk: 
famfeit zu treten hat, ift einftweilen noch unbeftimmt geblieben. 

») Daß im Großberzogthume Krakau ſchon vorlängft, noch während feiner ftaat- 
lichen Selbftitändigkeit, von der Regierung des Freiftaates das öfterreihifche 
Strafgefepbuch vom 3. September 1803 eingeführt worden ift, wurde bereit? Seite 8 
bemerkt. — 
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von 1691; — Punkt 3 der Alvinczi'ſchen Refolution vom 14. Mai 1693; — 
Art. 11 von 1695; — 14 von 1714 und das Refeript der Kaiferin Maria 
Therefia vom 25. Februar 1747. — Hierdurch wird das Zinfen-Ausmag für 
GeldsDarleihen auf 6, und für Naturalien auf 10%, feftgefebt, alles Ueber: 
maß als ftrafbarer Wucher erklärt nnd mit Berluft des Capitals ſammt Inter: 
effen beftraft, und in diefer Art wurden auch die Wurdherbeftimmungen fortan 
in usu geübt *). — Im Sahfenlande, wo das oben (Seite 84) erwähnte 
Statut (TI. Bud, Titel I, 88. 3 und 4) im Allgemeinen den „ungebührli- 
hen Wucher“ verbietet, fam ex usu (landesublih) noch die bekannte Be— 
ftimmung des römifhen Rechtes hinzu, daß die Zinfen nicht das Capital über« 
fteigen, und Zinfen nicht von Zinfen gefordert werden dürfen, Allein feit jenem 
Zeitpunkte, als die mehrerwähnte Verordnung Wohlgemuth's vom 13. März 
1850 (vergl. oben Seite 84) in den unter b genannten Theilen Siebenbür— 
gens **) das öfterreichifche Strafgefeßbuh vom 3. September 1803 „Tammt allen 
darauf Bezug nehmenden neueren Gefegen und Verordnungen” eingeführt hatte, 
wurde dafelbft in der gerichtlichen Praris thatſächlich auch das öfterrei- 
ch iſche Wucher- Patent vom 2. December 1803, fammt den übrigen oben unter 
Zahl 1 erwähnten, auf den Wucher Bezug habenden Straf: Gefeßen zur An- 
wendung gebracht, fo daß die hier aufgezählten fpeciellen fiebenbürgifchen Lan— 
desgefeße in Beziehung auf den Wucher nur mehr in dem unter a genannten 
Hermanftadter-Bezirke in Hebung ftehen. 


Endlih muß noch erwähnt werden, daß 
6. für Dalmatien derzeit noh gar fein Wuchergeſetz beftehe ***). 


) Den verfchiedenen unter Maria Therefia und Kaifer Joſeph I. hinzugefom- 
menen Berordnungen in Beziehung auf den Wucher wurde im Sinne der damaligen 
Zandeögejeßgebung keine Geſetzeskraft zuerkannt, und fie famen daher in der gericht. 
lichen Praris nicht zur Anwendung. — Mehrere im Laufe des gegenwärtigen Jahr- 
hundert? publicirte Gubernial= Verordnungen haben fich aber gröftentheild nur auf 
Republifation der früheren Gefege und auf Einfchärfung deffen beſchränkt, was nah 
Landes⸗Gebrauch Rechtens if. — 

»*) Nachträglih mag nocd bemerkt werden, daß diefe dem ehemaligen Sachſen— 
lande entgegengefebten anderen Theile Siebenbürgens nicht nur die (ehemaligen) 
ungarifhen Komitate und Szefler- Stühle, fondern auch das frühere Siebenbürgifche 
Militär» Grenzgebiet umfaffen, da durch die faiferlihe Verordnung vom 22. Jänner 
1851 (Nr. 22, R. ©. B.) dad Militär- Grenz -Inftitut in Siebenbürgen aufgehoben 
worden ijt. 

») Die oben hinfihtlicd des Art. VI, jo wie die früherhin mit Beziehung auf 
die Art. 1 und II dargeftellten großen Mannigfaltigkeiten der dermal noch je 
nah Berfchiedenheit der Kronländer beflehenden Einrichtungen mögen mwenigftend un— 
geführ eine Borftellung von den wirklich ungeheueren Schwierigkeiten gewähren, womit, 
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Der zweite Abſatz des vorftehenden Artikels VI bezieht fih blos auf die 
Claffification der ftrafbaren Handlung des Wuchers unter die Vergehen, und 
auf die hiervon abhängige Competenz des Strafgerichtes und das dadurch 
bedingte Strafverfahren. — In diefen Beziehungen ſchien es ange: 
mefjen, in allen Kronländern gleihmäßig wenigſtens eine Uebereinftimmung 
mit denjenigen Vorſchriften herzuftellen, welche nah Maßgabe der beim 
Artikel III gegebenen Auseinanderfeßungen in den angegebenen Beziehungen 
binfichtlich aller anderen Vergehen befteben, und hiernach mindeſtens formale 
Gleichförmigkeit hinfihtlih des Wuchers im ganzen Reiche einzuführen, ‚weil 
hierdurch den beftehenden materiellen rechts- und volkswirthſchaftlichen Ber: 
hältniffen in gar feiner Weife nahe getreten wird. 


Artifel VIL 


Alle in diefem Gefege vorkommenden Geldbeträge find in 
Eonventions: Münze nach dem 20 Gulden Fuße zu verftehen, und 
es ift daher jede auf eine Beſtimmung diefes Strafgefeges Einfluß 
nehmende Werthserhebung nach diefer Währung zu berechnen. 


Die Nothwendigkeit der vorſtehenden Beftimmung ergibt fih aus der Ber 
trachtung, daß in verfchiedenen Theilen unferes Kaiferftaates wirklich noch meh— 
rere Geld-Währungen (Baluten) im täglichen Berkehre theils wirklich im Umlaufe 
find, theild wenigftend im Handel und Wandel ald Mapftab für Werths-Berech— 
nungen landesüblich find, fo z. B. nebft der nah dem 20 Gulden- Fuße zu be 
rechnenden Gonventiond- Münze aud no die Wiener- Währung (. i. 
die nach Maßgabe der Finanz Patente von den Jahren 1811 — 1813 ausgefer- 
tigten Einlöfungs- und Anticipatione- Scheine und das hiernach ausgeprägte — 
ältere — Kupfergeld) *), ferner felbit die nach dem 24 Gulden-Fuße berechnete 


tie Ums und Neugeftaltung der alljeitigen Verwaltungd-Organifation und zumal der 
Suftize Gefepgebung im Kaiferftaate Defterreich zu fämpfen- hat. Sie möge aber 
aub ein gerechteres Urtheil herbeiführen, ald man Häufig über die angebliche 
Langſamkeit hört, im welcher fich dieſes Rieſenwerk entwidelt. Man möge fchon aus 
diefen drei vereinzelten Momenten abfirahiren, dag beinahe bei jeder Frage fi die 
verfchiedenen Kronländer wieder in andere und höchſt verfchiedenartig geftaltete 
Gruppen claflificiren, und daß überall die heterogenften Glemente zur Einheit 
geftaltet, und dennoh fo viele beftehende Intereſſen und Rehtöbeziehungen mit 
kluger Schonung beachtet werden follen! — 


*) Ueberall aber, wo diefe fogenannte Wiener-Währung (vulgo ſchlech— 
tes, Schein- oder Papier-Geld genannt, im Gegenfage des guten, harten, oder Silber 
Geldes, oder der Conv.-Münze) heut’ zu Tage regelmäßig wohl nur im kleinen 
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fogenannte Reih3- Währung, und in neuefter Zeit bei größeren Verkehrsge— 
ihäften auch noch die fogenannte Bank-Valuta. 


Zur Herftellung der nöthigen Nechts- Einheit und Rechts-Gleichh eit 
mußte daher im Strafgefege nur eine einzige Valuta ald maßgebend erklärt 
werden. Diefe Beftimmung des Gefeßes hat nun vorzugsweise in zwei *) Be- 
ziehungen einen praktiſchen Werth, nemlich: 

erftens hinſichtlich der Valuta, in welcher alle in diefem Strafgefege 
vorfommenden Geldftrafen zu leiften find, und 

zweitens in Beziehung auf die Werthöberehnung des Gegenftandes 
oder Schadens bei denjenigen ftrafbaren Handlungen, bei welchen die Beur- 
theilung, ob fie ald Verbrechen oder als Uebertretung zu behandeln find, in mans 
hen Fällen ausfhliegend, in einigen anderen wenigſtens theilweife von der (ob- 
jectiven) Größe des Betrages, Werthes oder Vermögens-Schadens abhängt. Es 
find dieß die ftrafbaren Handlungen der boshaften Befhädigung fremden Eigen- 
thumes ($. 85, lit. a und $. 468), des Diebſtahls, der Veruntreuung und des 
Betruges ($$. 173-—178, 181, 183, 186, 200, 460, 461 und 465). — 

In al diefen Fallen muß alfo nah Vorſchrift dieſes Artikels VII der 
Werths-Anſchlag (die Schäkung) des Gegenftandes der Berlekung oder des Scha- 
dens nunmehr immer und überall nah Conventiondg- Münze vorgenommen, 
oder e8 muß, wenn die ftrafbare Handlung, wie z. B. ein Diebftahl, unmittelbar 
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Alltags-Verkehre vorkommt, hat ſich deſſen Werths-Verhältniß zur Conv.-Münze 
ſchon laͤngſt wie 250: 100 gefeſtiget, wornach daher auch in Gemäßheit ded obigen 
Artikels VII z. B. ein Diebſtahl von 50 fl. W. W. geſetzlich als ein Diebſtahl von 
20 Gulden E.-M. behandelt werden muß. 

*) In einer dritten Beziehung, für welde die obige Beflimmung im erften 
Anblide etwa noch praktifch wichtig ericheinen fönnte, Hinfichtlih der Entfhädi- 
gung des durch eine ftrafbare Handlung Verletzten (oder Beſchädigten) nemlich, — i 
fie im Wefentlichen ganz gleichgültig, denn diefem muß nad der Natur der Sache und 
nah der Vorfchrift aller pofitiven Givil- und Strafgefeße (vgl. in&befondere den $. 
42 unferes dermaligen Strafgefebed) volle Entfhädigung ober Genugthuung 
zugefprohen werden. Wird ihm nun dieſelbe durch Zurückſtellung des entzogenen 
Gutes in natura und in slatu integro geleiftet,, fo ift ohnehin von einer Werthser— 
bebung zum Behufe der Entfhädigung feine Rede mehr; wird fie ihm aber aud 
im Wege der Erfagleiftung durch Aequivalent zugefprochen, fo wäre es ebenfalls 
gleichgültig, in welcher Baluta diefe Werthderhebung und Eutfchädigung geichähe. 
Diefelde muß in jedem alle nah dem wirklichen Werthe des Schadens voll- 
zogen werden, bierbei würde es aber praftifh auf das nemliche Ergebniß führen, 
ob man dieſe Entfhädigung nominal in diefer oder jener Baluta, z. B. bei einem 
wirflihen Schaden im Werthe von 40 fl. EM. in diejer Bezeichnungsweife, 
oder in 100 fl. W. W. auszeigen würde. 
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an baaremGelde, aber niht anConventiong-Münze, fondern z. B. an Gold- 
müngzen, oder bairifhem (nah dem 24 Gulden» Fuße ausgeprägten) 
Silbergelde, oder an Wiener-Währung Einlöfungsfcheinen oder folder 
Kupfermünze gefchehen ift, der Betrag auf Gonventions- Münze reducirt 
werden. — 


Allein feit den denfwürdigen Minifterial-Berordnungen vom 21. und 22. 
Mai 1848 *) und beziehungsweise feit dem kaiſ. Patente v.2. Juni 1848 **) hat 
ih in dieſes Gebiet eine Frage hereingedrängt, welche hoffentlich nur mehr vor: 
übergehend einepraftifche Bedeutung haben wird, während diefer Zeit aber 
von unferen Strafgerichten in jenem natürlichen und nüchternen Sinne gelöfet 
werden möge, wie fie bereits der höchite Gerichtshof des Reiches in einem ein- 
zelnen Falle aus Anlaß einer Caſſations-Verhandlung über eine Nichtigkeitsbe- 
ſchwerde entfchieden hat ***). — 
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*) Sieh’ die erſtere im Morgenblatte der Wiener-Zeitung vom 22. Mai 
1848, die zweite aber im Abendblatte desfelben Tages. Sie find aber auch 
abgedrudt in der böhmifhen, mährifhen und fleiermärfifhen Provinzial 
Gefepfammlung und in Heyßler's Sammlung ber feit 13. März 1848 im Juſtiz⸗ 
fache erfchienenen Gefepe und Verordnungen, 2. Heft, Seite 211 und 213. — Die 
erfte diefer Derordnungen hatte nebft der Feſtſetzung: „daß Jedermann gehalten wer- 
den foll, die Banknoten der priv. öfterr. Nationalbank bei allen Zahlungen nad 
ihrem vollen Nennmwerthe anzunehmen,” zugleich angeordnet: „Gebührt die Zahlung 
in einer beftimmten Münzforte, fo ift die Zahlung nah der Wahl des 
Schuldners entweder in diefer Münzforte oder nad) deren Werthe zur Zeit der Zah: 
lung in Banknoten zu leiſten.“ — Die am Abend desfelben Tages erſchienene obige 
Nachtragd-Berordnung hat die legtere Beftimmung — leider! — dahin abgeändert: 
„daß ſich diefelbe bloß auf diejenigen Zahlungen zu beziehen habe, melde im Gold 
oder ausländifhen Silbermünzen gebühren.“ — Durch diefe nachträgliche 
Modification wurde daher der fogenannte Zwangscours der Banknoten aud auf reine 
privatrechtliche Verbindlichkeiten, und der beftimmteften Vorſchrift der 88. 987 
und 988 des a. b. ©. B. (welche in der Bormittags puhlicirten Vorſchrift noch 
aufrecht erhalten waren) zuwider — fogar auf ſolche Darleihen und Ehuld-Per- 
bindlichkeiten ausgedehnt, welche in einer beftimmten Münzforte bedungen waren! 

*) Dur diefed Patent wurde den vorftehenden zwei Minifterial-Berorbnun- 
gen vom 21. und 22. Mai 1848 die faiferliche Genehmigung ertheilt. Sich’ dasfelbe 
in der Wiener-Zeitung vom 14. Juni 1848, in der mähriſchen und ſteiermär— 
tiſchen Provinzial-Gefepfammlung, dann in Heyßler a. a. O. Seite 225. — kei. 
der finden fich aber weder diefes Patent, noch die früheren zwei — doch fo hoch— 
wichtigen — Verordnungen in der allgemeinen Sammlung der politifhen Geſetze 
und Berorduungen vom Jahre 1848! — 

+) Sich’ die Gerichtözeitung vom 31. Auguft 1851, Nr. 206, Seite 830. — 
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Durch diefe finanziellen Verfügungen wurde nemlih den Banknoten der 
privilegirten öfterr. Nationalbant nach ihrem vollen Nennbetrage der gleiche 
Werth mit der Conventiond-Münze eingeräumt, und in gleicher Art 
haben auch alle fpäter erfehienenen Finanzgefege und Verordnungen, wodurd die 
Emiffion von verfchiedenen neuen Gattungen von Staats» Papiergeld *) ange: 
ordnet worden war, bei diefen neuen Papiergeld - Sorten die gleiche Geltung mit 
der Eonventiond-Münze nach deren vollen Nennwerthe verfügt. Dadurch aber, 
daß diefes öffentliche Papiergeld feit dem Jahre 1848 (vielleiht wohl vorzugs— 
weife vermöge der Mafregeln v. 21. und 22. Mai 1848!) in der Wirklich— 
keit ihren dietirten gleichen Werth mit der baaren Conventiong-Silber-Münze 
nicht beibehielt, fondern die Iegtere einen fogenannten Curs erhielt, nemlich im 
Berhältniffe zum Papiergelde alsbald nur ald Kaufmanne-Waare mit einem nam- 
haften (Merkantil-) Agio verhandelt wurde: hatte fih denn auch in der Straf 
rechts-Praxis die Frage erhoben: „welchen Einfluß diefe Werthsverſchiedenheit 
(das Silber-Agio) auf die ftrafrechtlihe Beurtheilung zu nehmen habe?" — 

Man muß fie, um darüber völlig klar zu werden, im drei Theilfragen 
auflöfen: 

1. Sind Werths - Erhebungen (Schaßungen), welche einer ftrafrechtlichen 
Entfheidung zur Unterlage zu dienen haben, nad Conventiond-Münze-PBapier- 
geld oder nah Comventiondg -Silber- Münze vorzunehmen? 

2. Soll in dem Falle, wenn eine ftrafbare Handlung, 3.8. Diebftahl, un- 
mittelbaran Geld gefhehen ift, in Beziehung auf deren rechtliche Beurthei- 
lung nur der Rominalbetriag des geftohlenen Geldes ohne weitere Rüdfiht 
auf den etwaigen effectiven Werths-Unterſchied desfelben entfcheiden, oder be 
gründet der Umftand, ob diefer Diebftahl bei vorausgefegtem gleichem Nominal- 
betrage an Conventiond-Papier- Geld (3. B. Banknoten) oder an Silber: 
Münze (z. B. an Zwanzigern) gefhehen ift, einen Unterfchied in der ftrafrehtli« 
hen Beurtheilung? Endlich 

3. muß fih in dem Falle, wenn durch eine ftrafbare Handlung die Befchä- 
digung, z. B. der Diebftahl, unmittelbar an Silbermünze gefhehen ift, der 
Beihädigte die Entfhädigung mit Papiergeld in gleihem Nominalbetrage 
gefallen laſſen? — 


*) Dahin ‚gehören alle Arten von öffentlihen Creditspapieren, welche durch 
die fpäteren Finanz-Operationen mit der Geltung ald Münze eingeführt wurden, 
als da: k. k. Cafa-Anweifungen, Münzfcheine, k. k. Gaffen-Staatd-Anweifungen 
oder Treforfiheine (viglietti del tesoro) des lombardifch-venetianifchen Königreiches, 
die Anweifungen auf die Landeseinfünfte des Königreichs Ungarn, die verzindlichen 
und unverzinslichen Reihefhapfcheine. 
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Die Entfheidung aller drei Fragen muß vermöge der ganz beftimmten Vor⸗ 
Tchrift des vorftehenden Art. VII und der bezogenen finanziellen Vorſchriften, zu- 
mal in Gemäßheit des Patentes vom 2. Juni 1848 im Allgemeinen nach dem 
Grundfage erfolgen: „daß das Conventiond »- Münze- Papiergeld nad 
feinem vollen Nennbetrage der Conventions - Silber: Münze völlig gleich 
zu halten und zu behandeln ift, in fo weit nicht erweislich Durch das Geſetz * 
wieder eine Ausnahme hiervon feſtgeſetzt wird.“ — 

Da num der Artikel VII keineswegs vorgeſchrieben hat, daß die Werths⸗ 
erhebungen nach der Conventions-Silber-Münze, ſondern nur daß ſie nach der 
Conventions-Münze im 20 Gulden-Fuße zu geſchehen habe, das Papier— 
geld aber nach ſeinem Nominalbetrage der Conv. Münze des 20 Gulden-Fußes 
gleichgeftellt ift: fo darf nun vorerft nah dem Wortlaute der Gefeke die 
Werthserhebung nah dem Nennwerthe des Bapiergeldes erfolgen. Im Geiſte 
des Geſetzes muß fie aber auch im Papiergelde gefihehen, weil ja von dem 
Augenblide an, ald die Silbermünze einen Curs erhalten hat, eben diefe Silber: 
münze im gewöhnlichen Berkehre zunächſt niht mehr als Geld, fondern viel- 
mehr als Waare angefehen werden kann, die allen Fluctuationen des Marktes 
unterliegt. Das Gefeß wollte aber durch die Feſtſetzung jet fogar eines be— 
ftimmten Münzfußes doch vor Alem einen firen, und fi unter den wech— 
jelnden Einflüffen der Börfe gleihbleibenden Werthmeffer für ftrafrechtliche 
Beurtheilungen ftatuiren, weil ja die Entſcheidung, ob eine Handlung ein Vers 
brechen oder blos eine Webertretung fei, im Geifte einer vernünftigen und gerech— 
ten Gefeßgebung doch nicht von den launiſchen DOscillationen des Börfe » Curfes 
abhängig gemacht werden will. Einen folhen firen Werthmeffer bildet nun unter 
den dermaligen Verhältniffen nur der Nennbetrag des Bapiergeldes. 
Hiernach ift die erfte der obigen drei Fragen dahin zu entſcheiden: „daß alle 
in Frage ftehenden Werthserhebungen in Papiergeld vorzunehmen ſeien.“ — 

In Beziehung auf die zweite Frage muß vorerjt erinnert werden, daß es 
nad dem Ebengefagten wohl feinem Zweifel unterliegen könne, daß derjenige, der 
26 Gulden in Banknoten oder Reihsfhapfheinen geftohlen hat, allerdings als 
Verbrecher zu behandeln fei ($. 173), wenn glei der effective Gilber- 
Werth des von ihm Geftohlenen nach dem dermaligen Curſe (etwa 420 für 
hundert) nicht den Betrag von 25 Gulden überfohreiten würde; — allein das 
Geſetz will nicht die Berechnung nad dem effectiven Silber-Werthe, fondern 
nach dem ihm gleichgeftellten 20 Gulden-Gonventiond-Fuße oder Bapiergelde. — 

Schwieriger fheint der andere Theil der zweiten Frage: „wie nemlich 
derjenige zu behandeln ſei, der z. B. 24 Gulden in Silberzwanzigern geftohlen 
hat?“ Nach den deutlichen Beftimmungen unferes Geſetzes ſcheint es mir außer 
Zweifel zu fein, daß in diefem Falle die gejtohlene Silbermünze nad dem 
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Curſe, den fie zur Zeit der Verübung des Diebftahle hatte, in Conventions- 
Münze- Papiergeld angefchlagen (gefhäßt) werden müffe, und daß daher 
(nah dem vorausgefegten Curfe des Silber-Agio's von 20%,) der Schuldige 
ala Dieb von 28 fl. 48 fr. Eonv.-Münge-Papiergeld, daher allerdings ale 
Verbrecher behandelt werden dürfe und müffe ). — 
Diefe Entfcheidung fußt fid 

a) auf die Schluß-Anordnung des $. 173: „Der Werth aber ift nicht nach 
dem Vortheile des Diebes, fondern nah dem Schaden des Beftohlenen zu 
berechnen." — Nun unterliegt es doch gewiß feinem Zweifel, daß derjenige, dem 
24 Gulden in Silber-Zwanzigern geftohlen worden find, dadurd nad obiger 
Vorausfegung einen Schaden von 28 fl. 48 fr. in Conv.-Münze- Papiergeld 
erlitten habe, d. h. diefen lebteren Betrag hätte ausgeben müffen, um ſich jo- 
‚gleich wieder die 24 Silber-Gulden beizufhaffen. — Dazu kommt, daß 

b. nad) dem Gefagten unter den dermaligen Berhältniffen der Dieb- 

ftahl an Silber- Münze nicht mehr als an unmittelbaren Geld» Objecten, 
fondern vielmehr ald an einer Waare erfolgt, angefehen werden muß, deren 
Werth daher erſt nad derjenigen Geld-Währung gefhäßt werden muß, 
welche derzeit in Defterreih überhaupt ala Werthmeffer, und als all- 
gemeines Taufchmittel zur Beftimmung des Preifes der Waare im Berkehre 
gilt. Dies ift aber notorifh nur — das Papiergeld (die fogenannte 
Bankoaluta), und nicht die Silber-Münze **). 


*) Es ift mir nicht unbefannt, daß die oben audgefprochene Entfcheidung von 
der Praxis gewöhnlih nicht angenommen ift, und aud der in früheren Seiten für 
ganz analoge Berhältniffe erlaffenen Belehrung der oberften Juftizftelle an das n. ö. 
Oberlandesgeriht vom 10. Februar 1816 (in Mauchers größerem Sammelwerke 
Nr. 429) geradezu widerfpreche, — Allein diefe letztere Belehrung ift, vielleicht eben 
wegen ihres problematifhen Inhalte, nie in die Juftizgefegfammlung aufgenommen 
worden, daher auch nie zur Gefekedkraft gelangt. — Zudem bitte ich, die oben für . 
meine Behauptung angegebenen Gründe zu prüfen. 

N ft die obige Anficht bei und nicht ſchon längft in Beziehung auf Golb- 
Münzgp praftiih geworden? — Seit die Dufaten ein Agio erlangt haben, hörten 
fie auf, eigentlihed Geld zu fein, und wurden zur Waare, die man mit ander 
rem Gelde faufen muß, und feinedwegd mehr z. DB. in den Münzftätten des 
Staates durh blofe Umwechslung gegen andere Sorten Gelded zu dem ur 
Iprünglihen Nennwerthe, nach dem fie andgeprägt find (A 4 fl. 30 fr. EM.) er: 
halten kann. Seit diefer Zeit fällt es meines Wiſſens feinem Strafrihter in Defter- 
reich ein, den Dieb von 5 Dufaten in Gold nur ald einen Dieb von 22 fl. 30 fr. 
zu behandeln, fendern man fhäßt die Dufaten nach ihrem wirklichen Börfewerthe, 
und entjcheidet, daf, wenn am Tage des Diebftahld z. B. ein Dukaten 5 fl. 36 Er. 
CM. (Papiergeld!) Loftete, der Schuldige als ein Dich von 28 fl. C.:M., 
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Nur dur die ſe Entfcheidung der Frage ift es ferner 

e) möglich, einerfeits die mehrerwähnten finanziellen Vorſchriften, die ja 
für alle Staatsangehörigen und alle Staatsbehörden, alfo dod gewiß 
auch für die Straf- Gerichte maßgebend find, genau einzuhalten, und 
andererfeitd die ftrafrichterlihen Entfcheidungen vor dem Vorwurfe der Unge- 
rechtigkeit, ja felbft vor jenem der Ungereimtheit zu bewahren. Wenn man näm- 
ih nit die hier verfochtene Entfcheidung der obigen Frage adoptirt: fo 
müßte man in der angegebenen Beziehung die Silbermünze und das Pa— 
piergeld einander abfolut-gleich anfehen, und zugeftehen, daß es bei der 
Entſcheidung der Frage, ob der Diebftahl vermöge der Größe des Betrages Ber- 
bredjen oder Uebertretung fei, nur auf den Nennbetrag, und keineswegs auf 
den effectiven Werth des Geftohlenen anfomme, und daß es daher für Diefe 
Frage völlig gleichgültig fei, ob Jemand in dem einen Falle 26 Gulden, und in 
dem anderen 24 Gulden in Silbermünze oder in Papiergeld geftohlen hätte, 
wie denn in ganz analogem Falle die oben erwähnte Belehrung vom 10. Februar 
1816 wirklich erklärt hatte, daß es vermöge der gefeglihen Gleihftellung der 
Wiener-Währung mit der Conventiond-Münze völlig gleichgültig fei, ob der 
Diebftahl von mehr ald 25 Gulden in Gonventions-Münze oder in Wiener— 
Währung gefchehen fei. Allein eben dadurch würde man zugleich behaupten, 
daß ein Diebftahl von 26 Gulden in Papiergeld allerdings ein Verbre— 
hen, hingegen der Dieb von 24 Gulden in Silberzwanzigern nur ein 
Uebertreter wäre, d. h. daß derjenige, der an effectiv em Werthe, und 
an dem nad dem wirklichen Schaden des Beftohlenen zu berechnendem 
Werthe, weniger, nämlich im erfteren Kalle nur 26 fl., geftohlen hätte, um 
Vieles ftrenger beftraft werden foll, als derjenige, welcher (im zweiten Falle) 
effective mehr, nämlih an realem Werthe des Beftohlenen eigentlich 
28 fl. 48 kr., geftohlen hätte”)! Diefes Mifverhältnig würde fi natürlih um 


d. h. ald ein Berbrecher zu behandeln fei. — Genau dad nemliche Berhältnif 
ift in ſtrafrechtlicher Beziehung jetzt auch hinfichtlih der Silbermünge von 
jenem Momente an eingetreten, wo biejelbe einen Curs erlangt hat, oder auf eigent- 
lihem Geld — Waare geworben iſt! 

*) Diefe Berehnung wurde ja von einem großen Theile der Prarid im 
Geifte (2) der obigen Belehrung vom 10. Februar 1816 bis zum Erſcheinen des 
Juſtizhofdecretes vom 1. Juli 1835, Ar. 52 der 3. ©. ©. (wodurch die Be— 
rechnung nach Conventiond- Münze vorgefchrieben worden war), ehemald im Ber- 
bältniffe zwifchen Wiener-Währung und Einlöfungs-Scheinen wirklich angewendet. 
Man ftrafte denjenigen, der 24 fl. C.⸗M. in Gilbergeld ftahl, als fchweren Poli- 
jeisWebertreter, denjenigen aber, der 26 fl. in Wiener-Währung Einlöfunge- 
fheinen ſtahl, ald Verbrecher, d. 5. den lepteren, der nach dem effectiven Schaden 
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Vieles fteigern, wenn nad dem wechfelnden Curſe des Silberagio ein größeres 
Mißverhältniß zwifhen Silber und Papiergeld eintritt, wie wir denn z. B. für 
jene Epoche, wo das GSilber-Agio bereitd 40%, betragen hatte, ebenfalld ber 
baupten müßten, daß der Dieb von 24 fl. in Silbergeld, d. i. eines effectiven 
Werthes von 33 fl. 36 fr. (nach dem allgemeinen Werthmeffer, dem Papier: 
gelde nämlich) nur als ein Mebertreter mit Arreft bis höchſtens 6 Monaten, 
der Dieb von 24 fl. in Banknoten aber als ein Verbrecher mit ſchwerem 
Kerker bis zu einem Jahre zu ahnden wäre!! — Durch eine folche, meiner dar— 
geftellten Anficht entgegengefebte Entfheidung würde ferner behauptet, daß 
vermöge der im $. 173 angeordneten Zufammenrechnung aller Diebftahle-An- 
griffe in Eine Gefammtthat — bei der Berechnung der Diebftahld-Summe auch 
ungleihartige Größen in Eine zufammengerechnet werden müffen, und 
daß z. B. derjenige, der in drei verfchiedenen Angriffen von 3 fl. in Zwanzigern, 
13 fl. in Banknoten und 10 fl. in Reihsfchaßfcheinen gejtohlen habe, eben fo 
gut ald Dieb von 26 fl. C. M. ſich darftelle, als derjenige, der 3. B. 20 fl. in 
Zwanzigern, dann im zwei weiteren Angriffen jedesmal 2 fl. in Banknoten 
ftiehlt, nur als ein Dieb von 24 fl. fih darftelle u. ſ. f. u.f.f.) — Wie 
ftünde ed da noch mit der Anordnung des Gefeßgebers, der doch im Art. VII 
vor Allem nur Einen Münzfuß, nur eine einzige Valuta zur Werthe- 
berehnung im Strafrechle vorgezeichnet hat! Wie mit dem Geifte unferes Ge- 
fees, das doch vor Allem — Gerechtigkeit will! 

Diefe von mir verfochtene Entfheidung der zweiten Frage fteht endlich 

d) keineswegs im Widerfpruch mit der von den obigen Finanzgefeßen an- 
geordneten Gleihhaltung der Conventions-Münze und des Papiergeldes: denn 
man möge wohl beadhten, daß durch diefe Gefebe keineswegs ausgeſprochen 
wurde (mas wohl überhaupt nicht dictirt werden kann), daß diefe beiden 
Baluten einander im effectiven Werthe abfolut gleich feien; man wolle 
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des Beftohlenen "eigentlich faft zwei und einhalbmal weniger geſtohlen, um Vieles 
härter, als den lekteren, der (nach dem Curſe von 250 : 100) eigentlid 60 fl. ge 
ftohlen hatte! — Spricht eine ſolche Auslegung des Geſetzes nicht dem gefunden 
Menfchenverftande und der natürlichen Gerechtigkeit Hohn: follte fie daher wohl in 
der Haren Abſicht des Geſetzgebers liegen?! — 

*) In Wirklichkeit hat man durch Jahrzehende nah Maßgabe der obigen Er: 
Tänterung, wobei man buchſtäblich die W. W. und EM. einander abfolut 
gleich behandelte, au) die Zufammenrechnung mehrerer Diebftähle in der eben dar- 
gelegten Weife vorgenommen. Wer in drei Angriffen 12 fl. W. W., 12 fl. W. W. 
und 2fl.E»M. ftahl, wurde ald Dieb von 26 fl., und wer 12 fl. C.“M., 10 fl. C.⸗M. 
und 2 fl. W. W. ftahl, nur ald Dieb von 24 fl. behandelt! — — 
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ferner berüdfichtigen, daß Hierdurch; keineswegs die Silbermünze dem Papier: 
gelde, fondern vielmehr umgekehrt nur diefes jener gleichgeftellt, oder eigentlich 
nur gefagt wurde, daß das Papiergeld im vollen Nennwerthe, ala ob es 
E.:M. wäre, bei Zahlungen angenommen werden müffe, nicht aber ver— 
boten wurde, die vorfommende Gilbermünze nad dem ihr in dem allgemeinen 
Verkehre zulommenden höheren Effectiv- Werthe gleich jeder anderen Waare 
und nad dem Preife in Papiergeld zu veranfchlagen. — Würde man aber aud) 
in dieſer Auffaffung eine Ausnahme von dem oben an die Spike geftellten 
Grundſatze erkennen, daß das Papiergeld der Conventions-Münze im vollen 
Nennbetrage gleich zu halten fei: fo mwäre diefe Ausnahme für das Strafrecht 
durch den $. 173 geboten, wie ſchon oben unter lit. a auseinandergefeht wurde. 


Die vorftehende Entfheidung der zweiten Frage ſchließt auch ſchon die 
verneinende Löfung der oben aufgeworfenen dritten XTheilftage ein. 
Wenn nämlich hiernach bei ftrafbaren Handlungen, die unmittelbar an Silber: 
Münze gefhehen, die Abſchätzung ihres Werthes nad dem Papiergelde gefche- 
hen muß, fo ift dadurch auch die Entfchädigung des Beſchädigten nah Maß— 
gabe feines wirflihen Schadens vollfommen gefihert. Denn entweder er- 
hält er die ihm widerrechilich entzogene Sache in natura zurüd, oder es wird 
ihm die Erfaßleiftung im Aequivalente, d. h. in derjenigen Höheren Summe 
des Papiergeldes zugeſprochen, welche vermöge der obigen Schäßung nad dem 
zur Zeit der verübten ftrafbaren Handlung ftattgefundenen Curſe auf die ent- 
zogene Silbermünze entfällt. 


Artifel VIM. 


Alle in diefem Gefege vorkommenden Zeitbeftimmungen find 
nach dem Kalenderjahre zu berechnen. 


Diefe Beftimmung unferes Gefeßes ift zunächſt in zwei Beziehungen praf- 
tiſch wichtig, nämlid: 

a) bei Berehnung der Dauer der Strafzeit; und 

b) bei Beftimmung des Alters von Perfonen in all’ jenen Fällen, 
wo das Alter in ftrafgefeßlicher Beziehung von Einfluß ift. 

In der erfteren Beziehung (ad a) war diefelbe Anordnung, welche in 
dem vorftehenden Artitel VII enthalten ift, bereits zu dem früheren Straf: 
gefege durch das Hofdekret vom 7. Mai 1819, N. 1558 der J. ©. ©., ange 
ordnet worden. Die Nothwendigfeit, die Berechnung der Zeitbeftimmungen in 
Beziehung auf das Strafgefeß nah dem Kalenderjahre feitzufeßen, ergab 
ſich zunächſt aus der hie und da vorgefommenen Praris, welche diefe Bere: 
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nung nad der Vorſchrift des $. 902 des a. b. G. B. ) (f. g. Eivil-Computa- 
tion) vorgenommen hatte. — Nah Maßgabe des vorftehenden Artikels VIL 
unterliegt es alfo feinem Zweifel, daß bei Bemeffung der Strafdauer etwa von 
zehn Jahren z. B. derjenige, der hierzu am 1. März 1853 verurtheilt wurde, 
diefe Strafe erft am 1. März 1863 vollendet haben wird, ohne weitere Rück— 
fiht darauf, da in diefem Jahrzehend zwei Schaltjahre (1856 und 1860) mit 
je 366 Tagen eingefchloffen find, und daß daher in dem Falle, wenn die Zeit- 
Berechnung nad dem fogenannten Givil- Jahre zu 365 Tagen vorgenommen 
würde, die obigen zehn Jahre fhon um zwei Tage früher, nämlich am 27. Fe— 
bruar 1863 vollendet fein würden. — In gleicher Weife wird derjenige, welcher 
;. B. am 10. Februar zu dreimonatlicher Freiheit: (Kerker- oder Arreſt-) Strafe 
verurtheilt wird, ebenſowohl am 10. Mai feine Strafzeit vollendet haben, wie 
derjenige, der z. B. am 10. Juni zu diefer dreimonatlichen Strafe verurtheilt 
wird, diefelbe ebenfall® erft am 10. September vollendet, obgleich der erftere 
offenbar wegen der Verfchiedenheit der Zeitdauer der inzwifchen liegenden Mo- 
nate (dort Februar mit nur 28, und nur Ein Monat, nämlich der März, mit 31; 
während bier zwei Monate, Juli und Auguſt, mit je 31 Tagen) eine um drei‘ 
Tage längere Strafe audzuftehen hat. — Allein das Geſetz wollte mit einer 
durchgreifenden, alle Deuteleien und Willfürlichkeiten in einzelnen Fällen ab: 
fchneidenden, pofitiven Borfhrift Gewißheit des Nechtes, und zugleich die 
erwünfchte Einfachheit und Teichte Ueberfichtlichkeit in den Straf-Regiftern und 
Rechnungen herftellen, und mochte ſich dabei Durch die angeführten, im Ganzen 
wenig erheblichen Unzukömmlichkeiten nicht irre machen laffen, die in einzelnen 
Fallen eintreten mögen. — 


In der zweiten angedeuteten Beziehung (ad b) kann bemerkt werden, 
daß das Alter einer Perfon in unferem Strafgefeße vor Allem in Beziehung auf 
die Zurehnung von widhtigem Einfluffe fei, ob namlich insbefondere eine 
Handlung Jemanden jchon ald Verbrechen, oder nur als Uebertretung, oder 
überhaupt ald bürgerlich ftrafbar zugerechnet werden könne (88. 2, lit. d, 237 
und 269); — allein dasfelbe ift auch noch in manchen anderen Beziehungen 
von großem Belang, z. B. in den Fällen der 88. 24, 46, lit. a, 52, 97, 127, 128, 
232, 248, 258, 260, 264, 271. — Durch die obige Borfchrift wurde die 


*) Derfelbe lautet wörtlich: „Verträge müfjen zu der Zeit, an dem Orte und 
auf die Art volljogen werden, wie ed die Parteien verabredet haben. Nach dem 
Geſetze werden 24 Stunden für einen Tag, 30 Tage für einen Monat und 365 
Zage für ein Jahr gehalten.” — 
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bisher auch im Strafrechte) ſtreitige Frage poſitiv gelöſet, daß auch die Be— 
rechnung des Alters einer Perſon nicht nach dem Civil- ſondern nach dem 
Kalenderjahre zu geſchehen hat, wornach alſo z. B. Jedermann im Sinne des 
Strafgeſetzes erſt mit dem Antritt ſeines 15. Geburtstages das 14. Le— 
bensjahr zurückgelegt hat, d. h. ſtrafgeſetzlich 14 Jahre alt iſt, ohne weitere 
Rückſicht darauf, ob innerhalb dieſer 14 Jahre 3 oder 4 Schaltjahre inzwi— 
ſchen lagen, ob er daher den 14maligen Cyclus von 365 Tagen des Civiljahres 
fhon um 3 oder 4 Tage früher vollendet haben würde. — 


Artifel IX. 


Diefes Gefeh fol auch auf bereits anhängige Unterfuchungen 
und auf alle vor dem bezeichneten Tage begangenen ftrafbaren 
Handlungen nur in foferne Anwendung finden, als diefelben duch 
das gegenwärtige Strafgefeß Feiner ftrengeren Behandlung als 
nad dem früher beftandenen Rechte unterliegen. 


(20. Abfag des K. M. P. zum Strafgefege vom 3. September 1803.) 


„Wie Wir denn auch auf bereits anbängige, oder num erft zur Unterfuchung fommende Bälle, ins 
gleichen auf Berbrechen und ſchwere Poligeirllcbertretungen,, die vor oben beftimmter Friſt begangen wor« 
den, aber erft nadı Berlauf derjelben zur Unterfuchung gezogen werden, die Wirkung dieſes Geſetzes 
jedesmal eritreden wollen, wann nad. demjelben auf eine gelindere Behandlung ald nad) den vormaligen 
Geſetzen, zu erfeunen fein wird. Daher aud die Verjährung umter dem in dieſem Geſetze ausge⸗ 
drüdten Bedingungen felbft auf diejenigen Uebertretungen angumenden ift, welche nad) dem noch beftehen- 
den allgemeinen Strafgefege nicht hätten verjähret werben fünnen." 


Gegeben in Unſerer Eaiferlichen Haupt: und Refidenzftadt 
Wien den 27. Mai 1852. 


Stanz Joſeph. (L. S.) 


r &r. Buol-Schauenftein m. pr. rauf m. p. 


Auf Allerhöchſte Anordnung: 
Ranfonnet m. p. 


*) Es mag dahin geftellt bleiben, ob denn wirklich nach der obigen, zu näch ſt 
nur für Verträge gegebenen Borfhrift. unferes a. b. G. B. auch dad Alter des 
Menſchen — felbft nurin civilrech tlicher Beziehung — nad) dem Giviljahre berechnet 
werden fol, und ob denn wirklich unfer fo einfaches und natürliches Civilgeſetz bie 
verfünftelte Verfügung treffen wollte, daß 3. B. Jedermann nicht mit dem Antritte 
des 2dten Geburtstages großjährig (24 Jahre alt) werde, fondern daß er dieß ſchon 
um die 6 Tage früher Werde, die von den inzwifchen liegenden 6 Schaltjahren ein- 
gefhloffen werden. — Diefe Auslegung fheint mir weder in ben Worten „nad 
ihrem Zufammenbange“ und noch weniger in der klaren Abfiht unferes Ge 
feggebers zu liegen : doch dieß gehört nicht weiter hierher! — 

Hye, Commentar. 9 
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Die legislative Rechtfertigung der in dem vorftehenden’ Artikel IX ent: 
haltenen Beftimmung unferes Gefeßes liegt auf flaher Hand. Es ift ein gleich 
unbeftritten von der Wiffenfhaft, dem fchlichten Menfhenverftande und den 
Gefegen aller civilifirten Völker anerfannter Grundfaß, daß Strafgefehe aller: 
dinge, allein auch nur in fo weit auf früher begangene Handlungen zurüd- 
wirken dürfen, als dadurch dem Thäter Fein größeres Uebel zugefügt wird, als 
ihm nach der zur Zeit der Begehung feiner Handlungen beftandenen Strafge- 
feße treffen könnte. — Diefen Grundfa hat nun auch unfer Gefek im vor- 
ftehenden Artikel zur Geltung gebradt. — 


Zur Erläuterung desfelben mögen folgende Bemerkungen dienen : 


a) Das Geſetz hat vorerft diefe Rückwirkung mit der obenerwähnten Begrän- 
zung auf „anhäungige“ Unterfuhungen, d. h. auf ſolche Straffälle einge: 
ſchränkt, rücfichtlih welder am 1. September 1852 bereitd irgend ein gericht- 
liher Act des Straf, Unterſuchungs- oder Entfheidungs-Richters vorgenom— 
men, aber noch nicht die rechtsfräftige End-Entfheidung erfloffen fein wird. — 
Daraus folgt alfo mit logifher Nothwendigfeit a contrario, daß die wegen 
früherer Straffälle bereits durch rechtskräftige (End-) Entfheidungen beendigten 
(abgefchloffenen) ftrafgerichtlichen Unterfuhungen, und gar die bereits in Voll- 
ziehung ftehenden Erkenntniffe (Urtheile) der Strafgerichte durch das gegenwär- 
tige Strafgefeß in gar feiner Beziehung alterirt werden *), fondern unbeirrt bei 
ihrem Ausbruche oder ihrer Vollziehung zu verbleiben haben. — 


b) Das neue Gefek foll auf alle übrigen vor dem gedachten Zeitpunkte 
begangenen ftrafbaren Handlungen nur in fo ferne zurückwirken, als fie nad 
demfelben „Feiner ftrengeren Behandlung,‘ als nad dem früher be— 
ftandenen Rechte unterliegen. Es wurde alfo das Berbot der Zurüdwirkung 
von dem Gefeßgeber nicht blos für den Fall verfügt, wenn das neue Ge- 
feß eine ftrengere Beftrafung anordnet, fondern es darf diefe Zurückwirkung 
auch dann nicht ftatt finden, wenn das neue Gefeh nur überhaupt, daher 
bei etwa fonft gleichen Strafen, in irgend einer anderen Beziehung eine ftren- 
gere Behandlung, z. B. in Beziehung auf die Bedingungen der Verjährung, 


) Wenn jedoch gegen cin derlei fchon wor ber eintretenden Wirkſamkeit des 
neuen Strafgeſetzes erlaffene® rechtöfräftiged Urtheil fpäterhin eine Wiederaufneh- 
mung ber ftrafgerihtlihen Unterfuchung eingeleitet worden ift, fo darf auch auf diefe 
neue Unterfuchung, eben darum, weil fie dadurch wicder eine „anhängige“ wird, 
rüdfichtlicd) des ihr zu Grund liegenden Straffalles allerdings dad neue Strafgeſetz, 
unter der obigen unter lit. b angegebenen allgemeinen Beſchränkung, rüdwirtend an- 
gewendet werben. 
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auf die Elaffification der ftrafbaren Handlungen, oder hinfichtlich der anderwei- 
tigen, über den Kreis der eigentlichen Beftrafung hinausreihenden geſetzlichen 
Folgen u. dgl. vorfhreiben würde, ald das bisherige Strafreht. — Außerdem 
aber drüdte fi das neue Gefek mit der negativen Beftimmung: „keiner 
ftrengeren Beftrafung‘ aus, während die oben angeführte analoge Gefehes- 
ftelle des früheren Gefehes in diefem Falle poſitiv gefordert hatte, daß das 
neue Geſetz „eine gelindere Behandlung feftftellen müffe. — Es liegt nahe, 
daß das dermalige Gefeß durch diefe Tertes-Abänderung den nicht unerheb- - 
Bortheil erzielte, daß bei der Frage der Zurüdwirkung der Richter nicht erſt 
ängftlih den unmittelbaren Beweis zu führen habe, daß das neue Geſetz poſi— 
tiv gelinder fei; fondern daß er dasſelbe zurücwirkend auch in allen jenen 
Fallen anwenden dürfe, wo es vielleicht nur eine fehärfere Tertirung, eine be- 
zeichnendere Benennung der ftrafbaren Handlung u. dgl. einfhließt, mag aud 
dadurd dem Schuldigen ein gleih großes, wenn nur fein größeres, Uebel 
zugefügt werden, ald nach dem früheren Gefeke gefhehen wäre. — 


Endlich ergibt fi 


e) aus dem ganz allgemeinen Wortlaute der eben erwähnten Ge- 
feßesftelle mit logifcher Nothwendigkeit wohl von felbft das weitere, von dem 
früheren Gefege ausdrüdlich hervorgehobene, Gorollar: „daß allerdings 
auch die in dem neuen Gefeße feftgefehte Berjährung auf alle früher began-— 
genen und noch nicht rechtskräftig abgethanen ftrafbaren Handlungen zurüd- 
wirkend anzuwenden ift, weldye nach dem bisherigen Geſetze nicht hätten verjährt 
werden können.“ 


Diefe Beftimmung hat wohl unfer dermaliges Gefek ungezweifelt 
deßhalb nicht mehr ausdrüdlih aufgenommen, weil es fich aus dem bisher er- 
wähnten allgemeinen Sape von felbit verjteht, dag um fo gewiffer jene Be- 
ſtimmungen des neuen Geſetzes rückwirkend auf frühere Fälle Anwendung finden 
ſollen, durch welche etwas pofitiv-Milderes angeordnet wird, als in dem 
bisherigen Gefeße enthalten war. Dieſes Cornllar ift aber von großem prafti- 
fchen Belang, namentlich; für jene Länder, wo bisher die ungarifhen Straf 
gefeße galten, die eine Verjährung der Verbrechen nicht kannten, wenn gleich in 
fehr vereingelten Fällen der usus und das liberum arbitrium judieis ſchon 
manchmal ex aequitate ei humanilate eine Verjährung (anliquitalionem de- 
lieti) zur Geltung brachte. — In diefen Ländern wird daher vom 1. Sep: 
tember 1852 angefangen, die Verjährung felbft auf die vor diefem Tage be— 
gangenen (noch nicht rechtskräftig abgeurtheilten) ftrafbaren Handlungen nun— 
mehr ex lege Anwendung finden. — 
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Strafgefet 


über 


Verbrechen, Vergehen und Aebertretungen. 
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Strafgefeh 
über 
Derbrehen, Dergefen und Uebertretungen. 


Erfter Theil. 
Bon den VBerbreden. 


Erftes Hauptſtück. 
Bon Berbrehen überhaupt. = 


$. 1. G. 1)9 


Zu einem Verbrechen wird böfer Vorſatz erfordert. Böſer Börer Vorſab. 

Vorſatz aber fällt nicht nur dann zur Schuld, wenn vor, oder 
bei der Unternehmung oder Unterlaffung das Uebel, welches 
mit dem Verbrechen verbunden ift, geradezu bedacht und be: 
fchloffen; fondern auch, wenn aus einer anderen böfen Ab- 
fiht etwas unternommen, oder unterlaffen worden, woraus 
das Uebel, welches dadurch entſtanden ift, gemeiniglich er⸗ 
folgt, oder doc leicht erfolgen Tann. 


*) Die in den Klammern beigefügte Ziffer zeigt die Zahl der Para» 
graphen an, unter weldhen die den 88. 1—232 diefes Geſetzes entfprechenden 
Anordnungen (über Verbrechen) in dem erfien, die den 88. 233—532 (über 
Bergehen und Webertretungen) analogen Berfügungen aber in dem zweiten 
Theile des Strafgefepbuches vom 3. September 1803 enthalten waren. — — 
Bei denjenigen Gefepeäftellen, welche von dem Wortlaute des früheren Geſetzes 
abweichen, und wobei die Bergleihung mit dbemfelben irgendwie zum Ber: 
ftändniffe ded Sinnes des dermaligen Geſetzes beitragen kann, wird die 
frühere gefeplihe Bellimmung wörtlich unter dem dermaligen Gcjeped-Terte 
abgedrudt erfcheinen. 


Pr 


(Strafgef. 1. El. 1. Hanptl.8.1) — 136 — [Bon Verbrechen hberhaupt.] 


Verbrechen find „ftrafbare Handlungen.“ — So bezeichnet 
fie in ihrem allgemeinften Charakter unfer Geſetz felbft in den Arti— 
fein II, III und IX des KundmachungsePatentes (vgl. oben Seite 89). 
Das Borhandenfein eines Verbrechens ift daher nad der eigenen Ans 
ſchauung unferes Gefeßes durch zweierlei Erforderniffe bedingt : 


I. ein objectived® Moment, memlich eine gewiffe äußere 
Handlung, melde von dem Gefehe eben vermöge ihrer objectiven Be- 
ſchaffenheit ausdrüdlih „als Verbrechen“ erklärt worden ift (Art. IV 
des K. M. P.), und 


II. ein ſubjectives Moment, nemlich eine gewiſſe Willensbe— 
ſchaffenheit auf Seite des Handelnden, um ſie ihm auch als „ſtrafbar“ 
zurechnen zu können. 


In erſterer Beziehung (ad I) begnügte ſich unſer dermaliges 
Strafgeſetz mit der fo eben aus dem Art. IV des K. M. P. wiederholten 
pofitiven (nominellen) Erklärung eines Verbrechens, ohne weiter die 
realen Kriterien anzudeuten, welche es feldft bei diefer Feſtſetzung über: 
haupt oder in den einzelnen Fällen geleitet haben (vgl. oben Seite 22— 
26 und 45—64), ſetzt aber fofort in den 88. 5—11 die verfchiedenen 
Arten der Wirkfamkeit feit, nad welchen Jemand in Beziehung auf ein 
Verbrechen objectiv thätig fein könne, und fich fofort hinfichtlich des- 
felben einer „objectiv ſtrafbaren“ Handlung fhuldig made. — 

Bon dem erften der obigen zwei Erforderniffe (dem objectiven 
nemlich) ift daher erft fpäter zu handeln. — 

In der zweiten Beziehung (ad II) ift vorerft zu bemerken, daß 
eine Handlung, um „ftrafbar“ fein zu können, vor Allem „fubjec- 
tiv zurehenbar“ überhaupt, d. h. von dem Handelnden in einem 
ſolchen Zuftande begangen worden fein müffe, daß er dafür nach den für 
menſchliches Handeln beftimmten Freiheitd- (oder moralifchen) Gefeken 
verantwortlich gemacht werden dürfe oder mit anderen Worten: „daß 
er im Zuftande der Zurehnungsfähigfeit (Imputabilität) gehan- 
delt habe.“ — Diefe (fubjective) Zurehnungsfähigkeit tritt aber 
nad) der unbeftrittenen Lehre der Wiſſenſchaft aller Zeiten *) nur dann 
ein, wenn die Handlung 


*) 68 ift hier nicht der Ort, die verfchiedenen Begründungd- oder 
Deductiond-Arten der (moralifchen) Zurehnung je nad dem Standpunfte der 
verschiedenen philofophifhen Syſteme amfjuzeigen; allein ich glaube, ſelbſt der 
fpeculativen Philofophie gegenüber, und auch im Hinblicke auf Berner, Stahl 


[Strafgef. 1. Chi. 1. Haupt...) — 137 — [Yon Verbrechen überhaupt.) 


a) mit dem wirflihen oder doc möglich gewefenen Bewußtſein 
(der Einficht) der Unerlaubtheit der Handlung gefchieht. Dieß feht das Be— 
wußtfein des Handelnden von fich felbft, dad Bewußtſein des Handelnden, 
Daß er und was er wirke, daher die Einfiht in die innere (objective) 
Beihaffenheit feiner Handlung an und für fih und nad allen ihren Be 
ftandtheilen und Merkmalen, fowie die Erfenntniß der Folgen oder Wir- 
fungen, welche aus feiner Thätigkeit hervorgehen können (Gaufal-Zufam- 
menhang), und endlid das Bewußtſein voraus, daß fein Handeln unter 
diefen Vorausſetzungen und vermöge der hieraus zu beforgenden Folgen 
unerlaubt fei. — 

Außerdem muß die Handlung 

b) im Zuftande der Willkür (Spontaneitas), d. h. in einem 
folhen Zuftande unternommen worden fein, daß ed dem Handeln den 
möglih geweſen war, fich mit Selbftbewußtfein zu derfelben zu be: 
ftimmen, oder zwifchen Unternehmung oder Unterlaffung derfelben zu wäh— 
len, ohne durch eine äußere, feinen Willen oder feine Kraft. überwältigende 
Macht daran verhindert worden zu fein. 

Dort, wo diefe beiden Bedingungen bei einer Handlung zufammen- 
treffen, ift Berfhulden (reatus) und bei einer auch an ſich (objectiv) 
ftrafbaren Handlung „ftrafbare Schuld” vorhanden; dort aber, wo die 
eine oder andere, oder gar beide diefer Bedingungen fehlen, da mangelt 
auch die Zurehnungsfähigkeit, oder die fubjective Strafbarkeit des 
Handelnden überhaupt. | 

Wenn ſich aber die eben erwähnten zwei Bedingungen bis zu jener 
Potenz fleigern, daß in erfterer Beziehung (ad a) das wirkliche Be: 
wußtfein aller dort angegebenen Momente, und insbefondere der aus der 
Thätigkeit ded Handelnden zu erwartenden üblen Folgen, und in der zweis 


und Köftlin feine zu fühne Behauptung zu wagen, wenn ich oben andeutete, daß 
wenigftend in Beziehung auf die fogenannte juridiſche Zurechnung in lep- 
ter Auflöfung die Spiteme aller Zeiten in dem obigen Ergebniffe überein 
ſtimmen, wenn fie gleih hinfihtlich der Entwidlung .oder dialeftifhen Auf- 
zeigung, gleichwie in Beziehung auf die wiffenfchaftlihe Terminologie noch fo 
fehr von einander abweichen. — Die Männer der Doctrin werden e3 mir 
zugleich im Hinblid auf den nähften Zwed, zu dem ich diefe praktifche 
Erläuterung eined pofitiven Geſetzes fehreibe, zu Gute halten, wenn ich 
mich bei diefem Anlaffe, fo wie überhaupt bei allen ähnlichen Gelegenheiten, 
wo im Berlaufe diefes Werkes auf firenge philofophifche Deductionen hinge— 
deutet werden muß, damit begnüge, nur dad Ergebniß derfelben ald Po- 
ftulat hinzuftellen, und wenn ich mich hierbei der althergebrachten und ge— 
meinverftändlichen Terminologie bediene. 
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ten Beziehung das willfürlihe Selbftbeftimmen des Willens zu dieſer 
Handlung, troß oder gar wegen ihrer erkannten üblen Folgen, hinzutritt, 
fo ift Vor ſatz (dolus) vorhanden, den man daher in Beziehung auf das 
Strafrecht kurz „ald den Entfchluß zur Begehung einer an ſich (objectiv) 
ftrafbaren und als ftrafbar erkannten Handlung“ *) bezeichnen Tann. 

Wenn hingegen die obigen zwei Bedingungen zwar noch überhaupt 
vorhanden find, allen entweder in Beziehung auf die erftere (ad a) 
das Bewußtfein Fein wirkliches, fondern nur ein mögliches war, deſſen 
Derwandlung zur Wirklichkeit nur auf einem Pflicht» Verfäumniffe des 
Handelnden beruhte; oder wenn er zwar felbft das wirkliche Bewußt⸗ 
fein der möglichen üblen Folgen feiner Handlung, aber in der zweiten 
Beziehung fih entweder zwar noch mit willfürliher Selbftbeftimmung 
zu der Handlung entſchloß, aber erweislich nicht dem Willen hatte, die 
erfannten üblen Folgen der Handlung herbeizuführen, oder wenn er fich 
durch eigenes Pflicht-Verfäumniß in die Lage des unwillfürlihen Handelns 
gefeßt hat: fo ift nur Fahrläſſigkeit (Culpa) vorhanden. Man kann 
daher die ftrafbare Fahrläſſigkeit kurzweg als: „die Vernachläſſigung der 
Jemandem bei Begehung einer an ſich (objectiv) ftrafbaren Handlung ob- 
liegenden Aufmerkfamteit oder Thätigkeit" bezeichnen. **) 





*) In Uebereipfiimmung mit dem Sprachgebrauche unfered pofltiven 
Geſetzes (vgl. Seite 89) nehme ich fowohl bei der obigen Entwidlung, ala 
auch im ganzen Berlaufe dieſes Werkes dad Wort „Handlung“ im ber 
Regel im weiteren Sinne, wornach auch Unterlaffungen unter demfelben 
eingefchloffen erfcheinen. Dort, wo ih den Ausdrud im engeren Sinne, 
nemlih als „pofitives Thätigſein“ im Gegenfaße einer bloßen „Unter 
lvſſung“ gebrauche, wird dieß jedesmal insbefondere bemerkt werden. 


) Bel. oben Seite 52. — Aus der obigen Darftellung, gleichwie auch 
fhon aud den auf Seite 52 angeführten Beifpielen leuchtet ein, daß aller- 
dings auch dem culpos Handelnden eine ftrafbare Willensbeflimmung, 
ja in Anfehung der von ihm unmittelbar unternommenen Handlung, 3. B. 
des Tabakrauchens an feuergefährlihen Orten, fogar häufig ein pofitiv- 
böfer Wille, nemlih das Wiffen und Wollen der Bedingung, aus welcher 
das weitere Uebel ſich als eine mögliche Folge entwidelt, zur Laft fällt; allein 
hinſichtlich des aus feiner Handlung entftandenen oder zu beforgenden weiteren 
Uebels felbit zeigt fih bei ihm blos eine negative Bösartigkeit, (eine 
Schwäche, nicht gehörige Intenfität, Lauheit, Schlaffheit oder Indolenz) des 
Willens, indem fich derfelbe nicht zur pflichimäßigen Aufmerkfamkeit oder 
Energie fteigert, um das aus dem Handeln hervorgehen fönnende Uebel zu 
erkennen, ober das fogar erkannte, mit gehöriger Kraft hindanzuhalten, wäh- 
rend bei dem dolos Handelnden fih in beiden Beziehungen eine pofitive 
Dösartigkeit des Willens, ein unmittelbared Wollen des Uebels kundgibt, 
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Unfer Gefeß bat num umter die Verbrechen ausfchließend „vorfäb:- 
liche“ Handlungen aufgenommen (vergleiche oben Seite 59 und 60) und 
erklärt nunmehr an der Spike des erften Baragraphes categorifch: „daß 
zu jedem Verbrechen böfer Vorſatz erfordert werde.“ 

Wenn man den Radhfak diefes PBaragraphes, in welchem ſich das 
Geſetz felbft theils über das Wefen Die realen Kriterien) des Bor- 
faßes, theils über die Art der Erweifung desfelben erklärt, in nähere 
Betrachtung zieht: fo zeigt fich bald, daß das im erften Satze desſelben 
vorkommende Prädikat: „böſe“ in umferem Geſetze nichte Anderes 
anzeige, als daß der Borfak auf das von dem Gefehe ald Verbrechen 
erflärte Uebel gerichtet, d. h. daß der Borfaß verbrecheriſch fein müffe, 
was ohnehin ſchon durch den erften Sat ausgedrückt erfheint, daher die 
Bezeihnung: „böſe“ hier jedenfalls tautolog if. Sie möge aber nicht 
dahin mißdeutet werden, ald ob etwa nach unferem Gefehe erforderlich 
wäre, daß der Vorſatz außerdem, daß er auf eine, von dem Befeke als 
Verbrechen erffärte Handlung gerichtet ift, auch noch in irgend einer ande- 
ren Beziehung (fubjectiv) böfe fei. Die im Geſetze felbft nachfolgende 
Erklärung des (f. g. böfen) Vorſatzes widerlegt wohl am bündigften dieſe 
irrige Anficht. Nach Maßgabe diefer pofitiven Erklärung befteht das 
Werfen des böfen Borfages in dem unmittelbaren (geradezu vorliegenden) 
oder mittelbaren (aus der Handlungsweife folgenden und zu erfhließen- 
den) „Bedenken und Beſchließen des mit dem Verbrechen verbunde: 
nen Uebels.“ 

Hierdurch wird alfo das Wiffen (Erwägen oder Sichoorftellen 
und Erkennen) und das Wollen desjenigen That-Momentes, den das 
Gefeß vermöge der darin erkannten Uebelthat ala Verbrechen erklärt hat, 
d. h. genau dasjenige als „verbrecherifcher Vorſatz“ erklärt, was nad 
dem früher Gefagten die Doctrin unter dem Ausdrude: „Vorſatz“ ver- 
ſteht, ohne daß es nothwendig ift, daß diefer Thal: Moment dem Han— 
delnden auch fhon an umd für fih als eine Uebelthat erfheine: es 
reicht zu, daß das Geſetz fie als Uebelthat erflärt habe ($. 3), und daf 
er diefe Handlung kannte und wollte. So wird z. B.. derjenige öffent: 
lihe Beamte, der bei einer Dienftverleihung ſich erſt durch ein Geſchenk 
zur übrigens ganz pflichtmäßigen Ausübung feines Amtes ber 
wegen läßt, allerdings des im $. 104 bezeichneten Verbrechens ſchuldig 
fein, wenn ihm vielleicht auch fubjectiv nicht einleuchten wollte, daß er 
damit eine Uebelthat begehe, — 

Das Geſetz unterfcheidet ferner nicht weiter, was etwa in dem 
Wollen des Handelnden für ein andermweitiger Proceß vor fid 
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gehe, damit er bei ſich ſelbſt zu dem verbrecheriſchen Vorſatze gelange: 
es wird zur Zurechnung des böſen Vorſatzes als genügend erklärt, 
daß der Handelnde nur überhaupt ſeinen Willen darauf gerichtet 
habe, eine von ihm erkannte und von dem Geſetze als Verbrechen 
erklärte Uebelthat zu begehen. Es kommt daher bei der Zurechnung des 
böſen Vorſatzes nicht weiter darauf an, welche (etwa außerdem noch 
vorhanden geweſene) End-Abſicht (animus des Handelnden — gerich— 
tet auf einen durch die Handlung zu erreichenden End-Zweck) der Han— 
delnde durch das Verbrechen, worauf ſein Vorſatz gerichtet war, erreichen 
wollte, oder von welchem (guten oder böfen) Beweggrunde (Motiv, Trieb- 
feder) er hierbei geleitet wurde, oder ob ſich überhaupt in einzelnen (con- 
creten) Fällen einer ftrafbaren Handlung nebft dem allgemeinen (auf 
das Verbrechen gerichteten) Vorſatze noch eine befondere End-Abficht 
oder ein Davon verfhiedener Beweggrund ausfcheiden laffe, oder ob alle 
diefe drei Momente in Einen zufammenfallen. So wird z. B. derjenige, wel⸗ 
Herden Borfag hat, einen Menfchen zu tödten, ebenfowohl Mörder oder Ber- 
breher, und ded auf den Mord gerichteten und eben darum verbredheri- 
[hen oder böfen Vorfages ſchuldig fein ($. 134), mag er nun diefe 
Tödtung aus Rachſucht, oder etwa aus dem an fich vielleicht edlen Be: 
weggrunde, den Getödteten, der von einem tollen Hunde gebiffen wurde, 
von den Xeiden der Hundswuth zu erlöfen, oder in dem religiöfen Fana— 
tismus vollzogen haben, um den Ermordeten, eine ihm theuere Perſon, 
vor dem Un- und Irrglauben der Welt zu bewahren, und unverdorben 
in's Reich der ewigen Seligkeit eingehen zu laſſen; gleichwie auch die 
unglückliche Gattin, die, nah einem jüngft vorgefommenen Falle, erfährt, 
dag ihr Gatte mit der eigenen Tochter in Blutfhande ein Kind erzeugt, 
daher Gattin und Tochter ſchändlich getäufht habe, in edler Verzeihung 
des Frevels ihres Mannes, zur Tödtung des Kindes mitwirkt, um den 
unbequemen Zeugen der Schande ihres Mannes und ihrer Tochter auf 
die Seite zu räumen, Mitfhuldige eines Berwandtenmordes ift ($. 137); 
der Räuber aus Kindesliebe, um mit der geraubten Beute feine darbenden 
Eltern aus dev Noth zu erlöfen, bleibt Räuber ($. 190); der Richter oder 
Pfarrer, der aus falfch verftandenem Mitleid, um einen bisher unbeſchol— 
tenen Jüngling und Sohn einer achtbaren Familie von Schuld und Strafe 
eined von ihm begangenen Verbrechens zu befreien, fih bewegen läßt, die 
Strafunterfuhungs-Aften zu verfälfchen, oder einen falfchen Tauffhein 
auszufertigen, wodurd der Unterfuchte noch nit 14 Jahre alt erſcheinen 
wirde ($. 2, lit. d), begehen das Verbrechen des Mißbrauches der Amts- 
gewalt ($. 101); der Kaffebeamte, der aus Mitleid einem mit Weib und 
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Kindern in Elend ſchmachtenden Mitbeamten unberechtigt Darleihen aus 
der öffentlichen, ihm anvertrauten Kaffe vorftreett, ift Veruntreuer ($. 181); 
und der angeblihe Menfchenfreund, der etwa zur Zeit der Hungerdnoth 
fi in die Buden von reichen Fleifchern, Mehlhändlern oder Bädern ein- 
fhleiht, um deren Borräthe zu nehmen, und unentgeltlih unter arme 
Leute zu vertheilen, ift nah unferem Gefeke ftrafbar und des Dieb- 
ſtahls ſchuldig (8. 171) u. ſ. f. u. ſ. f. — In all’ diefen Fällen ift nem- 
lih ein Borfaß vorhanden, der auf eine von dem Gefehe ald Verbre- 
hen erklärte Handlung gerichtet ift, obgleich die vulgäre Auffaffung, 
welche regelmäßig Vorſatz mit Abfiht und Motiv verwechfelt, nur zu leicht 
die leere Ausflucht vorfhügen wird: „es fehle doch in diefen Fallen allent- 
halben den Handelnden die böf e Abficht, und es fei vielmehr jede diefer 
Thätigkeiten aus einer pofitiven guten Abficht erfolgt!“ *) 

Eben daraus aber, daß ed nach der Borfchrift des $. 1 nur darauf 
antomme, daß zunächſt nachgewiefen werden könne, es fei der Eine Wil- 
lens-Entfhluß vorhanden, den man im gemeinen Xeben eben ſowohl 
Vorſatz, als auch Abficht oder Abfichtlichkeit zu benennen pflegt, wird aud) 
erflärbar, dag unfer Gefeß, das überhaupt weniger dem doctrinellen, fon- 
dern allenthalben mehr dem populären (gemeinverftändlichen) Sprach: 
gebraudhe folgt, nicht blos fhon in dem $. 1 ſelbſt, und ebenfo in den 
$$. 89, 134, 139, 140, 152, 155, 169 und 200 dem Ausdrude „Bor: 
faß“ das Wort: „Abſicht“ oder „abſichtlich“ als gleichbedeutend 
fubftitwirt, fondern daß es in vielen anderen Stellen für den Ausdrud: 
Vorſatz“ oder „böfer Vorſatz“ fehr häufig auch andere Varianten als 
ſynonyme Ausdrüde gebraucht, ſo z. B. Bosheit“ oder „boshaft“ 
in den $$. 4, 75, 85, 86, 87, 88, 89, 103, 123, 212, 271, 306, 319 
und 462; — — „vorſätzlich“ in den $$. 60, 61,89; — — ge: 
fliffentlic in den $$. 43 und 93 u. ſ. f. u. f. f.““) 


*) Die obige Audeinanderfeßung möge zugleich den Beweis liefern, 
daß unfer Gefep mit dem banalen Ausdrude „böfer Vorſatz“ nicht blos, 
wie fhon oben dargethan wurde, etwas Ueberflüſſiges (Tautologes) 
erflärt habe, ſondern daß diefe Bezeichnung auch leicht zu Mifverftänd- 
niffen Anlaß geben könne, und daß es daher de lege ferenda vorzuziehen 
fein dürfte, den ofterwähnten erften Satz des $. 1 vielmehr dahin zu faffen: 
„zu jedem DVerbrehen wird Vorſatz erfordert.” Dadurch würde zugleich 
ausgefprohen werden, daß nah unferem, wie wohl auch nach den Ger 
fegen aller verftändigen Welt — ein Verbrechen allerdings aud aus guten und 
edlen Beweggründen möglich fei, weil in der fittlihen Welt der gute End» 
zwed nicht ein am fi verwerflihes Mittel heiligen kann. 

») Iſt ed aus dem Standpunkte der Godification ſchon überhaupt 
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Allein fo unbeftreitbar fih auch aus der bisherigen Erörterung die 
Behauptung herausftellt, daß nach unferem Gefepe die End-Abficht, 
in welcher Jemand die von ihm vorfäßlich begangene verbrecheriſche 
Uebelthat gefeßt hat, in der Regel etwas ganz Gleichgültiges fei, fo er- 
leidet doch diefe Regel bei einzelnen befonderen Verbrechen ihre Ausnah- 
men, und zwar in dreifacheverfchiedener Richtung. Das Gefek fordert 
nemlich entweder 

1. bei mehreren Verbrechen nebjt dem allgemeinen, auf den 
verbrecheriſchen Thatmoment überhaupt gerichteten Vorſatze auch noch 
eine beſondere (böſe) End-Abſicht, damit überhaupt ein Verbrechen 
vorhanden ſei, fo z. B. in den 88. 65, lit. c, 68, 81, 101, 149, 197 
u. m. a. — oder es beitimmt 

2. daß durch das Hinzutreten einer gewiffen fpeciellen Endabficht 
zu dem allgemeinen verbrecherifchen Borfage ein beftimmtes Verbrechen in 
ein anderes, d. h. in eine andere Gattung oder Art verwandelt werde, 
3. B. $. 93 verglichen mit $$. 90, 92, 96; — $. 98 verglichen mit 
$. 91 oder mit $. 125 oder mit $. 190; — $. 134 verglichen mit 
$. 135, 3. 2; — $. 152 verglichen mit $. 190; — $. 166 verglichen 
mit $. 170 u. ſ. f. — oder es muß endlich 

3. nach den Grundfäßen über das Zufammentreffen (die Eon- 
currenz) mehrerer ftrafbaren Handlungen behauptet werden, daß durch ein 
ſolches Hinzutreten einer zweiten böfen Endabficht zu dem auf eine ge- 
wiffe verbrecheriſche Handlung gerichteten algemeinen Vorſatze mehrere 
Verbrechen begangen werden. So wird z. B. Niemand zweifeln, daß 
derjenige, der bei dem Ausbruche eines hochverrätherifhen Complottes 


mißlich, in einem pofitiven Gefege zur Bezeihnung Eines und dbeöfelben 
Gedankens verfhiedenartige Auddrüde promiscue zu gebrauchen, fo 
fann von der Doctrin die obige Variation unſeres Geſetzes, die unverfenn- 
bar nur dem Streben nad Permeidung von ſchleppenden Wiederholungen des 
nemlihen Wortes (Kakophonie) ihr Dafein dankt, in dem borliegenden 
Valle, nemlich bei einem fo entfheidenden Ausdrude um fo weniger gutge— 
heißen werden, da man denn doch in der Anwendung häufig in die vom Geſetz— 
geber gebrauchten verfchiedenen Auddrüde auch einen verfchiedenen Sinn 
hineinlegt, und dadurch zu irrigen Auslegungen des Geſetzes gelangt. Dieß 
wird ſich z. B. bei der Erflärung der 88. 85—89 in Vergleihung und theil— 
weife im Gegenfage mit den $$. 306, 315, 317, 318, 319 und 462 gerade 
in Anfehung des Ausdrudes: „aus Bosheit“ oder „boshaft“ ganz 
vorzugsweiſe herausheben, indem man in diefen zwei Varianten des Wortes 
„vorſätzlich“ fehr häufig eine erhöhte Potenz oder Steigerung des Tepteren 
Ausdrudes finden til. 


% 
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den energifhen oberften Befehlshaber der Iegitimen Regierungs-Gewalt 
in der Endabficht tödtet, um dadurch das mächtigſte Hinderniß des hoch— 
verräfherifchen Unternehmens auf die Seite zu ſchaffen, dadurch eines 
doppelten Verbrechend, des Mordes und Hochverrathes (58. 134 und 
58) ſich ſchuldig mache; oder daß derjenige, der eine Hütte in Brand 
ſteckt, um feinen darin fchlafenden Feind zu erftiden oder zu verbrennen, 
des Zufammentreffend zweier Verbrechen, der Brandlegung und des 
Mordes ($$. 166 und 134) ſchuldig werde u. dal. *) 

Unfer Gefeb hat fi aber in dem $. 1 nicht einmal mit der Be- 
griffsbeftimmung des Vorfages begnügt, fondern noch überdieß auf einige 
derjenigen verfchiedenen Eintheilungen des Dolus hingewiefen, welche die 
Doctrin aufftellt. Es beftimmt, daß es 

a) gleichgültig fei, ob der Vorſatz „vor“ oder „bei der Setzung 
der verbrecherifhen Handlung gefaßt worden. Damit hat ed nun offenbar 
ausgefprodhen, daß die verbrecherifche Handlung eben fo gut als vorfäß- 
lich zuzurechnen fei, wenn ihr der f. g. dolus praemeditatus, als 
wenn ihr der dolus repenlinus (impetus, affectus) zu Grunde liegt. 
Der erftere geht memlich der Handlung mit längerer Ueberlegung oder 
mit Vorbedacht vorher; der zweite befteht in dem erft bei, d. h. wäh— 
vend des Handelns, in der Gemüthsaufregung, in der Hiße der Leiden- 
Ihaft, der Aufwallung des Zornes übereilt gefaßten und ausgeführten 
Entfhluffe. Im Einklange hiermit bezeichnet unfer Geſetz ($. 134) 
die wenn mur überhaupt vorſätzliche Tödtung eines Menfchen als 
Mord, mag dieß num mit oder ohne Ueberlegung GVorbedacht) gefchehen 
fein, während befanntlih das gemeine deutſche Griminalreht und die 
neueren deutſchen Strafgefeßgebungen die legtere Art von Todtung als 
„Todtſchlag“ erklären **). — 


*) Die obigen Entfheidungen werden umſtändlich erft bei der Lehre 
von der Goncurrenz ($$- 34, 35 und 267 unſeres Geſetzes) begründet 
werden können. 

*) Wenn nun aber auch die Eintheilung deö dolus in praemeditatus 
und repentinus nad unferem Gefege ohne praktiſchen Einfluß auf die 
Frage it: „ob derfelbe überhaupt zurechenbar ſei“ (die f. g. abfolute 
Zurehnung): fo iſt fie doch von großem Belang bei der Beurtheilung der grö— 
ßeren oder minderen Strafbarkeit einer vorfägliden Handlung (der ſoge— 
nannten relativen Strafimputalion), da unfer Gefeß ($. 43 und 263, 
lit. i) mit Maren Worten feftfegt: „dag ein Verbrechen, ein Bergehen oder 
eine Mebertretung defto firafbarer feien, je reifer die Ueberlegung, je gefliffent- 
licher die Borbereitung war, je mehrere Zeit oder Vorbereitung zur Bollzies 
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Das Geſetz verfügt weiter, daß der Vorſatz eben fo gut zur Schuld 
falle, wenn das verbrecherifche Uebel „geradezu“ befhloffen worden, als 
wenn aus einer anderen böfen Abficht etwas unternommen, oder unter: 
laffen worden ift, woraus das Uebel, welches dadurch entftanden ift, 
gemeiniglich (d. b. nad dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, nad 
der Mehrheit der hierüber bekannten Erfahrungen) erfolgt, oder doch 
leicht (d. b. ohne befondere Abweichung von dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge nad den Naturgefeßen, oder ohne daß zur Hervorbringung 
eine befondere Mühe oder Anftrengung der Kräfte erforderlich wäre) er- 
folgen kann." — 

Durch diefen Zufaß hat das Gefeß eben ſowohl einerfeits den be- 
ftimmten und den unbeftimmten, und and’rerfeits den dDirecten 
gleihwie den indirecten Borfaß eingefhloffen, um fo mehr, da dieſe 
beiden, an fich oder begrifflich allerdings verfihiedenen Eintheilungsarten 
des Dolus — in concreto häufig in einander verfhwimmen. 

Man nennt den Borfak einen beftimmten (dolus determina- 
tus oder auch exclusive determinatus), wenn der Wille der Handelnden 
unmittelbar, geradezu und ausſchließlich, auf das hervorgebrachte 
Uebel gerichtet war, z. B. ich will den A tödten, feuere das mit einer 
Kugel geladene Gewehr in nächfter Nahe nah ihm ab, und ftrede ihn 
todt nieder; — mährend bei dem unbeftimmten Vorfaße (dolus in- 
determinatus, seu inclusive, alternative vel eveniualiter deter- 
minatus) der Handelnde erkennt, daß aus feinen Handlungen verfhie- 
dene, entweder diefer oder jener Erfolg eintreten könne, in feinem 
Willen aber darüber gleichgültig ift, ob der eine oder andere von diefen 
Erfolgen eintrete, daher im Grunde jeden diefer Erfolge will, und fid 
für den Außerften Fall (in eventum) felbft in den fhlimmften diefer Er— 
folge ergibt *). Es fchießt ;. B. Jemand mit einem Trombon, in dem vers 
ſchiedene Bleiſtücke eingeladen find, unter ein Gedränge von Menſchen, 


hung erforderlih ift;" — dagegen „milder zu befirafen feien, wenn fie in 
heftiger Gemüthsbewegung verübt werden“ ($. 46, lit. d und $. 264, lit. e). 

*) Die von Weber vorgefchlagene weitere Unter-Abiheilung des dolus 
indeterminatus in dolus alternativus und eventualis, welche auf dem oben 
angedeuteten feinen Unterfchiede beruhen würde, je nachdem die mehreren 
möglichen Erfolge dem Willen ded Handelnden (alternativ) gleihgiltig 
waren; — oder ob er vorzugsweiſe den Ginen (minder fhlimmen) Er— 
folg wollte, und in den möglichen fchlimmeren fih für den äußerften Fall 
(in eventum) gleihfam nur ergeben hat, — — wurde als eine zu feine De» 
flinctio wohln von wenigen Griminaliften angenommen. 
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mit dem deutlichen Bewußtfein, daß hieraus eben fowohl leichte, als auch 
ſchwere körperliche Befhädigungen ($$. 411 und 152), im äußerften 
und ſelbſt Falle die Tödtung des einen oder anderen diefer Menfchen 
($.. 134) erfolgen könne, In diefem Falle ift alfo der Thäter nach der 
ganz beftimmten Vorſchrift der 88. 1 und 134 unſeres Geſetzes, nicht 
nur bei dem wirklich erfolgten Tode eines diefer Menfchen der vollbrady- 
ten vorfäßlihen Tödtung desfelben fhuldig, fondern es kann ihm 
aud ohne Ungeredhtigfeit ſelbſt bei nicht eingetretenem Tode der Vorſatz, 
zu tödten, zugerechnet, umd er fofort des Verbrechens des verfuhten 
Mordes ($$. 8 und 134) fchuldig erflärt werden, weil er fi nach der 
Lage des Falles fagen mußte, und vorausfeglich gewußt hat: „daß aus 
feiner in böfer Abficht unternommenen Handlung die Tödtung eines Men- 
hen gar leicht erfolgen könne“ *). 


Verſchieden hiervon ift, obgleich manche Rechtslehrer fie auch ſchon 
als identifch mit der eben genannten Eintheilung bezeichnet haben, 


c) die Eintheilung des dolus in directus (seilicet directe seu 
per propriam confessionem probatus) und in indirectlus (seu dolus 


*) Die früher hinfihtlih der Gintheilung des dolus in d. praemedi- 
tatus und repentinus gemachte Bemerkung gilt auch hier, Wenn gleich das 
Gefep im $. I den d. indeterminatus ebenſowobl zurechnet, ald den d. de- 
terminalus, fo ift doch biefe von der Wiffenfhaft vorgenommene Eintheilung 
wieder Yon großem praftifchen Werthe nicht nur, wie man fich aus der obi« 
gen Darftellung überzeugen mag, für die Vermittlung der richtigen prak— 
tifhen Beurtheilung verwidelterer Fälle, fondern indbefondere auch bei ber 
Straf-Ausmeſſung. Wer möchte denn nod) zweifeln, daß derjenige, der 
einen Entihluß mit ausfchliekliher Intenfität auf den Mord eined Menfchen 
richtet, um Vieles flrafbarer fei, als derjenige, der im zweiten obigen 
Falle fi in jein Schidfal, daß aus feiner Handlung auch die Tödtung eines 
Menfhen refultiren könne, nur altermativ fügt oder gar im äufierften falle 
gewiffermaßen blos ergibt (vgl. die $$. 43 —47 und $$. 263 und 264)? 
Schon diefe Andeutungen, gleihwie auch die weiter unten litt. c—e folgen» 
den Nachweiſungen dürften binreihen, um die hie und da noch gewagte Be— 
bauptung , daß alle obigen von der Wiffenfhaft gemachten Eintheilungen 
unpraktiſch, überflüfftg,, nicht ftihhältig, ohne Nutzen feien u. dgl. m., in 
ihrem Gehalte zu würdigen! — „Verachte nur Vernunft und Wiſſenſchaft, 
des Menfhen allerhöchſte Kraft — — fo hab’ ich did ſchon unbedingt !" — 
Ob aber dur vornehme Verachtung der Ergebniffe der Wiffenfhaft von 
Seite der Praktiker das praftifhe Recht felbft gewinnen werde; — ob es 
für Theorie und Prarid heilfam fei, die ziwifchen beiden ohnehin beftehende 
Kluft noch immer weiter zu fpalten, dieß — glaube ich wohl nicht erſt in 
Frage ftellen zu dürfen. — 

Sue, Gommentar. 10 
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ex re consequens), welche, wie fehon die beigefügten anderweitigen Be- 
zeichnungen darthun, ſich eigentlich nur auf die Art, das Dafein des Bor- 
faßes zu conftatiren (zu erweifen), bezieht. — Wird nemlich von dem 
Thäter eines Verbrechens „geradezu“ eingeftanden, daß er die herbei: 
geführte Uebelthat, z. B. die Tödtung eines Menfchen gewollt habe, fo 
nennt man dieß directen Vorſatz. Kann ihm aber troß feines Leugnens 
aus concludenten Thatumftänden feiner Handlung mit überzeugender 
Schlupfolgerung nachgewieſen werden, daß er den auf das entftandene 
Uebel gerichteten Borfak haben mußte, fo wird dieß indirecter, d. h. 
mittelbar aus den Umftänden mit logifcher Nothmwendigkeit erfchloffe- 
ner Vorſatz genannt. So wird z. B. demjenigen, der mit einem mehrere 
Pfund ſchweren Knüttel und mit aller Gewalt einen Andern einigemal auf 
die Schlafe ſchlägt, und ihn fonach tödtet; oder derjenige, der in dem obi— 
gen unter lit. b geſetzten Kalle durch feinen Trombon- Schuß einen Men- 
ſchen tödtet, allerdings, troß feines Leugnensd des Tödtungs-Vorſatzes, 
dennoch desfelben (ex re) für überwiefen gehalten werden dürfen, weil im 
erften Falle das eingetretene Uebel nothwendig aus feiner Handlung 
entftehen mußte, im zweiten Falle aber gemeiniglich daraus ent: 
ftehen wird, oder doch leicht entjtehen kann.*) 

Es leuchtet num vorerft ein, daß die vorftehende Beftimmung, in fo 
weit dadurch die Art feftgefeßt wird, wie das Dafein des Vorſatzes be— 
wiefen werden könne, ftrenge genommen nicht in das materielle Straf: 
gefeß, fondern vielmehr in die Borfhriften über das Straf-Berfahren, 
und auch dahin nur unter der Borausfeßung gehöre, daß dag Strafprocep: 
Gefek überhaupt Beweisregeln aufftelle. Im Mirklichkeit hatte denn 
auch unfer St. G. B. vom 3. September 1803 die nothwendige Ergän: 
zung der Vorfchrift des $. 1 unter die Normen „über die rechtliche Kraft 
der Beweife” in dem für das Griminal-Berfahren beftimmten zwei— 
ten Abfchnitte aufgenommen. Es muß ſich nemlid Jedermann aus dem 
Inhalte des 8. 1 die dafelbft ungelöfte Frage aufdringen: „wie denn der 


) Es bedarf faum einer Erinnerung, daß das Gefek dadurch, daß es in 
dem obigen Falle das Dafein ded böfen Borfages fchon aus einem „ge- 
mwöhnlihen“, ja fogar nur aus einen „leicht möglichen“ Gaufal- 
Zufammenhange zwifchen dem wirklich entftandenen Uebel und der zugeftan- 
denen beabfichtigten Handlung als fchlußfolgerungsrichtig annimmt, es dieſen 
Borfak um fo gewiffer a majori ad minus dann ale conftatirt vorausſetzen 
mäffe, wenn diefer Zufammenhang ein nothbwendiger war, wenn nemlid) 
das entftandene Uebel aus der Handlung nad den Naturgefegen erfolgen 
mußte — . 
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böfe Borfaß in jenem Falle bewiefen werden könne, wenn der Thäter 
denfelben gänzlich Teugnet, wenn er nemlich nicht blos, wie im Nachfabe 
des $. 1 vorausgeſetzt wird, den zunächſt auf das entftandene größere 
Uebel gerichteten Borfaß leugnet, wohl aber eine mindere böfe Abficht 
zugeftebt, fondern wenn er allen (böfen) Borfaß überhaupt leugnet. 
Diefe Lücke fuchte nun das ältere Strafgefeß dur den $. 413 des 
1. Theile auszufüllen, der folgenden Inhalts war: 


$. 413. 


„Wenn der Beſchuldigte zwar die That eingeftebt, aber deu böfen Vorſatz Beweis des ge— 
Teugnet, fo ift darauf zu jeben, ob nad den fic aus der Unterfuchung zeigenden Umftänden leugneten böjen 
die That ſich vlößlich ereignet, oder der Thäter zur Vorbereitung derjelben Mittel angewendet, Vorſatzes. 
Hinderniffe zu entfernen gefucht habe, Im eriten Kalle kann die Entfhuldigung in fo fern Etatt 
haben, ald das Uebel nach der natürlichen Ordnung der Dinge nicht fchon nothwendig aus 
der Handlung entftehen mußte. Hat aber der Beſchüldigte Gelegenheit und Mittel, die That 
auszuüben, vorbereitet; fo ift er aud des böſen Borjages für überwieſen au halten; es fei 
denn, daß aus der Unterſuchung bejondere Umftände bervorfommen , welche Fiaric, eine andere 
Abficht erfennen laſſen.“ 


Da jedoch die vorftehende Vorſchrift in das neue Strafgefeß nicht 
übergegangen ift, fo kann fie ale unmittelbares Geſetz wohl nur mehr 
für jene Länder gelten, in welchen der zweite Abfchnitt des St. ©. B. 
vom 3. Sept. 1803 (über das Criminal-Verfahren) in Geſetzeskraft be- 
fteht, *) keineswegs aber für diejenigen, wo die St. P. DO. vom 17. Jän: 
ner 1850 gilt, welche im $. 287 vielmehr verordnet: „daß (bei der ftraf- 
gerichtlichen Verhandlung über Verbrechen und Vergehen) über die Frage, 
ob eine Thatſache ala erwieſen anzunehmen fei, die Richter nicht nad 
geſetzlichen Beweisregeln, fondern nad ihrer freien, aus der ge- 
wiffenhaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten Beweismittel 
gewonnenen Ueberzeugung entjcheiden.“ — Ebenfo wenig hat diefe Bor: 
fchrift für die Kronländer Ungarn, Kroatien, Slavonien, die ferbifche 
Woiwodſchaft und das Temefer-Banat unmittelbare Gefeßes - Kraft, 
weil für diefe Länder einftweilen noch die beftehenden Strafverfah- 
rens-Vorſchriften aufrecht erhalten wurden,**) nach Maßgabe derfelben aber 
hinfihtlih der Beweisregeln ex usu ganz eigenthümliche Normen in 
Uebung find. 

Dennoch würden die Strafrichter weder in jenen Kronländern, wo 
dermal die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 gilt, noch in den ehemals 
fogenannten ungarifhen Ländern irre gehen, wenn fie bei der Frage: 
„Nach weldhen Normen fie den (böfen) Borfaß als erwiefen annehmen 


— — — — 


*) Bol. oben Seite 91— 92 und 96—97, wornach nun das lombardiſch— 
venetinnifche Königreich, Dalmatien, Galizien mit der Bufowina und. mit 
Krakau, endlid Siebenbürgen dahin gehören. — 

*) Bol. oben Seite 95, 3. 3. — 
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können ?“ ſich nicht bloß nach dem Schlußfaße des $. 1, der für fie unmit— 
telbares Gefeg ift, fondern auch nad dem vorftehenden (alten) $. 413 
benehmen werden, weil derjelbe wirklich nur eine natürlihe Beweis— 
regel, eine Norm des gefunden Menfchenverftandes aufftellt, die ohne 
Zweifel and ein künftiges öfterreichifches Strafprocek = Gefeß im Wefent- 
lichen wieder aufnehmen wird, in fo ferne dasſelbe überhaupt wieder zu ge: 
ſetzlichen Beweisregeln zurückkehren wird.) — Da jedoch in dem gegen: 
wärtigen Werke zunächft nur das materielle Strafgefeß erläutert 
werden foll: fo kann hier in feine weitere Erörterung über die eben 
erwähnten Beweisregeln eingegangen werden, Nur die Eine Bemerkung 
muß noch beigefügt werden, daß ſchon die vorftehende Auseinanderfegung 
des Wefens vom fogenannten dolus indireetus überhaupt, gleichwie der 
klare Wortlaut des Nachſatzes des $.1 ſelbſt — die oft behauptete (freilich 
einem Worte unſeres hochverdienten Jenull nachgebetete, aber von 
ihm in einem ganz anderen aufgefaßte) Meinung als irrig darftelle: 
„al® ob unfer Gefeß ın dieſem $. 1 das Dafein des (böfen) Bor: 
faßes auf Grundlage einer blogen Vermuthung als conftatirt ange 
nommen habe.“ — Diefe vielverbreitete Anficht über unferen $. 1 fteht 
in directem Widerfpruche mit der ganz categorifchen Vorfchrift des 8. 396 
des nemlihen (alten) Gefeßes: „Nur dasjenige kann in der Beur— 
theilung fir wahr gehalten werden, was rechtlich bewieſen iſt.“ — 
Nicht darum, weil unter den im Nachſatze des $. I angegebenen Voraus— 
feßungen der böfe Borfaß blos präſumirt werden könnte, fondern deß— 
wegen, weil er aus ſolchen Prämiſſen mit logifher Nothwendig— 
keit geihlußfolgert werden muß, und weil jeder Richter, der — wenn 
gleich „nur feiner. freien Ueberzeugung folgend“ — nad) den Regeln des 


— — —— — 


*) De lege ferenda würde man vielleicht für ein künftiges Strafproceß— 
Geſetz zu dem obigen $. 413 nur noh Eine Vervollſtändigung empfehlen können. 
Derfelbe ift nemlih zunächſt auf diejenigen Berbrechen berechnet, welche ſich 
auf körperliche Berlegungen beziehen, und bedarf einer Ergänzung namentlic) 
auch für andere Gategorien von ftrafbaren Handlungen. — Diefe Ergänzung 
dürfte etwa durch folgende VBorfchrift gegeben werden: „Die Angabe ded Bes 
fhuldigten, daß er die von ihm eingeftandene That nicht mit böfem Borjage 
vorgenommen habe, fann auch dann nicht ald glaubwürdig angenommen wer- 
ben, wenn nachgewieſen ift, dab die That nur überhaupt bei vollem Bewußt— 
fein vorgenommen wurde, und diefelbe fo geartet ift, daß das Uebel ſchon in 
der Handlung felbft gelegen ift, der böfe Vorſatz daher fchon dur die natür- 
lihe Befchaffenheit der Handlung erhärtet erfcheint, wie 3. B. bei Gottes— 
fäfterungen, Schmähſchriften, unfittlihen Menßerungen, gefährlihen Drohun« 
gen, heimlichen Entwendungen fremden Eigentums u. dal.” — 
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natürlichen Denkens, und nach der Schlußfolgerung des ſchlichten Ver- 
ftandes vorgeht, hieraus auf das Dafein des (böfen) Vorfages fchliegen 
wird: kann er als wahr und bewiefen angenommen werden. 

Die Zufammenhaltung diefer Erſcheinungs-Verhältniſſe des foge- 
nannten dolus direetus und indirectus mit den früher (unter b) gegebe- 
nen Nachmweifungen zeigt aber zugleich, daß in der Regel in allen jenen 
Fällen, in welchen dolus direetus vorhanden ift, derfelbe fih auch als ein 
dolus determinatus darftelle und daß dann, wenn es fi um einen dolus 
indeterminatus handelt, derfelbe wenigftens hinfichtlich des entftandenen 
oder beabfichtigten größ er en Uebels regelmäßig nicht eingeftanden, fondern 
nur indirecte conftatirt, daher zugleich ein dolus indirectus fein wird, 
und daß jofort der dolus delerminatus und direetus, gleichwie der dolus 
indetermjnatus und indirectus im wirklichen Leben regelmäßig in Einen 
zufammenfallen, und eben deshalb aud haufig mit einander verwechfelt 
werden. Hat doch felbft unfer Gefek im $. 1 eine fo umfaffende Befchrei: 
bung gewählt, daß es mit derfelben Erflärung beide diefer Eintheie 
lungs-Arten umfaßt! 

Außer den bisher dargeftellten Eintheilungen des dolus unterfchei« 
det die Doctrin weiterhin 

d) den dolus antecedens (seu ex proposito) von dem dolus 
subsequens (seu post factum), umd nimmt den erfteren dann an, 
wenn eine ftrafbare Handlung fhon urfprünglich mit fträflihem Vor— 
faße vorgenommen wurde; den legteren aber, wenn zu einer, in fehuldlofer 
oder gar edler Abfiht unternommenen Handlung erft ſpäter, nemlich 
während oder nad deren Sekung, ein fträfliher Borfaß hinzugetreten 
iſt. Es leuchtet ein, daß von dem lekteren in fo ferne feine Rede fein 
könnte, ala er etwa wie eine nach der Wirkung eingetretene Urfache auf 
die [bon vor ihm da gewefene frühere Handlung zurücdbezogen werden 
wollte, in Beziehung auf welche er natürlich fo viel ald Fein Vorfa ift. 
— 68 gewinnt aber diefe, vielleicht nur unpaffend benannte Eintheis 
fung allerdings eine reale Bedeutung in Beziehung auf die praftifche 
Beurtheilung der Falle, in welchen der f. g. dolus subsequens eintritt, 
Wenn z. B. Jemand bei einer Fenersbrunft, Waffernoth u. dgl. dem Be- 
drängten in der menfchenfreundlichften Abficht Hilfe leiſtet, und ihm ver: 
fchiedene Effekten durch Heraustragen aus den gefährdeten Räumlichkeiten 
zu vetten fucht, und endlich, nachdem er diefe Effekten bereit geborgen 
und in feine Gewalt gebracht hat, den Entſchluß faßt, eine derfelben etwa 
im Werthe von 10 fl. zu behalten, fo fann diefe Handlung erft von dem 
Augenblicke der Faſſung diefes Befchluffes angefangen als ftrafbar ans 
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gefehen und der Thäter daher nur nah Maßgabe der diefem Beſchluſſe 
nachgefolgten Handlung, keineswegs aber auch hinfichtlich der diefem 
j. g. dolus subsequens vorangegangenen Handlung beurtheilt werden. Er 
darf daher nicht als Dieb ($. 171), da er in dem Augenblicke des gefaß- 
ten Entfchluffes die Sache bereits in feiner Gewalt und nicht erft noch zu 
entziehen hatte, fondern je nach Umftänden nur als Veruntreuer ($$. 183 
und 461), oder als Betrüger ($. 197) behandelt werden, was im vorlie— 
genden Falle praktifch ſehr wichtig ift, weil er ald Dieb bereitd ein Ver— 
brechen (8. 174, 3. IT, Mit. a), ald Veruntreuer oder Betrüger aber nur 
eine Uebertretung begangen hätte ($$. 183, 200 und 461). 

Die Doctrin unterſcheidet endlich noch 

‘e) den dolus generalis von dem dolus specialis, und zwar 
in mehrerlei Bedehtungen. Bei Manchen ift dieß nur 

aa) eine andere Benennungsweife für die oben unter lit. b 
dargelegte Eintheilung, fo daß der Ausdruck dolus speecialis fir fynonim 
mit dolus determinalus, der dolus generalis aber gleichbedentend mit 
dolus indeterminatus angefehen wird *). — Gewöhnlich aber nennt man 

bb) den dolus generalis den auf mehreren, erft zufammen 
einen gewiffen Haupterfolg oder die allgemeine Endabfiht ver 
wirklihende (Theil) Handlungen gerichteten Entfchluß des Thäters, wo— 
von zwar jede für fich allein ſchon ftrafbar fein würde, die aber nach dem 
Plane oder Borfage des Thäterd alle zufammen nur als die fortfchreis 
tende Ausführung desselben verbreherifhen Entfehluffes, oder als inte 
grirende Beftandtheile der beabfichtigten Einen Gefammthat, oder in Be- 
ziehung auf dasselbe dauernde Verhältnig begangen find; — im Gegen- 
faße des dolus specialis, der auf Hervorbringung einer ftrafbaren 
Handlung mittelft eines einzigen Actes gerichtet ift. — So wird z. 2. 
derjenige, der fih vornimmt, einen Anderen mit Mefferftihen, Schlägen, 
oder allmälig mittelft Gift um's Leben zu bringen, eines dolus generalis 
ſchuldig fein, in fo ferne er wohl im Ullgemeinen den Borfab zu 
tödten hat, denfelben aber vorausfeglich durch eine fortgefeßte Reihe 
von Handlungen, durch die mehrmals wiederholten kleinen Giftgaben 
u. ſ. f. auszuführen beftrebt ift. — 


*) Diejenigen, weldhe nah Weber den dolus indeterminatus mit 
noch größerer Feinheit in den dolus alternativus und d. eventualis 
im firengen Sinne unterfcheiden, führen diefe Feinheit auch hier durch, indem 
fie dann den dolus generalis nur auf die erftcre Unterart bed d. indeter- 
minatus, nemlih auf den dolus alternativus beſchränken (vgl. oben Seite 
144 die Anmerkung). 
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Diefe Unterfcheidung hat praftifchen Werth, weil fie und erſt das 
Weſen des Unterfhiedes der fortgefegten von den wiederholten 
ftrafbaren Handlungen vollfommen Klar aufzeigt, und weil je nad) deren 
Berjchiedenheit wieder ſowohl nach der natürlichen Gerechtigkeit, als auch 
nad den Beftimmungen unferes pofitiven Gefeßes ganz andere Strafbe 
mefjungen eintreten. — Näheres darüber aber wird, um bei der lega— 
len Drdnung des Gefeßes zu bleiben, erſt bei der Erläuterung der SS. 
34 und 35 vorfommen. — Nur fo viel mag hier f[hon bemerkt werden, 
dag fih auf diefe Eintheilung und Auffaffungsweife des dolus gene- 
ralis ımd dolus specialis vorzugsweife die Eintheilung der ftrafbaren 
Handlungen in deliela conlinua und discontinaa oder eigentlih in 
delicta facli continui und facli discontinui beziehe. — Die 
erfteren treten dann ein, wenn der Handelude feinen fträflihen Vorſatz 
fhon urfprünglih auf ein fortdauerndes gejehwidriges Verhältniß 
und auf die öftere Wiederholung der durch diefes Verhältniß gewiffer- 
maßen bedingten homogenen ftrafbaren Handlungen richtet, z. B. der 
Bigamift, Blutſchänder, Ehebrecher, der eine durch unbeftinmte Zeit fort- 
dauernde (thatfächliche) mehrfache Ehe ($. 206) oder eine fortdauernde 
Gefchlehts:-Berbindung mit feiner eigenen Tochter ($. 131) oder mit 
einer anderen Frauensperfon als feiner Gattin eingeht ($. 502), und 
eben darum feine Abficht darauf richtet, einzelne ftrafbare Acte des un— 
züchtigen Verkehrs mit diefer Berfon während der gedachten Verbindung 
öfters zu wiederholen, die fid aber zuleßt allefammt doch nur ala das 
Merk Eines und desfelben fortdanernden Entichluffes darftellen, fo 
daß er eigentlich fortan oder ununterbrochen im Begehen der ftrafbaren 
Handlung begriffen ift; — während bei delietis facti disconlinui der 
Thäter feine fträfliche Abficht nur auf einzelne vorübergehende Acte, 
3. B. auf einmaligen verbrecheriſchen Umgang mit irgend einer Perfon 
gerichtet, daher mit diefem Einen Momente die ſtrafbare Hand» 
lung gleihfam abgejhloffen hat, wenn er auch vielleicht mit eben diefer 
Perſon den gedachten Verkehr in der Folge öfters wiederhoft, aber — 
wohlgemerft — immer nur in Folge eines neu gefaßten Entjchluffes 
wiederholt. — Niemandem füllt bei, im erfteren Falle, nemlich bei delic- 
tis faeti continui den Ehebrecher etwa wegen fo oftmaliger Wieder: 
holung des Ehebruches zu beftrafen, als er in dem gedachten dauern: 
den Verhältnifje einzelne ehebreherifche Acte begangen hat; wohl aber 
ftraft man im zweiten alle den Ehebrecher wegen der öfteren Wieder- 
holung des Ehebruches, mag er denfelben num mit verfchiedenen Per— 
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fonen, oder auch bei vorausgefeßter jedesmaliger Erneuerung des Vor: 
faßes mit derfelben Perfon begangen haben. — 

Man unterfcheidet endlich 

ec) hie und da noch eine dritte Bedeutung dieſer Eintheilung 
des dolus in generalis und specialis, welche fih aber wirklich nur auf 
einen einzelnen Fall bezieht, jedoch dephalb gemadt wird, um die prak— 
tifche Entfcheidung desfelben zu erleichtern. Es wird nemlich in diefer 
Bedeutung der Borfaß eines Schuldigen dolus generalis genannt, 
wenn er in Beziehung auf die Ausführung eines gewiſſen ftrafbaren Bor: 
faßes mehrere unmittelbar auf einander folgende Handlungen vorge: 
nommen bat, die zufammen den von ihm beabfichtigten ftrafbaren Erfolg 
herbeigeführt haben, wobei aber diefer Erfolg erft durch eine fpätere That 
herbeigeführt worden ift, welche aber der Thäter wohl in Beziehung auf 
feine ftrafbare Handlung, aber nicht mehr zur Confummation derfelben 
gefeßt hat, indem er den Erfolg vielmehr ſchon durch eine frühere Theil: 
handlung erzielt vorausfegte. Hier tritt alfo eigentlich Irrthum im Er- 
folge ein. — Es hat z. B. A den ganz allgemeinen (generellen) 
Vorſatz, den B zu tödten: zu dieſem Zwecke droffelt er ihn fo lange, bis 
er ohne Lebenszeichen bleibt. Ihn für todt haltend, wirft er nun den 
vermeintlichen Leichnam in's Waffer, um das unwillkommene corpus de- 
lieti zu entfernen, Bei der Obduction des vom Waſſer ausgeworfenen 
Leichnams wird aber conftatirt, daß B zur Zeit, ald er in's Waſſer 
geworfen wurde, noch lebte, und daß er nicht durch die Erdroffelung, 
fondern nur vom Waffer erfticht (durch das Ertrinfen) geftorben fei. — 
In diefem Falle wird nun von Eriminaliften häufig der A, weil ihm der 
dolus generalis zum Morde des B zur Laſt falle, und weil er mit 
diefem Vorſatze eine tödtende Handlung an dem B vorgenommen habe, 
des (vollbrachten) Mordes ſchuldig erklärt. — Allein diefe Entſchei— 
dung ſcheint mir gleich unvichtig aus dem (wiffenfchaftlihen) Standpunfte 
der natürlichen Gerechtigkeit, wie aus jenem unferes pofitiven Geſetzes 
($. 134). In beiden Beziehungen ift nemlich zum Verbrechen des voll- 
bradten Mordes nothwendig,, daß fpeciell diejenige Handlung, 
. welche die Tödtung objectiv bewirkte, auch mit dem Entichluffe zu tödten, 
vollzogen worden fei, daß mit Einem Worte der That-Moment und der 
Willens: Moment des Mordes in demfelben Punkte zufammen- 
treffen, was aber in dem vorausgefegten Falle, fo wie überhaupt bei 
allen Fällen diefes dolus generalis nicht Statt findet. Bei derjeni- 
gen Handlung, welhe mit dem Borfage zu tödten vorgenommen wurde 
(dem Droffeln), fehlt zum Dafein des vollbrachten Mordes der 
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That: Moment des wirklih eingetretenen Todes; bei der zweiten 
Handlung (dem in's Wafjer- Werfen) aber mangelt der Willend-Mo- 
ment, und es läßt fi daher gerechter Weife in diefem Beifpiele nur das 
Zufammentreffen eines (Ddolofen) Verſuches des Verbrechens des 
Mordes ($$. 8 und 134) mit dem Bergehen der verurfachten fahrläffigen 
Tödtung eines Menfchen ($. 335) erkennen. — 

Wenn man hiernach das Wefen des (böfen) Vorſatzes in all’ * 
verſchiedenen Geſtaltungen, in denen er ſich nach Maßgabe der eben be— 
ſchriebenen Arten und Eintheilungen ausprägen kann, überſchaut, ſo müſ— 
ſen wir allerdings ſchon aus der Natur der Sache als richtig anerkennen, 
daß eine ſtrafbare Handlung nur in ſo ferne als vorſätzlich und auch 
nach unſerem Geſetze nur dann als Verbrechen angeſehen werden 
könne, wenn und in ſo ferne der (böſe) Vorſatz auch jeden Beſtandtheil 
und jedes Merkmal derſelben durchdringt.) 

Hieraus ergibt fih daher ald Regel, daß in dem Falle, wenn 
irgend eines der von dem Gefeße zur Begriffebeftimmung eines Verbrechens 
überhaupt, oder einer gewiffen Art von Verbrechen, oder zur höheren Straf: 
barkeit als wefentlich erforderte objective Merkmal von dem Handeln: 
den nicht insbefondere gewußt und gewollt (bedacht und befchloffen) 
worden ift eben diefes Merkmal, und fofort auh dag Verbrechen ſelbſt, 
oderdie befondere Artdesfelben, oderdievorandgefeßte 
höhere Strafbarfeit nihtmehreintrete, wenn glei etwa 
diefes objectiv vorhandene Merkmal dem Handelndenals 
culpofeverfhuldetzugerehnetwerden fann, d.h. ale vorhan: 
den vonihm etwa hätte erfannt werden können. — So würde z. B. derje- 
nige nicht als Hochverräther oder Majeftäts-Beleidiger ($. 58, lit. a und $. 63) 
behandelt werden können, der, wenn gleich abfichtlid, eine Perſon körperlich 
verlegt oder beleidiget hat, die in Wirklichkeit der Kaifer war, den aber der 
Thäter nicht erkannt hat, wenn es ihm auch etwa fehr leicht gewefen wäre, 
zu erfahren, daß der Berlete oder Beleidigte der Kaifer war; fo wird ferner 
derjenige, der einen mit wirklicher gewaltfamer Handanlegung begleiteten 
Widerftand gegen eine obrigkeitliche Perfon in Ausführung einer öffent: 
lichen Function anwendet, nicht fchuldig fein des im $. 81 bezeichneten 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit, wenn er diefe Perfon nicht 


*) Dieß ift der fchon aus der grammaticalifchen Auslegung fließende 
are Sinn der Worte bed $. 1: „Zu jedem Berbreihen, — alfo auch zu jedem 
einzelnen Beftandtheile oder Merkmale, das ald verbrecheriſch foll zugerechnet 
werden können, — wird böfer Borfag erfordert.“ 
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wirklich als eine obrigkeitliche und ihre Function als eine öffentliche er- 
kannt hat; derjenige nicht ala fhuldig des im $. 127 bezeichneten Ver— 
brehens angefehen werden Fonnen, der an einem in Wirklichkeit nur 13 
Fahre alten, ihm aber vermöge ihrer förperlichen Reife und fonftiger Um: 
ftände als lange über 14 Jahre alt erfheinenden Mädchen den außer: 
ehelichen Beifchlaf vollzieht, wenn ihm auch etwa gar leicht möglich gewe— 
fen wäre, fich von deffen wahrem Alter zu überzeugen; oder derjenige 
nicht ala Mitfchuldiger eines Vatermordes beftraft werden können ($$. 137 
und 138), der zwar vorfäglich bei der Tödtung einer Perfon mitgewirkt 
hat, die objectiv etwa deffen eigener Bater war, den er aber nicht als ſei— 
nen Dater erkannt hat, wern ihm auch diefe Erkenntniß bei erhöhter Auf: 
merkfamfeit leicht möglich gewefen wäre; — ebenfo ferner derjenige nicht 
ſchuldig erflärt werden fünnen der Theilnehmung am Diebftahle oder 
Veruntreuung ($. 185), der ein in Wirklichkeit (objectiv) geftöhlenes oder 
veruntreutes Gut an fih brachte, von dem er aber nicht wußte‘), daß es 
geftohlen oder veruntrent fei, wenn er auch Gelegenheit gehabt hätte, fich 
von der Bezugsquelle des ihm etwa zum Kaufe angebotenen Gutes näher 
zu überzeugen, oder wenn er fogar den Beſitz diefer Gegenftände bei dem 
Ueberbringer als verdächtig präfumiren konnte“) u. ſ. f. u. ſ. f. 


*) Unfer Gefep hat zwar bei der ganz analogen Handlung der Theil: 
nehmung am Raube ($. 196) dad obige Merkmal: „daß der Theilnchmer 
wiffen müfe, daß das Gut ein geraubtes fei,“ fo wie auch bei dem ber: 
wandten Falle des Betruges dur Ausgabe von verfälfchten öffentlichen Cre— 
ditöpapieren ohne Ginverftändniß mit den Berfälfchern oder Theilnehmern 
das Erfordernif, daß diefe Ausgabe „wiffentlich” gefchehen müſſe (8.201, 
lit. a), ausdrüdlich beigefügt. — Allein es bedarf feiner Nachweiſung, daß 
die ausdrüdliche Beifügung diefer Worte in den ebengedachten zwei Ge— 
fepeöftellen eine eben fo pleonaftifhe Wiederholung der allgemeinen, und 
fi eben derhalb auf alle einzelnen Verbrechen beziehenden Anordnung des 
8. 1 ift, als überhaupt die Wiederholung der Beſtimmung, daß eine 
Sandlung, um ald Verbrechen zugerechnet werden zu können, vorfäglid 
begangen fein müffe, in vielen einzelnen Geſetzesſtellen (3. B. in den 88. 60, 
61, 85—89, 166, 212 u. f. f.) nur ale eine Zautologie erflärt werden 
muß, die der Gefepgeber wahrfcheintih abfichtlicdh gewählt hat, um diefes 
eigentliche Lebend-Merfmal eines Verbrechens gerade bei ſolchen Berbrechen 
recht nachdruckvoll hervorzuftellen, deren Feſtſetzung als Verbrechen außerdem 
vieleicht zweifelhaft gewefen ware. — Die firenge Doctrin hat freilich gegen 
die banale Phrafe: „Superllua non nocent!“ in einem Gefege ernfte 
Einwendungen zu machen! — 


») Die BVergleihung mit den Anordnungen der $$. 471474 beftäti- 
get auch indirecte die obige Anficht, da hier der Gefepgeber diejenigen Ber 
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Der erfte hiernach aus der Borfchrift des $. 1 folgende Grund- 
fag: „daß zu einem jeden Verbrechen überhaupt (böfer) Vorſatz er- 
forderlich fei“, oder mit anderen Worten: „daß eine blos culpofe 
Handlung nie als Verbrechen zugerechnet werden könne“, fteht in 
unferem Gefeße aus nahmslos da. 

Das zweite hieraus abgeleitete Gorollar aber: „daß auch jedes 
einzelne Merkmal der als Verbrechen zuzurechnenden Handlung im Bor- 
faße des Thäters gelegen oder dobos fein müſſe“, unterliegt bei einzel 
nen Fällen vermöge ausdrücklicher Feſtſetzung des Geſetzes aller: 
dings mehreren Ausnahmen. 

Es gibt nemlich in umferem Gefeße mehrere Falle, wo auch die 
bloße Fahrläſſigkeit (culpa) auf die Zurechnung der Verbrechen von 
wirkſamem Einfluffe ift. — Diefe Ausnahme Fälle von dem zweiten, eben 
erft angeführten Grundfaße find dreierlei verfchiedener Art: es gibt 
nemlich 

aa) mehrere Fälle, wo das Gefeß zum Dafein eines gewiffen Ver— 
brechens als weſentlich fordert, daß ein beftimmter objectiver Erfolg 
culpoſe eingetreten fein müfle. Dieß ift vorzugsweife und unbeftritten 
der Fall bei dem Verbrechen des Todtfchlages ($. 140), zu deifen Thatbe— 
ftand das Gefeß ausdrücklich fordert, daß der Erfolg des Todes einge: 
treten fei, jedoch ohne daß der Thäter diefen Erfolg beabfichtiget hat, in 
Beziehung auf welchen Erfolg daher der böfe Borfaß geradezu ausge- 
ichloffen ift, d. h. gar nicht einmal da fein darf, damit das be- 
ftimmte Verbrechen vorhanden fei, fo daß in diefer Beziehung dem 
Thäter nur eulpa (Fahrläffigkeit) zur Laſt fällt. — 

Dasfelbe findet aber auch Statt bei den Verbrechen der öffent— 
lihen Gewaltthätigfeit durch boshafte Beſchädigung fremden Eigenthums 
($. 86), oder durch boshafte Handlungen oder Unterlaffungen unter 
befonders gefährlihen Verhältniffen ($. 88); bei der Weglegung eines _ 
Kindes (8$. 150 und 151); — bei dem Zweifampfe ($. 161) und 
bei der Bramdlegung ($. 167, lit. a), in fo ferne bei diefen 
Berbrehen der Tod eines Menfhen eingetreten if. — 
In all’ diefen Fällen fegt nemlih das Gefeß nur voraus, daß 
von dem Handelnden der Tod eines Menfchen vorhergefehen werden 
fonnte, und ſchließt eben Dadurch den hieranf directe oder indirecte ge- 


— —— sur 


ſonen, welche (wenn gleich vielleicht objectiv geſtohlene, veruntreute oder 
geraubte) Waaren unter verdächtigen Umſtänden an ſich bringen, ohne 
fie beftimmt als folhe au wiffen, nur einer Hebertretung fchuldig erflärt. 
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richteten (böfen) Vorſatz desselben aus, indem dann, wenn der Thäter er— 
weislich die Abficht zu tödten gehabt, daher eines der genannten Ver: 
brechen eigentlich ale Mittel zur Berübung eines Mordes als Zweck 
gewählt hätte, derfelbe, nach den Grundfägen über Eoncurrenz, des Mor— 
des zufammentreffend mit dem genannten Verbrechen ſchuldig fein 
würde”). 

Dagegen kennt unfer Geſetz 

bb) auch Fälle, wo es zum Dafein (wenigſtens) des (vollbrachten) 
Verbrechens ebenfalls einen gewiffen (objectiven) That-Erfolg für erfor: 
derlich erklärt, dabei aber es als gleichgiltig anfieht, ob diefer Erfolg bes 


*) Bergleihe oben Seite 142 den Abſatz 3. — Mir ift zwar bes 
kannt, dab die Prarid hie und da die oben verfochtene Anficht nicht theilt, 
fondern in allen angegebenen Fällen, zumal aber beim Zweikampfe ($. 161), 
wenn hierand der Tod, fei die num culpofe, oder auch dolofe, erfolgte, ſchlechtweg 
nur dad Eine Verbrechen des Zweilampfes, und auch bei beabfichtigter Tödtung 
nicht die Concurrenz mit dem Verbrechen ded Mordes annimmt. Allein ich 
halte diefe Entfheidung für irrig, und werde deren Unrichtigkeit ſowohl aus 
dem Standpunfte unſeres pofitiven Geſetzes, ald auch aus der Natur der 
Sache bei der Lehre von der Concurrenz der firafbaren Handlungen, d. i. bei 
der Erklärung der 88. 34 und 35 nachzuweiſen fuhen. — Hier möge einft- 
weilen nur noch die Bemerkung genügen, daß die meiner obigen Behauptung 
entgegengejegte Anficht eines Theiled der Prarid in Beziehung auf die auf: 
geführten fpeciellen Fälle auch ſchon durch den Wortlaut der bezogenen 
Gefepesftellen entkräftet fein dürfte, indem 53. B. $$. 86, 88, 167, it. a 
ausdrüädlih jagen: „wenn der Erfolg ded Todes von dem Thäter vorherge— 
feben werden Tonnte;“ die SS. 150 und 151 davon fprechen: „daß die bal- 
dige Wahrnehmung und Rettung des Kindes nicht leicht möglich war, 
oder mit Grund erwartet werden konnte“ und der $. 161 denjenigen, ber 
einen Anderen im Zweikampfe tödtet, doch nur „einen Zodtfchläger “ 
nennt, alfo in Uebereinftimmung mit dem von ihm felbft feftgefesten beſonde— 
ren Sprachgebrauche (vgl. $. 140 mit $. 134) vorausſetzt, daß er diefe Töd- 
tung nicht mit der Abſicht zu tödten, fondeın nur culpofe vollzogen - 
habe. — 

Die öfter gehörte Einwendung, daß der Streit ein müßiger und uns 
praftifch fei, weil ja den Thäter do in allen Fällen, mag man ihn nun 
der Concurrenz mit dem Verbrechen des Mordes fchuldig erklären oder nicht, 
die Todesftrafe treffe, if voreift unrichtig in Beziehung auf den Zweikampf 
(vgl. $. 161 mit 88. 34 und 136) ; fofort aber auch ganz bedeutungslos, da 
es doch für den Richter auch nothwendig ift, fein Urtbeil zu formuliren, 
und es gewiß nicht gleichgiltig ift, ob man Jemanden nur Eines Verbrechens, 
oder zweier (zufammentreffender) Verbrechen für fchuldig erklärt, zumal da 
im lesteren Falle ein Antrag auf Begnabigung und die wirkliche Ans 
wendung derſelben unwahrfheinliher Statt finden wird, ald im erften. — 
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abfichtiget worden ift oder nicht, d. h. die Vorausſetzung zuläßt, daß 
diefer Erfolg culpos eingetreten fein könne. Dieß ift der Fall z. B. bei 
dem Berbrehen der (wollbrachten) fchweren körperlichen Beſchädigung 
($. 152), bei weldhem zur Bollbringung des Verbrechens in der 
Regel *) das Vorhandenfein des objectiven Thaterfolges einer gewiffen 
objectiv größeren und won dem Gefeße ala ſchwer angefehenen körperlichen 
Beſchädigung wefentlich erforderlich ift, woher es jedoch nad dem Ge: 
feße recht wohl möglich ift, dag noch immerhin dieſes Verbrechen vor- 
handen fei, obgleich der Thäter nur die Abficht leicht zu verlegen hatte, 
und daher der objeetive Erfolg der ſchweren Berleßung nur culpofe 
eingetreten ift **). 

Endlich macht unfer Gefek | 

ce) von dem Eintreffen eines gewiffen objectiven Erfolges, wenn 
derfelbe auch nur in der Culpa des Handelnden begründet 
war, aud bei Berbredhen die Straf-Erhöhung abhängig, und zwar 
wieder in zweifacher MWeife, indem es entweder die objective Größe 
des, wenn gleich nur culpofe oder fogar zufällig eingetretenen, Schadens 
oder der Gefahr nicht nur im Allgemeinen ($. 43 vergl. mit 8. 47, lit. ce) 
als Erfchwerungs- Umstand und ſofort ald Strafverfchärfungs- Grund 
feftgefeßt hat (58. 49 und 51), fondern dieß bei einzelnen Verbrechen 
mehrmals wiederholt (4. B. 88. 71, 97, 123); — oder von dem Da- 
fein eines foldhen, wenn gleih nur culpofen Erfolges fogar haufig die 
Anwendung eines höheren Straffages abhängig macht, als da in den 
88. S6—89, 91, 94, 103, 105, 119, 121, 123, 126 ***), 127, 128, 


*) Die Ausnahmen von der obigen Regel liegen im 8.153, wo nemlich 
das Gefeg körperliche Beihädigungen , felbft wenn fie nur mit der Abficht, 
leicht zu verlegen, und auch objectiv nur eine leichte Beihäbigung im 
Erfolge herbeiführten, den ſchweren gleichgeftellt und ald Verbrechen erklärt hat. 

*) Die obige Unterfcheidung der unter aa aufgeführten Fälle von jenen 
unter bb ift aud bei der Lehre vom Verſuche von großer praftifcher 
Wichtigkeit, indem die Erläuterung der SS. 8-11 unfered Gefeped nachweiſen 
wird, daß wohl von den leptgedachten,, keineswegs aber aud von den unter 
lit. aa genannten Verbrechen, in fo weit es ſich um den Verſuch des einge» 
tretenen Grfolges des Todes handeln würde, ein crimimeller Verſuch denk— 
bar iſt. - 

**) Bei Anwendung bes oben im Terte ausgeführten Satzes fpeciell auf den 
8.126 muß ich Schon hier eine Doppelte Bemerkung machen. — Das neue 
Geſetz ift in Beziehung auf die beiden erften Abſätze diefed $. 126 wörtlich gleich. 
fautend mit dem 8. 111 des früheren Gefched vom 3. September 1803, hat aber 
deuſelben noch einen dritten Gtraf- Sap mit den Worten hinzugefügt: 
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130, 148, 150, 151, 155— 157, 159 und 160, 167, litt. b— g, 169 
und 210, lit. b. — 


„Hat das Verbrechen den Tod des Beleidigten verurfact, fo tritt lebend» 
langer ſchwerer Kerker ein.” — Nun fünnte es im erften Anblide allerdings 
fheinen, daf der von dieſem neuen Strafſatze vorausgeſetzte Fall ſchon 
in dem zweiten Eage, nemlid in den Worten: „Hat die Gewaltthätigkeit 
einen wichtigen Nachtheil der Beleidigten an ihrer Gefundheit, oder gar 
am Leben zur Folge gehabt” eingefchloffen fei, und daß daher durch biefen 
neuen Zuſatz, welcher für den nemlichen Fall die lebenslange Kerler- 
ftrafe beſtimme, für melden im zweiten Gage nur eine 10—20 jährige 
Kerkerſtrafe fetgefegt fei, eigentlih ein Widerfpruch in's Geſetz hineinge- 
ſchmuggelt worden fei. — Allein wer mit fohlichtem Sinne und ohne Uebel: 
wollen die Auslegung eines Geſetzes vornimmt, wird doch zugeftehen mäffen, 
daß aud; die höchſte Geſetzgebung den Inhalt des früheren Gefekes 
gehörig erwogen haben wird, ehevor fie demfelben einen Zuſatz beifügt, und 
dag fie daher durch einen ſolchen ganz neuen Zufap doch gewiß aud etwas 
Neues, nichts Ueberflüffiged, und noch weniger etwas, dem Inhalte 
desfelben Paragraphes Widerfprehended anordnen wollte. Liegt nun 
aber bei einer folden unbefangenen Würdigung der vorausgeſetzten 
„Haren Abſicht des Gefepgebers“ nicht der einfahe Sinn der obigen Geſetzes— 
ftellen Mar auf offener Hand, daß nemlich der höchſte Geſetzgeber den früheren 
(zweiten) Sag, wenn er ifn nunmehr dem dritten Satze, d. h. dem 
Falle des wirklich eingetretenen Todes entgegenfeht, dahin gedeutet 
wiffen will, daß in dem zweiten Sage nur von einem wichtigen Nachtheil am Les 
ben, der ſich noch nicht bis zum wirklichen Tode potenzirt hat, alfo 
beifpielömweife von „lebenögefährlihen“ oder von „Lebenverfür: 
zenden“ Nadıtbeilen die Rede fei, welche den Tod nicht unmittelbar zur 
Folge hatten, allein allerdings einen ſolchen nachtheiligen Einfluß auf das 
Leben hatten, daß fie dasfelbe vorübergehend im hohen Grade gefähr- 
deten, oder nachhaltig die Lebenskraft ſchwächten, verfümmerten u. dgl.; — 
während im britten Saße der wirklich eingetretene Tod ale Folge der 
Notbzucht vorausgefegt wird. — | 

Eine zweite Bemerkung in Beziehung auf dieſen $. 126 bezieht ſich 
auf den mir in Frage geftellten Fall, wie denn derjenige, welcher die Nothzüch— 
tigung einer fFrauensperfon mit der beflimmten Abſicht vornähme, um das 
dur die Frauensperſon felbft zu tödten, zu behandeln wäre. — Ich ant- 
worte mit der hier oben auf Seite 142 unter Zahl 3 audgeführten Anficht, daß ein 
folder Berruchter ſich dadurch ganz zweifellos des doppelten Verbrechens der 
Nothzucht und des Mordes fhuldig machen würde. Allein ih muß ſolchen 
Fragen und cafuiftifchen Spipfindigfeiten doh wohl auch die ganz nüch— 
terne Gegenfrage entgegenhalten: „ob deun wirklich ein derlei Fall (noth— 
züchtigen, um dadurch zu morden) fhon in der Wirklichkeit vorgefommen, 
— ob er pfychologifch oder felbft nur phyſiologiſch denkbar, oder nicht viel- 
mehr der Phantafie der Fragenden fein Dafein danke?“ — — 
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Aus den vorftehenden Erörterungen der Wechfel- Beziehungen 
jwifhen Culpa und Zurehnung eines Verbrechens ergibt ſich 
denn endlich auch Das Wefen der fogenannten Culpa dolo determi- 
nala, womit man diejenige Art des Verſchuldens zu bezeichnen pflegt, 
wenn Jemand bei Gelegenheit oder zur Ausführung einer vorfäklichen 
ftrafbaren Handlung fih zugleich einer culpofen ftrafbaren Handlung 
ſchuldig macht, wo alſo die Fahrläffigkeit durdh den dolus bedingt 
oder in's Leben geführt wird; wenn z. B. Derjenige, der eine Frauens— 
perfon nothzüchtiget, dadurch zugleich ohne fein Wiffen und Wollen, da 
er gar nicht weiß, daß die Genothzüchtigte ſchwanger ift, die Abtreibung 
ihrer Leibesfrucht bewirkt; oder wenn der Wilderer (Wilddieb) in diebi- 
ſcher Abficht auf ein fih unter einem Gebüſche Rührendes ſchießt, weil er 
es für ein Wild hält, damit aber einen Menſchen erfchießt. Es leuchtet 
ein, dag uns das oben (Seite 152) zur Erörterung der dritten Art des 
f. g. dolus generalis gewählte Beifpiel, gleichwie alle eben erjt unter 
Jit.aa und bb (Seite 155 — 157) angeführten Fälle zugleich als ebenfo viele 
Beifpiele von Culpa dolo determinata dienen fönnen, daß ſich aber aud) 
das ganze Wefen derfelben einfach auf die Concurrenz einer dolofen ftraf- 
baren Handlung mit einer culpofen zurüdführen laßt und daher nach den 
über die Concurrenz von ftrafbaren Handlungen bei den 88. 34, 35 und 
267 feftzufeßenden Grundfägen zu beurtheilen ift *). 


8. 2. (8$. 2 u. 127.) 


Daher wird die Handlung oder Unterlaffung nicht als Arie, dieren 
Berbrechen zugerechnet: ausfehliegen. 
a) wenn der Thäter des Gebrauches ganz der Vernunft 
beraubt ift; 


*) Die obige ausführliche Grörterung “über unferen $. 1 dürfte wohl 
Sedermann überzeugen, daß die Beitimmungen über das Werfen, die verfchic- 
denen Arten und Eintheilungen, die Beweisführung des böfen Vorſatzes u. f. f. 
in dem Geſetze ſelbſt, beffer — gänzlich wegbleiben, und der Doctrin, 
den Gommentaren überlaffen würden (vgl. oben Seite 24—26), ald daß .der 
Gefeggeber fi, wie im $. 1 gefchieht, in eine problematifche Definition, in 
eine jedenfalls unvollftändige Aufzählung der einen und andern Diftinction 
u. dgl. einläßt. — Dürfte ich mir hiernach erlauben, einen Borfchlag de 
lege ferenda, etwa für ein künftiges Geſetz, zu machen, fo würde id) die 
diepfällige Geſetzes-Beſtimmung ganz einfach etwa fo tertiren: 

„Damit eine Handlungald Berbrehen zugerehnet werden 
fönne, muß fie mit Borfag unternommen fein.“ 


Nothwehr. 
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b) wenn die That bei abwechſelnder Sinnenverrüdung zu 
der Zeit, da die Verrückung dauerte; oder 

c) in einer ohne Abfiht auf das Verbrechen zugezogenen 
vollen Berauſchung ($$. 236 und 523) oder einer an- 
deren Sinnenverrüdung, in welcher der Thäter fi 
feiner Handlung nicht bewußt war, begangen worden; 

d) wenn der Thäter noch das vierzehnte Jahr nicht zu: 
rüdgelegt hat ($$. 237 und 269); 

e) wenn ein folcher Irrthum mit unterlief, der ein Verbre— 
chen in der Handlung nicht erkennen ließ; 

f) wenn das Uebel aus Zufall, Nachläffigkeit oder Un: 
wiffenheit der Folgen der Handlung entflanden ift; 

g) wenn die That duch unwiderftehlihen Zwang, oder in 
Ausübung gerechter Nothwehr erfolgte. 

Gerechte Nothwehr ift aber nur dann anzunehmen, 
wenn fi) aus der Befchaffenheit der Perfonen, der Zeit, 
des Ortes, der Art des Angriffes oder aus anderen 
Umftänden mit Grund fchließen läßt, daß fi) der Thä— 
ter nur der nöthigen Bertheidigung bedient habe, um 
einen rechtswidrigen Angriff auf Leben, Freiheit oder 
BDermögen von fich oder Anderen abzuwehren; — oder 
daß er nur aus Beſtürzung, Furcht oder Schreden die 
Grenzen einer ſolchen Vertheidigung überfchritten habe. 
— Eine ſolche Ueberfohreitung Fann jedoch nad Be: 
fchaffenheit der Umftände als eine ftrafbare Handlung 
aus Fahrläfligfeit nah Maßgabe der Beltimmungen 
deö zweiten Theiles diefes Strafgefeges geahndet wer: 
den ($$. 335 und 431). 


($. 2.) 
Litt. a—- d wie »otftehend die litt. a—d im $. 2, 


e) „Wenn die That Durch unwiderſtehlichen Zwang erfolgt; 
f} wenn ein ſolcher Irrthum mit unterlief, der ein Berbrehen in der Handlung nicht 
erkennen ließ; 
g) wenn dad Uebel aus Zufall, Nadläffigfeit oder Unwiſſenheit der Folgen der Hand» 
lung entftanben ift.“ 
($. 127,) 


„Derjenige, der JZemanden in Anwendung einer gerechten Nothwehr 
tödtet, begebt Fein Berbredhen Es muß jedod bewiefen oder aus den Umſtänden der 
Berfonen, der Zeit, des Ortes mit Grund zu ſchließen fein, daß der Thäter fich der nörbigen Ber 
ans gebraucht babe, um fein oder feines Nebenmenichen Leben, Bermögen oder Freibeit zu 

ügen. 


Das Geſetz felbft bezeichnet durch das Eingangewort diefes Para— 
graphes („daher“) die in demfelben enthaltenen Beftimmungen als 
bloße Eorollare aus dem früheren Paragraphe, welche fih daher mehr 
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oder weniger, auch ohne ausdrüdliche Feſtſetzung von felbft verftehen 
würden, da fie in Wirklichkeit nur a contrario (im contradictorifchen Ges 
genfage) für die Kehrfeite des böfen Vorjages dasjenige negativ aus— 
ſprechen, was im $. 1 affirmativ hinfichtlich deſſen Vorhandenſeins be— 
ftimmt worden ift, daher auch die Randrubrik *) den Inhalt diefes $. 2 


) Es fei erlaubt, bier, wo zum erften Male von einer fogenannten 
Nandrubrik oder Randgloffe unfered Gefeped die Rede ift, anch die in 
aller Juriften Munde, fowohl in der Doctrin ald in der Prarid geläufige 
Phrafe : „Rubrica legis“ (oder in Defterreih fo ganz unrömifch und uns 
hiſtoriſch ſogar „Glossa legis“ genannt) „non est lex,“ etwas näher zu 
würdigen. — Mir ift fein Gefep befannt, wo unfer Gefepgeber diefe Be- 
flimmung je audgefprochen hätte, da diefelbe nur von der oberften Juſtizſtelle 
bei Entſcheidung eine? einzelnen Falles im Vorbeigehen ald Motiv 
geltend gemacht wurde, und da das hieraus von Borſchitzky fabricirte 
Normale, unter dem Titel eined an dos böhmiſche Appellations-Gericht erlaf- 
fenen Juftiz-Hofdecreted vom 5. October 1804, nie in die authentifche Juftiz- 
gefegfammlung (vergl. die Anmerkung auf Seite 28) aufgenommen wurde, 
darum auch nie Gefegeöfraft erlangt bat, aber zugleich eben deßhalb, daß 
es nicht dahin aufgenommen wurde, in Beziehung auf die Richtiganerfennung 
feines Inhalte von Seite der höchſten Geſetzgebung gerechte Zweifel erregt. — 

Woher nimmt nun Doctrin und Praris die Legitimation, diefen Dra- 
felfpruh einem Gefepe gleich gläubig nach zubeten, und jede auch bios 
unterftügende Argumentation aus ber Randrubrif von vorne herein abfolut 
zu verwerfen? — Etwa aus dem römiſchen Rechte, deffen Geſetzeskraft 
bei und doch vorlängft erlofchen it? — Oder aus der Natur der Sache? 
Allein foll denn wirklich der höchfte Gefeßgeber damit, daß Er felbft feinem 
Geſetze eine Inhalts⸗Ueberſicht (Inhalts-Auszug — Summarium oder Argu- 
mentum) beifügt, und das Gefeg fammt diefer Inhaltd-Anzeige in 
Form der Randrubrif kundmacht, und ohne Beiſatz, ohne irgend welche 
Ausscheidung, ohne Erklärung, daß er diefe Randrubrif etwa nicht ala fein 
Merk anerkannt wiffen wolle, kundmacht, bereit? ausgefprochen haben, daß 
feine eigene Anfhauung und Ungabe diefed Inhaltd-Auszuged ganz und 
gar werth- und bedeutungslos ſei? Warum hat er fie dann beigefügt? 
Dder will man dem Gefepgeber den Unverftand — oder noch was Schlim- 
meres zumutben, daß er gerade bei diefem Xheile der Cobification fo ganz 
Teichtfinnig, ohne Weberlegung, nicht nad den Regeln des gefunten Denkens 
vorgebe, und ohne Biel und Halt ein Moment dem Gefege beirüde, das 
man denn doch nah den Regeln der Logik ebenfalld ald feime Willenserflä. 
rung anfehen muß? 

Ich fann mich daher von der Wahrheit jened Weisheits-Spruches 
nicht überzeugen, und glanbe der Flaren Mbficht des Geſetzgebers näher zu 
ftehen, wenn ich in jenen (übrigens ohnehin jeltenen) Fällen, wo ich eine be- 
ſtimmte Auslegung einer Gefebeäftelle, im Gegenfaße einer anderen Inter 
petation, auch duch denjenigen Sinn zu unterflügen vermag, welchen 

Hye, Commentar. 11 
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jehr richtig mit der Bezeihnung: „Gründe, die den böfen Vorſatz aus— 
fliegen,“ charakteriſirt. 

Damit eine Handlung einem Menfhen überhaupt als ftrafbar 
zugerechnet werden fünne, oder damit er fubjectiv als zurechnungs— 
fähig (imputakel) erfcheine; muß diefelbe — fo wurde oben Seite 136 
— 138 nahgemwiefen —: 

1. mit Bewußtfein, und | 

2. mit Willkür unternommen worden fein; und damit fie 
ihm indbefondere ald eine vorſätzliche (dolofe) zugerechnet werden 
fann, muß 

3. bei wirflih erfannter Strafbarkeit der Handlung noch insbefon- 
dere der (wirkliche Willens) Entjhluß des Handelnden auf deren 
Setzung gerichtet gewefen fein. 

Hieraus geht alfo fhon mit contradictorifcher Nothwendigkeit her- 
vor, daß überall da, wo die erfte oder die zweite, oder gar beide diefer 


unverkennbar dad Geſetz felbft in der Randrubril als Inhalts-Angabe 
von diefer Stelle angedeutet hat, mich auch hierauf berufe, und darin 
ebenfalld einen Anhaltöpunft für die Erkennung der wahren Willend-Erklä- 
rung des hoͤchſten Gefepgeberd erkenne? — Uebrigens kann ich nicht unbe- 
merkt laffen, daß die Berufung auf dad obige angebliche Juftizhofdecret vom 
5. October 1804 (das fih in Maucher's größerem Handbuche, 1. Band, 
unter Nr. 469 abgedrudt findet), um hieraus eine pofitive Gründung für 
den Sat: „Rubrica legis non est lex“ jebdenfalld eine ganz verunglüdte fei. 
— Denn mit diefem Dietum wurde in der erwähnten Particular-Entfheidung 
nebenher die Anfiht unterügt, daß der Sinn des $. 167 des früheren 
Gefeped vom 3. September 1803 nit aud der Randrubrif erläutert werden 
könne. Nun bat aber eben diefe oberſte Yuftizftelle in einer fpäteren 
Particular-Entfheidung vom 5. Juni 1807, woraus daun Wagersbach 
ein Rormale gebildet, und welches ebenfalld Maucher (a. a. D. Nr. 471 a) 
aufgenommen hat, gerade in Beziehung auf den erwähnten $. 167, deffen 
Sinn „aud der Marginal-Bezeihnung” commentirt, fomit — wenn 
PBarticular-Entfheidungen überhaupt eine Rechtöfraft für künftige Fälle haben 
würden — der früher auögefprochenen Anficht wieder derogirt. — Dazu 
aber fommt die noch weit wichtigere Erwägung, dag wirklich ein fpätered 
Geſetz, nemlih das in die Juftiggefegfammlung aufgenommene Hof 
decret vom 14. Jänner 1822, Nr. 1829 der J. ©. ©. die ganze Reihe der 
in demfelben gelöften Fragen durch die Begründung aus einer Stelle bes 
Geſetzes, nemlich des mehrerwähnten 8. 167 („wegen thätiger Reue“) 
entjheidet, welhe nur in ber Randrubrif, keineswegs aber im 
Zerte des Paragrapbes ſelbſt, vorkommt. — Iſt daher unferer 
Geſetzgebung die Beweisführung und Begründung ded Sinnes eined Ge- 
ſetzes aus den Randrubriken wirklih fremd? — 
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eriten zwei Bedingungen fehlen, nicht nur nicht von Zurechnung des 
(böfen) Vorſatzes, fondern überhaupt von gar keiner Zurehnungsfähig- 
feit die Rede fein fann; dort aber, wo es an der dritten Diefer drei Be- 
dingungen ermangelt, fpeciell die Zurechnung des (böfen) Vorſatzes aus- 
geſchloſſen ift. 

Die fubjective Zurechenbarkeit einer ftrafbaren Handlung zum Bor: 
faße wird daher, in Correlation mit den eben erwähnten pofttiven Erfor- 
derniffen, ausgeſchloſſen, entweder 


1. duch den Mangel an Bewußtfein von der flrafbaren 
Handlung, — oder 


2. duch den Mangel an Freiheit (Mangel an Willkür) *), 
wenn nemlich der Handelnde in feinem Willen oder in feiner äußeren 
Thätigkeit duch eine außer ihm liegende unmwiderftehlihe Gewalt zu 
einer Handlung genöthiget wird; — oder 


3. durch den Mangel des insbefondere auf das der Handlung eigen: 
thümliche Uebel gerichteten (Willens-) Entfhluffes. 

Man nennt derlei Thatumftände, welche bewirken, daß eine Hand- 
Tung, die ſich objectiv als eine ftrafbare (als ein Verbrechen) darjtellen 
würde, dem Thäter fubjectiv nicht als ftrafbar, oder wenigftend nicht 
als vorſätzlich zugerechnet werden darf, fubjective Entſchuldi— 


*) „Mangel an freiheit”, nicht Unfreiheit des Willens (wie 
insbefondere Stahl geiftwoll durchführt), denn im lepteren Yalle, wenn nem- 
lich der Menfch dur eine im ihm felbft liegende Urfahe (Schuld) unwider⸗. 
fiehfich einer böfen Leidenfhaft, Rachgiet, Wolluft u. dgl. verfällt, ift er 
allerdings unfrei, aber nicht unzurechnungsfähig, eben weil diefe Unfreiheit 
die That feines Willens felbft iſt. Würde dieſe Unfreiheit die Zurech— 
nung ausfhliefen, fo gäbe es gar feine Burehmung: denn ohne Unfreiheit 
wird ja gar feine Sünde und gar fein Berbreden begangen. — Diefe leptere 
Anfiht, daß auch „Unfreiheit“ die Zurehnung ausſchließe, würde freilich auf 
die ebenfalls ſchon geäußerte materialiftifche Anſicht binausführen, daß der 
Ihäter bei jedem Verbrechen im Yuftande einer geflörten Seelenthätigkeit, 
eines fogenannten Selbftvergeffend (entrainement) handle, daher — unzurech— 
nungsfähig fei. Allein die Nücternheit deutſcher Wiffenfhaft und Gefep- 
gebung hat fi won berlei Ercentricitäten wenigftend im Allgemeinen eben fo 
ferne gehalten, ald von dem cntgegengefepten, wohl auch ſchon behaupteten, 
Eytreme,, daß jede Störung der Geelenthätigkeit eines Menihen in ihm 
ſelbſt, in feiner Sinnlichkeit, im Abweihen vom Moralgefepe ihren Grund 
und ihr Verſchulden habe, und daß ed daher gar feinen, die Zurechnung von 
firafbaren Handlungen ausfchließenden, Seelen-Zuftand gebe! — 

11? 
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gungs-Umftände oder auch Aufhebungs-Gründe der (fubjec- 
tiven) Imputation eines Verbrechens ). — 

Wenn man num die in dem vorftehenden $. 2 unferes Gefeßes auf- 
gezählten Entſchuldigungs-Umſtände des böfen Vorſatzes philofo- 
phifch würdiget, jo kann Niemandem entgehen, daß ſich die unter den 
litt, a—c, fo wie zum Theile auch die unter e und f, infoferne nemlich 
unter den Tebteren auch gänzlicher (und unverfchuldeter) Mangel des 
Bewußtſeins eingefhloffen ift, aufgezäblten Umftände auf den erften; — 
die unter lit. g vorfommenden Momente auf den zweiten; — und die 
übrigen theils noch unter lit. e und f, fo wie unter d erwähnten Umftände 
auf den dritten der eben dargelegten drei, die fubjective Zurechnung des 
Vorſatzes ausfhliegenden, Mängel beziehen. 

Unfer Gefeb folgte aber weder bei Diefer Aufzählung felbft, noch 
auch in der Charakteriſtik der einzelnen Umftände einer ftreng wiffenfchaft- 
lihen Methode oder Terminologie, fondern erklärt diefelben ebenfo zweck— 
mäßig ald dankenswerth in jener gemeinfaßlichen Weife, welche Je— 
dermann im Volke zugänglich ift**). Es ging bei der Darftellung der 


*) Es bedarf faum einer Erwähnung, daß man diefen fubjectiven 
Entfhuldigungsumftänden gegenüber au objective unterfheiden könne, 
welche nemlich aus ber objectiven Beichaffenheit der Handlung an und 
für ſich entnommen werden, um aufzuzeigen, daß ihr das eine oder andere 
(objective) Merkmal ermangle, um in ihr noch ein Verbrechen überhaupt, oder 
eine befiimmte Urt eines Berbrechend erkennen zu können. — Die den objec- 
tiven und fubjectiven Entfhuldigungs=Umftänden (excusationes) , die alfo 
durchweg negativer Natur find, weil fie nur einen Mangel der Zurechen- 
barkeit begründen, entgegenftebenden pofitiven Gründe, welche eben be 
wirken, daß eine Handlung objectiv und fubjectiv als ftrafbar zugerechnet 
werden dürfe, heißen Anfhuldigungs-Umftände (accusationes) oder 
Zurehnungs » Gründe, hie und da auch Qualificationd » Gründe genannt. — 
Der Unterfchied der obs und fubjectiven Entfhuldigungs-Umftändevon ob- 
und fubjectiven Milderungs-Umftänden, fo wie der ob» und fubjectiven 
AUnfhuldigungs-Umftände von ob- und fubjectiven Erfhwerung®d- 
Umftänden wird nad der legalen Ordnung diefed Werkes erft bei ber Lehre 
von der relativen Strafzurechnung (II—V. Hauptftüd des eiſten Theiles) 
hervorgehoben werden. — 

*) In der Diffenfhaft, fo wie in der Gefepgebungs - Praxis der 
europäifchen Legislationen ift die Doppel-Frage noch lange nicht abgefchloffen, 
wie man 

a) „diejenigen Zuftände, melde die (fubjective) Zurechnungsfähigfeit 
aufheben, überhaupt claflificiren ſoll;“ — und 

b) „nad welcher Methode fie in einem pofitiven Geſetze aufgeführt 
werben follen.” — 
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in den drei erften Abfagen (lit. a—c) aufgezählten Arten des Mangels 
von Bewußtfein überhaupt, offenbar von der Betrachtung aus, daß 


— — 


In erſterer Beziehung (ad a) dürfte wohl die Anſicht derjenigen, 
welhe — der Natur der Sache folgend — die Aufhebungsgründe der 
fubjectiven Zurechnungsfähigfeit überhaupt zu oberft je nach dem Mangel des 
1. oder 2. der oben angebeuteten YZurechnungs » Erforderniffe fchematifiren, 
und welche daher auch, in fo mweit es ſich nad einmal entwidelter Seelen- 
Thätigkeit eined Menfchen um wieder eingetretene Störungen bderfelben 
handelt, diefe Seelenftörungen oder Seelenfranfheiten zu oberft in Geiftes- 
und in Willend-Störungen abtheilen, je nachdem nemlih zunächſt 
(oder vorzugsweiſe, weil häufig auch gemifcht mit der anderen) dad objec- 
tive (der Geiſt — Grfenntnißvermögen — Intelligenz; — Bewußtfein — 
Denkkraft), oder dad fubjectve Seelenvermögen des Menfchen (fein Wille, 
Degehrungdvermögen oder Gemüth) in feiner normalen Thätigfeit geftört if. 
In der zweiten Beziehung aber (ad b) feheint mir jedes Elaffifi- 
ciren, Specificiren und Eremplificiren diefer verfchiedenen Seelenzuftände in 
einem pofitiven Geſetze bedenklich, weil dadurch der Geſetzgeber wieder ſich 
in das Gewirre wiffenfchaftliher Controverfen einlaffen, und nothwendig 
irgend eine der herrfhenden doctrinellen Anfichten in feinem Gefege gleihfam 
firiren muß, melde die fortfihreitende Wiſſenſchaft vielleicht ſchon in 
nächfter Zeit überholen wird (vgl. oben Seite 24—26) ; weil ferner gar feine 
tarative Aufzählung und Claffification erfhöpfend,, jedes demonftrative 
Aufführen von einzelnen Arten und Beifpielen aber gefährlich ift, indem 
nach der Erfahrung minder gewandte Richter nur zu oft bemüht find, jeden 
vorfommenden Fall unter eines diefer Beifpiele zu fubfumiren, und wo dieß 
nicht möglich ift, nur zu leiht den allgemeinen Grundfaß überfehen, und 
weil eine foldhe Beifpielfammlung im Gefege jedenfall überflüffig ift, 
Ueberall noch, wo man bei der vorliegenden Frage in einem pofitiven Ge- 
fege fih in eine beifpieldweife Specification eingelaffen bat, werden 
Wahnſinn, Verrücktheit, Raferei, Tobſucht und (völliger) Blödfinn ald ſolche 
franfhafte Seelen-Zuftände fpeciell aufgezählt, welche die Zurechnung aud« 
fliegen. Allein wird wohl irgend ein Richter, wirb überhaupt irgend ein 
Menſch mit gefunden Berftande darüber zweifeln, daß die eben genannten 
Seelenzuftände gerade ſolche find, melde die Zurechnung aufheben, wenn fie 
auch im Gefege gar nicht namhaft gemadt find? — Wozu alfo die Aufzäh- 
lung diefer zweifellofen Aufhebungsgründe der Imputation? — — Bird 
aber entgegen es irgend ein pofitived Geſetz wagen, unter jenen Beifpielen 
etwa auch zweifelhafte Seelenftörungen, d. 5. gerade ſolche pſychiſche 
Zuſtände aufzuzählen, deren Exiſtenz und Formen, deren Claſſification und 
Namen ſchon an ſich ſelbſt unter den Pſychiatern ſtreitig iſt, oder rüdfichtlich 
welcher wenigſtens nur zugegeben wird, daß ſie vielleicht in dem einen und 
anderen concreten, nicht aber in jedem Falle die Zurechnung aufheben? Hat 
irgend ein Geſetz z. B. unter jene Beifpiele etwa die problematifchen Zu- 
ftände der Mania sine delirio (Xollheit oder Tobfucht ohne Berrüdiheit), — 
der Vesania occulta (verborgener Wahnfinn), — des Furor transitorius 
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entweder der Gebrauch der Geiftesfraft (des Bewußtſeins) ſowohl in Bezie- 
hung auf Intenfität, ald Protenfion (Dauer) gänzlich mangle (lit.a); — 
oder zwar hinſichtlich der Protenfion (Dauer) nur vorübergehend 
unterbrochen, während diefer Unterbrechung aber intenfiv gänzlich mangle 


(lit. b); oder daß er endlich auch in Beziehung auf Intenfität nicht völlig 
aufgehoben, aber gefhwächt, d. h. nicht mit der gehörigen Thätigkeit 
wirkfam fei (lit. c). — 


Zum Abfage lit. a. 


Wenn hiernach das Gefek sub lit.: a) vorausfekt, daß „der Thäter 
des Gebrauches der Vernunft — ganz beraubt fei," fo kann, im Zuſam— 
menhange mit allen folgenden Abfägen, der Ausdruf „Vernunft“ wohl 
nicht im Sprachgebrauche der Philofophie, fondern er muß vielmehr in jenem 
vulgären Sinne des Alltagslebend aufgefaßt werden, wornach man Bernunft 
fononim mit „Verſtand“ nimmt, und unter dem Einen, wie unter dem 


(vorübergehende Raſerei), — das Heimweh (Noftalgie), — die Sucht nad) 
der Fremde (Upodemialgie), — die Gelüfte der Schwangeren, Gebärenden 
und Wöcnerinnen, die Bubertät, Hyſterie, Anomalie ꝛc. x. aufgenommen? — 
In jenen fällen alfo, wo Zweifel zu löfen wären, läßt die Eremplifica- 
tion den Richter im Stihe, und er muß dann doch zum allgemeinen 
Grundſatze des Geſetzes zurüdkehren, oder eigentlihd — dem Urtheile der 
Sachverſtändigen (Heil- und Seelenärzte) vertrauen! — 

Diefe Erwägungen dürften zureichen, um die von unferem Geſetze ge 
wählte Methode, wornach die oftgedahten Imputationd-Ausihliefungsgründe 
nur in ganz allgemeinen Sägen, aber auch gemeinverfiändlicd angedeutet 
werden, noch immer allen anderweitigen Methoden vorzuziehen. Allein viel 
leicht geht feld unfer Gefeh noch zu weit, indem es im Grunde doch eben- 
falls eine (beffer in einen Gommentar gehörende) Paraphrafe eines ſehr furz 
und einfach zu fafenden allgemeinen Sapes entfaltet, und hierbei überdieß 
den mwiffenfhaftliden Spradhgebrauh doch gar zu fehr verläßt. — 
Nach; meiner Anficht würde ed zureichen, wenn ber Gefepgeber die Verfügung 
des $. 2 etwa mit folgendem Zerte zufammenfaßte: „Eine Handlung 
fann daher nicht ald Berbrehen zugerechnet werden, wenn dem 
Handelnden zur Zeit bes Handelnd das Bewußtfeinder Straf- 
barkeit feiner Handlung, oder die Willkür zum Handeln, oder 
Doc die Willendrihtung auf dieſe Handlung fehlte. — Hat er 
ſich durdh eigenes Berfhulden in einen ſolchen Zuftand ver- 
fest, fo it ibm Fahrläffigkeit zugurehnen.“ — Diefer allge: 
meinen Berfügung wären dann nur noch diejenigen zum Theile rein poſi— 
tiven Beftimmungen beizufügen, welche das Geſetz in Anſehung der Feſt— 
fepung einer numerifchen Altersbeſtimmung für das flrafszurechnungsfähige 
Lebensalter, ſowie hinfihtlich der Nothwehr feflzufesen für gut findet. — 
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Anderen die Borftellungskraft oder das Erfenntnigvermögen des Menſchen 
überhaupt oder in weitefter Bedeutung verfteht, d.i. „das Bermögen, fi 
ſelbſt und die Gegenftände außer fich zu erkennen, den Zufammenhang der 
Dinge einzufehen, die finnlihen Wahrnehmungen ſich anfchauend vorzuftellen 
und zu reproduciren, das Allgemeine aus dem Befonderen abzuleiten, Be- 
griffe zu bilden, zu urtheilen und zu ſchließen.“ Der Gefeßgeber ſetzt 
aber in diefer Stelle voraus, daß man des Vernunft-Gebrauches ohne 
alle Unterfheidung „ganz“ beraubt fei, was nur dann der Fall ift, 
wenn derfelbe fowohl intenſiv-völlig, ala auch in Beziehung auf die 
Dauerperpetuirlich außer Thätigkeit if. Welche Seelen-Zuftände 
überhaupt dahin gehören, und ob in concreto der Seelenzuftand 
eines beftimmten Thäters einer fich objectiv ald Verbrechen daritellenden 
Handlung darunter zu fubfumiren fei, muß in allen einzelnen Fällen vor- 
erft der Begutachtung der Sachverftändigen (Erperten) unterzogen wer: 
den’). — Gewöhnlich rechnet man wohl dahin 


aa) den Zuftand von allen jenen Perfonen, bei welchen die 
Bernunftfähigkleit noh gar nicht zur Entwidelung ge- 
langt ift, als da von Kindern in jenem Alter, wo ihnen noch alle 


*) Vergleiche für die Ränder, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
gilt, den $. 116 derfelben; — für diejenigen, wo das Strafverfahren noch 
nad dem St. ©. B. vom 3. September 1803 zu pflegen ift, die 88. 240 
und 303 desſelben, und für Ungarn, Croatien, Slavonien u. f. f. den $. 23 
der fhon mehrgenannten Strafverfahrend » Vorfhriften vom 28. December 
1849 und 24. Juli 1850. — Es ift zu bedauern, daß alle diefe, dermal in 
Defterreich beftehenden Verfahrens » Vorfähriften, mit Inbegriff der St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850, die doh außerdem für die Vornahme und Abgabe 
des Kunftbefunded (Visum repertum) ber Sachverfländigen fehr ausführliche 
Inftructionen ($$. 116 — 143) vorfchreibt, gerade für diefed Verfahren bei 
Unterfuhungen von Seelenftörungen oder pfyhifchen Krankheiten gar Feine 
fpecielle Norm oder nähere Anweiſung ertheilen. — Es ift wohl nicht zu 
zweifeln, daß die in Ausſicht ftehende neue Strafprocefordnung für alle 
Ränder des Reiches die eben erwähnte, in der Praris oft empfundene Rüde 
ausfüllen werde. 


Die Erörterung der oft ventilirten aber auch fhwierigen Frage: „in 
wie ferne der Strafrichter bei feinem Ausfpruhe an das Gutachten der Er 
perten überhaupt, und in wie ferne er hieran indbefondere bei der Beurtheilung 
zweifelhafter Seelenzuftände in Beziehung auf die Zurehnung durch das 
Geſetz (de lege ferenda) gebunden werben foll, oder nah unferen bid- 
berigen Geſetzen (de lege lata) als gebunden anzufehen iſt?“ — gehört 
natürlich nicht hierher, fondern in dad Straf-Verfahren. — 
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Unterfheidungsfraft (discernement) mangelt *), ferner von Wilden, 
die ohne allen Berfehr mit entwidelten Menſchen, daher felbft ebenfalls 
ohne alle Entwidelung ihrer Bernünftigfeit, ausfchliegend dem thierifchen 
Inſtinete überlaffen find, von ununterrichteten Taubftummen und 
Blinden u. dal.; 


bb) kindiſch Hohes Alter unter der gleichen Vorausfegung, wie 
die Kindheit; 

ec) Wahnfinn (vesania), und zwar fowohl den allgemeinen, als 
den partiellen (firen) ; 


dd) Berrüdtheit oder Jrrfinn (alienatio mentis) mit ihren 
Spielarten, dem Wahnwiß, Abermwig und der Narrheit; 


ee) Blödfinn (hebetudo mentis) mit ihrer Spielart, dem 
Stumpffinne (Idiotismus seu Idiotia). Ob auch fhon die Dumm- 
heit (morosis) und die Albernheit (fatuitas); ob ferner Eretins 
(Trotteln — Fären — f. g. Halb-Blöde) und Albinos (Kakerlaken 
oder Nachtmenſchen) darunter gehören, ift ſchon wieder fehr ſtreitig; 


ff) Trübfinn mit Irrſinn (melancholia cum delirio); endlich 


88) Tollheit oder Tollſinn (mania) mit ihren verfchiedenen 
Aeußerungsarten, als da: Raferei (furor), Wuth (saevilia), Tob— 
ſucht (insania) u. f. f.**). 


*) Hinfichtlih der Unzurechnungsfähigkeit von Kindern enthält übri- 
gens das Gefeg unten in lit. d ohnehin noch befondere Beftimmungen. 


») Wenn ed nad der obigen Borfchrift des Geſetzes für den Richter 
überhaupt nur darauf anfommt, zu beflimmen: „ob zur Zeit des Handelnd 
der Thäter fih nicht etwa in einem unzurehnungsfähigen Zuflande befunden 
babe?“ fo ift es für die firafgerichtliche Entfcheidung auch gleichgiltig, 
wie man in bem einen und anderen alle den die Zurechnungsfähigkeit 
anfhebenden Seelen » Zuftand benennen mag, um fo mehr, da menigftend 
dieſen Theil des Experten-Gutachtens, der die wiffenfchaftlihe Terminologie 
betrifft, umzuſtoßen, wohl faum je ein Richter fich berufen fühlen wird. — 
Darum haben denn auch die Begriffs-Unterſchiede der oben beifpield- 
mw eife aufgezählten Seclenftörungen zunächft kein praktiſches ntereffe für 
das Verſtändniß des Geſetzes, und ich glaubte fofort durch die Weglaffung biefer 
vielen Definitionen und weitläufigen Darftellungen ihrer Diftinctionen nur 
dem Wunſche meiner Lefer zu entfprehen, um fo mehr, als ja darüber felbft 
die berufenen BWiffenfchaften befanntlich nichts weniger ald einig find, und 
als diefe Erörterungen in jedem neuern, zumal bdeutfchen und franzöfifchen, 
Werke über gerichtliche Pſychologie, über Pfychiatrie und felbft über gericht 
liche Arzneitunde ausführlich vorfommen. 
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Zum Abfage lit. b. 


Hier erflärt das Gefeh auch den Zuftand „einer abwechfelnden 
Sinnen-Verrückung“, in fo ferne die Handlung während der 
Dauerder Berrüdung verübt wurde, ald Aufhebungsgrund der Zu- 
rechnung und gebraucht alfo den Ausdrud: „die Sinne“ (hier wie in 
der folgenden lit. e) nach der vulgären Bedeutung für fynonim mit „Ver: 
nunft, — Berftand — oder die fünf gefunden Sinne“, d. h. eigentlich 
(wie oben sub lit. a) für das geiftige Wahrnehmungs-Vermögen oder 
die dort erklärte Borftellungskraft des Menfchen in umfaffendfter Be— 
deutung. 

Dadurch, daß es hier die „Sinnen-VBerrüdung“ der in der 
lit. e genannten Sinnen-Berwirrung entgegenfeßt, fpricht es den 
fhon früher angedeuteten Unterfchied aus, daß unter lit, b wenigftend 
binfihtlih der Intenfität ein völliges Hinausgerücktſein deffelben 
aus der normalen Thätigkeit vorausgefeßt wird, während in der nachfol⸗ 
genden lit. ce nur von einem nicht hinreichend intenfiven, einem nicht ge- 
börigen, fondern geſchwächten, daher die Gegenftände und ihren Zu- 
fammenhang nur theilmweife und unrichtig auffaffenden Bewußtfein die 
Rede ift. 

Dadurch endlih, daß hier der Gefeßgeber ausdrüdlih nur von 
einer „vorübergebenden" Sinnenverrüdung ſpricht, drüdt er den 
Unterfhied von dem erften, unter lit, a erwähnten Kalle aus, wornad er 
vorausfeßt, daß es fih unter lit. b nicht um eine fortan dauernde, fondern 
um eine zeitweilig nadhlaffende oder unterbrochene Geiftes- 
Störung handle, hin fihtlich welcher daher au nur „die während der 
Dauer der Geifted-Störung begangenen Handlungen“ nicht zugerechnet 
werden Tonnen, während entgegen die während der wirklihen Unter- 
brochenheit der Geifteds-Störung, d. h. in den lihten Zwiſchen— 
räumen (in lucidis intervallis) begangenen Handlungen der gewöhn- 
lihen Zurehnung unterliegen *). 


*) Die Unterfheidung der eigentlichen „lucida intervalla“ von den 
bloßen „Intermiffionen“ oder „Remiffionen* der Geifteöfranfheit dürfte 
wohl vorzugäweife wieder nur der Pfychiater ald Erperte zu beurtheilen haben. 
Für den Richter hat fie jene praktifhe Bedeutung, daß er bei ſtrafrich- 
terlihen Entfcheidungen über Handlungen, die von einem nur intermebiär 
Geiſteskranken begangen worden, mit befto größerer Behutfamleit vorgehen 
wird, — 
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Es gibt verfchiedene krankhafte Seelen-Zuftände, welche wenigftens 
von mehreren Meiftern der Wiffenfhaft mit beftimmten Namen bezeichnet 
find, und gewöhnlich als unter diefe lit. b gehörig bezeichnet werden. 
Dabin gehören: 

aa) der Barticular-Wahnfinn (vesania particularis); 

bb) der verborgene Wahnfinn (vesania occulla); 

cc) die vorübergehende Tollheit (mania transitoria) wohin 
insbefondere auch der furor transitorius gehört; 

dd) die Monomanie, infoferne fie auf einer firen Idee beruht 


. TEE TERN 
Zum Abfape lit. e. 


Aus den vorftehenden Erörterungen ergibt fih auch fhon der Sinn 
der unter lit. ce vorfommenden Beftimmung des Gefeßes, wodurch auch die im 
Zuftande der Sinnen Berwirrung vorgenommene Handlung unzuredhen- 
bar erflärt wird. Aus dem eben erft ad b erflärten Gegenfaße der Sinnen- 
Verwirrung als einer nur partiellen Störung des gehörigen Gebraus 
ches der Geiftesfraft von einer (gänzlihen) Sinnen-Verrüdung entnimmt 
man ſchon, daß auch bei der Sinnen-Berwirrung dad Bewußtfein des 
Handelnden in fo weit getrübt, oder nicht gehörig thätig ift, daß er feine 
Handlung nicht mehr nah ihrem ganzen Umfange, vom Anfang bid zum 
Ende, oder nicht mehr ihren vollen Sanfal-Zufammenhang, alle aus ihr 
zu beforgenden Folgen oder Wirkungen einzufehen vermag, oder daß er 
ihre Beftandtheile, Urfahen und Wirkungen nicht in ihrer Ordnung zu 
überfchauen im Stande ift, fondern fie theil® unter fi, theils mit an- 
deren Dingen in Unordnung vermengt (verworren) befhaut. Das Geſetz 
hat aber, um jeden Zweifel zu befeitigen, diefe reale Natur der von ihm 
fogenannten Sinnen-Verwirrung noch beftimmter duch die Appofition: 
„in welcher der Thäter fih feiner Handlung nicht bewußt war,“ ausge: 
ſprochen. Es verfügt überdieß diefe Beftimmmng mit einer in dieſem Ge- 
feße häufig vorfommenden Methode in der Art, daß es vorerft ein Bei- 
fpiel erklärt, und dann erft den allgemeinen (eigentlich dispofitiven) 
Theil erflärt. Daß von dem Geſetze felbft die vorausgehende Erklärung 
der „Berauſchung“ nur eine (demonftrativ angeführte) Art der Sin- 
nenverwirrung angefehen werden will, ergibt fi aus dem Nachſatze, wo 
von einer „anderen“ Sinnenverwirrung (überhaupt) die Rede ift, 


) Bol. oben die Anmerkung *) auf Eeite 168. 
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alfo angedeutet wird, daß ed auch die vorausgehende Beraufhung als 
eine der Arten von Sinnenverwirrung erkenne. — 

Dieß ift praktiſch wichtig, weil hieraus folgt, daß die oben 
erflärte Appofition („in welcher der Thäter fi feiner Handlung nicht 
bewußt war”), die das Gefeß für jede Sinnenverwirrung überhaupt 
(für die Gattung) vorfchreibt, damit fie von Zurechnung ausfchließe, 
auch auf die einzelne Species diefer Gattung, d. h. auch auf die von 
dem Geſetze namhaft gemachte Beraufhung Anwendung finde. Daraus 
ergibt fih denn auch der geſetzliche Sinn, der in dem Worte: „volle“ 
Beraufhung liegt, wornach nemlich der durch was immer für Mittel *), 
ald da durch den Genuß von geiftigen Getränken oder Nahrungsmitteln, 
durch narkotifche Dämpfe, Einathmungen, Einreibungen u. dgl. herbeige- 
führte Zuftand der Trübung unferes Bewußtfeind ebenfalld ein folder 
gewefen fein muß, „wo der Thäter feiner Handlung fi nicht mehr bes 
wußt war." — 

Das Geſetz fordert aber noch weiter, daß diefe volle Beraufchung 
fi von dem Thäter „ohne Abftcht auf das Verbrechen“ **) zugezogen wor- 
den fei. Daraus folgt, daß unfer Gefek in Beziehung auf die von der 
Säule fogenannten: „actiones liberae in causa,“ d. i. diejenigen Hand- 
lungen, die Jemand im Zuftande der Bewußtlofigfeit vorgenommen hat, in 
welchen er ſich aber vorausgehend felbft und abſichtlich verfegt bat, die 


*) Dad Geſetz wählte hier nicht den Ausdrud: „Trunkenheit,“ 
was allerdings nur auf den Genuß geiftiger Getränke bingedeutet haben 
würbe, fondern bas fprachgebräuchlich einen viel weiteren Umfang einfhließende 
Wort: „Beraufhung.“ Bol. übrigend unten die Anmerkung auf Seite 173, 

*) Daß ber Gefehgeber in der obigen Stelle den beſtimmenden Artikel 
(„d a8 Berbrechen“) mit Hugem Vorbedacht wählte, muß niht nur aus den allge: 
meinen Auslegungd-Grundfägen behauptet werden, wornach man doch vor Allem 
voraudfegen muß, daß der Gefeggeber ſprachrichtig und nicht unlogifch 
rede, fondern dieß ergibt fi im vorliegenden alle noch evidenter aus der 
nob in demfelben Paragraphe folgenden Parallel»-Stelle lit. f, wo dad 
Gefep ebenfalld aus guten Gründen, um nemlih dad Entgegengefepte 
anzudeuten (vergleiche unten die Erflärung ber lit. f), den nicht beftim- 
menden (f. g. unbeftimmten) Gefchlechtö-Artifel („ein Verbrechen“) mählte. 
— Dieß ald Aniwort für diejenigen, die derlei doch fhon in den Anfangs- 
gründen der Grammatik liegende Unterfheidungen unbeachtet laffen wollen, 
oder gar vornehm meinen, das feien Feinheiten und Spipfindigfeiten, bie 
unferem Gefeße fremd feien, d. h. die da behaupten, der Gefepgeber Tpreche 
ohne Beachtung der grammatikalifhen Elementar-Grundfäge. — Wir werben 
hiervon auch bei der Erläuterung der $$. 5, 8 u. f. f. fruchtbringende An- 
wendung maden. — 
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(mern gleich von der Doctrin mächtig beftrittene) ftrengere Anficht feft- 
geftellt hat, daß bier nicht blos das Verſchulden, daß man fih in einen 
folden Bewußtlofigkeitd-Zuftand verfeßt habe, fondern fogar die in die— 
Tem Zuftande begangene ftrafbare Handlung felbft ald vorfäßlich zu- 
zurechnen ift, wenn nur erwiefen werden kann, daß diefe Verſetzung in 
den Bewußtlofigkeits - Zuftand mit der Abficht geſchah, um während. der 
Dauer deffelben „Das“ (nicht ein) Verbrechen, alfo nur das beftimmte 
Verbrechen zu begehen, dad man dann in diefem Zuftande auch wirk- 
ih begangen babe, indem bier von unferem Geſetze (mit angefehenen 
Pſychologen der älteren Schule) vorausgefeßt wird, daß die das Gemüth 
des Handelnden ſchon vor der Beraufhung beherrfchende und mit inten- 
fiver Feftigkeit durchdringende Willensrihtung, welche auf ein einzelnes 
beftimmtes Verbrechen abzielt, und deß halb fi den Raufch zugieht, 
auch den folgenden Bewußtlofigkeits-Zuftand fortan überwiegend beherr- 
ſche und gleihfam die fonftige Bewußtlofigkeit (Betäubung) überftimme 
oder übertäube, wie dieß Häufig indem ganz analogen Falle des Schlafes Plak 
greift, wo ebenfalls ein mit großer Energie gefaßter, fefter Entfhluß, zu 
irgend einem wichtigen Zwecke um eine beftimmte Stunde zu erwachen, 
den bewußtlofen Zuftand des Schlafes fortan beherrfcht, und das Er- 
wachen im beftimmten Momente ohne alle äußere Anregungen wirklich 
herbeiführt. — Darum kann es nur ald ebenfo weife denn gerecht ge- 
nannt werden, daf das Geſetz duch die Wahl des oben hernorgehobenen 
beitimmenden Gefchlehtsartiteld („auf das Verbrechen) ſcharf 
ausgedrüdt habe, daß diefe Zurechnung des beftimmten Verbrechens 
auch nur dann Plaß greifen könne, wenn nachweisbar ſchon vor der fidh 
zugezogenen vollen Beraufhung auch der Vorſatz auf daffelbe (be- 
ſtimmte) Verbrechen gerichtet gewefen, und die Berauſchung eben in die— 
fer (beftimmten) Abſicht geſchehen ift. 

Daraus folgt alfo praktiſch, daß einem rohen, ungeftümen Menſchen, 
der uͤber Dieß oder Jenes im Beſonderen, oder über feine allge: 
meine Lage unzufrieden ſich dahin äußert, er werde fih einen Rauſch 
antrinten, um dann einmal einen rechten Höllen-Lärm, oder ein ſoge⸗ 
nanntes Hauptſpectakel anzurichten (Aeußerungen und Handlungen, wie 
fie unter gewiffen Volksclaſſen im Leben wirklich oft vorkommen), ohne 
daß dieauf ein beftimmtes Verbrechen abzielende Abſicht 
vorläge oder nachweisbarwäre, ) die ſofort in dieſem Zu— 


) Es mag dabei nicht geleugnet werden, daß in einer ſolchen Neuße- 
rung in dunklem Vorgefühle des Handelnden vielleicht das unbeftimmte (ver- 
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ftande der Beraufhung begangenen ftrafbaren Handlungen nit als 
Berbrehen angerechnet werden dürfen, und daß diefe Zurechnung 
ebenfo ehr gegen den pracifen Wortlaut, als gegen den Geift 
unferes Geſetzes anftogen würde, da das lektere do vor Allem Ge— 
rechtigkeit will, und es daher unzuläffig ift, wider die natürliche 
Gerechtigkeit, und gegen die Natur der Sache die obige, ohnehin ſchon 
der ftrengjten pſychologiſchen Anficht folgende Gefeßesbeftimmung aud 
noch auf andere Fälle auszudehnen (vergleiche die Erläuterung des 
Art. IV des K. M. P.). — Dabei bleiben aber derlei rohe Erceffe nicht 
unbeftraft, wie der Geſetzgeber ſchon hier durch das Citat der $$. 236 
und 523 andeutet, wornach nemlich in derfei Fällen dem Thäter die 
Trunkenheit als Uebertretung zugerechnet wird *). 

Allein die „volle Berauſchung“ ift in der vorftehenden Geſetzes— 
ftelle nur als eine der vielen denkbaren Arten von Sinnenverwirs 
rung beifpielöweife angeführt, und es mögen daher auch noch einige der 
wichtigften anderen Arten folder Sinnenverwirrung aufgezählt werden, 


worrene) Bild einer ganzen Reihe von flrafbaren Handlungen gelegen jei, 
allein es können ihm alle diefe Handlungen nicht als vorfäglich zugerechnet 
werden, da er ja vorausſetzlich feine Abficht nicht auf ein beſtimmtes 
(auf das) Verbrechen gerichtet hat. — Gleichen Werth haben denn auch bie 
von rohen Menfhen fo oft gehörten Aeußerungen, fie wollen fih einen 
Rauſch antrinten, „um fih Muth zu machen“ oder „um bie etwaige Gewil- 
fendregung zu unterbrüden,“ wenn es etwa bei einem Kirchtage, Volklsfeſte 
u. dgl. zu Etwas kommen ſollte. — Man flrafe fie wegen der Uebertre— 
tung der Trunfenheit (55. 236 und 523), nimmermehr aber fann man ihnen 
gerehter Weife die im Raufhe begangenen Handlungen ald (abficht- 
liche) Verbrechen zurechnen! — 

) Schon bier mag für bie Erläuterung der 88. 236 und 523 bes 
merkt werden, daß es für die Löfung der von unferem Gefege nicht fpeciell 
(Ggl. 8. 238) entfchiedenen Frage fehr wichtig iſt, daß der Geſetzgeber im 
8. 2, lit. e die Beraufhung nur aus dem Grunde ald Aufhebungsgrund der 
Zurehnung ausfhließt, weil und in fo ferne fie den (böfen) Vorſatz aus 
ſchließt (vgl. den Eingang der Erläuterung des 8. 2 oben auf Seite 160—162), 
und daß alfo diefer Entſchuldigungsgrund nur bei denjenigen Bergehen 
und Webertretungen geltend gemacht werben könne, welche zu ihrem Dafein 
den (böfen) Borfag bedingen. — Ebenſo iſt es nicht unwichtig, Hier fchon 
zu bemerfen, daß das Geſetz im $. 236 die „ohne Abficht auf dad Ber- 
brechen zugezogene volle Berauſchung“ eine „zufällige“ nennt, und daß ed 
bier fowohl, ald im $. 523 ftatt des Ausdrudes: „Beraufhung” dad Wort: 
„Trunkenheit“ wählt, letzteres aber offenbar in einem weiteren Sinne, 
nemlih ſynonim mit: „Beraufhung” gebraucht, und das es gerade im $. 
523 dieſe beiden Ausdrücke einander fubflituirt. 
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welche man gewöhnlich auch noch darunter zu fubfumiren pflegt. Dahin 
gehören die Zuftände 

aa) des Schlafes, mag es nun der gewöhnliche (gemeinhin for 
genannte natürliche) oder durch äußere Einflüffe künftlich herbeigeführte 
(magnetifhe) Schlaf fein; ferner 

bb) die Schlaftrunkenheit; 

ee) der Somnambulismus, auch Schlafwandeln, Traum 
wandeln, Schlafwachen, Traumwachen, Mondſucht genannt, zumal wenn 
er durch die eigene organische Kraft des Menfchen erzeugt ift (Idiosom- 
nabulismus), und nicht fünftlih (durh Magnetismus) hervorgebracht 
wird; 

dd) der Zuftand des Traumes; 

ee) die Trunkſucht (Dipfomanie), infoweit fie nicht ſchon in die 
fogenannte Vesania ebriosa oder den Säuferwahnfinn (deli- 
rium tremens) übergeht, wo fie wohl unter lit. a und b fallen 
dürfte; 

ff) die Sinnestäufhungen (Ilufionen) und 

gg) die Hallucinationen*). 


Zum Abfage lit. d. 


Die Verfügung diefes Abſatzes erlangt ihren Sinn und ihre innere 
Begründung erft durch die Zufammenhaltung mit den $$. 237, 269, 
273. — Das Gefeb unterfcheidet in Beziehung auf die Straf - Zured- 
nungsfähigfeit Drei Alterd-Stufen: 

1. die Kindheit im ftrafgefeglihen Sinne **), d.i. das Alter 
bis zum vollendeten zehnten Jahre; 

2. Unmündige, die zwar ſchon das Alter von zehn Jahren 
überfhritten, aber noch nicht das vierzehnte Lebensjahr zurückgelegt 
haben***); endlich 


*) Dergleihe oben die Anmerkung **) auf Seite 168. 

*) Der Beifap: „im firafgefeslihen Sinne“ ift darum nothiwen- 
dig, weil wenigftend in jenen Kronländern, wo das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch gilt, das Alter der Kindheit in civilrechtlicher Beziehung bes 
reitd mit dem vollendeten fiebenten Jahre aufhört ($. 21 jenes Gefep- 
buches). — 

» Sn Beziehung auf die Grenze bes Alters der Unmündigfeit 
flimmt menigftens in jenen Kronländern, wo dad a. b. ©. 2. gilt, das 
Strafgefeg mit dem Givilrechte überein, indem nah beiden Gefegen ($$. 
237, 269, 273 unferes vorliegenden Strafgefeges und $. 21 des a. b. G. 2.) 
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3. Mündige, welche bereits das vierzehnte Lebensjahr zurückge— 
legt haben *). 


In Beziehung auf die unter 1 genannten Kinder hat der $. 237 
das häusliche Züchtigungsrecht der Eltern, Vormünder und fonftiger Ob- 
forger nicht dur einen Eingriff der Staatsgewalt beirren wollen, weil 
bei Perfonen in fo zartem Alter wenigftens regelmäßig nicht jene Ent- 
wicelung der Bernunft vorausgeſetzt werden kann, welche zum eigentlichen 
Wollen einer Handlung erforderlich ift, indem fie doch zunächft nur von 
finnliden Antrieben (dem thieriſchen Inſtincte) geleitet werden, 
welche vorzugsweife duch die hHauslihe Erziehung gelautert, und beim 
Fehlſchlagen anderer Mittel etwa durch beſſernde Zühtigung gebändigt 
werden mögen. Wegen feltener Ausnahmen, wo bei Knaben oder Mäd— 
hen von 8—9 Jahren denn doc das befannte: „Malitia supplet aeta- 
tem“ Verwirklichung findet, wollte das Gefeß die hier und in den folgen- 
den Abſätzen zur Abfhneidung jeder rihterlihen Willkür 
mit numerifhen Beflimmungen feftgefegte Regel nicht ver- 
rücken laffen, auf die Gefahr hin, daß allerdings hier, gleichwie bei dem 
folgenden Abſatze, manchmal eine Perfon wegen einer von ihr begangenen 
ftrafbaren Handlung viel zu gelinde behandelt werde. Allein es ift diefes 
kleinere Uebel aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit vorzuziehen 
jener, wenn glei von mander Seite her no fo warm empfohlenen, Ein: 
richtung eines Geſetzes, wornach man darüber, ob eine jehr jugendliche 
Perfon zur Zeit der Begehung einer an fidh (objectiv) ftrafbaren Hand» 
lung bereit3 in einem zurechnungsfähigen Alter geweſen fei oder nicht, 
gar keine pofitive Beftimmung aufnehmen, fondern dieß in jedem con- 
ereten Falle dem (fubjectiven) Ermeffen des Richterd, — d.h. mit andern 
Worten der bodenlofen Wilfür überlaffen will **). — 


die Unmündigfeit bei beiden Gefchlechtern mit dem vollendeten 14ten Jahre 
aufhört, — In den ehemals f. g. ungarifchen Ländern tritt aber dermal 
noch in civiliftifcher Beziehung die Mündigkeit bereitö mit dem 12tem 
Lebensjahre ein. — 


) Die nah unſerem Strafgefege das Alter eined Menfchen 
berechnet werden müffe, und daß nah Maßgabe desfelben dad 10te und 
beziehungsweife 14te Lebensjahr erſt mit dem Antritte des 11ten und bezie- 
hungsweiſe 15ten Geburtötages ald zurüdgelegt angufehen ift, wurbe bereite 
Seite 128 und 129 auseinandergeſetzt. 


*) Bol. oben Seite 43. 
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Zu 2. Hinfihtlih der Perfonen, welche zur Zeit der Be— 
gehung einer ftrafbaren Handlung *) zwar fhon das zehnte, 
aber noch nicht das 14te Lebensjahr zurücgelegt haben, ift nad) Maßgabe 
unferes Geſetzes ($$. 237 und 269) zu unterfcheiden 

a) zwifhen folchen ftrafbaren Handlungen, welche an und für fid 
(objectiv) Verbrechen wären, und 

b) foldhen, die fhon an und für fich (objectiv) nur ein Vergehen 
oder eine Mebertretung bilden würden. 

Auch die Handlungen der erfteren Art (ad a) dürfen nie als 
Verbrechen, foridern immer nur als Uebertretungen zugerechnet werden, 
fo beftimmt es der vorftehende $. 2 in der lit. d, fo wiederholten es die 
88. 269, lit. a, 270—272, offenliegend aus dem Grunde, weil das Ge- 
feß bei fo jugendlihen Berfonen wenigftend regelmäßig noch nicht jene 
Reife des Verſtandes und vor Allem noch nicht jene Energie des Willens 
vorausfeßt, welche ihre Einficht bis zum Erkennen des peinlihen Un— 
rechts, und ihr Begehren bis zur Intenfität des (böfen) Borfakes poten- 
jiren madt. — 

Handlungen der anderen Art aber (ad b), die ſchon an fi (ob- 
jectiv) weniger gefährlich oder ſchädlich find, unterwirft das Geſetz fofort 
in der Regel wieder nur der häuslichen Zuchtgewalt des Vaters, Vor: 
mundes u. f. f., und läßt dagegen nur dann „die Ahndung und Bor- 
fehrung der Siherheitsbehörde” (8.273), alfo nicht eine eigent- 
lihe Beftrafung dur die Strafgerichte eintreten, wenn die häus— 
lihe Züchtigung entweder ganz ermangelt, oder „andere ſich dabei 
zeigende befondere Umſtände“ deren Einfchreiten bedingen. — Die 


*) Dad Geſetz hat zwar weder in dem $. 2, lit. d, noch in bem $. 237 
ausdrücklich beigefügt, daf dort von dem Alter bed Thäters unter 14 Jah- 
ven „zur Zeit der Begehung der ffrafbaren Handlung“ die Rebe 
ift. Allein dieß folgt nit nur aus der Natur der Sahe und der Erwä- 
gung dieſer Gefegeöftellen in ihrem alfeitigen Zufammenhange, fondern es 
findet au in dem Wortlaute des Gefepes mehrfache Beftätigung. Das- 
felbe ſpricht ja doch zunächft davon, daß der Thäter, alfo doch wohl im 
Augenblide der That (denn früher iſt er ja noch nicht Thäter!) das 
14te Jahre noch nicht zurüdgelegt babe, oder noch im Zuftande der Unmündig- 
feit gewefen fei ($$. 2, lit. d und 237); — es jagt noch deutlicher im $. 269, 
lit. a, daß hierbei Handlungen vorausgefest find, „welhe von Unmün— 
digen begangen werden,” die alfo unmündig find im Augenblide 
der Begehung, und es wiederhalt eben diefe nähere Bezeichnung des 
Zeitpunttes, in welchem das vorausfepliche mindere Alter da gewefen fein 
müffe, in den analogen Gefepeäftellen der $$. 270 und 273. — 


LStrfg. 1. Cpl. 1. Hpta.5.2,lit.dd — 177° — [Yon Verbrechen überhaupt. | 


„Sicherheitsbehörde“ wird daher in derlei Fallen allerdings zu erfor 
Then haben, ob und in wieferne die häusliche Züchtigung genügend ein⸗ 
trete, fie nöthigenfalld ganz vertreten oder ergänzen, und in&befondere 
in jenen Fällen ahndend und gegen die Wiederkehr von derlei Hand- 
lungen präventiv vorfehrend vorgehen, wo das öffentliche Intereffe, 
3.2. bei großen, durch öffentliche Unfittlichfeiten oder durch andere Scan- 
dale von derlei jugendlichen Perfonen gegebenen Aergerniffen, bei grö- 
Berer Gefahr von Verführung für die übrige Jugend, bei Vorfällen in 
öffentlichen Schulen, Erziehungsanftalten und dergl. in höherem Grade 
gefährdet oder betheiliget erfcheint. 

Wenn hiernach endlich 

3. nur Mündigen, d. i. folhen Perſonen, welche zur Zeit 
der Begehung einer fich objectiv als Verbrechen darftellenden Handlung 
bereitd das 14te Jahr überfihritten haben, diefelbe auch fhon wirklich 
als Verbrechen zugerechnet werden darf, fo müſſen dabei doch zweierlei 
Beſchränkungen im Auge behalten werden. — Der Richter hat nemlich 

a) nie außer Acht zu laffen, daß dadurch, daß dieſes Alter von mehr 
als 14 Jahren vom Gejeße ale das zurehnungsfähige Alter über- 
baupt erflärt ift, keineswegs ausgeſprochen fei, als ob hiernach bei 
jeder in diefem höheren Alter ftehenden Berfon diefe Zurechnung eines 
Verbrechens auch ſchon ftatt finden müffe. Sollten ſich nemlih Aus- 
nahmafälle zeigen, wornach irgend eine Perfon, obgleich bereits in 
einem ſolchen höheren Alter ftehend, fich dennoch in concreto als fo un— 
entwicdelt darftellt, daß man entweder an ihr im Allgemeinen noch nicht 
die gehörige Ausbildung der Vernunftfähigkeit und insbefondere des Un- 
terfcheidungsvermögens wahrzunehmen vermag, oder daß man ihr wenig— 
ftens im fpeciellen Falle ihres Handelns nicht die zureichende Einfiht zu— 
trauen kann, oder daß fie vielleicht gerade deßhalb, weil fie in diefem 
Alter haufig auch noch im Entwicdelungs - Stadium der Pubertät be- 
griffen ift, von einem krankhaften Gelüfte, 3. B. der Pyromanie (Brand- 
ftiftungswuth), unwillkürlich oder unmwiderftehlih zu dem Verbrechen hin- 
geriffen worden ift, fo darf ihr die Handlung ebenfalld nicht als Ver— 
brechen zugerechnet werden, zwar nicht wegen des hier unter lit. d erör= 
terten, wohl aber vermöge eines der in den folgenden Abſätzen (e, f oder 
g) dieſes Paragraphes vorkommenden Aufhebungsgründe der Zus 
rehnung. — 

Außerdem müffen 


b) bei der Entjheidung, ob der Thäter „zur Zeit der Bes 
Hye, Kommentar. 12 
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gehung eines Verbrechens“) bereits das 14te Jahr zurücgelegt 
habe, diejenigen Fälle befonders berüdfichtiget werden, wo dad Gefek 
entweder 

aa) erft den Inbegriff mehrerer Handlungen zufammen als ein Ber: 
brechen erklärt, oder doch 

bb) exit für den Fall der Wiederholung, daher im Grunde 
wieder nur für mehrere Handlungen zufammen, wie als ob fie zu— 
fammen nur Eine Gefammtthat zu bilden haben, eine gewiſſe höhere 
Strafe feſtſetzt. 

Fälle der erfteren Art (ad aa) fommen vor bei Diebftählen, Ber- 
untreuungen und Betrügereien ($$. 173, 183, 200), wo das Gefek *”) 


*) Die Frage, in welchem Momente eine ſtrafbare Handlung ald 
begangen anzufehen fei, kann natürlih nur aus der gefeglichen Begriffe: 
beftimmung jeder einzelnen ftrafbaren Handlung in concreto entſchieden 
werden. Hierbei wird die Eintheilung der Verbrechen (ftrafbaren Handlungen) 
in materielle und formelle, je nachdem zu deren Dafein nach der ges 
feglihen Begriffebeftimmung ein äußerer (materieller That-) Erfolg nothwen- 
dig iſt, oder die bloße Form der Äußeren Handlung zureicht (fieh’ unten bei 
der Erläuterung des $. 8 Näheres hierüber), gleichwie auch die Rückſicht auf 
die f. g. fortgefegten Verbrechen (vgl. oben Seite 151 und unten bie 
Erläuterung zu $. 34) einen großen Einfluß äußern, und ed wird hiernach 
die Beurtheilung, in welchem Zeitpunfte eine ftrafbare Handlung als ſchon 
» überhaupt begangen (ald Schuld vorhanden), wann fie ald verfucht, 
oder ald vollbracht anzufehen,, allerdings auch Hinfichtlich des zurechnungs— 
fähigen Alters große Behutfamkeit fordern. — Wer möchte z. B. daran 
zweifeln, daß derjenige, der den Mord eined oder mehrerer Menfhen mittelft 
einer Höllenmafchine beabfichtiget, diefed Verbrechen allerdings fhon in jenem 
Zeitpunkte (im Stadio des Verſuches) begangen habe, fobald er diefe Ma- 
Shine an dem abgefehenen Orte zu dem beftimmten Zwecke bereits aufgerichtet 
hat, wenn gleich die Erplofion noch nicht ftattgefunden hat; keineswegs aber 
dann ſchon begangen habe, fo lange er no in der Herbeifhaffung Samm- 
lung der einzelnen Beftandtheile oder in ihrer Zufammenfegung (den f. g. 
Borbereitungd-Handlungen) begriffen it! — Wer möchte ferner be 
zweifeln, daß z. B. bei einem ſchon nah dem urfprünglichen Vorhaben des 
Thäterd dur längere Zeit fortzufegenden Verbrechen, fo etwa bei ber 
Blutſchande, dasfelbe fchon im Zeitpunkte des erften verbrecherifchen Actes, 
und hiernach um jo gemwiffer mit jedem der folgenden XTheilacte ala be: 
gangen angefehen werden muß, wenn gleich der Thäter fchon urſprünglich 
den Borfag zur unbeftimmten GEröfterung diefer Handlungen gefaßt, alfo im 
Grunde den Willen auf eine ganze Reihe von Handlungen gerichtet hat 
u. ſ. f. u. ſ. f. 

"+, Bergleiche hierüber die oben Seite 109 und 110 vorkommende Nach— 
weifung, daß die im 8.173 vorfommende VBorfhrift wegen der Zufammenred« 
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vorfchreibt, daß die Beträge der mehreren (wenn nur überhaupt gleichar- 
tigen) Diebftähle zufammen zu Einer, gewiffermaßen Einen Gefammt- 
Diebftahl bildenden Handlung zufammen gerechnet werden müffen. Wenn 
nun 3. B. Jemand als 12jähriger Knabe 10 fl., dann im Alter von 
13 Jahren wieder 10 fl. und endlich nad) zurüdgelegtem Alter von 14 
Jahren zum drittenmale 10 fl. geftohlen hätte, fo dürfte er im Geifte des 
Geſetzes nicht ala Verbrecher behandelt werden: denn das Geſetz 
bat für den vorliegenden Fall erft den Inbegriff aller drei (Theil-) 
Handlungen zufammen als ein Verbrechen des Diebſtahls erklärt, 
da erft dur die Zufammenrehnung aller drei Diebftähle der zum Ver— 
brechen des Diebftahld erforderliche Betrag von mehr ala 25 fl. fid 
ergeben würde ($. 173): der Thäter müßte daher bei Begehung von 
jeder diefer einzelnen drei Theilhandlungen das 14te Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben, wenn man von ihm foll behaupten können, daß er bereits 
„zur Beit der Begehung des Verbrechens“ dieſes Alter zurückgelegt 
habe. Es dürfen daher in diefem Falle die vor dem 14ten Jahre be- 
gangenen Diebftähle mit den nad diefem Alter verübten, als in ihrer 
Wefenheit verfhiedenartige (heterogene) Größen in Eine Ge 
fammt-Handlung oder Summe nicht zufammengerechnet werden. 

Aus gleichem Grunde darf aud in den 

ad bb angedeuteten Fällen die nur für den Fall der Wiederho- 
lung feftgefeßte Höhere Strafe nur dann zur Anwendung fommen, 
wenn der Thäter bereits bei Begehung von jeder diefer einzelnen (wie: 
derholten) Handlungen das Alter von 14 Jahren zurücgelegt hat. Falle 
diefer Art ergeben fih aus den $$. 34, 44, 167, lit. bundd u. f. f. 
Aus diefem Grunde dürfte alfo z. B. gegen Denjenigen, der als Knabe 
von 13 Jahren eine Brandlegung begangen hatte, und fpäterhin, etwa in 
feinem 22ten Jahre, neuerlich eine Brandlegung verübt, keineswegs die 
im $. 167, lit. b und d‘*) feitgefeßte lebenslange Kerkerftrafe verhängt 


— — — — 


nung der mehreren Handlungen oder Angriffe in Eine Geſammtthat per ana- 
logiam auch auf Veruntreuung und Betrug angewendet werden müſſe. 

) Bei Erwähnung der obigen zwei Geſetzesbeſtimmungen (litt. b und d 
des 8. 167) mag hier fchon erwähnt werden, daß fich das darin feſtge— 
haltene Strafen » Spftem, wornach nemlic für beide Fälle, mag bei der 
wiederholten Brandlegung das Feuer ausgebrochen fein (lit. b) oder 
nicht (lit. d), — diefelbe Strafe, nemlich die lebenslange Kerkerftrafe 
feſtgeſetzt iſt, doctrinell nicht gutheißen laffe, ba bei einem wiffenfchaftlich 
ganz confequent durchgeführten Strafen » Syfteme die dem ganzen $. 167 zu 
Grund liegende fucceffive Straf-AUbftufung, wohl aud für jene, in Be 

12° 
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werden, weil man ja auch bei diefem Thäter nicht behaupten könnte, daß 
er dasjenige Verbrechen, worauf das Gefek in diefem Falle die lebens— 
lange Kerkerftrafe verhängt hat, nemlic den Inbegriff beider Brand- 
legungen zufammen, bereits in einem Alter von mehr ala 14 Jahren be- 
gangen habe. 

Die Löfung der legten, in Beziehung auf den Abfag d diefes $. 
aufzumwerfenden Frage: „wie denn das zur Zurehnung eines Verbrechens 
erforderliche Alter von 14 Jahren in zweifelhaften Fällen etwa bemwie- 
fen (conftatirt) werden könne?" gehört ftrenge genommen nicht hier— 
her, fondern in die Erörterungen über das Straf-Berfahren. Allein 
ich darf fie nicht unerwähnt laffen, um eine mir ganz ungezweifelt irrig 
und zugleih höchſt unpraktiſch erfcheinende Anfiht, die aber leider 
fehr häufig vorfommen fol, und duch eine ganz einfeitige, übrigens 
wohl nur an dad Wiener Eriminal- Gericht erlaffene Belehrung des 
n. ö. Appellationd - Gerichtes vom 24. Auguft 1838 (in Maucher's 
größerem Werke, I. Band, Nr. 285) unterftüßt, und neueftens auch wie- 
der von Krühmwald*) bevorwortet wird, von der Praris abzuwehren: 


ziehung auf ihre objective Strafwürdigkeit nicht gleich flrafbaren Fälle 
beobachtet fein ſollte. — Praktiſch aber läßt fich diefe Meine theoretifche 
Inconſequenz gar leicht durch das den Gerichten, und felbft in jenen Ländern, 
wo noch das Strafverfahren vom 3. September 1803 gilt, mwenigftend dem 
oberjten Gerichtähofe zukommende Recht, wegen außerordentliher Milderungs- 
umftände felbft die lebenslange Kerkerftrafe in eine zeitliche zu mildern (vgl. 
oben Seite 79—82), wieder audgleihen, indem die Gerichte von dieſem 
Mildernngdrechte wohl leichter in dem zweiten ber erwähnten Fälle (lit. d 
des $. 167), ſchwerlich aber in dem erften (lit. b desfelben) Gebraud machen 
werden. — Uebrigens erklärt fih die obige Anordnung des Gefeked praktifch 
auch ganz natürlich durch die nahe liegende Betrachtung, daß für den ge— 
tingeren dieſer zwei Fälle (lit. d) auch ſchon das frühere Geſetz vom 3. 
September 1803 ($. 148, lit. c) bie lebenslange Kerkerftrafe feftgefegt hatte, 
und dad neue Geſetz fie für biefen Fall aud beizubehalten gute Gründe 
hatte; während für den erfien Kal bie von dem alten Gefege ($. 148, 
lit. a) feftgefegte Todesftrafe in dem neuen Gefege ($. 167, lit. b) be 
feitiget werden wollte, und hiernach diefer Fall ganz einfach in die der Todes» 
ftrafe nächſt ftehende lebenslange ſchwere Kerkerſtrafe herabgerückt wurde, 
ohne weitere Rüdficht darauf, daß in dieſer Straf-Stufe bereitö ein anderer 
fehr analoger Fall ftehe, bei dem aber ein bie Strafbarkeit mildernder Um- 
ftand vorausgefept wird. — 

*) Derfelbe Spricht fih nemlich in feinem „Handbuche des öfterreichifchen 
Strafgefeped vom 27. Mai 1852,“ Wien 1852, Seite 29 zur lit. d des vor 
fehenden $. 2 wörtlich folgender Maßen aus: „Das Alter ift in jedem 
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„daß nemlich das Alter eines Menſchen im Straf-Berfahren überhaupt, und 
insbefondere in dem erwähnten Falle gefeglih zuläffig nur durch den 
Geburtsfhein bewiefen werden könne" — Nirgends hat ein 
öfterreichifches Straf- Gefeh oder eine für das Beweid- Verfahren im 
Strafproceffe gegebene gefeglihe Vorfhrift dieſe Behauptung aufge 
ftellt *) : nirgends haben auch nur die in Defterreich geltenden Eivil-Pro» 
cegordnungen eine folche Verfügung aufgeftellt, da alle dieſe Geſetze 
wohl allerdings die Vorfchrift enthalten, daß dur den Geburtöfchein 
und dur Zeugniffe, die aus den Geburts-Regiftern ausgezogen werden, 
ein rechtlicher Beweis über das Alter eines Menfchen hergeftellt werden 
könne, fo wiedaß „diefelben als öffentliche Urkunden anzufehen feien, die in 
Anſehung Desjenigen, worüber fie errichtet worden find, einen vollen Beweis 
herftellen“ **), allein nirgends haben fie auch nur mit einer Silbe davon Er» 
wähnung gethan, daß das Alter eines Menfhen auf diefem Wegebewiefen 
werden müffe, oder nur durch einen Geburtöfchein conftatirt werden könne, 
Diefe Anſicht ftellt ſich aber nicht bloß als pofitiv ungefeglih, fondern 
insbeſondere als Höhft unpraktiſch dar, denn bei Feſthaltung derfel- 
ben würde der Strafrichter in fehr vielen Fällen, wenn er nemlid das 


Falle, wo irgend welche Zweifel über das zurechnungsfähige Alter obwal- 
ten, in gefeglicher Art burd den Geburtsfhein feftzuftellen.” 

*) Wie inäbefondere diejenigen, welche da behaupten, daß wenigſtens 
in jenen Kronländern,, wo die St. P. DO. vom 17. Jänner 1850 gilt, ver 
möge des 8. 287 derjelben und kraft des $. 2 der faiferlichen Verordnung 
vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 des R. ©. DB.) der Strafrichter in Beziehung 
auf die Frage: „welche Thatſachen er in einem Strafproceffe ald erwier 
fen anzunehmen babe,” fhlehtweg nur feiner freien Weberzeugung zu 
folgen habe und an gar feine gefeplihen Beweisregel gebunden fei: wie — 
frage ih — gerade die Verdammer aller f. g. gefeplihen Beweisregeln die 
obige Behauptung mit ihrer Confequenz vereinbar finden, muß — man wohl 
ihnen ſelbſt überlaffen. 

”) Eich’ 3. B. die 88. 385 und 406 des I, Theild und 358 des II. 
Theild des St. ©. B. vom 3. September 1803 ; — ferner die $$. 111 und 
112, lit. f der allgemeinen, $$. 179 und 180, lit. f der weſtgalizi— 
ſchen, $$. 169 und 170, 3. 6 der italienifchen, $$. 178 und 179, 8. 6 
der tirolifhen und die 88. 113 und 114, lit. d der neueften fieben- 
bürgifhen Gerichts- oder Givilproceß » Ordnung. Die leptere drüdt den 
obigen Gap noch präcifer in den Worten aus:.-„Deffentlihe Urkunden haben 
binfihtlih der Thatfahen, worüber fie geſetzmäßig audgefertiget worden 
find, volle Beweiskraft;“ — umd fie erflärt „als öffentlihe Urkunden auch 
die Geburtö-, Trauungs- und Sterberegifter, und die daraus ertheilten 
Zeugniffe.” 
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imputationsfähige Alter nicht gerade durch den Geburtsſchein zu erweifen 
vermöchte, um die Möglichkeit der Anwendung des Strafgefeßes gebracht 
werden, weil es bekanntlich in Anfehung fehr vieler Berfonen fchlechter- 
dings unmöglich ift, einen Geburtsſchein beizubringen, z. B. bei Find- 
lingen, bei Bagabunden oder anderen Berfonen, die ihren Geburtsort, ihre 
Eltern, ja felbft ihr Geburtsjahr nicht anzugeben vermögen (oder fie viel— 
leicht auch nicht angeben wollen!), bei Jsraeliten aus ſolchen Kronlän— 
dern, wo (wenigſtens in früherer Zeit) die Geburts-Matrikeln theild gar 
nicht, theils fehr ungenau geführt wurden, bei Perfonen, die in folchen 
Drten geboren find, von welchen die Matrifen durch Feuer, Kriegsereig- 
niffe und dgl. zu Grund gegangen find ) u. ſ. f.u.f. f. — Soll nun 
der Strafrichter, der von einem Befchuldigten feinen Geburtsfhein auf: 
zubringen vermag, bei Zweifeln über das imputationsfähige Alter fofort 
müßig die Hände in den Schooß legen, oder verzweifelnd über die Mög- 
lichkeit der Herftellung des Beweiſes hinfichtlich dieſes Alters etwa gar 
den Beichuldigten ſchlechtweg freifprehen? — Iſt es nicht vielmehr nad 
Recht und Gefeß feines Amtes und Gewiffens Pfliht, fih wo möglich 
über diefen wefentlihen Punkt auf anderen Wegen rechtliche Ge- 
wißheit zu verfchaffen? — 

Nah meinem Dafürhalten Tann das zurehnungsfähige Alter 
nicht bloß durch den Geburtsſchein, der allerdings regelmäßig zur Her- 
ftellung diefes Beweifes dienen mag, fondern Dur jedes andere Bes 
weismittel, 3. B. durch andere Urkunden, durch Zeugen, Sachverftändige 
u. dergl. bewiefen werden, das von dem Gefeße nur überhaupt als eine 
zum Bemweife von was immer für Thatſachen zuläffige Beweisart er- 
klärt ift, oder das fich unter Vorausſetzung eines ſolches Geſetzes, welches, 
wie der oben berufene $. 287 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850, von 
jeder gefeglichen Beweisregel entbindet, nad den natürlichen Denfre- 
geln ald ein menfhlihe Gewißheit über eine Thatfache herftellendes Be— 
weismittel erkennen läßt. — Wer möchte z. B. noch einen Zweifel 
darüber aufwerfen, daß von einer Berfon, die zwar in Abrede ftellt, daß 


*) Die fo wohlthätige VBorfhrift, daß alle Geburtd-, Trau⸗ und Sterbe- 
Regiſter in duplo geführt werden follen, befteht befanntlich nicht in allen Kron— 
ländern der Monarchie, wurde überdieß feldft da, wo fie befteht, wenigſtens 
in früherer Zeit nicht überall firenge befolgt und controlirt, und zudem können 
ja felbft die dupla fowohl an dem Orte, wo fie urfprünglich angelegt wer- 
den, als auch an jenen Gentral»Orten, wohin fie periodifh abzuführen find, 
zu Grunde gehen. 
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fie bereits mehr als 14 Jahre alt fei, wo alfo diefes Alter bezweifelt 
wird, von welcder aber bei fonft zweifellofer Identität, in einem mir 
praktifch vorgefommenen Falle, durch Urkunden oder Zeugen bewiefen 
wurde, daß fie von jegt an (fo etwa von dem Tage eines von ihr began— 
genen Verbrechens an) zugerechnet, vor mehr denn 13 Jahren die Schule 
befucht, und dafelbjt wirflih Unterricht empfangen habe, dadurch erwie- 
fen ift, daß fie jetzt doch mindeſtens 14 Jahre alt fei, weil fie hier- 
nach vor 13 Jahren doch aufs Allerwenigfte 3 oder 4 Jahre alt geweſen 
fein muß; — mer möchte es beftreiten, daß eine Perſon, von mwelder 
mehrere glaubwürdige Zeugen übereinftimmend ausfagen, daß fie vor 15 
Jahren von jegt am zurüc gerechnet bei deren Geburt zugegen waren, 
jebt ald wenigſtens 14 Jahre alt gelten fönne, wenn nur überhaupt 
die Fdentität derfelben gewiß ift; — oder follte nicht ſelbſt das überein— 
ftimmende Gutachten mehrerer Sachverftändigen, welche bei ähnlichen 
Zweifeln des Richters über das Dafein des imputationsfähigen Alters 
einer Perſon, erklären, daß nach ärztlihen Combinationen diefes Alter in 
dem entfcheidenden Zeitpunkte mit volljter Zuverläffigkeit angenommen wers 
den könne, darüber auch einen vollen rechtlichen Beweis herftellen können *)? 


Zum Abfape lit. e. 


Durch die in diefem Abfage enthaltene Beftimmung faßt unfer Ge- 
feß alle Erörterungen über den fogenannten That-Irrthum (error facti, 
eigentlich error in facto) im weiteften Sinne, im Gegenfaße des Rechts— 
und des Geſetzes-Irrthums (error juris und error legis) **) zufam- 


*) Zur Beruhigung für Diejenigen, melde bei ähnlichen praftifchen 
Gontroverfen vor Allem nad einer Belehrung oder doch wenigftend nach einer 
Particular » Entfheidung des höchſten Gerichtähofes verlangen, bemerfe ich, 
dag wir wirklich eine jolhe Belehrung desfelben in dem von mir oben 
verfochtenen Sinne befigen. Durch Juftizbofderret vom 26. September 1843, 
3. 5323 — abgedrudt in Hhe's fhon eben (Seite 84 in der Anmerkung) 
erwähnten Zufammenftellung x. unter Nr. 100 — wurde nemlich dad dals 
matinifche Appellationd » Gericht belehrt: „daß ſich die Gerichte in jenen 
Fällen, wo bei Eriminal» Unterfuhungen beim Abgange des 
TZauffheines das Alter eines Inquiſiten oder eined Zeugen con« 
ftatirt werden foll, nad den zur Erlangung des legalen Bemweifed 
über dieſes Alter vorgefchriebenen Grundfägen der öfterreihifchen Geſetze zu 
benehmen haben.“ — 


*) Bom error juris und error legis iſt ausführlicher erſt unten beim 
8. 3 die Rebe. 
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men. — Dan kann den That-Irrthum als die Unkenntniß (das gar 
Nicht-Erkennen) oder unrichtige (ungenaue) Vorftellung der thatfächlichen 
(objectiven) Befchaffenheit der unternommenen (jtrafbaren) Handlung 
erflären. — 

Unfer Gefeß beftimmt vorerft, daß ein ſolcher Irrthum nur dann 
die Zurechnung des (böfen) Vorſatzes ausfchliege: „wenn er den Thäter 
in feiner Handlung ein Verbrechen) — alfo eine ftrafbare Handlung 
überhaupt — nicht erkennen ließ.“ Daher folgt a contrario ſchon 
aus diefer Gefeßesftelle, daß der Umftand, daß der Thäter in feiner 
Handlungsweife wegen Unkenntniß des (pofitiven) Straf- Gefekes 
nit gerade das (beftimmte), nemlih das von der geſetzlichen 
Begriffsbeſtimmung dafür erklärte und benannte Verbrechen erkannt 
habe, die Zurechnung deffelben als ftrafbar und vorfäßlich keineswegs 
ausſchließe, wenn er diefelbe nur noch überhaupt als ein Verbrechen er- 
kannt hatte, dag alfo — mit anderen Worten — die Unkenntniß des 
pofitiven (Straf-) Geſetzes (error seu ignorantia legis) von der 
BZurehnung der Verbrehen nicht entfhuldige.. Wenn alfo z. B. au 
der Betrüger feine Betrugshandlung im concreten Falle nad einer vul- 
gären Auffaffung für einen Diebftahl oder eine Veruntreuung gehalten 
haben mochte, während fie fich nad der gefehlichen Begriffsbeftimmung 
nur unter den Betrug fubfumiren läßt; — oder wenn auch der Läfterer 
des Monarchen nicht weiß, daß feine Handlung dermal ($. 63) als das 
Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung erklärt wird, fondern fie noch immer 
für Verbrechen der Störung der Ruhe des Staates hält, was fie nad den 
früheren Gefeke war ($. 58 des I. Theils); — oder wenn ferner Dem: 
jenigen, der von einem Andern mittelft Drohungen eine Leiftung erzwingt, 
ganz unbefannt blieb, daß diefe Handlung von dem gegenwärtigen 
Geſetze ($. 98) „Erpreffung“ genannt wird, während er darin noch immer 
nah Maßgabe des früheren Geſetzes (Hofkanzleidefret vom 8. Juli 1835, 
Nr. 55 der 3. ©. ©.) nur das Verbrechen der gefährlichen Drohungen 
zu erkennen glaubt u. f. f., fo bleiben diefe Verbrechen dennoch mit voller 
Zurehnung ftrafbar, da bei denfelben der Thäter doch erfannte, daß fie 
„ein Verbrechen“, d. h. daß fie überhaupt ftrafbar find. — Wenn 





) Wie entfheidend die von dem Gefege hier mit fprachrichtiger Schärfe 
gebrauchte Wahl des nihtbeftimmenden Gefchlehtäwortes, im Gegenfake 
der oben unter lit. c diejed Paragraphes gefchcehenen Anwendung des be- 
flimmenden Artikels, zur Geltung zu bringen ift, wurde fchon oben (Seite 
171, inäbefondere in der Anmerkung *) hervorgehoben. 
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aber ein That-Irrthum einmal fo geartet ift, daß er den Thäter in 
feiner That eine ftrafbare Handlung nicht erfennen ließ, fo ift es in Be— 
ziehung auf die dadurch erfolgende Aufhebung der Zurechnung des (böfen) 
Borfages gleihgiltig, an welhen Momenten, Beftandiheilen oder Merk: 
malen der Handlung er eingetreten fei, und es kommt fofort Dasjenige, 
was bereits oben (Seite 153 und 154) bei der Betrachtung des pofiti- 
ven Inhalts des (f. g. böfen) Vorfages ausgeführt wurde: „daß das 
Wiffen (Erkennen) und Wollen des Handelnden jeden Beftandtheil und 
jedes Merkmal der Handlung durchdringen müffe, um ihm diefelbe als 
vorfäßlich zurechnen zu fönnen,“ bier, bei der Betrachtung der ne» 
gativen Seiten des böfen Borfages, mit voller (praktifcher) Wichtigkeit 
in Anwendung. — Es ift daher die Zurehnung des Borfaßes ebenfo 
wohl ausgefhloffen, wenn diefer That-Irrthum zu näch ft 

aa) im Gegenftande der Handlung (Objecte der Rechtverlekung) 
vorftel, mag dieß num eine Berfon oder eine Sache fein; — oder wenn 
er ſich 

bb) auf die Befhaffenheit der Handlung an und für fi, 
d. i. eigentlich auf die von dem Thäter gebrauchten Mittel ſeines Han- 
delns; — oder endlich 

ec) auf den Eaufal-Zufammenhang feiner Handlung mit den 
daraus zu beforgenden Folgen oder Wirkungen bezogen hatte”). — 

Wer z. B. 

ad aa) einen von ihm bereits für todt gehaltenen, aber in Wirk— 
lichkeit noch lebenden menschlichen Körper in's Waffer wirft, und dadurch 
‚ ertrinten macht *), kann wegen diefer Handlung nicht der vorſätzli— 
hen Tödtung eines Menſchen ($. 134); — wer feine eigene Tochter, die 
er aber als folche nicht erfannte, weil er fie jahrelang nicht fah, oder im 
Dunkel der Nacht verfannte, gefchlechtlih umarmt, kann nicht der (vor— 


*) Eine vierte, von der Doctrin bei diefer Gelegenheit häufig noch 
ausgefchiedene Unterart des Ihat-Irrthums, nemlich der fogenannte Jrrtbum 
in den Beweggründen des Handelnden ift nah dem, was bereits 
oben (Seite 139—141) auseinandergefeßt wurde, in Beziehung auf die ab» 
ſolute Straf-Zurehnung der Handlung völlig gleichgiltig, indem dadurch, 
daß der Handelnde bei feiner, wenn nur von ibm noh überhaupt als 
ftrafkar erfannten und gewollten Handlung angeblih von einem, fei ed auch 
noch fo edlen (2) Motive geleitet wurde, welches ihn feine Handlung irr« 
thümlich als keine unerlaubte anfehen ließ, bdiejelbe nicht aufhören fann, 
ftrafbar zu fein. — 

") Vergleiche den oben auf Seite 152 und 153 bargeftellten Fall. — 
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ſätzlichen) Blutſchande ($. 131); — wer ein öffentliches Creditspapier 
von ſolchen Gattungen (Sorten — Emifftonen), die in Wirklichkeit noch 
ala Münze gelten, die er aber aus nachweisbaren fubjectiven, Gründen 
für ein längft außer Geltung ftehendes Papier anfah, nachmacht, fann 
nicht der Gorſätzlichen) Verfälfhung eines noch ald Münze geltenden 
öffentlichen Creditspapiers ($. 106); wer nächtlicher Weile aus einer 
fremden Wohnung eine (objectiv fremde) Sache eigenmächtig wegnimmt, 
die er für feine eigene hält, und als feine eigene Sache anzufehen aud 
nahmweisbare Gründe hatte, kann nicht des Diebſtahls ($. 171) ſchuldig 
erklärt werden. — In al’ diefen Fällen konnte nemlich der Thäter 
vermöge feines Irrthums in der Perfon *) oder in der Sache fein Ver— 
brechen in feiner Handlung überhaupt erkennen, da in all’ diefen Fäl- 
len die Handlung erft dur die beftimmte (fpecififche) Eigenfchaft der 
PBerfon oder Sache, an welcher fie vorgenommen wurde, daß es nemlich 
im erften Falle ein lebender Menfch, im zweiten Falle feine Tochter, 
im dritten Falle ein ald Münze geltendes Greditöpapier, und im vierten 
Falle eine fremde Sache war, zum Verbrechen mad. 

Aus gleihem Grunde kann aber auch ebenfo wenig 

ad bb) 3. 3. Derjenige als fehuldig der vorſätzlich en Tödtung 
eines Menfchen ($. 134) erklärt werden, welcher einen Anderen durch einen 
Schuß aus einem Gewehre getödtet hat, das er zwar auf den Getödteten 
zielend angefchlagen und entladen hat, das er aber aus nachweisbaren Grün- 
den für gänzlich ungeladen oder nur blind (nur mit Pulver und ohne Blei) 
geladen hielt; gleichwie ferner Derjenige, der muthwillig mit einem 
Andern fcherzend eine auf dem Tiſche ftehende Flafche ergreift, um mit der 
darin enthaltenen Flüffigkeit den Andern zu überfchütten, welche er nach ihrer 
Farbe und fonftigem Anfcheine aus den Umſtänden für Waffer halt, die 
aber in Wirklichkeit j.g. Scheidewaffer (Schwefelfäure) ift, nicht der vor: 


*) Die berühmte Streitfrage, welchen Einfluß der Irrtfum (error) in 
der Perſon (des Berlepten) ald Gegenfas von einer bloßen Verwechs— 
lung (Berirrung — aberratio) in diefer Perfon auf die Straf-Zureh» 
nung äußere, ift von unferem dermaligen Gefebe ($. 134) gerade in 
Beziehung auf dasjenige Berbrehen (Mord), wo fie am entfcheidenditen 
wirkt, auf eine den Knoten zerhauende Weife gelöft worden. Sie erfiheint 
aber befonders wichtig wohl nur in jener Beziehung: „ob in dem einen und 
anderen Falle das vorausgefepte Verbrechen nur ald verfucht, oder troß des 
Irrthums oder der Verwechslung dennoch als vollbracht angefehen werden 
könne?“ — Daher fommt diefe Unterfuchung erft bei der Theorie des Ver— 
ſuches, d. 5. unten bei der Erläuterung unferer $$. 8—11 vor. 
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fäglichen körperlichen Verlegung oder Befhädigung des fremden Eigen- 
thums geziehen werden kann, welche er dadurch an dem Anderen wenn 
gleich in noch fo ſchwerem Grade angerichtet hat. Denn der Handelnde 
erkennt und weiß ja hier in beiden Fällen nicht, was er eigentlich thue, 
er will nicht dem Andern einen Schaden zufügen, er hält feine Hand» 
lung nicht für eine rechtwerlegende oder ftrafbare. — Daffelbe findet aber 
vermöge eben diefed Grundes auch dann Statt, wenn der Handelnde feine 
wenn gleih an ſich (objectiv) ftrafbare Handlung aus was immer für 
einem anderen Grunde nit für die im Geſetze als ſtrafbar bezeichnete 
zu erfennen vermag, oder fie in gutem Glauben ala eine erlaubte anzu« 
fehen gute Gründe hat. Wer möchte z. B. den Widerftand gegen eine 
in Bollziehung eines öffentlihen Auftrages begriffene obrigfeitlihe Per: 
fon mit gewaltfamer Handanlegung das Verbrechen der öffentlichen Ge— 
waltthätigfeit ($. 81) nennen, wenn der ſich Widerfeßende aus nachweis- 
baren Grüden dafür hält, daß der gewaltfam Behandelte gar fein Beam- 
ter, und der angegebene öffentliche Auftrag eine widerrechtliche Anmaßung 
ſei; — wer wird von dem Verbrechen der boshaften Störung des Staate- 
telegraphen ($. 89) reden, wenn Jemand in loyaler Hingebung für die 
legitime Regierung die Drathleitung deffelben zerftört, um dadurch den 
Rebellen gegen die rechtmäßige Regierungs-Autorität die Communication 
mit anderen Genoffen ihres verbrecherifchen Unternehmens abzufchneiden ; 
— mer einen Mißbrauch der Amtsgewalt ($. 101) darin erkennen, wenn 
ein Öffentlicher Beamter feinem Amtsvorgefegten, der bei einem audge- 
brochenen Aufruhre nur als ein ſchwaches, willenlofes Werkzeug einer 
verbrecherifehen Rotte ſich bewährt, und nicht die nöthige Energie zur 
Bewältigung des Aufruhrs anwendet, den Gehorfam verfagt, diefen felbft, 
und vielleicht auch andere Perfonen maffenhaft arretiren laßt, weil er 
darin das einzige Mittel zu erkennen glaubt, um Herr ded Aufruhrs zu 
werden; — wer wird in dem, wenn gleich an fih höchſt fträflichen *) — 
Vorgange eines Quadfalbers, Curpfufhers u. dergl. einen Mord, Todt- 
ſchlag, eine abfichtliche ſchwere körperliche Befhädigung ($$. 134, 140, 
152), kurz eine vorfäßliche Rechtsverlegung erkennen, wenn er in 
feiner Ignoranz bei einem Kranken ein ſ. g. Hausmittel, deffen eigentliche 
Befchaffenheit und Wirkfamkeit ihm gar nicht bekannt ift, das ſich aber 
bei mehreren anderen Krankheitsfällen jehr heilfam bewährt habe, in gu— 
tem Glauben anwendet, wenn auch diefes Mittel im jebigen Falle den Tod 
oder das lebenslängliche Siehthum des Patienten herbeiführt; — wer 


*) Vergleiche den $. 343. 
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wird den fühnen Heldenmuth eines Truppen-Kommandanten, der, wenn 
gleich ohne höheren Befehl, bei dräuender Gefahr eines äußeren oder in- 
neren (Empörungs- oder Bürger-) Krieges eine Stadt einäſchern, Schleus 
en oder Brüden zerftören, Eifenbahnen aufreiffen, fremdes Eigenthum 
verwüften läßt, um das Vaterland vor dem Untergange zu retten, mit dem 
Stempel des Verbrechens der Brandlegung ($. 166) oder der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit (8. 83— 89) brandmarken; — oder jene Perfonen ge- 
rechter Weife ald Diebe ($. 171) behandeln können, welche, ſonſt durdh- 
weg unbeſcholten, und nad all’ ihren Lebensverhältniffen ihren Erwerb und 
ihren Unterhalt nicht auf unlauteren Wegen zu fuchen gewohnt find, aber 
heimkehrend von einer Jagd, oder auf einer langen, ermüdenden Wanderung 
begriffen, ihren brennenden Durft mit einigen Feldrüben oder Baumfrüch- 
ten von fremdem Eigenthume ftillen, oder welche derlei Früchte im Gar- 
ten ihres Freundes pflücken, oder die nach Erfteigung eines Hochgebirges ſich 
dafeldft mit fremdeeigenthümlichem Holz ein Feuer zum Erwärmen, Kochen, 
Signalgeben u. dergl. machen, weil alle diefe Perfonen nad den con- 
creten Umftänden des Falles entweder die Einwilligung des Eigenthü- 
merd voraudfegen Tonnten, oder doch vorhatten, augenblielich dafür 
Entfhadigung zu leiften; — wer wird in dem Benehmen eines Man- 
ned, der eine ihm von feinem intimen Freunde angetraute kleine Geld- 
fumme im Falle augenblidliher Noth für fi verwendet, nach den fpe- 
ciellen Umftänden diefes Falles mit Zuverfiht die Einwilligung feines 
Freundes hierzu vorausfegend, und in der Ausficht, fie nach feinen per: 
fönlihen Berhältniffen alsbald wieder erfeßen zu können, noch eine vor- 
fäglihe Veruntreuung ($. 183) finden können *); oder wie fol endlich 
Derjenige ald abfihtlicher Vollzieher einer Bigamie ($. 206), anzufehen fein, 


*) So behutfam auch der Richter bei Beurtheilung von derlei Fällen 
vorgeben muß, um nicht etwa nad ber dämonifhen Marime: „der Zweck 
heiligt die Mittel“ wirklich ſchuldige Verbrecher ſtraflos durchſchlüpfen zu 
laffen, und um nicht dem Geifte au unferes Geſetzes zumider gerade an 
jener Klippe zu ſcheitern, die fehon oben (Seite 139—141) als eine des 
Richters Verſtand durch fein Gefühl überfiimmende Verwirrung darge: 
ftellt wurde, um nemlich nicht etwa eine mit Borfag ausgeführte, objectiv 
verbrecherifhe Handlung durch das angeblih gute Motiv zu entfchuldigen : 
fo dürften dennod die oben angeführten Bälle zeigen, daß Gefege nicht 
buhftäblih, fondern vor Allem verftändig, d. h. mit gefundem 
Menfhenverftande ausgelegt werden müffen, fol man ihnen nit 
einen Sinn unterlegen , ber voraudfeglih einem gerechten Gefepgeber 
a vorgefhwebt haben kann (vergleiche die Anmerkung auf Seite 106 am 

nde). 
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der zu einer Zeit, wo er feine bieherige Gemahlin etwa auf Grundlage eines 
ihm zugefommenen, allem Anſcheine nach echten Todtenfcheines fürtodt glaubt, 
während fie in Wirklichkeit noch lebt, eine zweite Ehe eingeht, oder Der- 
jenige ald Berläumder ($. 209) beftraft werden können, der einen An— 
deren bei der Obrigkeit wegen eines Verbrechens anzeigt, hinfichtlich defr 
fen fih zwar fpäter aus der Unterfuhung eine ganz verfchiedene dritte 
Perfon als Thäter darftellt, wovon aber der Angeber den von ihn Be- 
ſchuldigten aus fehr verdächtigenden Inzichten für den Thäter hielt **)? — 
In all’ diefen Fällen hält nemlich der Handelnde feine Handlung, ja er 
fann fie nad den abfonderlihen und ausnahmsweiſen Berhältniffen, 
unter denen er handelt, nicht für eine ftrafbare, für etwas Unerlaubtes 
anfehen, und darum darf ihm auch Fein verbrecheriſcher Borfaß zuger 
rechnet werden. 


Das Gleiche findet Statt in den 


ad cc) gehörigen Fällen, — wenn z. B. Jemand feinem Kinde 
wiſſentlich Arfenif eingibt, in der Meinung, dadurch defjen Lebenskraft 
aufzufrifchen und zu ftärfen, weil er gehört hat, daß die f. g. Arſenik— 
Effer fih durch den Genuß dieſes Giftes in Eleinen Portionen (angeblich) 
in fteter Rebensfrifche erhalten, es aber auf dieſem Wege tödtet; — oder 
wenn Jemand in einem phyſikaliſchen Cabinette mit der Electrifirmafchine, 
in einem chemiſchen Laboratorium mit Giften und Gafen, oder bei Dampf- 
mafhinen, mit Narkotifirungen u. dgl., als Dilettant erperimentirend, ohne 
die Riefenkraft diefer Dinge gehörig zu kennen und ermeffen zu können, 
Menfchen tödtet, Zerftörungen oder Erplofionen herbeiführt u. ſ. f. — 
In diefen Fällen fommt ihm, in Beziehung auf die Entſchuldigung von 
der Vorſätzlichkeit, ein Itrthum in dem Caufalzufammenhange, d. i. 
eigentlih „Unwiffenheit der Folgen feiner Handlung“ zu Gute, 





*) Zn Beziehung auf das Verbrechen der Verleumdung iſt die 
obige natürlidhe und dem Geifte der $$. 1 und 2 unjered Geſetzes ent« 
fprehende Deutung gelegentlich auch von der oberften Yuftizftelle in einer Er 
läuterung vom 8. October 1807 (fieh' diefelbe in den Mauch er'ſchen Hand- 
büchern beim 8. 188 des I. Theild des St. ©, B. vom 3. September 1803) 
und zwar nad der ganzen Faſſung biefer Belehrung ala fih aus dem 
Gefege von felbft verfichend, audgefprohen worden. — Ebenfo wurde 
aber auch Hinfichtlih des Verbrechens der zweifahen Che durch das Juftiz- 
hofdecret vom 11. Juli 1817, Nr. 1345 der I. ©. ©. unter lit. b. erklärt, 
daß in dem oben voraudgefepten Falle wegen Mangel bes böfen Bor» 
Tapes au das Verbrechen felbft entfalle. — 
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wie es das Gefeß fpäter, nemlich unter lit. f diefes $., noch insbeſon— 
dere anführt ). 

In allen vorftehend unter lit. aa—ce angeführten Fällen eines 
That⸗Irrthums ift e8 übrigens, da das Geſetz nicht weiter unter- 
fheidet, gleichgiltig, ob derfelbe in ſolchen Thatumftänden feinen Er- 
klaäͤrungsgrund finde, welche für Jedermann einen ſolchen Irrthum her- 
beigeführt hatten, oder ob dieß nur auf der individuellen Befhaffenheit 
des Irrenden, 3. B. feiner Ignoranz, oder minderen Bildung, feinem Schwad)- 
finn oder gar auf feiner Einfalt (stultitia), d. h. auf feinem (indivi- 
duellen) Unvermögen beruhte, welche felbft die gewöhnlichen Ereigniffe 
der Natur nicht nach allen ihren Wirkungen und Folgen einzufehen ver: 
mag **). Das Gefek fieht ed nad dem Vorgefagten zur Aufhebung des 
böfen Borfages für zureichend an, wenn nur von dem Handelnden fub- 
jectiv die Handlung nicht als ftrafbar erfannt wurde. — Eben fo zwei- 
fellos ift es ferner, daß dem Handelnden in all’ diefen Fällen, wenn er gleich 
vom vorfäglihen Handeln und fofort vom Verbrechen frei gefprochen 
werden muß, je nach Umftänden noch immer eine ftrafbare Fahrläf- 
figteit, daher allerdings ein Bergehen oder eine Uebertretung zur Laft 
fallen kann, wenn ihm nemlich hierbei die Vernachläſſigung einer allge- 
meinen, d. h. fhon für jeden Menfchen oder Staatsbürger vorhande- 
nen, oder befonderen, d. h. in feinen fpeciellen oder individuellen Ver— 
hältniffen begründeten Nufmerkfamkeit nachgewiefen werden kann. (Ver: 
gleiche indbefondere die $$. 233, 238, 335, 345, 354, 361, 365, 393, 
407, 431, 434 unferes Strafgefeßed.) — 


Zum Abfage lit. f. 


Daß eine Handlung, aus welcher ein vom Gefege ald Verbrechen 
erflärtes (objectives) Uebel 


*) Es leuchtet ein, daß bei einem ftreng logifchen Syſteme die „Un. 
wiſſenheit (d. h. eigentlih die Nichterfennung) der Folgen der Handlung“ 
weil fie bereit? im Thatirrthum der lit. e inbegriffen ift, entweder im ber 
lit. SF unfered $. 2 gar nicht mehr hätte erwähnt, oder doch im bie lit. e 
eingereiht werden follen. — 

) Es mag übrigens in einzelnen Fällen fehwierig fein, zu beflimmen, 
in wie ferne bei einem , eine auffallende Verſtandesſchwäche zeigenden 
Individuum die Einfalt nicht fchon in Albernheit (fatuitas) oder 
Blödheit (hebetudo ) übergehe, wo dann freilih die Entfhuldigung nicht 
blos von Berbrechen, fondern von jeder firafbaren Schuld ſchon nad lit. e 
unferes $. 2 eintreten würde. — 
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aa) durch Zufall (casus, casus fortuitus, fatum, vis major, vis 
divina), d. h. durd ein von allem menfhlichen Wollen und aller menfch- 
lihen Thätigkeit gänzlich unabhängiges Ereigniß, durch das Walten der 
Naturkräfte ohne Leitung und Einfluß von Menſchen entftanden ift, über- 
haupt nicht als menſchliche Handlung, daher um fo weniger ala vorfäglich 
oder Verbrechen zugerechnet werden dürfe, hätte wohl am allerwenigften 
einer ausdrücklichen Feftfeßung im Gefeße bedurft. Wer wird mid 
3. B. ftrafbar finden, wenn mich ein Windftoß oder ein plöglih anwan- 
deinder Schwindel zu Boden wirft, und wenn fofort mein Körper beim 
Niederfallen einen Anderen körperlich ſchwer befhädigt oder deffen Eigen- 
thum zerftört u. dergl.? — Nur muß begreiflich diefer Zufall ein reis: 
ner, nicht etwa ein f. g. gemifchter (casus mixtus), d. h. ein folder 
geweſen fein, der durch mein Verſchulden herbeigeführt worden ift, weil 
ich im letzteren Falle nach der bekannten Regel: „causa causae est eliam 
causa causati“ nicht blos civilrechtlich, fondern allerdings au ftraf- 
bar, freilich nicht worfäßlic, wohl aber ex culpa, verantwortlich für allen, 
unmittelbar wohl durch den Zufall, mittelbar aber durch meine Kahrläf- 
figteit herbeigeführten Schaden hafte. (Vergleiche z. B. die $$. 335, 
336, 373, 376, 382, 383, 384, 387, 389 u. m. a.). . Eben fo Klar ift 
es ſchon aus allem über das Weſen des Borfages und deſſen Aufhebungs- 
gründe (insbefondere auf Seite 138 und hier oben Seite 190) ®efagten, 
daß auch der zweite unter lit. f genannte Moment, nemlich 

bb) Nachläſſigkeit, d.h. Unterlaffung der pflihtmäßigen Auf— 
merkſamkeit bei feinem Handeln zwar nicht das N Berfchulden, 
wohl aber den Vorfaß aufhebe. 

Bon dem dritten, unter dem Abſatze f des $. 2 genannten Aufhe- 
bungsgrunde des Borfaßes, nemlich 

ce) von der „Unmwiffenheit der Folgen der Handlung“, 
wurde eben erft unter ce der lit. e gehandelt. 


Zum Abfage lit. g. 


Das gegenwärtige Gefeß hat hier zwei einander fehr verwandte, 
allein dennoch wenigftensg nah ihrem Urfprunge verfchiedenartige Aufe 
hebungs-Gründe der Zurechnung des (böfen) Vorſatzes, nemlich: 

I. den „unwiderftehliden Zwang” und 

U, die „gerehte Rothwehr” in Einen Abfak 
zufammengefaßt. 

Der erftere diefer Aufhebungs- Gründe fam auch ſchon im 
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früheren Gefeße *) ganz gleichlautend unter den allgemeinen (fi 
nemlich gleihmäßig auf alle Verbrechen beziehenden) Entſchuldigungs— 
umftänden des Vorfaßes vor, während der andere ebendafelbit erſt 
nach den Verbrechen des Mordes und Todtichlages angeführt und in 
wesentlich abweichender Faſſung ald Entfhuldigungsgrund fpeciell nur 
bei der Tödtung eines Menfchen namhaft gemaht worden war **). 

Was nun 

ad I. den „unwiderftehblihen Zwang” betrifft, ſo kann man 
nah umnbeftrittenem Sprachgebrauche darunter nur eine den Menjchen in 
feinem äußeren Verhalten in der Art nöthigende Gewalt verftehen, daß 
e3 entweder (wie z.B. beim mechanischen Zwange) nad den Naturgeſetzen 
(daher phyſiſch), oder nach den das menſchliche Handeln leitenden Willens- 
Gefegen (daher pſychologiſch) unmöglich ift, ihr zu widerftehen, oder das 
von diefer Gewalt dem Menſchen Abgenöthigte nicht zu thun. — 

Es ijt bereits oben (Seite 163) ausgeführt worden, daß bei dem 
Eintreten eines ſolchen Zwanges das Eine wefentlihe Erforderniß der 
(fubjectiven) Zurehnung überhaupt, nemlich „die Willkür des Handeln- 
den”, gänzlich enifalle, und dag in einem ſolchen Falle nicht mehr 
der. Menfh, nicht mehr fein Wille handelte, fondern ein anderes, 
außer ihm liegendes Moment thätig war. — Es kann daher hierbei um 
fo weniger von Zuredhnung des Borfaßes die Rebe fein. 

Da das Geſetz ſchlechtweg, ohne weitere Uinterfcheidung, jeden 
ſolchen unwiderftehlihen Zwang als Aufhebungsgrund der Zurechnung 
erflärt, jo ift es in diefer Richtung auch praftifch gleichgiltig, ob der- 
felbe entweder 

1. ein (fogenannter) innerlicher oder 

2. ein Außerer gewefen fei. — 

Man bezeichnet mit dem erfteren jene im Innern des Handelnden 
jelbjt vorhandene Seelenftörung oder pſychiſche Krankhaftigkeit, welche 
an dem Handelnden wenigftens im Augenblide einer in Frage gezogenen 
Handlung gänzlihen Mangel an Willkür (Mangel an Freiheit”) wahr- 
nehmen läßt. — 


) Sich’ bie lit. e des 8. 2 des früheren Geſetzes oben auf 
Seite 160. 

*) Vergl. ebenda ben $. 127. 

*9 Bergl. oben auf Seite 163 die Anmerkung. — Es leuchtet übrigens 
ein, daß bei Dorausfegung einer ſolchen, die Willend» Freiheit aufpebenden 
Seelenftörung es nicht mehr der innere Wille oder die Selbft- Beftimmung 
des Menſchen ift, die das Handeln desfelben leiten, fondern vielmehr eine 
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Ohne ung in die vielbeftrittene Frage einlaffen zu müffen, ob denn 
wirklich ſolche Seelenkrankheiten vorfommen, wo der Menſch, bei voll- 
fommen normaler Thätigkeit des Geiftes, einfeitig nur einer Störung 
feines Gemüthes (oder Willens) unterliege, und troß der erfannten oder 
von ihm fogarverabfcheuten objectiven Bösartigkeit feiner Handlung zu der 
jelben von feinem krankhaften Gelüfte unmwiderftehlih hingezogen wird, 
oder ob nicht vielmehr jeder ſolchen Krankheit der Willenskraft immer 
zugleih au eine Störung der Geistes: Functionen zu Grund' liege: 
fo ift doch über den Einen, für den Strafrichter alleinig wichtigen 
Moment Einhelligkeit unter allen Seelenärzten, daß in allen Fällen, 
wo derlei wenn au einfeitig nur anden Willens» Functionen ein— 
tretende Seelenftörungen vorhanden find, die Zurechnung wegfalle. Hier 
her gehören num vorzugsweiſe: | 

aa) die Monomanie, in foferne fie wenigftens zunächſt nicht 
auf einer firen Idee (d. i. auf einer Störung der Geiftesfraft *), fondern 
anf einer blinden Gierde nad) einem Gegenftande oder nach einer gewiſſen 
Thätigkeit, daher auf einer Krankhaftigkeit des Willens beruht, mag 
fie nun in Pyromanie (Branpdftiftungstrieb), Stehl-, Mord-, 
Nympho- oder Eroto-, Dämonomanie u. f. f. fih äußern **); 
— ferner 


— 


außer feinem Willen gelegene Macht, daher man den oben vorausgeſetzten 
Zwang zwar fprahüblich, aber uneigentlih mit dem Namen eined inneren 
Zwanges belegt. — 

*) Bergleihe oben unter dem Abfape b bie lit. dd. 

*) Bei diefer Gelegenheit mag dem Strafrihter vor Allem Behut— 
ſamkeit empfohlen werden, nit nur binfichrlih aller Arten von Seelen- 
frankheiten, welche zunächſt die Willendfraft betreffen, um fi vor jenen man« 
nigfahen Ueberfhwänglichkeiten und Ertremen zu bewahren, welche einerſeits 
jede bereitd bis zu einer gewiffen Intenſität erftarkte Leidenfhaft auf Rech— 
nung eines derlei unzurechnungsfähigen Triebes (Impetus) oder (nah der 
euphemiftifhen franzöfifhen Theorie) eined augenbliclichen Selbitvergeffend 
(entrainement) fegen, oder and’rerfeit# bei gar feinem Brandflifter, Dich 
u. dgl. ein derlei krankhaftes Gelüfte annehmen wollen. Möge fib der Rich— 
ter in zweifelhaften Fällen nur durh ein gewiegtes und nah allen 
Ceiten hin wohl zu begründendes Gutachten befonnener Seelenärzte leiten 
la ſſen! — 

Mögen an dem Richter gerade in dieſer Richtung ſelbſt die Ergeb— 
niſſe der Phrenologie (Schädellehre — Cranioſcopie — Cranio— 
logie), fo wie jene der Phyſiognomik und vielleicht ſogar der Chi— 
romantie (Chirognomie) nicht unbeachtet vorübergehen. Niemand theilt 
heut zu Tage mehr die Mebertreibungen der Craniofcopte, die man bei der 

Sye, Kommentar. 13 
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bb) die Wuth ohne Verrücktheit (mania sine delirio); — 

ce) Affect im eigentlichen Sinne, d. i. eine fo heftige Gemüths— 
bewegung, daß dadurd alle Wirkſamkeit des Willens = (regelmäßig wohl 
auch des Erkenntniß-—) Vermögens ausgefchloffen und hiernach eine vor— 
übergebende Seelenftörung vorhanden ift (? — *), wohin insbefondere 
der krankhafte Jähzorn (excandescentia furibunda) gehört ; — 


— —— — — 


erſten Entwicklung dieſer Wiſſenſchaft durch ihren genialen Schöpfer Gall 
geltend zu machen ſuchte, wornach man nemlich die einzelnen Seelenthätig— 
keiten (Sinne) des Menſchen aus verſchiedenen mehr oder weniger ausge— 
bildeten (27) Organen des Gehirnes ableiten, und dieſe ſelbſt am äußeren 
Knochenbau des Schädels erkennen wollte; allein ebenſo wenig kann nach den 
Forſchungen Neuerer (Spurzheim — Combe — Struve — Choulant 
— Carus — Friedreich u. v. N.) und nad demjenigen, was dieſe Schrift- 
ſteller auch in einer für den Laien zugänglichen Darſtellung über den Zu— 
ſammenhang zwiſchen Seelen- und Gehirn-Thätigkeit, und der hierdurch be— 
dingten Entwicklung auch des äußern Schädels nachgewieſen haben, verkannt 
werden, daß die Formation des Schädels vielfach als ein äußeres Zeichen 
gewiſſer vorherrſchender Thätigkeiten des Gehirns, und eben deßhalb auch als 
Symptom gewiſſer hervorragender Seelenthätigkeiten, d. h. als eine Sym— 
bolik des Innern, zur Erkenntniß und fofort auch zur Beurtheilung des 
Menfchen benügt werden können, fo gut als Niemand Bedenken trägt, aus 
dem Ausdrucke ded Antlipes eines Menfhen auf deffen geiftige Begabtheit, 
auf deſſen hervorſtechende GSeelenthätigkeit zurüdzufchließen (Phyſiognomik) 
und als und — fo abergläubifh es dem Laien ericheinen mag — von großen 
Herzten dargethan wird, daß fogar die Bildung der menfhlihen Hand auf 
gewiffe vorherrfhende Seelenthätigkeiten fließen laffen fol. — 

*) Die Bergleichung mit $. 46, lit. d, mag bewähren, daß unfer 
Geſetz dem fogenannten Affecte, auch wenn er aus gewöhnlihem Men- 
fchengefühle, ald da Zom, und felbfi wenn er eine gerechte Zorned-Ent- 
rüftung fein würde, Schreden, Schmerz u. dgl. entfpringt, nicht unter die 
Aufhebungs-, jondern nur unter die Milderung 8-Umftände ber ftraf- 
baren Zurechnung einreihe. Doch — wenn nur de lege ferenda darum 
pefragt wird: foll es nicht doch Fälle geben, wo nah menfhlider 
Beurtheilung der Affect wirklich alle Zurehnung, alle Strafbarfeit aus— 
ſchließt? Wenn etwa ein zärtlich liebender Bater den Erzieher feines biäher 
unverdorbenen Sohnes auf der unnatürlihen Schändung ded Knaben, oder 
den Lehrer oder gar Gewiffendrath feiner unfchuldigen Tochter bei der Ent- 
ehrung derfelben antrifft, und in der Naferei des erften Zornes-Ausbruches 
(in conlinenti) den verruchten Verbrecher tödtet: wer möchte da überhaupt 
noch ein „Schuldig” über den unglüdlihen Bater zu fällen wagen? — — 
Liegt nicht eine tiefe pfychologifhe Berehnung und Wahrheit in jener 
Sapung des römischen, gleichwie des altgermanifchen, von der Carolina 
(Art. 142) beibehaltenen Rechts, welche den Ehemann, und felbit den Vater 
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dd) die Gelüfte der Schwangeren, Gebärenden und Wöchne— 
rinnen; — 

ee) die krankhaften Begierden, die aus der Entwidlung der Pu— 
bertät, aus Hyfterie, Anomalie, Krankheiten der Gebärmutter u. dgl. 
fi ergeben follen; — 

fm) Heimweh (Noftalgie*) und Sucht nah der Fremde 
(Apodemialgie); — 

gg) die wuthähnlihen Begierden bei der Wafferfheu (Hhydro- 
phobie), Epilepfie und gewiffen Vergiftungen u. ſ. w. **) 

ad 2. Der fogenannte äußere Zwang ift entweder 

aa) ein mechaniſcher (phufifcher) oder 

bb) pſychologiſcher. — 

Daß 

ad aa) bei dem mehanifchen Zwange, wenn nemlid eines Men- 
ſchen Thätigkeit dur eine von Außen einwirkende Kraft in der Art be- 
ſtimmt oder eigentlich überwältiget wird, daß er nach den phnfifhen Ge- 
ſetzen es nicht zu verhindern vermag, von Zurechnung des Vorfaßes feine 
Rede fein könne, mag diefe Heberwältigung nun von einem andern Mens 
[hen oder von Naturkräften ausgehen, bedarf keiner Begründung. Wer 
könnte mir die Handlung des Mordes oder der Brandlegung zurechnen, 
wenn ein phyſiſch mir weit Ueberlegener mir etwa einen Rnüttel, Dold 
oder eine brennende Runte in meine Hand bindet, umd in folder Weife 
überwältigend meine Hand führt, um mit bderfelben ben tödtlichen 
Schlag oder Stoß einem Andern zu verfegen, oder durch die Lunte frem- 
des Eigenthum in Brand zu bringen u. ſ. f. Wer wird mich ftrafbar 
erklären, wenn ein heftiger Stoß, den der Waggon der Eifenbahn durch 
ein auf den Schienen gelegenes Hindernig erleidet, mich aus demjelben 
wirft, und wenn mein Körper im Niederfallen ein daliegendes Kleines Kind 
tödtet u. dergl. ***). 








ftraflod läßt, der den bei feinem Weibe oder bei feiner Tochter in flagranti 
ergriffenen Ehebrecher erſchlägt? — Bergl. auch Art. 324 des franzöfifchen 
Code penal, — 

*) In wie ferne ein folhes bi zur wirklichen Gemüths-Krank— 
heit potenzirted Heimweh etwa auch den feinem Fahneneide untreu werden- 
den Soldaten von der Strajbarkeit für die Defertion enfhuldige, hat nur 
der Etrafrihter des Militärftandes zu entfheiden. — 

) Bergl. oben die Anmerkung **) auf Seite 168. 

+) Es bedarf feiner Auteinanderfekung, daß Falle der letzteren Art, 
wenn nemlih ein ſolches Uebel durch einen von Natnrfräften audgehenden 
13” 
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Dagegen tritt 

bb) ein „pſychologiſcher unmwiderftehlider Zwang“ 
oder Furcht (metus) ein, wenn dem Handelnden die Sekung einer an fi) 
(objectiv) ftrafbaren Handlung als. das einzige Rettungsmittel erfcheint, 
um fich felbft, oder irgend einen theuern Angehörigen, fein Kind, feine 
Gattin, feine Eltern u. dergl. von einer unmittelbaren und dringenden 
Gefahr des Lebens, oder irgend eines anderen wichtigen oder gar uner- 
feßlichen Gutes zu befreien. — Dabei ift e8 für den Zuftand des Han— 
delnden ganz gleichgiltig, ob diefe Furcht durch den Zufall oder duch 
gefährlihe Bedrohungen eines anderen Menfchen herbeigeführt 
wurde. Zu der Vorausſetzung der erfteren Art gehört insbefondere 
der fogenannte außerfte Nothfall oder Nothftand, wenn ih z. B. 
(im Falle des bekannten Ciceronianifhen Brettes) als Schiffbrüchiger 
einen anderen Schiefald-Genoffen von dem Brette, das er bereits ergriffen 
hatte, hinabſtoße, um mein eigenes Leben zu reiten; oder wenn id) in 
äußerfter Hungersnoth einem Anderen gewaltfam die ihm eigenthümlichen 
Lebensmittel entreige (raube), um mich am Leben zu erhalten; wenn 
eine ſchwangere Frauensperfon, welcher die Aerzte den unvermeid- 
lichen eigenen Untergang prognofticiren, wenn fie nicht das in ihrem 
Mutterleibe befindliche Kind zerſtücken (die f. g. Berforation der Leibes- 
frucht vornehmen) läßt, fich endlich zu dieſer Zeritörung des Lebens 
ihres Kindes entfchließt *%); — oder wenn in einem noch ertremeren 
Falle die Paffagiere eined etwa zwifchen den Eisbergen eingeeisten 
Schiffes, in ihrem Sein und Handeln nur mehr von dem thierifchen 
Inftinete der Seldfterhaltung getrieben, fih in gräßlicher Verzweiflung 
endlich einander ſelbſt Schlachten und aufzehren **) u. dergl. 


— — — — 


phyſiſchen Zwang herbeigeführt werden, mit demjenigen zuſammenfallen, 
was früher bei dem Abſatze f unter lit. aa über den „Zufall“ geſagt 
wurde, — 

*) Der gefunde Menfchenverftand hat wohl nie daran gezweifelt, daß 
auch der Arzt, der im obigen Falle die Operation der Kindeszerftüdung vor— 
nimmt, um die Mutter am Leben zu erhalten, ebenfalld feine firafbare Hand— 
lung begeht. Will man durchaus einen pofitiven Anhaltépunkt für die 
gleiche Entfheidung aud in unferem Gefege haben, fo findet man ihn 
ungezweifelt im 8. 2, lit. e: „wornach er in feiner Handlung ein Berbres 
hen nicht erfennen fann.” — 

*) Es Teuchtet ein, daß dur die obige Behauptung der Unzurech— 
nungsfähigkeit und fofort der Unſträflichkeit (Impunitas) von derlei in 
äußerten Mothfällen gefchehender DVergreifung an fremdem Eigenthume oder 
gar au fremdem Reben keineswegs die Rechtfertigung von derlei Handlungen 


Er — 
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Fälle der zweiten Art find nicht blos dann vorhanden, wenn 
die Borausfeßung der gerechten Nothwehr eintrifft, wovon aber fogleich 
(ad II) insbefondere gefprochen wird, fondern aud dann, wenn ein Ans 
derer mir in der erwähnten Weife Furcht einjagt, um eines Dritten 
Rechte zu verlegen, wenn z. B. der A mir das Piftol auf die Bruft febt 
und mich augenblicklich zu erfchießen droht, wenn ich nicht alfogleich eine 
Zerftörung an fremdem Eigenthume, oder eine Körperverlegung an einem 
Dritten ausführe *); — oder wenn ein Eaffabeamter oder Gefangenwär— 
ter den ihm mit Tod drohenden Räubern die Schlüffel der ihm anver- 
trauten Caſſe oder des Gefängniffes ausliefert. — 

Ob jedoch unter diefe Art des unmwiderftehlihen pfuchologi« 
[hen Zwanges auch der Befehl eines Dberen und der ihm fchul- 
dige Gehorfam, und ob insbefondere der f.g. melus reveren- 
tialis, wobei der Handelnde aus bloßer Ehrerbietung für die Wünſche 
und Befehle eines Höheren handelt, darunter gehöre, muß wohl mit 
größter Behutfamkeit nad der concreten Lage jedes einzelnen Falles 
beuriheilt werden. Niemand wird z. B. zweifeln, daß der Soldat, der 
(wenigftend im Grundfage) nad der Theorie der unbedingten Subor- 


etwa gar ald rechtlich erlaubte, d. h. keineswegs dasjenige zugeflanden werden 
fol, was die Älteren Naturrehtölchrer mit ihrem fogenannten Nothrechte 
(Jus necessitatis) in Beziehung auf fremde Sachen oder Perfonen behauptet 
haben. Will man aber anders don dem gewöhnlichen Menfchen nicht Ueber: 
ſchwängliches, nicht eine — allerdings bei außerordentlidhen Naturen in. 
feltenen Ausnabmöfällen vorhandene — faft übermenfhlihe Geiftesftärfe oder 
Hochherzigkeit, oder jenen ftoifchen Heroismus in Anſpruch nehmen, der felbft 
in fo ertremen Gollifiond » Fällen nur der Stimme der Bernunft folgen 
und es verfehmähen wird, fein oder feiner Angehörigen Leben durch Angriff 
auf fremde Rechte zu erhalten, will man mit Einem Worte den Menfchen 
menſchlich beurtheilen: fo muß man wohl in allen oben vorausgeſetzten 
Fällen Straflofigfeit, weil Unzurehnungsfäbigfeit, annchmen, 
weil in dem fürchterlihen Kampfe zwijchen Sein und Nihtfein, zwijchen 
Selbft-Untergang und fremden Leid — dem nad den allgemeinen Befegen 
des menfhlihen VBegehrungsvermögend Handelnden feine Wahl bleibt. 

*) Zu weit getrieben ſcheint wohl die Behauptung derjenigen zu fein, 
die da meinen, daß felbft derjenige, der, befchuldiget eines ſchweren Der: 
brechens, um den auf ihm laftenden Verdacht von fih abzuwenden, dur ein 
Gewebe von Lügen diefen Verdacht auf einen Anderen wälzt, von dem Ber: 
brechen der Verleumdung entfchuldiget werden müffe, weil er ebenfalld im 
yfochologifch-unmiderftehlichen Zwange handle, indem er durd die fälfchliche 
Befhuldigung eines Anderen doch nur eine unmittelbare, ihm drohende 
Gefahr von fih abzuwenden fuhe! — 
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dination und des f. g. blinden Gehorfams disciplinirt erfcheint, für 
die auf Befehl feines Dffizierd vollzogene körperliche Züchtigung eines 
Anderen oder für die Wegnahme fremden Eigenthums ſtraflos fei, wenn 
diefelben auch ſich als widerrechtliche Gewaltthätigkeit, ale Plünderung 
u. dergl. darſtellen? — Wer entgegen aber möchte den Givil- Beamten 
von der ftrafbaren Mitfchuld am Verbrechen des Mißbrauches der Amtes 
gewalt ($$. 101 und 102) entfchuldigen, der auf Geheiß feines Amtes 
vorgefesten etwa eine Arten Berfälfhung oder Unterfhlagung vornimmt, 
eine Unwahrheit in Amtsſachen bezeugt u. dergl. *) — — — 

—Die wichtigſte Unterart des unmwiderftehlichen pfychologifchen Zwan— 
ges ift wohl ohne Zweifel 

II. der Zuftand der Nothwehr. 

Das Nechtögefühl des ſchlichten Menfchenverftandes, gleichwie die 
Wiffenfhaft des Rechtes und faft alle Gefeßgebungen der Neuzeit find 
darüber einig, daß Derjenige nicht einmal Unrecht thue, viel weniger ftraf- 
bar handle, der zum Schuge was für immer eines Rechtes gegen einen 
rechtswidrigen Angreifer Zwang anwendet und diefem was immer für ein 
Uebel zufügt, in fo weit fi diefe Zwangs-⸗Anwendung und diefes Uebel 
nur überhaupt als unvermeidliches oder unerläßlich »nothwendiges Mittel 
darftellen, um eben das rehtswidrig angegriffene Recht zu ſchützen, und 
die ſchon begonnene oder eben bevorftehende Verlegung deffelben abzu- 
wehren. — Man nennt diefen Zuftand die gerehte oder rechtmä— 
Bige Nothwehr (moderamen ineulpatae tutelae), die als natürliches 
Zwangsbefugniß des Rechtes aus der innerften Wefenheit der Gerechtig- 
feit und des Staates jedem Berechtigten auch im Staate verbleibt, in fo 





*) 68 kann aus dem Standpunkte der Codification nur gebilligt wer— 
den, daß unfer Geſetz auch bei diefem Momente fi von jeder Eafuiftif 
ferne gehalten hat, wie fie in mehreren neueren Gefepen, wohl am ausführ- 
lichften in dem badifchen, vorfommt, weil jeder folden Aufzählung einzelner 
Fälle oder Beifpiele in einem Geſetze — jene Betrachtungen entgegen 
fiehen, welde ſchon oben (Seite 165 und 166 in der Anmerkung) bemerft 
worden find. — 

Namentlich wäre ed ganz überflüffig gewefen, ausdrücklich feftzufepen, 
daß Furcht in jenen Fällen nicht von ber Etrafbarkeit eined Verbrechens bes 
freie, wo der Handelnde zur Uebernahme einer gewiffen Gefahr eine befon- 
dere Rechtspficht hat (vgl. 3. B. den 8. 83 des badiſchen Geſetzes), wenn 
z. B. ein Soldat aus Furt vor naher Gefahr feinen Poften verläßt, oder 
fi der Feigheit (Zaghaftigkeit) ſchuldig macht fral. den XV. und XVI. äfterr. 
Kriegs⸗Artikel). — Derlei Fälle dürften überdieß von dem Strafrichter des 
Eivilftandes kaum je zur Entfheidung zu bringen fein. — 


(Strſg.l.Chl.l. Optſt.g. lit. 8s. — 199 — [Yon Verbrechen Überhaupt. ] 


weit nemlich die rechtliche Drdnung des Staates (der Staatszwang) nicht 
ausreicht oder dem Berechtigten nicht in jedem Augenblicke zur Seite 
ſteht, um ihn gegen rechtswidrige Angriffe und Verlegungen zu ſchützen. 
— Die Nothwehr füllt alfo in fo ferne mit dem oben gefchilderten 
Nothitande und pfyhologifhen Zwange zufammen, als fie aller: 
dings eine Unterart desfelben ift, indem auch der in Nothwehr Handelnde 
in Beziehung auf das zu ſchützende Recht fih in einer Nothlage befindet, 
und in derfelben es vorziehen wird, ja nach den Gefeken des menschlichen 
Begehrungsvermögend von feinem Gefühle dahin gedrängt wird, es vor- 
zuziehen, lieber dem rechtswidrigen Angreifer ein Uebel zuzufügen, als 
felöft an fih ein Unrecht zu leiden oder Andere leiden zu Iaffen. Allein 
die Nothwehr unterfcheidet fi nad dem Gefagten dadurch weſentlich 
von dem Nothitande, daß die Nothwehr durch einen rehtswidrigen 
Angriff (ein Unrecht) Desjenigen hervorgerufen wird, der durch die Noth- 
wehr des ſich Vertheidigenden wieder werleßt wird, was bei dem Noth- 
ftande nicht der Fall ift, und daß daher die Zurechnung des von dem 
rechtswidrig Angegriffenen dem Angreifer zugefügten Uebels nicht blos 
darum, weil er wie beim Notbftande in einer unmwiderftehlichen pfycholo- 
gifchen Zwangslage handelt, fondern vor Allem deßhalb entfalle, meil 
dasſelbe ſchon an fi Fein Unrecht mehr ift. 

Dagdurch, daß unfer Gefeß die Nothwehr unter die Aufhebungs— 
gründe des (böfen) Borfages eingereiht und daß es diefelbe überdieg 
mit dem „unwiderftehlichen Zwange“ in Einen Abſatz zufammengeftellt 
hat, hob e8 zwar zumächft nur die Eine, nemlich die fubjective Seite 
derfelben hervor. Indem es aber diefelbe aus der in dem früheren Ges 
feße angewiefenen ifolirten Stellung bei den Verbrechen des Mordes und . 
Todtfchlages nunmehr unter die allgemeinen Entfhuldigungsgründe 
von jedem Verbrechen einrückte, prägte es zugleich auch fchon deren ob» 
jectiven Character aus, wornach nemlich eine an fih ale Verbrechen 
erfcheinende That dann, „wenn fie in Ausübung gerechter 
Nothwehr erfolgte," auch objectiv aufhört, ein Verbrechen zu fein, 
und zwar rüdfihtlih jedes Verbrechens aufhört, ein ſolches zu fein, 
während nach dem früheren Geſetze die ausdrücklich nur in Bes 
jiehung auf die „Tödtung eines Menſchen“ beftimmt war, und 
hinfichtlich minderer Körperverlegungen , dder anderer durch eine folche 
Gegenwehr ausgeübten Gewaltthätigkeiten, Befchädigungen an fremdem 
Gigenthum u. dergl. höchſtens a majori ad minus aus dem Gefehe ge 
Ihlußfolgert werden: mußte. — 

Unfer dermaliges Geſetz ift aber darin dem früheren völlig gleich 
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geblieben, daß es das von der dee der Gerechtigkeit zum Schutze 
jedes Nechtes zugeftandene Zwangsbefugniß nur auf „rechtswidrige 
Angriffe auf Leben, Freiheit oder Vermögen“ eingefehränft, daher 
vom Schutze dur die Nothwehr namentlich die (eigene und fremde) 
Ehre ausgefhloffen hat. Ohne Zweifel gefhah dieß aus dem 
doppelten Grunde, weil eimerfeits fih die Nothwendigkeit der 
Nothwehr, als einer augenblicklichen, regelmäßig gewaltthätigen Ab— 
wehr oder Selbfthilfe zum Schuße der Ehre praftifh kaum denken 
läßt, und weil andererfeits die Zugeftehung der Nothwehr auch gegen Ans 
griffe auf die Ehre gar leicht zu Erceffen, Schlägereien, Raufereien, f. g. 
Rencontres u. dergl. mißbraudt werden kann ). — 

So wie aber unfer Gefeg in diefer Beziehung den Begriff der 
Rothwehr eingefhranktt Hat, fo erweiterte es andererfeits 


— — — — 


*) De lege ferenda muß es wohl in Frage geſtellt bleiben, ob das 
Geſetz den dem Rechte an ſich immanenten Gedanken der Nothwehr nicht 
richtiger aufgefaßt hätte, wenn es ganz allgemein feftgefept haben würde: 
„daß die Nothiwehr zur Abwehr wad immer für eines rechtswidrigen An« 
griffes, daher auch gegen Angriffe auf wad immer für Rechte und 
Rechtsobjecte, ohne fie namentlich aufzuzählen, zugeftanden werde”; da 
denn doch nicht zu leugnen ift, daß ertreme, wenn auch feltene Fälle denkbar 
find, wo ich meine eigene Ehre oder die Ehre irgend einer mir theuren 
Perfon, 3. B. meiner Gattin, Braut, Tochter gegen robe Befchimpfungen in 
den Augen der Mitwelt (und bei der Ehre enticheibet nur das Urtheil der 
Anderen, nur dasjenige, was fubjectiv in der Meinung ber Welt 
als Satisfaktion angefehen wird, nit was objectiv eine folde ift!) 
nur durch augenblidlihe gewalttbätige Abwehr zu fehirmen vermag, und wo 
daher die Nothwehr allerdings auch zum Schupe der Ehre ein nöthiged 
Bertheidigungsmittel ift, und fofort von dem Gefepe als Entfhuldigung für 
die aus Anlaß folder Gegenwehr geübten Gewaltthätigkeiten aufgeſtellt wer- 
den möge, und nad dem Vorgange mehrerer angefehenen neueren Gefeh- 
gebungen (z. B. neueftend auch des preußifchen Gefeped 8. 41) um fo unbe 
denflicher feftgeftellt werden könnte, da diefelbe dody auh in diefem falle 
immer auf die Grenzen der nöthigen Vertheidigung eingefhränft werden 
wird, daher jeder Erceß über diefe Grenzen hinaus der gerechten Ahndung 
unterworfen bleibt. — 


Daß eine folde Erweiterung der Nothwehr auch zum Schuße der 
Ehre fih legislativ mit erhöhter Potenz gerade in unferen heutigen 
Berhältniffen — wo die Ehre ein fo mächtiged Vehikel der focialen 
Beziehungen, zumal bei gewiffen Ständen, 3. B. bei Dfficieren ift, 
— als nathwendig heraugfielle, daker auch in einem Militär-Strafgefep- 
buche faum entbehrt werden könne, bedarf nach dem Vorftehenden feiner Aus« 
einanderſetzung. — 
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denfelben wieder in einer anderen Richtung, indem es unter einer gewiffen 
Borausfeßung die Weberfchreitung ihrer Grenzen dennoch der Nothwehr 
felbft in Beziehung auf die Entfhuldigung vom (bdfen) Vorſatze gleich: 
ftellt. — 

Es find daher diefe beiden, nach ihrer inneren Natur einander ges 
wiſſermaßen entgegengefekten Beftimmungen unferes Gefeßed ab- 
gefondert zu betrachten. Nach der erften diefer Beftimmungen, welche 
das Wefen der eigentlihen Nothwehr feftfeßt, ift zur Entfchuldigung 
eines Verbrechens aus ditfem Titel nothwendig, daß 

aa) „die That in Ausübung gerechter Nothwehr (atfo während 
und vermöge derfelben) erfolgte.“ — Diefelbe ift aber 

bb) „mit (aber ausfhliestih) dann anzunehmen,” d. h. 
mit anderen Worten, ed wird das Dafein der Nothwehr in Beziehung 
auf die Rechtswirkung der Entfhuldigung vom Vorfaße durch das Gefek 
als vorhanden vorausgeſetzt, wenn auch in Wirklichkeit (objectiv) 
vielleicht deren Bedingungen nicht da gewefen find, fobald 

ce) „ſich (er nachfolgende Sadverkatt) aus den Calfo aus was immer für 
Zhat-) Umftänden mit Grund ſchließen läßt.“ Das Gefek fordert 
daher nach der Natur der Sache zur Eonftatirung der vorhanden gewe— 
fenen (oder anzunehmenden) Nothwehr feinen ftrengen juridifchen Beweis, 
fondern begnügt ſich mit einer fih aus den Thatumftänden des concreten 
Falles ergebenden Wahrſcheinlichkeit, zählt beiſpielsweiſe als 
ſolche Umftände „die Befchaffenheit der Perfonen, der Zeit, des Drtes, 
Art des Angriffes“ auf, und charakterifirt diefe Aufzählung als eine 
blos beiſpielsweiſe durch die Beifügung der allgemeinen Claufel: 
„oder andere Umftände*. Ans diefen Umftänden muß fih nun vermöge 
bindender Schlußfolgerung mit Wahrfcheinlichfeit ergeben, daß 

dd) „fi der Thäter nur. b. ausſchlietzend zu die ſem, und fonft zu 
feinem anderen Zwede) der, nöthigen (P. i. der entweder an und für fih — objettiv 


unvermeidlich gewefenen, oder wenigfteus dem Thäter fubjectiv ale das einzige und unab- 
weisliche Mittel zum gwede erfhienenen) Bertheidigung bedient habe*), um 


) Das Gefeh hat nemlih nicht gefagt, daß die Vertheidigung in 
diefer Art an ſich (objectiv) nöthig gewefen fein müffe, fondern ed wählte 
den unverfennbar mehr auf das Berhältnif, wie cd dem Thäter fubjectiv 
erfihienen war, hindentenden Ausdrud: „es mußte aus den Umftänden zu 
ſchließen fein, dap fih „der Thäter“ nur der nöthigen Bertheidigung bedient 
babe.” — Hieraus folgt alfo, daß nach unferem Gefeke der Richter bei Be» 
urfheilung der Rechtmäßigkeit der Nothwehr, d. h. bei Erwägung bed 
Maßes der Nothwendigkeit der beftimmten Art der Berthei« 
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ee) einen rechtswidrigen _. i. von Seite des Angreifers ſchon au und 


für fih eine Rechwerletzung bildenden und nicht etwa, wie 3. B. von Seite einer Wade oder 
eined Organes der Autorität durch deren amtliche Stellung oder durch höhere Aufträge gerecht⸗ 


fertigten) Angriff auf Reben aber allerdings aud auf die förperliche Integrität 


überhaupt, da man ja nicht zu ermeſſen vermag, in wieferne der Angriff auf den Körper nidt 
auc eine Bedrohung des Lebens felbft nad ſich zehe — quia vulnera non dantur ad men- 


suram —), Freiheit oder Bermögen *) von fih oder Anderen abzu— 
w ehren “Calſo entweder fid; gegen einen bereits wirflih begonnenen und noch vorhandenen 


oder wirkſamen ſolchen Angriff im engeren Sinne des Worted zu vertheidigen, d. b. die 
Fortdauer desſelben zu behindern, oder einem thatfächlich drohenden und mit dem Erfcheinungs 
verbältniffe der alfogleihen NAusführbarkeit verbundenen Angriff zuvorfommend zu be» 
gegnen) — j 


Nach Maßgabe diefer gefeklichen Kriterien der Rothwehr wird 
man an dem Dafein derfelben nicht zweifeln, wenn 3. B. bei einer durch 


digung allerdings auch auf die fubjective Gemüthäbefchaffenheit des 
Ungegriffenen Rüdfiht nehmen dürfe und müffe, je nachdem nemlich dieſem, 
nad) feiner Individualität eine gewiffe Art von gewaltthätige Abwehr nöthig 
erfhienen ift, und unter den conereten fubjectiven Beziebungen ald 
nöthig erfheinen mußte. — Nicht blod der metus, qui et in constantis- 
simum virum cadat, fondern cin bei weitem geringeres angedrohtes Uebel 
wird dem von Gemüth Aengſtlichen, Furchtſamen, Berzagten, zur gewaltſamen 
Begenwehr nöthig erjcheinen, mährend der Beherzte darüber vielleicht lachen 
wird. Nicht blos eine objectin mit der alfogleihen Ausführbarkeit vers 
bundene Drohung wird dem Angefallenen Angft einjagen und ihn zur alfo- 
gleihen Gegenwehr hindrängen,, fondern wohl aud ein ihm auf die Bruſt 
geſetztes ungeladenes Piftol, das alfo objectiv ungefährlich tft, von dem 
aber der Bedrohte nicht wußte, daß es nicht geladen fei, und das ihm daher 
fubjectiv allerdings gefährlich erfhienen if. — 

*) Das Gefep hat — wie ſchon früher angedeutet wurde — dadurch, 
daß es die Gegenitände, zu deren Schuß ed die Nothwehr zuläßt, ſpeciell 
und tarativne aufzählt, und darunter die Ehre nicht aufgenommen bat, 
indirect ausgeſprochen, daß es eine folhe Vertheidigung der Ehre im 
Wege der gewaltfamen Selbfihilfe nie als nöthig anerkenne. — Davon 
müffen aber wohl diejenigen Fälle gefhieden werden, wo ein rechtöwidriger 
Angriff, der zu nächſt gegen die Ehre gerichtet ift, wie 3. DB. auf die Ges 
fhlechtächre (Keufhheit) einer Ftauensperſon, zugleih einen Angriff auf 
ihren Körper oder ihre perfönliche Freiheit einſchließt, wo daher die gemalt: 
fame Abwehr der wenn gleih zunächſt ihre Züchtigkeit vertheidigenden 
Frauend-Perfon, und ginge diejelbe im äußerſten Falle auch bis zur Tödtung 
des rohen Müftlings, allerdings mwenigftend aus dem Zitel gerechte Nothwehr, 
und ftraflos wird, weil fie dadurch einen rechtswidrigen Angriff auf ihre 
Freiheit abgewehrt bat. — Dasſelbe muß confequent wohl aud von 
thätlichen oder fogenannten Real» Injurien behauptet werden, zu deren 
Abwehr dem Angegriffenen ebenfalld die Nothwehr zufteht, in fo ferne fie zu— 
gleih einen Angriff auf den Körper in fi fihliehen. — 
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einen Finanzwächter, Forftauffeher oder Nevierjäger erfolgten Tödtung 
dargethan wird, daß der Thäter ein fehr dienfteifriger, aber auch ein 
befonnener Mann ift, und zur vorausgefegten Zeit an dem Drte der 
That in Erfüllung feiner Dienftespflicht begriffen gewefen, während der 
Getödtete als ein Schmuggler oder Wilderer (Wildſchütz) befannt war, 
und zu diefer Zeit an dem vorausgefehten Drte mit Waffen betreten 
wurde, ohne daß ein feine Anmwefenheit dafelbft rechtfertigender Grund 
vorläge; wenn ferner förperlihe Verlegungen an beiden Perfonen darüber 
Gewißheit geben, daß zwifchen ihnen bereits ein längerer Kampf ftatt- 
gefunden, und der Getödtete die tödtende Schußwunde vorne an der 
Bruft trägt. — Man fege den Fall verkehrt, jo daß nemlich die Tödtung 
des Finanzwächters, Forftauffehers oder Jägers unter übrigeng gleichen 
Umftänden vorläge: wer würde die Behauptung der Nothwehr von Seite 
des Schmugglers oder Wilderers nicht für eine leere Ausflucht erkennen ? 
Modificiven wir endlich den zuerft gefehten Fall dahin, daß der Getödtete 
erweislih ohne Waffen am Plabe war, daß der Finanzwächter oder Re 
vierjäger als ein leidenfhaftlicher Menfch bekannt gemefen, der dem Ge- 
tödteten ſchon früher Rache gefhworen habe, daß fich ferner aus den 
Umftänden ergebe, daß dem Getödteten die Schußwunde aus weiter Ents 
fernung und rüdlings (alfo offenliegend bereits auf der Flucht) beiges 
bracht worden fei: wer wird nicht gegen die Behauptung der Nothwehr 
gerehte Zweifel tragen? — — Diefelben Umftande müffen nad 
Maßgabe des nunmehrigen, vorausfeglih fih auf alle Verbrechen 
beziehenden Geſetzes natürlih auch dann in Erwägung fommen, wenn 
3. B. Jemand fih zur Entfhuldigung der von ihm vorfäßlich ausgeführ- 
ten Einfperrung (Berfhloffenhaltung) oder Feßlung eines Menfchen 
($. 93) oder der Tödtung eines fremden Thiered oder einer anderweitigen 
Befhädigung fremden Eigenthumd, Zerftörung einer Brüde, Schleuße 
($. 85) oder dgl. auf die Nothwehr beruft. — 

Durch die zweite Beftimmung unferes dermaligen Gefehes über 
die Nothwehr wurde eine von der Praris vielfach empfundene Lücke des 
bisherigen Geſetzes ausgefüllt: „was denn in jenem Falle Rechteng fei, 
wenn der Angegriffene bei Ausübung der Nothwehr zu weit gegangen, 
nemlich die Grenzen der nöthigen Bertheidigung oder Abwehr in dem 
angegebenen Sinne überfchritten habe?" — Aus dem Wortlaute des 
bisherigen Geſetzes folgerte man vielfach, daß jede ſolche Ueberſchrei— 
tung der Nothwehr, eben weil fie vom Gefebe ald Entfhuldigungsum- 
ftand nicht ausdrücklich ausgefhloffen fei, nad der Regel, daher ala 
vorfäßliche Rechtverlegung zuzurechnen fei, während Andere auch diefe 
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Ueberſchreitung fhlechtweg ganz ftraflos anfehen wollten, weil man 
bei der Nothwehr nicht in folder Gemütheftimmung handle, um Maß 
halten, und die Grenze der Nothwendigkeit der Bertheidigung be— 
ftimmen zu können. — Unfer dermaliges Gefeß hat nach dem Mufter 
der befferen neuen Gefeßgebungen Europa’s zwifchen diefen beiden Er- 
tremen die Mitte gewählt und erklärt, daß in einem ſolchen Falle die in 
der Nothwehr-Ueberſchreitung zugefügte Berlegung in der Regel zwar 
nicht als vorfaglich zuzurechnen, fondern der Nothwehr gleich zu 
halten *), darum aber noch keineswegs abfolut ſtraflos anzufehen fei. — 

Mean muß jedoch bei der Anwendung diefer Geſetzesſtelle mit Be— 
hutfamkfeit vorgehen. Borerft Ieuchtet ein, daß nach dem grammatifchen 
Eonterte des ganzen (unter lit, g und in feinem Anhange vorfommenden) 
Satzes die eben erſt binfichtlich der eigentlichen Nothwehr unter litt. 
aa— ce angegebenen drei Momente auch auf diefen zweiten, der Noth- 
wehr gleich gehaltenen, Fall herab bezogen werden müflen. — Ferner hat 
das Gefeß, mit richtiger und gerechter Würdigung der obwaltenden pſycho— 
logifhen Beziehungen, feftgefeßt, daß 

dd) „nur (d.i. ausfhliegend) eine aus Beftürzung, Furcht 
oder Schreden gefchehene Ueberfhreitung der nöthigen Vertheidigung 
oder Abwehr“ ebenfalld als Nothwehr angenommen werden könne, 
d. h. die Zurechnung des Vorſatzes aufhebe, und daß daher diefe Ent- 
[huldigung auch auf die bei derlei Gelegenheiten um viel öfters vorkom— 
menden Ueberjehreitungen der Nothwehr aus Rache, Zorn, Haß, Aerger, 
Habfucht und dergl. — feine Anwendung finde *). — 


*) Es leuchtet ein, daß der oben voraudgefepte Fall keineswegs eine 
Unterart der Notbwehr, fondern vielmehr dad gerade Gegentheil von 
Nothwehr it, weil ja fupponirt wird, daß der Handelnde hierbei über die 
Nothwehr hinaus gegangen fei, daher in Wirklichkeit niht mehr im Zu— 
ftande der Nothwehr gehandelt habe. — Nichts defto weniger konnte 
diefer Yal, ja mußte er fogar im logifchen Syfteme gerade der Beſtimmung 
über die Nothwehr angereiht werden, weil er nicht blos die natürliche 
Entwidlung oder Yortfegung der Nothivehr bildet, fondern auch in Beziehung 
auf die Rechtöwirfung von dem Geſetze „ala Notbwehr angenommen,“ 
d. h. derfelben praftifch gleich gehalten wird. — 

) Dur die obige Einfhränfung auf Beitürzung, Furt und Schreien 
hat das Geſetz jenen ernften Einwendungen begegnet, welche gegen die Auf 
nahme der unferer Gefepgebung bisher fremd gemwefenen Ueberfchreitung der 
Nothwehr unter die Entfhuldigungdumftände vom Borfage geltend gemadıt 
werden könnten. Eine Beſchönigung von Erceffen der Rohheit, von eigen- 
mächtigen und ercentrifchen Selbft-Entjchädigungen für erlittene Verlegungen, 


LStrfg.1. Ep, 1. Hpi.g.2,li.gl — 205 — [Yon Verbrecyen überhaupt.) 


Wer alfo z. B. dem bereits entfliebenden Diebe nachſchießt, um 
ihm etwa nach einer fo oft vorkommenden Angabe die verdiente Strafe 
fogleih nach frifcher That auf den Rüden zu pelzen, oder ihm nachfeßt, 
und nah erfolgter Ginholung, ftatt ihn dem Strafgerichte abzuliefern, 
mit einer Traht Schläge oder anderen förperlihen Mißhandlungen gleich: 
fam abftraft oder gar ein Volksgericht (Lynch-Juſtiz) über ihn halten und 
erecutiren läßt; — oder wer (mas auch häufig vorkommt) dem Diebe oder 
Beichädiger unferes Eigenthums wenn gleich in dererften Zornes= oder Rache⸗ 
Aufwallung ebenfalls fein Eigenthum zerftört, oder gar unter dem Titel 
Entfhädigung über die bereits erlangte Erfagleiftung hinaus fich reichlich 
aus deffen Habe zueignet; — oder wer, von Zorn oder Kränfung übers 
mannt, den in flagranti ertappten Ehebrecher oder Entehrer feiner Tochter 
tödtet, ſchwer verlegt *), oder zur Strafe etwa längere Zeit einfperrt, ift 
nah unferem Gefege für diefe Ueberfchreitung der Nothwehr verant- 
wortlich, und es wird ihm die in dieſer Ueberfchreitung liegende ftraf- 
bare Handlung mit Fug und Recht als eine vorfäkliche zugerechnet. — 


Allein auch die von dem Geſetze hinfichtlih des Vorſatzes ent- 
ſchuldigte Rothwehr ift darum noch nicht völlig ftraflos, fondern 





E 


oder von Entfchuldigungen der Gewaltfamkfeiten wilder Selbft- Rache u. dergl. 
könnte durch eine foihe Geſetzesbeſtimmung wohl dann hervorgerüfen werden, 
wenn biefelbe fchlehtweg jede aus was immer für Gemüthsbewegungen 
tefultirende Ueberfchreitung der Notbwehr ald Aufhebungsgrund der Zurech— 
nung ded Borfages gelten ließe, nit aber, wenn dieß auf „Bellürzung, 
Furcht und Schreden“ befchränft bleibt. — 

Bor dem Gewichte diefer überwiegenden Betrachtungen, die gleich wich. 
tig aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit wie der Gefepgebungs- Kluy- 
beit erfcheinen, verfchwinden daher auch die doctrinären und unpraftifchen 
Erwägungen jener Gefeg-Kritifer, die da vermeinen, daß die neueren Gefepe, 
und mit ihnen auch das öfterreichifche, darin pſychologiſchirre geben, daß 
fie zunächfi nur fogenannte aſtheniſche Gemüthäbewegungen (nemlih Bes 
flürzung, Furt, Schreden u. dal.) ald Anläffe von Nothwehr-lleberfhreitung 
vorausfegen, während diefe bei weitem häufiger ans den f. g. fihenifchen 
Gefühlen (Zom, Nahe, Haß, wilde Aufregungen u. dgl.) fich ergeben. — 
Allein die vorftichende Ausführung mag genügen, um zu überzeugen, daß 
unferem Gefege diefe pfychologifhe Wahrheit nicht entgangen it, daß fie 
aber gute Gründe dafür hatte, die legteren, wenn aud häufigeren Anläffe 
von Greeffen der Nothwehre nicht unter die Entfchuldigungs- Gründe der 
Verbrechen aufzunehmen. 


*) Vergleiche -übrigend das über diefen Fall oben Seite 194 und 195 
in der Anmerkung Gegſate. 
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ee) fie „Tann — nad Beihaffenheit der Umftände als eine ſtraf— 
bare Handlung aus Fahrläſſigkeit nah Maßgabe der Beftimmungen 
des zweiten Theiles dieſes Strafgefehes geahndet werden.“ — Das 
Geſetz hat alfo die Strafbarkeit einer folhen Nothwehr-Ueberſchreitung 
nicht ſchlechtweg (fie muß nicht, fondern fie fann nur geahndet werden) 
ausgefprochen, und es eben dadurch, gleichwie durch die beifpielsm eife 
beigefügten Eitate der $$. 335 und 431, der Beurtheilung des Richters 
überlaffen, ob im concreten alle troß der vorhanden geweſenen Beftür- 
zung des Handelnden demfelben nicht wenigftens eine ſolche Vernachläſſigung 
einer pflihtmäßigen Aufmerkfamkeit oder Ueberlegung zur Laſt ge 
legt werden kann, welche nad der ausdridlihen Beftimmung der einen 
oder anderen Geſetzesſtelle des zweiten Theils diefes Strafgefekes als ein 
Bergehen oder ald eine Uebertretung anzufehen ift. Eben daraus ergibt 
fih zugleih, daß durch eine folhe wegen Fahrläffigkeit (culpa) zu 
beftrafende Ueberſchreitung der Grenzen der rechtmäßigen Nothwehr nicht 
blos die im Geſetze beifpielsmweife angeführten (culpofen) Verletzun— 
gen oder Gefährdungen der körperlichen Sicherheit, welche in den citirten 
88. 335 und 431 vorkommen, fondern allerdings auch andere culpofe 
Uebertretungen, 3. B. jene des 8. 459 gegen die Sicherheit des Eigen- 
thums, begangen werden fönnen, wenn etwa bie über die Grenzen der 
nöthigen Bertheidigung hinausreihende Handlung fo geartet war, daß 
ſich aus ihr leicht eine Feuersgefahr vorausfehen ließ u. f. f.) 

Zum Schluffe mag nod erwähnt werden, daß für gewiffe Organe 
der öffentlichen Sicherheit über dad Maß der gerechten Nothwehr beſon— 
dere Borfhriften beftehen, welche feftfeßen, in wiefern diefelben bei 
Ausübung ihres Dienftes zur Bertheidigung ihrer Perfon oder ihrer 
Dienſtpflichten, oder (bei eigentlichen Militärs) felbft zum Schuge ihrer 
Standes-Ehre von den Waffen Gebrauch zu machen befugt find. — 

Solche Vorſchriften find: 

1. Das für das k. k. Militär noch immer in voller Geltung ſte— 
hende Duell-Mandat vom 20. Juni 1752, die Erläuterungs-Verordnung 
dazu vom 12. Mär; 1754 und der XXIX. Kriegsartifel vom Jahre 
1808 (f. diefe Gefepe in Bergmayr's Kriegsartifel, 3. Auflage, $$. 


— — — 





) Die Andeutung eines legislativen Vorſchlages, wie in einem 
pofitiven Geſetze die Beſtimmung über die Aufhebungsgründe der Zurech— 
nung ganz furz und allgemein erfcböpft werden könnten, und mie fich das— 
felbe nebftbei über die Nothwehr ausdrüden möge, babe ich brreits oben, 
Seite 166, Anmerfung am Ende, und Seite 200, in der Anmerkung beigefügt. 


wo u Er 
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203— 227) und der X. Kriegsartifel, wornach „dem mit fchweren Neal: 
oder Verbal-Injurien angegriffenen und beleidigten Theile die recht« 
mäßige () Zurückſchiebung der Unbild auf der Stelle nicht verbo- 
ten iſt,“ und „derjenige, weldyer mit Arreft belegt ift, und der Wache 
entläuft, wenn fein anderes Mittel, ihn anzubalten, vor: 
handen ist, (von der Wache) niedergefchoffen werden foll, aber aud 
derjenige niederzufhießen ift, der eine Wade gewalt- 
thätig verlegt und davonläuft, oder der an gefährlihen Po— 
ten, und befonders in Feindesgefahr fich verdächtig maht, und auf 
Anrufen der Schildwadhe ohne zureihende Antwort ent- 
flieht.“) — 

2. Die in Folge einer a. h. E. vom 27. Auguft 1844 mit dem an 
ſämmtliche Länderjtellen erlaffenen Hofkanzleidekrete vom 19. October 
1844 (in der Sammlımg der politifhen Gefege und Verordnungen, 
Band 22, Seite 250) Eundgegebene allgemeine Rormal-Borfchrift für die 
Militär: Affiftenz - Commanden bei den Störungen der öffentli: 
ben Ruhe binfihtlih der Anwendung der Baffengemalt. 
Hiernad hat die wirklihe Anwendung der Waffengewalt, und zwar dann 
gleich mit ernftem Nachdrucke in zwei Fällen Platz zu greifen: — 


a. wenn der politifhe Commiffär fein ferneres abmahnendes Ein- 
fchreiten felbft als unfruchtbar und zur Herftellung der Ruhe nicht mehr 
ausreichend erklärt, und das thätige Einfchreiten der Waffengewalt 
fordert; — 

b. auch ohne diefe Aufforderung, wenn die Truppe von den Zus 
multuanten ſelbſt angegriffen oder thatfächlich infultirt wird. — 


3. Die VBorfchriften über den Waffengebraud der Finanz— 
wache, welche bereits in den $$. 54—61 des mit Hoffammerdefret vom 
21. April 1843 (politiihe ©. ©., Band 71, Seite 119) kundgemachten 
Auszuges aus der Verfaffungs: und Dienft-Borfhrift der Finanzwache““) 





*) Die gleihlautende Vorſchrift fommt auch in dem Dienft-Reglement 
für die f. k. Infanterie, fo wie in jenem für die k. k. Gavallerie vom 1. 
September 1807 vor. — 

) Im Befentlihen waren die nemlihen Vorfhriften bereit für 
die Örenzwadhe im 8. 95 des Hoffammerbecreted vom 7. November 1829 
(polit. &. ©. Band 57, Seite 706), fo wie für bie Gefällenwadhe in dem 
-Hoflammerdecrete vom 22. April 1835 (polit. ©. ©. Band 63, Seite 112) 
$. 76 ertheilt, und nur fpäterbin, ald im Jahre 1843 das Inſtitut der Grenz 
und Befüllenwahe als ſolches aufgehoben und beide vereiniget unter dem 
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enthalten, fpäterhin aber in Folge a, h. E. vom 24. Jänner 1846 durch 
das an fämmtliche Länderftellen erlaffene Hoffammerdefret vom 8. Fe— 
bruar 1846 (politifhe ©. ©., Band 74, Seite 21) zur allgemeinen 
Darnahakhtung kundgemacht. Hierdurch wurde beftimmt, daß die 
Angeftellten der Finanzwache von den Waffen nur in zwei Fallen Ge- 
brauch machen dürfen, nemlich: 

a. ald Nothwehr zur Abwendung eined gegen fie gerichteten 
thätlichen Angriffes, und 

b. zur Bezwingung eines gewaltfamen Widerftandes 
gegen die Vollziehung des den Angeftellten der Finanzwache aufgetrage- 
nen Dienftes. — Sofort wird durch eben diefe Borfchrift in ausführlich“ 
fter Weife auseinandergefegt, was für die Angeftellten der Finanzwache 
als Nothwehr und als gewaltfamen Widerftand anzufehen fei.*) 

4. Die durch das galizifhe Gubernial= Kreis» Schreiben vom 25. 
Auguft 1846 (in der galizifhen Prov. ©. ©., Jahrg. 28, Seite 204) 
srlaffene Vorſchrift für die durch den außerordentlihen Hofcommiffär neu 
errichtete galizifhe Sicherheitswache, dur welche im $. 6 ber 
ſtimmt wurde, daß diejelbe befugt fei, zu ihrem Schuße in folgenden 
Fällen von den Waffen Gebraud zu machen: 

a. wenn gegen fie, indem fie ihren Dienft verrichtet, Gewalt verübt 
wird, um fie an Verrichtung ihres Dienftes zu hindern; — oder wenn es 


Namen „Finanzwache“ umgeftaltet wurden, in der obigen Vorſchrift vom 
21. April 1843 vervollftändiget für die Finanzwache erneuert worden. 

*) Zur Sicherung diefer Rechte der Angeflellten der Finanzwache wurde 
über eine weitere U. h. E. vom 24, Jänner 1846 dur dad an ſämmt— 
liche Länderftellen erlaffene Hoffanzleidecret vom 18. Mai 1846 (polit. ©. ©. 
Band 74, ©. 108) erflärt: „daß die Thatfahe, daß bei Gelegenheiten des 
Waffengebraudied von Seite eines Finanzwach » Angeftellten in Ausübung 
feines Dienfted eine Tödtung oder fehwere Verwundung vorgefallen ift, für 
fih allein noch nicht als eine Anzeigung zur Einleitung einer Griminals 
Unterfuhung wegen UWeberfchreitung des Waffengebrauches betrachtet werden 
fönne, fondern vorläufig ale Umftände erhoben werden müffen.“ — Ebenfo 
wurde zur Verbürgung einer allfeitig erfchöpfenden Erhebung der obwal- 
tenden Umftände und zur gehörigen Würdigung der einfchlägigen Dienſtes— 
Vorschriften im 6. Abſatze der zuerft erwähnten Verordnung vom 8. Februar 
1846 vorgefchrieben: „daß den Thatbeftandserhebungen in jenen Fällen, wo 
durd; den Waffengebrauc der Finanzwachen eine Verwundung oder Tödtung 
erfolgte, jedeämal der dem betreffenden Angeftellten der Finanzwache zunächſt 
vorgeſetzte Finanzwachbeamte beizuzichen fei“, und diefe Vorſchrift in neuefter - 
Zeit durch die Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. Jänner 1852 
(Nr. 20 des R. ©. 3.) als fortan aufrecht befichend erklärt. — 
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b. unmöglich ift, den ihr angewiefenen Posten zu behaupten, oder 
die ihr anvertraute Perfon zu befhüsen, ohne von den Waffen Gebrauch 
zu machen.“) — 

d. Die in dem Drganifations- Gefeße für die Gensd’armerie vom 
18. Jänner 1850 (Mr. 19 R. G. DB.) 8. 45 enthaltene Vorſchrift über 
den Waffengebraub der Gensd'armerie, wodurch beftimmt 
wurde, daß diefelbe von der Waffe Gebrauch machen dürfe: 

a. ald Nothwehr zur Abwendung eines gegen fie gerichteten 
thätlihen Angriffes; 

b. zur Bezwingung eines auf die Vereitlung ihrer Dienftesverrich- 
tung abzielenden Widerftandes, und 

c. überhaupt in allen Fällen, in welchen einer Schildwache geftat- 
tet ift, von den Waffen Gebrauch zu machen. **) 

6. Die Vorfhrift über das Neht des Waffengebraudhes 
der Militär-Polizeimahe. — Nah Maßgabe der mit a. h. E. 


) Da übrigend nunmehr aub in Galizien bereits dad für alle 
Kronländer der Monarhie gleichmäßig organifirte Inftitut der Gendd’ar:- 
merie in Wirkfamfeit getreten ift (vergl. die nachfolgende Nummer 5), fo 
dürften die Beflimmungen über bie beflandene galizifhe Sicherheitswache nur 
mehr hinfihtlih früherer Källe zur praktifchen Anwendung kommen 
können. — 

*) Dergleiche oben unter Zahl 1. — Der zweite, im $. 46 des obi- 
gen Statuted normirte Fall „des Maffengebrauches bei Volkdaufläufen und 
Zufammenrottungen“, rückſichtlich deſſen fih übrigend dad Geſetz nur auf die 
für die bewaffnete Macht beflebenden, und noch zu erwartenden Vorfchriften 
beruft, gehört nicht mehr in den Umfang der Peflimmungen über die Notbwehr. 

Bei Bergleihbung diefer neueſten Borfchriften für die öffentlihe Sicher: 
heits · Wache mit den analogen Inftituten der früheren Zeit zeigt fih übrigens, 
daß die dermalige Geſetzgebung den Gegenftand der Frage um Vieles forg- 
fältiger normirt bat da die früheren Vorfchriften regelmäßig die Sache mit 
völligem Still ſchweigen behandelten, und eben dadurch ganz der Beurtbeilung 
des Strafrichterd nah Mafgabe der allgemeinen Bedingungen ber 
Nothwehr anheim geftellt haben. — Vergleiche 3. B. das Regolamento 
per le guardie campestri für das lombardifch-venetianifhe Königreich 
vom 13. September 1811 (im Bollettino delle leggi, 1811, parte 2., pag. 
900 u. folg.); — das Organifationd-Gefep für die Gensd'armerie in ber 
Rombartei, vom 1. November 1817 (in der mailänd. Raccolta, vol. II, parte 
1., pag. 238 u, folg.); — und die Vorfhrift per le guardie comunali 
(ebenda vol. I1., pag. 68 u. folg.); — das Regolamento per la guardia 
di sicurezza für das venetianifche Königreih vom 31. Mai 1829 (in 
der venetianifchen Collezione delle leggi, vol. XX, parte 1., pag. 150) 
u ſ. f. u. ſ. f. 
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vom 10. Juli 1850 genehmigten Organifation der Polizeibehörden 
(Landeögefegblatt für N. Deft. vom Jahre 1851, Nr. 39, für Trieft 
Nr. 1, Steiermark Nr. 80, Schlefien Nr. 171, Galizien Nr. 125), $. 29 
und der für das Wiener⸗Polizei-Wach-Corps beftehenden Dienftes-Inftruc- 
tionen (3. B. für das k. k. Militär-Polizei-Wach-Eorps $. 39) „genießt 
der Polizei-Soldat im Dienfte die Borrechte, welche den Schildwachen 
eingeräumt find, und die 88. 45 und 46 des Gensd’armerie- Gefeßes 
binfichtlich des Gebrauches der Waffen *) gelten aud für die Militär-Poli- 
zeiwache. Jeden Angriff auf feine Berfon muß der Polizei-Soldat mit 
den beihabenden Waffen kräftigſt zurückweiſen, und im Nothfalle nad 
Umftänden auch Feuer geben. Entwaffnung würde den Polizei-Soldaten 
mit Schimpf und Schande bededen, er foll eher das Leben laffen, als die 
Waffe in Händen des ihn Angreifenden." **) 

In den bisherigen Handbüchern und Gefeh- Sammlungen zu unfe- 
rem alten Strafgefeße vom 3. September 1803, denen dießfall® auch 
Frühwald (a. a.D. Seite 32, Abfag VI, 3. 1 u. 2) nachfolgt, ift man 
zwar gewohnt, unter den Vorfhriften, duch welche die Grenzen der ge— 
rechten Nothwehr bei befonderen DVerhältniffen über das gewöhn— 
lihe Maß des Strafgefeßed ausgedehnt worden fein follen, auch noch 

a. den $. 25 der allgemeinen Jagdordnung (in der Kro— 
patfhedifhen Sammlung der Jofefinifhen Geſetze, 11. Band, Seite 
488) ***), und 


) Sieh’ diefelben hier vorne unter Zahl 5. 

) Da jedboh das f, k. Militär, die Gendd’armerie und bie 
MilitärsPolizeimahcorpg für ihre Perfonen durchweg der Gerichtähar- 
feit der Militär- Gerichte unterſtehen, fo leuchtet ein, daß die hier oben 
unter Nr. 1, 5 und 6 aufgezählten Beflimmungen für den Strafrichter des 
Givilftandes nur mittelbar ein praftifches Intereffe haben, in foferne er 
nemlich hierauf bei der Entjcheidung über die feiner Gerichtöbarkeit unter 
ftehenden firafbaren Handlungen , welche von Eivilperfonen durch Widerfland, 
Beleidigungen, körperliche Verletzungen u. dergl. gegen ſolche Wachen bes 
gangen werden, Rüdjicht zu nehmen hat. — Die Beurtheilung aber, ob derlei 
Wachen bei Ausübung ihres Dienftes die ihmen durch obige Vorſchriften 
angewiefenen Grenzen der rechtmäßigen Nothwehr überfhritten, und 
fih dadurd einer firafbaren Handlung fhuldig gemacht haben, fällt aus- 
fhliegend den Militär-Gerihten anheim. — 

) Zu der obigen Jagdordnung muß bemerkt werden, daß diefelbe in 
ſaͤmmtlichen öfterreihifchen Erbländern an bie Stelle der Jagd» und Jä— 
gerei-Ordnungen und Wildfchüben-Patente zu treten beſtimmt war, ‚welche in 
den verfchiedenen Provinzen beftanden hatten. — Eben diefe neue Jagdord- 
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b. den $. 4 des (f. g.) Peſtpatentes vom 21. Mai 1805, Nr. 731 
der 3. G. ©.*) aufzuführen. — 

Durch die erftere diefer VBorfchriften wurde verfügt: „wenn in 
einem Wildbanne ein bewaffneter Wildſchütze auf Zurufen der Jäger fi 
nicht ergibt, fondern zur Wehre ftellt,**) fo it ihnen erlaubt, ihrer 
Selbfterhaltung wegen, auf denfelben zu ſchießen.“ — 

Durch den $. 4 des Peftpatentes und beziehungsweije den $. 33 
der Peit- Polizei- Ordnung aber wurde beftimmt: „daß da, wo der Peft- 
Eordon gezogen ift, Jedermann, der auf Anrufen der Wache nicht zurück— 
geht, wenn fein anderes Mittel erübrigt, ***) niedergeſchoſſen 
werden ſoll.“ 


nung wurde namentlih auch in Ungarn dur Patent vom 21. Auguft 1786 
(Kropatihela. a. D. Seite 502) kundgemaht und fpäterhin mit Kund- 
madhung aus Prefburg, ohne Datum (ebenda, Seite 504) republicirt. 

*) Sieh’ Hierzu aber auch die Peft- Polizei» Ordnung für die f. k. 
dfterreihifchen Staaten vom 20. Junius 1837 (polit. ©. ©. Band 65, 
Seite 205), $. 33. — Ueberdieß glaube ih hier ſchon bemerken zu müffen, 
dag das obige f. g. Peftyatent vom 25. Mai 1805 nicht blos für jene 
Länder, wo bisher das St. ©. B. vom 3. September 1803 galt, fondern ver- 
möge Decreten der (ehemaligen) fiebenbürgifchen Hofkanzlei vom 6. Juni 1805 
und 9. November 1813 aud in Siebenbürgen zur Befolgung vorgefhrie- 
ben worden if. — 

) Im Borbeigehen fei bemerkt, daß die oben hervorgehobenen Worte: 
„Sondern zur Wehre ſtellt“ in Frühwald (a. a. D.), ohne Zmeifel 
nur aus einem Schreib» oder Drudfehler, weggeblieben find. Es bedarf 
aber feiner Nachweiſung, daß das Nichtbeachten gerade dieſer Worte fehr 
bedentlih fein, und zu den widerfinnigften praktiſchen richterlichen Ent- 
ſcheidungen führen könnte, indem hiernach das leider ohnehin nicht fehr feltene 
Niederfchießen jedes bewaffneten fich nicht freiwillig ergebenden, fondern 3. B. 
davon laufenden Wildfchügen von Seite der Revierjäger fo ohne Weiters ge- 
rechtfertiget wäre! — 

»*) Die Worte: „wenn fein anderes Mittel erübrigt” find crft 
in dem neueren Gefeke von 1837 dazu gefommen. Cie mildern begreiflid) 
die urfprünglihe Strenge des Gefepes anf eine ebenfo gerechte ald humane 
Weife, indem fie das f. g. Niederfchießen naturgemäß auf dad Maß ber 
äußerſten Nothwendigkeit zurüdführen, und natürlich auch dem Straf- 
richter, der das Berhalten einer foldhen, in dem voraudgefeßten Falle von der 
Schußwaffe Gebrauh mahenden Wache zu beurtheilen hat, einen ganz an« 
deren Standpunft für feine Beurtheilung anweifen. Ich kann daher wieder 
nur lebhaft bedauern, das man in ben gewöhnlichen Handbüchern, mit In— 
begriff der neueften Bearbeitung von Frühwald, bei diefem Anlaffe zwar 
den $. 4 des Mefipatented ald eine befondere Beſtimmung binfichtlich der 
Nothwehr geltend zu machen fucht, aber die praftifche Befchränfung des— 
felben durch das fpätere fo wichtige Gefep ganz unbenchtet läßt. 

* 
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Allein mir fheint, dag die obige Borfchrift der alten Jagdordnung 
wenigftend im jenen Ländern, wo bieher das Gtrafgefeßbuh vom 3. 
September 1803 galt, fhon längft durch den $. 127 desjelben außer Wirk- 
ſamkeit getreten fei, und um fo gewiffer jeßt durch den $. 2, lit. g des 
neuen Strafgefeßes im ganzen Umfange des Neiches außer Geltung trete. 
Denn die Beftimmung, wie weit die Grenzen der gerechten Rothwehr 
reihen, und in wie ferne die in Ausübung derfelben-gefhehene Tödtung 
(das Niederfchiegen) eines Menfhen (wenn er auch präfumtive! — 
ein Wildſchütze ift) ſtraflos fei, ift Doch gewiß ein Gegenftand , der durch 
das Strafgefeh zu normiren ift, und durch die erwähnten Geſetzes— 
ftellen auch wirklich, und zwar in einer der natürlichen Gerechtigkeit ent- 
Iprechenderen, und die Nothwehre enger begrängenden Weife geregelt wor- 
den ift. Hiernach ift memlich nicht ſchon jedes (wie immer geartete, und vielleicht 
durch eine viel weniger verletzende Begenwehr des Jägers, ald dad unmittelbare Schießen, 
abwendbares) „Sich zur MWehre ftellen“ hinreichend, um die bis zum 
Niederfchiegen des Wildfhügen gehende Nothwehr des Jägers zu recht: 
fertigen, fondern es muß ſich auch dieſes Schiegen als die nöthige, daher 
einzig allein übrig gebliebene und unvermeidlich gewefene (Selbft:) 
BVertheidigung dargeftellt haben. — Daß dies auch die Anficht der 
höchſten Geſetzgebung ſelbſt fei, zeigt fih daraus, weil fie in die nad 
dem Strafgefeße vom 3. 1803 erfchienene Jagdordnung für Galizien 
vom 13. Auguft 1807 (polit. G. ©., Band 29, ©. 54), obgleich diefelbe 
außerdem jehr getren, meiftentheils fogar wörtlich der früheren Jagdordnung 
von 1786 nachgebildet wurde, die obige Beftimmung (des $. 25 derfelben) 
nicht mehr aufgenommen, jondern den ganzen Yall der Nothwehr, der, 
und ohne Zweifel eben weil er ja ohnehin im allgemeinen Strafgefeke 
geregelt erſcheint, mit Stillfehweigen übergangen bat. — In gleichem 
Geifte wurde bei Gelegenheit. der Nepublication diefer Jagdordnung in 
Zirol und Vorarlberg, weldhe in Folge U. h. E. durch Gubernial-Eir- 
culare vom 12. September 1816 (in der tirol. Prov. ©. ©., 2. Band, 
2. Theil, ©. 556 ur. folg.) erfolgte, dem gedachten $. 25 die Anmerkung 
beigefügt: „Sieh' 8.127 im I. Theile des Gefeßbuches über Verbrechen.“ 


Was aber den zweiten Fall, nemlich das im außerften Falle zur 
Abwehr der Pet- Verbreitung den Cordons-Wachen anbefohlene 
Niederfchießen der Cordons-Ueberſchreiter betrifft, fo kann ich darin nicht 
den Fall einer eigentlihen Nothwehre zur Selbft- Vertheidigung 
des Wachmannes erfennen, fondern es ift dieß nur die Ausführung eines 
allgemeinen Dienftbefehles, deffen Bollziehung nad demjenigen, was 
unten beim $.4 auf Seite 220 und 221 in der Anmerkung **) gefagt wird, 
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fhon an fih dem Vollziehungs-Organe nicht zur flrafbaren Schuld 
gelegt werden könnte.) — 


8. 3. (6. 3) 
Mit der Unwiffenheit des gegenwärtigen Gefeges über klin 
Verbrechen Faun fih Niemand entfchuldigen. Urfachen. 
$. 3, 


Mit der Inwiffenheit des gegenwärtigen Bhefeges über Verbrechen, da das Unredt 
derfelben unverfennbar ift, kann ſich Niemand entichuldigen. 


*) Mir find zwar, als cinem eingebornen Dberöfterreicher, auch aus 
der Suftiz-Prarid in meinem Heimatlande, die verwegenen Thaten der Wild— 
ober fogenannten Raubfhügen, ihr trogiges Mißachten fremden Eigenthumg, 
und ihre frevelnden Ausflühte, das das Wild vom lieben Herrgott zur Ge— 
mein-Beute für alle Welt gefchaffen fei, fo wie die hieraus fic ergebende 
Nothwendigkeit wohl befannt, der Wilddicherei mit größter Etrenge zu bes 
gegnen, wenn anders nicht ganz und gar alle Jagd unmöglich gemacht und 
alles Wild ausgerottet werden foll. Allein dieſe Wahrnehmungen bedingen 
in einem wohlgeregelten Staate allerdings ſtrenge Strafgefege und ftrenge 
Bollziehbung derfelben durch den — Strafrichter, nimmermehr aber 
die Selbſt-Ahndung durch die Jagdeigenthümer und deren rachedürftende Jagd» 
auffihts-Organe.. Man kann ed daher aus dem Gefichtäpunfte der Gerech— 
tigfeit und der Schonung von Menſchenleben — der öfterreihifchen Geſetz— 
gebung nur Dank wiffen, daß fie dad im mehrgedachten 8. 25 der allgemeinen 
Sagbordnung etwas zu vag audgebrüdte Recht zum Niederfchießen der Wild- 
Diebe, auf die Grenzen der im Strafgeſetze normirten gerechten Nothwehr 
eingefhränft habe. — Es muß diefe Mäßigung des Abwehr-Rechtes der 
Jäger in Defterreich auch aus dem hiftorifchen Standpunkte um fo mehr 
verfochten werden, als ſich hierüber felbft die früheren Geſetze, 3. B. na, 
mentlich das Wilddieberei-Patent Carl's VI. vom 31. Auguſt 1713 für Böhmen 
gemäßigter ausdrüdte. Derjenige Jäger, welcher einen Wildſchützen unter Bor- 
fhüsung der Nothwehr getödtet, mußte einen Reinigung&Eid dahin ablegen: „daß 
er gezwungen worden fei, zur Rettung ſeines cigenen Lebens, mit 
der Tödtung zuvor zu fommen, weil der Wildfchüg mit feinem Rohr (Schuß- 
gewehr) auf ihn zu [hießen gedroht, oder im Fortlaufen mit An— 
jeigung einer mörberifhen Gegenwehr fich nad ihm umgeivendet 
babe u. f. f.“ — Regelmäßig foll nad diefer Vorſchrift „dem auf den 
Jäger zutretenden Naubfhüsen, zumal wenn derſelbe ein befannter Mann 
ift, nur auf die Füße gefhoffen werben, u. ſ. w.“ — Diefed humane 
Geſetz begründete die ebenerwähnte Vorſchrift im Gingange mit dem denk 
würdigen Sage: „Da die Erfahrenheit lehrt, daß unter dem Vor— 
wande der Nothwehr viele Unfhuldige von den Forjtbedienten 
ums Leben gebracht werden u. ſ. w. — — 
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„Ignorantia (seu error) legis (positive) non excusat“ ift ein 
Grundfaß, den wohl die Strafgefege aller Länder und Zeiten ausfpre- 
hen, und den fie auch ohne Ungerechtigkeit aufnehmen können, infoferne 
darin nur folche Handlungen als ftrafbar erklärt find, deren Strafbarkeit 
an fi Jedermann ſchon nah dem natürlichen Rechte, nad der „lex 
cordi hominum inseripla“, einzufehen vermag, wornach er daher, um 
für feine an fich als ftrafwürdig erkennbare Handlung, in welcher er nad) 
den Worten unferes $. 2 lit. e nur noch überhaupt „ein Verbrechen“ 
erfennen konnte (vergl. oben Seite 183 — 185), nicht gerade zu wiffen 
braucht, welches Verbrechen er dadurch nad der Begriffebeftimmung 
des pofitiven Gefeßes begehe, und was für eine Strafe in demfelben 
darauf verhängt fei. — 

Bon diefer Unkenntniß oder unrihtigen Kenntniß (irrigen Bor: 
ftellung des pofitiven Strafgefeßes (ignoranlia seu error legis) ift da- 
ber wohl zu unterfäheiden die ignorantia (seu error) juris, wobei Je: 
mand in feiner Handlungsweife an und für fih Feine ftrafbare 
Handlung (fein peinliches Unrecht) zu erfennen im Stande war. — 
Hierauf nun bezieht fich der Unterfchied der delieta juris gentium 
(i.e. juris naturalis)*) von den deliclis juris eivilis (i. e. mere 
positivi), d. ti. derjenigen ftrafbaren Handlungen, die als ſolche fhon 
nah dem natürlichen (Vernunft) Rechte erfcheinen, daher als foldhe 
für Jedermann auch ohne pofitive Sabung erkennbar wären, wie 
3. B. Mord, Raub, Brandftiftung, Diebftahl; während die delicta juris 
mere posilivi erft durch eine pofitive Sabung als ftrafbare Handlungen 
erklärt werden, deren Strafwürdigfeit eben nur dann erfennbar ift, wenn 
man diefe pofitive Satzung felbft fennt. Dieß ift 3. B. der Fall bei vie: 
len polizeilihen Strafgefegen, zumal denjenigen Gebots - Borfhriften, 
welche die Seßung einer gewiffen pofitiven Thätigkeit bei Straffanction 
gebieten, ebenfo bei Steuer-, Stempel: Strafgefeken u. dgl. Es leuchtet 
nun ein, daß bei den delietis juris genlium von einer ignorantia juris 
nur infoferne die Rede fein Fönne, als ein That-Irrthum des Han- 


— —— 





) Es leuchtet ein, daß der Ausdruck: „jus gentium“ bei der obigen 
Eintheilung nicht in jener Bedeutung gebraucht wird, welche gewöhnlich in 
den Tateinifchen Gompendien des Völkerrechtes damit verbunden erfcheint, 
nemlich ald fononym mit „Völkerrecht“ oder richtiger mit dem „inter- 
nationalen Rechte (jus inter gentes scil. nationes)“, fondern im echt 
römifhen Sinne, ald das „natürliche oder Bernunft-Reht”, „illud jus, 
quod naluralis ratio inter omnes homines constituit, id apud omnes 
(genies) peraeque custoditur.“ — 
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delnden (vergl. oben Seite 183— 190) umnterlief, und daß daher bei 
diefer Gategorie von ftrafbaren Handlungen die ignoranlia seu error 
juris mit dem error facti zufammenfalle, während entgegen bei den de- 
lietis juris mere positivi fi Die ignorantia oder error juris mit der 
ignorantia oder error legis (positive) identificirt. — 

Unfer Gefek ſpricht nun im $. 3 von der Unkenntniß des (pofitiven 
Straf) Geſetzes nur mit Beziehung auf Verbrechen, da es diefelbe in 
Anwendung auf Bergehen und Uebertretungen erft im zweiten Theile 
diefes Strafgefeßes mit einer befonderen Beftimmung ($. 233) behandelt. 
— Es hat im Vergleiche mit dem früheren Gefeße die von dem letzteren 
der eigentlichen Geſetzes-Verfügung noch beigefügt gewefene Motivirung 
(„da das Unrecht der in diefem Geſetze ald Berbrechen erklärten Hand- 
lungen unverkennbar iſt“), weggelaffen, theils weil ein foldher rein theo— 
retiſcher Zufaß in einem Geſetze unpaffend ift (vergl. oben auf Seite 
24—26), theils, weil ein folder Zufaß feldft praktisch zu mancherlei 
Irrungen und leeren Ausflichten Anlaß geben kaun, daß nemlich dem 
Handelnden nach feiner fubjectiven Auffaffung das Unrecht der einen 
oder anderen im Geſetze ald Verbrechen erklärten Handlung nicht erfenn- 
bar war, und daß bei ihm fofort der von dem Geſetze felbft angegebene 
Grund (ratio legis) der Ausſchließung der Geſetzes-Unkenntniß, und 
fomit auch, nad der viel mißbrauchten Marime: „cessante ralione ces- 
sat lex ipsa“ — die Anwendbarkeit diefer Geſetzesſtelle felbit entfalle. — 
So würde z. B. dem fanatifhen Profelntenwerber für den Muhamedanis- 
mus oder das Judenthum, oder dem fchwärmerifshen Sekienftifter die 
Ausrede offen bleiben , dag ihm das Unrecht der im $. 122 sub lilteris c 
und d als Verbrechen bezeichneten Handlungen nicht erkennbar war; — 
fo würde ferner der fhlaue Unterftüger hochverrätheriſcher Unternehmun— 
gen oder gefährlicher Attentate auf die Kriegsmacht des Staates durch 
Spionerie oder unbefugte Werbung ſich zu entfhuldigen fuhen, daß er 
die Strafbarkeit bloßer Unterlaffungs- Handlungen, und insbefondere 
der bloßen Niht- Anzeige in Beziehung auf diefe Verbrechen (88. 61 
und 215) nicht zu erkennen vermochte u. dgl. 

Bei der Berufung auf den $. 3 unferes Geſetzes muß aber noch 
insbefondere in's Auge gefaßt werden, daß derfelbe nur die Unkenntniß 
„des gegenwärtigen Gefehes über Verbrechen“ und daher kei— 
neswegs die Unkenntniß der Gefege überhaupt ald Entſchuldi— 
gungsgrund von Verbrechen ausgeſchloſſen habe. Hieraus folgt alfo mit 
logifcher Nothwendigkeit, daß in jenen Fällen, wo dem Thäter die Straf- 
barkeit feiner Handlung überhaupt oder die ftrafwürdigere Qualifis 
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cation derfelben nur durch die Kenntniß irgend eines anderen, z. B. 
civiliſtiſchen oder adminiftrativen Gefeßes erkennbar geweſen wäre, das 
ihm aber erweislich unbefannt war, der $. 3 Feine Anwendung findet. 
So wird z. B. in einem wirklich vorgefommenen Falle derjenige, welcher 
als Aftermiether eines Zimmers (in Wien jogenannter Zimmerherr) feinen 
Miethzins durch ein halbes Jahr vorhinein gezahlt, und fein Zimmer 
mit eigenen Möbeln eingerichtet hatte, gerechter Weife dafiir nicht ale 
ſchuldig des im $. 81 bezeichneten Verbrechens der öffentlichen Gewalt: 
thätigkeit erklärt werden können, dag er ſich einem Gerichtsvoll— 
zieher, der mit dem gerichtlichen Auftrage erfchien, in der Wohnung 
des Aftervermietherd zu Bunften des Hauseigenthümers für fchul- 
digen Miethzins ale Einrihtungsftücde und Fahrniffe zu pfänden, mit 
gewaltfamer Handlung an der Vornahme der Pfändung auch feiner 
(des Aftermietbere) Möbeln verhinderte; denn dem Aftermiether, 
der eine nicht gefeßesfundige Perfon war, und der darüber auch von 
dem Gerichtövollzieher nicht belehrt wurde, erſchien dDiefe Function des 
legteren als eine zweifellofe Anmaßung und nicht mehr als eine (le 
gitime) obrigkeitlihe Amtshandlung, um fo weniger, ald in dem vom Ges 
richtsvollzieher producirten gerichtlichen Befcheide davon insbefondere 
feine Rede war, daß er auch die Möbel des Aftermiethers pfanden 
foll; — diefer konnte daher in feinem Widerftande gegen den Gerichtö- 
Bollzieher nach der conereten Lage des Falles unmöglich einen Wider: 
ftand gegen eine in Ausübung einer wirflihen Amtshandlung begrif- 
fene obrigkeitlihe PBerfon, d. h. nimmermehr „ein Verbrechen“ ($. 2 
lit. e) erfennen. — Dennoch erfcheint der Vorgang des Gerichts-Vollzie— 
hers nah Maßgabe des Civil-Geſetzes ) ein (wenigftens in Bezie- 
hung auf den materiellen Nechtspunft) geſetzmäßiger, daher der Wi- 
derftand des Aftermiethers als gegen eine berehtigte Amtshandlung 
gerichtet, oder objectiv ungefeßlich und ftrafbar. Allein dem After: 
miether war nachweisbar der Inhalt dieſes Civil-Geſetzes völlig unbe- 
fannt, ex jure naturali fonnte er denfelben wohl auch nicht vorausfeßen, 
fondern mußte mit fchlichtem Verftande die Pfändung an feinen Mo: 


— — — 


*) Sich’ den 5. 1101 des a. b. ©. B.: „Der Aftermiether haftet 
(dem Hauptvermiether einer Wohnung in Beziehung auf deffen Pfandrecht an 
allen in die Wohnung eingebrachten Einrichtungsſtücken und Fahruiſſen für 
den-dbem Hauptvermiether jihuldigen Miethzine) nad) Maß feines Mieth- 
zinſes; doch ohne die Einwendbung einer dem Hauptmiether ge— 
ſchehenen Vorauszahlung entgegenjegen zu können.“ 
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bein als einen groben Eingriff in fremde Rechte erkennen, und es ftellt 
fih fofort die Unfenntnig des Civil-Geſetzes für den Handelnden in 
Beziehung auf die Strafbarkfeit feiner Handlung ald ein eigentlicher 
That-Irrthum ($. 2 lit. e) dar. — Man kann hiergegen nicht etwa 
einwenden, daß dem Thäter in diefem und in ähnlichen Fällen auch die 
Unfenntniß des Civil» Gefeßes nicht zu Statten fommen könne, weil ja 
audy diefes die Entfchuldigung mit deffen Unkenntniß nicht zulaffe. *) 
Allein es bedarf wohl feines Beweifes, dag das bürgerliche Geſetzbuch 
die Ausfchließung der Geſetzes-Unkenntniß als Entfhuldigungsgrund nur 
in foweit regeln konnte und wollte, als es fih um civilrehtlide 
Wirkungen handelt, keineswegs aber auch in Beziehung auf die ftrafrecht- 
lichen Folgen ; über letztere entfcheidet das Strafgefeß, diefes hat aber 
mit den beftimmteften Worten als Entfchuldigungsgrund der Zu: 
rechnung eines Verbrechens nur die Unkenntniß „des gegenwärtigen 
Geſetzes über Verbrechen” ausgeſchloſſen. — In gleicher Weife dürfte — 
gemäß der wortgenauen Anwendung diefer Geſetzesſtelle — z. 2. 
derjenige Mann nicht des Verbrechens der Blutſchande ($. 131), fondern 
nur der Mebertretung der Unzucht zwifchen Verſchwägerten ($- 501) fchul- 
dig erfannt werden, der mit einer Frauensperfon einen gefchlechtlichen 
Umgang pflegt, die von feiner eigenen Gattin während der Dauer feiner 
Ehe, wie er beftimmt weiß, von einem Dritten gezeugt worden ift, ob— 
gleich diefe Frauensperfon nah Maßgabe des bürgerlichen Gefekes**) 
in Beziehung auf die civilrechtlichen Wirkungen als feine (eheliche) 
Tochter anzufehen iſt.“) Denn ihm fubjectio erfchien fie durchaus nicht 


*) Der 8. 2 des allgemeinen bürgerlihen Gefepbuches fagt wörtlich : 
„Sobald ein Eeſetz gehörig kundgemacht ift, kann ſich Niemand damit ent 
fhuldigen, daß ihm dasfelbe nicht befannt worden iſt.“ — 

*) 8.155 a. b. ©. B.: „Die rechtlihe Vermuthung der unehelichen 
Geburt hat bei denjenigen Kindern flatt, welche zwar von einer Ehegattin, 
jedoch wor oder nad dem oben ($. 138 — i. e. im 7. Monate nad gefchlof- 
fener, oder im 10. Monate nad aufgelöfter Ehe) mit Nüdficht auf die ein- 
gegangene oder aufgelöfte Ehe beflimmten gefeplichen Zeitraume geboren wor— 
ben find.“ — $. 158: „Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner 
Gattin innerhalb des gefeglihen Zeitraumes gebornes Kind nicht das feinige 
fei, fo muß er bie eheliche Geburt des Kindes längftend binnen drei Mona: 
ten nad) erhaltener Nachricht beftreiten, und gegen den zur Bertheidigung der 
ehelichen Geburt aufjuftellenden Gurator die Unmöglichkeit der von ihm er- 
folgten Zeugung beweiſen.“ 

+) Dber eigentlih eiviliter als ehelihes präfumirt, und in foferne 
die Beftreitung der ehelichen Geburt erlofch oder vergeblich war, per praesum- 
tionem juris et de jure als folde fingirt wird. — 
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als feine Tochter, und er kann daher in ftrafrehtlicher Beziehung 
nicht als ſchuldig des gefchledhtlichen Umganges mit feiner Tochter er⸗ 
Flärt werden. — — Ebenfo darf eine Mutter, welche ein von ihr wahrend 
ihrer Ehe im ehebrecherifchen Umgange mit einem Dritten empfangenes 
Kind abfichtlich tödtet, nicht wegen des (Kindd-) Mordes an einem che: 
lichen, fondern nur mit der (milderen) Strafe für die Tödtung eines 
unehelichen Kindes beftraft werden ($. 139), wenn auch diefes Kind 
nad) Maßgabe der eben erft bezogenen Stellen des Civil Gefebes in Be- 
ziehung auf die civilrehtlihen Wirkungen als ein eheliches anzu— 
ſehen ift; denn in ihrem Bewußtfein war das Kind in Wirklichkeit 
ein unebeliches, und muß im vorliegenden Falle in Beziehung auf bie 
Straf: Zurehnung um fo mehr als uneheliches angenommen werden, 
als alle diejenigen Gründe, welche den Gefehgeber bei dem Kindsmorde 
überhaupt zur Feftitellung einer milderen Strafe für die Tödtung 
eines unehelichen Kindes vermocht haben konnten, in dem vorliegen: 
den Kalle auf die Gewiffensbeziehungen einer Mutter zu ihrem ehebre— 
cheriſchen Kinde fogar mit verftärftem Gewichte eintreffen.) — 


8.4. @ 4) 


Das Berbrechen entfteht aus der Bosheit des Thäters, 
nicht aus der Befchaffenheit desjenigen, an dem es verübt 
wird, Berbrechen werden alfo auch an Webelthätern, Unfin- 
nigen, Kindern, Schlafenden, auch an folchen Perfonen be: 
gangen, die ihren Schaden felbft verlangen, oder zu demfel: 
ben einwilligen. 


Durh die Aufnahme der im vorftehenden 8. enthaltenen Beftim« 
mung bat der Gefeßgeber unverkennbar nur auf die hie und da noch unter 
jehr ungebildeten oder aberglaubifchen Menfchen herifchenden Volks-Vor— 
urtheile Rückficht genommen, wornach man gewiffe Berfonen oder Sachen 
nicht ald Gegenftand einer eigentlichen Rechtverlegung anzufehen gewohnt 
ift, und er wollte hiernach diefen irrigen VBorftellungen mit einer durch— 
greifenden Borfhrift begegnen"). — Diefelbe enthält worerft eine all: 


*) Die obige Erörterung mag zugleich den Nachweis liefem, daß bie 
ausdrüdliche Feftfekung der im $. 3 vorkommenden Beftimmung in einem 
Strafgefege nicht überflüffig erfcheine. Ich kann hiernach de lege ferenda 
die neueftend im preußiſchen Strafgefepe gefchehene gänzliche Weglaf- 
fung einer ſolchen Eynofur nicht gutheißen. 

"*) De lege ferenda ſtellt fih wohl die obige Vorſchrift nit nur 
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gemeine Beftimmung (eine Regel) und danı wieder mehrere Bei- 
fpiele oder einzelne Falle, welche das Gefek felbft durch das MWörtchen 
„alſo“ als bloße Eorollarien aus dem vorausgeſchickten allgemeinen 
Sabe hinftellt. — 

Ber der Anwendung diefer allgemeinen Regel möge man fi vor 
Allem von jenem in der Praris hie und da vorkommenden Mifverftänd- 
niffe ferne halten, ala ob das Geſetz durch die Erklärung: „das Verbre- 
chen entftehe aus der Bosheit des Thäters,“ etwa feſtgeſetzt hätte, 
daß zum Verbrechen nichts als der böſe Vorfak nothmendig wäre, 
und daß daher im Sinne diefes $. A auch ohne alle objectiv » böfe That 
ein Berbrechen da fein könne. — Diefe Deutung fände aber fhon ein— 
mal feine Unterftüßung im Wortlaute der obigen Befekesftelle, da ja 
das Geſetz nicht fagt, daß die Bosheit (d. i. der böfe Vorfaß*) das Ver: 
breden ausmache (bilde oder conftituire), fondern nur, daß das Berbre- 
hen aus ihr entftehe, d. h. im Vorſatze des Handelnden feinen Aus— 
gangspunkt habe, oder ohne Vorſatz nicht da fein könne, was 
allerdings richtig und von dem Gefeßgeber categorifh und ausnahms— 
108 fhon im $. 1 feftgefeßt worden ift **). — 

Dazu kommt, daß wir und aus dem Wortlaute der 88. 8 und 11 
unferes Gefeßes („eine zur wirklichen Ausübung der Uebelthat des 
Verbrehens führende Handlung“ — und „eine außere böfe Hand: 
lung“ ***) überzeugen müffen, daß unfer Gefeß zu einem Verbrechen nebft 
dem äußerlich befundeten (böfen) Vorfage allerdings auch eine objectiv- 


ald völlig überflüffig, weil aus der Natur von Verbrechen als delictis 
juris naluralis (vgl. oben Seite 214 und 215) fi von felbft verfiehend, fondern 
vermöge ber nad dem Dbigen mögliher Weife fi daran fnüpfenden Miß— 
deutungen fogar als bedenklich dar. Es hat auch Feines der neueren euro» 
päifhen Strafgefege eine folhe Verfügung mehr aufgenommen, wohl aber 
erfcheint in mehreren diefer Geſetze an deren Stelle eine analoge Vorſchrift, 
weldye ungefähr feftfept : „daß weder der Wahn, eine von dem Geſetze als 
ftrafbar erflärte Handlung fei nah dem Gewiſſen oder der Religion erlaubt, 
noch die Befchaffenheit des Beweggrundes oder der Endabſicht des Handeln- 
den deren Strafbarkeit aufheben könne.” — Allein nach demjenigen, was 
hierüber oben (Seite 139— 141) gefagt wurde, ift felbft ein foldher Zufaß in 
einem Gefege überflüfig, und mag beffer den Gommentaren überlaffen 
werden. — 


*) Bergl. oben Seite 141. 
”) Vergl. oben Seite 155. 
+) Sieh’ unten die Erläuterung der 88. 8 und 11. 
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böfe, rechtverletzende oder doch mindeftens rechtgefährdende Handlung 
erfordert habe.*) — 

Die unmittelbare Verfügung aber, welche in diefem $. getrof- 
fen wurde, erklärt, daß die objective, mehr oder minder vorzügliche 
Beihaffenheit desjenigen Gegenftandes, an welchem das Verbrechen ver: 
übt wurde, daffelbe nicht aufhören mache, wenn fich diefer Gegenftand 
nur noch überhaupt als Object von Rechtverlegungen darftellt, und wenn 
daher die Handlung nur noch überhaupt von dem Geſetze ausdrüdlich als 
ein Verbrechen erflärt erfcheint. — Es wird nemlich zum Dafein eines 
Verbrechens überhaupt, oder einer gewilfen Art von Verbrechen aller: 
dings das Vorhandenfein derjenigen objectiven Befchaffenheit des Gegen: 
ftandes dieſes Verbrechens erfordert, welche nöthig ift, damit derfelbe noch 
überhaupt ald Subject von Rechten, und hiernach ala Object von Recht: 
verleßungen erfcheine, oder welche das Gefeß bei der Begriffsheftimmung 
diefer beftimmten Art des Verbrechens insbefondere ald weſentliches 
(und fofort unerläßliches) Merkmal feitgefegt hat: fonft würde ja die 
reale Anwendbarkeit der gejeglichen Begriffsbeftimmung auf den Fall der 
Frage fehlen. So wird z. B., damit vom Dafein des Verbrechens des 
Mordes überhaupt geſprochen werden fönne, begriffenothwendig 
gefordert, dag ein Menſch, und zwar ein lebender Menſch ($. 134); 
oder bei der Abtreibung der Leibesfruht, dag eine Leibesfrudt, und 
zwar wieder eine lebende Leibesfrucht ($$. 144 und 147); — bei dem 
Diebtahle, daß die entzogene Sache eine fremde gewesen fei($. 171) u. ſ.f. 
und da, wo diefe Befchaffenheit des Gegenftandes fehlt, können die er- 
wähnten Verbrechen ſchlechterdings nicht (jelbft nicht im Stadio 
eines objectiven Berfuches) eintreffen, da man weder von einer vollbrach— 
ten, noch verfuchten Tödtung eines todten Menfchen, eben fo wenig ala 
von der Abtreibung (d. i. Tddtung im Mutterleibe) einer nicht eriftenten 
Reibesfrucht (eines Non ens), oder vom Diebftahl feiner eigenen Sache 
reden kann. — Allein über diefe Grenze der wefentlidhen Beſchaf— 
fenheit hinaus ift die anderweitige Qualification des verleßten Ob— 
jectes für die Frage, ob ein oder das vorausgefeßte beitimmte Verbrechen 
überhaupt vorhanden fei, völlig gleichgültig, und man wird daher 5.2. 
eben fowohl das Verbrechen ded Mordes begehen, wenn man einen ver: 
ruchten, etwa bereits rechtmäßig zum Tode verurtheilten Verbrecher, **) als 


*) Bergl. auch oben Seite 45—49, 
) Man hat zwar unferem bisherigen Geſetze fogar einmal den 
fhalen Borwurf geltend gemacht, daß es auch darin eine Rüde darbiete, 
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wenn man den im Giegestriumphe von den Schlahtfeldern heimfehren- 
den Retter des Vaterlandes mordet; — wenn man einen riefenftarken, 
noch die Längfte Lebensdauer verbürgenden, als wenn man einen lebens- 
ſchwachen, hinfiehenden oder tödtlich verwundeten Kranken; — wenn 
. man ein neugebornes, lebensftarkes, ald wenn man ein lebensunfähiges, 
wenn nur überhaupt Iebendes **) Kind tödtet; — man begeht eben fo gut 


daß durd feine ausdrückliche Vorſchrift fefigefept fei, daß eine Handlung 
dadurch, daß fie im Namen der legitimen Staatdautorität und auf deren Bes 
fehl wolljogen werde, aufhöre, ftrafbar zu fein, wenn fie auch außerdem ihrer 
objectiven Beichaffenheit nah ein Verbrechen fein würde, und daß biefe Lücke 
um fo mehr auffalle, als das Gefep doch in einzelnen Fällen dieſe Aus— 
fheidung und Exception ausdrüdlic zu berühren für gut befun- den habe, 
3. B. im $. 90 („ohne Borwiffen und Einwilligung der rechtmäßigen Obrig- 
keit“), $. 93 („einen Menfhen, über melden ihm vermöge der Gejege fein 
Gewalt zufteht”), $. 118, lit. a („unbefugt”) u. f. f. Allein foll denn wirf- 
lih das Geſetz dem gefunden Menfchenverftande gegenüber nöthig 
haben, erft noch ausdrüdlich feſtzuſetzen, daß 3. B. der Scharfrichter, 
der fraft feine® Amtes den zum Tode verurtheilten Verbrecher hinrichtet, 
nicht das Verbrechen ded Morde? ; der Staatspapier-Fabrikations- oder Na- 
tionalbanf-Beamte, der im Auftrage der Finanzverwaltung öffentliche Eredits- 
papiere nachmacht (vgl. 8. 106), oder der RegiftraturdBeamte, der bei einer 
ihm aufgetragenen Acten-Ausfheidung Amts-Urkunden vernichtet (8.102, lit. c) 
nicht das Verbrechen der Greditöpapier-Verfälfhung und beziehungsweiſe des 
Mißbrauches der Amtögewalt begchen ?? — Wie fol denn dieß nöthig fein, 
da doch diefe Perfonen in diefer Handlungsmweife unmöglich „ein Ber 
brechen erkennen können“, fomit ohnehin fhon der Entfhuldigungdgrund ber 
lit. e des 8. 2 eintritt?! — Ed mag daher vorläufig dahin geftellt bleiben, 
ob nicht vielmehr die ausdrüdliche Beifügung der oben erwähnten Zufäge in 
den 88. 90, 93 und 118, lit, a überflüffig war, und ob fich diefelben nicht 
von felbft verftanden hätten? — 

*) Die nühterne Prarid öfterreihifcher Jurisprudenz hat fih bid- 
ber, vorzugsweiſe mit Berufung auf unferen obigen $.4, wohl größtentheils 
von jener gefährlichen Theorie ferne gehalten, weldhe zum Berbrechen des Kin: 
desmordes nicht nur ein lebendes, fondern zugleid ein lebensfähiges Kind 
erfordert. Es bedarf feiner Nahmeifung, daß diefe Theorie allen Grund: 
fägen der Gerechtigkeit Hohn fpriht, da denn doc Niemand das Recht hat, 
dem angeblich Ichendunfähigen, aber lebenden Kinde diefed Leben auch nur 
um Stunden zu verfürzen, fo wenig ald dieſes Recht in Deziehung auf ans 
dere, 3. B. ſchwer kranke Menfchen Jemandem zugeftanden werden kann. 
Dazu fommt, daß denn doch auch der Ausſpruch der Aerzte über die Nicht: 
Lebensfähigkeit eines neugebornen Kindes nicht unter allen Umftänden die 
Infallibilität für fih Habe! — — Durd das pofitive Gefeh Defter- 
reichs ift diefe Anficht nirgends unterftügt, fondern im Gegentheile durch 
den obigen $. 4 förmlich Lügen gefiraft, und man muß daher im Hinblide 
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einen Diebftahl, wenn man einem überfhwänglich reichen Manne Effecten 
ftiehlt, die diefer vieleicht gar nie benüßt hat, kaum mehr in feinen Be- 
fiße weiß, oder als ihm werthlos unbeachtet liegen ließ, ald wenn man 
einem dürftigen Manne feine ganze Habe entzieht u. dgl. — 


Das Gefeß hat unter den beiſpielsweiſe aufgezählten Perſo— 
nen, an denen man Berbrechen begehen kann, zunäch ſt allerdings folche 
Perjonen genannt, rücfichtlich welcher wirklich hie und da in gewiſſen 
Volksſchichten noch Borurtheile in der erwähnten Beziehung herrfchen, 
nemlih Uebelthäter und Unfinnige, unter welch’ letzteren mit Be— 
ziehung auf den von den Gefeken in derlei Dingen fetgehaltenen ge— 
meinen Sprachgebraud *) alle Berfonen verftanden werden mögen, deren 
Seelenthätigkeit in irgend einer Beziehung geftört ift; allein nebftbei auch 
noch ſolche Perfonen, nemlih Kinder und Schlafende, namhaft ge- 
macht, vückfichtlich welcher auch unter den roheſten Menfchenklaffen die er- 
wähnte Anficht kaum mehr vorfommen dürfte. — 


Dagegen wurde längft ſchon aufmerffam gemacht, daß, wenn das 


—— —— 


auf den 8. 133 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850, welcher anordnet, daß 
bei der ftrafgerichtlichen Thatbeftands» Erhebung wegen ded Verbrechens des 
Kindeömorded „vorzüglich darauf zu fehen fei, ob das Kind lebendig ge 
boren worden und fein Leben außerhalb der Mutter fortzjufegen 
fähig gewefen ſei“, weniger noch die Tertirung diefer Gefepeäftelle, als viel- 
mehr die Spikfindigfeit derjenigen bedauern, welche aus ihr herausflügeln wollen, 
daß bierdurd der Gefehgeber felbft anerfannt hätte, daß bei dem Ber 
brechen des Kindesmordes die Lebensfähigkeit des Kindes ein wefent- 
liher Moment des Berbrechend fe. — — Bar es denn Aufgabe einer 
Strafproceß-Drödnung, an der Begriffs » Beftimmung ded materiellen 
Strafgefeped überhaupt und gar fo wefentlihe, Umänderungen vorzunch- 
men? Läßt fi ferner wohl denken, daS der Geſetzgeber diefe angebliche Re— 
laration an der Begrifföbeftimmung eines Verbrechens nur in jenen fän- 
dern einführen wollte, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 gilt, während 
die Praris in dem übrigen Ländern, wo doch dasfelbe materielle Strafge- 
feg gilt, noch immer nah Maßgabe des obigen 8. 4 eben diefe Handlung, 
die hiernad) in den Ländern der St. P. D. ftraflo® wäre, ald ein Ver— 
brechen behandeln wird? — Läßt fih denn dem gedachten $. 133 der ges 
daten St. P. D. nicht ein viel einfacherer und natürlicher Sinn unterlegen, 
dag nemlich der Gefepgeber die Erhebung auch der Vitalität des Kindes 
ala etwas Wichtiges in der Beziehung angeordnet hat, weil ohne Zweifel 
die Strafe bei einem zweifellos Tebensfähigen Kinde viel firenger aus— 
zumeſſen fein wird, als bei einem lebensunfähigen?! — 


*) Bergl. oben Seite 166, 167 und 169, 
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Geſeß fich Hierbei ſchon in eine derlei enumerative Eremplification*) einge- 
laffen bat, es beffer gethan hätte, unter denfelben namentlich no 
mehrere andere Perfonen aufzuführen, hinfichtlich weldyer das angedeu- 
tete Borurtheil wirfli öfters vorfommt; als da feindliche Soldaten, **) 
Kriegsgefangene, rebellifche Unterthanen oder Infurgenten, Glaubensge— 
noſſen anderer Religiong-Eonfeffionen, Apoftaten, Ercommunicirte, Keber 
(Häretiker), Schismatiker, Sektenftifter, Profelytenmader, Ungläubige, 
Angehörige anderer politifhen Parteiungen oder Nationalitäten, Mitglieder 
gewiſſer Familien (zumal da, wo noh Spuren von Blutradhe vorkommen), 
Fremde, Erilirte, Ehrloserklärte, Sklaven, Neger, Rothhäute oder überhaupt 
Menſchen von anderer Hautfarbe, altersfhwache Perſonen, Cretins (Trot- 
teln oder Fären), nach dem Volks: Abergläuben verzauberte, ſ. g. ver 
Ichrieene, verherte, dem Teufel verfchriebene Perfonen, Somnambüle, miß- 
geftaltete neugeborne Kinder, Ausſätzige, Peſtkranke, Trunkſüchtige u. f. f. 
— Ebenfo würde es, wenn fih das Geſetz ſchon einmal in eine foldhe 
Moraleinläßt, in Beziehung auf fachliche Objectevon Verbrechen vielleicht 
nicht überflüffig gewefen fein, ausdrücklich zu erwähnen, daß allerdings aud) 
die Sachen und das Eigenthum all!’ der eben genannten Perfonen, und 
überdieß auch das Staats- und Gemeinde: Vermögen, das Eigenthum 


*) Bergl. über GErempfificiren und Specificiren bei der Cobdification 
überhaupt oben Seite 165—166 die Anmerkung. 

*) Der vielerörterte Fall der Todtung eines feindlihen Soldaten von 
Seite einer nicht zum flreitenden Soldaten» Stande gehörigen Perfon (eines 
f. g. Nicht-Combattant) ftellt fih biernah in der Regel zweifellos ald 
Berbrehen dar. Wenn aber ein ungebildeter Naturmenfch in feiner Her- 
zend-Einfalt hierbei optima fide gehandelt und damit fogar eine verdienftliche 
patriotiihe Handlung auszuführen geglaubt hat, fo käme ihm allerdings 
nicht aus einem objectiven Grunde, fondern aus dem $. 2, lit. e bie 
Entihuldigung des (böfen) Borfakes zu Statten, im foferne er nachweisbar 
nah feiner fubjectiven Auffaffungsweife und Bildungsflufe in diefer 
Handlung wirflih „ein Verbrechen nit erfennen konnte“ (vgl. oben Seite 
190). — Mllein das Gleihe muß folgerichtig nicht blos von der immer nur 
ganz einfeitig hervorgehobenen Tödtung eines feindlichen Soldaten, fondern 
wohl von jedem an den oben beifpieläweife genannten Perfonen begangenen 
Berbrehen behauptet werden, wobei noch indbefondere zu beachten ift, daß bie 
bie und da noch feftwurzelnden Bolld-Vorurtheile, Aberglaube, der Religiond- 
haß und politifche Fanatismus gegen andere Gonfeffionen, Nationalitäten, 
politifche Parteien u. f. f. nur zu oft von ſchlauen Befonnenen, die binter 
der Couliſſe ftehen, aufgeftachelt wird, wo es freilich auch Pflicht des Straf: 
richters ift, die wahrhaft Schuldigen anderswo aufzufuhen, ald da, wo zu. 
nächſt das Phänomen zum Borfchein fommt. — 
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von Gorporationen, geiftlihen Gommunitäten, Stiftungen und ehemali- 
gen Dominien, daß Forft und Wald, dag Fifcherei und Jagd, daß ver- 
lorne und geftrandete Sahen, daß die den Schiffbrüdigen und Waffer- 
verunglücten gehörigen Sachen u. f. f. u. f. f. ebenfalld Objecte find, an 
welchen man Verbrechen, zumal Diebftahl und Betrug begehen fann. — 

Das hetzte der in diefem $. 4 erwähnten Beifpiele endlich, wor— 
nah „Verbrehen auch an folhen Perfonen begangen werden, die ihren 
Schaden jelbft verlangen oder zu demfelben einwilligen,“ muß 
mit großer Behutfamkeit angewendet werden, wenn man das Geſetz nicht 
mit fich felbft, fo wie mit der natürlihen Gerechtigkeit in Widerſpruch 
bringen will. Diefe Beftimmung bildet bei der Subfumtion vorkommen— 
der Fälle unter die gefeglihen Begriffsbeftimmungen der einzelnen Ber- 
brechen allerdings die Regel, und der Gefeßgeber hatte fie wirklich nur 
aus der Natur der Sache gefhöpft, da es die Befchaffenheit der mehreften 
Verbrechen mit fih bringt, daß die Einwilligung desjenigen, an dem das 
Berbrehen zunächſt verübt wird, deſſen objective Bösartigkeit und 
Strafwürdigfeit nicht aufhebt, weil entweder diefe Einwilligung vermöge 
der Unmündigfeit der Perſon, z. B. in mehreren Fällen der $$. 96, 
127, 128, 132 u. m. a., oder vermöge der Unveräußerlidhkeit der 
das Object der Nechtverleßung bildenden Rechte, z. B. bei Mord, Ver— 
laumdung u. ſ. f. als rechtlih-ungültig angefehen werden muß, oder weil 
es fich nicht bloß um die Privat- Rechte derjenigen Perfonen handelt, an 
welchen das Verbrechen unmittelbar begangen wird, z. B bei Gewaltthätig- 
feiten gegen obrigkeitlihe Perfonen, Behandlung eines Menfchen als 
Sklaven, Zweifampf, Blutfchande, zweifache Ehe u. f. f., fondern dabei 
auch wichtige ftaatliche Interejfen verlegt oder bedroht erfcheinen. — 

Allein wir müffen von diefer Regel in allen jenen Fallen das Da- 
fein einer Ausnahme anerkennen, wo das Gefek felbft durch die Begriffs- 
beftimmung des Berbrechens entweder ausdrücklich, wie z. B. beim 
Diebftahle ($. 171) und bei mehreren Fällen der Entführung ($. 96), 
oder nah dem ganzen Zufammenhange der gefeglichen Definition die 
Nicht: Einwilligung des Berlegten als eines der wefentlihen Merf- 
male des beftimmten Berbrechens erklärt, 3. B. öffentliche Gewaltthätig- 
feit durch unbefugte Einfchräntung der perfönlichen Freiheit ($. 93), oder 
durch Erpreffung ($. 98), Nothzucht ($. 125), Veruntreuung ($. 183), 
Betrug ($. 197) u. ſ. f. 

Dadurch endlich, daß das Gefek ſchon hier, gleichwie in den zuleßt 
erwähnten einzelnen Fällen, nur von einem Selbft- „Berlangen des 
Schadens“ oder einer „Einwilligung zu demfelben” gefprochen 


LStrfg. 1.Cht. 1. Hpift. 88.5.u.6.1 — 22 — [Yon Verbrechen überhaupt. ]} 


bat, ift, da dieſe Ausdrücke im ihrer ſprachgebräuchlichen Bedeu- 
tung nar eine vorausgehende Willenserklärung, keineswegs aber 
auch eine nachfolgende Zuftimmung, Gutheißung oder Genehmbaltung 
einfließen, zugleih ſchon ausgeſprochen, daß felbft in jenen zuletzt ange- 
deuteten Ausnahms- Fällen, wo die Einwilligung des Verlekten das 
Verbrechen aufhebt, diefelbe der vwerbredherifhen Handlung vorange— 
gangen fein müffe, um ihr den Charakter der Strafwäürdigkeit zu beneh- 
men, um fo mehr, da das Gefeg fpäterhim im $. 33 ausdrücklich erklärt, 
daß eine fpäter vor ſich gehende Ausgleichung die durch das gefchehene 
Verbrechen bereit verwirfte Strafe nicht mehr aufheben kann. — Ebenfo 
klar folgt aus dem obigen Wortlaute, dag in den gedachten Ausnahms- 
fällen die früher ertheilte Einwilligung des Berlegten nicht etwa vor der 
Degehung der verbreiherifhen Handlung widerrufen fein dürfe, fon- 
dern noch immer wirkfam beftehen müffe, denn fonft wäre fie ja juridiſch 
als keine Einwilligung anzufehen. — 


8.5. 5) 


(1.) Nicht der unmittelbare Thäter allein wird des 
Verbrechens fhuldig, fondern (II.) aud jeder, der durch 
Befehl, Anrathen, Unterricht, Lob, die Webelthat eingeleitet, 
vorfäglich veranlaffet (III.), zu ihrer Ausübung durch abficht- 
lihe Herbeifhaffung der Mittel, Hintanhaltung der Hinder: 
niffe, oder auf was immer für eine Art, Vorſchub gegeben, 
Hilfe geleiftet, zu ihrer fiheren Bollftredung beigetragen ; 
auch (AV.) wer nur vorläufig fi mit dem Thäter über die 
nach vollbradhter That ihm zu leiftende Hilfe und Beiftand, 
oder über einen Antheil an Gewinn und Bortheil einverftan- 
den hat. 

Entfchuldigungsumftände, welche die Strafbarkeit eines 
Verbrechens für den Thäter oder für einen der Mitfchuldi: 
gen oder Theilnehmer nur vermöge perfönlicher Verhältniſſe 
deöfelben aufheben, find auf die übrigen Mitfchuldigen und 
Theilnehmer nit auszudehnen. 


8.6. (8 6.) 


(V.) Wer ohne vorlänfiges Einverftändniß, nur erſt 
nach begangenem Verbrechen dem Thäter mit Hilfe und Bei: 
ftand beförberlich ift, oder (VE.), von dem ihm befaunt ge: 


Hye, Kommentar, 15 


eig und 
Theilnehmer an 
Verbrechen. 


Hitfeleiftung 
nach verübten 
Verbrechen. 


[Strfg. 1. Chi. T. Hptk.58.5.u.61 — 2 — [Yon Verbrechen Aberhaupt.] 


wordenen Verbrechen Gewinn und Bortheil zieht, macht 
fi zwar nicht eben desfelben, wohl aber eines befonderen 
Verbrechens fchuldig, wie foldhes in der Folge diefes Ge: 
fegbuches beftimmt werden wird, 


Das Gefep erflärt in den vorftehenden zwei Paragraphen die 
fehserlei verſchiedenen Arten, nad welden Jemand in Beziehung auf 
ein Verbrechen ſich wirkſam zeigen kann. — 

Nah Maßgabe der (von mir) in Ziffern beigefügten ſechs Ab» 
theilungen werden die Perfonen nad Verfchiedenheit diefer Thätigfeit mit 
folgenden Bezeichnungen namhaft gemacht: 

I. „Der unmittelbare Thäter“, d.i. nad) dem allgemeinen, 
von unferem Gefege in diefem Punkte nirgends verleugneten, daher ftills 
fhweigend angenommenen, Sprachgebrauche derjenige, welcher jene Hand» 
lung, in welcher ſich nad) der gefeglihen Begriffsbeſtimmung zu nächſt 
der objective XThatbeftand der verbreherifchen That darftellt, durch 
unmittelbarzeigene XThätigfeit unternommen (vollbracht oder doch wes 
nigſtens verfucht) hat; — der z. B. bei der Brandlegung die brennende 
Lunte unter das fremde Strohdach geftedt ($. 166), oder beim Raube 
dem Angefallenen die Gewalt angethan und ihm die Börfe aus dem Sade 
geriffen hat ($. 190) u. f. f. Der gemeine und wiffenfhaftlihe Sprad- 
gebrauch nennt diefe Perſon ebenfall® bald mit dem Worte: „unmittel- 
barer Thäter“, bald „Thäter“ (fchlehtweg), „Hauptthäter“, „phy- 
fifher Thäter” oder „phyfifher Urheber” eines Verbrechens. 
Ebenfo nennt ihn aber auch unfer Geſetz abwechfelnd, wie z.B. im $.211 
wiederholt den „unmittelbaren Thäter“, oder bezeichnet ihn im $. 136 
mit Beziehung auf das Verbrehen des Mordes ald „unmittelbaren 
Mörder", während die Randgloffe eben diefes $. fynonim das Wort 
„Ihäter" gebraucht; — bedient ſich ferner dafür des Ausdruckes: 
„Thäter“ (ſchlechtweg), z. B. in den 88. 2, lit. d, 6, 46, 138, 172, 
176, 179, 214, 224, 227, 237, 531”); und gebraucht überdieß ftatt 
desjelben fogar den Ausdrud: „Urheber“, indem es im $. 44, lit. e 
und 8.59 lit. bh den „ Urheber" — dem „Anftifter” (f. g. intel 
lectuellen Urheber) und „Rädelsführer“ coordinirend gegenüber 


— — —— — 


) Das Wort „Thäter“ kann übrigens in den meiſten der oben 
citirten Paragraphe ohne Zwang auf Jeden, der auf was für immer eine 
ter in dem $. 5 bezeichneten Arten ſich (wenn gleich nur ala Gehilfe oder 
Theilnehmer) eines Verbrechens ſchuldig gemacht hat, bezogen werden. — 


[Strfg. I. @pl. 1. Hp. 55.5u.61 — 227 — Von Verbredyen überhanpt.] 


ftellt, fomit nad dem ganzen Zufammenbange hier unter „Urheber“ 
nur den f. g. phyſiſchen Urheber verftehen kann, und indem es ferner 
im $. 84 den „Urheber“ im Gegenfage von bloßen „Mithelfern“ nennt, 
fomit im BZufammenhange an diefer Stelle unter Urheber fowohl den 
phyſiſchen (Thäter) als den intellectuellen Urheber (Anftifter) zufammen- 


gefaßt hat. — 


II. „Ieder, der durch Befehl @. i. durd eine von einem Oberen ar 
einen Untergebenen oder doch in berriihem Tone geäußerte, und eventuell auf Zwang hindeutende 
Willenserklärung, dab Etwas gefhehen foıt), Anrat h en ®. i. Darftellung und Gm 
vfehlung einer Handlung als nüglihed Mittel zu einem gewiffen erwünſchten Zwede), Unter 
richt Geibringung von Begriffen, Kenntniſſen oder mechaniſchen Pertigfeiten), Lob 
(eine Handlung als fittlich oder Hüglich gut darſtellend, die Vorzüge derfelben anseinanderfeßend, 
ſich darüber mit Beifall äußernd) die Uebelthat ein geleitet @. i. vorbereitet und 
bewirket hat, daß die Handlung unternommen oder in's Leben geſetzt werde) , (oder) vor⸗— 
ſätzlich (alſo — da das Geſetz bier nicht weiter unterſcheidet — in was immer für einer 


Weiſe, daher z. B. aud durd; Bitten, Ueberredungen, fogenannte bittliche Beſchwörungen und 
Beſtürmungen, Berheißungen, Geben oder Verſprechen eines Sohnes, Irreführung oder Be 
nügung eines Irrthums, durch betrügliche Borfpieglungen, durch Aufregung von Wünfhen 
und Begierden, durch Aufftahlung von Haß, Born, Giferfuht, Rache, Fanatismus, Neid 
oder was immer für anderen Leidenichaften, oder Dur Drobungen, Zwang und Furcht, durch 
Anregung oder Benügung von Aberglauben, religiöfem Mahn oder Borurtheilen, kurz durch 


was immer für eine yiyhologifhe Einwirkungauf dad Gemüth eines Anderen) veran— 
laf f et bat” (d. i. die Aufmerkſamkeit und den Entſchluß eines Anderen zur wirklichen Be- 
gehung des Verbrechens angerent und fofort diefe felbft wirklich herbeigeführt hat). 


Man nennt im Sprachgebraudhe der Wiſſenſchaft und des Lebens 
denjenigen, der die oben erörterte, won unferem Geſetze zunächft nur 
beifpielsmweife befchriebene Thätigkeit *) entwidelt, d. h. denjeni« 
gen, der durch Einwirkung auf den Willen eines Anderen deffen Entſchluß 
zur ftrafbaren Handlung beftimmt und hierdurch diefe felbft herbeigeführt 
hat, den „intellectuellen oder moralifhen Urheber“ oder aud 


*) Es leuchtet ſchon aus den oben von mir beigefügten vielen ande» 
ren Beifpielen von f. g. intellectueller Ginwirkung auf Andere ein, daß die 
von unferem Gefege aufgezählte Beifpielfammlung fehr unvollftändig ift, 
und daß ſich auch bier wieder die fchon mehrfach bemerkte Miflichkeit jedes 
Eremplificirend in einem Geſetze ald unbaltbar darftelle. — Zum Glüde, daf 
die vom Geſetze beigefügte allgemein lautende Elaufel: „vorfäßlich veran« 
laſſet hat“ einen Haltpunft darbietet, um wenigftens praftifch bei Enticheis 
dungen folder Fälle, die fih nicht gerade unter die engbegrängten Momente 
von „Befehl, Anrathen, Unterricht oder Lob” fubfumiren laffen, in feine Ver— 
fegenheit zu gerathen. — 

15 * 


[Btrfg. 1. Epi.1. Hptk.85.5u.51 — 228 — (Yon Verbrechen überhanpt.] 


ſchlechtweg „Urheber“, hie umd da felbft „mittelbaren Urheber“ 
des Verbrechens, ferner manchmal au „Anſtifter“, „Befteller" oder 
„Aufwiegler“, obgleich die depteren Drei Benennungen nicht felten nur 
bei gewiffen Arten von Berbrechen, oder zur Bezeichnung befonderer Gigen- 
thümlikeiten oder Gradationen der intellectuellen Urheberſchaft ange 
wendet werden. — Auch unfer Gefeß bedient fi abwechfelnd der Aus— 
drüde: „Anftifter“ (88. 44, lit. e und 59, lit. b), „Urheber“ 
(8$. 263, lit. k und 480 *), „Befteller“ ($. 136) und ſelbſt „Auf: 
wiegler“ and „Radelsführer“ (88. 70, 71, 72, 75 und 481), 
obgleich man unter dem Tegteren , in foferne das Geſetz diefe Benennung 
ebenda, gleichwie in den $$. 44, lit. e und 59, lit. b den Ausdrüden: 
„Urheber“, „Anftifter* und „Aufwiegler“ beiordnet, unver: 
kennbar eine Steigerung derfelben, und fofort, in Uebereinſtimmung 
mit dem gemeinen Sprachgebrauche, unter dem „Rädelsführer“ den- 
jenigen verfiehen kann, welcher „bei einem von mehreren Perfonen be- 
gangenen Verbrechen“ ($. 44, lit. e) die Leitung des ganzen Unterneh: 
mens führte, oder doch als die eigentliche Seele desfelben den Plan .ent- 
warf. — Unfer Gefeh bedient fich aber ferner zur Bezeichnung eben diefer 
intellectuellen oder pſychologiſchen Einwirkung auf Andere, um fie zu 
einem Verbrechen zu beſtimmen, nod verfhiedener anderer Varian— 
ten, ald da: „Verführung“ (88. 44 d, 123, 132 II, 263 T, 264, 
501, 506 und 509); — „Berleitung” ($$. 58, 101, 104, 105, 
122 ce, 132 IE und IV, 201, lit. d, 222, 311, 465 und 505); — 
„auffordern“, „aneifern”, „zu verleiten fuhen“ ($$. 9, 58, 
59, 65, 222, 297, 300, 301, 302 und 305); — „aufreizen“ (88. 
65, 163, 300 und 302); — „Aufwieglung” (88. 58 und 300) ; — 
„Kitten“ oder „zu fiften verſuchen“ ($$. 65, lit. c, 287 a, 288). 
— Dadurd aber, daß das Gefek die fih aus dem $. 1 wohl von feldft 
verftehende Appofttion hier ausdrüdlich wiederholt, daß nemlich auch 
diefe Urheberfchaft, damit man fi eines Verbrechens ſchuldig machen 
fönne, „vorſätzlich“ gefchehen müſſe, hat es zugleich erklärt, daß es 
wenigftend ala Berbrehen nur eine dolofe, keineswegs aber eine f. g. 
culpofe Urheberfchaft anerfenne. — 


III. „Wer zu ihrer Gi. e. der verbrecheriſchen uebelthah Ausübung 
(daher — weil das Geſetz nicht weiter unterjceidet — gleichgiltig, ob zur Ausübung eines woll- 


eg 





*) Das der Ausdrud: „Arheber” in den 88. 44, lit. e und 59, 
lit. b, weil er dafelbft im Gegenfage von „Anftifter“ gebraucht wird, 
vielmehr den phyſiſchen Urheber bedeute, wurde bereit# unter 1 aus— 
geführt. — 


[Btrfg.1. Eh1. 1. Hptl.$5.5.0n61 — 229 — [Yon Verbrechen überhaupt.] 


braten oder nur verfuch ten Berbrehens — arg ex. 9 durch abfichtliche 
(alfo Fann die blos culpoſe Mitwirkung zu einem Berbrehen nicht ald Berbrehen beftraft 
werden) Herbeifhaffung der Mittel, Hindanhaltung der Hinderniffe oder 
auf was immer für eine Art Calfo gleihgiftig, ob durch phyſiſche Thätigfeit, 


ober durch iutellectuelle Ginwirfung , ob durch pojitive® Handeln, oder durch Unterlaffung, ob 
unmittelbar bei der verbreherifhen Hauptihat mitwirfend , oder nur im einem mittelbaren und 


noch fo entfernten Zufammenhange auf diefelbe beförderlichen Einfluß nehmend) Vorſchub 
gegeben d.e. thätig beſörderlich gewefen in), abſichtliche (alſo mit dem Vewußtfein und 
Biden geſchehend, daß dieß zur einem Verbrechen vienen fo uud wirt), Hilfe geleiftet 
(d. h. ſeine Kräfte mit den Kräften bes Anderen vereiniget, um deſſen Zwecke zu erreichen), 
zu ihrer fiheren Vollſtreckung beigetragen (affo die Begehung des Verbrechens, 
die vielleicht and ohne deſſen Mitwirlung geſchehen fein würde, erleichtert, 4. ®. den bereits 
dazu entfhlofen gewefenen Thäter in feinem Gntihluffe beflärkt, oder beffen begounene, aber 


ſchwankende, unzwecmäßige oder unzureichende Zhätigfeit ergänzt, fortgefeßt oder gefräftiget 
bat u. dgl). — 


In der Schule fo wie im Leber nennt man diefe Berfonen, 
welche durch ihre Thätigkeit das Verbrechen eimes Anderen wiſſentlich 
befördern, alfo zunächſt zu frem dem Zwecke die Ausſührung desfelben 
unterſtützen, Gehilfen des Verbrechens *), und unſer Geſetz bedient ſich 
auch wirklich bei mehreren Gelegenheiten (65. 83, 84, 114, 120, 217— 
220 u. f. f.) zur Bezeichnung der. eben erwähnten mitwirfenden Thätig- 
fert der Ausdrücke: „Gehilfen, Mithelfer, Helfen, Hilfeleiftung, hilfreiche 
Hamd bieten“, gebraucht jedoch abwechſelnd dafür au wieder andere 
Ausdrücke, ald da „mitwirken“ ($$. 107, 11, 113, 118, lit. &, 
- 136, 137 und 141), „fi betheiligen“ ($. 59, In. b); „mit (an 
einem Verbrechen) Schuld tragen“ (9.146), — „beitragen“ 
(88. 163 und 293 it. d), — „zuthun“ (&. 211) uf. f. — 


EV. „Ber auch nur vorläufig W- i. vor begangenem Verbrechen arg. 
aus dem Nachfage und aus $. 6) ſich mit dem Thäter  . i. mit jedem, den das Geſet 


—— 


*) Die Doctrin unterfheidet oder unterfhied wenigſtens früher man- 
nigfahe Arten von Gehilfen und von Hilfeleiftung oder Beihilfe; — Haupt: 
und Rebens»Gehilfen, — ferner pofitive und negative, — unmittel«- 
bare und mittelbare, — intellectuelle und phyſiſche, — nahe 
und entfernte, — vertragsmäßige und zufällige, — gleiche und 
umgleihe, — allgemeiwe (gemerelle) und befondere (jpecielle), — be» 
ffimmte und unbeftimmte, endlich fogar eine vorhergehende, be- 
gleitende und nachfolgende (?!) Hilfeleiftung. — Bon der lepteren 
(eigentiih Begämftiguig eines Berbredhend) wird indkefondere in ben oben 
weiter folgenden Abſaͤtzen die Rede fein. — 68 liegt am Tage, daß unfer 
Geſetz alle diefe wenig praftifchen Eintheifungen unbeachtet ließ, und alle 
Arten von Silfeleiftung in dem Gefammt-Ausdrude „auf was immer für 
eine Art Hilfe geleiftet“ mit eingefchloffen habe. — 


[Strfg. 1. HL. 1. Hptſt. 68.5.0.6) — 230 — [Bon Verbrechen überhaupt] 


im worbergebenden Theile diefes Paragraphes als fhuldig der verbrecheriſchen That 
erflärt, daher gleidhgiltig, ob mit dem unmittelbaren Thäter, oder aud nur mit dem Anftifter 


oder Gehilfen) über die nach vollbrachter That ihm zu leiftende Hilfe und 
Beiftand (was immer für einer Art, — quia lex non distinguit — daher eben fo. 


wohl dur nachträgliche Beförderung der verbrederifhen That felbit hinſichtlich der Aufrecht- 
haltung ihrer Wirkungen, als auch durch Berfteden oder Weiterbringen der Gegenſtände des Ber: 


brechens, Verbergung des Verbrechers u. dgl.) oder über einen Antheil an Gewinn 
und Bortheil (d. 1. an was immer für einem, unmittelbar oder mittelbar aus dem Ber» 


brechen für den Thäter hervorgegangenen Zuwachs an Dermögen oder Nutzen, oder an den 
andermweitigen, von ihm durd; das Verbrechen erlangten Berwirklihungen feiner Wünſche) 


einverftanden (alſo ſich mit demfelben aud nur vertragsmäßig verabredet, wenn gleich 
in Wirklichkeit noch feinen Augen gezogen, ef. $.6) hat. — 

Unfer Geſetz bezeichnet fowohl im Terte des Nachſatzes des &. 5, 
als auch in der Randagloffe zu demfelben die in diefem Paragraphe nad 
Mafgabe ihrer vierfach verfhiedenartigen Thätigkeit aufgeführten Perfo« 
nen mit dem Ausdrude: „ Mitfhuldige und Theilnehmer" und 
fann daher mit Rüdficht darauf, daß es, nach Inhalt fehr vieler Parallel- 
Stellen (4. 2. 71, 72, 75, 107, 108, 109, 111, 116, 137, 138, 165, 
280 u. m. a.) unter dem Ausdrude: „Mitſchuldige“ allerdings noch 
die (eben erft unter Abſatz III genannten) Gehilfen mit einfchließt, mit der 
dem Worte: „Mitfehuldige” coordinationsweife entgegengefekten 
Benennung: „Theilnehmer“ an diefer Stelle feine andere Be 
deutung verbinden, als daß es darunter nur die im IV. Abſatze diefes 
Paragraphes befchriebenen Perfonen fubfumirt haben wollte, welche nem— 
lich in Beziehung auf ein Verbrechen erft nach deffen Begehung, jedoch 
in Folge voraudgegangenen Einverftändniffes, thätig (bes 
günftigend) eingewirkt haben; während es, im Gegenfaße hiervon, unter 
„Mitfhuldigen” alle diejenigen (in den Abſätzen I—III des $. 5 ges 
nannten) Perfonen verfteht, welche fhon vor oder bei Begehung des 
Verbrechens thätig waren. 

In diefem Sinne ift daher auch in unferen Gefegen*) der 


) Sowohl die beiderfeiligen zweiten Abfchnitte ded St. G. B. vom 3. 
September 1803, melde dad Berfahren über Verbrechen und ſchwere 
Polizeislebertretungen behandeln (4. B. in den $$. 234 d, 338 d, 384 b, 
426 1. des I. und $. 325 des II. Th.), ald auch die St. P. D. vom 17. 
Jänner 1850 (z. B. in den $$. 71, 233, 289 a, 362 und 462) bedienen fich 
an fehr vielen Stellen des Cumulativ-Ausdruckes: „Mitfhuldige* und (oder) 
„Theilnehmer“. — In bdiefer Zufammenfegung muß daher der Ausdrud: 
„Theilnehmer“ regelmäßig in der oben erklärten Bedeutung verftanden 
werden, wenn bderfelbe anderd nad dem vom Gejeßgeber felbft gebrauchten 
Gegenſatze von „Mitfehuldigen“ nurüberhaupt einen felbftftändigen Sinn 
baben foll. — 


[Btefg. 1. El. 1. Hp. 55.5.6) — 231 — (Yon Verbrechen überhaupt.) 


Ausdruck: „Theilnehmer“ regelmäßig ale Gegenfak von 
„Mitfhuldiger” zu verftehen, jedoch dabei nicht zu überfehen, daß eben 
diefed Wort in unferen Gefegen ausnahmsweiſe häufig aud in 
anderen, und viel weiteren Bedeutungen gebraudt wird *) und daß der 


*) Die 88. 65, lit. e, 71, 73, 75, 163, 195, 232, 285, 287, 288, 289 
und 298 unfered® dermaligen Gefeges bedienen fih nemlich der Ausdrüde: 
Theilnehmen“ — „Theilnehmer“ und „Iheilnahme* offenbar in einer viel 
weiteren ald der obigen, ald Grundfag hingeftellten Bedeutung, nemlich in 
dem Sinne, daß dadurh was immer für eine Thätigkeit in Beziehung 
auf eine ftrafbare Handlung bezeichnet werben foll, wodurch man derfelben im 
meiteften Sinne des Worted „mitfchuldig“ wird. — In diefer vageften Be- 
deutung ded Wortes wird dasſelbe von unferem Geſetze, alfo wieder un— 
verfennbar ſynonim mit dem Ausdrude „mitſchuldig“ im mweiteiten 
Einne des Worted, oder gleihbedeutenb mit den an vielen andern Gtellen 
bafür gebrauhten Ausdrüden: „Schuldige* ober „ſich (überhaupt) ſchul— 
dig machen“ einer firafbaren Handlung gebraucht. Der lepteren zwei Aud- 
drüde bedient es fih regelmäfig,, ald da in den $$. 59, lit. a, 63, 65, 69, 
72, 73, 87, 92, 98, 105, 114, 134, 143, 144, 146, 147, 152, 153, 183 185, 
190, 209, 213, 263 k, 264 c, 266, 271 lit. b, 285, 287, 293, 300, 301, 302, 
303, 304, 305, 306, 307, 308, 309, 310, 314, 315, 325, 326, 487, 492, 496, 
502, 507, 512, 516, 526, 527, 531 u. m. a., und abwechfelnd an deren 
Etelle auch der Dezeihnung: „eine ftrafbare Handlung begehen“ (4. B. in 
den 88. 58, 76, 106, 118, 122, 125, 128, 158, 166, 171, 197, 206, 207, 
207, 235, 237, 251, 267, 311, 327 uud 499), um in der allgcmeinften 
Weiſe auszudrücken, daß fih irgend Jemand auf eine der im $&. 5 ber 
zeichneten vier Arten einer ftrafbaren Handlung Ihuldig gemacht babe. 
— In diefer meiteften Bedeutung des Wortes werben daher von unferem Geſetze 
ſehr häufig die Worte: „Iheilnehmer oder Theilbaber“ und „Mitſchul— 
dige oder Echuldiae* mit einander ſynonim und promiseue gebraucht, und 
an ihrer Statt fommt bie und da fonar an manden Stellen das Mort 
„Ihäter* (Berbrecher) (veraleiche die 58. 44, 46. 223 a, 224, 227, 263 k, 
264 c, 526 u. m. a.) cebenfall® in diefer mweiteften Bedeutung vor, daß es 
nemlih auch alle Arten von den im $. 5 bezeichneten Mitwirfern oder Mite 
fhuldigen umfaffe. — Dieſelbe Barictät der Bedeutungen der beiden Aus— 
drüde: „Mitichuldige” und „Theilnehmer“ in unferen Geſetzen zeigt ſich ins— 
befondere auch in den beiderleitinen zweiten (über das Strafverfahren han— 
delnden) Abichnitten des Strafgefcked vom 3. September 1803. Während 
man fih aus den in der vorhergehenden Anmerkung citirten Paragrapben über 
zeugen fann, daß dafelbft die Worte: „Mitfhuldige und Theilnehmer“ cumulativ 
coordinirt und daher ald verfhiedene Arten einander gewiffermaßen ent« 
gegengeſetzt wurden, wird dasWort: „Mitfhuldige* an vielen anderen Stellen 
(3. B. in den 88. 265, 296, 307, 343, 344, 349, 353 g, 369, 390, 391, 410, 
411, 430, 478, 506 b und 515 des 1. Theild und $$. 320 d und 337 bed 
D. Zheild) in der obigen allerweiteften Bedeutung, als alle Arten von 
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Hinfihtlich diefer Ausdrücke leider fo ſchwankende Sprachgebrauch unferes 
Geſetzes noch complicirter dadurch wird, daß es fi des Ausdrudes : 
„Theilnehmer“ noch überdieß zut Bezeichnung aud von mehreren 
derjenigen Perfonen bedient, deren Thätigkeit erft na ch begangenem 
Berbrehen und ohne vorausgegangened Einverftändniß 
eintritt, und im 8. 6 befihrieben wird. — 


Das Gefek fpricht nemlich in diefem Paragraphe au von Dem- 
jenigen, der 


V. „ohne vorlänfiges Einverſtändniß nur erft nach begange- 
nem Verbrechen (alſo mit Ausſchlieung jedes dem Verbrechen vorausgehenden Ein - 
verfländniffed und jeder demſelben vorangegangenen Mitwirtungh dem Thäter (v. 5. wieder 


Schuldigen, daher auch die Theilnehmer einfhließend gebraudt und 
abwechfelnd an deſſen Stelle, daher völlig gleichbedeutend damit, wie— 
der die Worte „Iheilnehmer”, „Theilhaber“ oder „Mithelfer“ (3. B. in den 88. 
242, 296, 508, 514, 546 e des I. und 337 des I. Theils) geſetzt. — Gleich 
unbeftimmt ift die Bedeutung diefer Anddrüde in unferer St. P. O. vom 17. 
Hänner 1850. Während nemlich diefelbe in den ſchon oben bezogenen 88. 
71, 233, 289 a, 326 und 462 von „Mitfchuldigen und (oder) Theilnehmern“ 
fpriht, wird an andern Stellen der Ausdruck: „Mitſchuldige“ für fid 
allein ($. 213) und noch öfterd das Wort: „Iheilnehmer“ (88. 71, 
178 a, 195, 406 umd 407) nad dem ganzen Zufammenhange wieder in einer 
viel weiteren Bedeutung, nemlih zur Bezeihnung aller Perfonen, melde 
auf was immer für eine Weife einer flrafbaren Handlung ſchuldig er- 
feinen, und fofort identifch mit „mehreren Berurtheilten oder Schuldigen“ 
($$. 368 und 470), „mehreren Mitangeflagten oder Betheiligten“ 
($$-. 436 und 493), ja felbit mit dem allgemeinen Ausdrude: „Ihäter“ 
($. 416) gebraudt. — — 

Bei diefen Schwankungen des gefeglihen Sprachgebrauches mag 
es daher niht Wunder nehmen, wenn bie Prarid nah Maßgabe unferes 
bisherigen Strafgefebed (vom 3. Sept. 1803) hie und da den zunächſt 
nur dur die Randgloffe zum 8. 5 angedeutet gewefenen (im dermali— 
gen Geſetze aber wohl auch im eigentlihen Geſetzes-Texke des 8. 5 und 
des 8. 177 feftgebaltenen) Unterſchied zwifchen „Mitſchuldigen“ und „Theil: 
nehmen“, in dem oben in meinem Texte erflärten Sinne ganz umd gar auf- 
gegeben Hat und ſchlechtweg alle im $. 5 bezeichneten Perfonen, mit Ein— 
ſchluß der im IV. Abfage dedfelben benannten nahträglihen Mitwirker 
(in Folge vorausgegangenen Einverftändniffes) mit dem Namen: „Mitfchul: 
bige“ benennt, und den Ausdrud: Theilnehmer“ audfchliefend auf jene 
Fälle befchräntt, wo das Geſetz felbft bei einzelmen Verbrechen ſich diefes 
Ausdruckes zur Bezeichnung gemwiffer Thätigkeiten insbeſondere bedient 
(88. 109, 112, 116, 120, 121, 185, 186, 187, 189, 196, 464, 465 und 466), 
von welchen übrigend oben im Texte noch befonderd gehandelt wird. 
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irgend Jemandem, den das Geſetz im 6. 5 überhaupt als Thäter des Verbrahend erklärt, oder. 
ihm glei hälh mit Hilfe und Beiftand beförderlich ft“ kalſo nicht blos, wie im 
vorbergehenden $. 5 ſich darüber nachträglich verabredet , fondern bereits wirtlihe Hilfe 
geleitet Hat); — oder Demjenigen, der | 


VE, Geil. : „ohne vorfäufiges Ginverftändnig nur erft nad; Begamgenem. Berbrechen”) 
— „bon dem ihm befannt gewordenen Verbrechen Ginſichtlich deſſen er alfo 
nicht blos weiß, daß die That am fi geſchehen, fondern die er and ald ein Verbrechen, d. b. 
überhaupt als eine ftrafbare Handlung erfannt hat, ef: $. 2, lit. e uud $. 9) Gewinn 
und Bortheil zieht (alfo daraus einen unmittelbaren oder mittelbaren Nupen wirtiidh 
bezieht, und nicht blos, wie im $. 5 ſich über einen foldhen verabredet). — 

Das Geſetz verfügt aber nun im $. 6 weiter, daß diejenigen Ber: 
fonen, die eine der eben unter V und VI erflärten zweierlei Arten von 
Thätigkeiten begehen, „fi zwar nicht eben desſelben, wohl aber 
eines befonderen Verbrechens ſchuldig machen, wie foldhes in der Folge 
diefes Gefegbuches beftimmt werden wird." — 


Indiefen Worten liegt nun eben der große und praftifh wichtige 
Unterfchied zwifchen dem $.5 und dem $.6. — Es macht ſich nemlich Jeder- 
mann, der in Beziehung auf was immer für ein Verbrechen eine der viererlei 
im $. 5 (Abſatz L—IV) bezeichneten Thätigkeiten begeht, eben dadurch ipso 
facto des nemlichen Verbrechens fchuldig, deffen der unmittelbare Thäter 
ſchuldig ift *), umd er ift daher mit logifcher Nothwendigkeit (unter An- 
wendung der allgemeinen Erſchwerunge- und Milderungs-Umftände, ind- 
befondere des $. 44, litt. d und e und $. 46, Hit. c) in der Hegel **) 


— 


) Daß dies ber eigentliche Sinn des 8. 5 ſei, hat das Gefep ſelbſt 
wohl am ſchaͤrfſten im 5. 211 ausgeſprochen: „daß durch Zuthun eben bie 
Gattung von Verbrechen begangen werde, deren fih ber unmittelbare 
Thäter fchuldig macht, ift ſchon in dem $. 5 erflärt.” — Allein ed würde 
diefe Auslegung des $. 5 auch fehon aus den vom Gefepgeber im $. 6 als 
Begenfag vom $. 5 gebrauchten Worten: „zwar nicht eben desfelben, 
wohl aber eines befonderen Berbrechend ſchuldig“, und grammatifalifh richtig 
ſelbſt ſchon aus der Wahl des beſtimmenden Geſchlechts⸗Attikels im 5. 5 
gefölgert werden müffen, da nemlich in diefem Paragraphe gefagt wird, daß nicht 
6188 der unmittelbare Thäter, fondern au alle im $. 5 nachfolgend be- 
zeichneten Perfonen „des Verbrechens“ (alfo des Einen, beflimmten Ber 
brechens, deffen der unmittelbare Thäter fehuldig und wovon in diefem 
$. alleinig die Rede if) fhuldig werden. — Pol. au die Anmetkung **) 
auf Seite 171. 

») Die Ausnahmen von biefer Regel, wo nemlih das Gefep für 
die werfchiedenen Arten der Mitwirkung auch verſchieden abgeftufte Strafen, 
und zumal für die fogenannten entfernteren Gebilfen (Mitſchuldigen oder 
Teilnehmer) bedeutend geringere Strafen anordnet (4. B. im ben 99 59, 
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zu der nemlichen Strafe zu verurtheilen, melde von dem Gefege für 
den unmittelbaren Thäter feftgefebt wurde, ohne daß das Gefek bei den 
einzelnen Verbrechen erft noch insbefondere feftzufeßen nöthig hat, 
daß man durch eine diefer Ihätigkeiten eben diefes einzelnen Ver— 
brechens mit«fhuldig werde, oder daß für diefe Arten der Mit» Schuld 
eine eigene Girafe angeordnet zu fein braudt, denn dieß ift ja eben 
durh den $. 5, der in dem erften „von Berbreden überhaupt“ 
handelnden Hauptſtücke vorkommt, alle Gattungen von Berbrehen Ein 
für Allemal als allgemeine Norm hingeftellt worden, und muß daher 
alde ausdrüdlihe und für die Berbrehen überhaupt gegebene 
Borfhrift des Geſetzes aud bei allen einzelnen Berbrehen in 
Anwendung gebracht werden”). Anders und zwar in gerade entgegen» 
gefeßter Art verhält es fich mit den im $. 6 (Abfak V und VI) bezeich- 
neten zweierlei Thätigfeiten. Wer fi einer von diefen beiden Thätig- 
keiten in Beziehung auf ein Berbredhen fhuldig mat, begeht nur dann 
und in foferne ein eigenes (befonderes) Verbrechen, in wieferne dieß in 
dem Geſetze indbefondere feftgefegt ift, und wird alfo auch nur mit 
jener befonderen Strafe belegt werden fönnen, welche in dem Geſetze 
für diefes befondere DBerbrehen eigens und ausdrüdlic angeordnet 


60, 61, 70—72, 75, 136—138 u. m. a.), erben an den zufömmlichen Or— 
ten befonder® gewürdigt werden. Sie mögen aber bier ſchon, wenigſtens in 
der Richtung erwähnt werden, damit fie unfer Strafgeſetz doch theilmeije ger 
gen den oft gehörten Borwurf rechtfertigen mögen, daß daöfelbe nemlich einen 
ganz unrichtigen legislativen Standpunkt einnchme, wenn cd dem 
Grundſatze folge, dap die bloßen „Gehilfen“ und nadträglihen „Begün— 
ſtiger“ eines Verbrechens (in Folge vorläufigen Einverftändniffes) in der Res 
gel der nemlichen Strafe unterzugen werden follen, welche für den phyſiſchen 
Hauptthäter und deu intellectuellen Urheber feſtgeſetzt iſt. — Die oben ange 
deuteten Ausnahmen zeigen aber, daß unfer Geſetz bei den wichtigften 
Berbrehen wieder davon abgeht; — zudem gewähren die Beflimmungen uns 
fered Geſetzes über Erfchwerungd- und Milderungs » Umftände, vorzüglich aber 
das den Gerichtchöfen eingeräumte ordentlihe und außerordentlihe Mildes 
rungsrecht der gefeplichen Strafe (vergl. die SS. 52—54 und dad oben auf 
Seite 79—82 Gejagte) einen fo großen Spielraum bei Ausmeffung der Strafe, 
daß dadurch die oft fehr große Verſchiedenartigkeit der Strafwürdigfeit der 
obigen Perfonen in Vergleich unter einander, wenigftend praftifch fehr leicht 
ausgeglichen werben kann. 

*) Eben dadurch, dag die obige DVorfhrift im (auddrüdlihen) 
Bortlaute des $. 5 enthalten erfcheint, wird zugleich dem Einwurſe bes 
gegnet, ald ob durch die dargelegte Erklärung biefer Gefegeöftelle irgendwie 
bem im Artifel IV des K. M. P. ausgefprochenen Berbote der ausdehnenden 
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ift *). Diefes befondere Verbrechen aber, deffen man durch derlei nach⸗ 
träglihe Begünftigung eines Verbrechens (ohne vorläufiges Einverftänd- 
niß) [huldig wird, ift nun entweder das Verbrechen der Vor— 
fhubleiftung, und zwar des von dem Gefege dafür erklärten zweiten, 
dritten oder vierten Falles diefes Verbrechens ($$. 214— 221 **), deffen 
man ſich übrigens durch ein ſolches „machträgliches mit Hilfe und Bei- 
ftand beförderlich fein“ (Abfak V) in den Fällen der $$. 214 und 217 
in Beziehung auf jedes Verbrechen fhuldig machen kann, da ſich die 
eben bezogenen Gefeßes-PBaragraphe ganz allgemein ausdrücken, daher 
auf Berbrehen überhaupt beziehen; — oder man begeht dadurd 
ein nur bei einigen Verbrechen, nemlich bei der Greditöpapier- und der 


Anwendung des Gefepes auf nicht ausdrücklich als flrafbar erfaunte Handlun⸗ 
gen entgegen gehandelt würde. Bergleiche hierüber indbefondere oben Seite 
105—106. 


*) Aus dem oben dargelegten Inhalte des 8. 6 leuchtet ein, daß ber- 
felbe im Grunde nur eine nominelle Hinweifung auf den Inhalt anderer 
Geſetzesſtellen, daher an und für fi feine Verfügung ausſpricht, das heißt, 
feinen realen Inhalt einfchließe, und eben deßhalb firenge genommen 
ganz überflüffig ifl. — Er wurde von dem Gefeßgeber unverkennbar nur dar« 
um beibehalten, um jene Lüde, welche fih dem Lefer des Schluffages des 
8. 5 in der Gedanfenfolge a conlrario nothwendig aufbringen muß, ſchon 
bier auszufüllen, und um fohin Jedermann aufmerffam zu machen, daß für 
den dem Schlußfage des $. 5 entgegengeiegten Fall im Gefege aller 
dings ebenfalls Vorforge getroffen fei, aber erft an den zufömmlichen Orten 
bei den einzelnen Berbrechen gehandelt werben wird. 


*) Der erfte Fall des Berbrechend der von unferem Gefege fogenannten 
Borjhubleiftung — durch abfihtlihe Nihthinderung eines Verbrechens 
($. 212) — ift weder durd) den Inhalt des $. 6 angedeutet, da er ja nicht 
eine nachträgliche, erfi nah begangenem Verbrechen eintretende Hilfeleiftung, 
fondern eine fhon während der Begehung deöfelben fih (wenn gleich nur 
negativ) wirffam zeigende Begünftigung einfchließt, noch könnte diefe Art 
von blod paffiver Beförderung eines fremden Verbrechens unter den Wort— 
laut irgend eined der IV Abſätze des $. 5 fubfumirt werden. Gr bildet da— 
ber für fih ebenfo einen ganz befondern Ausnahmdfall, wie man aud bie 
88. 60, 61, 67, 92, 95 in DBerbindung mit $$. 213 und 215, in fo ferne da- 
durh die Nichtverhinderung und Nichtanzeige der Verbrechen bed Hochver- 
rathes, der Ausfpähung oder anderer Einverftändniffe mit dem Feinde, der 
unbefugten Werbung und die Nidtverhinderung von Seite eines öſterreichi— 
fhen Schiffscapitäns in Beziehung auf die auf feinem Schiffe vorlommende 
Behandlung eined Menfhen ald Sklaven — ald Mitfhuld an eben diefen 
Berbrechen erklärt wird, ald ganz befondere Ausnahmen von den fonft üb» 
lihen Nomenclaturen in unferem Gefepe anfehen muß. 
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Münz ⸗Verfälſchung, dem Diebſtahle, der Veruntreuung und dem Raube *) 
($$.109, 112, 116,120, 121, 195,186, 187, 189 und-t 96) indbefondere 
beruorgehobenes Berbrechen, das rückfichtlich der Ereditspapier- und Minz- 
verfälfhung „Eheilnahme am demfelben“ ($$. 120 und 121), hinfichtlich 
der übrigen. eben genannten Verbrechen aber von unferem Geſetze aus—⸗ 
nahmslos in allen darauf einfchlägigen Stellen ($$. 185, 186, 187, 
189, 196, 464, 465 und 466) als „Theilnehmung an diefen Ber- 
brechen" bezeichnet wird **), — Ohne ums in die Erörterung der grams» 


*) Man hat oft ſchon auch in Beziehung auf unfer früheres Gefck 
(vom 3. September 1803), deſſen dießfällige Beflimmungen wörtlich in das 
dbermalige Gefeg übergegangen find, den Vorwurf und die Frage erhoben, 
warum benn bie in den $$. 185 und 196 in Beziehung auf Diebftahl, Ber: 
untreuung und Raub als: ftrafbar erklärte nachträgliche Begünftigung (Heh— 
lerei der widerrechtlich entzogenen Sachen) nicht auch auf ben Betrug aud: 
gedehnt worden fei, da doch die gleichen Gründe für die Feſtſetzung der 
Strafbarfeit einer ſolchen Hehlerei auch bei dem Betruge geltend gemacht wer: 
den können? — Allein mir fcheint darin wirklich keine Lücke unfered Geſetzes 
zu liegen, denn dasfelbe ift hierbei offenbar von der Vorausſetzung ansgegan- 
gen, daß der eben erwähnte Fall ohnehin ſchon durch den 8. 197 ſelbſt als 
ftrafbar erklärt iſt. Derjenige nemlich, welcher wiffentlicdh eine einem Andern 
betrügerifcher Weife entzogene Sache an fich bringt, verheblt oder weiter ver- 
handelt, begeht durch eben diefe Liftige Handlung ſchon an fi nad} $. 197 eimen 
firafbaren Betrug, und wird alfo dafür nad Maßgabe der $$. 198, 200 
und 461 beſtraft. Eben deßhalb alfo, weil beim Belruge bie angebeutete 
nachträgliche Hehlerei ohnehin ſchon vom Strafgeſetze getroffen ift, war es 
unnöthig, biefelbe bei diefer firafbaren Handlung ale ein eigenes Der 
brechen zu erflären. Ganz folgerichtig mit dieſer Anfiht hat daher auch un: 
fer Gefeß in der im $. 201 vorfommenden gefeplihen Beifpiel-Samm- 
(ung ftrafbarer Betrügereien unter lit, a erflärt, „daß Derjenige, der ohne 
Einverftändniß mit den Berfälfhern oder Theilnehmern nachgemachte oder ver: 
fälfchte äffentlihe Creditspapiere oder verfälfhte Münze wiſſentlich weiter 
verbreitet” („verhandelt“), nicht ald Theilnehmer an einer anderen ftrafbaren 
Sandlung, fondern ald ſchuldig eined Betruges erflärt, offenbar von ber 
Anfiht ausgehend, daß das wiffentlihe Weiterverfandeln einer betrügeri». 
[her Weife erworbenen Sahe (dem im weiteren Sinne — ber Bat: 
tung nad — gehört denn doch aud die Greditäpapier- und Münzverfäl— 
[Hung zum ftrafbaren Betrug), fhon ſelbſtſtändig, für fi allein, einen 
ftrafbaren Betrug ausmache. 


*) Auch unfer früheres Gefen hatte dieſe Wortunterföheidung mit 
voller Schärfe in den $$. 165, 166, lit. b, 167 und 175 bed erſten Theils 
(im Gegenfage zu feinem $. 5) geltend gemadht, im zweiten Theile aber 
($. 210) mieder unbeadptet gelaffen, und dort die beiden Ausbrüde: „Theil 
nehmung“ und „Theilnahme” offenbar fynonim genommen. — Diefelbe Un- 
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matitaltfchen Feinheiten einlaffen zu müffen, ob denn im Genius der 
deutfchen Sprache überhaupt irgend ein, und gar ein fo wichtiger, Unter- 
ſchied zwiſchen „Theilnahme“ umd „Theilnehmung“ begründet 
fei*): jo leuchtet doch aus dem klaren Wortlaute diefer Geſetzesſtellen 


ſtetheit hertſcht dießfalls auch im Sprachgebraude ber St. P. D. vom 117. 
Jänner 1850. Während der Abſatz 17 des Artikels VII der Ginführungs- 
Derordnung zu derſelben fogar mit ausdrüdliher Beziehung auf den 
8. 175 des 1. Theiled des St. ©. B. (vom 3. Sept. 1803) von „Theil— 
nabme am Raube“ fpricht, melde doch eben da vom Gefepgeber vielmehr 
als Theil nehmung“ bezeichnet erfheint, bat ber Mbfas 11 lit. A des 
Art. IX diefed Ginführungs-Gefepes dem früheren gefeplichen Sprachgebrauch 
fanctionirt, und zur Bezeichnung der in Frage fiehenden blos nachträglichen 
Hilfeleiftung wieder den Ausdruck: „Theilnehmung“ beibehalten. 


) Bill man fih aber zur Redtfertigung diefes eigenthümlichen 
Sprachgebrauches unfered Geſetzes auf Spipfindigfeiten und fprachliche Haar- 
fpaltereien einlaffen: fo bietet die Etymologie der beiden Ausdrücke allerdings 
hinlänglihe Anhaltspunkte, um jenen feinen Unterfchied daraus abzuleiten. 
Bei der „Theilnahme“ ſetzt nemlich das Gefep nad) $. 5 voraus, daß be- 
weitd wor begangenem Berbreihen eine Verabredung über die nachträglich zu 
bethätigende Degünftigung flattgefunden habe, amd daber fehon früher bie 
Betheiligung vorhanden gewefen fei, wad ed alfo dur ein Wort aud- 
drüden will, in welchem der Act der Betheiligung mit dem auf das Perfec- 
tum bindeutenden Laute angezeigt wird; — mährend bei der Theilneh- 
mung jede vorhergegangene Betheiligung (oder Verabredung) nah $. 6 
geradezu ausgeſchloſſen ift, daher dur den mehr auf das Präſens hin- 
jeigenden Wortlaut ausgefprocdhen werden will, daß die Betheiligung jegt 
erſt ftattfinde und noh fortdauere. — — Dabei mag aber nicht in Abrede 
geftellt werden, daß unſer Gefep mit feinem fonftigen Spiteme einer Haren, 
einfahen und gemeinfaßlihen Diction mehr im Einklange ſtehen würde, 
wenn es auch hier die oben erwähnten fubtilen Unterfehiede verlaffen, und 
zut Bezeichnung derjenigen Ihätigkeit, die ed hier mit „Iheilnchmung” bezeich- 
net, die dafür ſowohl im gemeinen Leben, ald au in der Wiffenfhaft und 
in anderen beutichen Strafgefegen üblichen Ausdrüde: „Begünftigung“ 
oder noch bezeichnender: „Hehlerei“ gewählt, Ddiefelbe dann allerdings zu 
einer eigenen (felbftftändigen) ftrafbaren Handlung geftempelt, und mit [pe 
ciell-nur für fie beſtimmten Strafen verpönt, aber dann auch auf alle Ars 
ten von Berbrechen, und zumal anf die analogen Fälle, fo z. B. auf ben 
Betrug ($. 196) und die Erpreffung ($. 98) ausgedehnt hätte. — Unfer Gefek 
würde felbft dadurch die Deutlichkeit um viel mehr gefördert haben, wenn 
es zur Bezeichnung der im $. 6 befchriebenen Thätigkeit wenigſtens jenen 
Ausdrud beibehalten hätte, den es eben da baffend in der Randgloffe 
(„BHilfeleiftung nah verübtem Verbrechen“) gewählt, aber leider 
fpäterhin nirgendd mehr gebraudt hat, ——- 
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ein, daß unfer Gefek dasjenige, was man anderwärts bei Diebftapl, 
Beruntrenung und Raub entweder „Begünftigung“ oder „Hehlerei“ zu 
nennen pflegt, fpeciell bei diefen ftrafbaren Handlungen mit dem Aus— 
drude: „Theilnehmung“ bezeichnet hat, und daß wir und de lege 
lata, fo wie es einmal in feinem pofitiven Wortlaute gegeben vor ung 
liegt, dem eigenthümlichen Sprachgebrauche deöfelben zu fügen haben. 
Es hat nunmehr auch diefen Wort-Unterfchied zwifchen „Theilnehmung“ 
und „Theilnahme” mit voller Schärfe durchgeführt, indem es in allen 
obigen Gefegesftellen, wo nemlih in Zufammenhaltung mit dem Schluß» 
faße des $. 5, fo wie mit dem $. 6 vorausgefeßt wird, daß „ohne vor— 
läufiges Einverſtändniß“ eine nachträgliche Hilfeleiftung ftatt finde, dies 
felbe fortan mit dem Worte: „Theilnehmung“ bezeichnet, während 
es bei den Verbrechen der Creditöpapier- und Müngzverfälfhung, wobei 
es vorausſetzt, daß au ein vorläufiges Einverftändniß wegen diefer 
nachträglichen Betheiligung ftatt gefunden haben könne ($$. 109, 112, 
116, 120 und 121), eben diefelbe ſchon wieder mit dem Worte: „Theils 
nahme” bezeichnet ($$. 120 und 121). — 


Hieraus folgt alfo, daß derjenige, der bei was immer für 
einem Berbrechen, alfo allerdings aud bei Ereditspapier- und 
MünzeBerfäalfhung, bei Diebftahl, Veruntreuung und 
Raub fih mit dem Thäter vorläufig über die nachträgliche Hilfe 
leiftung oder über Antheilnahme an Gewinn und Vortheil einverfteht, 
fi der Theilnahme desfelben Verbrechens ſchuldig macht, und 
dafür nah Maßgabe des $. 5 in der Negel *) mit Derfelben Strafe zu 
belegen ift, welche im Geſetze für den unmittelbaren Thäter (für den Dieb 
felbft u. f. w.) angeordnet ift, und nur bei der Ereditspapier- und Münzs 
Berfälfhung mit jener anderen Strafe geahndet wird, die das Gefeß 
bei diefen zwei Verbrechen für jede Art von Theilnahme (und Theilneh- 
mung) in den obigen 88. 109, 112, 116, 120 und 121 insbefondere ans 
geordnet hat. — Derjenige hingegen, der ohne vorläufiges Einverftand- 
niß die erwähnte nachträgliche Hilfe leiftet oder aus einem Verbrechen 
Bortheil zieht, begeht (außer den ſchon erwähnten drei Fällen der Vor— 
fhubleiftung und der in der Anmerkung auf Seite 236 erwähnten bes 
trügerifhen Anteilnahme an dem Betruge eines Anderen) nur in jenen 
Fällen eine ftrafbare Handlung, wo dieß von dem Geſetze eigens anges 





— — — 


) Vergl. oben auf Seite 233 die Anmerkung *). 
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ordnet ift, was aber ausfhließend bei den ſchon mehrerwähnten 
fünf Verbrechen der Fall it. — Aber au in dDiefen Fällen wird man 
durch eine derlei nicht verabredete nachträgliche Hilfeleiftung nach dem 
Wortlaute des 8.6 nicht desfelben Verbrechens, das der unmittel- 
bare Thäter begangen hat, fondern eines befonderen Verbrechens 
fhuldig. Man begeht daher auch durch die in den $$. 185, 186, 187, 
189, 196, 464, 465 und 466 beftinmte „Theilnehmung“ an 
Diebftahl, Beruntreuung oder Raub nicht felbft einen Diebftahl, eine 
Beruntreuung oder einen Raub, fondern eine andere, eine eigene und 
felbftftändig für fich Feftehende und eigens benannte „ftrafbare 
Handlung der Theilnehmung“. — 


Hieraus ergibt fih aud fhon die große praftifhe Wichtig: 
keit diefer anfcheinend nur in einem (theoretifhen) Wort- Unterſchiede 
liegenden Berfiedenheit zwifhen „Theilnahme“ und „Theilneh— 
mung“. — Für das felbfiftändige Verbrechen der Theilnehmung 
beftehen nemlich befondere Strafbeftimmungen, und es dürfen hiernach 
die für den Diebftahl, die Deruntreuung umd den Raub überhaupt 
beftehenden Strafnormen auf die „Theilnehmung“ daran, eben weil fie 
hiernach ein anderes Verbrechen bildet, nicht ausgedehnt werden. — 
Allein diefe Verfhiedenheit zwifhen „Theilnabme“ und „Theil« 
nehmung“ zeigt ſich praftifch bedeutfam no in vielfah ander 
ren, nemlich in allen jenen Beziehungen, wo es von praktiſcher Wichtigkeit 
ift, ob irgend eine ftrafbare Handlung ald Schuld des nemlihen 
oder eines anderen Verbrechens anzufehen fei. So wird man 3.B. gegen 
Denjenigen, der jhon einmal wegen Diebftahl abgeftraft worden ift, 
und fpäter fih des Verbrehend der „Theilnehmung“ an einem 
Diebftahle ſchuldig maht, noch nicht die Berfchärfung der körperlichen 
Züchtigung anwenden dürfen, weil diefe nah der klaren Vorſchrift des 
8. 24 nur gegen „Rückfällige“ angewendet werden darf, der obige 
Thäter aber nicht als Nücfälliger erkannt werden kann, weil er nit 
wegen desſelben, fondern wegen eines anderen Verbrechens, als 
welches er jet begangen bat, ſchon einmal geftraft worden if. — So 
wird man ferner den Betrag 5. B. von 20 fl., den Jemand bei Begehung 
eines wirklichen Diebftahls geftohlen hat, mit einem zweiten Ber 
trage 3. 3. von 10 fl., den er ein andermal aus einer „Theilneh— 
mung“ an einem Diebftahle an ſich gebracht hat, nicht nad $. 173 in 
Einen Gefammtbetrag, und feine zwei Handlungen nit in Eine Ger 
fammtthat zufammenrechnen dürfen, weil ja Er nicht beide Beträge, fon 
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dern nur den erfteren get ohlen hat, amd weil feine beiden Handlungen 
nit die nemlihen, fondem verfhiedenartige ftrafbare Hand- 
lungen And: er wird Daher in dieſem alle nicht des Verbrechens 
des (Gefammt-) Diebſtahls von 30 fl. (8.173), fondern nur der Ueber⸗ 
tretung des Diebftahls ($$. 189 und 460) von 20 fl. in Goncurrenz 
mit der Uebertretung der „Theilnehmung“ am Diebftahl (88. 
185, 186 und 464) ſchuldig erklärt werden können. — Go wird ferner 
Derjenige, der Einmal wegen eines Diebftahls, und ein Zweitesmal 
wegen einer „Iheilnehbmung“ an einem Diebftahle abgeftraft worden 
ift, und nun zum Drittenmale einen Diebftahl von mehr ald 5 Gulden 
begeht, keineswegs nah $. 176, 3. I, lit. a als Verbrecher behandelt 
werden können, da er ja früherhin feineswegs zweimal „Diebftahle“ 
wegen abgeftraft worden war u. ſ. f. — 

Trotz diefer bedeutfamen praktiſchen Unterfchiede, welche ſich im 
unferem Geſetze an den Wortunterfhied zwifhen: „Theilnahme“ und 
„Theilnehmung“ knüpfen, bedient ſich unfer Geſetz dennoch, in jenen 
Stellen, wo es Die Berfonen nennt, zur Bezeichnung fowohl derjeni- 
gen, melde fih der Theilnahme eimes Verbrechens fhuldig machen, 
gleiäwie auch derjenigen, welche des jelbftftändigen Verbrechens der 
„Theilnehmuug“ fhuldig find, wie fhon oben (Seite 232) ange- 
deutet wurde, dod) wieder des nemlichen Ausdrudes: „Theilneh- 
mer”, und bat eben dadurd die Beitimmtheit der Befepes Terminologie 
noch mehr erſchwert. — 

Mit der Beftimmung, welhe Perfonen und welde Arten 
von Thätigfeiten in Beziehung auf ein vorkommendes Berbreihen 
als ftrafbar überhaupt zu behandeln find, ift übrigens noch keines— 
wegs Die weitere praftifch hochwichtige Frage gelöfet : 

„Welche frafrechtliche Benrtheilung hat im Falle des 
Zufammenwirtens mehrerer Perfonen in Beziehung auf ein 
Verbrechen, ſowohl Hinfichtlih ihres Wechfelverhältniffes 
untereinander, als auch rückſichtlich der Strafbarkeit jeder 
einzelnen von diefen Perfonen flatt zu finden?” — 

Unfer Gefeb hat aus der langen Reihe von (caſuiſtiſchen) 
Specialsfgragen, welche anter diefer allgemeinen Frage enthalten er- 
fheinen, und welche wenigftens theilweife in den meiften neueren Gefeßen 
ausdrücklich berücfichtiget gu werben pflegen, eine einzige im Schluß- 
Bufaße zum $. 5 ausdri lich zur Löſung gebracht, alle übrigen aber 
der Shlußfolgerung aus den im Geſetze niedergelegten allgemei- 
nen Beitimmungen überlaffen. — 
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Im Allgemeinen oder grundfäglich muß die vorftehende Frage 
auch nah unferem Gefeke in jener Weife entfchieden werden, welche 
die Wiffenfhaft des Rechtes aus der Natur der Sache entwidelt. Man 
muß nemlich bei einem von Mehreren begangenen Verbrechen vor Allem 
in's Auge faffen, daß in objectiver Beziehung hierbei eigentlich die 
That des unmittelbaren Thäters, — Hauptthäters oder f. g. phyſi— 
ſchen Urhebers (Abfab I des $. 5) — als das von allen Mitwirkenden 
zunächst gewollte und -angeftrebte Kactum fich darftellt. Von dem 
Hauptthäter ift dieß ohnehin Far; allein auch der An ftifter (Abſatz ID 
will ja nicht unmittelbar felbft handeln, fondern einen Anderen, den 
phyſiſchen Thäter handeln machen, er ftrebt an und ſetzt in's Leben des 
legteren Verbrechen; — eben fo verfolgt der Gehilfe (Abſatz III.) un: 
mittelbar nicht feinen (fubjectivseigenen) Zweck, fondern er wirkt nur 
förderlich zu fremd em Zwecke, zur That des phyſiſchen Thäters mit; — 
und noch entſchiedener feßt Derjenige, der vorläufig feine erft nachträg— 
lich zu leiftende Hilfe zufichert, oder hieraus Nutzen zieht (Abſatz IV) 
dag fremde Factum, d. h. die That des unmittelbaren Thäters, als fchon 
gefchehen voraus, zeigt ſich alfo wieder nur in Beziehung auf diefes 
Anderen Berbrehen günftig*): — fo daß man in Wahrheit jagen 
kann, daß alle diefe, Berfonen als unmittelbar betheiliget an 
der Schuld des (phyfifhen Hauptthäters ſich erkennen laſſen, 
und daß ihnen daher aud alle die Schuld des unmittelbaren Thäters 
objectiv, wenn gleih nur vermöge der perſönlichen Verhältniffe 
deffelben begründenden, oder im eine ſchwerere Art von flrafbarer- 
Handlung umwandeluden, oder ihre Strafbarkeit erhöhenden 
(Anfhuldigungs-, Auclifications- oder Erſchwerungs-) Umftände ohne 
Ungerechtigkeit zur Strafe,zugerechnet werden können. — 

Dieß wird denn auch’ duch unſer pofitives Gefeß, nemlich Durch den 
$. 5 wortdeutlich vorgefchrieben, wenn er erklärt, daß alle vorgenannten 
Perſonen fih deffelben Verbrechens, und fofort auch in der Regel der 
nemlihen Strafbarkeit fchuldig machen, weldhe den unmittelbaren 


— 





*) Diejenigen Perfonen, welche eine folhe Begünftigung oder Antheil- 
nahme ohne vorläufiges Einverftändniß erſt nach begangenem Berbrechen 
äußern ($. 6), kommen bier nicht weiter in Betradyt, weil wir und fo cben 
überzeugt haben, daß fie dadurch nach der pofitiven Borfhrift unferes 
Geſetzes jedenfalld eines anderen «felbfiftändigen) Verbrechens fchuldig 
werden. — 

Sye, Commentar. 16 


[Strfj. 1. CH. 1. Hp. — 242 — [Von Verbredyen überhaupt. ] 


Thäter trifft *). — So wird alfo z. B. Derjenige, der den A beredet 
(anftiftet), daß er feine (des A) eigene Tochter ſchände, oder feinen (des A) 
Vater morde, oder daß er (A) in Beziehung auf die ihm ald Beamten 
anvertraute Amtsgewalt einen Mißbrauch begehbe, — ebenfo Derjenige, 
der dem A in allen drei Fällen bei deffen Handlungsweife irgendwie Hilfe 
leiftet (Gehilfe), oder ihm verfpricht, daß er nachträglich zur Berbergung 
der That beförderlih fein wolle (Theilnehmer),, allerdings als (mit-) 
fhuldig des Verbrechens der Blutfhande, beziehungsweife des Bater- 
mordes oder Mißbrauches der Amtsgewalt erfheinen, wenn gleich der 
Gegenftand, an dem die ftrafbare Handlung verübt wurde, nach der Vor— 
ausfeßung in der Beziehung zum Anftifter, Gehilfen oder Theilnehmer 
nicht im Verhältniffe feiner Tochter, feines Baterd oder eines ihm 
anvertrauten Amtes geftanden war; — allein es ftellte fih auch für fie 
die That des unmittelbaren Thäters, zu der fie wiffentlih mit- 
wirkten, an und für fih — objectiv — als das Verbrechen der 
Blutfhande, des Batermordes und des Mißbrauches der Amtögewalt 
dar; diefe That wurde daher au von ihnen gewußt und gewollt, 
und durch ihre Mitwirkung thätig unterftüßt, d. h. von. ihnen 
wenigſtens theilweife ald mitwirfenden Faktoren in's Leben geſetzt. — 

Hieraus erhellt, daß bei der Entfheidung aller umter die obige all- 
gemeine Frage fallenden Rechtsfälle nah unferem Gefebe folgender 
leitende Grundfah als Hegel zu gelten habe: 

„Wenn in Beziehung auf ein Verbrehen mehrere Ber- 
fonen zufammenwirfen, fo ift die objective Strafbarkeit 
jeder diefer Mitwirfungsarten überhaupt, und die Qua— 
lification derfelben als einer beftimmten Art von Ber- 
brechen zunächſt nah der Schuld des unmittelbaren (phy- 
fifhen Haupt-) Thäters zu beurtheilen, fo daß jedem 
Mitwirkenden diejenige That und Schuld zur Laſt gelegt 
werden Fann, die nur überhaupt — objectiv — gefde- 
ben, und als in diefer objectiven Befhaffenheit vor 
fih gehend dem Mitwirkenden bei feiner, wenn aud nur 
zu dem einen oder anderen Beftandtheile derfelben ge- 
leifteten, Mitwirkung befannt gewefen ift*. — 


*) Bergleihe oben Seite 233 und indbefondere die Anmerkung *). 

*) Dadurch, daß oben vorausgeſetzt wird, daß jedem der höhere Grad 
der Strafbarkeit derjenigen That, woran er Antheil nahm, bekannt fein mußte, 
um ihm zugerechnet werden zu können, und daß daher die ſe Ihat von ihm als 
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Unfer Geſetz hat auch in mehreren einzelnen Fällen, wo es hierzu 
Anlaß findet, eben dieſe Regel zur Geltung gebracht. So erklärt es 
3. B. im $. 107 denjenigen als mitfhuldig des Verbrechens der Eredits- 
papier-Berfälfhung, der auch nur ein einzelmes Stüd eines Werkzeu- 
ges zum Vorſchube der Nachahmung wiſſentlich überliefert, obgleich feine 
Thätigkeit mit der Nahahmung felbft objectiv und unmittelbar gar Nichte 
zu ſchaffen hatte; — fo wird ferner in den $$. 137 und 138 die höhere 
Strafbarkeit des Verwandten und Gattenmordes für jeden dabei Mit- 
wirkenden angenommen, wenn der Getödtete auch nicht zu ihm felbft, 
fondern zu einem anderen der Mitwirkenden in diefem Berhältniffe 
geftanden ift; — — in folgerichtiger Anwendung diefes Grundfabes 
wird nah Vorjehrift des $. 141 Jeder, der bei einem von mehreren 
Perfonen begangenen räuberifhen Zodtfchlage mit der fiir diefe 
fhwerere Qualification des Todtfhlages feitgefeßten höheren Strafe 
(der Zodesftrafe nemlich) belegt, der aud) nur zu dem einen Beitand- 
theile diefes zufammengefeßten Verbrechens ), nemlih zur Tödtung, 
wenn gleich nicht audy bei dem zweiten wefentlihen Thatmomente deffel- 
ben, nemlich bei dem Raube mitgewirkt hat u. f. f. u. f. f. 

Dennoch hat aber unfer Gefeß von diefer Regel andererfeits wieder 
drei Ausnahmen ($$. 105, 177 und 186 a) feftgefebt, wovon die erfte 
nur mittelbar aus der Combination mit anderen Gefepes-Beftimmungen 
erjchloffen werden kann, die beiden anderen aber im Gefege mit Klaren 
Worten niedergelegt find. — Wenn nemlid das Gefek 

Erftens im $. 105 „(mur) Denjenigen, der einen Civil- oder 
Strafrichter, einen Staatsanwalt, oder in Fällen einer Dienftverleihung 
oder einer Entſcheidung öffentlicher Angelegenheiten was immer für einen 
Beamten zu einer Barteilichfeit oder zur Berlekung der Amts- 
pflicht zu verleiten fucht”, als ſchuldig eines Verbrechens erklärt; fo hat 
es eben dadurh den Fall von verbreherifher Schuld ausgeſchloſſen, 
wenn Jemand auf was immer für eine der im $. 5 bezeichneten Arten zu 
jener im $. 104 bezeichneten Unterart des Verbrechens der Geſchenkan— 


folde in ihrer objectiv ftrafwürdigeren Qualification gewurt und gewollt 
war, erhellt zugleich, daß durd die Annahme der obigen Regel dem Principe 
der Gerechtigkeit: „daß die Strafe eines Jeden nur nad) dem Maße feines 
eigenen Berfihuldend, und nicht nach dem Maße der Verſchuldung eines Ande- 
ren beftimmt werben fol", — — in feiner Weife zu nahe getreten werde. — 

*) Bergleiche unten bei der Erläuterung der $$. 34 und 35 die Erflä- 
rung des Weſens eined zufammengefesgten Verbrechens im Unterfhiede 
von (mehreren) zufammentreffenden Verbrechen. — 

16° 
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nahme in Amtsfachen, um ein Amt pflihtmäßig auszuüben, mitwirkt, 
da ja fonft der ganze $. 105 rein überflüffig gewefen wäre. Es würde 
fich nemlich aus der Anordnung des 8. 5 fhon von felbft verftanden ha- 
ben, daß Derjenige, der bei der wirklichen verbrecherifchen Verlegung 
der Amtspflicht eines Beamten durch Anftiftung (Beftehung) oder Hilfe: 
leiftung mitwirft, eines Verbrechens ſchuldig werde, weil er ja eben ver- 
möge $. 5 deffelben Verbrechens mitfchuldig wird; es würde ſich aber 
ferner im nunmehrigen Gefege ($. 9) auch die weitere Beftimmung 
von felbft verftanden haben, daß felbft Derjenige, der einen Beamten 
zu einer folhen Verlegung feiner Amtspfliht nur zu verleiten (wenn 
auch vergeblich) gefucht hat, dadurd eines Verbrechens fchuldig werde : 
dennoch hat das Gefek diefe Mitwirkung eines Anderen im $. 105 aus— 
drücklich zur Sprache gebracht, und in diefer Weife, um nemlich erft 
feftzufeßen, daß man durch eine derlei Mitwirkung zum Verbrechen eines 
Anderen felbft ebenfalld jenes Verbrechens ſchuldig werde, einzig 
nur in diefem (X.) Hauptftüde davon eine Erwähnung, gemacht, dieſe 
Feftftellung einer verbreherifhen Schuld aber mit klaren Worten blos 
auf den Fall der Amts-Berlegung eingeſchränkt. Daraus folgt alfo, 
daß Derjenige, der einem Beamten ein Geſchenk gibt oder anbietet, um 
ihn daduch zur pflihtmäßigen Ausübung eines Beamten zu bewe— 
gen, fo wie daß Derjenige, der auf eine andere im 8.5 bezeichnete Weife bei 
einer Gefchenfannahme in Amtsfachen zum Behufe der pflihtmäßigen 
Amtsausübung mitwirft, ausnahmsweiſe von der Regel des 
8.5, des duch die Annahme eines folden Geſchenkes von Seite des 
Beamten begangenen Verbrechens nich t mitsfhuldig werde *). — 


*) Das Geſetz hatte auch wichtige legislative Gründe, um für den 
fpeciellen Fall der Frage eine Ausnahme von der allgemeinen Beſtimmung 
des 8. 5 feflzufegen, oder eigentlid den Richter eine folche Ausnahme aud 
der Zufammenftellung der angeführten Paragraphe combiniren zu laflen. Der 
Moment, wornah die Annahme eines Geſchenkes, um deßhalb ein öffent 
lihed Amt pflihtmäßig auszuüben, ald etwas Pflichtwidriged und gar 
BVerbrecherifches feftgefegt werden kann, tritt wohl nur ganz perfönlid 
bei dem durh befondere Beziehungen zum Staate verpflichteten Beamten, 
und nur in foferne ein, ald er angemwiefen ift, für die Ausübung ſeines 
Umtes aufer den ihm dafür zukommenden Bezügen fchlechterdings feinen 
Entgelt irgend woher anzunchmen, hat jedoch auf dritte Perfonen feinen 
Bezug, die überdieß bei geringerer Bildungsftufe (Rustieitas) und bei einer 
gewiffen gemüthlichen Naivetät in dem Anbieten oder Geben eines Geſchenkes 
an einen Beamten, um ihn dadurch zur pflichtmäßigen (und fogleichen) 
Ausübung feines Amtes zu bewegen und gleichfam für die befondere, für 
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Ganz entfhieden hat aber 

Zweitens das Gefek im $. 177 erklärt, da die Mitfhuld 
(im Sinne des II. und IL. Abſatzes des $. 5) und die Theilnahme 
(im Sinne des IV. Abſatzes diefes 8.) an Diebftahl nicht ald Ber- 
brechen behandelt werden follen, wenn der Diebftahl dem (ummittel- 
baren) Thäter Iedigli aus deffen perſönlicher Eigenſchaft als Ver— 
brechen zugerechnet werden kann. Wer daher z. B. einem Gewohnheits- 
diebe bei der Ausführung eined Diebftahls von etwa 3 Gulden, oder 
einem anderen Diebe, von dem ihm bekannt ift, daß ev bereits zweimal 
Diebftahld wegen abgeftraft worden ift, bei einem Diebftahle von mehr 
ale 5 Gulden, oder einer Dienftperfon bei einem eben ſolchen Diebftahle 


fie aufzumendende Mühe im Voraus erfenntlich zu fein, faum eine ftrafbare 
Handlung — ein Berbrehen — zu erfennen glauben (8. 2, lit. e), abge: 
fehen davon, daß fie nicht felten bei der Lauheit und Indolenz ſolcher Be- 
amten, die gewohnt find, jedes Geſchäftsſtück erft einige Wochen oder felbft 
Monate liegen (vulgo dunften) zu laſſen, ehevor fie an deffen Erledigung 
gehen, cder gar ans Anlaß gemwiffer Aeußerungen von gewiffenlofen und 
ſchmutzigen Beamten über Gefhäftsüberlaftung, oder über die Nothwendigfeit, 
auferämtliche Stunden verwenden zu müffen u. dgl., eine Art von pfychologifcher 
Nöthigung finden, mit einem ſolchen Geſchenke nachzuhelfen, wenn fie nur 
überhaupt mit ibrer Angelegenheit zu Ende kommen wollen. — Endlich 
würde fi die Gerechtigkeitöpflege wohl felbft um die Möglichfeit bringen, 
das Berbrechen der Geſchenkannahme in Amtsfachen in jenen Fällen, wo ein 
Amt pflihtmäpig ausgeübt wird, zur Kenntniß und wenigftend den 
pflichtvergeffenen Beamten zur Ahndung des Strafrichterd zu bringen, wenn 
das Gefeg auch den Geſchenkgeber eined Verbrechens ſchuldig erklären 
- würde, da fofort beide Theile alled Intereffe hätten, die Sache für immer 
forgfältigft geheim zu halten, und da auch außerdem vermöge der nach ber 
Borausfepung vollfommen gefegmäßig vor fih gegangenen Amts: Aus: 
übung (micht fo wie bei der geſetzwidrigen Amtsverlegung) nit Leicht 
eine objective Spur vorkommen wird, um auf das dazwiſchen getretene 
Berbrehen des Beamten zu leiten. — Zudem war eö in dem jepigen 
Gefeke um ſo confequenter, die Gefhenfgebung an Beamte bei gefepmäßi- 
ger Amtsausübung, auf Seite der gefchentgebenden dritten Perfonen nicht 
als ftrafbar zu erflären, da es ja bderlei Beftechungen felbft bei pflicht— 
widriger Amtdansübung auf Seite des Beftehenden nur in den relativ 
gefährlichften Fällen ald Verbrechen, bei minder wichtigen Verhältniffen aber 
blos ald Webertretung erflärt hat ($. 105 verglichen mit $. 311). — 

*) Daß die Ausdrüde: „Mitfhuld“ und „Iheilnahme” im 8. 177 in 
den oben angenommenen Bedeutungen verftanden werden müſſen, _ ergibt ſich 
aus der früher (auf Seite 230) gegebenen Ausführung über den Sinn dieſer 
beiden Worte, fobald fie cenjunctiv nebeneinander, oder im Gegenfage zu 
einander vorkommen. — 
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an ihrem Dienftheren behilflich ift, ift nach diefer pofitiven Ausnahme: 
Borfhrift des $. 177 eben fo wenig des Verbrechens der Mitihuld, 
als Derjenige des Verbrechens der Theilnahme des Diebftahls ſchul— 
dig, der fich mit diefen Perfonen in den eben vorausgefekten Fällen vor— 
läufig über die nad dem Diebftahle zu Teiftende Hilfe und Beiftand, 
oder über Antheil an Gewinn und Vortheil einverfteht, obgleich der 
Hauptthäter in all’ diefen Fällen ein Verbrechen des Diebitahle 
begangen hat ($. 176) und obgleich daher objectiv eine verbrede- 
rifhe That und (Haupt) Schuld in Mitte Tiegt. Allein die Mitfchuld 
und Theilnahme der Mitwirkenden ift nach dem klaren Wortlaute des 
8. 177 in all’ diefen Fällen nicht nach der Schuld des Hauptthäters, fon- 
dern felbftjtandig — für fi allein — zu beurtheilen, und daher in 
der Negel nur ald Uebertretung des Diebſtahls zu behandeln (88. 
173 und 460°). — 


) Zmweifelhaft ift ed, ob diefe von dem Gefeke ausdrücklich mur 
für den Diebſtahl feitgefepte Ausnahme auch auf die Beruntreuung 
audzudehnen fei, und ob fofort z. B. Derjenige, der einem öffentlihen Be: 
amten bei einer Beruntreuung von Amtägeldern im Betrage von mehr als 
5 Gulden, aber noch nicht mehr ald 50 Gulden (8. 181 vergl. mit $. 183) 
behilflich ift, oder in Folge voraudgegangener Berabredung davon Bortheil 
zieht, nur einer Uebertretung, oder ebenfalld des Berbrechens der 
Beruntreuung (mit) fhuldig fei. — 

So richtig mir aus dem Standpunkte der natürlichen Gerechtigkeit 
und de lege ferenda vergl. die nachfolgende Anmerkung) die firengere 
Entfheidung diefed Falles, d. b. die Anwendung des oben ald Regel auf: 
geftellten Grundfages auf jedes Berbrehen, daher auch auf die Beruntren- 
ung erfeheinen würde, wornach fich mir ein ſolcher Mithelfer an und für fi 
ganz zweifellos ald Mitfhuldiger eines Berbrehens firafbar barftellt; — 
fo wenig ich zugleih die Miplichkeit der ausdehnenden Anwendung einer 
Ausnahms-Beſtimmung auch noch auf einen anderen, im Gefeke nicht 
ausdrüdlich audgenommenen Fall verfenne: fo fchiene mir doch im Geifte 
unferes Gefepes die mildere Anfiht über obige Frage, d. h. diejenige 
Behauptung die rihtigere zu fein, melde annimmt, daß nach Analogie 
mit $. 177 auch bei der Beruntreuung, wenn dieſelbe (wie im obigen 
Beifptele) dem (Haupt-) Thäter lediglih aus deffen perſönlicher Eigen- 
Thaft ald Berbrehen zuzurechnen iſt, weder die Theilnahme noch die Mit: 
fhuld an derfelben ald Berbrechen zu behandeln fei. — Dieß folgt fehon aus 
der allgemeinen Grundanficht unferes Geſetzes, womit ed Diebflahl und Per: 
untrenung als einander fehr analog behandelt, beide in demſelben Haupt: 
flüde vereinigt normirt, für beide eine gleichförmige Art der Theilneh— 
mung ($$. 185 und 186), eine gemeinfame, aanz befondere Grlöfchungsart 
(88. 187 und 188), gemeinfhaftliche Beftimmungen Hinfichtlich ihrer Be— 
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Der 

dritteim $. 186, lit. a enthaltene Ausnahmsfall kann nur mittelbar 
hierher gezogen werden. Das Geſetz hat nemlih die Theilnehmung 
am Diebftahle und an der Veruntreuung nicht als Mitfchuld an dem- 
felben Verbrechen, fondern als eine felbftftändige, ftrafbareHandlung 
erklärt (fieh’ oben Seite 235— 239), dennoch aber auch in Beziehung auf 
diefe Theilnehmung im $. 186, lit. a ebenfalls im Allgemeinen 
den obigen Grundfaß zur Anwendung gebradht, daß diefe Theilnehmung 
dann ald Verbrechen zu ahnden ift, wenn dem Theilnehmer bekannt ift, 
daß die That des unmittelbaren Thäters, in Beziehung auf welde 
fih feine Theilnehmung äußerte, ein Verbrechen ift, jedoch wieder mit 
derjelben Ausnahme, welche jo eben erft unter „zweitend“ von der 
eigentlihen „Theilnahme” und von der „Mitfhuld“ an Dieb- 
ftahl und Veruntreuung dargelegt worden iſt. Es follen nemlic auch bei 
der „Theilnehmung“ diejenigen Thatumftände, welche den Diebftahl oder 
die Veruntreuung felbft nur aus der perſönlichen Eigenfhaft des 
(Haupt) Thäters zum Verbrehen machen ($$. 176 und 181), den Theil: 
nehmern nicht zur Laft fallen, fo daß z. B. Derjenige, der das, wie er 
wohl weiß, von einem Dienftboten feinem Dienftkeren geftohlene Gut 
im Merthe von mehr ala fünf Gulden an ſich bringt, fi durch diefe 
Theilnehmung vermöge des ausdrüdlihen befhränfenden Zu- 
faßes im $. 186, lit. a („in foferne diefelbe, d. i. die den Diebftahl oder 
die Veruntreuung zum Verbrechen qualificirende Art nicht blos in der 
perfönlihen Eigenfchaft des Thäters liegt“) Feines Verbrechens ſchuldig 
macht, obgleich er weiß, daß die (Haupt-) That, d. i. der Diebftahl, in 
Beziehung auf weldyen er diefe Theilnehmung begeht, unter Umftänden 
vorgefallen fei, die fie allerdings zum Verbrechen eignen **). 


gehungdweife im Familien-Berbande ($. 189) feftfept. — Diefer auädehnenden 
Anwendung des 8. 177 per Analogiam auch auf die Veruntreuung ſteht ferner 
nad) demjenigen, was ſchon oben Seite 108-110 ausgeführt wurde, der Art. 
IV des 8. M. P. keineswegs entgegen , weil ja hierdurch der Auslegung des 
Gefepes nur eine größere Milde unterftellt wird. — Endlich leuchtet diefe 
flare Abfiht des Geſetzgebers am entfchiedenften aus der Borfchrift 
des 8. 186, lit. a ein, wo der @efehgeber, wie oben fogleich bei Ausführung 
des dritten Ausnahmsfalles dargethan wird, bei dem analogeften Falle, 
nemlich bei der „Theilnehmung“, — biefe Milde nit blos auf die Theilneh: 
mung am Diebftahle beſchränkt, fondern ausdrücklich aud auf die Ver— 
untreuung ausbehnt. 

») Aus dem Gefihtäpunfte der Gefeggebung (de lege ferenda) 
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In der obigen Regel liegt aber bereits die doppelte Beſchränkung, 
daß 





ſcheint mir weder der zweite, noch der. dritte Ausnahmsfall gerechtfertiget 
werden zu fünnen, fo fehr die Milde-und Humanität gepriefen werden mögen, 
welche diefen zwei Ausnahmen zur Folie liegt. Wer auf was immer für 
eine Weiſe bei einer ftrafbaren Handlung mitwirkt, von der ihm einmal be- 
fannt ift, daß fie unter Umftänden oder von Perfonen begangen wurde, bie 
fie zum Verbrechen eignen, wird gerechter Weife ebenfalld eined Ber: 
brechens fchuldig erflärt werden können, weil er ja eben ein Verbrechen 
mwiffentlich beförberte, und die Gefepgebung dürfte auch aus dem Standpunfte 
der Straf» Klugheit faum Gründe haben, den perfiden Anftifter oder Der: 
hehler eines Diebſtahls, welchen z. B. ein Dienftbote an feinen Dienftgeber 
oder an anderen Hausgenoffen begeht, milder zu behandeln, ald den vwerführ- 
ten Dieb u. f. f. Diefe aus der Natur der Sache genommenen Gründe 
können auch dur die hohle Phrafe nicht entkräftet werden, daß es unbillig 
fei, einem Diebftahld:Gehilfen oder Theilnehmer einerfeit3 die perfönlichen 
Berbältniffe des Hauptthäters, fo weit fie die Schuld erſchweren, zur Laſt 
zu legen, während eben folhe fubjective Entſchuldigungs- oder Mil- 
derungs-Umſtände des Hauptihäterd dem Theilnehmer nicht zu Gute fom- 
men follen (vgl. die oben ad a folgende Ausführung). — Allein bier handelt 
es fich zunächft darum, was mit Recht in dem Geſetze feftgefept werden 
dürfe und möge, und nit um Gefühld-Momente. Daß nun aber die 
Gerechtigkeit die Feſtſtellung obiger zwei Folgerungen bedinge, leuchtet 
aus der oben dafür gegebenen Gntwidlung ein. — Webrigend bewährt auch 
die hiftorifhe Entwicklung diefer zwei Ausnahmsbeſtimmungen unferes 
Geſetzes, daß die Gefepgebung urfprünglich hierzu nicht von höheren Grün- 
den, fondern offenliegend nur von zufälligen Bedenklihkeiten aus dem Wort: 
laute des bereits gegebenen Geſetzes geleitet worden fein dürfte. — Es ent- 
ftand nemlich urfprünglich über bie lit. a des $. 166 des alten Geſetzes, in 
welchem der obige befchränfende Zuſatz noch nicht aufgenommen war, unb 
wornach die Prarid der verfihiedenen Appellationdgerichte, und noch mehr 
der Strafgerichte der unterften Inftanz über den all der frage nad dem 
alten Geſetze eine fehr verfchiebenartige war, der Zweifel, ob die Theil: 
nehmung an einem Diebftahl oder an einer Beruntreuung, Wovon dem 
Theilnehmer befannt war, daß fie nur vermöge ber perfünlichen Eigen- 
ſchaft des Thäters ein DVerbrechen feien, nah Mafgabe des damaligen 
Wortlautes („If dem Theilnehmer aus dem. Borgange befannt, daß der 
- Diebjtahl oder die Deruntreuung auf eine Art, die fie zum Verbrechen eignen, 
begangen worden“) ald Berbrechen geahndet werden dürfe? — Das Juſtiz- 
hofderret vom 7. December 1841, Nr. 576 der I. ©. ©. (in Maucders 
älterer Sammlung unter Nr. 466, fammt der Angabe der Veranlaffung ab- 
gedrudt) entjchied in Folge einer U. h. Ermächtigung diefe Frage im Hin— 
blide auf dad einmal gegebene Geſetz verneinend. Diefe verneinende 
Entſcheidung ließ fi aber aus dem firengen Wortlaute des pofitiven Geſetzes 
fehr wohl reshtfertigen, da man unter dem Ausdrucke: „Vorgang“ doch nur 
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a) diefe Regel fich nur auf diejenigen Umftände beziehe, welche das 
Dbjective der That betreffen, und daher auf diejenigen Momente nicht 
Anwendung finde, welche bewirken, daß eine Handlung die an und für 
fi) (objeetiv) ein Verbrechen bilden würde, vermöge individueller 
Zurehnungs-Beziehungen dem Hauptthäter fubjectiv nicht ald Ver— 
brechen zugerechnet werden dürfe (Entfchuldigungs-Umftände). oder welde 
deffen Handlung blos individuell oder fubjectin als minder oder 
höher ftrafbar darftellen (Milderungs- und Erfehwerungs-Umftände) ; — 
ferner daß 

b) im umgekehrten Falle unferer Regel diejenigen Umftände, welche 
die That nur vermöge perfönlicher bei dem Anftifter, einem Gehilfen 
oder Theilmehmer eintretender Verhältniffe zum Verbrechen ftempeln. 
oder in eine andere Art verwandeln oder deffen Strafbarkeit erſchweren 
würden, in der Regel *) auf die Schuld des unmittelbaren Thäters 
nicht zurüchwirken. 


den objectiven Thatbeftand, die Art des Begehens und den Derlauf 
der Handlung, d. b. die Umftände der That, unter melden der Diebflahl 
oder die Veruntreuung begangen wurde, nimmermehr aber bie perfönliche 
Eigenfhaft und die fubjectiven Verhältniffe des Ihäterd verftehen konnte, 
und da jofort der ausdehnenden Erklärung diefed Worted, um nemlich eine 
im Wortlaute des Geſetzes nicht ausdrüdlic als Verbrechen bezeichnete Hand« 
(ung dennoch als folhe behandeln zu können, der Art. VI der Einleitung 
des alten (Artikel IV des K. M. P. des neuen) Geſetzes enigegenftand. — 
Mufte man nun bermenentifch richtig aus dem einmal vorhandenen 
Gefege die obige Frage bei der „Iheilmehmung“ negativ entfcheiden 
fo war es mur confequent, die nemliche Entfcheidung auch hinſichtlich 
der damit ſo analogen Theilnahme und Mitſchuld an Diebſtahl und 
Veruntreuung zu machen, was ſpäterhin wirklich durch das über eine 
A. h. €. erfloffene Juſtizhofdectet vom 10. Juli 1843 (in Hye's mehrge- 
nannter Zufammenftellung unter Nr. 41 abgedrudt) geſchehen if. — Das 
neue Gefeb, das ja überhaupt am den leitenden Grundfägen bed früheren 
Strafgefeped vom 3. September 1803 feine Aenderung vornehmen wollte, 
hat nun diefe beiden Special» Entfheidungen bereitd vorgefunden, und fie 
unverändert aufgenommen. — 

*) Unfer Geſetz hat hiervon eine einzige Ausnahme pofitiv feitgefebt, 
nemlich in den eben erft in anderer Beziehung, nemlih zur Belräftigung 
unferer obigen Regel berufenen 88. 137 und 138. Dadurch nemlich, daß das 
Gefek hier feftgefept hat, daß die Strafe des höher qualificirten Berwandten- 
und Gattenmordes für alle Mitfhuldigen und Theilnehmer eintrete, wenn 
der Mord an einem Verwandten in aufs oder abfteigender Linie, oder an dem 
Ghegenoffen eines (alfo was immer für eines) der Mitwirkenden verübt 
oder verfucht worden ift, hat es zugleich erklärt, daß wenn das auserforne 
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Die erftere diefer Befchranfungen 

ad a. hat unfer Geſetz felbft in der Zufak - Beftimmung zum & 5 
wenigftend in Beziehung auf die Entfehuldigungs = Umftände poſitiv 
angeordnet, hierbei aber zugleich ſchon auf die zweite (fo eben unter b 
angedentete) Befchränfung Nücdfiht genommen, indem es feftfekt, daß 
(um fo weniger) diejenigen Entfhuldigungs-Umftände, welche nicht bei 
dem unmittelbaren Thäter, fondern bei einem der übrigen Mitfchuldi- 
gen oder Theilnehmer eintreten, und vermöge perfönlicher Verhältniffe 
für dieſen fubjectiv die Strafbarfeit aufheben, auf die anderen 
Mitwirkenden (daher wohl am wenigften auf den unmittelbaren Thäter) 
audgedehnt werden dürfen. Wenn alfo z. B. bei einer von Mehreren be- 
gangenen Brandlegung der Hauptthäter oder einer der übrigen Mitſchul— 
digen oder Theilnehmer zur Zeit der That im Zuftande der vollen Be- 
raufhung ($. 2, lit. e) oder noch nicht 14 Jahre alt ($. 2, lit. d) war, 
fo bewirkt dieß nur, daß die Handlung ihm allein fubjectiv nicht 
als Verbrechen zugerechnet werden darf, allein es hört dadurch die Hand- 
lung nicht auf, objectiv ein Verbrechen zu fein, und eben darum 
bleiben alle übrigen Mitwirkenden mit voller Gerechtigkeit noch immer 
eines Verbrechens ſchuldig ). — Daffelbe muß aber folgerichtig, 


— 





Dpfer dieſes Verbrechens ein Ascendent oder Descendent, oder der Gatte aud) 
bed Anftiftere, oder felbft nur eined anderen und noch fo entfernten Mit: 
fhuldigen oder Theilnehmers war, dieſe perſönliche Beziehung einer ber 
Nebenperfonen ausnahmsöweiſe auch auf den unmittelbaren Thäter (phyſiſchen 
Urheber) des Mordes, d. b. auf die Hauptperfon des Verbrechens zurück— 
wirft, vorausgeſetzt natürlih, daß diefe perſönliche, höher qualifi- 
cirende Beziehung dem unmittelbaren Thäter nur auch befannt gewefen ift 
(opl. oben Seite 153 und 154). 

*) Man kann gegen die obige Entfheidung der Frage die mehrfach 
gehörte Einwendung nicht erheben: „da, wo feine Haupt» Schuld vor- 
handen, könne doch auch von feinem Mit» Schuldigen die Nede fein, ba 
ja ber letztere ſchon begrifflih eine Gohärenz mit einem Haupt— 
Schuldigen voraudfege* ; denn es leuchtet aud dem Dbigen ein, baf in 
den voraudgefegten Fällen an und für ſich — allerdings eine Haupt« 
Schuld, ja fogar thatſächlich — objectin — ein Haupt-Schuldi— 
ger vorhanden iſt, ed muß nur biefe Haupt-Schuld ſubjectiv in Beziehung 
anf ihn anders beuribeilt, und darf ibm nicht ald Verbrechen zugerechnet 
werden. — Dieß war denn auch der Standpunft unferer früheren Geſetz— 
gebung: auch fie ließ fich durch die fophiftifhe Wort-Alügelei der eben 
erwähnten Einwendung nicht irre machen, auf geftellte Anfragen die gleiche 
Entfcheidung zu erlaffen. — Es kam zwar in dem Gefege vom 3. Septem- 
ber 1803 die obige Zufaßbefiimmung nicht vor, ed wurde jedoch die erwähnte 
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ja felbftverftändlich, wenn es gleich von dem Geſetze nicht ausdrück⸗ 
lich beigefügt wird, auch von den Milderungsd- und Erfhmerungs®- 
Umftänden behauptet werden, welche nur in der Perſon des Haupt- 
thäters eintreten. Wie follten nemlich z. B. in dem Kalle, wenn bei 
einem von mehreren PBerfonen begangenen Diebftahle der Hauptthäter 
fi von drüdender Armuth dazu verleiten ließ, ſchwach an Berftand, 
von fehr vernachläffigter Erziehung, noch nicht 20 Jahre alt war u. dal. 
($. 46); — oder wenn derfelbe etwa individuell eine ganz befondere 
Bosheit Fund gegeben, mehrere der Mitwirkenden hierzu erſt verführt 
hat, oder Rädelsführer bei dem gemeinfamen Unternehmen war ($$. 44 
und 45); — — all’ diefe rein fubjectiven Milderungs- und Er- 
fhmwerungs-Umftände, welde nur bewirken, daß dem Hauptihäter indi- 
vidmell feine Schuld minder oder mehr ſtrafwürdig angerechnet wer⸗ 
den kann, welche aber in keiner Weife das Objective der That be- 
treffen, auf die übrigen Mitwirkenden ausgedehnt werden können ? — 


Die zweite der angegebenen Befchränfungen 


ad b fließt nothwendig aus dem contradictorifchen Gegenſatze desje- 
nigen, was oben (Seite 241 und 242) — bei der Entwidlung unferer Re 
gel aus der Natur der Sahe — dargelegt worden ift. Der Anftifter, Ge: 
hilfe undTheilnehmer wirken zunächſt nicht für ihren, fondern für einen 
fremden (für des unmittelbaren Thätere) Zwed, fie find nur Motoren oder 


— 





— 


Anfrage in vereinzelten Beziehungen erhoben, und in dieſen fpeciellen, 
allein in Frage !geftellten Beziehungen durch die Juftighofdecrete vom 11. 
Suni 1813, Rr. 1052 der 9. ©. ©. und 20. November 1817, Nr. 1387 der 
I. G. ©. in gleihem Geifte beantwortet. Das dermalige Gefep hat nun 
im Zufage zum $. 5 diefe zwei Particular » Beflimmungen zweckmäßig in 
einen allgemeinen Grundfas umgewandelt, und auf alle Arten von der 
lei fubjectiven Entfhuldigungs-Umftänden ausgedehnt. — 

Es unterliegt hietnach auch keinem Zweifel, daß der zweite in ben 
ebenerwähnten zwei Hofderreten fpeciell bezeichnete Fall nach der allge» 
meinen Vorſchrift der mehrgedahten Zufap-Beflimmung unfered derma— 
ligen $. 5 in gleicher Art entjhieden werden muß, wie in diefen beiden 
Novellen. Wenn hiernach z. B. ein Eohn feinen Vater, mit bem er in ge 
meinfhaftliher Hauehaltung zuſammenlebt, in einem Betrage von mehr denn 
25 Gulden ($. 173) beftiehlt, und fich dabei von fremden Perfonen helfen 
ließ, fo kann wohl die That des Hauptthäters biefem fubjectiv (ver 
möge der beftimmten Borfchrift des 8. 189) nicht ald Verbrechen zugerechnet 
werden, darum aber hört fie nicht auf, an und für fih (objectin) eine 
verbrecheriſche That zu fein, und kann und muß daher auch ala ſolche 
allen übrigen hierbei Mitwirkenden zugerechnet werden. — 
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Bermente feiner That, und eben deßhalb können ihre perfönlichen Be- 
ziehungen nicht auf feine Schuld zurücdwirken. Wie tief dieſe, im in- 
nerften Wefen der Sache felbft beruhende, Anfiht auch im allgemeinen 
Rechtsbewußtſein wurzle, zeigt jeder einzelne dahin gehörige Fall, bei 
welchem diefes Berhältnig prägnant heraustritt. — Nehmen wir z. 2. 
den gerade umgekehrten Fall von einem derjenigen Beifpiele, die oben 
(Seite 242) zur Erklärung der Regel angeführt wurden. Wem würde 
hiernach wohl einfallen, den A, der die Tochter des B gefchändet hat, 
deßhalb des Berbrehens der Blutfhande ($. 131) und den B der 
Mitfhuld an die ſem Verbrechen zu zeihen, weil ihn (A) der B hierzu 
angeftiftet, oder ihm dabei Hilfe geleiftet hat, denn der Umftand, daß 
bier vorausfeglih der Vater (B) der Geſchändeten als Anftifter oder 
Gehilfe fungirte, bewirkt ja noch nicht, daß die Unzucht felbft (i. e. die 
eigentliche Blutſchande 8. 171) zwifchen einem Ascendenten und Des- 
cendenten ftatt gefunden habe?! — Daffelbe muß aber aus gleichen 
Gründen confequent auch in minder prägnanten Fallen behauptet werden. 
Wenn der A, der ein Dienftbote des B ift, einen fremden Dritten, 
den wir C nennen wollen, beredet, daß diefer (C) einen Diebftahl etwa 
im Betrage von 10 fl. an dem Bermögen des B ausführe oder ihm dabei 
Hilfe Teiftet, fo kann diefer Diebftahl weder dem unmittelbaren Diebe C, 
der ja vorausfeßlich felbit nicht im Dienftverhältniffe zu dem Beftohlenen 
ftand, nody dem Anftifter oder Gehilfen A als Verbrechen ($. 176, lit. b) 
zur Laft gelegt werden, da ja im diefem alle der Diebftahl, d. i. 
die That des unmittelbaren Thäters — an und für ih — objectiv — 
noch fein Verbrechen, fondern nur eine Uebertretung ift, daher 
auch der intellectuelle Urheber und der Gehilfe, die ja immer nur der- 
felben ftrafbaren Handlung fhuldig find, die der unmittelbare 
Thäter begangen hat ($$- 5 und 239), nur wegen einer Uebertretung 
beftraft werden kann. — In Beziehung auf den einen Theil diefer Ent- 
fheidung, daß nemlich in diefen und ähnlichen Fallen dem unmittel: 
baren Thäter, bei dem nad der Vorausſetzung die erwähnten perfön- 
lichen Beziehungen nicht eintreten, Feine verbrecheriſche Schuld zur Laſt 
falle, ift ohnehin die Doctrin und Praris allgemein einig ): allein der 


— 





) Selbft diejenigen Praktiker, melde bei derlei Entfcheidungen 
nicht nah grundfäsßlihen Normen vorzugehen pflegen, fondern jeden ein» 
zelnen Fall, wie er fi eben in feiner concreten Geftalltung darftellt, für fich 
entſcheiden, laffen in den obigen fällen bie bei dem intellectuellen Urheber 
(dem Anftifter), Gchilfen oder Theilnehmer eintretenden gravirenden per— 
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andere Theil der Entfheidung, daß man in den angegebenen Fällen auch 
z. B. dem Dienftboten, der den Diebftahl eines anderen Menfchen an 
feinem (des Dienftboten) Dienftgeber angejftiftet, oder dabei als 
Gehilfe mitgewirkt hat, feine verbreherifhe Schuld zurechnen 
könne, herrſcht großer Streit und eine jehr verfhiedenartige Uebung. 
Hierbei fcheinen mir aber die Gründe, welche man in diefem Falle für 
die entgegengefeßte Anfiht geltend zu machen pflegt, nicht aus— 
zureihen, um die von mir verfodhtene (verneinende) Entiheidung 
als umrichtig darzuftellen. Man kann nemlih in den vorausgeſetzten 
Fallen nicht behaupten, daß der Diebſtahl ($. 176, litt. b und c) 
von Seite ded unmittelbaren Thäters, der fi den Diebftahl zum 
fubjectiv- eigenen Zwecke vorgefeßt hatte, an feinem Dienſt— 
geber u. f. f. u. f. f. gefchehen fei, oder daß der Thäter des 
Diebftahle ($. 176, 3. J und lit. a), d. i. im Gegenfaße der übrigen 
Mitfhuldigen und Theilnehmer (ef. $. 177 mit $. 5) doch immer nur 
der unmittelbare Thäter oder eigentlihe Dieb die vorausgeſetzte 
höher qualificirende perfönliche Eigenſchaft an ſich hatte; denn es hat 
ja in all’ diefen Fällen der Dienftbote felbftu. f. f. vorausfeglih un— 
mittelbar nit geftoblen, fondern nur zum Diebitahle eines 
Anderen (Niht-Dienftboten), d. 5. zum fremden Zwede oder 
Diebftahl mitgewirkt, umd diefer Andere, nicht aber der Thäter, 
hatte jene perfönlihe Eigenfhaft an fih, es kann daher der dabei nur 
als Mitfchuldiger oder Theilnehmer der fremden That erfcheinende Dienſt— 
bote u. dgl. nach dem einmal nicht wegzuraifonnirenden Wortlaute des 
Geſetzes ($$. 5, 6 und 211) nur derjenigen ftrafbaren Handlung und 
derjenigen Strafe, weldhe den unmittelbaren Thäter trifft, nimmer« 
mehr aber nach dem unabweisbaren Veto des Art. IV unferes K. M. P. 
eines Verbrechens fhuldig erklärt werden, da die Mitwirkung zu 
einer bloßen Uebertretung eines Anderen in unferem Gefeße ein: 





— — 


ſönlichen Beziehungen nicht auf den unmittelbaren Thäter zurückwirken, 
weil fie dafür insbeſondere jenes poſitive Argument geltend machen können: 
„Da der Gefepgeber diefe AZurüdwirfung in den $$. 177 und 186, lit. a 
fogar von dem unmittelbaren Thäter, der doch immer die Hauptperfon 
if, auf die Übrigen Mitfhuldigen und Theilnehmer, die man im Sinne des 
$. 5 dedy nur ald (der Hauptperfon folgende) Neben-PBerfonen anfehen 
kann, audgefchloffen habe: fo müſſe im Geifte unfered Gefeked doch um fo 
gewiffer die Ausdehnung von berlei die Strafbarfeit erhöhenden perfönlichen 
Umftänden,, welche nur bei den Nebenperfonen eintreten, auf den Haupt⸗ 
fhuldigen ausgefchloffen werden“. — 
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mal ausdrüdlich (expressis verbis) nicht als Verbrechen er- 
klärt if”). 

Damit dürfen num freilich folhe Fälle nicht verwechfelt oder ver- 
mengt werden, wo derlei Perfonen bei der von mehreren unmittel- 
baren Thätern vorgenommenen Ausführung eines Diebftahls als 
eigentlihe Mit-Thäter (oder f. g. phufifhe Mit-Urheber). wirkjam 
wären, wo nemlih jeder von den mehreren Mit-Thätern den Diebftahl 
ald feinen fubjectiv eigenen Zweck ſich vorfegte und vollzog, die er- 
rungene Beute unter ihnen ald Gemein-Gut (und nicht mehr wie in 
den früheren Fällen ald dem unmittelbaren oder Hauptthäter alleinig 
zugehörig) getheilt werden fol u. f. f. Hier tritt allerdings für jeden 
der Mit-Thäter die ihn berührende höhere Strafbarkeit ein, eben weil 
er nicht mehr blos accefforifch nad der Schuld eines Anderen zu beur- 
theilen ift, fondern felbft, in eigener Berfon, als unmittelbarer 
Thäter des Diebftahls, als eigentliher Dieb erfheint **). 

Mit Feithaltung unferer obigen, gleihmäßig aus dem Wefen der 
Sache, gleihwie aus dem Wortlaute und dem Geifte unferes pofitiven 
Geſetzes abgeleiteten Regel fammt ihren beiden Befhränfun: 
gen a und b laffen fih nun alle unter die auf Seite 240 aufgeworfene 


*) Die größere moralifhe Schlechtigfeit von derlei Perfonen, welche 
z. 2. als Anfifter, Gehilfen oder Theilnehmer bei einem an ihren Dienft- 
gebern von dritten Perfonen begangenen Diebftahle mitwirken, mag vielleicht 
de lege ferenda als ein Grund geltend gemacht werden, um etwa für die 
Zukunft dur ein neues Geſetz zu beftimmen, daß in foldhen Fällen ein 
bloßer Mithelfer firenger beftraft werden möge, als felbft der Haupt: 
ſchuldige; allein fie fan und darf nimmermehr der, nah meinem Dafür- 
balten ganz zweifellos für die entgegengefegte Anſicht ſprechenden, lex lata 
einen Abbruch thun, und dieß um fo weniger, als unfer Gefe hierbei nur 
einem an fi ganz richtigen und gerechten Principe folgt. — 


») Durch eine forgfältige Beachtung der oben dargelegten Berfchieden: 
artigfeit der Fälle der lepterwähnten von der früheren Art dürften wohl 
aud die Bedenken derjenigen, die nad) Maßgabe der vorhergehenden Anmer- 
fung fih in Anſehung der früher erörterten Fälle zu größerer Strenge geneigt 
fühlen, meiftentheild berubiget werden, da Dienftleute und dergleichen Per- 
fonen, wenn fie fih fchon einmal zur Mitwirkung bei einem Diebftahle au 
ihren Dienftgebern entfchließen, fi) wohl regelmäßig dabei nicht als bloße 
Mithelfer oder gedungene Theilnehmer an fremdem Werke gebraucen laffen, 
fondern ald unmittelbare Mit-Thäter oder eigentlihe Mit-Diebe dabei 
thätig fein, und die geflohlenen Dinge ald Gemein-Beute aller mitbetheiligten 
Diebe, ald ihre eigene That behandeln werden, — 
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allgemeine Frage fallenden (cafuiftifhen) Special - Sragen folgerichtig 
leicht beantworten. Die wichtigiten derfelben find folgende: 


1. 


Wenn fih mehrere Berfonen mit einander nah Art 
einer (juriftifhen) Gefellfhaft vereiniget haben, umein 
gewiffes Berbreden als den ihnen Allen gemeinfamen 
und Jedem von ihnen fubjectiv eigenen Zweck, daber in 
ihrem gegenfeitigen unmittelbareigenen Intereffe, und 
nit blos zu fremdem Zwede, mit vereinten Kräften 
auszuführen (Gomplott): fo ift jeder von den Bereinig- 
ten (Gomplottant, oder Socius ex compaclo) dadurd 
allein [bon als intellectueller Mit-Urheber (Mit-An- 
ftifter) desjenigen Verbrechens mitfhuldig, weldes 
auch nur Einer der Vereinigten als unmittelbarer Thä— 
ter in Gemäßbheit der Berabredung begangen bat’). — 


Man nennt eine ſolche Bereinigung, welde nur auf ein einzelnes 
(beftimmtes) Verbrechen abzielt, wie fhon angedeutet wurde, ein Com— 
plott (Societas delinquendi),; — und wenn die Vereinigten ihre gegen- 
feitige Zufiherung (der durch die Verabredung vermeintlih gegen einans 
der begründeten Rechte und Berpflihtungen zur Zuhaltung des Wortes) 
noch überdieß durch einen Eid zu befräftigen fuchen, eine Berfhwörung 
(Sonfpiration); dann aber, wenn eine derlei Verabredung ſich auf eine 
unbeftimmte Menge und Gattung oder dod überhaupt auf mehrere Ber- 
brechen, wenn auch derjelben Art bezieht, Bande oder Rotte. Schon 
aus der Natur einer folhen Verabredung leuchtet ein, daß jeder von den 
Complotteurs das von dem phufifchen Thäter in Gemäßheit des Com— 
plottes volljogene Verbrechen will, und in feinem Intereffe bezweckt, 
aber auch durch die Verabredung, durch das Berfprehen auch feines 
Beiftandes, und durch die bei allen Anderen begründete Erwartung auch 
feiner Mitwirkung — diefe Alle in ihrem Gemüthe zu dem verbredheris 
ſchen Entſchluſſe erſt beftimmt oder doch mindeftend in demfelben er- 
muthiget, aufmuntert und beftärkt, und ihrem Willen erft jene Feſtigkeit 


*) Daß Derjenige, der in Gemäßheit eined folden Complot— 
tes die That unmittelbar ſelbſt auch phyſiſch vollzogen Hat, auch außer» 
dem, daß er bereitö ald Gompfottant ſich der intellectwellen Mit-Urbeberfchaft 
fhuldig gemaht hat, noch als unmittelbarer Thäter, daher ſchwerer, 
denn alle übrigen Complottanten ftrafbar fei, bedarf faum einer Erwähnung. 
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oder Kühnheit gibt, die dem Bereinzelten in der Regel um fo weniger 
inne wohnt, als felbit nicht felten bei gewiffenhaften Menfchen die mora- 
lifhe Scheu vor einem Berbrehen durch die Theilnahme Mehrerer ver- 
Ioren geht, bei Berruchten aber ſich durch diefes Bewußtfein der rechts— 
widrige Entſchluß zu immer größerer Intenfität und Nachhaltigkeit 
fteigert. Darum kann ohne Ungerechtigkeit jeder der Verbündeten als 
einer der Mit- Erzeuger des verbrecheriſchen Entſchluſſes des phyfiſchen 
Thäters, und diefer als im Auftrage aller Complottanten handelnd erklärt 
werden. — 


Wenn nun auch unfer pofitives Gefeß von dem Complotte insbe- 
fondere feine Erwähnung gemacht hat, fo liegt dennod die obige Ent- 
ſcheidung Kar aud im $. 5 ausgefprohen, da aus dem Gefagten doch 
unwiderleglich hervorgeht, daß jeder der Gomplottanten unter den Maren 
Wortlaut diefer Gefekesftelle falle, in foferne er durch feine (intellec- 
tuelle) Einwirkung auf alle Uebrigen die (von dem phyſiſchen Thäter 
verübte) Uebelthat „(mit-) eingeleitet” oder „vorfäßlid (mit=) veran- 
laffet“, oder doch mindeſten s zu ihrer Ausübung „VBorfehub gegeben“ 
und „zu ihrer ficheren Bollftrefung beigetragen hat“, eben deß— 
halb aber deffelben Verbrechens mitfchuldig erfheint, das (in Ge- 
mäßheit diefer intellectuellen Einwirkung) der unmittelbare Thäter began— 
gen hat. — Folgerichtig hiermit muß daher behauptet werden, daß jeder 
Eomplottant dann, wenn das verabredete Verbrehen ohne fein Zuthun 
nicht wirflih ausgeführt wurde, und wenn fofort „die wechfelfeitige 
Aufforderung und Aneiferung, d. h. ihre intellectuelle Einwirkung auf 
einander ohne Erfolg geblieben ift“, nur der verſuchten Mit-Urheber- 
Tchaft des verabredeten Verbrechens ſchuldig, und nah $. 9 zu behan- 
deln iſt. — 


Dieſelbe Doppel-Entſcheidung kann aber von den Mitgliedern 
einer Bande oder Rotte hinſichtlich einzelner von dieſem oder jenem 
der Verbündeten (Rottirer) begangenen Verbrechen nur in ſoferne gefällt 
werden, als ſich in dem einzelnen Falle nachweiſen läßt, daß das von einem 
oder mehreren Verbündeten begangene Verbrechen auch in concereto in dem 
allgemeinen, ihm fo wie jedem Anderen der Rottirer zu Theil gewor- 
denen Auftrage inenthalten war *). 


*) Vergleihe Hiermit bad oben Seite 144 und 145 über ben dolus 
indeterminatus Gefagte. — 
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2. 


Der vorftehend (unter 1.) hbinfihtlih des Complottes, 
oder dervon den älteren Criminaliften fogenannten So- 
cielas delinquendi zur Geltung gebrachte Grundfaß ift 
aber keineswegs auf die davon ganz verfhiedene foge: 
nannte Societas delinquens anzuwenden, wenn nemlid 
(fheinbar) von einer zu Recht beftehbenden juriftifchen 
Gefellfhaft (Corporation, Gemeinde) nah Maßgabe 
ihrer Gefellfhaft3-Berfaffung ein Verbrechen beſchloſ— 
fen und in Folge diefes Gefellfhafts-Befhluffes aus— 
geführt wird. — 


Diefer Fall tritt ein, wenn 3. B. eine geſetzmäßig beftehende 
Gewerbs- oder Handelögefelfhaft einen Beſchluß zur Anwendung von 
betrügerifhen Mitteln in ihren Erwerbs - Gefchäften ($. 197) oder zum 
Gebrauche von falfhem Maße oder Gewichte ($. 199, lit. e) faffen und 
ausführen würde, oder wenn etwa die rechtmäßig conftituirte Repräfenta- 
tion einer Gemeinde (Gemeinde-Ausfhuß oder Gemeinde-Nath) einen ges 
waltfamen Einfall in fremdes unbewegliches Gut ($. 83), oder boshafte 
Beihädigung an fremdem Eigenthum ($. 85) oder einen Diebftahl an 
fremdem Grunde, Walde u. dgl. ($. 171) durch Raths-Beſchluß verfügen 
und im Namen der Gefellfchaft ausführen laſſen würde; oder wenn etwa 
gar eine zu religiöfem Zwecke beftehende Gefellfhaft, unter gleißneriſchem 
Scheine die ihr vom Staate nur zu heiligen Zwecken zugeftandene Ge- 
walt dazu mißbrauchen würde, um ftaatsgefährlihe Erläffe auszugeben 
und kundzumachen, oder wenn fie zum Ungehorfam, zur Auflehnung oder 
zum Widerftande gegen Geſetze, Berordnungen, gegen rechtsfräftige Er: 
fenntniffe der competenten Gerichte, gegen Verfügungen der Behörden 
auffordern würde ut. dal. ($- 67) u. ſ. f. 

Die Wiffenfhaft ift nemlich heut’ zu Tage fo ziemlich einig 
darüber, daß eine juriftifhe Gefellfhaft das Subject weder von Ber: 
bredhen, noch von Strafe fein fann: denn das Wefen einer juriſtiſchen 
Gefellfhaft beruht ja in jener Richtung, in foferne fie ald Eine (juri- 
ftifhe) Perfon angefehen wird, auf einer bloßen Fiction, durch 
welche nemlich der Inbegriff der in der Gefellfhaft vereinigten mehreren 
phyſiſchen Perfonen, ihrer Kräfte und Willen zufammen ald Eine (ein: 
zige) Perſönlichkeit gedacht wird. Diefer Einen Perfönlichkeit 
kommt aber kein reales Dafein zu, und es fann ihr cin eigener 
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Wille nur durch jene Fiction zugerechnet werden, in foferne fie als vertte- 
tender Wille beftimmter einzelner Menfchen in unferer künſtlichen Vorftel- 
lung angenommen wird, allein auch nur deghalb, um fie als juriftifhe (Eine) 
Berfon, d. h. ala Rechte (Vermögen) habendes und erwerbendes 
Wefen behandeln zu können. — Das Strafreht aber hat es nie mit 
fingirten Berfonen, fondern mit dem natürlihen Menfchen, mit dem 
denkenden, wollenden und (die Strafe) fühlenden Wefen zu thun. Eine 
juriftifche Geſellſchaft kann daher, auch abgefehen davon, daß fie als Ge- 
fellfchaft nur zu dem (erlaubten) Gefellfchafts-Zwede eriftirt, und daß über 
diefen Zweck hinaus ihr Wirken kein Gefellfchafts-Wirken mehr ift, Thon 
an und für fi in dem vom Strafgefeße vorausgefebten Sinne, nemlich 
in phyfifher Wirklichkeit, ein Verbrechen nie „bedenken und be— 
fliegen“ ($. 1): es kann ihr als einem phyſiſchen Non -Ens feine 
eigene Thätigkeit beigelegt, daher auch Feine eigene (ftrafbare) Schuld 
beigemeffen werden, und felbft in dem Falle nicht, wenn etwa eine 
Gemeinde duch Mißbrauch der Communalrechte ein im Gommunal- 
Intereffe liegendes Verbrechen befchließt und ausführt. Es ift nie und 
fann nie fein der verbredherifche Wille der Gemeinde als folder, 
fondern immer nur der Wille derjenigen Gemeinde» oder der fie reprä- 
fentivenden Ausfhuß- Mitglieder, welche dur ihre Theilnahme an der 
Stimmen: Einhelligfeit oder Mehrheit dem verbrecheriſchen Beſchluſſe zu— 
geftimmt haben. — Ebenfo wenig fann von einer Beftrafung der 
Gemeinde als folder die Rede fein, da ja dieſes Non-Ens das 
Strafübel nie an fih empfinden könnte, und fomit das Subject fehlt, 
dem man das GStrafübel, 3. B. Entziehung der Freiheit, Xeibes- oder 
Lebensftrafe zufügen könnte; man kann vielmehr wieder nur die ein— 
zelnen an dem Gefellfhafts » Beichluffe fchuldtragenden Mitglieder 
ftrafen, und alle jene Verfügungen, die fih fheinbar als Strafe 
gegen die Gefelihaft ald Ganzes darftellen, 3. B. Geldbußen, die in 
derlei Fällen hie und da der Corporation als foldher aufgelegt werden, Ent- 
ziehung oder Befchränfung gewiffer Corporationg-Rechte, oder gar Auf: 
löfung derfelben reduciren fich entweder in ihrer Wirklichkeit auf Straf 
übel, die in leßter Auflöfung doch nur die einzelnen Mitglieder, und 
zwar dann, wenn hierdurch auch die an derlei Geſellſchaftsbeſchlüſſen 
feine Schuld tragenden Mitglieder betroffen werden, dieſe fogar unge 
recht treffen; oder fie find in Wahrheit nichts als (präventive) Polizei— 
Mapregeln des Staates, die demfelben in Beziehung auf alle im Staate 
beftehenden wie immer gearteten Vereine (Affociationen) und Gefellfhaften 
in jedem Augenblide offen ftehen. — 
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Die ift denn unverkennbar auch die Anficht unferes pofitiven 
Strafgefepes. Nirgends enthalt dafjelbe die Vorausſetzung, daß von 
einer Gefellfchaft als folder (einer im Sprachgebrauche der öfterreichifchen 
Geſetze gewöhnlich per eminentiam fogenannten „moralifhen Berfon“ *) 
eine ftrafbare Handlung begangen werden könne; nirgends fpricht es von 
Deitrafung einer ſolchen moralifhen Perfon. Im Gegentheile hat es 
in jener einzigen Stelle, wo zu einer ſolchen Verfügung Anlaß war, 
fogar mit ausdrücklichen Worten erklärt, daß nie eine Gefellfchaft 
als folche, fondern immer nur die einzelnen, an einem ftrafbaren 
Borgange, (fheinbar) der ganzen Gefellfchaft, ſchuldtragenden Mit- 
glieder dafür geftraft werden können, wenn es im vorlegten Abſatze des 
8. 486 erklärt: „Wenn eine Handlungs» Gefellfhaft in Concurs 
verfällt, fo ift die Strafe (für dad — ſcheinbar diefer Gefellfchaft zur 
Laſt fallende — Bergehen eines fhuldbaren Herbeiführens diefer Erida) 
gegen alle Mitglieder, welden das erhobene Berfhulden 
zur Laft fällt, zu verhängen“. **) 


*) Bergleihe z. B. den Tert des 8. 26 des a. b. G. B. mit deffen 
Randglofie. — 

») Die einzige Stelle, im welcher wenigftend ein früheres öfter: 
reihifches Gefeg, wenn gleich nicht expressis verbis, dod der Sache nad) eine 
Strafe gegen eine f.g. moralifhe Perfon ausfprad, war der $. 45 
des in Folge A. h. E. vom 30. Jänner 1847 mit Hoflanzleiderret vom 7. 
März 1847 (in der polit. ©. ©., Band 75, Seite 41 u. folg.) kundgemachten 
„Polizei-Geſetzes für Eiſenbahnen“, wo es wörtlich hieß: „Im 
Fällen, in welchen eine Unternehmung, die den Eifenbahn-Betrieb aus— 
übt, felbft die ihr als folcher obliegenden Berbinblichkeiten zu erfüllen unter 
läßt, hat die Landesftelle der Provinz, in deren Bereich die Direction 
der Unternehmung ihren Sib hat, gegen bie Unternehmung, 
ohne Rüdfiht auf die Beftrafung, melher einzelne Mitglie- 
der, die Directoren oder andere zur Beforgung der - Gefchäfte angeftellte 
Perfonen nad den gegebenen Beftimmungen etwa unterliegen, auf einen 
Grlag zum Local»Armenfonde von 100—2000 Gulden EM. 
zu erfennen”“ — Die Männer der Doctrin und jener Theil der Prak— 
tifer, welchem die Mebereinftimmung des pofitiven Geſetzes mit den An— 
forderungen der Wiffenfhaft wicht gleichgittig ift, machten einflimmig Chorus 
gegen dieſe Geſetzes-Beſtimmung, und ed fann daher nur ald ein dankens— 
werther. Fortfchritt unferer neueſten Gefepgebung anerkannt werden, wenn 
die an die Stelle jenes Gefeped vom Jahre 1847 getretene Eifenbahn- 
Betrieb8-Ordnung vom 16. November 1851 (Mr. 1 des Jahrgangs 1852 ded 
N. G. 3.) im 8. 85 nur mehr anordnet: „daß die Statthaltereien das Recht 
haben, über im Eollegialwege gefaßte Befhlüffe die Privat:Fifen- 
bahn-Unternehmungen durch Geldbußen von 100 bis 2000 Gulden EM, 
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Eben diefe in der Ratur der Sache — im Wefen des Rechtes — liegende 
Anfiht ward aus Anlaß eines einzelnen Falles, wo es ſich darım han— 
delte, eine Gemeinde wegen einer von ihr oder eigentlich in ihrem 
Namen und Auftrage begangenen ftrafbaren Handlung zu verurteilen, 
niht nur von der (damald noch beftandenen) Generalprocuratur des 

oberften Gerichts - und Laffationshofes mit den Worten verfochten: 
daß eine moralifche Verfon nicht als das Subject einer 
firafbaren Uebertretung in Betracht fommen fönne, — daß für 
ftrafbare Handlungen einer ganzen Gemeinde nur die fehuldtragenden 
Neprafentanten derfelben verantwortlich feien, — daß nur mit diefen als 
phyfifhen Perfonen und ald den eigentlichen Angeklagten eine ftraf- 
gerichtlihe Verhandlung gepflogen werden könne“ u. f. f.; jondern es 
wurde eben diefe Anſicht hiernach auch von diefem höchſten Gerichtshofe 
mit einer Entfcheidung vom 10. November 1851 *) zu Recht erfannt, 
und ausgefprohen: „daß eine Gemeinde in ihrer Gefammtheit 
nicht ftraffällig erkannt werden könne, wenn nicht vorliege, 
dag fammtlihe Mitglieder der Gemeinde, oder mit ihrem Wiffen und 
Willen ihre gehörig bevollmächtigten Repräfentanten auf die ftrafbare 
Handlung und in welhem Maße Einfluß genommen haben“ **) u. f. f. 


3. 
Dem Anftifter (intellectuellen Urheber ***) ift jeder 
von dem phyfifhen (unmittelbaren) Thäter als Mittel 


oder durch fonftige geſetzliche Mittel anzuhalten, die denfelben in Betreff 
auf Sicherheit und Ordnung obliegenden Berbindlihfeiten inner 
halb eined anguberaumenden Termines zu erfüllen“. — Dadurch haben 
alfo diefe f. g. Geldbußen aufgehört, eine eigentlihe Strafe zu fein, 
und haben die Natur eines bloßen Zwangsmittels zur Erfüllung einer 
Berbindlichkeit angenommen. — 

*) Sieh’ diefelbe fammt Entfcheidungsgründen und der ftattgefundenen 
Caſſationshofs-Verhandlung in Nr. 282 der öfterreihifchen Gerichtszei— 
tung vom 28. November 1851. 

) Allein aud im letzteren Falle kann nad der obigen Ausführung, 
und wohl aub im Geifte der Entfheidungd-Gründe eben dieſes Caffatione 
hofs-Erkenntniffes nicht die Gemeinde als ſolche, fondern können immer 
nur die fhuldtragenden einzelnen Mitglieder berfelben als ftraffällig 
erkannt werden. — 

+) Was oben und in den folgenden Erörterungen von dem Anftifter 
gefagt wird, gilt mulalis mutandis au vom Gehilfen und Theilnehmer, 
daher der Bereinfahung willen in diefen folgenden Ausführungen zunächſt 
nur vom Anſtifter gefprochen wird. 
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zur Ausführung des bezwedten Verbrechens begangene 
Thatumftand, gleihwie jede aus derfelben entflandene 
unvermeidlihe Folge als vorfäßlihe Schuld zuzurech— 
nen, in foferne ihm nur befannt war, daß diefer That- 
umftand als Mittel oder diefe Folge mit der von ihm 
aufgetragenen Handlung im nothwendigen, oder aud 
nur gewöhnlihen, oder felbft nur leihten Zufammen- 
bange geftanden war, und diefelben von ihm nicht ins— 
befondere aus feinem Auftrage ausgefhieden worden 
find. — 

Diefer Satz ergibt ih, unter Vermittlung derjenigen Beſtimmun— 
gen, die oben (Seite 144—149) über den unbeftimmten und indirecten 
Borfab dargelegt wurden, ald ein ummittelbares Corollar aus unferer 
obigen Regel, weil in dem vorausgefegten Falle doch klar vorliegt, daß 
der Anftifter auch die von dem Thäter begangene, wenn gleich ſchwerer 
qualificirte, That gewußt, gewollt und zu ihr mitgewirkt habe. — Wenn 
z. B. der A dem B anftiftet, aus dem Haufe des C irgend eine Sache, 
z. B. ein Gemälde zu ftehlen, während er weiß, daß diefes Haus fortan 
forgfältig verſchloſſen ift, fo ift der A allerdings des Diebſtahls an ver- 
fperrtem Gute (mit Einbruch) ſchuldig, fobald der B diefen Diebftahl 
wirklich mit Einbruch vollzogen hat ($. 174, lit. d); — oder wenn der 
A dem B den allgemeinen Auftrag gibt, die Eifenbahn zu zerflören, um 
die Abfahrt oder das Weiterfommen eines beftimmten Zuges zu hindern, 
fo haftet er allerdings auch für jene größeren Gefahren für Leben, körper 
liche Sicherheit von Menſchen, Eigenthum u. f. f., welde aus der von 
dem phufifhen Thäter auftraggemäß vollzogenen boshaften Befchädigung 
der Eifenbahn noch hervorgegangen find ($$. 85 und 86) u. ſ. f. — 

Dem Anftifter (intellectuellen Urheber) wird daher in diefen Fällen 
feloft dann, wenn er zunächſt und indbefondere nur eine geringere 
ftrafbare Handlung aufgetragen hat, mit Recht auch die von dem phyſi— 
ſchen Thäter begangene fehwerer qualificirte ftrafbare Handlung zur vor— 
fäglihen Schuld angerechnet, wenn diefe gleich z.B. ein anderes Ber 
brechen bildet, wenn dieſelbe erweislih nur ald ein Mittel zum Zwede, 
oder als eine Folge in dem angegebenen Sinne, daher als in dem Auf- 
trage imenthalten, oder mit anderen Worten als ein im ber 
allgemein aufgetragenen Handlung miteingefäloffener 
Beftandtheil, als eine Fortfegung, Ausführung oder 
als eine Unterart derfelben erfhienen if. — Wenn z. B. 
der A dem B aufträgt, dem C ein körperliches Leid zuzufügen, z. B. ihn 
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tüchtig durchzuprügeln, und diefer hat in Vollziehung des Auftrages dem 
C eine ſchwere körperliche Beſchädigung zugefügt, oder gar getödtet, 
fo ift der A allerdings des Verbrechens der Lörperlihen Beihädigung 
($. 152) und im zweiten alle des Todtjchlages ($. 140) ſchuldig, 
weil von unferem Gefebe zu beiden Verbrechen nur die ganz allgemeine 
Abfiht, körperlich (leicht oder ſchwer) zu verlegen, nothwendig ift, und 
die daraus entftandene ſchwerere Folge felbft Demjenigen zugerechnet 
wird, der auch nur eine leichte Verlegung zufügen wollte *). — Ebenſo 
wird der A, wenn er dem B aufträgt, dem C eine gewiffe Sache um jeden 
Preis zu nehmen, ohne Ungerechtigkeit nicht etwa blos eines Diebftahls 
($. 171), fondern aud des Raubes ($. 190) oder des gewaltfamen Ein- 
falles in fremdes, unbeweglihes Gut ($. 83) fhuldig werden, wenn der 
phnfifche Thäter B zur Vollziehung jenes Auftrages eines diefer Ver— 
brechen als Mittel wählte. — 

Aus diefer Auseinanderfegung ergibt ſich zugleich ſchon im logi— 
chen Gegenfaße a contrario auch nachfolgende Behauptung : 


4. 


Dem Anftifter (intellectuellen Urheber) dürfen die— 
jenigen von dem phyfifhen (unmittelbaren) Thäter voll- 
jogenen, das Verbrechen irgendwie ftrafbarer qualifici- 
renden Umftände wenigſtens nicht als vorſätzliche Schuld 
jugerehnet werden, deren Zufammenhang mit der auf- 
getragenen Handlung dem Anftifter, in der (ad 3) erwähn- 
ten Weife nicht befannt war, oder die von ibm aus— 
drücklich aus feinem Auftrage ausgefhieden worden find. 


So wird z. B. in dem vorlegt angeführten Beifpiele der A kei- 
neswegs der intellectuellen Urheberſchaft des Mordes ($. 134) fchuldig 
geziehen werden können, wenn gleich etwa der B den von A erhaltenen 
Auftrag, den C tüchtig durchzuprügeln, bei ſich felbft bis zu dem Vor— 
faße, den C zu tödten, gefteigert hatte, weil ja vorausfeglih diefe 
Abficht (zu tödten) in Feiner Weife in dem Willen und dem Auftrage des 
A involvirt war; — fo wird aud in dem lebten gewählten Beifpiele 
der A nur des Diebftahle, keineswegs aber der heiden andern genann- 
ten ſchweren Verbrechen fchuldig werden, wenn diejelben auch von dem B 


*) Bergl. hiermit die oben auf Seite 155—157 unter litt. aa und bb 
entbaltenen Ausführungen. — 
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zur Ausführung des ihm gewordenen Auftrages unternommen wurden, 
fobald der A ausdrüclich beifügt, daß Bdie Sache dem C ohne alle Ge- 
waltthat abnehmen fol; — folgerichtig hiermit wird ferner (um ins— 
befondere auch eines Falles von Hilfeleiftung und Theilnahme zu erwäh- 
nen) der A, der dem B feine Hilfe zufichert, um in dem Haufe des C zu 
ftehlen, indem ex inzwifchen außer dem Haufe auf der Lauer ftehen, 
und herbeikommende Berfonen abhalten oder ihr Naben verfünden wolle, 
oder fih mit ihm vorläufig über die ihm nach vollbrachter That zu lei— 
ftende Hilfe einverfteht, auch nur des Diebſtahls fhuldig werden, wenn 
gleih der B im Innern des Haufes inzwifchen einen Raub vornimmt, 
u. ſ. f. u. ſ. f. 
5. 


Dem Anſtifter (intellectuellen Urheber) kann die 
von dem phyfifhen (unmittelbaren) Thäter begangene 
That wenigftens nicht mehr als vorfählide Schuld, da- 
her niht mehr ale Verbrechen zugerechnet werden, wenn 
er noch vor dem Beginne der aufgetragenen That feinen 
Auftrag ausdrüdlih oder durch concludente Thatſachen 
widerrufen hat, oder wenn fonft, durch Berlauf der Zeit, 
oder Durch Beränderung der Umftände Gründe eingetreten 
find, aus welden der unmittelbare (phyſiſche) Thäter 
das Aufbören der Fortdauer des Willens! und Auftra- 
ge8 des Anftifterd zu dem (früber von ihm aufgetrage 
nen) Berbreden annehmen mußte). 


Iſt in all’ diefen Fällen der unmittelbare Thäter felbft ebenfalls 
von derBegehung des Verbrechens abgeftanden, oder die Setzung der That 
überhaupt unterblieben, fo fönnte auf Seite des Anjtifters ohnehin nur von 


*) Diefelbe Behauptung muß folgerichtig auch von jedem Mitgliede 
eines Gomplottes gemacht werden, welches dad obige Benehmen rechtzeitig 
äußert, d. 5. noch vor allem Beginne der gemeinfam befchloffenen That bei 
den übrigen Gomplottanten feinen Entſchluß und fein Berfprechen zur Mit 
wirkung wiberruft, oder dad Unternehmen felbft zu vereiteln bemüht ift, von wel« 
chem daher allen Uebrigen noch rechtzeitig apparirt, daß fein Intereffe an der 
Begehung diefes Verbrechens erlofchen ift: denn da jedes Mitglied eined Com— 
plottes fih in Beziehung auf das gemeinfam befchloffene DBerbrechen nur als 
ein intellectueller Mit-Urbeber darftellt (vol. bier vorne auf Seite 255 
und 256 die Erörterung unter Zahl 1), fo muß von ihm al’ dasjenige gel 
ten, was von dem intellectuellen Urheber überhaupt gilt. — 
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einem Verſuche der intellectuellen Urheberſchaft ($. 9) die Rede fein; 
diefer Verſuch aber würde nad $. 8 eben dadurch wieder ſtraflos geworden 
fein, daß der Schuldige, nemlich aud der Anftifter vonder Bollbringung 
desfelben (d. i. von der Ausführung des von ihm beabfihtigten Ver— 
brechens, d.i. von der durch die intellectuelle Einwirkung auf den Anderen 
verfuchten Einleitung oder vorfäglichen Veranlaffung der That) aus eigener 
Reue abgegangen ift*). Mankönnte unter diefer Borausfegung den Anftifter 
auch ſchon nach dem Wortlaute des $. keines Berbrechend mehr zeihen, weiler 
in Gemäßheit desfelben immer nur desselben Verbrechens ſchuldig erflärt 
werden könnte, das der unmittelbare Thäter begangen hat, von 
diefem felbft aber bei obiger Borausfeßung kein Verbrechen began— 
gen worden ift. — Wenn aber au der unmittelbare Thäter in all’ die- 
fen Fällen dennoch die That (das früher von dem Anftifter aufgetragene 
Berbrechen) phyſich gefekt und fogar vollbracht hat, fo kann derfelbe doch 
nicht mehr als in Gemäßheit des Willens des (urfprüng- 
lihen) Anftifters vorgehend, erkannt werden. Man kann von 
dem legteren nicht mehr fagen, daß Er die That vorfäglich eingeleitet 
oder vorfäglich veranlagt habe: er fällt daher nicht mehr unter den $. 5, 
und eben fo wenig unter den $. 1, d. 5. er kann nit mehr als 
Berbreher behandelt werden, da ohne (böfen) Vorſatz fein Verbrechen 
denkbar ift. (Bergl. oben Seite 155.) Wenn fih alfo auch der phufifche 
Thäter auf den urfprünglichen Auftrag des Anftifters berufen, und fogar 
erweifen follte, daß er felbft nur durch dieſen zu dem verbrecherifchen 
Entſchluſſe und zur phyſiſchen Sebung der That veranlaßt, oder dadurch 
erſt mit den Mitteln oder der Gelegenheit, diefes Verbrechen zu begehen, 
befannt gemacht worden fei; fo mag dies dem urfprünglichen Anftifter 
vieleicht als Fahrläſſigkeit (Culpa) und als irgend ein anderweitiges Ver— 
gehen oder als eine Uebertretung zur Laft fallen, wovon noch insbefon- 
dere bei den 88. 238, 335, 431 u. m. a. die Rede fein wird, nimmer- 
mehr aber als culpofe Urheberfchaft eines Verbrechens, da nad) dem 
Gefagten eine ſolche unferem Geſetze fremd ift. 

Wenn hiernach z.B. der A den Banditen B zur Ausführung eines 
Mordes an dem C gedungen hat, aber früher noch, ale der B zu dem 
verruchten Unternehmen gefchritten ift, demſelben erklärt, daß ihn fein Auftrag 
reue, oder wenn er ihn davon abmahnt oder an der Ausführung hindert 
oder doch zu verhindern fucht, eder wenn er rechtzeitig das projectirte 


*) Bergl. unten bei der Erläuterung des 8. 8 die Entwicklung des IL, 
wefentlihen Momentes eines ftrafbaren Verſuches. -— 
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Verbrehen auch nur der Obrigkeit anzeigt, um fie zur Verhinderung des⸗ 
felben zu weranlaffen, fo fann er (A) nicht mehr als (dolofer) Urheber 
des von dem B etwa dennoch ausgeführten Mordes erfannt werden. 
Eben fo wenig ift in dem Falle, wenn der A mehrere Räuber zur Aus— 
führung eines Raubes an dem, jedoch auedrüdlich nur für einen beftimm- 
ten Zeitpunet, wenn diefer z. B. eine gewiffe Gegend als Reifender, vor: 
ausſetzlich wiel Geld bei fich führend, pafliren wird, gedungen hätte, die— 
fer Raubanfall von ihnen aber damals nicht, wohl aber fpäter ein- 
mal, bei ganz anderem Anlaffe ausgeführt worden wäre; — oder wenn 
er mehrere Taugenichtfe zur Erregung eines Aufftandes (Tumultes) oder 
einer Brandlegung oder fonftigen Beſchädigung an fremdem Eigenthum. 
jedoch nur an einem beftimmten Tage, in einer gewiffen Nacht geworben 
hätte, dieſe aber ihr frevelnd Unternehmen zu der verabredeten Zeit ver- 


faumt hätten — der A für die von den gedungenen Söldlingen erft 
nad Ablauf der eigens beftimmten Zeit begangenen Verbrechen dolos ver- 
antwortlih. — Allein auch dann, wenn ein folher Zeitpunct nicht ins— 


befondere feftgefegt wurde, kann durch den Ablaufder Zeitin Verbin— 
dung mit einer eingetretenen Veränderung anderweitiger Umftände der 
urfprüngliche Auftrag als thatſächlich entfallen, und die troß die- 
ſes Wegfallens von dem phyſiſchen Thäter, angeblich durch den früheren 
Auftrag inducirte That nicht mehr dem urfprünglichen Thäter zugerechnet 
werden. Mer würde z. B. dem A, der von fatanifcher Eiferfucht 
oder von Rache über verfchmähte Liebe oder über einen empfangenen Korb 
gegen eine Frauensperſon (B) getrieben, dem C den Auftrag gegeben, die- 
fer Frauensperſon (PB) ein großes Körperleid zuzufügen, fie z. B. zu blen- 
den oder fonft förperlich zu entitellen, auch dann noch die von dem C vollzogene 
Ausführung diefes Verbrechens zur beabfihtigten Schuld zuzurechnen 
wagen, wenn dem fauberen Söldling nad) einiger Zeit, aber noch vor dem 
Beginne feiner verruchten That, befannt geworden ift, daß der A in- 
zwifchen von der B erhört worden, und nunmehr als überfeliger Verlobter 
oder Bräutigam in füßen Hoffnungen ſchwelge, oder mit ihr bereits im 
glücklicher Ehe lebe? u. dal. 


Hieraus ergibt fih aber ſchon wieder a contrario folgende Entſchei⸗ 
dung als weitere Folgerung von ſelbſt: 


6. 


Wenn in allen fo eben (unter 5) erwähnten Fällen 
der Anftifter mit feinem Widerrufe zu fpät gelommen 
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ift*) oder dem phyſiſchen Thäter diejenigen Umftände, 
welche das Intereſſe des urfprüngliden Anftifter an 
der Begehung des Verbrechens aufhören madhten, nicht 
rechtzeitig befannt geworden find, fo haftet er noch im- 
mer als (dolofer) Urheber der von dem unmittelbaren 
Thäter wirklich vollzogenen That. 

Man kann nämlid dann noch immer mit Recht behaupten, daß der 
phnfifche Thäter wenigftens in feiner Vorausſetzung noch immer nach 
dem Willen des urfprünglichen Anftifters gehandelt habe, daß die That 
durch diefen eingeleitet, und vorfäglidh veranlagt erfcheine, daß 
mit Einem Worte das Berbrechen ohne die urfprüngliche vorfägliche Ein— 
wirkung des Anftifters unter den vorhandenen Umftänden nicht zu Stande 
gelommen wäre. 


T. 


Wenn der Anftifter durdh feine intellectuelle Ein— 
wirfung auf den Willen eines Anderen diefen zur Une 
ternehbmung des Verbrechens niht zu beflimmen ver— 
mochte; — oder der letztere hierzu anfänglih zwar be- 
wogen wurde, die Ausführung zufiherte, aber fpäter 
von derfelben wieder abgeftanden iſt; — oder wenn der— 
felbe zu diefem Berbrehen vor dem Beginne der intellec- 


*) Hiervon bildet nur der Fall eine [heinbare Ausnahme, wenn der 
A dem B die Ausführung eined Verbrechens mit Feflfegung einer genau 
beftimmten Zeit aufgetragen bat, diefer aber den Auftrag noch vor bem 
Eintritte ded beflimmten Zeitpunftes vollzieht, der A aber, ohne dieß zu 
wiffen, daher erweidlich noch immer in der Vorausfekung, daß die That 
noch nicht gefchehen fei, feinen Auftrag zurüdnimmt, und mit diefem Wider: 
rufe zwar binfichtlich der Vereitlung der That felbft zu fpät kommt, aber 
ibn noch vor dem Eintritte des für fie beftimmt gewefenen Zeitpunftes ge: 
macht bat. — In diefem Falle wird wohl auch der A nicht als (dolofer) 
Urheber der von dem Bgefegten That fihuldig gefprochen werden können, weil 
unter den concreten Umftänden nicht mehr behauptet werden fann, daß die 
Ihat des B von dem A vorfäglich eingeleitet worden ſei, denn dieſe, 
erweislich vor dem beftimmten Zeitpunkte unternommene, alfo verfrübte 
That wollte ja der A nicht, und diefe That hat ja Er, mwenigitend vor: 
ſätzlich keineswegs veranlaft. — Eben darum bildet aber diefer Fall 
nur fheinbar eine Ausnahme von der obigen Behauptung, da man nad) 
den concreten Umftänden des Falles eigentlih nicht fagen fann, daß Bier 
der A — in Beziehung auf den von ihm gegebenen Auftrag und den von 
ihm feftgefepten, vorausfeglich fpäteren Zeitpunkt — mit feinem Widerrufe 
zu Spät gefommen fei. — 
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tuellen Einwirkung des Anftifters auf ihn bereits im 
eigenen Gemüthe zu eben diefem Verbrechen entfhloffen 
war, fo fann zwar der Anftifter nicht als fchuldig der 
Bollbringung des von ihm beabfihtigten Verbrechens, 
wohl aber noch immer des ftrafbaren Berfuhes der in» 
tellectuellen Urheberfhaft desfelben bezeichnet werden. 


Daß der Anftifter in allen diefen Fällen nicht des vollbradten 
Verbrechens ſchuldig fein Fönne, ergibt fich zweifellos aus der Natur der 
Sade und dem Wortlaute des 8.5, da ja vorausfeglich in den zwei 
erfteren diefer drei Fälle die phufifche Uebelthat felbft, das Verbrechen 
gar nicht begangen worden ift, und weil daher von Niemandem 
behauptet werden kann, daß durch ihmein Verbrechen überhaupt eingeleitet 
oder wirklich veranlagt worden fei; im dritten Falle aber wenig: 
ftens von dem in Frage ftehenden Anftifter nicht behauptet werden Tann, 
daß diefes Verbrechen von ihm eingeleitet worden fei, da es ja unter 
den gegebenen Umftänden auch ohne feine Einwirkung gefhehen fein 
würde, er daher nicht mehr als wirklicher Urheber angefehen werden 
fönne. Daß aber in all’ diefen drei Fällen der Anftifter noch immer des 
ftrafbaren Berfuches des von ihm beabfihtigten Verbrechens ſchuldig fei, 
ift von unferem nunmehrigen Geſetze klar im $. 9 ausgeſprochen 
worden. 


8. 


Wenn in Folge der intellectuellen Urheberſchaft 
des A von dem B als phyfifhen Thäter ein Verbrechen 
wirklih begangen wurde, fpäterhin aber die Verjäh— 
rung desfelben zur Sprache kommt, fo tritt diefelbe 
für den Anftifter A niht fhon in dem Augenblide, wo 
die Verjährung binfihtlih feiner intellectuellen Ur 
hbeberfhaft vollendet wäre, fondern ſelbſt für ihn erft 
dann ein, wenn fie auch bereits für die phyfifhe That 
des B vollendet ift. 


Es hätte z. B. der A am 1. Jänner 1853 den B angeftiftet, daß 
er (B) aus Nerger oder Rache über die Erwerböverfürzung, welche ihm 
etwa durch die in einer gemwiffen Gegend vorgenommene Errihtung des 
Staats» Telegraphen zugegangen ift, eine boshafte Beſchädigung oder 
Störung an diefem vornehmen fol ($. 89). Der B findet aber hierzu erft 
amt. März 1853 eine pafjende Gelegenheit, ohne daß in der Zwifchenzeit 


[Strfg. 1. Chl.l. Optſt. 88. 3u. 6J. — 268 — [don Verbrechen überhaupt.] 


(zwifchen 1. Jänner und 1. März) irgend Etwas über den Gegenjtand 
zwifchen A und B verkehrt worden wäre. Das Verbrechen bleibe nun lange 
Zeit unentdect, und es würde z. B. erft am 1. Februar 1858 eine der im 
$. 227 erwähnten ftrafrichterlichen Amtshandlungen gegen A und B ein: 
geleitet, d. h. zu einer Zeit, wo allerdings ſchon rücfichtlich der für fich 
ifolirt in Betracht gezogenen Thätigkeit des A, keineswegs aber rück— 
fihtlich der That des B die gefeßliche Berjährungszeit von 5 Jahren 
(S. 228 lit. b.) abgelaufen wäre. Gefegt nun, es würden auch alle übri- 
gen Bedingungen der Erlöfhung eines Verbrechens duch Verjährung bei 
dem A eintreffen ($. 229), fo Fönnte ihm diefelbe dennoh nicht zu 
Statten kommen: — denn die von dem Anftifter verübte intellectuelle 
Einwirkung darf ja nie für ſich ifolirt, fondern muß immer in 
Berbindung mit der vermöge feiner Einwirkung und Einleitung gefeß- 
ten phofifchen That des unmittelbaren Thäters in Betracht gezogen wer— 
den: es ift daher die von dem B vorausfeglih erft am 1. März 1853 
begangene That noch immer als die von dem A eingeleitete That anzufe- 
ben: der A erfcheint daher allerdings aud noh am 1. März 1853 ale 
im Stadio des Mitbegehens des Verbrechens begriffen, da fein Wille 
und feine intellectuelle Wirkfamkeit auch an die ſem (fpäteren) Tage fort- 
dauert oder eigentlich erft ihre Kraft bethätiget. Es muß daher nicht blos 
von dem phufifchen Thäter B, fondern auch von dem Anftifter A behaup- 
tet werden, daß die Verjährung „von dem Zeitpuncte des von ihm (theila 
fhon am 1. Jänner, theild erft am 1. März) begangenen Berbre- 
chend“ ($. 227), ebenfalls erft vom 1. März an zu laufen beginne. 


Dagegen muß a contrario wieder bemerkt werden: 


9. 


Dadurch, daß die Thatdes phyſiſchen Thäters durch 
Berjährung erlofhen ift, wird nicht auch fhon der An- 
ftifter (intellectuelle Urheber) dieſes Berbrehensftraflos, 
wenn bei ihm nicht auch individuell alle Bedingungen 
Der Berjährung eintreffen. 


Hier treten nämlich genau alle jene Beziehungen ein, welche oben 
(Seite 250 und 251) bei der erften Beſchränkung (ad a) unferer leiten- 
den Negel auseinandergefebt worden find. Durch die Verjährung hört 
nämlich die That eigentlih nit an und für fig auf, ein Berbre- 
hen objectiv zu fein, fondern fie bewirkt nur, dag „(gegen den Thä- 
ter fubjectiv) weder Unterfuhung noch Strafe Statt finden fann - 
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($. 230),” oder mit anderen Worten, daß ihm individuell die ob- 
jectiv noch immer ein Verbrechen bildende That nicht mehr als ſolches 
zugerechnet werden fann. Daher darf denn auch diefer rein fubjec- 
tive Entfhuldigungsd-Umftand auf die übrigen Mitfehuldigen 
und Theilnehmer nicht ausgedehnt, fondern es müffen die perfönlichen 
Berjährungs- Bedingungen auch rücfichtlich jedes der Mitwirkenden für 
fih insbefondere und individuell ind Auge gefaßt werden. — 
Wenn alfo 3. B. in dem unter Zahl 8. gefeßten Beifpiele die ftrafgericht- 
liche Unterfuhung erft nach dem 1. März 1858 eingeleitet, ſich aber 
nunmehr zeigen würde, daß die (phyfifche) That bereits durch Verjährung 
erlofhen, und daß bei dem B auch alle übrigen (perfönlihen) Bedingun— 
gen der Verjährung eintreffen, jo würde dennoch dem Anftifter A die 
Verjährung feines Verbrechens nicht zu Statten fommen, wenn etwa 
die eine oder andere der im $. 229 vorgefchriebenen Verjährungs-Bedin- 
gungen bei ihm perſönlich fehlen würden, wenn er ſich 3. B. inner— 
halb der Verjährungszeit aus dem Kaiſerthum Defterreich geflüchtet Haben 
würde *). 





*) Wenn ich mir am Schluffe der Grörterungen über unfere inhalt 
fhweren $$. 5 und 6 einen legislativen Borfchlag erlaube, wie nad mei- 
nem Erachten ein neues Geſetz binfichtlih der vorftehenden Ausführungen 
lauten follte, fo ging ih babei von dreierlei Borausfepungen aus. — Es 
fhiene mir nemlich zweckmäßig, daß 

1. Dadjenige, was unfer Gefeh bei dem Diebftahle,, der Veruntreu— 
ung und dem Naube ($$. 185, 186, 196 und 464) ald eine felbfiftändige 
firafbare Handlung „der Theilnehmung“, fo wie ferner al’ Dasjenige, was 
es im XXVI. Hauptftüde des I. Theils ($$. 211—221) und im 8. 307 eben- 
fall® als eine eigene frafbare Handlung (Verbrechen oder Webertretung) 
der f. g. Vorſchubleiſtung auffaßt, von biefer (fünftlichen) Selbftftändig- 
feit gänzlich entlleidet, und auf das, was dieſe Handlungen ihrer Natur 
nah find, nemlih auf Mitwirkungsarten bei anderen ftrafbaren 
Handlungen zuridgeführt, und fofort mit dem Inhalte der 88. 5 und 6 ver- 
fhmolzen werden möchte; daß ferner 

2. die Thätigkeit jedes diefer Mitwirkenden mit einem befonderen, 
und fharfbeitimmten Namen bezeichnet, daß aber dann diefe Ausdrüde auch 
firenge durch's ganze Geſetz hindurh beibehalten, und nie mit ein- 
ander vermengt werden follen (vergleihe oben auf Seite 141 die Anmer- 
fung **) und Seite 231 die Anmerkung *); — und daf endlich 


3. nebft den Begriffsbefiimmungen und allgemeinften Grundfäken 
nur diejenigen Special»Beflimmungen in's Gefek aufzunehmen wären, welche 
zur Befeitigung von Zweifeln unabweislich nothwendig find, fo daf 
alled unnöthige Eremplificiren und Specificiren im Geſetze vermieden und 
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— der Doctrin überlaffen werden wolle (vergl. Seite 24-26 und die An- 
merfung **) auf Seite 164 u. fgg.). 


Hiernah würde ich an die Stelle der [hen oben bezogenen achtzehn 
Paragraphen ($$. 5, 6, 185, 186, 196, 211-221, 307 und 464) etwa fol- 
genden Geſetz-Entwurf in nur fieben Paragraphen in Vorſchlag bringen: 


8. a. 
Als Mitfhuldige des Verbrechens find anzufehen: 
&) Der Haupt a) der Hauptthäter, welcher dasfelbe ald eigene Handlung unmittelbar 
thäter. begangen bat; 
PR) Der Anftifter. P) der Anftifter, welcher durch Einwirkung auf den Willen eined An: 
deren deffen Entſchluß zur firafbaren Handlung beftimmt hat; 
+) Der Gebilfe. y) der Gehilfe, weldher zur Verübung des don einem Anderen als eigene 


Handlung begangenen Berbrechend auf was immer für eine Weife mitgewirkt, 
oder dieſelbe wie immer erleichtert oder befördert, oder den Entſchluß eines 
Anderen zur Begehung deäfelben beftärkt hat; 


5) Der Theil- 3) der Theilmehmer, welcher in Folge vorausgegangenen Einverftänd- 
nehmer. niſſes, und 
8) Der Begün e) der Begünſtiger, welcher ohne ein foldhes Einverftändniß einem Mit: 


Riger. ſchuldigen eines Verbrechens in Beziehung auf dasfelbe erft nad) deffen Ber- 
übung was immer für eine Hilfe geleiftet, oder aus demfelben Bortheil ge- 
zogen hat; oder welcher ein Verbrechen, oder defien unmittelbare Folgen leicht 
und ohne fih oder einen nahen Angehörigen ($. e) einer unmittelbaren Ge— 
fahr an Perſon, Freiheit oder Vermögen auszuſetzen, hindern konnte, und es 
mit oder ohne Einverftiändnig mit dem Mitfchuldigen abfichtlich unterliep. 


$. b. 


Beurtbeilung der Die Strafbarkeit fo wie die Art eines Verbrechens ift für die verſchie— 
en eine denen Mitfehuldigen deöfelben ($. a) zunächft nach der Handlung des Haupt 
— thäters (5. a lit. «), jedoch in der Art zu beurtheilen, daß den übrigen Mit- 

desjeiben. ſchuldigen eine Mitfchuld nur an den ihnen bekannt gemwefenen Theilen der 


firafbaren Handlung des Hauptthäterd zugerechnet werden Tann. 


$. c. 


Ins beſondere. Diejenigen Umſtände, welche die Strafbarkeit der Handlung nur ver 
—— möge der perſönlichen Beziehungen was immer für eines der Mitſchuldigen 
—— — bedingen oder erhöhen, find auch den übrigen Mitſchuldigen zuzurechnen, in- 


— ſoferne ihnen dieſelben bei Verübung ihrer Handlung bekannt waren. 


8.d. 


bb) in Bezug auf Dagegen find Entfhuldigungs- und Milderungs-Umſtände, welche die 
————— Strafbarkeit eines Verbrechens für einen der Mitſchuldigen nur vermöge defr 
und Milderungd- fon perſönlichen Beziehungen aufheben oder mindern, auf die übrigen Mit— 


der Writfepuldigen, fhuldigen nicht auszudehnen. 
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8. e. 


Dem Anftifter, fo wie dem Behilfen und Iheilnehmer eines Verbrechens ce) in Betreff des 
(8. a lit. £, 7, 3) find in diefen Gigenfchaften auch alle von ihnen nicht aus: hu nes Min. 
drüdlich audgenommenen Thatumftände und Folgen zuzurechnen, welche was im» Rılera Mebilfen, 
mer für einer der Mitſchuldigen in Vollziehung der befchloffenen Handlung her: und Begünftigers. 
beigeführt hat, infofern fie mit derfelben in einem natürlihen Zufammenhange 
gefanden waren ($. 1), — Dem Begünftiger einer flrafbaren Handlung ift 
diefelbe nach den nämlihen Vorausfegungen nur mit den ihm zur Zeit feiner 
Betheiligung daran befannt gewefenen Umftänden zuzurechnen. Wenn jedoch 
die Begünftigung nur zum perfönlihen Schuge eines Mitfehuldigen, um ihn 
der Beftrafung zu entzichen, flattgefunden hat, oder wenn die Verhinderung 
eined Verbrechens oder Bergebend nur dur Anzeige an eine Obrigkeit ge: 
fhehen fonnte, fo find des Begünftigten Verwandte in auf- und abfteigender 
Linie, Geſchwiſter, Gefchwifterfinder oder noch nähere Seitenverwandte, Ehe 
gatten, Berlobte, Verſchwägerte in erfiem und zweitem Grade, Wahl: und Zich- 
Eltern und bderlei Kinder, Bormünder, Mündel, und im Berbhältniffe der 
häuslichen Schupbefohlenheit zu einander flehende Perſonen wegen einer fol- 
hen Begünftigung allein gar feiner Strafe zu unterziehen. 


8. f. 

Wenn fi) mehrere Perfonen zur gemeinfhaftlihen Berübung eines dd) bei einer 
Verbrechens nad Art einer Gefellfehaft mit einander verbunden haben, fo iſt “Berkieuan 
jeder der Berbündeten, außer der von ihm hierbei noch indbefondere began- (Fompien). 
genen ftrafbaren Handlung, fchon wegen diefer Verabredung allein, ald Mit: 
anftifter aller in Gemäßheit derfelben von einem der übrigen Mitverbündeten 
verübten ftrafbaren Handlungen anzujehen. 


$- 8. 
Eben diefe Beftimmung gilt auch in Betreff aller zu einer Bande ober ee) bei einer 
Notte vereinigten Perfonen, welche fih die gemeinfchaftlice Verübung von ee 
mehreren im Gingelnen noch unbeflimmten Arten von Verbrechen und Ber: 
geben zum Ziele geſetzt haben, infofern die von einem Verbündeten begangene 


Handlung ih ald in der Gefammt» Verabredung enthalten darftellt. 


g. 7. 


Wurde ein Verbrechen durch den Inhalt einer Druck Deiondere De. 


ftimmungen über 


fhrift begangen, fo find der Verfaſſer, der Weberfeger, der die Zueiuung 
Herausgeber, der Verleger oder Vertriebsbeforger, Buch- Purd Drut 
händler, Druder, bei periodifchen Drudfchriften aud der 
verantwortliche Redacteur, wie überhaupt alle Perfonen, die 

bei der Drudlegung oder Verbreitung der ftrafbaren Drud: 

ſchrift mitgewirkt haben, desfelben Verbrechens fchuldig, 

wenn die allgemeinen Beitimmungen der $$. 1, 5, 6, 8, 9, 

10 und 11 auf fie in Anwendung fommen, 
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($. 42 des prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849, Nr. 161 des R. G. B.) 

Für jede Druckſchrift iſt zunächſt in u anf Strafe, Entihädigung und Gerichts— 
often der Berfaffer verantwortlih, wenn die Herausgabe mit deſſen Wiffen und Willen, mit 
oder ohne Angabe feined Namens ftatt gefunden bat. 

ae t dem Verfaffer find in der nachſtehenden Reihenfolge verant- 
wortlid: 
1. der Herausgeber, 
2. der Verleger oder Vertriebsbeſorger, 
3. der Druder, d. i, Gejchäftsleiter ver Druderei, und 
4. der Berbreiter. 
($. 43 ebenda.) 


Für den Inhalt periodiſcher Drudihriften haften mit dem Berfaffer jeder verantwort- 
licher Redacteur folidarifch, in foferne nicht von ihm nachgewieſen wird, dab Die Aufnahne 
eines ftrafbaren Inhalts wider feinen ausdrücklichen Willen oder ohne fein Wiffen und Ber: 
ſchulden geſchah. Nach Ddiefen treten die übrigen in $. 42 genannten Perionen in der da» 
felbft beftimmten Reihenfolge in die Haftung ein. 


($. 44 ebenda.) 


Wenn jedoch erwieſen wird, dab eine Perſon den Inhalt einer Drudihrift ald ſtrafbar 
erkennen mußte, und dennoch auf was immer für eine Weife bei der Drudlegung oder Ver— 
breitung bderieiben mitgewirft hat, fo ift Dieje Mitwirkung nad den allgemeinen Strafgefegen 
über die Mitihuld und Theilnahme zu beurtheilen und nad Maßgabe des gegenwärtigen Pa- 
tentes zu beftrafen, 


Der Inhalt der vworftehenden Geſetzesſtelle ift eine fi von ſelbſt 
ergebende Folgerung aus dem von unferem Geſetze im Artifel II des 
KM. BP. verfügte Unterftellung auch aller durch die (Drucder-) Preſſe ge— 
ſchehenden ftrafbaren Handlungen unter das gemeine Strafrecht (vgl. oben 
Seite 11— 13 u. Seite 86— 89). Hierdurch ward nemlich ſchon die weitere 
Beſtimmung felbftverftändlih, dag im Allgemeinen auch die geſetz— 
lihen Normen über die Zurehnung auf die durch Drudfchriften be- 
gangenen Handlungen wenigftens in foferne in Anwendung kommen 
müffen, als es ſich darum handelt, eine in der Abfaffung oder Verbreitung 
einer Druckſchrift fträflihen Inhalts liegende ftrafbare Handlung Jeman— 
dem als eine vorfäßliche zu imputiren 

Die mehreften der neueren europäifchen fogenannten Preß-Geſetze, 
und mit ihnen mwenigftend zum Theile auch das obige bis zum 1. Sep- 
tember 1852 in den meiften Ländern unferes Reiches beftandene öfterrei- 
chiſche Preßgefek vom 13. Mai 1849, ſammt feinen unmittelbaren Bor: 
läufern *), hatten — bei der den Strafbeftimmungen über die SPreffe 


*) Auch die öfterreihifche fogenannte Preß-Repreſſiv-Geſetzgebung, 
obgleich fie erit feit vier Jahren batirt, hat bereits ihre eigene verhängnißvolle 
Geſchichte, und zählt in diefem kurzen Zeitabfehnitte außer mannigfachen Particu- 
lar-Berordnungen ſchon vier fuftematifche Preß-Gefepe. — Die bis zum Jahre 
1848 in unferem Baterlande bejtandene Präventiv- Legislation gegen die 
(Druder:) Preffe oder f. g. Genfur ward faktifch ſchon durch die befannte 
a. h. Entfchliefung vom 14. März 1848 (in Heyßler's Sammlung der feit 
13. März 1848 im Juſtizfache erfchlenenen Geſetze und Verordnungen, 1. Heft, 
Seite 1, Nr. 1) aufer Geltung gefept, wodurch nämlich „Se. Majeftät die 
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überhaupt gegebenen Sonderftellung — auch hinfihtlih der Zurech— 
nung ganz eigenthümliche, mehrfah von der Natur der Sache ab» 


Aufhebung der Cenſur und die aldbaldige Beröffentlihung eines Preßgeſetzes 
zu beſchließen getuhten“. Diefe Aufhebung fand ihre Beftätigung durd das 
a. b. Patent vom 15. März 1848 (a. a. D. Seite 5, Nr. 5), in den Wor« 
ten des Monarchen: „Die Preßfreiheit ift durch Meine Erklärung der Auf- 
hebung der Genfur in derfelben Weife gewährt, wie in allen Staaten, wo fie 
beſteht.“ — Durch Erlaß des Minifterd des Innern vom 31. März 1848 (a. 
a. D. Seite 61, Nr. 20) ward in Folge einer a. b. E, vom 29. März dad 
erjte proviforifche Preßgeſetz, nämlich „eine proviforifche Verordnung gegen 
die Uebertretung der Preßgefege, deren Beftrafung und das Verfahren hiebei“ 
jowohl durch abgefonderten gedrudten Erlaß, ald auch dur Ginfhaltung in 
das Amtsblatt der Wiener Zeitung vom 1. April kundgemacht und diefe Ber: 
ordnung wurde fpäterhin durch einen Erlaß des Juftizminiftere vom 6. April 
1848 (a. a. D. Seite 78, Nr. 26) an fämmtliche Mppellationgpräfidien er- 
läutert: allein faftifch wurde diefe proviſoriſche Preßverordnung nad be: 
fannten ſchmachvollen Vorgängen am 1. April 1848, — ſchon an eben diefem 
Zage wieder zurüdgezogen, und war fofort gar nie in Wirkfamfeit getreten. 
— Die Berfaffungd-Urkunde vom 25. April 1848 (a. a. D. Seite 154, Nr. 43), 
hatte im $. 19 ein Preßgefeg erft für den nächſten Reichstag in Ausficht ges 
ftellt, da fie erklärt hatte: „Die Freiheit der Nede und Preffe ift nah voll: 
fommener Auflafung der Genfur durdy die Verfaſſungs-Urkunde gefichert. Die 
Beftrafung der Mifbräude wird durch ein von dem erften Neichdtage zu er: 
laffendes Geſetz geregelt werden.” — Die fluchbeladenen Greigniffe des 15. 
Mai 1848 hatten aber die eben bezogene Verfaſſungs-Urkunde annullirt, und 
in Verbindung mit der Abreife des ſchwerbedrängten Monarchen aus feiner 
Refidenz am 17. Mai, — des andern Tages, neben andern Nothwehr-Mafregeln 
zur Bewältigung der Anarchie, auch die Nothwendigkeit eines proviſoriſchen 
Prefgefepes dringlichft herausgeftellt. So wurde denn am 18. Mai 1848 dad 
zweite proviforifche Prefgefep, nämlich zwei provwiforifhe Verordnungen des 
Minifterratbs „gegen den Mißbrauch der Preffe” und „über dad Berfahren 
in Preffahen“ kundgemacht Diefe beiden PBerordnungen (a. a. D. Seite 
194 und 198, Nr. 66 und 67) In Berbindung mit einem fpätern @rlaffe des 
Minifter® des Innern vom 20. December 1843 (Reichägefepblatt, Ergänzungs: 
band, ©. 44, Nr. 42), wodurch „eine proviforifhe Verfügung bezüglich des 
Anfchlagend, Auätheilend, Ausrufens, Verfaufend und Hauſirens mit Plakaten 
und Flugſchriften“ verfügt wurde, waren bis zum Erfcheinen des obigen pro» 
viforifchen Prefigefeged die Normen für die freigegebene Preffe. — Das gleich— 
zeitig mit der Reichöverfaffung verkündete Patent vom 4. März 1849 „über 
die gewährfeifteten politifhen Rechte“ Hatte im $. 5 die Aufhebung der Gen» 
fur neuerlich in den Worten ausgeſprochen: „Jedermann hat das Redt, durch 
Wort, Schrift, Druck oder bildliche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. 
Segen den Mißbrauch der Preffe wird ein Repreſſiv-Geſetz erlaffen.“ — Hier: 
nad ward das dritte Prefigefek, nämlich das obige vom 13. März 1849 
Hye, Kommentar, 18 
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weichende Grundfäße zur Geltung gebracht, und hierbei theils zu viel, 
theild zu wenig gefordert und fanctionirt. Es verftößt nemlich einer: 
feits gegen die Gerechtigkeit, dem Druder und Berleger, und 
bei periodifhen Drudfchriften auch noch dem Redacteur, fei ed nun 
folidarifch mit dem Perfaffer, oder au nur fubfidiär, in fo- 
ferne man nemlich dem Berfaffer felbft nicht beizufommen vermag, fchlecht- 
weg diefelbe Schuld und Strafe für den ftrafbaren Inhalt einer Druck— 
fhrift beizumeffen, wie dem Verfaffer: denn der Ießtere weiß ja und will 
den Inhalt der von ihm verfaßten, und vorausfeglih zur Berbreitung 
durch die Drucker: Prefje beftimmten Schrift, d. b. er handelt ipso facto 
mit (böfem) Vorſatz (dolose), während den übrigen genannten Perſonen 
mögliher Weife nur Vernadhläffigung der pflichtmäßigen Aufmerf- 
famfeit und Sorgfalt (Culpa) zur Xaft fällt, und fie den Inhalt der durch 
fie verbreiteten Druckſchrift entweder nicht kannten, oder nicht verftanden, 
d. h. in dem einen und anderen Falle nicht gewollt hatten, und eben deß— 
halb niht als vorfaglih hHandelnd, daher auch nicht auf glei- 
her Stufe der Schuld und Strafbarkeit mit dem Berfaffer angefehen 
werden können. — Wie fol man gerechter Weife z. B. den Druder 
(Gefchäftsleiter der Druckerei), Verfchleiger oder Redacteur einer Druck— 
ſchrift, in welcher der Verfaſſer auf ſehr perfide Weife Aufforderungen zu 
bochverrätherifhen Unternehmungen gemacht hat, des doch ganz vorzugs— 
weife einen (böfen) Vorſatz vorausfegenden Verbrehens des Hoch ver— 
rathes fhuldig erklären und ihm zu fehwerer Kerkerftrafe von 2 bis zu 
10 Jahren ($. 23 des früheren Preßgefeßes vom 13. März 1849), 
oder eiwa gar zur Todesſtrafe ($. 22 ebendeffelben, vgl. mit 88. 52 
und 53 des I. Thle. des St. ©. B. vom 3. September 1803) verur- 
theilen können, wenn er 3. B. nicht die mindefte Kenntnig von dem 
Inhalte Hatte, fondern ihm nur die (wenn auch culpos noch fo 


(Nr. 161 des R. G. B.), gleichzeitig mit einem weitern „probiforifchen Ge— 
feße über das Berfahren in Prefübertretungsfällen vom 14. März 1849* 
(Nr. 162 des NR. ©. B.) kundgemacht. Dad letztere (binfichtlih ded Ber- 
fahren) trat bereitö durch den Art. II. des EinführungssGefeged zur pro— 
viforifhen Strafprocegorbnung vom 17. Jänner 1850 (Nr. 25 des R. G. B.) 
wenigftend in jenen Kronländern, für welche eben diefe Strafproceforbnung 
in Geltung fan, außer Wirffamfeit, während das genannte materielle 
Preßgefeb vom 13. März 1849 bid zu der am 1. September 1852 eintreten- 
den Wirkſamkeit des allgemeinen Strafgefeßed und der neuen Prefordnung 
vom 27. Mai 1852 — dem vierten der vaterländifchen Prefgefege — in 
Geſetzeskraft blieb. 
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ſträfliche) Nachläffigkeit zur Laſt fallt, daß er fih um den Inhalt der in 
feiner Druckerei gedruckten, oder von ihm zum Verſchleiße übernommenen, 
oder in fein Journal aufgenommenen Schrift nicht weiter befümmerte? ! 
— Es ift daher ein höchſt dankenswerther Kortfhritt im Intereffe 
der Gerechtigkeit, daß unfer dermaliges Gefeß die eben erwähnte 
überfchwänglihe und. unnatürlihe Satzung der bisherigen Preßgeſetze, 
und namentlih auch der oben aufgeführten 88. 42 und 43 des Preß— 
gefekes vom 13. März 1849 aufgegeben, und bereits in unferem vor- 
ftehenden $. 7 feftgefeßt hat, daß die genannten, jo wie überhaupt alle 
Perfonen, welche bei der Drudlegung oder Verbreitung einer ftrafbaren 
Druckſchrift mitgewirkt haben, des durch den Inhalt einer Druckſchrift 
zunächſt vom Berfaffer begangenen Verbrechens nur dann mitfchuldig 
werden, wenn vorerft auf fie der $. 1 Anwendung findet, d.h. wenn 
ihnen erweislich wirflihes Wiffen und Wollen (der Verbreitung) des 
ftrafbaren Inhalts der Drucfchrift, oder mit Einem Worte (böfer) Bor: 
fat (Dolus) zur Laft fällt, und wenn zugleich ihre Mitwirfung zur 
Berbreitung diefer Drudfchrift objectiv fo befchaffen war, daß fie ſich 
nah Vorſchrift der 88. 5, 6 oder 8, 11*) als eine wirflih ver- 


) Man hat dem obigen $. 7 bereits den Vorwurf gemadt, daß in 
demfelben das Gitat des $. 11 in foferne unlogifäh fei, ald dort von der 
Anwendbarkeit des $. 11 zur Erkennung der Strafbarkeit einer Handlung 
die Rede fei, während der 8. 11 eine rein negative Beflimmung enthalte, 
indem bier nur ausgefprochen werde, in wie ferne das Strafgefek auf gewiſſe 
Boraudfegungen, nemlich auf die fogenannten blos inneren Handlungen (actus 
interni — Gedanken oder Borhaben) nid t anwendbar fei, daher man logifch 
nit von Anwendung biefed $. 11 auf äußere Handlungen reden könne. 
— Allein diefe ſchale und ebenfo fophiftifhe, ala höchſt unpraktifche Einwen— 
dung ift an ſich ganz unrichtig, und entfpringt aus jener einfeitigen und eben 
darum falfchen Auffaffung des $. 11, ald ob nemlih in demfelben wirklich 
nur eine negative Beftimmung enthalten wäre. Wir mwerden und bei der 
Erläuterung desfelben (fiehe diefelbe unten) überzeugen, daf in diefem $ (a 
contrario feines ausdrücklichen Inhaltes) allerdings auch eine pofitive, und 
zwar die ſehr wichtige Beftimmung eingefchloffen liege: „dag zu jedem Per: 
brechen eine Außere und an ſich oder objectin böfe Handlung erfor 
derlich fei.” — Darum mußte alfo (logiſch-nothwendig) aud der 
$. 11 im $. 7 berufen werden, und dieſes Gitat hat hiernach den ganz 
einfahen und natürlichen Sinn: „daß auch die Mitwirkung bei der Drud: 
legung oder Verbreitung einer ftrafbaren Drudichrift nur in foferne 
als ein Verbrechen beftraft werden könne, als fich dieſelbe nicht etwa 
auf einen bloßen Vorſatz, z. B. auf ein bloßes Berfprechen befchränft 
bat, fondern bereitd in einer äußeren (an ih) böfen Handlung bethäti— 
get hatte.” — 

18* 
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brecheriſche Thätigkeit darftellt. — Iſt dieß aber nit der Fall, jo 
fann den genannten Perfonen nur eine fräflihe Fahrläſſigkeit 
(Culpa), nemlih „die Bernahläffigung pflihtmäßiger Auf— 
merfjamfeit und Obſorge“ zur Laſt fallen, welche unfere der- 
malige Gefekgebung mit richtiger Auffaffung der hier eintretenden 
Zurechnungs-Momente, auch wirklich in den $$. 34—40 der gleichzeitig 
erlaffenen Preß-Ordnung als ſolche zur Strafe zieht. 


And’rerfeitd aber hatten die bisherigen Preßgeſetze hinfichtlich Der 
Feftftellung der Strafbarkeit der bei Drudlegung oder Verbreitung mit- 
wirkenden Perſonen ohne allen inneren Grund der ftrafenden Gerechtigkeit 
eine Brefche gefchoffen, wenn fie feitfeßten, daß die Schuld und Straf: 
barkeit diefer Perfonen nur „nah einer gemwiffen Reihenfolge“ 
und daher ftellvertretungsweife (fubfidiär), nemlih nur inder 
Art eintreten, dag die BVerantwortlichkeit jeder in diefer Reihenfolge 
fpäter ftehenden Perfon erjt dann eintrete, wenn man den vor ihr 
ftehenden Perfonen aus was immer für einem Grunde nicht beizufommen 
vermag *). — Diefe hätjchelnde Milde des bisherigen Preßgefekes läßt 


*) Ohne alle Beſchränkung ift diefer den früheren franzöfifhen und 
„den neueren deutſchen Prefgefegen nachgebildete Grundfag in unferem 
erften Prefigefege (vom 31. März 1848) 88. 28, 29 und 30. zur Geltung 
gebrad;t worden; in dem zweiten (vom 18. Mai 1848) war die Sache zivei- 
felhaft, da der nemliche Grundfaß zwar in den Borbderfäßen des $. 20 wort- 
Har ausgefprechen war, dann aber mit dem, wenigftens in Beziehung auf 
Verbrechen ihn fcheinbar wieder umiwerfenden, und darum jeden- 
falls unklaren Zuſatze ſchloß: „IR jedoh durch Mißbrauch der Preffe 
ein Verbrechen verübt worden, fo gelten die allgemeinen Grund— 
fäge in Betreff der PBeftrafung der Mitfchuldigen.” — In den oben im 
Zerte aufgeführten 88. 42 — 43 des bisher geltenden dritten Preß- 
geleges vom 13. März 1849 wurde endlich der obige Grundfaß (freilih nicht 
ſehr wortfcharf) durch den wiederholten Zufaß: „in nahftchender Reiben» 
folge” ausgedrüdt, übrigend in dem diefen Gefeh-Entwurf zur X. h. Sanction 
einbegleitenden (auch durch alle Zeitungen, und durch befondere Amtliche Ab- 
drücke verlautbarten) Bortrage des Minifterrathed vom 12. März 1849 (am 
Ende) expressis verbis ausgeſprochen, daß man durch jene Glaufel nur die 
erwähnte ſubſidiäre Haftung der nahfolgenden Perfonen ausſprechen 
wollte. Dennoch hatte diefes dritte Preßgefeb (vom 13. März 1849) ſchon 
in doppelter Beziehung einen Schritt vorwärtd gemaht, um die Rück— 
kehr zu den allgemeinen Zurehnungd» Grundfäßen auch rüdfichtlich der 
Mitwirker zur Drudlegung und Verbreitung einer verbreherifhen Druckſchrift 
anzubahnen. Es hat nemlih (im $. 42) wenigftend noch den Herausgeber 
nebſt, daher jedenfalld zugleich mit dem Verfaffer (und nit blos fubfidiär 
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ſich in feiner Weife redhtfertigen. Die firafende Gerechtigkeit des Staates 
hat nicht deßhalb zu ftrafen, damit nur überhaupt geftraft werde, 


bei des Lepteren Wegfall) haften laffen, während felbft noch das Gefek vom 
18. Mai 1848 (im $. 20) und ebenfo jenes vom 31. März 1843 ($. 28) 
den Heraudgeber nur flelivertretungsweife, nemlih daun erft haften 
läßt, wenn er feinen fchuldtragenden PVerfaffer namhaft macht, ja das Gefek 
vom 18. Mai 1848 (im vorlepten Abfake des $. 20) fogar den verantwort- 
lichen (!) Redakteur einer periodifchen Druckſchrift nur fubfidiär, nemlich 
erft beim Hinwegfallen eines verantwortlichen Verfaſſers, ftrafbar erflärt. — 
Eine zweite Annäherung an bie allgemeinen Imputationd- Grundfäke 
hatte das Gefek vom 13. März 1849 dadurch ausgefprochen, daß es img. 44 
mwenigftend diejenigen bei der Drudlegung oder Verbreitung einer ftrafbaren 
Drudfchrift mitwirkenden Perfonen jedenfalls (nicht blos fubfidiär) für 
firafbar nah dem allgemeinen Strafgefeke erflärte, von melchen er— 
wiefen wird, daß fie ben Inhalt diefer Druckſchrift als ftrafbar erfennen 
mußten — — 


Wie mißlich es übrigen? um die innere Begründung dieſes ganzen, 
von unferer dermaligen Strafgefepgebung aufgegebenen Principes der fo- 
. genannten fubfidiären Haftung ausfche, möge auch daraus erhellen, daß 
der fhon erwähnte Motiven-Bortrag des Minifterratbes zum Prefgefege vom 
13. März 1849 (a, a. D.) diefe fubfidiäre Haftung ald eine keineswegs auf 
einer Anforderung der Gerechtigkeit beruhende Ausnahme von den allge. 
meinen Zurechnungs-Grundſätzen erflärt, und für deren Motivirung nichts 
Anderes, ale die Berufung auf die Autorität auswärtiger Gefeke 
geltend zu machen wußte. Es heißt dafelbft wörtlih: „Der t. g. Minifter: 
rath ließ fich bei den 58. 42—44 von der in mehreren europäifchen 
Preßgefesen vorberrfchenden gelinden Anficht leiten. wornad von 
den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundfäßen über die Zurechnung von Mit 
fhuld und Theilnahme für Webertretungen dur die Preffe aus Billig‘ 
keits Kückſichten Ausnahmen gemacht werden. Man läßt bei diefen 
regelmäßig nicht alle jene Berfonen zugleich und folidarifh in die DBerant- 
mwortlichfeit eintreten, welchen nad den im Strafrehte über Abfichtlichkeit und 
Fahrläffigkeit unbeftritten angenommenen Brundfägen ein Verſchulden zur Lafl 
fällt u. f. wm.” — — Diefe „gelinde Anſicht“ und „vBilligkeits— 
Rüdfihten” in den enropätfchen Preßgeſetzen laffen fih, abgefehen von 
zufälligen politifchen Conjuncturen binfichtlich der Preffe, nur dadurch erklären, 
daß man einerfeitö nemlich in der erften, oben im Texte hervorgehobenen Bezie- 
bung binfichtlich der firafgefeglichen Haftung für den Inhalt von Drudichriften zu 
fireng mar, indem man ſchlechtweg Jeden, der nur überhaupt verantwortlich 
war, ipso facto au für den ganzen Umfang ber durch den Inhalt begrüns 
deten vorſätzlichen Schuld einfiehen machte, und daß man daher entgegen 
auf einer anderen Seite wieder eine billige Nachficht in Beziehung auf den 
Eintritt diefer Strafbarleit überhaupt (gleihfam zur Compenſation!) ſtipu— 
litte. — Man fehre mit dem dermaligen öfterreichifchen Geſetze im der 
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fondern fie darf nur da ftrafen, wo objectiv eine ftrafbare Handlung 
vorliegt, aber zugleich auch eine [ubjective Schuld vorhanden ijt, 
dann aber foll fie, ja muß fie auch firafen, wenn anders durch fie 
die rechtliche Ordnung im Staate aufrecht erhalten werden foll (Vergl. 
oben Seite 45 — 50). Sie darf fih daher nicht damit begnügen, 
dag wegen einer vorgefallenen ftrafbaren Handlung nur überhaupt 
Jemand, fei es wer immer, fo etwa aud ein Stellvertreter des Schul: 
digen, oder ein Prügelknabe (Souffre-douleur), oder dag bei mehreren 
Mitſchuldigen nur Einer derfelben beftraft werde, fondern fie hat alle 
Schuldigen zur verdienten Strafe zu ziehen, und dieß um fo mehr, weil 
diefe gerehte DVollziehung der jedem der Mitfhuldigen an fich ge- 
bührenden Strafe auch dringend durch die Geſetzgebungs-Klugheit 
geboten ift, um jene gewiß auch das allgemeine Volksgefühl empörenden 
Skandale zu befeitigen, zu welchen nad bekannten Erfahrungen gerade 
die bisherigen Preßgefeße fo vielfachen Anlaß boten. Man ſchob bei 
Preßproceffen, wenn es fih um Beftrafung wegen irgend eines ftrafbaren 
Artikels handelte, nah dem obigen fubfidiären Straf-Spfteme als 
Berfaffer oder (nominellen) Redacteur gar haufig irgend einen, wie alle 
Welt wußte, an der Sache felbft unfhuldigen Strohmann, mit den man 
fich abgefunden hatte, ald Sündenbod vor, Urtheil und Strafe wurden 
gegen diefen gefällt und vollzogen, und der wahre Schuldige, der mit 
perfider Hinterlift aus fiherem Verſtecke den ftrafbaren Angriff eigentlich 
begangen, oder für deſſen gehörige Verbreitung gewirkt hatte, — blieb 
ftraflog. — 


Es ift darum auch im dieſer zweiten Beziehung ebenfalls im 
Intereffe der Wahrheit und Gerechtigkeit als eine wirkliche 
Verbefferung zu begrüßen, daß unfer dermaliges Gefek im vorftehen: 
den $. 7 das eben gefchilderte Strafenfyftem nad fubfidiärer Reihenfolge, 
und die dadurch dargebotenen Gelegenheiten zur Elidirung des Gefekes, 
fo wie zur Berhöhnung der ftrafenden Gerechtigkeit verlaffen hat, umd 
auch in Beziehung auf die durch die Drucker-Preſſe vor ſich gehenden 
ftrafbaren Handlungen zu den Grundſätzen der allgemeinen Zurehnung 
zurückgekehrt ift. 


erfteren Beziehung zu den natürlichen Grundfägen,, nemlid) zur firengen 
Feſthaltung des Unterfchiedes zwifchen doloſer und culpofer Schuld zurüd, 
und man wird bann auch in der zweiten Beziehung — gleichwie eben- 
— dermaliges Geſetz — jene verkünſtelte Compenſation nicht mehr 
rauchen! — — 
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Mit Feithaltung diefer, offenkiegend unferem Dermaligen Gefeße 
zur Folie dienenden, Motive ift der Sinn des $. 7 ganz Mar. Das 
Geſetz bedient ſich auch hier der in ihm vorherrſchenden Methode, daß 
es die verfügte Anordnung vorerft mit einigen Beifpielen, oder eigent- 
ich durch Aufzählung der gewöhnlichften und wichtigſten Arten der— 
jenigen Berfonen erflärt, welche es dann mit einer allgemeinen oder 
grundſätzlichen Cynoſur umfaßt. In diefer allgemeinen Vorſchrift, 
welche wohl den eigentlihen Nerv dieſer gefeklihen Anordnung ent- 
hält, wird feftgefeßt: 

„Daß überhaupt alle Berfonen, die bei der Drudlegung 
(2. i. bei der auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege vor fi gehenden Vervielfältigung von 
Erzeugniffen des Geiſtes und der bildenden Kunft — Art. U des a. M. 1.) oder Ver— 
breit u ng (. i. Mittheilung an Andere anf eine ſolche Art, welde von dem Geſetze, 
nemlich im $. 24 der Preforbnung nur überhaupt als eine ftrafbare Berbreitung erffärt ift) 


der ftrafbaren Drucfchrift (alſo von folder Strafbarteit, wie fie in diefem $., nem 
td im Eingange beffelben vorausgefeht wird , das will fagen , einer wa ihrem Inhalte, 
und nicht etwa blos wegen Nichtbeachtung der in den 99. 2—23 der Pregordnung bezeichneten 


äußeren Momente ftrafbaren Drudihrift) mitgewirkt haben, deffelben Verbrechens 


ſchuldig (meihes durch den In hat der Drugſchrift ſelbſt, d. i. wie ſich aus den $$.10 und 11 von 
ſelbſt ergibt, durdy die mittel Druck an Andere gefhehende Mittheilung einer ftrafbaren 
Bedanfen-Neuberung begangen worden if) find, wenn die allgemeinen Beftimmungen der 


88. 1,5, 6, 8, 9, 10 und 11 auf fie in Anwendung kommen“ (p. H. atfo, wenn 
diefen Perfonen nad Maßgabe des $. 1 der auf den ftrafbaren Inhalt der Drudichrift gerichtete 
(böfe) Borfaß, nemlich das Erkennen, Wiſſen und Wollen diefes Inhalts und der ftrafbaren 
Mittheilung defielben an Andere nahgewieien werden fann; wenn ihnen ferner in Beziehung anf 
die Drudiegung oder Verbreitung diefer nach ihrem Inhalte ftrafbaren Drudfhrift entweder eine 
der in den $$. 5 und 6 bezeichneten fechserlei Mitwirkungsarten unter den dort ausgeführten 
Vorausſetzungen, oder doch eine der im den 8. S—1I bezeichneten Zhätigfeiten zur Laft fällt, 
wornach fie wenigftens ala im Etadio eines ſtrafbaren VBerfudhes*) zu diefer Drudiegung 
oder Verbreitung mihwirfend erfannt werden fünnen). — 

Aus diefer allgemeinen Anordnung ergibt ſich eigentlih von 
felbft, daß diefelbe insbefondere auch auf alle Diejenigen Perfonen 
Anwendung finde, deren Mitwirfungsd- Art binfichtlid der Drud- 
legung oder Verbreitung herfömmlich bereits mit einem beftimmten Na- 
men bezeichnet wird, und welche unfer Gefeg mit den ſprachgebräuchli— 
hen Benennungen aufzählt. Dahin gehören, — und zwar nad) dem Ela: 
ren Wortlaute und dem aus den obigen Motiven hervorgehenden Sinne 
diefes 8. 7 nicht mehr blos „nach einer beſtimmten Reihenfolge“ oder 
ſubſidiariſch,“ fondern jeder derfelben für fih felbftftändig, ganz 
und vollftändig, ohne Rückſicht darauf, ob einer der übrigen Mitfhuldigen 





*) Bol. unten die Erläuterung der 88. S—1l und die oben auf Geite 
275 vorkommende Anmerkung *). 
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ebenfalld zur Strafe gezogen werden könne oder nicht, — folgende 
Perfonen: 

a) „Der Berfaffer” (Autor), d. h. derjenige, welcher das in 
Nede ftehende Erzeugniß des Geiftes oder der Kunft, fo wie es in der 
ftrafbaren Druckſchrift vorliegt, aufgefeßt oder verfertiget hat, mag es 
nun wirklich das Ergebniß feines eigenen fchöpferifchen Geiſtes oder feiner 
ſchaffenden Phantafie (Original), oder ganz oder theilweife Nachbildung 
der Sonception eines Anderen (Blagiat, Copie, Auszug aus dem Werfe 
eined Anderen, Variation, Gedanken- oder Fleiß-Diebftahl u. f. w.) 
fein *). 
*) Die Unterfuhung, in wie ferne etwa der DVerfertiger (der Name 
Autor — gebührt ibm nicht!) einer in ihrem Inhalte firafbaren Drudfchrift 
dadurch, daß er fich hiebei auch noch eines Diebftahls an fremder Autorſchaft 
ihuldig maht, indem er fremde Gedanken oder felbft nur die Früchte frem- 
den Fleißes für die feinigen ausgibt, nebftbei nicht blos eine rechtver— 
leßende und ſchändliche, fondern eine auch noch in andermweitiger 
Beziehung ftrafbare Handlung begehe, gehört natürlich nicht hierher, — Allein 
es fchiene mir im Hinblide auf die maß» und fehamlofe Freibeuterei, womit 
mande Schriftfteller, Journaliften und (angebliche) Compofiteure das Stehlen 
fremder Konceptionen und Sammel: Ergebniffe betreiben, ohne auch nur im 
Geringften auf die fremde Autorſchaft hinzudeuten, feine der Staats-Geſetz— 
gebung unwür dige Aufgabe, in Erwägung zu ziehen, ob man denn nicht aud) 
derlei Autorſchafts »Diebfiähle ale eine eigene ftrafbare Handlung mit firen: 
gen Strafen verpönen foll, fo wie man doc auch erft nach jahrhundertelangen 
Kämpfen die Entziehung der materiellen Früchte geiftigen Eigenthums 
durch das Sefindel der mehanifchen Nahbildner (Nahdruder), die aber regel: 
mäßig wenigſtens die Ehre der Autorfchaft umangetajtet laffen, ja gerade 
aus ihr Gewinn ziehen, in den jfogenannten Nachdrudsgefegen als wider: 
rechtlich, und hie und da (3. B. in Defterreih, Gott zum Danke! für den 
größeren Theil der Monarchie ſchon durch dad Nachdrucksgeſetz vom 19, October 
1846, jetzt aber allgemein im ganzen Reiche dur den $. 467 unferes 
vorliegenden Strafgefeges!) auch als ftrafbar erklärt hat, — Sn Defter: 
reich ift zum Glücke wenigſtens die Begriffebeftimmung über den firafbaren 
Betrug ($$. 197, 198 und 461) jo weit gefaßt, und überdies das (dermal 
freilich no nicht in Ungarn, Groatien, Slavonien, der Woimodina, dem Ba: 
nate, Siebenbürgen und in Krakau — wohl aber in allen übrigen Kronlän: 
dern des Neiches geltende) Nacdındögefek vom 19. October 1846 fo umfaf- 
jend tertirt, daß man einer derlei plagiatorifchen Nachbildung in den mei: 
ften Fällen von Seite diefer beiden Gefege wird beikommen können, abge 
ſehen von jener freilich nicht materiellen, wohl aber die Ehre befriedigenden 
Schupmwehre, welche chrenhafte Autoren wenigftend noch in den Kreifen der 
Gebildeten durch die allgemeine Beratung finden, die berlei Wegelagerern 
auf das geiftige Eigenthum und den Sammelfleiß Anderer allenthalden zu 
Theil wird, — 
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b) „Der Ueberſetzer“ (Translator), welder irgend ein, fei es 
fein eigenes oder eines Anderen Geiftes-Product aus der Sprache, in der 
es urſprünglich vorliegt, in eine andere Sprache (Idiom oder Dialekt) 
überträgt. 

e) „Der Herausgeber" (Editor), d. i. derjenige, der es ver- 
anftaltet, daß ein von ihm jelbft oder von einem Anderen verfaßtes Gei- 
ſtes- oder Kuuſt-Product gedruckt werde, und fohin in das Publikum 
fomme. — Regelmäßig fällt der Herausgeber mit dem Verleger 
(ſieh' unten lit. d.) in der nämlichen Perfon zufammen oder mit ande: 
ven Worten: der Herausgeber ift in der Regel fein anderer als der Ber- 
leger felbft. Allein ausnahmsweiſe tritt öfters nebſt dem Verleger 
und Berfaffer auch noch ein befonderer Herausgeber ein, 3. B. bei 
Werken längft verftorbener Autoren (zumal der Claſſiker des Alter: 
thums), bei welchen ja fo häufig Gelehrte erften Ranges ala (Wieder) 
Herausgeber ſich betheiligen und, ohne den Werke des Autors irgend 
welche andere Zuthat beizufügen, ſich ausſchließend auf Beranftaltung 
eines Wiederabdrudes (auf Koften und Rechnung eines Dritten, 
der als Verleger einfchreitet) einſchränken, und dabei höchſtens noch die 
Eorrectur beforgen, die Terte und Barianten aller bisherigen Auflagen 
berichtigen, und deshalb doch nicht als Verfaſſer diefes von ihnen 
nur herausgegebenen Werkes angefehen werden können. Dasfelbe 
geſchieht haufig auch mit hinterlaffenen Manuſcripten von verftorbe: 
nen Autoren, die ein Anderer in den Drud bringt, wobei aber den- 
noch auch noch ein Dritter ald Verleger eintritt; — ebenfo nicht fel- 
ten bei Erftlings-Producten noch unbekannter Autoren, Die etwa ihr Ma- 
nufeript einem ſchon beglaubigten Schriftfteller zur Veranlaffung des 
Druckes überlaffen, der es dann in das Publikum einführt, aber dennoch 
zur Drucklegung fih wieder der Vermittlung eines Verlegers bedient; 
ferner bei Werfen, welde aus Beiträgen oder Auffäßen verfchiedener 
Autoren beftehen, — bei anonymen und pfeudonymen Werken u. f. f. — 
Unfere Gefeßgebung hat diefe im allgemeinen Sprachgebrauche gegründete 
Unterfheidung zwifhen „Herausgeber" und „Verleger,“ wornad 
nicht nothwendig Eine und diefelbe Perfon zugleich beides fein muß, in 
allen einfhlägigen Gefepesftellen ($. 10 des Strafgefeßed, dann 88. 2, 
3, 5, 10, 19, 22, 23, 28, 31, 34 lit. a und 37 der PBrekordnung) feit- 
gehalten, indem fie hier überall den „Herausgeber" als eine, mög- 
licher, aber keineswegs nothwendiger Weife*), von dem Verleger ver- 


*) Die 88. 2 und 10, 3. 1 haben died indbefondere mworticharf her- 
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ſchiedene Berfon hinftellt, und namentlich auch faft in allen den oben- 
bezogenen Gefeßesftellen darauf hinweiſet, daß fie unter der „Heraue- 
gabe” einer Druckſchrift nichts Anderes ald eben nur „die Beranftaltung 
der Drucklegung umd der hierdurch gefhehenden Beröffentlihung” verftehe. 

d) „Der Berleger” (gewöhnlich ebenfalls Editor genannt, weil 
er nad dem eben unter ce Gefagten in der Regel mit dem Herausgeber 
zufammenfällt) oder Bertrieb8-Beforger.“ — Man verfteht unter 
dem „Berleger“ nah dem allgemeinen Sprachgebrauche denjenigen, 
der die Herausgabe im Drucke (d. i. die mechanifche oder chemische Berviel- 
fältigung — Art. II. des K. M. P.) und Veröffentlichung eines (regelmäßig 
fremden, möglicher Weife aber auch eigenen) Geiftes-Broductes auf feine 
(eigene) Koften auf fih nimmt *), mag er num diefes Gefhäft gewerb e- 





vorgehoben, wenn fie feftfegen: „ber Verleger, und wenn ein befonderer 
Herausgeber eintritt, auch dieſer.“ — — 

*) Webereinftimmend mit diefem allgemeinen Sprachgebraudhe beftimmt, 
und zwar unter Bezugnahme auf bie $$. 4, 5, 10, 11 und 13 der allgemei- 
nen „Ordnung für Buchhändler und Antiquare“ (Patent vom 18. März 1806 
— in der polit. ©. S. Band 26, Seite 34) auch die von den Minifterien 
des Innern, der Juſtiz und der oberften Polizei» Behörde unter'm 18. Auguſt 
1852 an die mit der Handhabung der Prefordnung beauftragten Behörden 
und Organe erlaffene „Inftruction zur Durdhführung der Preford- 
nung“ im Abfage Il des Anhangs A zu $. 5 der Pref: Ordnung wörtlich 
Folgendes: „Der Berlag von Drudicriften, d. i. die Beranftaltung der 
Drudlegung fremder Schriften Behufs ihres Berkaufed auf eigene Rech— 
nung ift ein auſchließendes Gewerbsrecht der Buchhändler und der Buchdruder, 
jedoch ift auch den Buchbindern geftattet, Kalender aufzulegen. Die Antiquar- 
Buchhändler find zum Verlage nicht berechtiget. — Die Beranftaltung der 
Drudlegung der felbfiverfaßten Werke auf eigene Rechnung (Selbftverlag) ift 
Jedermann geftattet. — Rückſichtlich des Berlages von Schulbüchern find die 
befonderen, dießfalld beftehenden Gefeße maßgebend.” — — Man nennt nun 
freilich bie und da auch Denjenigen, der dad Manufeript vom Autor zur 
Drudlegung übernimmt, wenn diefe auf eigene Koften des Berfaffers ge- 
fchieht, der Autor aber dann den hiernad) eigentlih in feinem Selbft- Ber- 
lage bleibenden Berfihleig feinem Druder gegen eine gewiffe Provifion über- 
läßt, Verleger diefed Werkes, was fih namentlich in Defterreih dadurd er- 
MHärt, daß nad) $. 10 des ebengenannten Buchhandeld-Patentes dom 18. März 
1806 Buchdrucker berechtigt find, jene Schriften, „welche fie zur Beſchäftigung 
ihrer Preffen (aber — wohl zu beachten! — nur) auf eigene Rehnung 
druden, in öffentlichen Gewölben zu verfaufen; doc follen fie unter dem Bor- 
wande des Selbftverlages ſich mit anderwärtd gedrudten Büchern und dem 
Sortimente-Handel nicht abgeben, noch mit Büchern, die fie auf An» 
derer Rechnung gedrudt haben, Handel treiben.“ Allein es leuch— 
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mäßig betreiben, wie z. B. ein (Berlags-) Buchhändler, ein Buchdrucker, 
oder in Beziehung auf Kalender und Gebetbücher fogar ein Buchbinder *), — 
odernur fürden einzelnen Fall auf fi nehmen; — mag er dieß ferner in 
beiden Fällen gegen Abreihung eines Honorare oder unentgeltlich übernom:- 
men haben, mag er endlich hierbei Eigenthüimer des Manufcriptes und fofort 
Eigner des Rechtes geworden fein, dasfelbe nad feinem Gefallen warn 
und wie immer zu vervielfältigen, oder zur Drudlegung nur in einer 
beſchraͤnkten Weife berechtigt fein, mag mit Einem Worte der Berlags- 
Contract zwifhen ihm und dem Berfaffer oder Herausgeber unter was 
immer für Modalitäten abgefchloffen fein. — Der Hinblid auf die 
Bedeutung, in welcher diefer Ausdruck offenbar in den 88. 2, 3, 4, 
5, 24, 31, 34 lit. ce, 38 und 40 unſerer Preßordnung gebraucht 
wird, bewährt ung, daß auch unfere Gefebgebung denfelben in dem 
oben erwähnten allgemein fprahüblichen Sinne gebraucht habe, fo wie 
namentlich die $$. 3, 34 hit. ce, 38 und 40 diefer Prefordnung zeigen, 
daß es, um Jemanden ald Verleger eines Druckwerkes anfehen zu kön— 
nen, in.der Regel gleichgiltig ift, ob er den Verlag von Büchern 
gewerbsmäßig betreibe, oder nur für den einzelnen Fall 
übernommen habe. 


Unter dem Bertrieb8:Beforger fann man fofort, da ihn das 
Geſetz nebft dem „Verleger“ und „Buchhändler“ nennt, nur denjenigen 
verftehen, welherauf was immer für eine andere Weiſe (vgl. insbe— 
fondere die $$.6 und 36 der Preßordnung) den Verkauf, Verſchleiß, oder 
die unentgeltlihe Vertheilung einer Druckſchrift an andere Berfonen, daher 
z. B. in irgend einer der im$. 24 der Prefordnung als verbotene Verbreitung 
bezeichneten Arten beforgt, mag er dies nun gewerbsmäßig betreiben, wie 
dies z. B. bei Antiquaren, Kunft und Mufifalienhändlern, im Gegen: 
faße der vom Geſetze noch insbefondere genannten eigentlichen Buchhänd— 


tet ein, daß in diefem Falle jowohl der Name: „Verleger“ am unrecdhten 
Plape ift, da der erwähnte Buchdruder bei einem auf Koften des Berfaf- 
ferd gedrudten Werke nur „ald Druder* fungirt, ald au klar ift, daß 
der Buchdruder durch diefe Art von Verſchleiß-Geſchäft nach dem Wort: 
lante der ebenbegogenen Geſetzes-Vorſchrift feine Conceffion überfihreitet. — 
Ein Berleger treibt immer blos fein Gefhäft und auf feine Rechnung; 
er ift nicht Gommiffionär eined Anderen, und hat keine, Anderen ge 
hörige, wenn aud) bei ihm gedrudte Bücher für fremde Rechnung zu ber: 
ſchleißen. — 

*) Vergl. die vorftehende Anmerkung und insbefondere die darin vor 
fommenden $$. 10 und 13 des Buchhandels-Patentes vom 18. März 1806, 


[Strafgef. I. Chl.1. Hauptl..7.1] 0 — 2834 — Von Verbredyen überhaupt.] 


ler (f. unten lit, e), ferner bei den mit befonderen Verkaufslicenzen für 
Drudfchriften verfehenen Perfonen ($. 8 der Prefordnung) und bei Buch- 
bindern *) der Fall ift, infoweit ihnen der Handel mit gewiffen Büchern ge- 
ftattet ift; oder mag er eine folche Verbreitung nur im einzelnen Kalle, 
wenn auch vielleicht fogar in einer von dem Gefeße verbotenen Form 
(vergl. insbefondere $. 7 der Prekordnung) auf fih genommen haben, 
wie z. DB. reifende Commiffionäre eines Berlegers, oder Buchhändlers, 
oder Verfchleiger und Agenten eines Autors Hinfihtlih der in feinem 
Selbft-Berlage behaltenen Drudwerke, ſ. g. Colporteurs, Haufirer, Pla: 
cat⸗Anhefter u. ſ. f. 

e) „Der Buchhändler,” d. i. derjenige, der den Handel mit 
Büchern, fei ed nun mit ſolchen, die er im eigenen Verlage hat (Verlags: 
Buchhändler) oder von Anderen zum Weiterverfaufe als fein Eigenthum 
erwirbt (Sortiments-Buchhandel) oder ala Gefhäftsführer Anderer gegen be- 
ftimmte Provifion (Commiffions - Buchhandel **) gewerbamäßig be- 
treibt, ohne Unterſchied des Rechtstitels, auf deffen Grundlage er den Buch- 
handel betreibt. — Im weiteren Sinne werden-zu den Buchhänd— 
lern, d. h. denjenigen, die mit Druckfchriften zu handeln berechtigt find, 
auch Antiquare (Antiqguar- Buchhändler), Kunft- und Mufitalien- 
bandler und Buchbinder gerechnet, infoweit ihnen unter gewiffen 
Beſchränkungen der Handel, — den erfteren mit alten oder doch fhon 
gebrauchten, gebundenen Büchern, — den Kunfthändlern mit folden 
Druckſchriften, bei weldhen Bilder, Kupferftiche, lithographiſche Darſtel⸗ 
lungen oder geographiſche Karten das Vorzüglichſte ſind, und eigentlich 
dann aber auch die Hofkanzlei-Erläuterung vom 13. März 1834 (in der n. ö. 
Prov. ©. S. Band 16, Seite 155), wornad den Buhbindern das Recht 
zufteht: „Kalender und Gebetbücher felbft aufzulegen.“ — 

*) Vol.unten lit. e und die inder Anmerkung hierzu berufenen Gefekesftellen. 

) Der Unterſchied zwifhen Sortimente» und Commiffiond » Handey 
in dem obigen Sinne bat übrigens heut zu Tage länaft ſchon feine 
praftifhe Geltung verloren, indem befanntlich alle Buchhändler, die mit 
anderen, als den bei ihnen felbft verlegten Werfen handeln (Sortimente: 
Buchhändler), damit regelmäßig nur Commiffionehandel treiben, d. h. diefe 
anderwärt® verlegten Bücher in ber Negel nicht auf fefte Hand, fondern nur 
auf Abrechnung übernehmen, und die micht abgefckten Eremplare an den 
Verleger wieder zurüdichiden. — Sie find daher ald Sortimente-Buchhänd- 
ler ipso facto gewöhnlich auch Commiffiond-Buhbändler, wovon aber wieder 
wohl die Commiffionäre (Gefhäfts » Agenten) unterfchieden werben 
müffen, welche regelmäßig jede anfehnliche Buchhandlung an den größeren 
Stapelpläpen des deutichen Buchhandels, z. B. in Leipzig, Stuttgart u. f. f. 
zur Beforgung ihrer dortigen Geſchäfte hat. — 
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um Bieles den Werth des gedrudten Tertes überſchreiten, — den Buch— 
bindern endlich mit Normal», Gymnafial-, Schul: und Gebetbühern und 
mit Kalendern, geftattet ift *). — Allein wenn man fie aud nicht darun- 
ter zählen würde, fo fallen fie nach dem früher (add) Gefagten doch unter 
die „Bertriebs-Beforger,“ und überdies unter die am Schluffe des 
$. 7 ftehende allgemeine Clauſel „alle, die zur Verbreitung 
mitwirken.“ 

N „Der Drucder,“ d. h. nad der eigenen Erklärung des Geſetzes 
($$. 35, 38 und 40 der Prefordnung) der Gefhäftsleiter der Dru- 
ckerei, oder jener Anftalt, durch welche die mechanifhe oder chemiſche 
Vervielfältigung beforgt wird; — endlich 

g) „bei periodifhen Druckſchriften“ d. i. folhen, welche entweder 
taglih, oder doch zum mindeften Einmal im Monate, wenn aud in un- 
gleichen Zeitabfhnitten erfcheinen ($. 9 der Pregordnung), auch „der ver: 
antwortlide Redacteur“, d. i. nach allgemeiner Uebung derjenige, 
dem die Beftimmung, was in die periodifhe Druckſchrift aufgenom- 
men werden fol, und biernach die Prüfung, Sichtung und Drdmung 
(Aneinanderreihung) des für fie einlangenden Materials zukommt. 

Uebrigens leuchtet gerade darans, daß die bier lit. a—g) aufge: 
zählten Perfonen von dem Gefeße nur beiſpielsweiſe nambaft ge- 
macht find, und daß die MWefenheit diefer gefeglichen Vorſchrift auf der 
eben erft (Seite 279) erflärten allgemeinen Anordnung beruht, aud 
ſchon ein, daß, wenn bei weiterer Ausbildung der mit Unternehmungen 
von Drudichriften, zumal von Zeitungen, und Journalen verbundenen 
Geſchäfte ſich für die eine und andere Art von Mitwirkung „bei der Drud- 
legung und Verbreitung einer Druckſchrift“ auch befondere Namen bil 
den werden, diefe Perfonen, wenn gleich nicht unter die namentlich 
aufgeführten fieben Arten, doch unter die erwähnte generelle Vorſchrift 
fallen.- Dies gilt 3. B. unter gewiffen Vorausfegungen von dem fogenann- 
ten „Eigenthümer,“ und ebenfo von dem „Geranten“ Geſchäfts— 
Unternehmer) eines großen Journals (Zeitungs-Unternehmens), infoferne 
etwa auch bei und nah dem Mufter brittifcher oder franzöfifcher Ein- 
richtungen diefe Namen für analoge Mitbetheiligung bei einem Journale 
gangbar werden follten u. dgl. 


*) Bol. die 88. 4, 5, 10, 11, 13 und 14 des mehrgenannten Bud» 
bandeld-Patentes vom 18. März 1806, und den Abfak II ded Anhangs A 
der früher eitirten Inſtruction zur Durchführung der Preßordnung vom 18. 
Auguft 1852, wodurch die obigen ra ausdrüdlich beftätiget 
worden find. 
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Eben fo ergibt ſich endlich fchon aus dem (Seite 276) Gefagten, 
daß eine Perſon, welche bei der Drucklegung oder Verbreitung einer durch 
ihren Inhalt verbrecherifchen Druckſchrift mitgewirkt hat, aber nad unfe- 
rem $. 7 nicht als mitfchuldig des Berbtehens erflärt werden kann, 
deshalb noch nicht ftraflos ift, fondern noch immer „wegen einer 
Dernahläffigung pflihtmäßiger Aufmerkfamkeit und Obſorge“ flrafbar 
fein fann, wovon in den 88. 34—40 die Rede ift. 


8.8. 67) 


—— Zu einem Verbrechen iſt nicht nöthig, daß die That 
wirklich ausgeführt werde. Schon der Verſuch einer Uebel— 
that ift das Verbrechen, fobald der Bösgefinnte eine zur 
wirklichen Ausübung führende Handlung unternommen hat; 
die Bollbringung des Verbrechens aber nur wegen 1Unver: 
mögenheit, wegen Dazwifchenfunft eines fremden Hinderniffes 
oder duch Zufall unterblieben ift. 

Es ift daher in allen Fällen, wo das Geſetz nicht be: 
fondere Ausnahmen anordnet, jede für cin Verbrechen über: 
haupt gegebene Beftimmung auch auf das verfuchte Ber: 
brechen anzuwenden, und der Verſuch einer Webelthat, unter 
Yamwendung des $. 47, lit. a), mit derfelben Strafe zu ahn— 
den, welche auf das vollbrachte Verbrechen verhängt ift, 


8.9. 


Wer Jemanden zu einem Verbrechen auffordert, aneifert 
oder zu verleiten fucht, ift dann, wenn feine Einwirkung ohne 
Erfolg geblieben war, der verfuchten Verleitung zu jenem 
Verbrechen fchuldig, und zu derjenigen Strafe zu verurthei: 
len, welche auf den Berfuch diefes Verbrechens zu verhängen 
wäre, 


$. 10, 


Bei Verbrechen, die durch Drudfchriften begangen wer: 
den, beginnt die Strafbarkeit der Handlung für den Ber: 
faffer, Ueberfeger, Herausgeber, Redarteur und Berleger 
($. 7) mit der Uebergabe des zu vervielfältigenden Werkes 
zur Drudlegung; für die übrigen Schuldigen aber mit dem 
Anfange ihrer Mitwirkung. 
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($. 36 des prov. Preßgeleges vom 13. März 1849.) 


Fr ” a" ur 23 — 35 (jenes Patentes) angeführten Uebertretungen unter: 
en beftimmungen diefes Patente, wenn die Hinausgabe ober 
— J Rräflicen Drudfhriftbegonnen hat. 


$. 11. @ 8) 


Ueber Gedanfen oder innerliches Vorhaben, wenn Feine 
äußere böfe Handlung unternommen, oder nicht etwas, was 
die Gefege vorfohreiben, unterlaffen worden, kaun Niemand 
zur Rede geftellt werden. 

Die Gefebgebung des Staates hat Recht und Pflicht, alle Hand- 
lungen zu beftrafen, welche die vechtlihe Ordnung im Staate entwe- 
der bereitö wirklich verletzen oder doch objectiv gefährden, und die fchlecht- 
bin (unter allen Umftänden — oder ihrer Form nah —) ein Unrecht oder 
gemeingefährlich find, und eben deshalb nicht anders, ald durch den 
Strafzwang bindangehalten werden können (Seite 45—50) ; übrigens 
eine Strafe nur über jene BPerfonen zu verhängen, welche derlei Hand- 
lungen im Zuftande der (fubjectiven) Zurehnungsfähigkeit begangen 
haben (Seite 136— 138). 

Hiernach haben auch von jeher, fo lange nur überhaupt Strafrecht 
von Menfchen geübt wird, die Wiffenfchaft und die Praris, der fchlichte 
Menfchenverftand, der feine Anfichten über Recht und Unrecht doch zunächft nur 
der „vox cordi hominum inseripla” entnimmt, und die pofitiven Straf: 
geſetze aller Welt in dem Ariom zufammengeftimmt, daß e8 zur Strafbarkeit 
einer Handlung an und für fich nicht nöthig fei, daß durch diefelbe das beab- 
fihtigte Uebel vollftändig oder nah ihrem ganzen Umfange eingetre- 
ten (die Handlung vollendet) fei, fondern es reiche auch ſchon der bloße 
Anfang derfelben zu, fobald ſich hieran nur die angegebenen zwei Merk: 
male vorfinden, daß nemlich diefer Anfang der Handlung einerfeits in 
objectiver Beziehung die rechtlihe Ordnung im Staate mindejtend 
gefährde, und daß durch denfelben in der zweiten Beziehung eine fubs 
jectiv« zurehenbare Schuld vorliege. Dies nennt nun Doctrin und Praris 
den Verſuch einer ftrafbaren Handlung (Conatus delinquendi) und 
erklärt als ſolchen „jede abfihtliche auf Begehung einer ftrafbaren Hand- 
lung (hier alfo insbeſondere „eines Verbrechens") gerichtete äußere Hand» 
lung, dur welde noch nicht Alles gefchehen oder bewirkt worden 
ift, was nach der gefeglichen Begriffsbeftimmung diefes Verbrechens zum 
‚vollftändigen Dafein desfelben erfordert wird." — Aus den leitens 
den Grundſätzen, welche fo eben für die Strafwürdigkeit von Handlun— 
gen überhaupt angedeutet wurden, folgt von felbft, daß die Gefep- 


ne 
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gebung des Staates ſtrafend — dann auch gegen den Berfuh von 
Verbrechen einfchreiten dürfe, wenn fih nur überhaupt der auf eine 
objectiveftrafbare Handlung gerichtete Wille eines Menſchen in äußeren 
Handlungen Fundgegeben hat; — denn darin liegt bereit? das objec- 
tiv Gefährdende für die redhtlihe Ordnung im Staate; wenn aud 
etwa in der gefekten äußeren Handlung nur erft eine Vorbereitung, d. h. 
ein Herbeifchaffen der Mittel oder Werkzeuge, womit die ftrafbare Hand - 
lung ausgeführt werden follte, oder ein Zurechtbringen der Gelegenheit 
und außeren Umftände, um fie ausführen zu Fönnen, und noch nicht ein 
wirklicher Anfang der Ausführung der ftrafbaren Handlung ſelbſt zu 
erkennen ift; oder wenn auch von dem Thäter aus Unverftand, Ungeſchick— 
lichkeit, Serthum, Verwechslung, aberglaubifhen Wahn oder Zufall eine 
ſchon an und fir fi (in abstraeto) d. h. abfolut, oder nur in dem con— 
ereten Falle, d. h. relativ ungeeignete, oder zwar qualitativ taugliche 
aber quantitativ unzulanglihe Handlung gewählt und gefeßt, oder die- 
felbe irriger Weife an einem anderen Gegenftande, als von ihm voraus— 
gefeßt wurde, begangen worden ift. Es fei in all’ diefen Fällen — 
bemerkt die Wiffenfchaft — doch immerhin der ftrafbare Wille äußerlich 
conftatirt, „el in malefieiis speetalur voluntas, non exitus,“ — 
der Handelnde werde daher feineswegs für eimen bloßen Gedanken ober 
ein blos inneres Vorhaben („Cogitationis poenam nemo palitur"), fon= 
dern allerdings ſchon für eine objective That beftraft, die fi) voraus— 
jeblih nur durch ein von feinem Willen unabhängiges Moment (durch) 
einen Zufall) nicht bis zu jener Potenz fteigerte, um im ihr bereits auch ein 
objectives Uebel erkennen zu können. Der Zufall aber fei es ja 
eben, welcher die Berfuhshandlungen zu dem made, was fie eben find, 
nämlich zum bloßen Berfuche im Gegenfage der Vollendung des Verbre— 
hend, wobei es daher für die Entfheidung, ob Strafbarfeit über- 
haupt vorhanden fei, gleichgiltig fei, bei welhem Stadium oder Merk- 
male der äußeren Handlung er hemmend dazwifchen getreten fei, weil ja 
diefe Hemmung vorausfeglidh in jedem diefer Stadien unabhängig 
von dem Willen des Thäters vor ſich geht, daher außer die Zurechnung 
der Schuld binfichtlich des Subjectes fällt. *). 


*) In wie ferne hiervon die Beftimmung des Grades der (größeren 
oder minderen) objectiven Strafbarkeit des wenn gleih durch Zufall näher 
oder entfernter der Vollendung der ftrafbaren Handlung fichenden Verſuches 
abhänge, wird bei der Erläuterung des $. 47 lit, e erffärt. — 
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Allein die mehreften Gefebgebungen der früheren, und zum Theile 
auch der neueften Zeit, hielten in ihren Strafgefeßen gerade hinſichtlich 
des Berfuches mehr den germanifhen Charakter des Strafrechtes im 
Auge, wornad bei Beurtheilung der rehtlihen Strafwürdigkeit von 
Handlungen zunächſt und vorzugsweiſe das objective Mo- 
ment der Handlung felbft, und weniger der Wille des Handelnden 
in Betracht zu ziehen fei, und wornach daher auch derBerfuch eines Ber- 
brechens dann erft ald rechtlich (juridifch) ftrafbar erklärt werden möge, 
wenn durch ihn bereits eine objectin böſe, d. h. eine den wirkli— 
ben Anfang einer Rechtverlegung oder Rechtgefährdung in fich fchlie- 
Bende Handlung gefeßt worden ift, fo daß überall da, wo erft nur eine 
Borbereitung zu diefem wirklichen Anfange gefeßt wurde, oder wo 
ein Mittel zur Ausführung gewählt oder gefeht wurde, welches aus was 
immer für vom Willen des Handelnden unabhängigen Gründen entweder 
überhaupt (in abstracto) oder wenigftens im concreten Falle qualitas 
tiv (feiner Art nach) ungeeignet war, um das beabfichtigte Verbrechen 
auch nur annähernd in der Wirklichkeit herbeizuführen, oder mo end- 
lich der zur Wirklichkeit diefes Verbrechens erforderliche Gegenftand man- 
gelte, — auch von feinem (juridifche) ftrafbaren Verfuche die Rede 
fein könne. 

Darin unterfcheide fih ja eben — wird zur Begründung der vor— 
ftehenden Gefeßgebungs-Anfichten bemerft — das irdifhe und menfchliche 
von dem überirdifchen und göttlichen Richteramte, die Beurtheilung des 
Juftize Forums von jener des Gemwiffeng- Richters und Beichtftuhle, 
die fogenannte juridifhe Strafimputation von der moralifden, 
daß bei jenen die Beurtheilung der Strafwürdigfeit von menſchli— 
hen Handlungen zu nächſt und unmittelbar nad ihrer Außeren Be- 
ziehung zur Redhtsordnung im Staate, alfo nah dem außeren Er 
fheinungs-Berhältniffe der objectiven That vor ſich gehe, und 
daß daher bei der juridifhen Imputation von Strafe überhaupt nur 
dann die Rede fein kann, wenn das Recht felbft objectiv werlekt, 
oder doch mindeftens thatſächlich bedroht erfcheine, wenn alfo wenig» 
tens irgend ein Moment vorliege, in dem fich ein urfachlicher und wirk— 
licher Zufammenhang mit der von dem Geſetze als Uebelthat erflärten 
ftrafbaren Handlung, d. b. irgend ein faktiſcher Beginn der Rechte: 
verlegung ſelbſt erfennen laffe, fo daß hier der Grad des fubjectiven 
Berfhuldens erſt nad erlangter Gewißheit einer objectiven Schuld 
in’d Auge gefaßt werden dürfe; — während bei der moralifchen Imputa— 
tion zunädft die Gefinnung (das Wollen, die Triebfeder) des Hans 

Hye, Gommentar, 19 
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delnden gewürdigt, und als Anhaltspunct für die Beurtheilung der Straf- 
barkeit überhaupt, fowie ald Mapftab für die relative Größe der 
Strafwürdigkeit angenommen, und folgereht hieraus erft die objec- 
tive That beurtheilt wird. — — — Daraus folge, daß in allen voran- 
gedeuteten Fällen, wo erſt bloße Vorbereitung - Handlungen vorliegen, 
oder ein Verſuch mit qualitativ untauglichen Mitteln unternommen wurde, 
oder der Gegenftand der Rechtverlegung mangelte oder verfehlt wurde, 
der objective Thatbeftand des Verbrechens fehle, daher 
auch von feiner juridifch-ftrafbaren Handlung die Rede fein- könne, 
fondern höchſtens die Bolizeigemwalt des Staates mit Präventiv- 
Mafregeln, mit Stellung von derlei gefährlichen (nemlih auf ſolchen 
Unternehmungen ergriffenen) Subjecten unter Bolizei-Auffiht u. dgl. ein— 
treten mag. Wollte man die angeführten Handlungen ftrafbar erflären, fo 
müßte man folgerichtig auch denjenigen, der in abergläubifchem Wahne 
einen Andern zu todt zu beten unternimmt, oderihn mit Zauberformeln, mit 
Herenbefreuzungen, fompathetifchen Mitteln, Teufelabefhwörungen, mit dem 
fogenannten Derreden und ähnlichem Spud umzubringen glaubt, oder ihm 
in diefer Abficht Bein-Afche eines DVerftorbenen unters Haupt ftreut, 
oder Waſſer, womit ein Leichnam gewafchen wurde, zum Trinken vorftellt, 
und ähnliches dummes Zeug — als juridifch frafbar, als Verſuch eines 
Mordes (1) beftrafen. — — Dazu kämen namentlih in Beziehung 
auf die fogenannten Borbereitungs- Handlungen noch manıtig- 
fache Rückſichten der Gefebgebungs- Klugheit, um fie im Straf-Geſetze 
noch nicht als ftrafbar zu erklären. Es fei eine der wichtigften Aufgaben 
der Strafpolitif,, Durch die eröffnete Ausfiht auf Straflofigfeit den Fort— 
ſchritt einer verbrecherifchen Gefinnung zum wirklichen Beginne der That zu 
hemmen: dies geſchehe num ficher durch Straflofigkeits-Erflärung der Borbe- 
veitungshandlungen, denn je weiter ein rechtswidriger Borfaß noch von der 
That ftehe, defto leichter wird er aufgegeben werden. — Durch Beftra- 
fung der bloßen an ſich unverfänglichen Borbereitungs-Handlungen würde 
man ferner doch eigentlich nur den rechtswidrigen Willen ftrafen, ehevor 
e8 objectiv gewiß ift, ob er entfchieden und intenfiv genug gewe— 
fen wäre, um den Thäter auch bis zum wirklichen Anfang, und gar zur 
Ausführung der That fortfhreiten zu machen. — Ueberdies laffe fidy bei 
bloßen Borbereitungd » Handlungen der verbrecherifhe Entfhluß, eben 
wegen des Mangels des objectiven Gaufalnerus mit dem beabfichtig- 
ten Verbrechen, fehr ſchwer Außerlich conftatiren, da ja diefelben ebenfo 
gut zu einem an ſich ganz umfträflihen, ja felbft löblichen Zwecke dienen 
können; man hätte für das Dafein des ale ftrafbar zu erfennenden Mor 
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mentes feinen fiheren juridifchen Beweis, jondern nur dag in Bezie- 
bung auf die Erweifung von ftrafbarer Schuld ſehr problematifche 
Beweismittel des (Selbft-) Geftändniffes des Beſchuldigten; — man 
würde durch die Strafbarkeit3-Erflärung der Vorbereitungs-Handlungen 
unnöthig die ftrafgerichtlien Unterfuhungen und felbft ſogenaunte Ten- 
denzeProzeffe bis in’s Unendliche vermehren, die überdies regelmäßig zu 
feinem befriedigenden Refultate führen werden u. f. f. u. f. f. Endlich 
könne die Gefeßgebung in jenen feltenen Fällen, wo es der öffentlichen 
oder Privat» Sicherheit willen insbefondere wünſchenswerth erfcheine, 
felbft fon die bloßen Borbereitungs-Handlungen gewiſſer Verbrechen als 
fteafbar. zu erklären, Died ausnahmsweiſe bei diefen einzelnen 
Berbrehen thun, ohne deshalb ſchon deren Strafbarkeit im Grund- 
Taße, oder rüdfihtlih aller ftrafbaren Handlungen ausfprechen zu 
müffen; — abgefehen davon, daß derlei Vorbereitungs - Handlungen, 
wenn gleich nicht ala folde, doch fehr häufig in anderer Beziehung, 
nemlih als polizeilich-gefährlihe Handlungen Golizei-Ueber— 
tretungen in dem auf Seite 52 und 54 ausgeführten Sinne) mit _ 
Strafe verpönt find, daher ohnehin nicht ganz ftraflos bleiben. So wird 
3. B. eine ſchwangere Frauensperfon, die Vorbereitungen zur Tödtung 
ihres zu erwartenden Kindes trifft, wegen Berheimlihung der Schwan- 
gerfchaft (5. 339 und 340); — derjenige, der fh Mordwerkzeuge, 
Gift, Waffen u. dgl. als Mittel zu einem Morde einfhafft, nicht felten 
eines Vergehens oder einer Hebertretung wegen deren unvorfichtigen Ver- 
wahrung ($$. 335 und 431), oder fo weit befondere Waffenverbote befte- 
ben *), einer Uebertretung dieſes Barticular » Strafgefeßes ſchuldig wer- 
den u. f. f. 

Die öfterreihifhe Strafgefeßgebung hat fih nun, nad dem 
Zeugniffe des Elaren Wortlautes der 88. 8 und 11 unferes vorliegenden 
Geſetzes unverkennbar ebenfalld zu der letzteren Anficht beftimmt ges 
funden “). 


) Wie z. B. im lombardifch-venetianifhen Königreiche und in Südtirol 
dad Patent vom 18. Jänner 1818; oder in Landestheilen und an Orten, wo 
Kriegs» oder Belagerungsftand befteht, die beſonderen Proclamationen des 
militärifchen Beſehlshabers, wodurch der Beſitz von Waffen ohne befondere 
Erlaubnig und Rechtfertigung ded Gebrauches unter firengen Strafen ver 
boten if. — 

"*) Ganz befonders intereffant und lehrreich ift gerade in diefer Be 
ziehung die Bergleichung unferes überand cinfah und mit Vermeidung der 
oben angedeuteten Caſuiſtik tertirten Geſetzes mit den vorzüglichften ausländi- 

19* 
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Was nun einmal die äußere Anordnung des Stoffes oder das 
Syſtem betrifft, wornach unfer dermaliges Gefek die wichtige Be- 


fhen Gefegen, fo wie die aufmerffame Berfolgung des Entwidlungsganges 
der franzöfifhen Regidlation und der deutſchen GStrafgefeggebungen. 
Die erftere hat ihren berühmten Art. 2 des Code penal, der dahin lautete: 
„Toute tentative de crime qui aura éeté manifestde par des actes 
exterieurs et suivie d’un commencemen! d’execution etc. etc. etc,“ 
durh das fpätere Gefek vom 28. April 1832 merkwürdiger Weife in fol- 
gende Yormulirung: „manifestee par un commencement d’exe- 
eution“, d. h. in einer Weife abgeändert, wodurd noch ſchärfer als früher 
dad Weſen der oben im Texte ausgeführten zweiten (gelinderen) legislativen 
Anficht audgefprochen wird. — 

In den neueren deutſchen Strafgefepgebungen, auf welche übrigens 
fihtbar die Faffung des obigen zweiten Artikels des franzöfifchen Code penal 
einen mafgebenden Einfluß wirkte, hatte ſich zwar hinfichtlih der Borberei- 
tungshandlungen faft durchweg die erwähnte gelindere Anfiht er 
halten, dagegen rüdfichtlich ded Verſuches mit untauglichen Mitteln und an 
einem Objecte, an dem das Berbrechen nicht möglich war, menigftend in fo 
weit, ald das Verfehlen der Vollendung nur auf Irrthum, Ungefchidlichkeit 
oder auf Verwechslung des Ihäterd beruhte, bie und da fchon die oben im 
Zerte erwähnte erftere (ſtrengere) Anficht geltend gemacht (3. B. Art. 26 des 
fähfifhen; — 72 des württembergifchen; — 36 des braunſchwei— 
giſchen; — 40 ded hannoveriſchen; — 67 des barmftädtifhen; — 
110 des badifchen u. f. f.), während das (neuefte) preußifche Geſetz 
dur die Faſſung feines Art. 31 („Der Verſuch ift nur dann ftrafbar, wenn 
derfelbe durch Handlungen, welhe einen Anfang der Ausführung ent 
halten, an den Tag gelegt, und nur dur äußere, von dem Willen des Thä— 
terd unabhängige Umftände gehindert worden oder ohne Erfolg geblieben ift“), 
und durch das abfolute Schweigen über die Vorbereitungshandlungen und fo» 
genannten Wahn-Berbrehen, fo wie über den Verſuch mit untauglihen Mit- 
teln und an einem Gegenftande, an dem die Rechtverlekung gar nicht began- 
gen werden kann, offenbar wicder zur älteren (gelinderen) öſterreichi— 
[hen und franzöfifhen Anfiht zurüdgelehrt if. — 


Eines Scheint vor Allem klar zu fein, daß memlich jene Strafges 
feße, melde die Vorbereitungshandlungen und die f. g. Wahnverbrechen un: 
beftraft Iaffen, aber deffen ungeachtet den Verſuch mit aus Berwechdlung 
oder Irrthum ergriffenen untauglihen Mitteln und den Berfuh an Objec- 
ten, an welchen dad Berbrechen nicht möglich ift, firafbar erklären, zumal 
dann, wenn fie zugleih das Wefen des firafbaren Verſuches in den 
„Anfang der Ausführung“ fegen, — mit fih ſelbſt in einem inneren 
Widerſpruche ftehen, da ja in allen diefen Fällen im Grunde dasſelbe 
Berbältniß flattfindet, daß memlih der objective Thatbeftand des 
Verbrechens fehlt, und noh „ein Anfang der Ausführung“ da ift, 
und da bei Demjenigen,, der blos aus Verwechslung Weinftein, Zucker 
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fimmung „über den Verſuch der Verbrechen“ behandelt, fo 
zeigt fhon die Randgloffe zum $. 8 (, Verſuch eines Verbrechens“), 
welche für diefen und für die nächften Baragraphe gemeinfam ift, daß 
fih fammtliche unter diefer (Einen) Randgloffe umfhloffenen 88. 8—11, 
mit dem Gegenftande der Frage befaffen. — Das Gefek hält hierbei 
folgenden Ideengang ein: 


oder Bummi ftatt des vermeinten Arſeniks zur Tödtung ergriffen hat, ebenfo 
wenig objectiv das Verbrechen des Mordes möglich ift, ald bei Dem- 
jenigen, der aus Dummheit oder Aberglauben einen Andern mit Weinftein, 
pulverifirten Todtenfuochen oder gar mit Gebet zu tödten vermeint, und da 
überdieß die wenn gleich nur aus Irrthum gefchehene Aumwendung eined an 
fih untauglihen Mittels, z. B. Vergiftung mit dem ftatt Arfenif erarif- 
fenen Zuder, weit weniger in einem objectiven Gaufal- Zufammenhange 
mit dem Verbrechen fteht, ald eine f. g. Vorbereitungdhandlung; denn diefe 
fann wenigftend in Verbindung mit nachfolgenden weiteren Handlungen in 
einem ſolchen Gaufalnerus zum Verbrechen ftehen, jene aber niemald, baber 
ed inconfequent ift, wohl im erften, nicht aber auch im zweiten Falle 
Strafe eintreten zu laffen. — 

Hieraus leuchtet ein, daß die franzöſiſche Gefepgebung, nad ihr 
au die rheinländifche Prarid, das neuefte preußiſche Gefep, und mit 
ihnen auch das öfterreihifche Neht (wie wir und oben aus der nadfol« 
genden Erläuterung der 8. 8 und 11 unferes dermaligen, oder $$. 7 und 8 
des alten öfterreichifchen Strafgefeped vom 3. September 1803 überzeugen 
werden) mwenigftend grundfägliche Conſequenz und inneren Einklang für fi 
haben, wenn fie in all’ diefen Fällen fchlechthin feine juribifche Strafbar« 
feit erfennen. — 


Es bleibt bei der im Terte angebeuteten Alternative zwifchen den zwei 
gegenüberftehenden legislativen Anfihten, wenn ein Gefeg nicht mit fich felbft, 
und mit dem gefunden Menfhenverftande in Widerfpruch gerathen will, feine 
Wahl eines vermittelnden Dritten übrig. — Entweder erfläre man in dem 
Strafgefege confequent alle nur überhaupt äußerlich erfheinenden Hand» 
lungen, wodurch nahmweisbar ein rechtswidriger Willeconftatirt wird, für 
ſtrafbar, d. h. man firire die (juridifche oder polizeiliche) Strafbarkeit in 
allen bisher angegebenen Fällen ſchlechthin, alfo auch rüdfihtlih der Vor 
bereitungd-Handlungen und Wahn-Berbrehen, was übrigend mit den gemwöhn- 
lihen Bolld- Anfihten und der moraliſchen Strafwürdigkeit menfchlicher 
Handlungen am meiften in Einflang flände; — — oder man verharre auf 
der flarren juridbifhen Anfiht, daß nur da eine Strafe des Staates 
eintreten könne, wo auch eine objectin-böfe Handlung vorliegt, und daß 
die Ahndung aler übrigen, wenn gleich fittlih noch fo ftrafwürdigen, Hand- 
lungen, daher auch die Mafregeln gegen alle voraufgeführten Fälle hiernie— 
den nur der häuslichen Zuchtgewalt oder der Kirche, höchſtens noch der 
Präventiv«Borkehrung der Polizei u. f. f. anbeim zu fallen haben. — 
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An der Spike aller dießfälligen Beftimmungen ftellt es im erften 
Satze des 8. 8 die allgemeine (übrigens blos negative) Beflimmung auf, 
„daß ein Verbrechen nicht erft mit deffen Vollendung vorhanden ſei“. — 


Sofort erklärt es 


im Eingange des zweiten Satzes („Schon der Verfuch einer Uebel: 
that ift das Verbrechen“), daß auch der Berfuch eines Verbrechens 
ſchon ftrafbar fein könne, fo wie daß er für den Fall, wenn er über- 
haupt ftrafbar ift, das (nemliche) Verbrechen (mie das vollendete) bilde ; 
und normirt eben dieſe Beftimmung noch genauer in dem Schluß: 
Zufaße („Es ift daher zc. ꝛc.“) zu dem $. 8. 


Hiernach ſetzt ed 


©. 


in der Fortſetzung des zweiten Sabes des $. 8 (anfangend 
mit den Worten: „ſobald der Bösgefinnte 2c.*) die Merkmale feft, welche 
es zu dem ftrafbaren Verfuche eines Verbrechens als wefentlich erfannt. — 


Dann hebt e8 


in den $$. 9 und 10, deren Inhalt von dem gegenwärtigen Geſetze 
ganz neu beigefügt wurde, zwei befonders wichtige Fälle oder 
Borausfegungen heraus, rückſichtlich welcher es das Geſetz für nöthig 
erfannte, ausdrücklich feftzufeßen, in welhem Stadium der bier 
vorausgeſetzten Verfuhshandlungen es felbft bereits die im $. 8 nur 
ganz allgemein feftgefeßte objective Befchaffenheit eines ftrafbaren 
Verſuches erkenne, — 

Endlich vervollftändiget es 


E. 


im $. I1 durch die Beftimmung, wann hiernach eine Handlung 
noch nicht als ftrafbarer Verſuch angefehen werden könne, ſowohl die 
allgemeinen Beftimmungen des $. 8, als auch die fpeciellen Anordnungen 
der $$. 9 und 10, zu einem übereinftimmenden Ganzen, 
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Zu A. 


Das Gefek erklärt alfo vorerft im $. 8: „daß zu einem Verbrechen 
nicht nöthig fei, daß die That @. H. diejenige That, die von dem Befege 
als Verbrechen erflärt it) wirfli ch (. b. in der von der gefeglichen Begriffsbeftimmung 


diefes Verbrechens ald weſentlich geforderten Wirkung oder Thatfählichkeit in Zeit und Raum 
geſchehen, daher als im dieſer Weife vor ſich gegangen finnfih wahrnehmbar vorhanden, und 


nicht blos als möglich; gedacht oder als vermeintlich vorausgefegt) au dgeführt werde“ 


(d. b. nah allen von der gefeplihen Begriffsbeftimmung zum vollftändigen Ber 
breden für wefentlicd erflärten Merkmalen oder Wirkungen vorhanden fei). — 


Daß die vorftehende Gefeßesitelle, wie fo eben gefchehen, mit ftren- 
ger Eingränzung auf den eigenthümlichen Sprachgebrauch unferes Ge 
feßes und auf Die in demfelben vorfommenden gefeglichen Begriffsbeftim- 
mungen der einzelnen Verbrechen interpretirt werden müffe, leuchtet Daraus 
ein, weil das Geſetz jonft mit ſich feldft in Widerfprud ftehen würde. — 
Wir müffen daher, um unfer Gefe natürlich, d. h. verftändig 
auszulegen, die Ausdrüde: „Ausführung“ oder „Bollbringung“ 
eines beftimmten Verbrechens, welche es im weiteren Berfolge diefes 
$. offenbar ſynonim gebraudt, fortan mit Fefthaltung des befonde 
ren, in unferem Gefehe angenommenen Sprachgebrauches und in ftetem 
Hinblide auf feine eigenen gefeglihen Begriffsbeftimmungen von den 
einzelnen Berbrechen gebrauchen. — Darum muß ſchon hier wohl in's Auge 
gefaßt werden, daß der fpecielle Sprachgebrauch unferes Geſetzes 
binfihtlih der Begriffsbeftimmungen vieler einzelnen Verbrechen in Bezie— 
hung auf die Frage, bei weldhem Stadium der verbrecherifhen Handlung 
das Verbrechen ſelbſt ſchon als vollendet, und wann ed nur ald verſucht 
anzufehen fei, oft fehr bedeutend von dem allgemeinen Sprach— 
gebrauche abweiche. So redet man z. B. nad) dem gemeinen Sprade 
gebrauche fiherlih von einem vollbrahten Aufftande, einer voll 
braten Erpreffung, einer vollbrachten Brandlegung (anderwärts 
wohl gewöhnlih Brandftiftung genannt), oder von einem voll: 
brachten Raube erft dann, wenn im erften Falle gegen eine obrigkeit: 
lihe Autorität wirkliche Gewaltthat gebt, im zweiten einem Anderen eine 
beftimmte Leiftung, Duldung oder Unterlaffung bereits wirklich abgetrogt, 
im dritten an der in Brand geſteckten Sache bereits wirklich eine Feuers— 
brunft entftanden (das Feuer ausgebrochen), und im vierten Yale endlich 
dem Angefallenen oder Bedrohten bereits wirklich eine Sache abgenom⸗ 
men worden ift, während nad den geſetzlichen Definitionen, die von 
diefen vier Berbrehen unfer Geſetz (in den $$. 68, 98, 166 und 190) 
aufgeftellt hat, eben diefe Verbrechen ſchon ohne das Dafein der bemerf« 
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ten Wirkungen ald vollendet anzufehen find, indem in all’ diefen 
Fallen das Verbrechen bereits nah allen von der gefeglichen Begriffe- 
Beftimmung hierzu geforderten weſentlichen Merkmalen vo [Iftändig vor- 
handen ift, wenn auch die oben bezeichneten Wirkungen noch nit vor- 
handen, da h. nicht wirklich eingetreten find, jondern wenn nur 
die übrige Handlungsweife in der auf diefe Wirkungen gerichteten Abficht 
vor fi gegangen if. — Daraus folgt alfo, daß wir nah Maßgabe 
unferes Gefeges in den eben erwähnten Fällen die feine Unterſcheidung 
zwifchen dem vollbrachten Verbrechen des Aufftandes, der Er- 
preffung, Brandlegung und des Raubes von dem vollbradten Auf: 
ftande, der vollbrachten Erpreſſung felbft u. .f., da h. von dem (durch die- 
ſes Verbrechen beabfichtigten) vollbrachten Faetum mit Schärfe feft- 
zubalten haben. Jene — die Bollbringung des Verbrechens nemlih — 
kann nach unferem Geſetze ſchon längft vorhanden fein, und tritt auch in allen 
vorftehenden Beifpielen langt früher ein, ehevor das Factum voll- 
endet ift, und bevor alfo der gemeine Sprachgebrauch vom vollen- 
deten Aufftande u. f. f. fpricht. — Bei dem Verbrechen ded Raubes 
bat unfer Gefeß ſelbſt mit deutlihem Worte auf diefe Unterfeheidung ver- 
wiefen, indem es einerfeit3 die Definition dieſes Verbrechens im $. 190 
fo ftrenge firirt, daß, wie bereits erwähnt wurde, ſchon die bloße Dro— 
hung, um dasjenige zu thun, was man im gemeinen Sprachgebraudhe 
„tauben“ nennt, nemlich „fich (mit Gewalt oder Drohung gegen eine 
Perfon) einer fremden beweglichen Sache zu bemächtigen“ zu der voll- 
fändigen Definition diefes Verbrehens, alfo zum voll- 
brachten Verbrechen des Raubes zureicht, während es im $. 192 
von dem „wirklihen Geraubtwordenfein des Butes“ und in den 
88. 193 und 194 von dem „vollbragten Raube im Gegenfaße des 
bles unternommenen Raubes“ redet, alfo deutlich ausfpricht, daß ihm 
die Bezeihnungen „vollbrachtes Verbrehen des Raubes“ und 
„vollbradter Raub“ keines wegẽ identiſch ſeien. 

Dieſe Eigenthümlichkeit unſeres Geſetzes erlangt ihre praktiſche 
Wichtigkeit dadurch, daß wir uns bei den Erörterungen zu C 
unter Nr. III. überzeugen werden, daß es von ſehr bedeutender prak— 
tiſcher Wirkung ſei, ob ein Verbrechen bereits vollbracht, oder erſt 
nur verſucht ſe. — Sie muß aber nicht blos in den bisher nur 
beiſpielweiſe erwähnten einzelnen, ſondern grundſätzlich in allen 
jenen Fällen im Auge behalten werden, wo nach der geſetzlichen Be— 
griffs-Beſtimmung das beſtimmte Verbrechen (im Sinne des Geſetzes) 
ſchon als vollbracht (wirklich ausgeführt oder vollendet) anzuſehen 
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ift, wenn auch entweder der von dem Geſetze felbft zu dem (wollftän- 
digen) Verbrechen wohl für die End-Abſicht, aber feineswegs hin- 
fihtlih des End - Erfolges als wefentlich erforderte fpecielle 
That-Erfolg noch nicht eingetreten ift, was außer den ſchon oben ange: 
führten vier, noch bei fehr vielen anderen Verbrechen (3. B. 88. 58, 81, 
90, 96, 99, 101,149, 158, 197, 209, 214, 217 u. f. f.) der Fall 
it; oder wenn felbft gar fein böfer That-Erfolg eingetreten ift, 
infoferne das Geſetz fih nemlih zum vollftändigen Verbrechen mit 
einer gewiffen Handlungsweife, fogar ohne allen That- Erfolg, alfo 
im Grunde jhon mit dem bloßen Verſuche eines gemwiffen Effectes 
begmügt, was z. B. in den 88. 65, 76, 78, 105, 122 it. c) und d), 
147 u. m. a. gefchiebt. 


Zu B. 

Unſer Gefeg verfügt fofort, im contradictoriſchen Gegenfage zu 
dem fo eben (unter A) erklärten Ausſpruche weiter: „Schon ®. i. alſo in 
Gonjequenz aus Dem vorgehenden Eage, auch bei nicht wirklich ansgeführter That, fondern wenn 
aud nur das weiterhin im dieſem $. Folgende geſchieht oder geihehen it) der Verſuch einer 
Uebelthat (alſo nicht ſchlechthin was immer für einer That, fondern einer Uebel»-That, 


das will jagen, einer fhon an fid oder objectiv ald Uebelt hat eriheinenden Handlung, 
nemlih einer von dem Geſetze als Mebelthat erklärten und durch die geiegliche Begriffe. 
beftimmung als Berbrechen feitgefegten Unternehmung oder Unterlaffung ; — vergleiche oben 
Seite 139) ift das Verbrechen“ (alio das nemlihe Berbrehen, wie dasjenige if, 
wovon im erften Abſatze dieſes F. (unter A) die Mede war, d. h. alfo dajielbe Ber 
brechen, weldes man durh „wirkliche Ausführung‘ der Uebelthat begangen haben 
würde). 


Hieraus erhellt alfo, daß das Geſetz ſchon durch die Wahl des 
beftimmenden Geſchlechts-Artikels („das Verbrehen*) den Grundfag 
ausgefprohen haben, daß nach umferem Gefeße in der Regel das 
verfuchte Verbrechen eben fo zu behandeln und beftrafen fei, wie das voll: 
brachte. — Dieje Regel hat nun aber unfer Dermaliges Geſetz zu 
allem Ueberfluffe in dem Nachſatze diefes $., der mit den Worten anfängt: 
„Es ift Daher ꝛc. ꝛ⁊c.“ noch insbeſondere wiederholt, obgleich es 
diefen Zufaß eben durch das Wörthen: „daher“ ala etwas Gelbftver- 
ftändliches zu erkennen gibt. — Nach dem Klaren, und keiner befonderen 
Erläuterung bedürfenden Wortlaute dieſes Zufaßes hat daher: 





*) Ueber die feinen, aber praftifch mwichtigen Unterſchiede, welche unfer 
Geſetz durch die fcharfe Feithaltung des beftimmenden Geſchlechts-Artikels 
im Gegenfage des nicht beflimmenden an vielen entfcheidenden Stellen con- 
fequent durchführt, vergleiche oben Seite 171, 184, und Anmerkung *) auf 
Seite 233. — 
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a) jede für das Verbrehen überhaupt gegebene Beftimmung 
auch auf das verfuchte Verbrehen Anwendung zu finden, infoferne 
das Gefek nicht befondere Ausnahmen anordneti; — und 
es ift fofort insbeſondere 

b) die im Gefeße häufig (zunächſt) nur für das vollbrachte Ber- 
brechen verhängte Strafe regelmäßig auch auf den bloßen Verſuch des— 
felben, jedoch mit Beachtung des $. 47 lit. a, wornad er als Verſuch 
jedenfalld milder zu behandeln ift, anzuwenden, wenn derfelbe, wie 
ſich von felbft verfteht, nach der VBorfchrift des 8. 8 nur noch überhaupt 
ftrafbar ift. 

Beſondere Ausnahmen von diefer Beftimmung ordnet das Gefek 
nur rücfichtlich des zweiten Theils derfelben (ad b) bei einigen 
Verbrechen an, infoferne es nemlich hie und da (z. B. in den 88. 59 lit.e 
80, 110, 113, 138, 145, 167 litt. d, Fund g, 191 und 193) für das 
verfuchte Verbrechen andere Strafbeftimmungen, und zwar entweder mil- 
dere Arten (Qualitäten) von Strafübeln, oder (quantitativ) geringere 
Straffäsße fejtgefegt hat, als für das vollbrachte Verbrechen; oder in 
foferne e8 in anderen Fällen zur Anwendbarkeit einer gewiffen höheren 
Strafbeftimmung das wirkliche Eingetretenfein eines gewiffen Ender- _ 
folges ausdrücklich fordert, und eben dadurd den Fall, daß diefer 
Enderfolg nur verſucht war, von der Gubfumtion unter diefe ftren- 
gere Strafbeftimmung insbefondere ausschließt (j. B. in den 88. 82, 86, 
88, 91, 94, 123, 126, 128, 130, 148, 151, 155, 156, 160, 161, 
und 167 Hit. a, b, c, e). — o 

Aus dem erjten Theile diefes Zufages ergeben ſich nachſtehende 
unmittelbare Folgerungen: 

aa) Wenn das Gefeg bei irgend einer Handlung deren Crimina- 
lität (Feſtſetzung ald Verbrechen) von dem Dafein eines gewiffen thatfäch- 
lihen Merkmals oder einer gewiſſen numerifchen Größe abhängig macht, 
fo ift eine folhe Handlung auch dann ein Verbrechen, wenn auch diefes 
die Eriminalität begründende Merkmal nur im Stadio des Verſuches 
vorhanden war. Wenn z. B. das Gefeg den Diebftahl ohne weitere Qua— 
lification erft bei einem Betrage von mehr ale 25 Gulden ($. 173), und 
die Beruntreuung erft bei einem Betrage von mehr ala 50 Gulden, oder 
den Diebftahl an verfperrten Sachen oder an Mineralien in Bergwerken, 
oder die Veruntreuung von Amtögeldern oder den Diebftahl eines bereita 
zweimal wegen Diebftahl abgeftraften Thäters ſchon bei einem Betrage 
von mehr ald 5 Gulden ala Verbrechen erklärt ($$. 174 d, 175 d, 176 
lit. a, und 181), fo wird man allerdings auch diejenigen, weldhe nur bei 
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dem Berfuche eines Diebftahld oder einer Beruntreuung ertappt wur- 
den, umd im dem erften zwei Källen erweislich mehr als 25 Gulden, 
und beziehungsweife mehr ald 50 Gulden ſich zuwenden wollten, in den 
nächſten drei Fällen aber ihre Abficht wirklich auf die bezeichneten (quali- 
fieirten) Dbjecte, und zugleich auf einen Höheren Betrag als auf 
5 Gulden gerichtet hatten; und ebenfo im letzten (ſechſten) Falle den 
Thäter eines nur verfuhten Diebftahld von mehr ala 5 Gulden des 
Berfuches eines Verbrechens ſchuldig erklären müffen *). 


*) Es mag nicht unbemerkt bleiben, daß felbft nah dem früheren 
Geſetze, in welchem der in Frage fiehende Zufag ausdrücklich nicht vor 
fam, die Entfcheidung eines der obigen Fälle, als einft eine fpecielle 
Frage bierwegen erfolgte, genau in dem obigen, bon mir bargeftellten 
Sinne erfolgte. — Man fragte nemlih, ob die Borfährift des $. 156, 3. I 
ded alten Geſetzes („wornach der Diebftahl eined Thäterd, der fchon zweimal 
Diebſtahls wegen geftraft worden war, ohne alle Rüdfiht auf den Betrag 
zum Berbrechen wurde“ — analog alfo dem $. 176, lit. a unfered der» 
maligen Geſetzes) auch auf den Diebftahld-Berfuh in der Richtung an: 
wendbar fei, daß auch der (bloke) Verſuch eines Diebftahld von Seite eines 
ſolchen Thäters bereitd ein Verbrechen bilden fol: und die Antwort, welche 
die höchfte Geſetzgebung ſelbſt (Juſtizhofdeeret vom 6. März 1838, Nr. 261 
der 3. ©. ©.) ertheilte, war ganz einfah bejahend! — Wenn mau 
alfo diefe (bejahende) Entfcheidung bereits im Wortlaute und Geifte des 
früheren Gefeged („Schon der Berfuh ift das Verbrechen“) gefunden 
hat: um Wie viel zweifellofer ift diefe Entſcheidung jetzt, wo das Gefeg 
diefe grundfäglihe Gleihftelung des verfuchten Verbrechens mit dem 
vollbrachten Verbrechen fogar ausdrüdlich dur einen befonderen Zu— 
fag ausgeſprochen hat! — 

Eben hieraus dürfte fi denn auch die Zweckmäßigkeit des Vorganges 
rechtfertigen, wornady unfer dermaliges Gefeg den obigen Zufag, obgleid 
er, wie oben erwähnt, eigentlich fchon in der allgemeinen Verfügung dee 
Borderfages des 8. 8 (gleichwie im ehemaligen $. 7) enthalten erfcheint, 
dennoch ausdrädlih und insbeſondere beigefügt hat. Es murden 
nemlich im Verlaufe der Zeit über die dießfälligen Beftimmungen des frühe: 
ren Geſetzes von Seite der Gerihte mehrmals Zweifel und Anfragen er— 
hoben, wie denn in jenen Fällen, wo bei einem einzelnen Verbrechen feine 
befondere Strafe für den Verſuch firirt fei, biefer zu beftrafen ſei? — 
ob ferner die für ein vollbrachtes DVerbrehen gegebenen gefeplichen Be: 
flimmungen auch auf den Verſuch anwendbar feien? u. dgl. — Die Geſetz- 
gebung hat, wie wir fo eben gefehen, den einzelnen Ball, der ihr im Jahre 
1838 zur Frage unterlegt wurde, aus dem Geifte des Geſetzes im ber 
zweiten Beziehung bejahend entfchieden. Allein auh die erftere biefer 
Fragen, welche wieder nur fpecielf in Beziehung auf das Verbrechen des 
Kindesmordes geftellt worden war, hatte die frühere Gefepgebung mit dem 
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bb) Jene Erſchwerungs- und Milderungs-Umftände, 
welche von dem Geſetze ſowohl im Allgemeinen feitgefekt find, als auch 
insbefondere bei einzelnen Verbrechen angeführt werden, find, fo 
weit das Gefek dies nicht in einzelnen Fällen ausdrüdlih anders an- 
geordnet hat, nicht blos überhaupt auch auf den Verſuch diefer Verbre- 
hen anzuwenden, jondern in der Regel felbft dann in Anwendung zu 
bringen, wenn fie felbft ebenfalld nur im Stadio des Berfuhes 
vorhanden find. So wird man 3. B. nicht nur ganz zweifellos den allge- 
meinen Erſchwerungs-Umſtand der lit. e des 8. 44, daß der Schuldige 
zugleih Urheber eines Verbrechend war, oder den allgemeinen Milde: 
rungsumftand, daß er ſchwach an Berftand oder noch nit 20 Jahre alt 
war ($. 46 a), oder bei Verbrechen der Entführung den befonderen Er- 
fhwerungs oder Milderungs-Umftand, da die Entführte noch nicht, oder 
bereitd mehr ala 14 Jahre alt war ($. 97), au auf den Verſuch des 
Verbrechens ausdehnen müffen, fondern z.B. aud die Umftände des 
8. 44 lit. a, b, d, e felbft in jenen Fällen ald allgemeine Erfhwerungs: 
Umftände in Geltung zu feßen haben, „wenn Jemand mehrere Ber- 
brechen zu begehen, oder dasſelbe Verbrechen zu wiederholen, oder Andere 
zum Verbrechen zu verführen, oder als Rädelsführer zu wirken nur v er- 
ſucht hat, oder den Milderungd-Umftand der lit. i des 8. 47 felbft dann 
anwenden, wenn er andere verborgen gewefene Verbrecher zu entdeden, 
und zu ihrer Einbringung Gelegenheit und Mittel an die Hand zu geben 
auch nur (verfteht fich unter folhen Umftänden, daß fein Beftreben fich 
nit ald ganz unbegründete Befhönigung darftellt) verfucht hat. — 
Aus diefer Ausdehnung der im Geſetze bei den einzelnen Berbrehen zu: 
nächſt nur im Hinblicke auf das vollbrachte Verbrehen erwähnten 
Erſchwerungs⸗ und Milderungs-Umftände auch auf das verfuchte Ber- 
brechen ergibt fih ald weitere Kolgerung, daß auch auf den Berfud 
des Verbrechens 

ee) felbft die Wirkung des Dafeins diefer Erſchwerungs- und 
Milderungs - Umftände, nemlich die durch‘ fie begründete Erhöhung und 


Hofdecrete vom 19. Auguft 1814, 3. 1098 der J. G. ©. in ganz gleihem 
Sinne entfhieden, und bereitd der damaligen Entfheidung eine ausführliche 
Begründung in ber Richtung beigefügt, daß die ſe Entfcheidung wohl ohnehin 
im Wortlaute und Geifte des Geſetzes liege. — Es fhien daher zweckmäßig, 
dasjenige, was in eben diefer Novelle zunächft ald Begründung au 8 dem 
Gefepe geltend gemacht wurde, zur Befeitigung ber fi ſtets wiederholenden 
Zweifel und Anfragen ald unmittelbare Berfügung in das neue Geſetz zu 
übertragen. — “ 
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beziehungsweife Milderung der Strafe (8. 48— 54), — inäbefondere 
aber auch jener andere Strafſatz angewendet werden müffe, welchen 
etwa das Gefeß bei einzelnen Verbrechen wegen des Dafeind folder 
Erfhwerungd - oder Milderungs » Umftände feftgeftellt Hat. — So wird 
man folgerichtig diejenigen, welche z. B. bei den Verbrechen des Aufftan- 
des und Aufruhrs fi der in den $$. 70, 71 und 75 zur Begründung 
höherer Straffäße feftgefekten Erfhwerungs-Umftände auch nur im Stadio 
des Verſuches fhuldig gemacht haben; oder denjenigen, der bei einem 
Diebftahl erweislich mehr ald 300 Gulden zu ftehlen, oder einen 
Betrug mit befonderer Kühnheit oder Arglift zu verüben auch nur 
verſucht Hat, allerdings nad den wegen diefer Umftände in den 
88. 179 und 203 feitgefegten Höheren Straffäsen behandeln müffen 
u. ſ. f. u. ſ. f. 


Zu C. 


In diefem Theile des $. 8 Tiegt der eigentliche Nerv der geſetz— 
lihen Anordnung über den ftrafbaren Verſuch eines Verbrechens (cri- 
minellen Verſuch). — Das Gefek fordert mit beftimmtem Worte zum Da- 
fein des criminellen Verſuches das vereinigte (cumulative) Eintreffen 
von folgenden drei wefentlihen oder unerläßlihen Merkmalen, 
fo daß, wenn aud nur Eines derfelben nicht vorhanden ift, von dem 
ftrafbaren Berfuche diefes (beftimmten) Verbrechens nicht mehr die Rede 
fein kann: 

I. daß der Thäter „ein Bösgeſinnter“ fei; 

I. daß „ereine zur wirklichen Ausübung führende 
Handlung unternommen babe,“ und dag 

I. „die Bollbringung des Verbrechens aber nur 
wegen Unvermögenheit, wegen Dazwiſchenkunft eines 
fremden Hinderniffesoderdurdh Zufall unterblieben fei”. 


3u I. 


Diefes erfte, von unferem Gefepe zum ftrafbaren Verſuche 
eined Verbrechens geforderte Merkmal, daß nemlich derjenige, der 
desfelben ſchuldig erklärt werden foll, vor Allem „bösgefinnt “ 
fein, d. h. feinen (böfen) Vorfaß auf diejenige Handlung gerichtet 
haben müffe, welche das Geſetz als Uebelthat oder Verbrechen erklärt hat, 
und welche zu unternehmen er wenigftens begonnen hat, folgt im 
Grunde wohl ſchon aus dem $. 1, da ja das Geſetz im $. 8 den jtrafe 
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baren Berfuh ald „Verbrech en“ bezeichnet, nach $. 1 aber zu jedem 
Berbrechen, alfo auch zu einem blos „verſuchten“ Verbrechen (böfer) 
Borfaß erforderlich ift. 

Es liegt ferner dDiefes Merkmal wohl auch fhon im gemeinen 
Sprachgebrauche (vergl. oben Seite 287) des „Verſuches“ (Conatus) 
einer Handlung überhaupt, wornah man darunter immer ein Sich— 
Beftreben oder Mühegeben, ein Beginnen, Unternehmen, oder Thätigfein 
veriteht, um eine gewiffe Abficht, einen fih vorgefegten Zweck zu 
erreichen; daher das „Wiffen und Wollen” des Zwedes, den man 
anftrebt, und der Handlung, die man ale Mittel zu demfelben 
wählt und feßt, fchon in dem Worte: „verfuhen” imenthalten ift. — 

Dennoch ift es wichtig, daß das Gefek diefed Moment als eines 
der wefentlihen Attribute des ftrafbaren Verſuches ausdrücklich 
feftgefeßt hat, um ſchon hierdurch anzuzeigen, daß ihm ein Verſuch von 
6108 fahrläffigen (culpofen) Handlungen unbekannt fei. Diefe Unan- 
wendbarkeit der Begriffebeftimmung eines Berfuches auf blos culpofe 
ftrafbare Handlungen im Ganzen, fo wie auch auf alle jene einzelnen 
BeftandthHeile einer firafbaren Handlung, welche nach deren gefeblichen 
Begriffsbeitimmung nur als culpofe Momente vorausgefeht werden, 
liegt übrigens auch ſchon in der Natur der Sahe. Dad Wefen der 
Bahrläffigfeit (Culpa) liegt ja gerade darin, dag aus Anlaß einer 
willfürlihen Handlung eines Menſchen ein Uebel entfianden ift, welches 
von dem Handelnden nicht gewollt wurde, obgleich es von ihm allerdings 
hätte vorhergejehen und vermieden werden Eönnen (vergleiche Seite 
52 und 138), daß alfo der That-Erfolg über den Willen hinaus— 
gegangen fei, oder mit anderen Worten, daß der That: Moment den 
Willendg- Moment überragt habe, alfo mehr (Uebel) gefhehen ift, als 
gewollt wurde, während das Weſen des Verſuches nad demjenigen, 
was ſchon der unbeftrittene Sprachgebrauch in diefen Ausdrud — im Ges 
genfaße der Vollendung einer Handlung — hineinlegt, auf dem gerade 
entgegengefegten Momente beruht, daß nemlid hier weniger ge 
ſchieht, als gewollt wurde, d. i. dasjenige gar nicht, oder nicht vollftändig 
verwirklichet wird, was der Handelnde angeftrebt hatte, dag alſo mit 
anderen Worten bei dem Berfuche der Willens-Moment den That-Moment 
überreihe. — Deß halb können vermögeihrerinneren, einans 
der gegenfeitig abftoßenden Wefenhaftigfeit Berfub und 
Eulpa fih nie miteinander in Eines vereinigen*). 


— nn — 


) Ale für die Begriffsmöglichkeit eines ſogenannten culpoſen Ver— 
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Die Beftimmung aber, unter welchen Borausfeßungen einem nur 
im’ Stadio des Verſuches eines Verbrechens ftehenden Thäter der 
(böfe) Borfaß, als auf das (vollendete) Verbrechen gerichtet zur Laſt 
gelegt werden fönne, ift aus dem $. 1 unferes Geſetzes, und den hierüber 
oben (Seite 136— 159) gegebenen Ausführungen zu entnehmen. 


Zu MH. 


Hier erklärt das Geſetz, daß der Verſuch eines Verbrechens nur 
dann ftrafbar fei, wenn der Böggefinnte: 


„eine zur wir klich en (alfo in Zeit und Raum geichehenden, und ald that, 
fählih ereignet fid umnferer äußeren finnfihen Wahrnehmung darfteflenden, objectiv 
vorhandenen und nicht blos mögliden oder vermuthlichen) Ausübung (d. i. thatſaͤch⸗ 


lichen Verwirtlichung oder Begehung) führende Calfo wenn auch nicht ſchon die vofle Ausirbung 
oder die ganze Handlung in fi einſchlleßende, fondern nur eine zu ihr führende, d. b. 
alfo ihr wenigſtens annäherude) Handlung (2. i. Unternehmung oder Unterlaffung, wofitive 
oder negative Thätigfeit, wie aus der Vergleihung mit $. 1 erheit) amternommen bat“ 
a 

ſd. 5. entweder diefe Handlung vollftändig ausgeführt, gänzlich in Wirklichfeit geſetzt, 
und als ſolche beendiget hat, wie das Geſetz jelbft die ſes Wort als gleichbedeutend mit Be 
achung oder wirflider Schung einer pofitiven Thätigkeit im Gegeniage von bloßer 
Unterlaffung in den $$. 1, 11 und 93 braucht; — oder dieſelbe wenigſtens angefangen, 
hierzu einfeitende Echritte thatfächlich gemacht, den Anfang diefer Handlung zur Bewerfitelligung 
eined gewiffen Zwedes geiegt hat, indem das Geſetz felbit am fehr vielen anderen Stellen den 
Ausdruck: „unternommen in diefer Tegteren Bedeutung in Anwendung bringt, 3. B. $$. 48, 
58, 60, 62, 123, 138, 141, 144, 155, 166, 167 litt. d und g, 169, 194 u. mu. a.). *) 


— 





— — 


ſuches, oder anderwärts für den „Verſuch einer culpoſen ſtrafbaren Handlung“ 
geltend gemachten Gründe und Beiſpiele können keine andere Weſenheit 
der Culpa und des Verſuches ſchaffen, und werden daher bei näherer Be— 
leuchtung immer an den oben dargelegten Erwägungen ſcheitern. Wenn das 
Geſetz z. B. in den 88. 356 und 357 die Unwiſſenheit oder Ungeſchicklichkeit 
eines Arztes oder Wundarzted nur dann für ftrafbar erklärt, wenn hieraus 
(aber mwohlgemerft nur ex Culpa!) eine ſchwere körperliche Befhädigung oder 
der Tod eined Menſchen erfolgt ift, fo fann ich doch von demjenigen Arzte 
oder Wundarzte, der gerade daran war, eine recht ungefchidte Ordination 
oder Operation vorzunehmen, welche ohne Zweifel eine der erwähnten üblen 
Folgen herbeigeführt haben würde, aber noch rechtzeitig, fei ed auch durch 
einen Anderen, davon abgemahnt wurde, nicht fügen: „er habe verſucht, 
eine dieſer üblen Folgen herbeizuführen“, — da ja voraudfeplich fein Wollen 
und Streben gar nie auf diefe Folgen abgezielt hatte. Man kann höchſtens 
fagen: „Es war nahe daran, daß diefe Folgen aus feinem Berfchulden eins 
getreten wären”, nie aber: „dab der Handelnde biefelben in ein bewuß- 
tes Handeln und feinen angeftrekten Zwed eingefhloffen, d. h. fie herbeis 
zuführen geſucht hätte!“ 

*) Wichtig für das PVerftändni der obigen Gefepeäftelle ift die Der 
gleihung mit dem Wortlaute derjenigen früheren Gefege, aus welchen ber 
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Wenn wir nun auch blos den Wortlaut diefer Gefekesftelle mit 
grammatitalifcher Schärfe fefthalten, jo kann es feinem Zweifel unter- 


dermalige Tert fih durh allmälige Fortbildung aus dem jeder neuen 
Sefeg » Redaction vorgelegenen unmittelbar: vorhergegangenen Gefege ent» 
widelt bat (vgl. Seite 27—30). — Das erfle allgemeine öfterreichifche 
Strafgefep, nemlich die Constitutio Criminalis Theresiana vom 31. December 
1768 fpricht fi im Urt. III, $. 15 wörtli in folgender Weife aus: „Da 
eine Webelthat durh Unternehmung des Berbotenen, und Unterlaffung des 
Gebotenen verübt wird, fo folget hieraus, daß bloße Gedanken und inner- 
liches böfed Vorhaben indgemein nicht unter die Berbrechen gehörig, folgfam 
keiner haldgerichtlihen Strafe unterliegen; ed wäre denn, daß der Bösge— 
finnte Durch einige Bemühung, Beftrebung und Berfuh der That 
fih zur wirfliden Ausübung des Berbrehend angefhidt, fomit das 
Borhaben burh äußerliche Kennzeihen veroffenbaret Hätte. 
Wie aber eine unterftandene, und nicht vollbradhte Miffethat zu beftrafen fei? 
wird in dem 13. Artikel vorkommen“. — Der 13. Artikel beftimmte fofort im 
8.1: „Daß bloße Gedanken, fo durch äußerlihe Wahrzeichen fi nicht 
zu Tage legen, feiner weltlihen Strafe unterliegen, ift oben Art. 3, 8. 15 
gemeldet worden. Die Berbrehen gefchehen alſo durch Außerlihe Handlungen ; 
jumalen aber diefe zuweilen zwar angemaffet, jedoch nidyt vollbracht werben, 
fo fommet bier auszumeſſen: welcergeftalten eine Thatanmaſſung und 
unausgeführte Unternehmung einer Mishandlung flraffällig feie.“ 
— Der $. 2, deffen Inhalt in der Nandgloffe mit: „definitio conatus“ bes 
zeichnet wird, fährt fort: „Die Bemüh-, Betreb-Anmaffung, oder Berfuch 
einer Miffethat ift, wenn Jemand durch äußerlihe Zeihen oder Werft 
ſich derfelben unterziehet, foldhe aber entweder dur eigene Reu, 
oder Obnvermögenheit, oder aus fremder Behinderung, oder durch Zufall nicht 
vollbradht worden”. — Der $. 3 endlich fagt: „Die Thatanmaffung ift ent 
weber erftlich: noch entfernt, und befteht nur in einer ernfiliden Wil— 
lensäußerung, oder einer vorbereitlihen Ankehrung, woraus 
die That ſelbſt unmittelbar noch nicht erfolgen kann; oder fie ift 
andertend: zur That ſchon näher gekommen, und allfchon zubereitet, daß 
nichts ald der wirkliche Bollzug abgehet; oder fie iſt drittend: ein wirk- 
licher Ihatvolljiehungsverfuh, wo von Seite des Thäterd alles, was 


zur Bemwerkitelligung der That in feiner Macht geftanden, angewendet 
worden“. — 


Das unmittelbar folgende, nemlich dad Joſephiniſche Strafgefek vom 
2. April 1787 beſtimmte im 8. 9 des erjten Theild: „Obfchon der Gedanke, 
und ein inneres Borhaben allein noch fein Kriminal-Berbrechen find; fo ift 
doch zum Verbrechen auch nicht nöthig, daß die Uebelthat wirklich ausgeführt 
werde. Schon der Verſuch der Uebelthat ift ein Kriminal-Berbreihen, fobald 
der Bösgeſinnte zur mwirflihen Ausübung derfelben fih angefhidet, und 
fein Borhaben durch äußerlihe Kennzeichen und eine Handlung 
offenbaret bat, die That aber in der Folge nur aus Unvermögen, aus 
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liegen, daß „unfer Gefeß zum ftrafbaren Berfuhe eines Ver— 
bredens von Seite der Handlung eine folde objective 
Befhaffenheit derfelben als unabweislihes Merkmal 
erfordere, welche mit dem beabfichtigten (wollbradhten) Ver— 
brechen bereits in einem objectiven urfählihen Zufam- 
menhange (in einem realen Gaufalnerus) geftanden war, oder 
mit anderen Worten, weldhe bereits ein wirflider An- 
fang ihrer Ausführung gewefen war, oder welde in der 
Bortfegung dedjenigen, was bereits begonnen worden 
war, wenigftend annäherungsmweife den objectiven, von 
der gefeglihen Begriffsbeſtimmung eines beftimmten 
Berbreheng zum vollftändigen Verbrechen geforderten 
Thatbeftand, oder die wirflide Vollbringung des Ber- 
brechens herbeigeführt haben würde". — 


Diep erhellt ſchon 
a) aus der von dem Gefehe mit fo gefuhten Nachdrucke getroffenen 
Wahl derjenigen Ausdrüde in der eben erklärten Gefegesftelle, welche 
auf den realen Zufammenhang zwifchen der Berfuchs-Handlung und 
dem vollbrachten Verbrechen hinweifen. Hätte ſich das Gefeß auch blos 
mit Dem Ausdrude begnügt: „es müſſe in der Verſuchs-Handlung eine 
zur Ausübung des vollbrahten Verbrechens führende Handlung wahr: 


dazwifchen tretendem fremden Hinderniffe, oder aus Zufall nicht vollbracht 
worden ifl.“ — Der $. 4 des zweiten Theild jened Geſetzes [über die fo- 
genannten politifchen (Polizeis) Verbrechen] ſetzte bei: „Der bloße Verſuch 
läßt keine Anfchuldigung eines politifhen Verbrechens zu, diefer Verſuch 
mag fih durh was immer für äußerlihe Kennzeihen und Ans 
ſchickung geoffenbart haben, ober aus was immer für Umftänden die 
That in der Folge unterblieben fein mag“. — 

Das weſtgaliziſche Strafgefekbuh vom 17. Juni 1796 in feinem 
$. 12 und dad Strafgefeb vom 3. September 1803 im $. 7 des I. Theils 
hatten bereitd jene wörtlihe Fuffung, welche in dem erften Abfape unferes 
dermaligen 8. 8 beibehalten if. — Das Geſetz vom Jahre 1803 enthielt 
nur noch in feinem zweiten Theile $. 6 eine befondere Vorſchrift ana: 
fogen Inhalts auch hinfichtlich der ſchweren Polizeisiebertretungen, in folgen- 
dem Wortlaute: „Auch der Berfuh einer ſchweren Polizei Lebertretung 
macht firafbar, wenn der Bollzug der Uebertretung nicht aus dem BWil- 
len des Handelnden, fondern blos durch Dazwiſchenkunft zufälliger 
Umftände umnterbfieben ift“. — Diefe Particular-Vorſchrift rückſichtlich des 
zweiten Theild des Strafgefeßed wurde in unferem dermaligen Gefege 
vermöge der allgemeineren Faſſung feines $. 239 völlig überflüffig. — 

Hye, Commentar. 20 
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zunehmen fein“, fo wäre im Grunde fhon der objective Zufammen- 
hang derfelben mit der „thatfählihen Verwirklichung“ des Ber- 
brechens angedeutet worden; allein e8 verftärkte diefen Ausdrud durch 
die Beigabe des potenzirenden Prädikates: „zur wirklichen Aus- 
übung“, womit es alfo ſprachrichtig und verftändiger Weife nichts Ande- 
res ausdrücken konnte und ausgedrücdt hat, als daß der erwähnte Zu- 
ſammenhang ein nicht etwa fingirter, ja nicht einmal ein blos voraus— 
gefester, vermeintlich vorhandener (putativer), möglicher, vermutheter, 
wahrfcheinlicher, fondern ein thatſächlich dageweſener, ein außer- 
lih nahmweisbarer, oder daß mit anderen Worten, die Verfuchs- 
Handlung objectiv geeignet geweſen fein müffe, um die von dem 
Geſetze ald Berbrechen erklärte Uebelthat in Zeit und Raum wenigſtens 
annäherumgsmweife gefchehen zu machen, oder ald wirkliche Thatjache 
in's Reben zu führen. 
Diefe Auffaffung unferes Gefebes findet ihre Beftätigung 

b) in dem $. 11 unferes Gefeßes. — Diefer ganze Paragraph wäre 
ja an und für fich höchſt überflüffig gewefen, wenn durch denfelben nur 
der ſich von felbjt verftehende Gemeinplaß: „daß man für bloße Ge— 
danken und innerlihes Vorhaben nicht (bürgerlich-) ftrafbar ſei“ 
ausgefprochen werden ſollte. Sem eigentliher Inhalt umd der 
Grund, aus weldhem ihm der Gefeßgeber den Gefegesftellen über den 
criminellen Berfuch gleichfam als Füllſtück angereiht hat, ruht auf jener 
Beftimmung defjelben, wornah das Geſetz zur Strafbarkeit einer (Ver— 
ſuchs-) Handlung als wefentlich erfordert: „daß eine Außere böfe 
Handlung, oder eine Unterlaffung einer gefeßlich gebotenen Vorſchrift 
gefeßt worden fein müſſe.“ — Dadurd hat alfo das Gefeß wiederholt 
und pofitin diejenige ſchon im $. 8 bezeichnete, objective Befchaffen- 
beit der VBerfuchs » Handlung angeordnet, daß fie ald Handlung und 
ala äußere Handlung, d.h. an und für ſich böfe*) fein; oder wie fi 


) Daß das Gpitbeton „böſe“ fih nah dem ganzen Zufammen- 
bange des $. 11 mit fich felbft und mit dem $. 8 nicht etwa das fubjec- 
tive Moment andeute, wornach es nemlich nur auszudrücken hätte: daß die 
Handlung von Geite ded Thäters eine böfe, d. h. eine von ihm fubjec- 
tiv bös gewollte, oder mit anderen Worten: „mit böfem Vorfage unter: 
nommene“ fein müffe, leuchtet wohl fohon daraus ein, daß ja dieſes Merk: 
mal — abgefehen davon, das es ohnehin bereits im $. 1 rüdfihtlih jeder 
verbrecherifchen Handlung vorgezeichnet ift, — gerade bei dem Verſuche 
von dem Geſetze auch noch insbeſondere vorgefihrieben wurde (vergleiche 
dad eben erft ad I Gefagte), und daher von dem Gefepgeber, wenn ihm 
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das Geſetz felbit ausdrückt, in foweit fie eine Unterlaffungs-Handlung ift, 
in der Unterlaffung einer gejeßlih gebotenen; — oder in foferne fie 
eine pofitive Thätigkeit ift, in der Setzung einer gefeglich verbotenen 
Thätigkeit beftehen müſſe. Es genügt alfo auch nah dieſer Vorſchrift 
nicht jede, wie immer geartete äußere Handlung, die nur überhaupt den 
böfen Vorſatz an den Tag legt, oder die nur vermeintlich in der 
fubjectiven Borausfeßung ded einen oder anderen Menfchen eine 
Uebelthat ift, ſondern es ift hierzu eine folche äußere Handlung oder 
Unterlaffung nöthig, an welcher man bereits in ſich ſelbſt Etwas 
objectivegefeg widriges zu erkennen vermag. — 


Die nemliche Anſchauung ergibt fich ferner 

c) auch daraus, daß das Gefek ſchon im Eingange diefes $. da, wo 
ed vom Berfuh als Gegenfak vom vollbrachten Verbrechen fpricht, in 
den Worten: „Schon der Verſuch einer Webelthat ift das Verbrechen“ 
zu erkennen gibt, daß es nicht den Verſuch einer jeden wie immer gearte— 
ten, fondern nur einer folhen That ald criminellen Verſuch feft- 
ftellen will, in der ſchon an und für fich das Wefen einer „Uebelthat”, 
d. h. einer von dem Gefeße objectiv als gefeßwidrig oder ala 
Verbrechen erflärten That außerlich erfcheint (wgl. die worftehend auf 
Seite 297 zu B enthaltene Ausführung). 


Diefe Anficht findet überdieß 

d) eine Beftätigung auch darin, daß das Gefeß in den Worten: „der 
Verſuch einer Uebelthat ift das Verbrechen“, wie wir ung aus der oben 
(Seite 297) enthaltenen Ausführung überzeugten, ausgefprochen habe, 
daß das verfuchte Verbrechen in der Anſchauung unferes Gefekes 
das nemliche fei, wie das vollbrachte, und daß daher der Verſuch 
eined Verbrechens den nemlichen objectiven Thatbeftand, wie 
das vollbrachte Verbrechen habe, und wohl haben muß, wenn irgend eine 


nicht geradezu eine unlogifche Nedeweife anfgebürdet werden will, in ber 
damit unmittelbar zufammenhängenden Gefegesftelle fehon einmal nicht als 
tantologe Wiederholung des fo eben Geſagten gebraucht worden fein wollte, 
um fo weniger, da diefe Bedeutung bier doch nur figürlih dem Ge: 
fege unterfchoben würde, denn die böfe Gefinnung ded Handelnden 
macht ja die Handlung felbft noch nicht zu einer böfen, und doc jpricht 
das Gefep im $. 11 nur von einer böfen Handlung, und hat, um fon 
durch die Äußere Stellung diefed Wörthend: „böſe“ anzudeuten, daß es 
damit nur den objectiven Charakter der Handlung, und nicht die fub- 
jective Willendbefhaffenheit ded Handelnden bezeichnen wollte, daſſelbe ſehr 
bezeichnend zwifchen die Worte: „äußere“ und „Ganblung“ hineingejekt. — 
20* 


[Strafgef. 1. &hl. 1. Hauptft. $. 8 — 308 — [Yon Verbredyen überhaupt.) 


Identität zwifchen vollbrachtem und verſuchtem Verbrechen behauptet 
werden will. Diefe Gleichheit des objectiven Thatbeftandes ift aber nur 
dann vorhanden, wenn fi in dem Verſuche eines Verbrechens wenig: 
ftens der Anfang der wirklichen Ausführung des vollbrachten Ber: 
brechend , oder mit anderen Worten — doch irgend ein objecti- 
ver und integrirender Beftandtheil des wahrnehmbaren 
Thatbeftandes des letzteren erfennen läßt. 

Einen noch überzeugenderen Beweis dafür, daß die von mir (jedoch 
wohl zu beachten nur de lege lata austriaca) hier verfochtene Anfiht 
wirklich diejenige Sakung war, welche unfer dermaliges Gefek durch 
feine 8$. 8 und 11 feftftellen wollte, liefert 

e) die rehtshiftorifhe Entwidlung des Wortlautes unferes 
dermaligen, fo wie aud ſchon des Wortlautes des Gefeßes vom 3. 
September 1803 aus der früheren öfterreichifchen Strafgefeßgebung. — 
Aus einer auch nur oberflählihen Bergleihung der oben (in der 
Anmerkung auf Seite 303 und 304) angeführten analogen Stellen. des 
therefianifchen Strafgefeßed mit dem ihm nachgefolgten Joſephi— 
nifchen wird man fich leicht überzeugen, daß in jenem noch jede, wie 
immer geartete äußerlihe Manifeftation eines verbre- 
herifhen Willens, beftehe fie auch in einem an und für ſich (objectiv) 
noch jo unpaffenden Mittel, in einer noch fo entfernten Borbereitungs- 
handlung, in einem noch fo geringfügigen äußerlihen Zeichen, oder ſogar 
nur im einer (ernftlihen) Willensäußerung , bereits als ftrafbarer 
Verſuch erklärt wurde; — während das Jofephinifche Gefek diefe 
Strenge bereits dahin mäßigte: „daß fih der Thäter, um feinen Verfuch 
als ftrafbar erklären zu fönnen, wenigſtens ſchon zur wir klich en Ausübung 
der That angefhicdt haben, und (dadurd) fein Vorhaben durch 
außerlihe Kennzeihen und eine Handlung offenbart haben müffe.“ 
Es fordert alfo wenigftens fhon, da das „Sich anſchicken“, d.h. 
das Sich-Vorbereiten in einem realen Gaufalnerus mit dem wirk— 
Tihen Verbrechen geftanden fei, begnügte fih aber einerfeits mit dem 
blogen „Sich anfhiden", und legte and'rerfeits das Hauptgewicht 
doch wieder in die „Offenbarung des verbreherifchen Willens durch 
äußerliche (fonft nicht näher charakterifirte, daher wie immer geartete) 
Kennzeihen und durch eine (alfo ebenfalls nicht näher bezeichnete, daher 
objectiv wie immer befhaffene) Handlung”. — Die fpätere 
Geſetzgebung aber — und zwar, wie wir oben gefehen haben, bereits das 
weitgalizifche, und wörtlich gleichlautend das Strafgefek vom 3. September 
1803, fo wie au unfer dermaliges Geſetz — hat einerfeits nicht nur ftatt 
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des Wortes: „fich zur wirklichen Ausübung anſchicken“ denvielengeren 
Ausdrud: „eine zur wirklichen Ausübung führende Handlung 
unternommen haben” gewählt, und amd’rerfeits von der bloßen 
Dffenbarung des böfen Willens gänzlich gefehwiegen ; fondern auch 
ftatt Diefer, im $. 11 „eine äußere böfe Handlung“ ale Condilio sine 
qua non zum ftrafbaren Verfuche gefordert. — Was für ein anderer 
Sinn und was für eine andere Willens-Abſicht könnte nun wohl 
vernünftiger Weife diefer fortfhreitenden Umänderung an 
dem gefeklihen Wortlaute unterftellt werden, als daß die Gefeßgebung 
in dem dermaligen Gefebe alle jene Stellen der früheren Gefeße ab- 
fihtlih weglaffen wollte, aus denen man zu folgern vermöchte, daß 
auch ſchon bloße Borbereitungshandlungen (das bloße „Sich anſchicken“) 
zu einem Berbredhen, oder daß jede wie immer geartete äußere Handlung, 
wodurch ein verbrecherifcher Wille offenbart würde, bereits als ein crimi- 
neller Verſuch angefehen werden follen? — Liegt alfo hierin nicht eine 
auffallende Betätigung der verfochtenen Anfiht, dag von unferem 
heutigen Geſetze nur ein wirklicher Anfang der thatfächlichen Ausfüh— 
rung des objectiven Verbrechens als ftrafbarer Verſuch deffelben ftatuirt 
werden wollte? — 
Endli können 
N) als Bekräftigung diefer Auffaffung unferes poſitiven Geſetzes 
(der lex lata) aud alle jene Tegislativen Betrachtungen angefehen 
werden, welche oben (Seite 289 — 291) für die mildere Alternative 
der Straf-Regislation in Beziehung auf die Hauptfrage des ftrafbaren 
Verſuches zunächſt blos de lege ferenda geltend gemacht wurden, 
nicht nur deßhalb, weil fie den eben dargelegten Sinn unferes pofitiven 
Gefepes überhaupt mit fehr plaufiblen und praktifchen Gründen kräf— 
tigen und unterftügen, fondern auch nod aus dem fpeciell-biftori- 
fhen Grunde, weil zu der Zeit, als die in Frage ftehenden Geſetzes— 
Stellen unferes pofitiven Gefepes urſprünglich entftanden find, nem- 
lich zu Ende des vorigen und am Anfang des laufenden Jahrhunderts, 
diefe mildere Anficht über den Gegenftand der Frage in der Wiffenfhaft, 
der Legislatione- und Judicatur-Prarid, wenn auch nicht allgemein und 
unbeftritten, doch vorh errſchen gangbar war, und eben darum fonder 
Zweifel auch auf die im Werke geftandene öſterreichiſche Eodification 
maßgebenden Einfluß gewirkt hatte. — 
Aus der eben erläuterten Beftimmung II.unferes Geſetzes ergibt 
fi nun die Löſung der ſchon früher angebeufeten cafuiftifhen Fragen, 
welche feit mehr denn einem halben Jahrhundert den Gegenftand der 
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beftigften Gontroverjen in der Wiffenfchaft, gleihwie in der Rechtſpre— 
hung der Gerichtshöfe und bei der Godiflcation bilden, ald unmittelbare 
Folgerung wohl ſchon von ſelbſt. — 


Nach Maßgabe der dermaligen pofitiven Beflimmungen 
des öfterreichifchen Strafgefepes fcheinen daher die erwähnten 
ftreitigen Fälle in folgender Weife entfchieden werden zu 
müflen : 


1. 


„Bloße Borbereitungsd- Handlungen zu einem Ber: 
brechen (vergleiche oben Seite 288) find noch nicht als ftraf- 
barer Verſuch diefes Verbrechens anzufehen”. 

Derjenige z. B., von dem etwa durch fein eigenes Bekenntniß, 
unterftügt durch mancherlei äußere daffelbe beftätigende Thatumftände 
bewieſen wird, daß er fih Mordwerkzeuge, Waffen, Gift u. dgl. zur Aus: 
führung eines Mordes ($. 134), oder Schwefel, Pechkränze, Lunten, 
Brander u. dgl. zur Vollziehung einer Brandftiftung ($. 166), oder 
Dietrihe, Nahfhlüffel, LZeitern und Brechwerkzeuge zur Begehung eines 
Diebftahle ($. 171), oder Stempel, Matrizen, Prägeftöcde, Waſſerdruck— 
mafchinen u. f. f. zum Behufe der Nachmachung von öffentlihen Eredits- 
papieren oder einer Münzverfälſchung ($$. 106 und 118) eingefhafit, 
und all’ diefe Dinge da zu feinem Zwede bereits gehörig zugerichtet habe, 
ift nach unferem Gefege noch nicht des ftrafbaren Verſuches des beab- 
fihtigten Verbrechens ſchuldig, weil in all diefen Fällen noch Feine „zur 
wirklichen Ausübung des beabfihtigten Verbrechens führende Handlung 
unternommen worden iſt“, oder weil noch Feine ſohch e äußere Handlung 
vorliegt, welche ſchon an fich einen objectiven Beitandtheil der ver- 
brecheriſchen Uebelthat darböte, oder mit der von dem Gefeke zu dem 
in Frage ftehenden Verbrechen in irgend einem wirklichen Caufalnerus 
ftünde. — Dabei wird nicht in Abrede geftellt, dag derlei Vorbereitungs— 
Handlungen vielleiht in anderer Beziehung ftrafbar erfcheinen, 3. B. 
die Beifhaffung von Waffen nah Maßgabe der etwa inebefondere be- 
ftehenden Waffenverbote *), die Erlangungsweife der Nahfhlüffel zum 
Diebftahle ale Mitfchuld an der Uebertretung des $. 469, das Halten 
eines (urfprünglich zum Zwede einer fünftigen Nahmahung von öffent- 
lihen Greditspapieren oder Münzen eingefchafften) Preßwerkes nad 
8. 326 u. f. f.; allein Bier handelt e8 fih nur darum, daß derlei 


*) Dgl. oben die Anmerkung *) auf Seite 291. 
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Handlungen in jener Ziel-Richtung, in welcher fie zun äch ſt begangen 
wurden, nemlich als Vorbereitungen für ein gewiffes Verbrechen, fo Tange 
noch nicht ala der Berfuh diefes Verbrechens ftrafbar find, bis der 
Thäter zu einer folden weiteren Handlung fehreitet, welche wenigſtens 
fhon den Anfang der wirkliden Verwendung der herbeige- 
ſchafften Werkzeuge oder Mittel bildet, und eben deßhalb nach dem allge: 
meinen Sprachgebrauche ſchon ald der Anfang der verbrecherifchen 
Handlung mit dem Namen eben diefes Verbrechens benannt wird. 
Dieß genau zu beftimmen, und hiernach feſtzuſetzen, duch welches 
Stadium der Handlung diefelbe von einer bloßen Vorbereitung (d. i. von 
dem entfernteften Verfuche, wie fie die älteren Eriminaliften nannten) 
in den eigentlichen Anfang des Verbrechens (Inchoatio, oder ehemals 
f. g. entfernter Verſuch) übergehe, mag in einzelnen Fällen (in con- 
creto) allerdings fhmierig fein, fo z. B. ob das bewaffnete Auflauern in 
mörbderifcher oder räuberifcher Abficht bereits ala Anfang des Mord- oder 
Raub-Unternehmend, oder ob die Verheimlihung der Geburt, in der 
Abſicht, um hierbei dag neugeborne Kind zu tödten, bereits als entfernter 
Berfuch des Kindesmords angefehen werden könne. — Allein mit Be- 
achtung der befonderen Umftände jedes einzelnen alles wird ſich dieß 
nad) der eben angedeuteten Richtſchnur dennoch, felbft in einer dem allge- 
meinen Rechtsbewußtſein des Volkes entfprechenden Weife ermitteln Laffen. 
So behauptet man z. B. felbft im gewöhnlichen focialen Leben von dem- 
jenigen, der bereits das zur Tödtung gewählte Gift in die für fein er- 
kornes Opfer beftimmte Suppe gefihüttet oder gemifcht bat, daß er auf 
dem Verſuche eines Mordes, von demjcnigen, der zum Behufe eines 
Diebftahle bereits die Leiter angelehnt, den Nahfchlüffel in's fremde 
Schloß hineingeftedt, daß er auf dem PVerfuche eines Diebftahle, 
und felbft von demjenigen, der mit Brandwerkzeugen verfehen in der 
Nähe des zur Brandftiftung auserfehenen Haufes herumlauert, daß er 
auf dem Verfuche der Brandlegung ergriffen wurde, während es doch 
Niemandem beifällt, diefe Perſonen auch nur im gemeinen Leben ald auf 
dem Verſuche diefer Verbrechen ertappt zu bezeichnen, fo lange fie 
diefe Werkzeuge nur bei fih zu Haufe halten, wenn auch erweislich zu 
dem angedenteten verbrecherifchen gryee angeſchafft haben. 


2. 


„Sn gleicher Weiſe iſt auch 1 kein ſtrafbarer Ver— 
ſuch des Verbrechens vorhanden, wenn der von der ge— 


‘ 
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ſetzlichen Begriffsbeſtimmung zu einem gewiſſen Ver— 
brechen als weſentlich erforderte Gegenſtand (das Rechts— 
Object) fehlt, ſei es nun, daß derſelbe entweder 
a. überhaupt gar nicht eriftirte, oder 
b, nur an dem vorausgefekten Orte nit vorhanden 
war; oder daß auch nur 
ec. die Handlung niht an der von dem Geſetze zu einem 
beftimmten Verbrechen weſentlich vorgejhriebenen 
identifhen Berfon oder Sache vorgenommen wurde.“ 
Als Beifpiele der legten Art (ad e.) können alle oben (Seite 
185 und 186 unter (litt. aa) angeführten Falle hinfihtlih des Irr— 
tbumes im Gegenftande gelten, in foferne fie in gerade ent: 
gegengefegter Richtung vorausgefeßt werden, in foferne nämlich 
der Thäter die Abficht wirklich auf die dort bezeichnete Perfon oder Sache 
gerichtet hatte, diefe aber objectiv nicht vorhanden war. So wird 
— um eines jener Beifpiele in fol’ entgegengefeßter Richtung zu 
beleuchten — z. B. derjenige, der mit einer Frauensperfon Unzucht 
treibt, welche er für feine eigene Tochter hält, die ed aber in Wahrheit 
nicht, fondern eine fremde, ihm gar nicht verwandte Berfon ift, nicht das 
Berbrehen der Blutfchande ($.131), und wohl aud nicht im Stadio des 
Berfuhes begangen haben. — So wird aber auch der A, welcher dem 
fi für einen obrigkeitlihen Beamten ausgebenden, und einen öffentlichen 
Auftrag zur Bollziehung eines gemwiffen Aktes vorſchützenden B mit gemalt: 
famer Handanlegung Widerftand leiftet, um diefen Akt zu vereiteln, dann, 
wenn der B in Wirklichkeit fein öffentlicher Beamter und fein angeblicher 
Auftrag eine Lüge ift, aber von dem A für wahr gehalten wurde, keines: 
wege auch nur des (ftrafbaren) Verſuches des im 8. 81 bezeichneten 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit ſchuldig; — eben fo wird 
derjenige, welcher ein längſt außer Curs gefegtes öffentliches Ereditspapier, 
von dem er aber glaubt, daß es noch ald Münze gelte; — oder eine nicht mehr 
‚ Imlimlauf gangbare, von ihm aber noch als curfirend gemeinte Münze nach— 
macht, nicht wegen (criminellen) Berfucpes der in den 88. 106 und 118 
bezeichneten Verbrechen der Ereditöpapier- oder Münzverfälfchung verfolgt 
werden können; — wer ferner auf einen in einem Bette liegenden 
Körper mit tödtender Waffe eindrin®t, in der Abficht, feinen nach feiner 
Meinung darin fhlafenden Feind zu tödten, ift nicht einmal des Ver— 
fuches des Mordes ($. 134) fhuldig, wenn der Angegriffene damals be- 
reits (etwa aus zufälligenAnlaſſe, 3. B. durch Schlagfluß) todt war, 
oder von diefem Mordplane unterrichtet, einen ausgeftopften Körper ftatt 


i . 
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feiner in das Bett geſteckt hatte *). — In gleicher Weife ift jene Mutter, 
die ihr neu, und in Wirklichkeit todtgebornes, won ihr aber für lebend gehals 


*) Bol. auch den Seite 152 und 153 erörterten Fall, — 


Die neuerlih von Frühwald (a. a. O. Seite 40, Abfak IV) bevor- 
wortete Unterſcheidung, wornach in den, dem obigen Falle eines Mord: 
Verſuches analogen Fällen, wohl dann, menn das Object gar nicht vorhan— 
den, Fein flrafbarer Verfuch angenommen werden fünne, allerdings aber in 
jenem Falle, wenn er nur zufällig nicht an dem Drte vorhanden war, wo 
es der Ihäter vermuthete, — verdankt bekanntlich in DOefterreich ihr Dafein 
unferem geiflvollen Jenull. — Mlein es ift wenigftend in Oeſterreich notor 
rifh, daß ber tiefdenkende Schöpfer diefer feinen Diftinction diefelbe ſowohl 
in feinen ſpäteren öffentlihen Lehrvorträgen an ber Graßer-, wie an der 
MWiener-Univerfität laut und oftmald als völlig unhaltbar, und dem 
Wortlaute fo wie dem Geiſte unferes Geſetzes geradezu widerſprechend er- 
flärt, und eben defhalb förmlich widerrufen habe. — BDenfelben Widerruf 
erklärte er oftmals Hinfichtlich feiner ganzen, in der zweiten (im Jahre 
1820 erfchienenen !) Auflage des I. Bandes feines geiftreihen Gommentare 
über unfer Strafgefep vom 3. September 1803 niedergelegten Anfiht „über 
den Verſuch der Berbrehen nah öfterreihifhem Geſetze“, und be. 
dauerte häufig gerade auch wegen dieſes Theiles feines Werkes, daß es 
ibm vermöge feiner Berufsgefhäfte und feiner Kränklichkeit nicht gegönnt 
war, aus Anlaß ded im Jahre 1837 erfolgten unveränderten Wieder: 
abdrudes feines obigen Werkes, eine Umarbeitung defjelben vorzunehmen. 
— Der verdienitvolle Mann, der mit der Ueberlegenheit einer großen Intelligenz 
aud eben fo große Beicheidenheit vereinigte, erklärte in feinen Lehrvorträgen, 
im Umgange mit Anderen, und in feinen vielen Arbeiten für die waterläns 
difche Gefehgebungd-Gommiffion mehrfah, daß er die von ihm in dem ge» 
drucdten Werke niedergelegten Anfichten „über Verſuch“, wenigſtens aus dem 
Standpunfte des öfterreihifch-pofitiven Strafgefebes für grundfäp- 
lid vergriffen und irrig erfennen müſſe. — Dieß gilt namentlich 
auch hinfichtlich feiner früheren Anfichten über den Verſuch mit qualitativ: 
untauglihen Mitteln, wovon noch inäbefondere weiter unten (Zahl 5) 
gehandelt wird. — Im Wefentlihen bekannte er ſich fpäter aus dem 
Standpunkte des öfterreihifchen Gefebes zu den nemlichen Anfichten, 
welhe bier (von mir) verfochten werden, und welche meines Wiſſens fo 
ziemlih auch die vorherrfhenden in der Prarid der Höheren öfterreidhi« 
ſchen Strafgerihte und — nah Zeugniß mehrfacher Präjudicate — auch des 
oberften Gerichts» und Gaffationchofes find. — Eben diefe Anfihten wur 
den, wenn gleich theilweife nicht mit ven Bon mir geltend gemachten Gründen, 
und regelmäßig nur im Hinblide anf einzelne Fälle oder Gorollarien, ſchon 
vor mehreren Jahrzehenden von unferen angefehenften Praktikern, einem Pra- 
tobevera, Kitka, Wafer,, ebenfo von Tu und Wildner, ver 
theidiget. — 

Diefe Mittheilung möge insbefondere den auswärtigen Säriftgel. 


4 
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tenes Kind, in der Abficht, um es zu tödten, in den Abort wirft, oder es bei der 
Entbindung in gleicher Abficht dahin fallen läßt (ein Fall, der leider fo haufig 
vorkommt!), nicht des Verbrechens des verfuchten Kindesmordes ($. 139) ; 
— eine Frauensperfon, die fih für ſchwanger hält, und Abortivmittel 
einnimmt, um ihre (vermeintliche) Leibesfrucht abzutreiben, wenn ſich zeigt, 
daß fie in Wirklichkeit nicht fhwanger war, nicht des ftrafbaren Verſuches 
der Abtreibung der Leibesfrucht ($. 144); — ein Menſch, der aus dem 
Rachlaffe eines Verftorbenen heimlich eine bewegliche Sache wegnimmt, 
in der Abficht, fich diefelbe zuzueignen, dann keines ftrafbaren Berfuches 
eines Diebftahls ($. 171) fhuldig, wenn ſich hinterdrein zeigt, dag 
diefe Sache dem Entwender von dein Berftorbenen ald Legat zugedadht, 
für ihn alfo zur Zeit der Entwendung feine fremde Sache mehr war "*); 


fern zur Beherzigung dienen, welche nicht felten glauben, daß Jenull's be- 
deutende Autorität auch in dieſem Punkte bei und noch maßgebend wirfe, 
oder welche wenigftens Jenull's Anfichten in dieſer Beziehung als ihm ſelbſt 
fortan verblieben vorausſetzen. — 


Was den fpeciellen Fall betrifft, der zu dieſer Digreffion Anlaß 
gab, fo liegt wohl die Unrichtigkeit der urfpränglih von Jenull angeregten 
Unterfheidung auf offener Hand. Wenn in dem Einen Falle, wo auf 
einen im Bette liegenden Leichnam, den aber der Thäter für einen lebenden 
Menſchen hielt, gefhoffen wurde, darum Fein flrafbarer Verſuch fein fol: 
„weil bier eine Rechtsverletzung nicht möglich iſt“, fo ift wahrlich 
nicht abzufehen, warum dennoch in dem anderen Falle, wo flatt des anderswo 
lebend befindlihen Menſchen eine ausgeſtopfte Figur im Bette war, ein Mord: 
Verſuch behauptet wird, da bod wahrhaftig am diefer auögeftopften Figur 
ebenfo wenig, ald an einem menschlichen Leichnam „die Rechtöverlegung der 
Tödtung“ (!) möglich ifl. — 

**) Der für die obige Bezichung beim Diebftahle in den Geſetzgebungs— 
Kammern deutfcher Staaten fo oft fhon geltend gemachte Fall, wenn ſich Jemand 
in biebifcher Abfiht in ein Poſt-Bureau einfchleicht, und dafelbft im Dunkel der 
Naht das am ſchwerſten wiegende Geldpaket wegnimmt, von dem er aber hinter: 
d’rein fieht, daß es an ihm felbft addreffirt fei, und daher ıhm gehöre; oder 
wenn er unter gleichen Umftänden fi in einem Uhrmachergewölbe einfperren 
läßt, und nächtliher Weile eine Uhr wegnimmt, d. h. eine fremde Uhr zu 
ftehlen glaubt, während dieß zufällig feine eigene war, die er früher zur Re— 
paratur borthin gegeben hatte: — ſcheint mir nicht völlig zu den Voraus: 
feßungen der Frage zu paſſen, daks in diefen beiden Fällen wohl allerdings 
richtig ift, daß der Thäter nicht wegen Verſuch des Diebftahld an dem be» 
zeichneten einzelnen m gehörigen) Pakete und an feiner Uhr ſchuldig 
fei, allerdings rare ME aber in feiner Handlung im Allgemeinen, 
nemlid in dem Eindringen oder Sich einfchleihen in fremde Behaufung, 

egpeislih in der Abfiht, um da zu flehlen, ſchon eine zur wirklichen 


* 
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und chen fo wird endlich derjenige, der zu einer Zeit, wo er die ihm im 
vermeintlich =» gültiger Ehe angetraute Gattin für noch lebend hält, eine 
zweite Ehe eingeht, nicht des criminellen Berfuches des Verbrechens der 
zweifachen Ehe ($. 206) ſchuldig fein, wenn ſich ergibt, daß feine frühere 
Gattin damals ſchon verftorben *), oder daß die erfte Ehe ungültig, daß 


urn 





Ausführung eines Diebftahld liegende Handlung, d. 5. ein ftrafbarer Verſuch 
eines Diebftahld überhaupt zu liegen. — 

*) Aus dem angegebenen Grunde halte ih Frühwald's Entfheidung 
(a. a. D., 2. Heft, Seite 161) die dahin lautet: „Ein Verſuch des Ber 
brechens der zweifachen Ehe ift allerdings möglih, und namentlich dann vor- 
handen, wenn zur Zeit des Abfchluffes der zweiten Ehe die erfte — jedoch 
ohne Wiffen der Betheiligten — bereits aufgelöft war“ — für geradezu 
irrig. — Freilih ſchien das vielerörterte Hofdecret vom 11. Juli 1817, 
Nr. 1345 der J. G. ©., wenn ed sub lit. e mörtlih fagte: „wenn ein 
bloßer Verſuch des Verbrechens der zweifahen Ehe vorläge, indem der 
erfte Gatte ohne Wiffen des Befhuldigten vor Schließung der zweiten Ehe 
fhon verflorben wäre" — — den obigen Fall ald „Verſuch“ dieſes Ber- 
brechens zu erflären. Allein abgefehen davon, daß ed fhon an fih höchſt 
zweifelhaft ift, ob es denn wirklich die Willens-Abjiht des Geſetzgebers war, 
durch dieſes Hofdecret, welches doch nur eine Competenz-Vorſchrift war, 
fo im Borbeigehen eine fo wichtige Stelle des materiellen Strafgefepes, 
wenn au nur hinfichtlich eines einzelnen Falles in einem fo wefentlihen 
Punfte abzuändern; — abgefehben ferner davon, daß doch feit mehr denn brei 
Jahrzehenden von Doctrin und Praris, und daß inäbefondere fehon von 
fo vielen anderen Schriftftellen, Kitka, Tomaſchek, Herbft der obigen 
Novelle andere, umd wenn gleich unter fih noch fo verfhichenartige, 
doch wenigftens allefammt darin übereinflimmende Deutungen unters 
legt worben find, daß man biefelbe nach Möglichkeit mit der allgemeinen 
Beflimmung des früheren $. 7 in Einklang zu bringen, und fie höchſtens 
als eine vereinzelte Ausnahme von demfelben darzuflellen bemüht war, 
welche aber eben deßhalb, weil fie feine Ausnahme ift, nicht per analogiam 
auch noch aufandere Fälle der (vor Eingehung der zweiten Ehe wider Wiffen des 
ſich Wiederverehelichenden) erfolgten Auflöfung der erften Ehe ausgedehnt wer- 
den dürfe: fo würde diefe Anordnung doch jedenfalld nur ald pofitive Ber 
fügung der früheren Gefepgebung gelten können. — Dadurd aber, daß unfer 
dermaliged Gefeg diefe AUsnahms-Beſtimmung, welche meined Wiſſens 
von jeher nicht blos ber Doctrin, fondern auch der Praris in Defterreich als 
ein Mißklang mit dem Geifte auch wi Strafgefeped erfchienen, 
und ein Dorn im Auge war, nicht —————— während es ja doch 
ſonſt regelmäßig alle durch Novellen, wenn auch nur gelegenheitlich 
gemachten Zufäge zum früheren Gefege ſehr ‚un an den zufommenden 








Orten eingereibt hat, ift vi er Theil der g en Novelle durch den Ar 
titel I des K. M. P. unfered dermaligen Gefepes wohl zweifellos außer 
Geltung gefest worden, — ü 
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er alfo damals (im geſetzlichen Sinne des Wortes) nicht verehelicht 
war u. ſ. f. u. ſ. f. 

Die negative Entfheidung aller vorftehenden Fälle rückſichtlich 
des criminellen Berfuches ergibt ſich einfach aus der oft wiederholten Er- 
wägung, daß bier überall „eine zur wirklichen Ausübung führende 
Handlung“ — fehlt. — Die angeführten Handlungen an einem todten 
Menschen oder todtgebornen Kinde können in alle Ewigkeit fort nicht 
zur Tödtung eines Menſchen; — ein Abortivmittel bei einer nicht 
Schwangeren Berfon nie zur Abtreibung einer Leibesfrucht; — die Ent: 
ziehung einer mir ſelbſt gehörigen Sahe nie zur Entwendung einer 
fremden Sache; das anfheinende Wieder: Heirathen einer in Wirk- 
lichkeit nicht verheiratheten Perſon nicht zur zweifachen Ehe derſelben 


führen u. ſ. f. u. ſ. f. 
3. 


„Außer den eben erwähnten Fällen aber ſinkt da— 
durch, daß der Thäter die beabſichtigte verbrecheriſche 
Handlung an einem anderen Rechts-Objecte (Perſon 
oder Sache) vornahm, als er vorausſetzte (error in objecto), 
noch keineswgs zum bloßen Verſuche diefes Verbrechens 
berab, und hört deßhalb alleinnihtauf, das voraudge- 
feste vollbrachte Verbrechen zu fein.“ — 


Wenn der A damit umgeht, den B, weil er ihm in Erreichung ge: 
wifer Zwede, in Erlangung einer Erbſchaft, eines Amtes u. dgl. im 
Wege fteht, um's Leben zu bringen, oder des B (feines Feindes) Haus 
aus Nahe auzuzünden, und es zeigt ihm Jemand den C ale den B, oder 
das Haus eines Dritten als das Haus des B, und A vollzieht num fein 
verruchtes Unternehmen an dem C, den er irriger Weife für den B hält, 
oder an dem ihm gezeigten Haufe, fo ift er in dem einen Kalle dennoch des 


vollbradten Berbrehend des Mordes, und in dem andern Falle 


des vollbrahten Verbrechens der Brandlegung fhuldig, obgleich 
er fih in dem Objecte feiner Frevelthaten irrte. Allein in diefen 
Fällen, welde die Doctrin — i egenfabe der unter N, 4 folgenden 
Aberratio — mit Error bezeid) ), wird der an fih nicht gemollte 
Gegenftand im Augenblide des Handelns zu dem wirflich gemollten, 
anf welchen die u % Hakdlung y Thäters vermöge der 


009 Vergleiche oben die Anmerkung auf Seite 186. 
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Täuſchung, in der er befangen ift, wirklich zufammenfallen. Der 
A will im obigen Falle das vor ihm ftehende Individuum ©, weldes 
er freilich, und weil er es eben für den B hält, tödten, und tödtet es 
wirklich; — ebenfo will er das ihm individuell bezeichnete Haus in 
Brand ſtecken, und zümdet es an. Er vollbringt alfo die Handlung 
des Mordes und der Brandlegung an jenem individuellen Objecte 
(Perfon oder Sache), das er in diefem Augenblicke wirklih umbringen 
oder anzünden will, es ift daher nicht blos eine „zur Ausübung füh- 
rende,” fondern vielmehr eine die gänzliche Bollbringung des 
Berbrechens in fih ſchließen de Handlung, d. h. nicht blos das ver- 
fuchte, fondern das wollbrachte Verbrechen vorhanden. — 


4. 


„Wenn jedoch der Thäter nur durch ein unmwillfür 
lihes Abweihen feiner verbreherifhen Handlung von 
ihrem eigentlihen Ziele den beabfidhtigten Gegenftand 
(die Berfon oder Sache) verfehlt (Aberratio actus quoad ob- 
jectum), fo ift, mit einziger Ausnahme des Mordes, das 
beabfihtigte Verbrechen niht mehr als vollbradt, fon- 
dern nur als verfuht anzufehen.“ 


Bei dem Verbrechen des Mordes hat unfer dermaliges Geſetz 
($. 134) den vorftehenden Fall der f. g. Aberratio (gewöhnlih „Ver: 
wehslung” genannt, aber vielleicht noch bezeichnender „Berfeh- 
lung“ zu nennen) ausdrücklich normirt, umd zwar, wie bereits in 
der Anmerkung auf Seite 186 angedeutet wurde, in einer pofitiv fehr 
abfchneidenden Weife normirt, und dadurd dem bieherigen Geſetze 
($. 117), wornach diefer Fall ebenfalls nad der obigen Regel zu ent: 
fheiden gewefen wäre, eine merkwürdige Neuerung zugefügt. Wenn 
ich hiernach z. B. die Abficht habe, den A zu tödten, umd ich ziele und 
ſchieße nach ihm, verfehle ihn aber, umd treffe und tödte durch meinen 
Schuß ohne, ja wider meinen Willen, den neben ihm geftandenen B, 
fo bin ich nad) dem nunmehrigen Wortlaute unferes Geſetzes ($. 134) 
allerdings des vollbrahten Verbrechens des Mordes an B fchuldig, 
weil das Verbrechen des Mordes nad dem eben bezogenen $. 134 auch 
dann vorhanden ift: „wenn aus der mit der Abjicht, einen Menfchen 
zu tödten, unternommenen Handlung aud nicht gerade deffen, fondern 
auch nur eines anderen Menfhen Tod erfolgte.“ — Allein eben 
deshalb, weil das Geſetz bei dem einzelnen Verbrechen des Mordes eine 
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befondere Ausnahme machte, umd dieſelbe ausdrücklich feſtzuſetzen 
für nöthig hielt, muß in allen anderen Fallen dasjenige feitgehalten 
werden, was fih aus den allgemeinen Anordnungen des Gefehes 
als Negel ergibt („Exceptio firmal regulam pro casibus non ex- 
ceptis).” Nun wird man aber aus der Natur eines jeden Verbrechens 
als einer „abſichtlichen Rechtverletzung“ dasjenige als Grund- 
faß geltend machen können, was ſchon oben (Seite 152 und 153) hin- 
fihtlich des dort unter litt, ce erörterten fpeciellen Falles ausgeführt 
worden ift. — Zu einem vollbradten Verbrechen ift wejentlich erfor- 
derlih, dap der Willen d- Moment und der That- Moment in Eines 
zufammenfallen, daß dasjenige, was ich wollte, auch thatſächlich 
geſchehen fei, daß alfo au dasjenige Dbject wirklich verlegt 
wurde, das ich verlegen wollte. Wurde daher durch das unwillkürliche 
Berfehlen meiner Handlung ein anderer Gegenftand verlegt, ale 
worauf meine Abficht gerichtet gewefen war, und fohin durch diefe Ber: 
fehlung dasjenige Verbrechen nicht ausgeführt, was ih als Thäter beab- 
fihtigte, fondern im Gegentheile ein Erfolg herbeigeführt, der außer 
aller Beziehung zu meinem Wiffen und Wollen geftanden war, fo findet 
auch auf mein Handeln nimmermehr der erfte Abſatz unferes 8. 8 „daß 
die (beabfichtigte) That wirklich ausgeführt worden” (vgl. oben die 
Ausführung zu A), fondern nur der folgende, von dem Verſuche han— 
deinde Theil deffelben Anwendung, d.h. e8 kann nur von dem Unternehmen 
„einer zur wirklihen Ausübung führenden Handlung,“ oder nur 
von einem ftrafbaren Verſuche des beabfichtigt gewefenen Verbrechens 
gefprochen werden. — Wenm ich daher z. DB. die Abficht hatte, den A 
feineswegs zu tödten, wohl aber ihn mittelft eines Schwertfihlages oder 
Dolchſtiches ſchwer zu verwunden, ich verfehle ihn aber mit meinem nad ihn 
abzielenden Schlage oder Stoße, und treffe unabfichtlih den neben ihm 
ftehenden B, fo daß dieſer körperlich ſchwerbeſchädigt ($. 152) oder gar 
getödtet wird ($. 140) fo kann ich nur.einer verſuchten fchweren kör— 
perlihen Befhädigung an dem A, umd der culpofen ſchweren körper: 
lichen Beihädigung oder Tüdtung (der Uebertretung oder Vergehend des 
$. 335) an dem B, nimmermehr aber des vollbrachten Berbre 
hend der ſchweren körperlichen Beihädigung odes des Todtfchlages an 
dem B jchuldig erflärt werden, weil das Gefek bei den beiden leßteren 
DBerbrechen ($$. 152 und 140) die obige, nur bei dem Morde feltgeftellte 
Ausnahme nicht mehr wiederholt und es daher bei der obigen Regel 
bleibt, welhe aus der Natur der Sache fließt, und welche durch den Wort- 
laut deö allgemeinen, für alle einzelnen Verbrechen als Richtfchnur 
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dienenden $.8 vorgezeichnet erfeheint; — weil ferner das in beiden Para- 
graphen vorkommende Eitat des $. 134 fi offenbar nur auf Die objec- 
tive Beichaffenheit der Handlung, auf den Cauſalnexus zwifchen Hand- 
lung und Erfolg bezieht, und um fo weniger etwa dahin interpretirt wer« 
den kann, daß damit auch Die Worte: „oder eines anderen Men- 
hen“ in die $$. 140 und 152 herabbezogen werden wollten, als der 
Wortlaut diefer beiden Paragraphe einer folhen Ausdehnung geradezu 
widerfpräche, denn der $. 140 fpridht nur von der auf denjenigen 
Menſchen, deſſen Tod erfolgte, gerichteten Abficht, ſetzt alſo offenliegend 
voraus, daß Abficht und Erfolg in demfelben Objecte zufammen- 
treffen , und noch wortfchärfer fordert der $. 152, daß die ſchwere körper— 
lihe Beſchädigung „deſſelben“ erfolgt fei, auf defjen Verlekung 
die Abficht gerichtet gewefen ift; — und weil endlich jene legislativen 
Gründe, welche den Gefeßgeber zu einer ſolchen AUsnahms-Beſtim— 
mung im $.134 bei dem Berbrehen des Mordes beftimmt haben mod- 
ten, nicht mit gleiher Schwere bei anderen minder wichtigen Verbreihen 
eintreffen ). 


— 





*) Diefe Iegislativen Gründe lagen ungezweifelt in der Betrachtung 
daß doc Derjenige, der einmal bie Abficht habe, einen Menſchen (über- 
haupt) zu tödten, und fo gehandelt habe, daß aus feinem Handeln der 
Zod eines Menfchen hervorgegangen ift, nicht nur am fich (fubjectiv) ver- 
diene, ald Mörder behandelt zu werden, fondern wirflih auch der Gefell- 
fhaft, dem Leben feiner Mitmenſchen im höchſten Grade gefährlich fei, und 
daß ihm nicht Unrecht geſchehe, wenn ihm eine abfichtlihe Tödtung eines 
Menfchenlebend zur Schuld gerechnet werde, indem (wie Köftlin in ge 
mwohnter Weife geiftvoll ausführt) dad Wefen der Tödtung darin beftehe, 
überhaupt einen Menfchen, aber nicht gerade den A oder B des Lebend 
zu berauben, weil das Object der Tödtung das Recht eined Menfhen auf 
dad Leben, aber nicht der A oder B fe. — — — 


Allein trog diefer Erwägungen und der bedeutfamen Autorität Köftlin’d 
fann id der eben gedachten Argumentation nimmermehr innere Wahrheit zu- 
erkennen, und eben darum glaube ich auch in der erwähnten, von unferem 
dermaligen Gefepe im $. 134 verfügten Neuerung wenigftend aus theo— 
retifchem Standpunkte feine Berbefferung unferer vaterländifchen Ge— 
feggebung erkennen zu können, — Dadjenige, mas oben im Zerte aus dem 
inneren (begrifflihen) Wefen eines vollbradten Verbrechens überhaupt, im 
Begenfage eines blos verfuchten, angegeben wurde, paßt auch auf den Mord: 
aub bier kann nicht mehr behauptet werden, daß der A, der den B morden 
wollte, aber fehlſchoß, und ftatt deffen unwillkührlich den C niederfirecte, 
dasjenige vollbracht habe, was er wollte, daß er nemlich den B, und doch 
war feine Abfiht nur auf den B gerichtet, abfichtlich getöbtet habe. — 
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5. 


„Der Verſuch eines beftimmten Verbrechens mit objec- 
tiv gänzlich ungeeigneten (qualitativsuntaugliden) Mit- 


Gegen Köftlin’d Argumentation insbeſondere; fheint mir geltend gemacht 
werben zu fonnen, daß man in Beziehung auf den Fragepunft wohl foldhe 
Berbrehen, die aus Leidenschaft (Nahe, Haß, Eiferfuht, Schelfuht, felbft 
Zorn u. dgl.) gegen ein beſtimmtes Individuum entfpringen, von benjeni- 
gen unterfheiden müfjen, welche nur im Allgemeinen aus Egoismus, zu— 
mal aus Gemwinnfucht oder felbft aus roher Sinnlichkeit, nicht gerade 
auf eine beftimmte Perfon, fondern zunähft nur auf ein die Gewinnfuht 
oder Sinnlichkeit befriedigendes Object (überhaupt) gerichtet find. — Bei 
förperlihen PBerlegungen, zumal aber bei dem Morde, wird nun regel: 
mäßig das Erftere eintreten. Jene entmenfchten Ungeheuer, die darauf aus— 
gehen, nur überhaupt einen (d. i. was immer für einen) Menfchen zu tüd« 
ten, fommen doch wahrlich nur ala höchſt feltene, und felbft dann faum als 
zurehnungsfähige Ausnahmen in der menfchlihen Gefelfchaft vor, fondern 
die Abficht, zu tödten, ift doch regelmäßig nur auf ein beflimmtes In— 
dividuum gerichtet; daher fcheint ed mir nicht richtig zu fein, daß das 
Wefen ded Mordes (! — nicht der Zödtung!) in der Abſicht berube, 
einen Menfchen feines Lebens zu berauben, ſondern ich finde es vielmehr 
darin, einen individuell beſtimmten Menfchen feines Lebens zu beran- 
ben, verbunden mit der Handlung, eben dieſes Individuum aud wirf- 
Lich getöbtet zu haben. — 

Allerdings tritt im Gegenfake hiervon dasjenige, wad Köftlin von 
Berbrehen überhaupt fagt, bei den flrafbaren Handlungen der von mir 
erwähnten zweiten Gategorie ein, wohin regelmäßig wohl insbefon- 
dere bie aus Gewinnſucht entipringenden Verbrechen gehören. Beim 
Diebftahl 3. B. hat es der Ihäter im der Regel allerdings nicht auf das 
Eigentbum eined gemwiffen Individuums, fonden nur überhaupt auf 
fremdes Eigenthum abgefehen, und es ift ihm gleichgiltig, ob die geftohlene 
Sade dem A oder B gehöre. Daffelbe kann fogar häufig von dem aus roher 
Sinnlichkeit keimenden Verbrechen behauptet werben. Wer von beftialer Wuth 
getrieben nur überhaupt feine Geſchlechts-Gier an einer Perfon des anderen 
Geſchlechts befriedigen will, wird am Ende die nächſtbeſte Frauensperfon 
nothzüchtigen, ob fie nun die A oder B fei, und fein vwiehifched Gelüfte, fo 
wie feine gewalttbätige Abficht nicht gerade auf ein beflimmtes Individuum 
einschränken. — Diefe VBerichiedenheit der Verbrechen muß nad meinem Er: 
achten wohl in’d Auge gefaßt werden, wenn es fih um das Dafein des in 
den obigen Regeln 3. u. 4. dargelegten Unterfchiedes zwifchen Error und 
Aberratio handelt. Wenn bei Verbrechen der erfteren Gattung dasjenige 
Individuum aus blofer PVerfehlung nicht getroffen wird, das der Thäter 
treffen wollte, fo ift die Abſicht deffelben nicht erreicht, das von ihm gewollte 
Verbrechen nicht vollbradit, während bei Verbrechen der zweiten Gattung 
auch die Aberratio im Augenblide des Handelns in die Natur eines Error in 
objeeto übergeht, indem der Thäter, der die Sache des A ſtehlen wollte, im 
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teln fann nit als ftrafbarer Verſuch diefes Verbrechens 
behandelt werden, ohne weitere Unterfheidung, ob diefe 
Mittel an fih (in abstracto) oder nur vermöge der un 
zwedmäßigen Art ihres Gebraudes in dem einzelnen 
Balle (in conereto) ungeeignet waren; ob ferner deren 
Anwendung [bon urfprünglih auf Unverftand, irrigem 
Wahn, oder auf fpäterer Verwechslung oder Irrung von 
Seite des Thäters beruhte.“ 

Wer alfo die [don mehrfach erwähnten, an und für ſich ganz un- 
ſchädlichen fompathetifchen Teufels- und Herenfünfte, Tödtungs » Gebete, 
BZauberformeln und derlei Alfanzereien anwendet, um einen Anderen zu töd- 
ten; — eben fo aber auch derjenige, der z. B. in die Apotheke geht, und ſchlecht⸗ 
bin Bitriol begehrt, um dies feinem FeindeB einzugeben, weil er hörte, daß 
mandamit einen Menfchen tödten könne, und man gibt ihm ftatt des von ihm 
offenbar beabfihtigten Vitriol-D el8 (concentrirte Schwefelfäure — acid. 
sulphur. concentr.) vielmehr einen (vulgo fogenannten) Bitriol- 
Geiſt (acidum sulphur. dilutum), und er miſcht nun, da er in fei- 
ner Unmiffenheit den Unterfchied zwifchen Vitriol- Del und PVitriol - Geift 
gar nicht kennt, eine Heine Dofis des legteren, in der Abficht, dadurch 
den B zu tödten, in den für ihn beftimmten Wein, welchen nun B in für 
ihn ganz unfhädlicher Weife ausfhlürft; — oder wer (in wirklich vorge 
fommenen Fällen) dem Anderen Schwämme vorfeßt, die er für giftige 
hielt, und ihm eben deshalb darreiht, um ihn dadurch zu tödten, welche 
aber in Wahrheit ganzlih unfhädlih waren; — oder ihm in gleicher 
Abficht Schnupftabak ftatt des Pfeffer auf den Salat fehüttet, weil ihm 
Jemand weiß gemacht hatte, daß man durch Schnupftabat mit Effig ge- 
mifcht einen Menfhen tödten könne; — oder wenn Jemand in feiner 
Albernheit glaubt, dag man durch das Hinauffchütten der in einer Zünd— 
maſchine befindlihen Wlüffigkeit, weil er aus ihr durch einen bloßen 
Druck auf die Klappe Feuer entftehen ſah, auf einen anderen Gegenftand 
diefen entzinden könne, dies nun in brandftiftender Abficht, jedoch in 
objectiv ganz unfhädlicher Weife an des Nachbars Haufe unternimmt ; — 
oder wer ein an ſich allerdings tödtendes Gift gewählt hat, um feinen 
Feind zu tödten, ein Anderer aber hat, ehevor es diefer einnimmt, einen 


Dunkel der Naht aber durch Berfehlung die Sache des B ergreift, dieß am 
Ende in feinem eigenen Wollen für ganz gleichgiltig erkennt, und im Momente 
feined Handelns feine Abfiht nur überhaupt auf diejenige fremde Sache 
richtet, die er zu erwifchen vermag, daher im Grunde Abfiht und Handeln 
auch auf die ſen Gegenftand überträgt. — e 

Hye, Gommentar, 21 
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anderen Stoff beigemifcht, wodurch die tödtende Kraft gänzlich neutra— 
liſirt, und daher im concereten Falle völlig unfhädlid wird; — oder wer 
fi endlich ein gut geladenes Piftol vorrichtet, um einen Anderen zu töd- 
ten, ein Dritter aber vertaufht fie ihm mit einer ungeladenen, und er 
drückt nun in mörderifcher Abficht auf fein erfornes Opfer das letztere ab, 
— begeht — nad unferem Gefeße*) — feinen ftrafbaren Verfuch des 


— — — — 


) Ich kann nicht oft und nicht nachdrücklich genug in Beziehung auf 
alle oben im Texte unter 1 —5 angeführten Fälle die Worte wiederholen : 
„nah unferem Geſetze“, da ich die hochwichtigen Gründe, welche für die, 
wenigftend polizeiliche, Beftrafung der oben insbeſondere auch unter Nr. 5 an: 
geführten Fälle de lege lerenda das Wort führen, fehr wohl würdige, und darauf 
auch nochmal zurückkomme, wenn ich unten, am Schluffe aller Erörterungen 
über unfere 88. 8—11 mir wieder einen Geſetz-Entwurf für ein neued 
Geſetz vorzufhlagen erlaube. — Allein aus dem Standpunfte unferer lex 
lata, jo wie nun einmal das pofitive Gefeh Defterreih’d gegeben vor 
ung liegt, entjpricht die oben von mir. verfochtene negative Entjcheidung 
der aufgeführten Fälle auch derjenigen Auffaffung unferes ganz gleich» 
lautenden ®efeked vom 3. September 1803, welche in Defterreich von jeher 
übereinftimmend von den angefehenften Schriftftellern über unfer vater 
ländifhes Griminalreht, von Pratobevera, Kitka, Wafer, Herbft, 
Tauſch, Wildner, Menzel u. A., und wie fchon oben (in der Anmer: 
kung * auf Seite 313 und 314) bemerkt wurde, fpäterbin auch mit Entſchieden— 
heit — von Jenull verfochten worden if. Sie ift meines Wiffend bei und 
auch die praftifche, d. h. die feit mehreren Jahrzehenden wenigftend in 
den Präjudicaten der Appellationd- Gerichte, und des oberften Gerichts— 
bofes Defterreih8 vorherrfhende. Sie wurde endlich auch in neueſter 
Zeit wieder von unferem oberften Gerichtähofe ald Caſſationshof bei 
Berwerfung einer Nichtigfeitsbefchwerbe durch Erkenntniß vom 17. Jänner 1852 
(in der Gerihtözeitung Nr. 39 vom 30. Mär; 1852) in folgenden Wor- 
ten der Entſcheidungs « Gründe jened Grlenntniffes zur Geltung gebradt‘ 
„daß die (megen des Verbrechens der verfuchten Abtreibung der Leibesfrucht) 
Berurtheilte von diefem Iranfe jo wenig genoß, daß felber fih zur Abtrei- 
bung der Peibesfruht als unzulänglich zeigte, fann den verbrederi» 
ſchen Berfuh im Sinne deö $. 7 des I. Th. St. ©. ($. 8 des jetzigen 
Geſetzes) niht befeitigen, da ja gerade barum, daß fie nicht die er— 
forderlide Quantität zu fih nahm, ed nur beim Verfuche geblieben war, 
und bloß der Gebraud) eines völlig ungeeigneten Mittels die Zuredh: 
nung der That beheben könnte, wad hier nicht der Fall iſt.“ — Bon der: 
felben Grundanfiht ging der Gaffationshof offenbar aud bei feiner Entſchei— 
dung vom 22. April 1852 (Gerichtäzeitung Nr. 89) aus, indem er entjchied : 
„daß das AZubereiten und Eingeben (Anwenden) eines Trankes an einer 
ſchwangeren Weibäperfon, deſſen abtreibende Kraft ber Eingebende 
wußte und welche aub von den Sachverſtändigen beftätiget 
wurde, in der wenn gleich nicht erreichten Abficht, das Kind derfelben abzur 
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Mordes, der Brandlegung u. ſ. f., weil in all dieſen Fällen das IL., von 
unſerem Geſetze ald indispenfabel zum criminellen Verſuche geforderte 


treiben, allerdingd einen flrafbaren Verſuch ded Verbrechens der Abtreibung 
ber Leibesfrucht bilde, es aber hierbei gleickgiltig fei, ob der bereitete Trank 
an jeder fhmwangeren Perfon ohne Unterfchied ihrer phyſiſchen Anlage oder 
nur unter der Borausfegung einer phnfifhen Difpofition feine abtreibende 
Wirkung äußere.” — 

Auf diefe Autoritäten hin, und indbefondere im Hinblide auf die Ans 
tecendentien unfered oberjten Gerichte» und Gaffationd-Hofed — der nad dem 
Zeugniffe mehrerer hunderte in der Gerichtägeitung feit zwei Jahren niederge- 
fegten Erfenntniffe feine (höchſtrichterlichen) Caſſations-Entſcheidungen fo über: 
aus forgfältig abzuwägen, fo überzeugend, und (was für die Praxis vorzüglich 
wichtig if) fo gemeinfaßlih zu begründen und fo confequent unter 
einander zu erhalten gewohnt ift, — glaube ich die neueftend von Frühwald 
behaupteten praftifchen Entjheidungen einiger analoger Fälle als irrig bezeich— 
nen zu bürfen. Diefer Schriftiteller (a. a. D. Seite 39 und 40 unter Nr. 2, 3 und 4) 
unterfcheidet den Verfuch mit ungeeigneten Handlungen, von jenem mit unz u— 
länglidhen und mit unfhidlichen Mitteln, und erflärt den Verfuch mit un- 
geeigneten Mitteln ald ftraflog, jenen mit unzulänglichen und unfhid- 
lihen aber als ftrafbar. — ch geftehe, daß ich troß dem Geltenlaffen aller 
fpragplichen Feinheiten ſchon begrifflich einen Unterfchied zwiſchen Verfuch mit un: 
geeigneten Handlungen und jenem mit un ſchicklichen Mitteln um fo weniger 
zu faffen vermag, al& die von dem Herrn Berfaffer für beide Arten gewählten 
Beifpiele („einerfeits einen Anderen durch Befhwörungen krank machen wollen — und and'rerfeits 
einen Anderen mit einem nicht giftartigen Stoffe, 3. ®. mit lebendigem (sie? —} Queckſilber vergif- 
ten wollen“), denn doch diefelbe objective Beichaffenheit darbieten, nemlich ihrer 
Natur nach nicht geeignet, oder mit anderen Worten, qualitativ-un— 
tauglich find, den beabfihtigten Erfolg herbeizuführen. Ueberdieß fubfumirt der 
Herr Berfaffer auch unter dem Derfuche mit „unzulänglichen“ Mitteln, — 
worunter doch nach unbeftrittenem Sprachgebraudhe qualitatinstaugliche, aber 
auantitativ-eungureihende Mittel verfianden werden (vgl. auch darüber 
die vorerwähnte erftere Entſcheidung unferes Caſſationshofes) — ein Paar Bei. 
fpiele (‚wenn nemtich Jemand einem Anderen ein an fih unfhädlihes Pulver, das er 
aber für Gift hält, in töbtender Mbjicht in die Suppe wirft, oder nah ihm im gleicher Abſicht 
mit einem Gewehre ſchießt, das er für geladen hält, aus dem aber ohne Wilfen des Thäters 
vorher die Kugel gezogen worden, dad alfo ungeladen if"), in welchen man doch wahr⸗ 
baftig wieder nur qualitativ-untauglide Mittel erkennen fann. — Wenn 
ferner der ehrenwerthe Herr Berfaffer für die Straflofigkeit bes Verſuches 
mit Befbwörungen oder Zauberformeln nur ben Grund geltend macht, „daß fle 
ihrer Natur nad zur Hervorbringung des Mebeld, oder ben beabfihtigten 
Erfolg herbeizuführen, nicht geeignet feien“: fo ift wahrlich nit abzu- 
ſehen, wie er confequenter Weife in allen übrigen vorgenannten Fällen bie 
Strafbarfeit des Berfuches behaupten könne, ba ja biefer, die Gtrafbar: 
feit ausſchließende, Grund wortklar au auf alle anderen angeführten 
Fälle Anwendung findet. — 

a1” 
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Moment fehlt, indem bier überall noch feine „zur wirflihen Ausübung 
des vorausgefekten Berbrechend führende Handlung unternommen worden 
ift,“ keine mit dem beabfihtigten Verbrechen in objectivem Gaufal- Zu- 
fammenhange ftehende Handlung vorliegt, oder weil mit anderen Worten 
die bezeichneten Handlungen wieder in alle Ewigkeit nicht auch nur zur 
annährungsweifen Herftellung oder Ausführung desjenigen objec- 
tiven Zhatbeftandes führen könnten, welden die gejegliche Begriffs- 
beftimmung zu dem beftimmten Verbrechen ale wefentlich erfordert. — 


6. 


„Dagegen ift eine mit qualitativstaugliden, aber 
quantitativ ungureihenden Mitteln unternommene Ber- 


Bollends irreführend aber fcheint mir die weitere Bemerkung ded mehr- 
genannten Schriftfteller®, daß der Verfuch in allen anderen vorangeführten 
Fällen darum firafbar fein foll, „weil der Thäter Alles getban habe, was von 
feiner Seite zur Bollbringung des Verbrechens nothwendig war, der Erfolg 
aber nur durch Zufall, Ungefchiclichfeit oder Unvermögenheit unterblieben 
fei”; denn es leuchtet fchon einmal ein, daß ja diefer Grund auch auf die 
erfteren Fälle paffen würde, wo der Thäter glaubt, durch Beſchwörungen 
Semanden frank zu machen oder zu tödten, indem Er ja auch bier Alles 
getban hat, was ihm von feiner Seite zur Vollbringung ded Verbrechens 
nothwendig und tauglih ſchien, und der Erfolg nur durch ein von feinem 
Willen unabhängiges Ereigniß unterblieb, daß daher confequent aud 
in diefem legteren Falle die Strafbarkeit der Verſuchshandlung behauptet wer: 
den müßte; — dazu aber fommt, daß man mach der wortklaren Vorſchrift 
unjered Gefeßed, fo wie auch nach der Natur der Sache, bei der Entfcheidung, 
ob eine Berfuchshandlung jtrafbar oder ſtraflos fei, vorerft deren objective 
Befhaffenheit (das II. Merkmal des criminellen Verſuches) beurtheilen müffe, 
ehevor man zur Unterfuhung des IT. Momente, nemlich des Grundes der 
Nihtvollbringung übergeht. Wenn eine Handlung fhon an fih nicht eine 
firafbare Verſuchshandlung ift, fo ift es völlig gleichgiltig, aus welchem 
Grunde ihre Volbringung unterblieben war. — 

Wahrſcheinlich ſchwebte dem Herrn Berfaffer in dunklem Bilde — Jen ull's 
Iharffinnige (übrigens meines Wiffend von der Praxis nie angenommene) Unter 
ſcheidung vor, wornach diefer Gommentator in feiner gedruckten Grläuterung 
den Berfuch wohl dann für ftraflos erflärte, wenn ſchon das urfprünglich ge— 
wählte Mittel objectiv untauglih war, hingegen dann die Strafbarfeit des— 
felben behauptete, wenn zwar dad gewählte Mittel tauglich, aber die unter: 
nommene (wirklih gefeste) Handlung (z. B. durd Verwechslung des Mit- 
teld) untauglih war. Allein fo geiftreih auch Jenull diefe theoretifche Fein— 
heit zu begründen und durchzuführen wußte, fo hat er fie doch jpäterhin ſelbſt 
widerrufen (vergleiche oben die Anmerkung auf Seite 313 und 314), und erklärt, 
daß fie im pofitiven Gefege Defterreichd feinen Anhaltspunkt finde. 
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fuhshandlung allerdings als ein ftrafbarer Verſuch des 
beabfihtigten Verbrechens anzuſehen.“ — 


Diefer Grundfaß folgt ſchon aus dem Flaren, oben (Seite 303) er: 
läuternd hervorgehobenen Wortlaute des $. 8, wornach ſich das Gefeß rück— 
fichtlich der objectiven Befchaffenheit der Berfuhshandlung, damit fie ftrafbar 
fei, begnügt, „wenn auch nur eine zur wirklihen Ausübung (des beabfidh- 
tigten Verbrechens) führende Handlung unternommen worden ift ).“ — 
Wenn alfo Jemand zur Tödtung eines Menfchen wirklihes Gift, aber 
in einer für diefen Erfolg überhaupt (abfolut), oder nur vermöge der indi- 
viduellen Beichaffenheit des Angegriffenen (relativ), oder vermöge der un— 
zweckmäßigen Verwendungsart im einzelnen Falle (in concreto) unzuläng- 
lichen Quantität (im zu geringer Dofis) angewendet hat; — oder wenn 





*) Auh hierüber, daß nemlich cin Verſuch mit aualitativstauglichen, 
aber quantitativ-ungureihenden Mitteln allerdings nah unferem Ge 
ſetze ſtrafbar fei, beftcht meincs Wiſſens in der vaterländifchen Prarid wenig- 
fiend der höheren Gerichte länaft fchon allgemeine Webereinftimmung, und 
die in der vorhergehenden Anmerkung wörtlich angeführten, einem neueften 
Erkenntniſſe des Gaffationdbofes zu Grund Tiegenden Entfheidungdgründe 
beflätigen dieſe Anſicht neuerlih wortllar. — Diefelbe Anficht liegt wohl 
auch der zweiten eben erft angeführten Entſcheidung des Gaffationdhofes 
vom 22. April 1852 zu Grunde, da es fih auch hier um ben Verſuch durch 
Anwendung eines an fich (qualitativ.) tauglichen, aber in dem concreten 
Falle vermöge der individuellen Difpofition der fhmwangeren Perfon, melcher 
der abtreibende Trank eingegeben wurde, zu dem beabfichtigten Zwecke nicht 
völlig (quantitativ) ausreichenden Mitteld handelte. 

Dennod lief fih nah Inhalt eines Yuflizhofbecreted vom 11. Jänner 
1820 (in Mauders Sammlungen beim $. 7 angeführt) ber höchſte Gefeh- 
geber nicht bewegen, in den Antrag einzugeben, „daß ber Begriff von Berfud 
eines Verbrechens allgemein dahin erläutert werde, daß ein des Entfchluffes 
zur Verübung eined Verbrechens geftändiger und überwiefener Beſchuldigter 
bei Unzulänglichfeit der hierzu angemwendeten Mittel allerdings nad $. 7 
bes (alten) Geſetzes eines ſtrafbaren Verſuches fchuldig fei“, fondern verfügte, 
„daß die Richter in einzelnen Fällen nad den im Geſetze feſtgeſetzten Grund- 
fägen ihr Amt zu handeln haben“. — Hieraus dürfte aber ohne logiſches 
Wagniß auch noch eine indirecte Beftätigung der oben unter Nr. 5 verfochte- 
nen Anfiht abftrahirt werden. Wenn unfere Geſetzgebung ed nit einmal 
angemeffen fand, den Berfuh mit „unzgulänglihen” Mitteln fhlehthin 
als ftrafkar zu erflären, wozu doch fchon der Wortlaut des (alten) $. 7 
(egitimirte,, und morüber die Praxis auch ſchon damals einig war, um wie 
viel weniger könnte es in ikrer Willens-Abfiht, und fofort in dem von ihr 
feloft erflärten Geifte unferes Geſetzes liegen, fogar ſchon den Verſuch mit 
„objectiv-untauglihen“ Mitteln als firafbar zu erklären, — 
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Jemand einen Andern mittelft eines Schuffes mit einem Gewehre tödten 
wollte, welches nur mit Bogeldunft geladen war, fo daß die Ladung nicht 
zureichend war, um in der vorausgefeßten Entfernung und unter den 
übrigen Umftänden dadurch einen Menfchen zu tödten; — oder wenn 
Jemand Münzen oder Urkunden ($$. 118, 198 lit. d und 201 lit, a) 
nahmadt *), jedoch einige Theile des Driginals ganz unbeachtet läßt. 
oder überhaupt feine Nahahmung fo plump ausführt, daß man darin 
keine zur Täufhung zutänglihe Nahbildung erkennen kann; — 
oder wern Jemand zum Behufe der Ausführung eined Diebſtahls mit 
Einbruch (an verfperrten Sachen $. 174 lit. ce) Stemmeifen oder jonftige 
Brechwerkzeuge anwendet, die nicht jtark genug find, um Das entgegen: 
ftehende Hindernig zu überwinden, oder zu kurze Leitern gebraucht hat 
u. dgl., fo ift er in all! diefen Fällen allerdings des ftrafbaren Ber: 
fuches des beabfihtigten Verbrechens ſchuldig. — 


3u III. 


Damit aber eine, wenn gleich mit (böfem) Vorſatz des Thäters un— 
ternommene , und vermöge ihrer objectiven Befchaffenheit allerdings ftraf- 
bare Berfuhs-Handlung als ftrafbarer Verfuch behandelt werden könne— 
ift nach der Borfchrift unferes $. S noch weiter nothwendig: „daß die 
V ollbringung des Verbrechens (d. i. die Ausführung Des Verbrechens nach allen 
zur vollftändigen geſetzlichen Begriffsbeſtimmung deſſelben erſorderlichen Merkmalen — wie 
oben unter lit. A ausgeführt wurde —) MAT (alfo ausſchließend wegen eines nach— 
folgend bezeichneten Hinderniffes) wegen Unvermög enbeit @. 6. alfo im einem 
Mangel der individuellen Fähigkeit des Thäters, das Verbrechen auszuführen, fei ed num, 
das ihm die geiftige Hählgkeit, die phyſiſche Kraft oder Gejcicklichfeit, uber der 
hierzu mötpige Muth fehlte), wegen Dazwifchenkunft eines fremden Hin— 
derni ſſe 8 dd. i. im Zuſammenhange mit der folgenden Stelle, wo das Geſetz vom „Zus 
fait“ noch insbefondere ſpricht, ein in der abfichtlihen oder unabfichtlichen Thätigfeit eines 
anderen, von dem die verbrecheriihe Beriuhshandlung unternehmenden Thäter verſchiedenen 
Menſchen gelegener Moment, welder unabhängig von dem Willen und der Thätigkeit des 
Handelnden die Vollbringung nicht zur Wirklichkeit fommen läßt) Oder duch Zufall 
(d. i. ein von dem Willen und der Thätigfeit des Handelnden völlig unabhängiges, und im Ge: 
genfage mit dem vorhbergegangenen Momente, zugleich auch ein Zufall — casus — 
im engeren Sinne, d. h. ein gar nicht im mienfchlicher Thätigkeit , jondern ausſchließend im 
Balten der Raturkräfte beruhendes Ereignis) unterblieben (vr. b. nicht zur Ausfüh— 
rung gefommen) iſt“. 





*) Bei dem Verbrechen der Greditspapier-Berfälihung bat 
unfer dermaliged Gefes im $. 106 fogar beftimmt, daß dadurch, dak das 
nachgemachte Ereditäpapier zur Täufhung nicht geeignet ſei, der Begriff 
des vollftändigen, d. h. vollendeten Verbrechens nicht beirrt werde. — 


[Btrafgef. 1. @pt.1. Hauptl.$.51 — 827° — [Yon Verbrechen überhaupt.] 


Beſchauen wir und nun das Wefen der von dem Gefege aufgezähl- 
ten Hinderniffe, duch deren Eintreffen die Vollbringung der Verſuchs— 
handlung unterblieben fein mußte, damit der Berfuh noch als ftrafbar 
erklärt werden könne, fo zeigt fih, daß fie alle unter dem genereller 
augzudrüdenden Momente zufanmenfallen: „wenn die Vollbringung 
nihtdurdh den Willen des Handelnden, fondern blosdurd 
ein von demfelben unabhängig eingetretenes Hinderniß, 
d.i.nihtdurd freiwillige Abftehung des Thäters, unter- 
bleibt’).“ Wer alfo z. B. an der Vollbringung eines mittelft Erſchießen 
beabſichtigten Mordes durch das Berfehlen des Schuffes in Folge feiner 
eigenen Ungefchicklichfeit im Zielen, oder vermöge feines Zitterns, oder da: 
durch verhindert wurde, daß ihm ein dazwischen fommender Dritter in dem 
Augenblide, wo er das Gewehr abdrücken will, dasfelbe aus der Hand 
fhlägt, oder weil der plöglich einfallende Regen in die offene Zündpfanne 
fiel, und das Pulver fo durchnäßte, daß es fich nicht mehr entzündete 
u. ſ. f., bleibt ganz zweifellos des criminellen Berfuches des (beabfichtigten) 
Mordes fhuldig. — 


Daraus aber, daß der Gefebgeber beftimmte, daß die mit den 
beiden ad I und II erörterten Merkmalen verfehene Verſuchshandlung 
„nur“, das will fagen, ansfchließend oder einzig und allein in 
dem Falle das (beabfichtigte und vorausgefehte) Verbrechen bilde, d. b. 
ftrafbar fei, wenn deren Bollbringung aus einem der angegebenen, nemlich 
aus einem von ihrem Willen unabhängigen Hinderniffe unterblieben ift; 
ergibt fi zugleih a contrario, d. h. durh Schlußfolgerung aus dem 
contradictorifhen Gegenſatze die weitere Beflimmung, daß eine, wenn 
gleich mit den beiden erjten Merkmalen (I und II) des criminellen Ver: 
fuches ausgeftattete Verſuchshandlung eines Verbrechens in allen übri- 
gen (memlich in der obigen Erclufiv-Beftimmung nicht enthaltenen) 
Fällen nicht ftrafbar fei; oder daß mit Beziehung darauf, daß die 


— — — —— 


*) Daß die erwähnte Geſetzesſtelle wirklich nur den oben erwähnten 
allgemeinen und zunähft negativen Sinn babe, zeigt fih deutlich auch 
daraus, daß unfer früheres Geſetz (vom 3. September 1803) da, wo es 
(überflüffiger Weije) eben diefe Beflimmung in Beziehung auf den zweiten 
Theil des Strafgefepes (Über ſchwere Polizei-llebertretungen) wiederholt hatte, 
die dießfällige Parallel-Stelle des $. 6 des Il. Theild (fich’ denfelben oben 
auf Seite 305 in der Anmerfung am Ende) mwirffih in jener allyemei- 
neren und negativen Faffung („wenn ber Vollzug niht aus dem 
Willen des Handelnden, fondern blos durh Dazwiſchenkunft zufälliger 
Umftände unterblieben if”) tertirt gewefen war. — 


[Btrafgef. 1. Chl. 1. Haupt... — 328 — [Von Verbrechen überhaupt. ] 


Strafbarkeit einer folhen Verfuhshandlung vermöge des vorausgeſetzten 
Daſeins der beiden erften Merkmale bereits jhon begonnen hatte, alfo 
deren Strafbarkeit bereits vorhanden war, dieſe Handlung in al’ diejen 
anderen Fällen eigentlich wieder aufhöre, das (beftimmte) Verbrechen 
zu fein, oder mit andern Worten als dieſes Verbrechen wieder 
ftraflos wird. — 


Diefe Folgerung thut ſich vorzüglich in drei practifch hochwichtigen 
Säßen fund: 


1. Wenn die Bollbringung der fo gearteten. verbrecherifchen 
Berfuhshbandlung ausfhließend in Folge freiwilliger 
Abftehbung, d. h. der eigenen Reue und Thätigfeit des 
Thäters, alfo vermöge feines eigenen, unabhängig von allen außeren 
Hinderniffen eingetretenen Willens unterbleibt, und zwar in einem 
folhen Stadium unterbrochen wurde, wo durd die bisher gefeßte Hand- 
fung noch gar feine objective Uebelthat herbeigeführt war, fo wird 
diefe Berfuhshandlung gänzlich ftraflos ). Wenn alfo z. B. 


*) Die Feſtſtellung der gänzlichen Straflofigkeit in diefem Falle ift 
ein Ariom, welches von allen neueren Strafgefehgebungen übereinftimmend 
feftgebalten wird. — Es leuchtet ein, daß daffelbe nicht von der Gerch- 
tigkeit gefordert ift; denn Derjenige, der in verbrechifcher Abfiht auch be- 
reitd eine äußere an ſich (objectiv) verbrecherifche Handlung gefept (begonnen) 
hat, fann bereit mit Recht beftraft werden (Seite 287 und 288), menn er 
fpäter von der weiteren Fortſetzung oder Vollendung auch durch eigene Reue 
abgeftanden ift, indem er dadurd das bereitö Gefhehene, die fhon vor» 
bandene Uebelthat nicht mehr ungefhehen machen kann, und wir 
feben, daß namentlid in Defterreich die Gefehgebung nody unter Therefia 
(vergl. oben auf Seite 304 den $. 2 des Art. 13 der C. C. Therefiana) 
diepfalld den ftarren juridifhen Standpunkt feftgehalten,, und den Berfuch 
eines Berbrehens felbft bei erfolgter Abſtehung von der VBollbringung „aus 
eigener Reue“ als ſtrafbar erklärt hatte. — Ullein für die Godification 
wird die Feſtſetzung des Strafloswerdens der Berfuhshandfungen in 
diefem Falle von einer hochwichtigen Rüdfiht der Strafpolitik dringend 
empfohlen, da die Geſetzgebung durch die eröffnete Ausficht des gänzlichen 
Etrafloäwerdend in Folge der eigenen thätigen Reue, felbft dem bereits in 
der verbreherifchen Verſuchshandlung begriffenen Thäter noch im legten Mo- 
mente, vor der unmittelbaren Vollbringung der objectiven Webelthat, ein 
mächtiges Motiv zur Seite ſtellt, um von dieſer abzuftehen, und da fofort 
durch die Zufiherung von Straflofigkeit in diefen Fällen die rechtliche Ord— 
nung ded Staates vor wirklichen (vollbrachten) Berlegungen ficherer ge- 
fhügt wird, als wenn man an der wenn gleich in abstracto rechtlich zuläffi- 
gen Beftrafung ſtarr fefthalten würde. — 
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der A, der den B durch einen Schuß oder durch Dolchſtiche tödten wollte, 
in dem Momente, wo ex bereits das Gewehr nad ihm angefchlagen und 
den Hahn gefpannt, oder den Dolch gezückt hätte, aus eigener Reue von 
dem erwachenden Gewiffen gemahnt, von der Ausführung abfteht, Gewehr 
oder Dolch wegwirft, fo wird ev — gänzlich ſtraflos. — 

2. Wenn jedoch; durch die Verfuhshandlung bereits vor der freis 
willigen Abftehung von der Vollbringung des beabfihtigten (größeren) 
Erfolges ein folder thatfählih minderer Erfolg herbeigeführt worden 
ift, daß fih darin ſchon der objective Thatbeſtand einer ftrafbaren Hand: 
lung darftellt, fo ift die (Gerſuchs-) Handlung des Thäters (nach dem kla— 
ven Wortlaute des $. 8) zwar nicht mehr ald das (beabfichtigte) Ber- 
brechen, d. h. nicht mehr als ein ftrafbarer Verſuch dieſes 
Verbrechens anzufehen, weil ja diefer Verfuh eben in Folge der 
freiwilligen Abſtehung von der Bollbringung (nach dem klaren Wort: 
laute des $. 8) aufhört, ale diefes Verbrechen ftrafbar zu fein; keines— 
wegs aber wird durch eine foldhe, in Beziehung auf das bereits ge— 
ſchehene Uebel zu fpät kommende Reue die bisher gefhehene Handlung 
gänzlich ftraflos, fondern fie ift nunmehr ald diejenige ftrafbare Hand= 
lung zur Schuld zu rechnen, welche ſich nach den gefehlichen Begriffsbe— 
fimmungen der verfchiedenen ftrafbaren Handlungen in dem herbeigeführten 
objectiven Thaterfolge erkennen läßt, weil ja rücfichtlich diefer letzteren 
Handlung wirklich Alles vorliegt, was zum Dafein derfelben erforder: 
ich ift. Sie wurde nemlich vorausfeßlich mit (böfer) Abficht, die ja ur: 
fprünglich auf ein noh größeres Uebel gerichtet war, vorgenommen, 
und es fällt ihr fofort auch der zu diefer minder ftrafbaren Handlung 
erforderliche geringere (böfe) Vorſatz, oder doch die von ihr vorausgefeßte 
Culpa zur Laſt, (nam ınajus includit et minus) und es iſt nach der wei- 
tern Vorausfeßung auch der objective Thatbeftand diefer (minderen) 
ftrafbaren Handlung vorhanden. Wenn z. B. A den B mit Doldftichen 
oder Knüttelſchlägen umbringen will, und er verfeßte ihm bereits deren 
mehrere in tödtlicher Abfiht, die wohl ſchon eine ſchwere körperliche Be- 
thädigung ($. 152), aber noch nicht den Tod des Mißhandelten herbei: 
geführt haben, und wenn num der Thäter über das Gejammer feines Opfers 
plößlich von Reue oder Mitleid ergriffen, aus eignem Willen von der Fort— 
feßung feines Mord-Attentates abfteht, fo ifter nach dem Gefagten zwar rück— 
fihtlih des Verfuches des Mordes ftraflos, er wird aber mit Recht 
wegen des vollbrachten Verbrechens der ſchweren förperlihen Beſchädigung 
beftraft werden können; — oder wenn der A einer ſchwangeren Frauens— 
perfon auf deren Verlangen Abtreibungsmittel eingab, welche zwar noch 
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gar keine abtreibende Wirkſamkeit äußerten, der Leibesfrucht gar nicht 
fhadeten, wohl aber der Mutter felbft eine, von dem A vorausſetzlich 
nicht beabfichtigte, schwere köperliche Beſchädigung zugewendet haben, 
dann aber von der Fortſetzung feiner Thatigfeit freiwillig abfteht, fo wird 
er zwar nicht mebr des (criminellen) VBerfuches (dev Mitwirkung bei dem 
Verbrechen) der Abtreibung der Leibesfrucht ($. 144 in Verbindung mit 
$. 5), allerdings aber der im $. 335 bezeichneten Uebertretung der culs 
pofen ſchweren körperlichen Beſchädigung fchuldig fein. — 

Wenn endlich auch 

3. die freiwillige Abſtehung des Thäters von der Vollbringung des 
Verbrechens durch irgend ein äußeres, von ſeinem Willen und ſeiner 
Thätigkeit unabhängiges Ereigniß, veranlaßt wurde, ſo tritt dennoch 
die unter I. und 2. behauptete Strafloſigkeit des Verſuches des urſprüng— 
lich beabfichtigten Verbrechens ein, in foferne nur diefe äußere Beranlaf- 
fung nicht fo geartet war, um den Thäter an der Vollbringung wirklich 
zu bindern, d. h. nicht etwa ihm an Kraft fo überlegen war, um ihm 
die Ausführung der That auch wider feinen Willen unmöglich zu machen. 

Diefe Folgerung ergibt ſich klar aus dem bereits erläuterten Wort- 
laute des $. 8, wornach die Strafbarkeit des Verfuches blos dann ein: 
tritt, wenn die Bollbringung „nur“, alfo einzig und allein wegen 
eines fremden Hinderniffes unterblieben ift, fo daß alfo der Verſuch 
keineswegs auch dann ftrafbar ift, wenn die Bollbringung theile 
aus eigenem Willen, theils aus fremdem SHinderniffe, oder wie oben 
vorausgefeßt wurde, wenn ein außerer Umftand nur der Veranlaffunge 
grund zum felbfteigenen Entfchluffe der freiwilligen Abftehung des Thäters, 
nicht aber das ummittelbar hindernde Moment gewefen war. Das 
Geſetz ſchränkt hiernach die Strafbarkeit des Verfuches nur auf jene Fälle 
ein, wo deffen Vollbringung erweislich bloß dur ein außeres Hin- 
derniß unterblieben ift, und forſcht daher confequent in dem entge- 
gengefeßten Falle, wenn nah Maßgabe der Außeren Erſchei— 
nung diefes Unterbleiben aus eigener Abftehung des Thäters erfolgte, 
nicht weiter nach den inneren Beweggründen, welche diefen zu dem Abſte— 
hungs-Entſchluſſe oder zur Reue vermocht haben mögen; feien Died nun 
wirfliheReue aus moralifchen Motiven, oder Furcht vor der Strafe, oder 
feine fhaffende Phantafie, die ihm diefe oder jene wenn auch vielleicht trüge- 
rischen Bilder vormalte u. f. f. *) nam interna non judieat praetor. — Wenn 





*) E8 bedarf feiner Auteinanderfegung, daß die legislativen Klug: 
beite-Gründe, welche früher (Seite 328 in der Anmerkung) für bie Feflitel- 
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z. B. der A, der den Btödten will, bereits das Gewehr nach ihm angefchlagen, 
oder den Dolch auf ihn gezückt bat, und ein in diefem Augenblicke inder Nähe 
niederfallender Bligftrahl ihn an die Allmacht des Allgegenwärtigen mahnt, 
oder eine flehentliche Bitte, ein Mahnruf des Bedrohten, oder (wie ein 
ſolcher Fall wirklich erzählt wird) das Vorhalten eines Ciboriums mit 
einer geweihten Hoftie von Seite eines bedrohten Prieftere das Gewiſſen 
des troßigen Raubmörders wach ruft, und diefer fteht nunmehr, obgleich 
zu dieſem Entfchluffe durch ein außer ihm gelegenes und für ihn zus 
fälliges Ereigniß veranlaßt, von feinem verructen Vorhaben ab, 
jo wird er noch immer ftxaflos. Ebenſo wenn der Dieb, der ſich in diebi- 
her That bereits in die fremde Wohnung eingejchlichen hatte, oder gar 
mit Einbruch eingedrungen war, jedoch dafelbft durch das Wahrnehmen 
eines Schlafenden Kindes, oder durch das Hören eines Flüſterns, Rau— 
ſchens u. dgl. zu dem Abſtehungs-Entſchluſſe gebracht wird, und ihn etwa 
duch Davonlaufen bethätigt, ehevor noch fi ein ſolhche s äußeres 
Moment zeigte, das wirklich im Stande geweſen wäre, ihn an der Aus- 
führung feines Vorhabens zu hindern — — — 


Hält man nun alle vorftehenden Merkmale des ftrafbaren Verſuches 
eines Verbrechens zufammen, fo zeigt fih der große praftifhe Un- 
terſchied zwifhenverjuhtem und vollbrachtem Berbreden. 


Diefer Unterfchied äußert fih (praktifch) vorzüglih in zwei Wir- 
fungen: 


a) Bei dem blos verfuchten Verbrechen fann ſich der Thäter noch 
immer jtraflos machen, wenn er von der Bollbringung durch eigene thä— 
tige Reue rechtzeitig abfteht, was aber bei dem vollbradten Berbre: 
hen nicht mehr möglich ift, indem bei dDiefem die fpätere, wenn gleich in 


fung der Etraflofigkeit des Verſuches wegen freiwilliger Abftehung überhaupt 
geltend gemacht wurden, auch auf die oben voraudgefepten Fälle, wo dieſer 
Entſchluß durch äußere Greigniffe veranlaßt wurde, volle Anwendung finden. — 
Aus einer aufmerffamen Würdigung der oben (Seite 304 und 305) angeführten 
Sefepesftellen im Jofepbinifchen, fo wie in dem fpäteren Strafgefege Defterreiche 
kann man fich aber auch überzeugen, daß unfere vaterländifche Regidlation diefe 
Rückſichten fehr richtig würdigte, indem ed in allen einjchlägigen Parallel- 
Stellen gerade jenes Wörtchen („nur“ oder „blo 5“) mit unverfennbarem 
Nachdrucke hervorhebt umd forgfältigft mehrmals wiederholt, wodurch 
die obige Rüdfiht auf die Motive, melde den Zhäter zur freiwilligen 
Abſtehung veranlaßt oder beftimmt haben mochten, ausgeſchloſſen, und 
unmittelbar ausgefprochen wird, daß man ſich hierbei einzig und allein 
mit dem äußeren Erfheinungs-Berhältniffe zu begnügen habe. — 


[B3trafgef. 1. &hl. 1. Haupt. $. 8.] — 332 — [don Verbrechen überhaupt. ] 


einem folhen Stadium des Handelns, wo noch aller Schade verhütet 
werden Tonnte, oder noch gar feine unmittelbare Rechtverletzung vor- 
handen war, eingetretene Neue, fo wie auch die Wiedergutmachung 
des bereits herbeigeführien Schadens wohl als ein Milderungs: 
Umftand ($. 46 lit. g und $. 47, litt. b und c), in der Regel *) 
aber nicht zur Entfjhuldigung oder MWiederaufhebung des bereits 
vollbrachten d. h. desjenigen Verbrechens dienen kann, welches nad 
der gefeßlichen Begriffebeftimmung fehon durch den bloßen Beginn einer 
gewiffen Handlung, auch ohne üblen Erfolg, als vollftändig er 
ſcheint. — Ber alfo 53. B. eine der in den $$. 58 und 65 bezeichneten 
verbrecherifchen Aufforderungen an Andere gerichtet oder durch gefährliche 
Bedrohung auf die Befchlüffe der in den 88. 76 und 78 erwähnten Ber 
hörden oder Organe einzuwirken gefucht hatte, würde fih, wenn er 
auch noch vor Erreihung des bezweckten Erfolges aus eigener Reue feine 
Aufforderung an Andere zurüczöge, oder von der Kortfeßung feiner 
Drohung abftünde, dadurch eben fo wenig von diefem Verbrechen 
ſtraflos machen können, al® derjenige aufhört, des (vollbradten) 
Verbrechens des Menfchenraubes ſchuldig zu fein, der im Falle des 8. 90 
den eigenmädhtig in feine Gewalt gebrachten Menfhen nit an eine aus— 
wärtige Gewalt abliefert, wie e8 urfprünglich feine Abficht war, fondern 
ihn aus eigener thätiger Neue an feine Angehörigen zurückbringt, oder 
wer im erften Falle des $.96 eine in Heiraths- oder Unzuchts-Abſicht ent- 
führte Krauensperfon aus eigener Neue und ohne die Heiraths- oder Un— 
zuchts=Abficht auszuführen, in den Zuftand ihrer vollen Freiheit zurück— 
verfeßt: — oder als derjenige, der ein unter den Umftänden des $. 149 
bereits mweggelegtes Kind alfogleih nach begangener That, ehenor ihm 
der geringfte Nachtheil zugeftoßen ift, aus eigener Reue wieder zurück— 
nimmt, und es in Sicherheit bringt, von dem in diefem $. bezeichneten 
Berbrehen; — oder als derjenige, der in den Fällen der 88. 98 und 
190 bereits eine Gewalt oder Drohung in den dort angeführten Abfichten 
angewendet hatte, allein nah Erreichung diefer Abficht aus eigener Reue 
von der Kortfegung feines frevelhaften Unternehmens zurücktreten würde, 


*) Ausnahmen von der obigen Regel, in welchen nemlih das Geſetz 
auch nah ſchon vollendetem Berbrechen die Straflofigleit wegen fpäterer 
thätiger Neue oder Wiedergutmachung des Schadens eintreten läßt, fommen 
im erften Theile unfered Strafgefeped nur bei dem Berbrehen des Hochver— 
rathes ($. 62), des Zweikampfes ($. 165), der Brandlegung ($. 168), des 
Diebſtahls und der Veruntreuung ($$. 187 und 188) vor. 
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dadurch fih von der Schuld des Verbrechens der Erpreffung oder bezie- 
hungsweiſe des Raubes frei machen könnte. Denn in all diefen Fällen ift 
das in Frage ſtehende Verbrechen nach der gefeglichen Begriffebeftimmung 
durch die — vorausfeglich noch vor dem Hinzutritt der eigenen Reue gefche- 
bene, anfänglide Handlung bereits vollbracht gewefen, und es 
fann daher auf fie das erörterte III. Moment des $. 8, weil diefes nur 
von dem Verſuche der Berbrechen gilt, keine Anwendung finden. 
Die zweite wichtige Wirkung, welche durch den Unterfchied zwi- 
{hen vollbrachtem und blos verfuchten Verbrechen begründet wird, liegt 
b) in dem ſchon oben (Seite 298, unter lit. b) hervorgehobenen 
Umftande, daß nach der bereits in der Zufaß - Verfügung des $. 8 ange: 
deuteten, und im $. 47 lit. a näher beftimmten Anordnung des Gefeßes*) 


*) Die Grläuterung der oben citirten Gefepeäftelle ($. 47 lit. a) ge 
bört zumächft micht hierher. Allein die Eine Bemerfung mag über biefelbe 
ſchon hier gemacht werden, daß unfere vaterländifche Gefepgebung nicht erſt 
jept im $. 47 Iit. a, fondern ganz übereinflimmend damit ſchon vor fünfzig 
Jahren (nemlich bereitd indem Geſetzbuche vom 3. September 1803, 8.40 lit. a) jene 
überaus einfache Norm über die Beflrafung des Berfuches („daß derfelbe 
in dem Maße milder zu beftrafen ift, als er noch von der Bollbringung des 
Verbrechens entfernt geweſen ift”) feftgefegt hatte, welche feither die meiften 
europäifchen Strafgefege angenommen haben. Dadurd werden die vielen 
Shul-Diftinctionen und Eintheilungen ded Verſuches in den entfernteften 
(Borbereitungsbandlungen) — entfernten (Inchoatio — Anfang der Unter: 
nehmung) — nahen (Attenlatum — Begiunen der Schlußhandlung) und 
nädften Berfuh (Crimen perlectum im Gegenfaße des crimen consum- 
matum, d. b. beendigter Verſuch oder vollftändige Beendigung der 
verbrecheriſchen Schlufbandlung , obme aber den ihr eigenthümlichen objectiv 
üblen Enderfolg herbeigeführt zu haben) befeitiget, was aus dem Stand» 
punkte der Godification gewiß nur gebilliget werden kann: denn einerfeits 
find all’ diefe Eintheilungen völlig überflüffig, da der durch fie angeftrebte 
praftifche Zwed doch offenbar ebenfo gut durch die obige einfahe Richt: 
ſchnur erreicht werden fann, und bierbei dem vernünftigen Grmeffen des 
Richters zugleich jener Spielraum gelaffen wird, der ihm hier nad der Natur 
der Sache gelaffen werden mu, weil die wirklich vortommenden Fälle ſich 
zufälig nidt immer fo geftalten,, daß die obigen von der Schule fehr abge: 
zirfelten aber idealifirten Eintheilungen darauf paffen; — and'rerfeitd 
aber zeigen ſich alle ähnlichen Diftinctionen eben aus dem zulept angegebenen 
Grunde praftifh unanwendbar. 

Aus eben diefem Grunde ift mit Rüdfiht auf dasjenige, was oben 
(Seite 295 — 297) über die Bedeutung der Bollendung eines Verbrechens 
im Gegenfape eines blofen Verſuches gefagt wurde, auch die von der Doctrin 
bei der Lehre vom Berfuche geltend gemachte Eintheilung der Verbrechen in 
formelle und materielle nad unferem vaterländifchen Strafredhte ganz 
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der Berfuh als folder ſchon ald ein allgemeiner Milderungs- 
Umftand anzufehen ift, daher felbft dann, wenn er auch in der Kegel 
mit demfelben Strafübel (in quali) und demfelben Straffage (in quanto), 
zu behandeln ift, wie das vollendete Verbrechen (vergleiche Seite 298— 
301), dennoh innerhalb diefes Straffaßkes eine mildere 
Ausmeffung der Strafe, als das vollendete Verbreden 
nad ſich zieht ($$. 52 — 54); — und daß noch insbefondere bei 
vielen einzelnen Verbrechen (wie ebenfalld fhon auf Seite 298 ad 
lit. b ausgeführt worden ift) das Gefek fogar andere Straf-Arten 
oder einen geringeren Strafjab für das verfuchte Verbrechen feitge- 
feßt bat, als für das vollbrachte Verbrechen verhängt find. 


Zu D. 


Die 88. 9 und 10 unferes Gefeßes enthalten, wie bereit$ vorläufig 
(Seite 294) angedeutet worden ift, die Cynofur über zwei vereinzelte 
Berfuchs » Fälle, deren Entfcheidung nah Maßgabe der über die Anwen 
dung des bisherigen $. 7, womit der $. 8 des neuen Geſetzes doch wört— 
lich übereinftimmt, bekannten Erfahrungen fehr verſchiedenartig, ftreitig 
und wirklich zweifelhaft war. 

Was num vorerjt den 


$. 9 


betrifft, fo hat fi} unfere dermalige Gefeßgebung ohne Zweifel 
zu defien Verfügung durch die Betrachtung beftimmen- laffen, daß die 
fhon früher, nemlih oben auf Seite 266 unter Nr. 7 angeführten 
drei Falle des Verfuches der fogenannten intellectuellen Urheberſchaft 
eines Verbrechens in der bisherigen Praris fhon im Allgemeinen, 
und nicht etwa insbefondere blos in Beziehung auf die Begehungsweife 





überflüffig. Man verfteht unter den erjteren folhe, wobei zum Dafein 
eined gewiffen Verbrechens nach) der gemeinen Anficht, fo wie nah der Natur 
der Sache ſchon eine gewiſſe äußere Form der Handlung zureiht, ohne daß 
ein materieller böfer Thaterfolg dazu erfordert wird ; während das Wefen der 
f. g. materiellen Verbrechen darin beftcht, daß zu ihrem vollſtändigen 
Dajein das Eingetretenfein eines gewiffen materiellen Thaterfolges noth- 
wendig ifl. — 

68 leuchtet ein, daß der öfterreihifche Richter zunächſt nicht um 
das Gingetretenfein oder Nichteingetretenfein eines gewiffen Erfolges, fom 
dern einfach darnach zu forfchen hat, ob das Verbrechen nad ber gefep- 
lichen Begriffebeftimmung ald vollbracht, oder nur als verfucht anzufehen fei. 
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duch Dindfhriften*) fehr beftritten waren, indem tiber die Frage: 
„ob in diefen drei Fällen für denjenigen, der einen Andern zur Begehung 


*) Ein Herr U. will zwar in einem dem $. 5 gewibmeten Auffake der 
Gerichtözeitung (Nr. 93 und 94 vom 3. und 5. Auguft 1852) die Deran- 
laffung zu dieſer neuen Beftimmung unferes dermaligen Gefekes zunächſt in 
den Preßvergehen finden, und findet in der Anddehnung diefed Grund- 
ſatzes, ber fi allerdingd bei Prefivergeben rechtfertigen laffe, auch auf alle 
anderen Anftiftungäverfuche eine bedenkliche &eneralifirung. 

Ich kann, ohne eine Indiscretion gegen meine amtliche Stellung zu 
begeben, dem ungenannten Herm Berfaffer verfihern, daß feine Borausd- 
feßung thatſächlich unrichtig if. Hätte fih ber Herr Berfaffer nur etwas 
genauer in der öfterreihifchen Gerichtöprarid umgefehen, jo würde er hunbert- 
fahe Belege dafür gefunden haben, daß auch bei und in Defterreih ſchon 
feit Sahrzehenden, alfo viel früher, ala von den — wohl erft feit Aufbe- 
bung der Cenfur (1848) praftifch gewordenen — f. g. Prefvergehen die Rede 
war, die oben don mir in Einer Sefammtfrage angedeuteten drei Special: 
fälle in Beziehung auf alle Berbrechen fehr controvers waren. Für bie f. 9. 
Preßvergeben, oder um geſetzgenau zu reden, für die durch Drud: 
fhriften gefchehenden, und ebenfalld unter dag gemeine Strafrecht fallen- 
den Anftiftungs-Berfuche (Art. II des 8. M. P. und 8. 7) in dieſer Be 
ziehung insbeſondere vorzuforgen, wäre am allerwenigften ein Grund da- 
gewefen, da gerade bei denjenigen firafbaren Handlungen, die vorzugs— 
weife durch Drudfchriften begangen zu werden pflegen (4. B. $. 58 in 
Verbindung mit $. 59 lit. c, $$. 65, 122 lit. d, 300, 302, 305 u. m. a.) 
ohnehin ſchon der bloße Aufreizungs =» oder Anftiftunge-Berfud in der 
befonderen Begriffs- oder Strafbeftimmung diefer einzelnen ftrafbaren 
Handlung fpeciell mit Strafe bedroht ift, daher es unnöthig war, wegen 
diefer Art von flrafbaren Handlungen auch noch eine weitere Anordnung 
zu verfügen. Es war nach dem Gefagten ein allgemeines und praf: 
tifhes Bedürfniß vorhanden, die vielen biäher in der Nehtd-Anumwendung 
vorgefommenen Zweifel der angegebenen Art in Beziehung auf alle Ber 
brechen abzufchneiden, und nicht blos theoretiſche Spikfindigkeiten der 
Schule zu entfcheiden. Es ift hiernach vielmehr nur als eine Folgerung aus 
diefer allgemeinen Anerdnung anzufehen, daß insbefondere auch die 
durh Drudfhriften geſchehenden Anfiftungs-Berfuche in gleicher Weife 
zu beurtheilen fommen. — Hieraus fchon ift zu entnehmen, daß das Geſetz 
nit bloß die von jenem Herrn Berfaffer hervorgehobenen zwei fälle der 
— nad Zachariäs treffliher Schrift über den Verſuch — f. g. vollendeten, und 
verfuchten Anftiftung, fondern auch den dritten oben (auf Seite 266 
unter Nr. 7) erwähnten Fall, ferner auch den auf Seite 256 erwähnten Fall 
(der Nichtausführung eines durch Gomplott befchloffenen Verbrechens), jo wie 
überhaupt alle einzelnen, unter den allgemeinen Grundfag fubfumirbaren Fälle 
normiren wollte, und daß ed eben deshalb dem $. 9 jene gemerelle Faffıng 
geben wollte und mußte, wornach nemlih die Rrage im Allgemeinen 
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eines Verbrechens zu bewegen geſucht hatte, auch dann, wenn dieſer 
fein Berfuch (der intellectuellen Urheberfchaft) als foldher keine Wir: 


entf&hieden werden follte, wie denn der Berfuh der Auftiftung dann zu behan- 
dein fei, wenn aus derjelben ſich gar keine ftrafbare That des anzufliften Ver- 
ſuchten (phyſiſchen Thäters) ergab. — Borin dad Bedenkliche der von 
unferem Gefege vorgenommenen Generalifirung liegen fol: bin menigften® ich 
niht im Stande, aus der Argumentation des obigen Herrn Berfaffers zu 
enträthfeln. Noch weniger aber ift ed mir, und fo weit ich fragte, auch An- 
deren gelungen, aus den Erörterungen des Herrn Berfafferd, trog alles von 
ihm daran verfchwendeten Kraftaufwandes, einen Zweifel darüber heraudzu- 
Hügeln, ob denn wirklich durch den $.9 auch der zweite won ihm vorausgeſetzte Fall 
der ſ. g verfuchten Anftiftung („wenn es nemlich dem Anftifter nicht einmal gelungen 
ift, den Andern zur Uebernahme der Ausführung ded Verbrechens zu beftim- 
men“) getroffen werden wollte. — Der Herr Berfaffer entfcheidet fih zwar 
endlich jelbft für die Bejahung der Frage, wirft aber dem Geſetze „Man- 
gelan Präcifion und Deutlichkeit“ vor, weil es diefen Fall nicht von 
jenem der f. g. „vollendeten Anftiftung („wenn nemlich der Angeftiftete ſich 
von dem Anftifter zur Uebernahme der phyſiſchen Bolführung zwar beftimmen 
ließ, aber von der Ausübung felbft aus Neue abgeftauden iſt“) getrennt, und 
fofort diefe beiden Fälle nicht in zwei gefonderten Paragraphen behandelt 
babe. — — Ich gefiche offen, daß ich nicht im Stande bin, irgendwie her 
aus zu bringen, wie in den Plaren Worten des $. 9: „wer Jemanden zu 
einem Verbrechen zu verleiten (auch nur) ſucht, ift dann, wenn feine Ein- 
wirkung ohne Erfolg geblieben war, der verſuchten Berleitung ſchuldig;“ 
felbft ſchon beim erften Anblide, und ganz abgefehen von meiner oben im 
Zerte verfudyten Erläuterung der Fall der f. g. verfuchten Anftiftung nicht — 
ja wie nicht gerade diefer Fall vorzugs weiſe in den obigen Worten ein- 
gefhloffen fein fol. — So viel mir aus den vielen Anzeigen und Beſpre— 
chungen unferes Strafgefeged in den verfdhiedenften Zeitungen, fo wie aus 
vielfachen Unterredungen mit Anderen befannt wurde, hat man die Deftimmung 
dieſes 8. wohl ſchon mehrfah firenge, aber keineswegs ungerecht, oder 
undeutlic gefunden; insbefondere ift außer dem bezeichneten Herrn U mei- 
nes Wiffend noch Niemandem der angeregte Zweifel aufgeftoßen, oder feit er 
von ihm angeregt worden, auch nur als möglich einleuchtend geworden. — 
Der umfichtevolle Berfaffer der Vergleihung des neuen Strafgefepes mit dem 
biöher beftandenen Strafrechte in der Gerichtögeitung erklärt, in Nr. 72 derfelben, 
den 8.9 ganz allgemein und zweifellos, und Spricht fich anerkennend dar- 
über aus, daß derfelbe die lange beflrittene Frage über die erfolglos 
gebliebene Aufforderung zu einem Verbrechen auf die dort beflimmte 
Weife entihieden habe; — Frühwald (a. a. D. I. Heft, Seite 36, Nr. 7) 
führt ebenfall® den Fall der Frage ausdrüdlid an, findet ihn aber gleichfalls, 
ohne cin Sterbenewörtchen darüber zu verlieren, zweifellos ſchon im Gefepe 
entſchieden; — in gleicher Weife fubfumirt au Dr. Fierlinger in fei- 
ner Erörterung des $. 9 in Nr. 104 der Gerichtözeitung unter denſelben 
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fung hatte, d. 5. wenn in Folge deffelben nicht auch mwenigftens ein 
Anfang der phyſiſchen That Statt gefunden hat, bereitö eine criminelle 
Strafbarkeit des Berfuchers vorhanden ſei?“ vielfach gezweifelt wurde. 


Unfere Gefeßgebung ftellte fih num bei der Löfung auch dieſer 
Frage auf einen eben fo nüchternen als praftifhen Standpunft. 


Ohne in die — jebt ganz umpraktifch gewordene und zu einer 
mäßigen Schulfrage herabgeſunkene — Gontroverfe einzugehen, ob 
nad dem bisherigen Gefeke der Verſuch der Anftiftung zu einem Ver— 
brechen dann, wenn fie von gar feinem Anfange der aufgetragenen That 
felbft begleitet war, in Gemäßheit des $. 7 defjelben hätte als ftrafbar 
erkannt werden folfen oder nicht: fo Hatte doch unſere Gefekgebung die Er: 
fahrung eines halben Jahrhunderts für fih, daß diefe Frage in der 
Praris nah dem Wortlaute des ebengenannten $. 7 vorherrſchend ver. 
neinend entfchieden wurde. 


Viele der gewiegteften Praktiker und öffentlichen Lehrer hielten 
dafür, daß nah Maßgabe jenes $. die Beftellung eines Mordes, das Auf: 
traggeben zu einer Brandlegung, die Aufftachlung zu einer aufftändifchen 
oder aufrührerifhen Zufammenrottung u. dgl. von der Strafe des Ver— 
fuches des bezielten Verbrechens freigefprochen werden müffe, wenn die 
Aufforderung an dem befjeren Sinne der Aufgeforderten, oder gar an 
zufälligen Hinderniffen in der Art fcheiterte, daß von der beabſichtigten 








als jelbftverftändtich den Fall: „wenn der zu einer frafbaren Handlung Aufe 
geforderte diefer Aufforderung keine Folge gab (oder nicht Folge leiftete)“ 
u. f. fe — Freilich dürfte diefes gemeine Argumentum ad hominem, nemlid) 
die Berufung auf den communis consensus Aliorum, imo Omnium bei dem 
obigen ungenannten Herrn Berfaffer wenig Gnade finden, da er fi ebenda 
mit der gefammten Praris unzufrieden äußert, daß fie den $. 7 dei 
alten Gefeped in Bezichung auf den Gegenftand der Frage nicht richtig 
(d. h. nicht fo wie der Herr Berfaffer !) aufgefaßt habe; da er ferner im Dor- 
beigehen auch der Univerfität fchmollt, dak man, wie er ans eigener 
Erfahrung wiffe, auch dort keine gefcheidtere Anfit über den $. 7. gehört 
babe, ald diejenige war, melde in Defterreich. allgemein praftifch gangbar 
gewefen; und da er endlich, wie wir bereits gefchen haben, auch mit der höch- 
fen Geſetzgebung ſelbſt ſich nicht zufrieden ftellen fann, da fie den $. 9 
nicht mit der von ihm geforderten Deutlichkeit und Präcifion tertirt , und 
diefen überdied „mit dem $. 305. in einen Widerfpruc geſetzt habe, 
deffen wie immer verfuhte Löſung feine volle Befriedigung 
geben dürfte.“ — Meber den legten Borwurf oben im Texte noch ein 
Mehreres; — auf die übrigen Bemerkungen fei mir die Antwort erlaffen ! 
Hye, Gommentar, 22 
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That felbft nicht einmal ein Anfang der Ausführung gemacht wurde *). — 
Allen es wird nicht blos der öffentlihen Sittlichkeit ein Aergerniß gege- 
ben, fondern felbft das Gerechtigkeits-Gefühl eines Jeden wird darüber 
empört, wenn derlei gefährliche Aufheger, die von ihrer Seite doch auch 
äußerlich Alles gethan Haben, was zur Herbeiführung des bezielten 
Verbrechens gefchehen follte, und eben deßhalb eine wirkliche Rechtsgefähr— 
dung und eine ſchwere Schuld verübt haben, ftraflog bleiben, und Jedermann 
dringt fich zugleich die Ueberzeugung auf, daß durch das Strafloslafien fol: 
her Aufhetzereien auch die öffentliche und Privat-Sicherheit im höchſten 
Grade gefährdet werde. Da nun die allgemeine Beftimmung über den 
Berfuch der Verbrechen im neuen Geſetze ($. 8) wörtlich gleichlautend mit 
dem oben citirten$. 7 des alten Gefekes beibehalten wurde, fo mußte man 
beforgen, daß in der praktifchen Anwendung aud des neuen Geſetzes ſich 
diefelbe Lücke offenbaren könnte, welche aus dem gleichen Wortlaute des 
früheren herausgefolgert wurde. — Dieſem Mangel dur eine aus— 
drückliche (Special-) Verfügung abzjuhelfen, und insbefondere den 
ſchon oben (Seite 266 im 7. Abſatze, jo wie Seite 256) angeführten vier 
particulären, und wohl allen analogen Fällen einer erfolglos geblie- 
benen Aufforderung zu einem Verbrechen — durch eine allgemeine, d.h. 
das ganze Syſtem der Strafgefeßgebung durchgreifende, und won der 
Gerechtigkeit nicht mipbilligte Norm praftifch zu begegnen, war 
die Aufgabe des in Rede ftehenden $. 9. — Unfere Gefeßgebung konnte hier: 
bei die in neuefter Zeit lebhaft erörterte Doctrinelle Frage: „ob man 
in der Anftiftung zu einem gewifjen Berbrechen ein eigenes Verbre— 
hen, oder nur den erften Berfuch jener anderen That erkennen foll, wozu 
aufgefordert wurde," fo wie die weiteren fi hieran knüpfenden Erörte— 
rungen, ob die von Zachariä herftammende (eben erft in der Anmers 
fung auf Seite 336 berührte) Unterfcheidung zwifchen der f. g. verſuch— 
ten und vollendeten Anftiftung in feinem (oben angegebenen) 
Sinne haltbar fei, dem Genius der Spradhe und der Natur der Sache 
entfpreche, und alle ähnlichen wiſſenſchaftlichen Controverſen ganz 
außer dem Gefichtsfreife einer unmittelbar = pofitiven Entfcheidung laffen, 


*) Auch darin hatte Jenull feine fih urfprünglih für die Straf 
barkeit von derlei Anftiftungs- Berfuhen nah öfterreihifhem Gefepe 
andfprechende Anficht fpäterhin aufgegeben, und confequent mit der von ihm 
fpäter adoptirten Grundanficht über den $. 7 unſeres alten Geſetzes 
ebenfalld, mit Kitfa u.m. 9. behauptet, daß Anftiftung, wenn ihr gar feine 
ftrafbare That folgt, nah unferem Gefeke ſtraflos fei. 


[Strafgef. 1. @pl. 1. Yanptft. $. 9.1 — 339 — [Von Verbrechen überhanpt.] 


wenn nur diefe pofitine Vorſchrift felbft fo allgemein und beftimmt gefaßt 
wurde, um alle angedeuteten Fälle zu umfaffen. 
Der Sinn diefer im $. 9 enthaltenen Borfhrift ift hiernach Klar. 
Das Geſetz beftimmt: 
„Mer S$emanden (alfo eine einzelne oder mehrere beftimmte Perſouen) 


zu einem Verbrechen (alſo wieder in einer beffimmien einzelnen Handinng, in welder 
fib die Merkmale eines Berbrechens darftellen) Au f f ordert cikm aufmerkſam macht, an« 


regt und ermahnt, daß er etwas thun foll, was alſo insbeſondere dann geſchieht, wenn biejer 
erſt bierdurd zur That aufs gerüttelt, oder im feinem Entſchluſſe veranlaßt wird, was alfo 
vorzüglich im den Fällen der ſchon mehrgedacten f. g. vollendeten Nnftiftung der Ball if), 


aneı fe rt @. b. die in dem Anderen vielleicht fchen feimende Neigung oder Luft oder gar 


den bereits in ihm vorhandenen Entichluß zu dem Verbrechen beſtärkt, wach erhält oder fteigert, 
was alfo insbefondere aud dann der Fall ift, wenn der Angeeiferte ohnehin fhon zu dem be 
ftimmten Verbrechen entjchloften war, und felbit ohne Diele Aufreisung gebandelt haben würde) 


oder zu dv erleiten ſucht (d. b. ibm obgleich vergeblich zur Faſſung des verbrecheriſchen 


Entſchluſſes, und zur Ausführung des befchloffenen Verbrechens zu beftinnmen beftrebt war, was 
alfo namentlich bei der oben erwähnten ſ. g. verfuchten Anftiftung der Ball ift, mag nun der 
Nufgeforderte ſchon urſprünglich micht zu dem vwerbrecherifchen Eutſchluſſe bewogen worden fein, 


oder denfelben zwar gefaht, dann aber wieder davon abgeftanden jein), ift dann, wenn feine 
Einwirkung @. i. im Zufammenhauge mit dem Borhergebenden , feine ebengedachte imtel- 
Teetuelle, oder den Willen des Anderen zu bewegen, und dadurch die That deſſelben berbeigu- 
führen verſuchende Einwirkung) o h ne Er fol gg eblieben war (G. b. wenn dasje 


nige nicht geichehen üft, was geſchehen forte, wenn alfo entweder der Eine durch feine Eins 
wirfmg beabfichtigte Erfolg , daß nemtich der Mille des Anderen beftimmt werden follte, oder 
wenn der andere von ibm bezwedte Erfolg, nemlid die T bat des Aufgeforderten nicht einge, 
treten iſt; — oder mit anderen Worten, ſowohl in dem einen Falle, wenn ſich Der Aufgeforderte 
ſchon urſprunglich nicht zu dem verbrecherifhen Entſchluß beitimmen ließ, als auch in dem an— 
deren Falle, wenn der Aufgeforderte den Auftrag angenommen hat, in der Felge aber vor der 
Ausführung aus eigener Reue abgeftanden ift, oder noch vor Dem wirklichen Anfange irgend einer 
Ausführung durch von feinen Willen mabhängige Momente daran verhindert worden if”), 


der verfuhten Berleitung zu jenem Verbrechen fhuldig, und zu 
derjenigen Strafe zu verurtheilen, welche auf den Berfuch diefes Ber: 
brechen zu verhängen wäre." 


*) Aus der obigen Erläuterung des mir ganz zweifellos erfcheinenden 
MWortlautes des $. 9 erhellt zugleich, daß ich die in einem fehr leſenswerthen 
Aufſatze Fierlinger'd in der Gerichtözeitung Nr. 104 verfochtene Anficht, 
wornacd in diefem $ 9 unter den Nuedrude: „ohne Erfolg“ ein rein fub- 
jectived Moment, nemlih einzig und allein „die Nichtfolgeleiftung, oder 
beziehungsweife der Mangel eines wirkfamen Einfluffes® auf die Willen“ 
richtung desjenigen zu verftehen fei, welcher zu einem Berbrechen verleitet 
werden ſollte“ — nicht theilen fann, und daß mir daher auch alle von dem 
fharffinnigen Berfaffer an diefe Vorausſetzung geknüpften Folgerungen un- 
haltbar fcheinen. — Er meint nemlich, daß das Wort „ohne Erfolg“ in ganz 
gleihem Sinne aud im $. 59 lit. c angenommen werben müffe, weil bort 
der $. 9 bezogen worden fei, während eben diefer Ausdruck im $. 58 litt. b 
und e (— das Gleiche müßte jegt wohl auch von lit. a behauptet werben —) 
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Das Geſetz hat daher eine ſolche erfolglofe Aufforderung zu 
einem Verbrechen fchlechthin ale „verfuchte Verleitung“ zu diefem 
Verbrechen bezeichnet, und folgte hierbei, indem es die obige wiſſen— 
ſchaftliche Gontroverfe über die f. g. „verfuchte und vollbrachte Anftif- 
tung,“ als eine noch fehwebende Streitfrage ganz zur Seite ließ, dem 
gemeinen, und eben darum auh Jedermann verftändlidhen 
Sprahgebraudhe, in weldem man von einer vollbradten Berlei- 
tung erft dann fpriht, wenn erftens der von einem Anderen Berlei- 
teten wirklich in feinem Willen zu dem vorausgefeßten Entfchluffe bew o- 


nur auf den Mangel des objectiven Erfolges, nemlich auf das Nichterreis 
hen des hochverrätherifchen Amweded bezogen werden müſſe. — Hieraus fol« 
gert nun Bierlinger, daß, wenn Jemand einen Anderen zu den im $. 58 
litt, b und e beftimmten Handlungen zu verleiten ſucht, ihn aber in- deffen 
Willen hierzu zu bewegen nicht vermochte, er in Combination der citirten 
beiden 88. nur eines Berfuches des Hochverrathöö ſchuldig fein fünne, 
jo daß man nad) dem jekigen Geſetze allerding® auch bei dem in den litt. 
b und ce ded 8.59 erwähnten Berbrechen von einem bloßen Berfuche desfelben 
reden fann. — — Übgefehen davon, daß ich die vom Herrn Dr. Fierlinger 
fhon dem $. 9 gegebene Deutung nicht als richtig erfennen kann, und daß 
ich folgerichtig dem Ausdınde: „ohme Erfolg“ in allen bezogenen 88. (9, 
58 und 59) immer diefelbe weitere Bedeutung geben muß, wornach es mir 
nemlih, da das Gefeb den Ausdruf ganz allgemein und ohne alle Unter: 
ſcheidung gebraucht, gleichgiltig erfcheint, ob Mangel des erwähnten fubjec- 
tiven oder objectiven Erfolges vorhanden fei: fo dürfte Fierlingers als 
Hauptergebniß hingeftellte Meinung auch durd den Haren Wortlaut des $. 59 
entkräftet fein. Nach Mafigabe diefes 8. ift nemlich in allen drei Fällen (nad 
dem jegigen Geſetze allerdings auch im Falle der lit. a) jede einleitende 
Handlung, wodurd einer der dort bezeichneten Zwede erreicht werden ſoll, 
bereits dad vollbrachte Verbrechen, daher wortgenau auch derjenige, der 
auf Andere nur intellectuell einwirft, damit fie zu diefem Verbrechen, und 
beziehungsweife zur Ausführung bewogen werden follen, felbft dann, wenn 
gar fein Erfolg eingetreten ift, wenn fie alfo entweder nicht bewogen, 
oder doch die That nicht ausgeführt wurde, bereitö des vollbrachten, und 
nicht blog, wie Fierlinger meint, des verfuchten Hochverrathes fchuldig. 
Nur hat der $. 59 lit. e auf diefen Fall eine viel mildere Strafe ver 
hängt. — — Die von dem genannten talentvollen Verfaffer angeregte Frage 
ift praßtifch fehr wichtig, da fi aud dem Seite 331 und 332 unter lit. a 
Gejagten ergibt, daß, wenn Fierlinger's Meinung richtig wäre, der ge- 
dachte Anjtifter ſich ſchon durch das einfache freiwillige Abftehen von der 
Fortjepung feiner bisher vergeblich verfuchten Berleitung ſtraflos machen 
würde, während nah meiner Anficht diefes Wieder» Straflogwerden erft 
durch die angeftrengtere pofitive Thätigkeit nah $. 62 begründet werben 
könnte. — 
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gen worden ift, und wenn zweitens hiernad auch wenigſtens ein 
Anfang der That flatigefunden hat: dann erft, wenn beides 
gefhehen ift, kann man fagen, daß Jemand, eine beftimmte 
That zu thun verleitet worden if. — Im Gegenfabe davon 
fann man daher „verfuchte Verleitung“ diejenige nennen, in deren 
— Folge wie in den im $. 9 vorausgefeßten Fallen — entweder das 
Eine, oder das Andere nicht wirklich eingetreten ift. — Das Gefek hat 
ferner auf diefe verfuchte Verleitung die Strafe des Berfudhes 
desjenigen Verbrechens gefebt, wozu der Verfucher den Anderen verleiten 
wollte: Dies ift nun regelmäßig, wie wir fehon oben (Seite 298 lit. b 
und Seite 333 und 334) gefehen haben, Diefelbe Strafe, welche auf das 
vollbrachte Verbrechen verhängt ift, jedoch immer mit Anwen: 
dung jener Milderung, die dur die Borfhrift des 8. 47 
lit. a gerade dadurch begründet if, dag es ein bloßer 
Berfuh if. — Dagegen finden felbftverftändlich alle bereits oben 
(Seite 298) angeführten Ausnahmen, in welchen nemlich das Gefek auf 
das verfuchte Verbrechen geringere Straf- Arten oder Straf-Sätze, 
ale auf das vollbrachte Verbrechen verhängt hat, auch auf den vor: 
ftehenden fpeciellen Fall des Berfuches volle Anwendung *). — Ebenfo 
ift Har, daß die vorftehende Beftimmung, wornach die verſuchte Verlei— 
tung eines Anderen zu einem Verbrechen nur ale Verſuch diefes Ber- 
brechens angefehen und beftraft werden foll, nur ala Regel anzumen- 
den ift, und ihre natürliche Beſchränkung durd alle jene befonderen Ge- 
feßesftellen findet, wo das Geſetz aus nahmsweiſe bei einzelnen Ber; 
brechen wie 3. B. in den $$. 58, 65 und 66 fehon die entferntefte ein: 
leitende oder Berfuhs- Handlung zu einem gewiffen verbrecherifchen 
Zwede, wenn diefelbe auch ohne allen, fubjectiven oder objectiven Er: 
folg geblieben ift, alfo auch das bloße intellectuelle, wenn gleich ganz 
erfolglo8 gebliebene Einwirken auf einen Anderen zu diefem Zwecke bereits 


— — — 





) Eben daraus aber, daß unſer Geſetz gerade bei den ſchwereſten 
Verbrechen faſt durchgängig eine viel mildere Strafe auf das verſuchte, als 
auf das vollbrachte Verbrechen verhängt hat, und daß überdies dem Richter 
auch im Allgemeinen bei Anwendung des 8. 47 lit. a in Beziehung auf 
die Herabminderung der Strafe für ein blos verſuchtes Verbrechen 
ein fehr großer Spielraum eingeräumt ifl (vergl. die 88. 52 und 54 und oben 
Seite 79-83), dürfte auch ſchon der öfter gehörte Vorwurf, daß der $. 9 
durch die Sleichftelung der verfuchten Derleitung zu einem Verbrechen mit 
dem Berfuche diefes Berbrecheng felbft eine erorbitante Strenge fan 
tionirt habe, ih als ungegründet darftellen. 
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ala das vollbrachte Verbrechen erklärt. Diefe fpeciellen Be 
flimmungen derogiren für diefe befonderen Falle fhon nad den Regeln 
der Logik der (mur für alle nicht insbefondere ausgenommenen Falle gel: 
tenden) allgemeinen Regel. 

Endlich begränzt fi) aus dem bisher Gefagten das Wechſel-Ver— 
hältniß zwifchen dem $. 9 und dem $. 305 auf eine ebenfo einfache ala 
natürliche Weife. Wer erweislich eine oder auch mehrere beftimmte 
Perfonen zu einem beftimmten Berbrechen zu verleiten fucht, verfällt 
dem $. 9; — derjenige hingegen, von dem alle diefe Umftände nicht voll- 
ftändig erwiefen werden können, im deffen öffentlich (memlich auf die 
im $. 303 bezeichnete Weife) vorgebrachten Aeußerungen aber dennoch 
unbeftinmte Aufforderungen zu unfittlichen oder gefeßlich werbotenen 
Handlungen, die alfo überdies nicht gerade Berbrehen, und am we— 
nigften ein beftimmtes Verbrechen (wie im Falle des $ 9) fein müſſen, 
erkannt werden können, wird des im $. 305 bezeichneten Vergehens 
fchuldig. Das Gefek hat daher in diefem legteren Falle, um dad Vage 
und Unbeftimmte von den hier gemeinten Aufforderungen anzudeuten, 
gar keine Berfon genannt, an welche die Aufforderung gerichtet ift, 
fondern nur im Allgemeinen ausgeſprochen: „wer auffordert oder zu 
verleiten ſucht“ — alfo unbeftimmt wen? — Darin zeigt fi das 
Eigenthümliche diefes Vergehens, das charakteriftifch Verſchiedene, aber 
auch bei weitem minder Strafbare einer derlei, unbeftimmt an Jeder— 
mann, der zufällig fie vernimmt (lieft oder hört), gerichteten Aufforde— 
rung von der im $. 9 bezeichneten verfuchten Berleitung. — Derjenige, 
der es mit feiner intellectuellen Einwirkung bereits auf ein oder mehrere 
Judividuen abgefehen hat, und dieſe zu einer beſtimmten ver: 
brecherifchen Handlung zu bewegen fucht, fteht begreiflich feinem ange: 
jtrebten, weil genau abgegränzten Ziele um Vieles näher, ift aber aud 
eben deswegen der rechtlichen Ordnung um Vieles gefährlicher, weil er 
ganz beftimmt eines Anderen Verbrechen und eine gewiffe Recht: 
verlegung herbeiführen will, daher fih das Werkzeug und Object feiner 
Verführung auch individuell berechnet, während derjenige, welcher nur 
durch unbeftimmte Neußerungen, allgemein auffordernde Reden u. dgl. auf: 
reizt, vielleiht — eben duch die Allgemeinheit feiner Aeuße— 
mng — ertenfiv noch gefährlicher werden kann, als felbft der Exftere, 
allein gewiß intenfiv, regelmäßig auch fubjectiv minder gefährlich 
ift, als der Erftere, und endlich — was hier das Entfcheidende ift — noch 
nicht erwiefen als der dolofe Anftifter eines beftimmten Verbrechens 
und als der Willens-Motor eines beftimmten Individuums erfcheint. 
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Das Geſetz konnte daher wohl denjenigen, der fih im Falle des 8. 9 
befindet, mit Recht ala Verſucher des von ihm erweislich angeftreb- 
ten beftimmten Verbrechens ftrafen, nimmermehr aber, ohne in vielen 
Fällen ungerecht zu werden, die unbeftimmten Aeußerungen des $. 305 
darunter ſubſumiren. Es durfte aber, in Erwägung der Erfah— 
rungen der jüngjten Zeit, auch Aufforderumgen der legteren Art, 
die doch gewiß an und für ſich höchſt fträflich und gefährlich find, nicht 
ungeahndet laffen, wenn anders durch das Strafgefeg die Rechtsordnung 
im Staaterallfeitig beſchützt werden fol. — Jene unbeftimmten, aber 
oft: gehörten Aeußerungen in Wirthshäuſern oder anderen öffentlichen 
Orten: „&s wäre gefcheidter, wen man an allen angeblich volksfeind⸗ 
fihen Miniftern und höheren Beamten, oder wenn man an einigen 
Wohnungs, Getreider, Fleifh-, Holz-Wucherern, oder an einigen f. g. 
Börfianern einmal Volksjuftiz üben, einige ſolche Lumpe ſchlechtweg auf- 
hängen, oder ihre Paläfte, Häufer, Wirthfchaftsgebände u. dergl. in 
Brand ſtecken würde; — oder es fei erlaubt, alles Wild im Walde, alle 
Fiſche in Flüffen u. dal. ſchlechtweg als vogelfreie Beute für Jedermann 
zu behandeln: — — oder: die allgemeine Aufforderung zum Waaren- 
Schmuggel; — ebenfo die bramarbafirende Rede: „den Gensd'armen 
habt Ihr nicht zu gehorchen, wenn fie in ein Privathaus eindringen, 
fondern fie mit Gewalt davon zu jagen u. dgl.“ — müſſen geahndet, 
ja mit Strenge geftraft werden, Aehnliches gilt hinfichtlih man- 
nigfacher perfiden Rucubrationen der Preſſe. Lafen wir in neuefter Zeit 
nicht fogar in einem deutſchen Journale, unter unverfennbarer Be- 
zugnahme auf die neueften franzöfifchen Zuftände, Aeußerungen wie fol- 
gende: „Findet ſich denn fein rächender Arm, kein Dolch eines Ravaillac? 
Iſt's etwa nicht erlaubt, einen Tyrannen, einen Ufurpator zu meucheln?“ 
u. ſ. f. u. ſ. f. Um daher derlei oft ſehr incendiariſche Provocationen, die 
ſich aber ſchlauer Weiſe unter dem Schleier der Unbeſtimmtheit gegen 
die Beſtrafung zu verſchanzen ſuchen, und auf welche unmittelbar der $: 9 
feine Anwendung fände, dennoch mit dem Arme der ſtrafenden Gerech⸗ 
tigkeit zu erreichen, mußte auch noch eine zweite Luͤcke unferer frübe- 
ven Gefeßgebung auögefüllt werden, und es bedurfte fofort unfer 
dermaliger $. 9 noch einer ergänzenden Anordnung, die ihm durch 
den 8. 305 gegeben wurde *). 


— — — — 


*) Die obige Erörterung diene zugleich als Antwort auf den von dem 
ungenannten Geſetz-Kritiker U. unferem dermaligen Gefege gemachten Bor: 
wurf (Sieh' oben auf Seite 337 am Ende der Anmerkung), daß angeblich 
die 88. 9 und 305 mit einander in einem unlösbaren Widerſpruche fländen! 
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Auf demfelben Grundfaße, dem in rechtlicher Beziehung die 
Anordnung des $. 9 entſtammt, beruht auch die Verfügung des 


$. 10. 


Während die meiften europäischen Preßgefeße, und mit ihnen auch 
der oben (Seite 287) citirte Tert des früheren öfterreichifchen Preßgeſetzes 
die Strafbarkeit für alle Perſonen, welche bei einer fträflichen Druckſchrift 
mitwirkten,, regelmäßig erft mit der Vollendung des Drudes und der 
wenigftend begonnenen Mittheilung (Hinausgabe) an andere Berfonen ein- 
treten laffen: ftellte fih unfer Gefeß aud hier wieder die nahe liegende 
Betrachtung, daß man Jeden, der ſich bei was immer für einer ftraf- 
baren Handlung als fchuldtragend betheiligte, mit Recht dann ſchon 
ftrafen könne, wenn er ſelbſt feimerfeits dasjenige gethan oder zu 
thun wenigftens ſchon wirklich angefangen hat, was feine 
frafbare Mitwirkung hierbei ausmacht, und wenn fofort die weitere Fort- 
feßung der ftrafbaren Handlung nicht mehr in feiner Macht liegt, oder 
mit anderen Worten die Vollbringung oder Unterbrechung der bereits 
begonnenen ftrafbaren Handlung nicht mehr ausfchliegend von feinem 
Willen und feiner Thätigkeit abhängt. — Hierzu fommt, daß aud 
die Gefeßgebungd- Klugheit, jo wie die Rückſicht eines ausreichenden 
Schußes für die öffentliche und Privat» Nechtsficherheit im Staate, mit 
‚gebieterifcher Nothwendigkeit fordern, die Strafbarkeit jedes einzelnen 
Mitwirkenden bei einer an ſich fträflihen Handlung auch wirklich ſchon in 
dem genannten Stadium eintreten zu laffen, und deſſen Beftrafung nicht 
erft von dem Hinzukommen der Schuld auch noch eines Anderen abhän- 
gig zu machen. 

Erwägt man nun die Natur derjenigen Verbrechen, welche durch 
Drudichriften begangen werden, jo ift e8 allerdings richtig, daß 
die Schuld und Strafbarkeit nicht unmittelbar fhon in dem Dafein 
ihres Inhaltes, fondern vielmehr darin liege, daß der nach der 
Borausfegung einem Gefege zumwiderlaufende, rechtwidrige oder recht: 
gefährdende Inhalt, in welchem allerdings das Subſtrat oder die materia 
peccans der ftrafbaren Thätigfeit enthalten ift, anderen Perſonen 
mitgetheilt, und zwarnicht blos phyſiſch, fondern geiftig mitgetheilt, 
d.h. zuderen Bernehmung und Erfenntniß gebracht wurde, indem z. B. das 
bloße Verfaffen einer in ihrem Inhalte noch fo ftrafwürdigen Schrift, 
fo lange man diefelbe forgfältigft bei fich verfchloffen hält, etwa in feinem 
Zagebuche niederlegt, aus deffen allfeitigem Inhalte Jedermann einleuch- 
ten würde, daß man es nie zur Mittheilung an Andere beftimmt habe, 
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blos als eim (fhriftliher) „Gedanke und innerlihes Borhaben“ 
mit fich felbft, aber nod „nit als eine außere böfe Handlung“ 
angefehen werden kann, worübec alfo nach der beftimmten Vorſchrift des 
8. 11 gerechter Weife Niemand zur Rede geftellt werden kann, — 
Hieraus ergibt fih alfo, daß für Jeden, dem in Beziehung auf eine 
nach ihrem Inhalte fträflihe Druckſchrift irgend eine ftrafbare Schuld zur 
Laft fallen foll, die Strafbarkeit erft mit jenem Stadium feines Handelns 
beginnen Fönne, dann aber nach Maßgabe des früher erwähnten Grund: 
faßes auch eintreten foll, wenn Er feinerfeits eine folde äußere 
Thätigkeit gefeßt hat, welche feinen (böfen) Borfag, diefen fträflichen 
Inhalt auch Anderen mitzutheilen, bekundet, und welche fich zugleich nad 
Borihrift des $. S als „eine zur wirklichen Ausübung der That, d. h. 
zur wirkliden Mittheilung dieſer Schrift an andere 
Perfonen führende Handlung darftellt.“ 

Diefer natürlihe Anfangspunft der Schuld ift nun bei den 
die Mittheilung einer folhen Drudfchrift an Andere vermittelnden Per— 
fonen, je nad Berfchiedenheit ihrer Thätigkeit, ein verfchiedener. Faſſen 
wir nemlich die oben (Seite 2830—285) ausführlich auseinander gefebte 
Wirkſamkeit des Berfaffers, Weberfeßerd und Redacteurs in’s Auge, fo 
ift gewiß, daß jeder derfelben dasjenige, was er feinerfeits nad 
der Natur feiner Wirkfamkeit in Beziehung auf die Mittheilung der Druck— 
fhrift an Andere zu thun entfchloffen und berufen ift, ſchon in dem 
Augenblicke nicht nur zu thum begonnen, fondern eigentlich fogar ſchon 
vollends gethan habe, wenn er das zu vervielfältigende Werk (die 
Handſchrift) von fih weggibt, Damit fie gedruckt werde, d. h. fie zur 
Drudlegung übergibt, denn von nun an ift dad Bollenden der wirt: 
lihen Bernehmung und Erkenntniß diefer Schrift duch Andere, oder 
das Unterbleiben diefer Mittheilung nicht mehr in feinen Händen, nicht 
mehr ausfchliegend in feiner Macht und in feinem Willen. — Dasfelbe 
gilt aus gleihem Grunde hinfichtlich des Herausgebers und Berlegers 
von jenem Momente an, wo fie dad Werk nicht blos in Drud zu legen 
zugefichert, fondern diefe Drudlegung thatſächlich zuveranftalten 
begonnen haben, d. h. wo fie dasſelbe zur Drudlegung übergeben. 

Hierdurch vechtfertiget fich der Inhalt des $.10 überhaupt, d. h. 
nad feinem ganzen Umfange. Hieraus erklärt ſich aber zugleich insbe: 
fondere die erftere in diefem Paragraphe enthaltene Anordnung, welche 
das Gefeß als ein, wenn gleich im Geifte des $. 8 gelegenes Gorollat 
in&befondere feſtzuſetzen für nöthig erkennen mußte, weil die Sonder- 
ftellung, welche man früher allen durch die Preffe begangenen ftrafbaren 
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Handlungen einzuräumen gewohnt war, bisher aud in der angegebenen 
Beziehung die Eingangs der Erörterung diefes Paragraphes erwähnte 
Anomalie herbeigeführt hatte. 

Was jedoch den Schlußfag des $. 10, nemlich die Verfügung be 
trifft, „daß für die übrigen Schuldigen die Strafbarkeit ihrer Handlung 
mit dem Anfange ihrer Mitwirkung beginne,“ fo ift Diefelbe wohl nur 
eine felbftverftändliche Folgerung aus der allgemeinen Anordnung des 
8.8, in Verbindung mit dem $. 7, die jedoch: der Gefeßgeber beigerückt 
bat, um die in der Gedankenfolge eines jeden Leſers des erſten Abſatzes 
diefes $. entftehende Frage, wie es mit den da nicht ausdrücklich genann- 
ten, aber doch in dem indbefondere citirten $. 7 fperiell genannten Ber- 
fonen zu halten fei, vollftändig zu beantworten. 

Der Druder, d. h. der Gefhäftsleiter der Druckerei, wird daher 
in Anwendung des eben dargeftellten Grundſatzes in jenem Augenblicke 
ftrafbar zu werden anfangen, wenn er die Drudlegung wirklich 
begonnen bat. Dasfelbe gilt aber, unter den Schranfen des 
$. 7, auch von jedem bei der Drudlegung mitwirkenden Arbeiter, Seger, 
Druder, Eorrector u. f. f. von dem Augenblicke angefangen, wo Er zur 
Drudlegung der ihm als ftrafbar befannten Schrift mitzuwirken 
begonnen hat. — Der Bertriebd-Beforger aber fo wie der 
Buchhändler, umd jeder wie immer genannte Verſchleißer, fo wie 
wohl aud der Colporteur beginnen nad der ihnen hierbei zugewiefenen 
Mirkfamkeitsart (vergl. Seite 283 und 284) ihrerfeits die ftrafbare 
Mitwirkung erft mit dem Augenblide, wo fie die Druckſchrift an Andere 
hindanzugeben angefangen haben. 

Doch Ein Punkt diefes Baragraphes muß noh insbefondere 
gewürdigt werden, da bereits zwei Schriftfteller hierüber eine Anſicht 
geäußert haben, die mir ebenfo irrig, als hart und bedenklich erfcheint. 
Man erhob die Frage: „ob mit der im erften Theile des $. 10 bezeichne- 
ten Uebergabe des zu vervielfältigenden Werkes zur Drudlegung von 
Seite des Verfaſſers, Ueberfeßers, Herausgebers, Verleger und Redak— 
teurs, deren dur den Inhalt der Drudfchrift begründetes Verbrechen 
bereits vollbracht oder nur verfucht fe?" — Frühwald ) und 


- — · — 


)M aD. 1. Heft, Seite 42 mit den Worten: „Rückſichtlich der 
bier (im $. 10) befonders benannten Perfonen gibt es keinen 
Verſuch, indem ihre Handlungsweife bis zu dem Zeitpunfte der Uebergabe 
zur Drudlegung ſtraflos, von da an aber das Verbrechen voll: 
bracht if.“ 
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Harum*) beantworten die Frage dahin, daß die genannten PBerfonen 
fi durch die eben’ erwähnte Thätigkeit bereits des vollbrachten ses 
brechens ſchuldig machen 

Es iſt nach demjenigen, was oben (Seite 331 — 334) über den 
praktiſchen Unterfchied zwifchen verfuhtem und vollbrachtem Verbrechen 
überhaupt gejagt wurde, von großem praftifhem Belange, ob 
man ſich der einen oder andern Löfung diefer Frage zuwendet. Wuͤrde 
mit den genannten. zwei Schriftftellen (deren Anſicht übrigens, fo viel 
ih noch herumfragte, von Allen als entfchieden und zweifellos irrig 
angefeben wird) behauptet werden, daß die genannten Perfonen durch die 
obige Thätigkeit das in dem Inhalte der Drudfchrift liegende Verbrechen 
bereits vollbracht hätten: fo könnten fie fih durch eine fpätere freis - 
willige-Abftehung von der Ausführung ihres Vorhabens nicht mehr ftraf- 


) Diefer fonft fo fcharffinnige Schriftfteler äußert fig im feiner 
fhägbaren Monographie über die Preßordnung vom 27. Mai 1852, Peſth 
1852, über den Gegenftand ber Frage auf Seite 41 in folgender Weife: 
„Die in dieſem 8. befonders erwähnten Perfonen haben dur 
die Lebergabe zur Drudiegung mit dem böfen Borfage die verbreche- 
riſche Mittheilung bereits gemadt, alfo Das Verbrechen vollendet; ja 
es kann dieß bereits vor jenem Momente der Fall fein, durch Mittheilung 
des Manuferipted oder mündliche Mittheilung an andere Perfonen; nur hätte 
der Fall dann noch keine Beziehung auf eine Druckſchrift. Da der Um— 
ftand , daß die Aeußerung durch eine Drudfchrift geſchehe, für die ſtrafbare 
Natur derfelben gar nicht wefentlih ift, fo fann man fie au keines: 
wegs in Anfehung. jener Perfonen bis zur Hinaudgabe der 
Drudfhrift ale nur im Stadium des Verſuches betrachten, 
wie ſchon behauptet worden ift (Gerichtäzeitung, Nr. 72).“ — Ih fann nur 
bedauern, daß auch diejer Autor die, wenn gleih nur andeutende Be 
gründung dieſes von ihm feldft citirten Auffapes im der Gerichtözeitung 
Rr. 72 nicht näher gewürbiget hat. Der DVerfaffer diefes lepteren (nach ſiche⸗ 
rem Bernehmen Oberlandeögerichtörath Dr. von Würth) fagt ebenfo verftän- 
dig ald überzeugend: „Aus der Anwendung ber allgemeinen Vorſchrift 
über den Verſuch eines Berbredend, und aus der Stellung des 
$. 10 ergibt ſich jedoh, daß im der Regel, fo lange die Hinausgabe oder 
Berfendung der verbrecherifchen Druckſchrift nicht erfolgt ift, der Berfaffer, 
Herausgeber, Redacteur oder Verleger nicht des vollbrachten, fondern nur ded 
verfuchten Verbrechens fchuldig erflärt werden fünnen.“ — 

Ich zweifle nicht, daß fowohl Harum, ald auch Frühwald, wenn 
fie die oben im Texte geltend gemachten Gründe in Erwägung ziehen, und 
wenn fie indbefondere die praftifhen Bonjequenzen in’d Auge faſſen 
werden, welche die von ihnen behauptete Anficht über den $. 10 nah fi 
ziehen würde, diefelbe wohl felbft bald als irrig erfennen werben. — 
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108 machen, während aus der von mir verfochtenen entgegengefeß- 
ten Anfiht folgt, daß jede diefer Perfonen, wenn fie durch freimillige 
Abftehung das bereit zur Drucklegung übergebene Manufeript redhtzei- 
tig, nemlich noch früher, bevor die Drudlegung des verbredherifchen In— 
haltes jelbft gefhehen, oder wenn fogar ſchon die Drucklegung gefhehen, 
wenigftens bevor die Mittheilung diefer Drudfchrift an andere Perſo— 
nen gefchehen ift, zurüdzieht, fih von demjenigen Berbreihen, mwel- 
ches mittelft der Drudfchrift begangen werden follte, wieder gänz- 
lich ſtraflos machen würde *). 

Es ſcheint mir unzweifelhaft, daß alle die genannten Perfonen 
in dem vorausgefehten Kalle erft im Stadio des Verſuches des- 
jenigen Berbrechens ſtehen, das durch den Inhalt der zum Drude be- 
ftimmten Schrift begangen werden würde. Dafür fprechen folgende Gründe: 

a) Das Geſetz felbit ($. 10) erklärt mit dürrem Worte: „daß mit 
der mehrerwähnten Uebergabe der Schrift zur Drudlegung die Straf- 
barkeit der Handlung beginne, alfo keineswegs, daß da- 
dur die Handlung oder das Verbrechen felbft bereit? begangen (voll- 
ftändig oder vollendet) fei, ja es ſetzt durch die Eingangeworte diefes 8. 
(„Berbrehen, die duch Druckſchriften begangen werden") das (voll - 
ſtändige) Begehen eines Verbrechens dem (bloßen) Beginnen der 
Strafbarkeit der Handlung fogar ausdrüdlich entgegen, und fpricht auch 
am Schluſſe des $. da, wo e8 durch einen allgemeinen Sab das 
Vorausgegangene nochmals harakterifirt, wieder nur von „dem Anfange 
der Mitwirkung.“ 

Dasjenige aber, was von dem Geſetze mit deutlihem Worte 
fhon in dem einzelnen entfheidenden $. felbft angezeigt wird, findet 

b) feine Beftätigung au in der äußeren Stellung des 
$. 10. — Das Gefeg hat ihn mitten unter die von dem Verſuche han: 


*) Allerdings fönnen die mehrgenannten Perfonen, wie auh Harum 
(a. a. D.) fehr richtig andeutet, ſchon durch die bloße Mittheilung des 
Manufcripted an Andere, wenn dieß auch nicht zum Behufe der Drud.- 
legung gefchehen ift, eine ftrafbare Handlung, ja fogar ein Verbrechen, und 
feldft im Stadio der Vollendung, begangen haben, in allen jenen Fällen 
nemlih, wo das Gefeh bei einzelnen ftrafbaren Handlungen (wie 3. B. 
88. 58, 59, 63, 64, 65, 98 lit. b und 99, 122, 209, 300, 302, 303, 305, 
487—492) auch fhon die Mittheilung von Schriften gefepwidrigen Inhalte 
an andere Perfonen als eine ftrafbare Handlung erklärt. Allein ed leuchtet 
ein, daß alle diefe Fälle nicht mehr unter die Borausfepung ded 8.10 fallen, 
d. b. gar nicht hierher gehören, da es ſich bei denfelben nicht um Be- 
gehung einer ftrafbaren Handlung durch eine Drudfhrift handelt. — 
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delnden Paragraphe eiugereiht, laßt ihn von derſelben Randaloffe 
(„Berfuh eines Verbrechens“) beherrſchen, die allen vom Ber- 
ſuche handelnden 88. S—11 gemeinfam ift, und hat ihn überdies 
demjenigen $. (11) noch vorgeſetzt, welder gleihfam den Schluß- 
ftein der allgemeinen Bedingungen bildet, die das Gefek ald Minimum 
zu dem bloßen Berfuche eines Verbrechens fordert. Wie follte nun, 
wenn man anders dem Gejehgeber nicht eine fehr unlogifche Defonomie 
in dem ganzen Syſteme zumuthen will, im $. 10 von einem vollende 
ten Verbrechen die Rede fein? 

Auf das gleiche Ergebniß führt ferner 

e) auch die Erwägung der realen Natur des in Frage ftehen- 
den Handlungsweiſe. Es wurde ſchon oben bemerkt, daß bei den durch 
die Preffe begangenen ftrafbaren Handlungen das eigentlih ftrafbare 
Moment, und daher um fo gewiffer die Vollendung der flrafbaren 
Handlung erft in der an andere Perfonen erfolgten Mittheilung 
der Druckſchrift Liege. Es kann daher folgerichtig in der diefe Mit- 
theilung der Drudfchrift an Andere doch erft nur vorbereitenden 
Handlung der Uebergabe der Handihrift zur Drudlegung höchſtens 
ein Anfang der wirklichen Ausführung der von dem Gefehe als Ber- 
brechen erklärten Uebelthat, oder mit den Worten unſeres auf alle ver- 
breherifchen Handlungen anzuwendenden $. 8 höchſtens „eine zur wirk— 
lihen Ausübung des Berbrehend führende Handlung,” d. h. mur ein 
Verſuch, nimmermehr aber die Bollendung desfelben erkannt werden. 

Endlich wäre es ja: 

d) von unferem Geſetze eben fo unklug, als hart, inconjequent 
und widerfprechend mit dem Geifte feiner eigenen Anordnungen gewefen, 
wenn es jenen hochwichtigen legislativen Rückfichten, welche für die Felt 
feßung des Strafloswerdens einer Berfuhshandlung, wenn der Thäter 
vor wirklich herbeigeführtem Uebel freiwillig von der. Bollbringnng ab- 
fteht (vgl. die Anmerkungen*) und **) auf Seite 328, 330 und 331), und 
welche es aus überwiegenden Gründen ausnahmsweife fogar bei mehreren 
vollbradten Verbrechen gelten läßt (vergl. die Anmerkung auf Seite 
332) gerade in Anfehung der durh Druckſchriften gefchehenden Ber- 
brechen kein Gehör geſchenkt hätte, und wenn man fofort dem Gefepe 
die Willensabfiht unterftellen wollte, daß es z. B. den Berfaffer, der 
einen fulminanten, etwa zur Empörung auffordernden Artikel für ein 
Journal gefchrieben, fein Manufeript verfiegelt unter der Adreffe der Re 
daktion des Journals in den Brieflaften geworfen, allein nod vor Abgang 
der Poſt von Reue (oder vielleicht au von Furcht — vgl. Seite 330 und 
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331) ergriffen den Brief wieder zurücknimmt, um ihn zu wernichten, aber wäh. 
vend diefer Vernichtung ertappt und des verbredherifchen Inhaltes über— 
wiefen wird, auch für dieſe gewollte, aber aus freiwilliger Ab- 
ftehung noch vor der Seßung irgend eines Uebels annihilirte Handlung 
ftrafen wollte! — Wohin würde wohl eine folche Deutung des Gefekes 
praftifch führen? — daß die urſprüngliche beabfidhtigte Handlung, 
wenn man den genannten Berfonen die Ausficht auf Straflofigkeit wegen 
eigener Neue nimmt, dann defto ficherer ausgeführt, und daher das 
von der Gefeßgebung zu verhüten beabfichtigte Uebel defto zuverläf- 
figer verwirflichet werden wird. — Wird aber etwa durch eine folche 
Interpretation dem wahren Intereffe des Staates und der rechtlichen 
Drdnung ein Dienft gethan?! — 


3u E. 


Der Zwed, zu welchem dad Gefeh die aus ſtreng-theoreti— 
ſchem Standpunkte überflüffige, weil felbftwerftändliche Beftimmung des 


$. 11 


aufgenommen, fo wie deffen eigentliher Inhalt wurden bereits oben 
(Seite 306 und 307 unter lit. b) erflärt. — Ebenda wurde auch die 
bereits früher bei anderem Anlaffe geltend gemachte Anfiht (Seite 
275 Anmerkung *) ausgeführt, daß der eigentliche Kernſatz diefes, fi 
zunächft in negativer Form ausfprechenden Paragraphes in der Be— 
ftimmung liege: „daß nah unferem Gefehe zur Strafbarkeit einer 
Berfon unabweis lich erforderlich fei, daß fie eine fih auch Außerlid 
als gefebwidrig datftellende Handlung oder Unterlaffung begangen 
haben müſſe“. — 

Dadurd aber, daß das Gefek diefe Beftimmung am Schluffe 
aller Normen über den Verſuch der Verbrechen anfüügte, hat es zu— 
gleich diefe allefammt ergänzt, und in jener maßgebenden Ziel-Richtung 
vervollftändiget, daß weder nach der allgemeinen Borfchrift des 
8.8, noch in den zwei fpeciellen Fällen der 8$. 9 und 10 je von 
einem ftrafbaren Berfuche eines Verbrechens die Rede fein kann, wenn 
die Verſuchshandlung nicht auch jene objective Befchaffenheit an ſich 
hat, daß fie an und für fih als eine äußerlich-geſetzwidrige 
eriheint. — 

Aus der Combination aller vorftchenden Erörterungen über die 
88. 8— 11 ergibt fih nun von felbft die Löfung folgender Schluß: 
frage: „Bei welden Verbrechen ift nad unferem poſiti— 
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ven Strafgefeße ein crimineller Verſuch nicht denkbar?“ 

Es find dieß folgende Gategorien von Berbrechen ”): 

1. Bei denjenigen (ſchon in anderer Beziehung auf Seite 155 
und 156 unter litt. aa erwähnten) Verbrechen, wo das Gefeg zum Dafein 
des Verbrechens ale weſentlich fordert, daß ein beftimmter objectiver 
Erfolg eulpofe eingetreten fein müfle, indem bereits Seite 302 nad- 
gewiefen wurde, daß Verfuh und Culpa vermöge ihrer beiderjeitigen 
BWefenhaftigkeit fih nie mit einander vereinigen konnen, oder mit ande: 
ren Worten, daß der Berfuch eines culpofen Erfolges ein Unding 
fei. — Dies findet nad Maßgabe der auf Seite 155 gemachten Ausfüh- 
rung bei dem Berbrechen des Todfchlages ($. 140) unbedingt, bei den 
übrigen dort genannten Verbrechen (88. 86, 88, 150, 151, 161, 167 
lit. a) nur infoferne Statt, ald man wenigftens nicht von dem Verſuche 
jener Unterart dieſer Berbrechen fprechen Tann, wornach hieraus etwa 
der Tod erfolgt fein würde; denn bei dem Todſchlage ift das beftimmte 
Verbrechen, in den anderen Fällen aber die vorausgefeßte höhere Straf: 
barkeit vermöge ausdrücklicher Beftimmung des Gefeged dann erft, 
und nur dann vorhanden, wenn der Tod wirklich und zwar mit Aus— 
ſchluß des hierauf nerichteten Vorfaßes, blos and culpofem Berfchuls 
den eingetreten ift. Bor Eintritt diefes Erfolges fanı daher von dem 
Dafein des vorausgefehten Verbrechens oder Strafbarkeits-Grades über: 
baupt nit, und darum, weil der Erfolg em culpofer fein muß, 
auch nie von dem auf diefen Erfolg gerichteten Borfak des Thäters, 
alfo eben deshalb auch von feinem Berfuhe die Rede fein. 

Hierans folgt zugleich, daß bei den damit fehr ähnlichen Gattun- 
gen von Verbrechen, wo das Gefeg zum Dafein des vollbrachten Berbre- 
hend entweder einen gewiſſen Thaterfolg für erforderlich erklärt, dabei 
es aber als gleichgiltig anfieht, ob diefer Erfolg beabfihtigt worden ift 
oder nicht, d. h. wo es die Vorausſetzung zuläßt, daß diefer Erfolg auch culpos 
eingetreten fein Fönne (z. ®. 8.152 — vol. Seite 156 und 157 ad 
hit. bb); — und ebenfo ferner bei denjenigen, wo das Geſetz von dem 
Eintreffen eines gewiffen, wenn gleih nur culpofe eingetretenen Er- 
folges eine größere Strafe abhängig maht (5. B. $$. 86, 89, 91, 94, 


*) Es bedarf faum einer Erwähnung, daf die nachfolgende Aufzählung 
im Orundfage aud auf Bergehen und Uebertretungen Anwendung 
finde, da der Grund, aus welchem bei den oben aufgezählten Verbrechen ein 
firafbarer Berfuch nicht denkbar ift, bei allen Arten von ftrafbaren Handlun— 
gen eintreten kann. 
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103, 105, 119, 121, 123, 126, 127, 128, 130, 148, 150, 151, 155 
—157, 159, 160, 167 litt. b—g, 169 und 210 lit. b — vergl. Seite 
157 und 158 ad litt. ce) von einem criminellen Verſuche nur hinſichtlich 
jenes Theile oder jenes die größere Strafe bedingenden That-Mo- 
mentes nicht die Rede fein kann, welcher einen blos culpofen Erfolg 
vorausſetzt, während hingegen bei diefen zwei Gattungen von Verbrechen 
in anderen Beziehungen noch immerhin ein crimineller Berfuh Statt 
finden Bann. 

2. Bei denjenigen Verbrechen, die vermöge ihrer durch die geſetz— 
liche Begriff3-Beftimmung feftgefeßten Natur fein allmäliges Fort- 
fhreiten vom Anfange zur Ausführung kennen, fondern in einer 
plöglih, und in Beziehung auf das äußere Handeln mit einem 
einzigen Akte eingetretenen Handlung beftehen, fo daß das Beginnen 
derjelben auch fchon die Ausführung der That feldft ift, daher man natur= 
gemäß nicht erſt von einer zur Ausübung des Verbrechens nur führen- 
den Handlung ſprechen kann. Dies trifft insbefondere bei allen jenen 
Verbrechen ein, deren objectiver Thatbeftand durch eine mündliche 
Neuerung erfchöpft ift, wobei alfo Jemand des vollbrachten Ber- 
brechens ſchuldig erfcheint, fobald er die von den Geſetze als verbrecheriſch 
erklärten mündlihen Worte (Rede) geſprochen. Bor der wirklich ge 
jhehenen Aeußerung nemlich ift die etwaige Vorbereitung dazu: z. B. 
das allmälige Reifen feines Entfchluffes, das Ueberlegen, Abwägen der zu 
iprehenden Worte u. dgl. nach der klaren Vorſchrift des $. 11 noch feine 
äußere böfe Handlung, fondern nur ein innerer Akt, der alfo auch noch 
feinen ftrafbaren Verſuch conftatiren kann. Sobald er aber auch nur 
Eine der von dem Geſetze als verbrecheriſch erklärten Reden wirklich 
geäußert, alfo mit feiner Nede auch nur begann, hat er das vorausge- 
fegte Verbrechen auch fchon vollbracht. Als Beifpiele hierzu können 
insbefondere die 88. 63, 64, 98 lit, b, 99, 122 litt. b und e 209 dienen, 
infoferne die hier vorausgeſetzten Verbrechen auch durch * mündliche 
Reden begangen werden können. 

3..Bei denjenigen Verbrechen, wo das Geſetz föon die entfern⸗ 
tefte (äußere) Verfuhshandlung, und insbefondere ſchon das. allererfte 
Berfuhen oder äußerlihe Beftrebungs- Beginnen, eine gewiffe 
Handlung zu thun, als das vollftändige (vollbrachte) Verbrechen erklärt, 
und eben dadurch die Anwendbarkeit des $. 8 ausschließt. Es tritt nem- 
lich bier im Grunde dasfelbe Verhältniß ein, welches eben erft von der 
unter Nr. 2 gedachten Gategorie von Verbrechen erwähnt worden ift. Bor 
dem Beginne der erften äußeren (Verſuchs-) Handlung kann vermöge 
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8. 11 von einem flrafbaren Verfuche überhaupt keine Nede fein: fo wie 
aber einmal jene begonnen bat, ift auch nach der gefeglichen Beſtimmung 
ſchon wieder das vollftändige (vollbrachte) Berbrcchen vorhanden. Dies 
ift der Fall z. B. bei den Verbrechen, welche in den 88. 58, 65, 105, 
122 litt. ce und d, 147, 222 erklärt find, zum Theile auch bei den 88. 
76, 78 u. m. a. 

Die eben gemachte Behauptung darf aber nicht etwa dahin ausge 
dehnt werden, als ob überhaupt bei allen denjenigen Verbrechen, bei 
welchen das Gefeß troß des Nichteintretens des von dem Thäter beabſich— 
tigten Thaterfolges das Berbrehen ald vollbracht annimmt (vergl. 
Seite 296 und 297), ein crimineller Berfuch nicht denkbar wäre; — denn 
bei diefen läßt fih unter gewiſſen Borausfeßungen felbit an der noch von 
feinem Thaterfolge begleiteten Handlung doch immerhin ein fortfchrei- 
tendes Vorgehen, ein Anfang, Fortſetzung und eine Bollendung 
der Handlung, alfo auch ein Verſuch derjelben denken. So ift z. 2. 
das Berbrehen der Brandlegung nah unferem Gefeke ($. 166) 
allerdings auch ohne wirklich ausgebrochenen Brand bereits vollbracht, 
dennoch aber ift ein crimineller Berfuc hierbei denkbar, wenn nemlich 
z. D. Jemand gerade im heimlichen Hingehen zum fremden Haufe mit 
dem Brennftoffe, oder gar in dem Augenblicke betreten wird, wo er den 
zündenden Stoff hinlegen will. Man kann von ihm noch nicht fagen, 
daß er bereitd diejenige Handlung geſetzt (unternommen) habe, 
welde das Geſetz ($. 166) zum vollbrachten Verbrechen der Brandlegung 
für nothwendig erkennt, woraus nemlih (unmittelbar) an frems 
dem Eigenthum eine Feuersbrunſt entſtehen ſoll; allerdings aber hat er 
eine zur wirflihen Ausübung diefer Uebelthat führende Handlung, 
d. h. einen Verſuch begangen. — Aehnliches ift bei dem Betruge 
($. 197) der Fall. Sobald aud nur die Liftige Irreführung eines Andern 
in der dort vorausgefegten Abfiht vollendet, wenn aud die beabfichtigte 
Rechtsverkürzung eines Andern noch nicht eingetreten ift, ftellt ſich die 
ftrafbare Handlung des Betruges ald vollbracht dar; dennoch ift auch 
hierbei ein ftrafbarer Verſuch denkbar, infoferne nemlich die Handlung 
des Irreführens felbft noch im Stadio des Verfuches begriffen ift, 
wenn namlich 3. B. der Thäter in der erwähnten fträflichen Abficht bereits 
Alles gethan hat, um einen Anderen irre zu führen, diefe Jrreführung 
ſelbſt ihm aber nicht gelungen ift. 

Endlich 

4. bei denjenigen Verbrechen, die nach der geſetzlichen Begriffe- 
Beftimmung in einer bloßen Unterlaffung beftehen. Sie find oben 

Hye, Gommentar. 23 
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auf Seite 59 und 60 in der Anmerkung vollſtändig aufgezählt. — Daß 
auf dieſe Kategorie von Verbrechen die Begriffs-Beſtimmung eines ſtraf— 
baren Berfuhes in der Regel keine Anwendung finden könne, leuchtet 
daraus ein, weil in dem Augenblide, wo die gefeßlih gebotene pofi- 
tive Handlung geſetzt (gethan) werden follte, und nicht gethan wurde, das 
Berbrechen, das ja hier nach der vorausgefeßten gefehlihen Begriffs- 
Beitimmung in einer bloßen Unterlafjung befteht, bereits vollbracht 
ift; einen Moment früher aber, wenn gleich etwa bereit? das Vor— 
haben, diefe Unterlaffung zu begehen, vorhanden war, noch feine 
äußere ftrafbare Handlung, alfo auch fein Verſuch einer ſolchen vor— 
liegt. Dies gälte felbft für jene Fälle, wo das Gefek etwa zur Unterneh 
mung der gebotenen Handlung eine numerifch beftimmte Zeitftift vor- 
Schreiben würde*). Durch diefes Zugeftehen eines gewiffen Zeitabfchnittes 
zur Setzung diefer pofitiven Handlung hat nemlich das Gefek aud Jeden 
das Recht eingeräumt, diefe Handlung innerhalb diefer Frift 
wann immer, alfo beliebig auch etwa erft in der allerlegten Minute 
derfelben vorzunehmen, und er ift fofort bi zum vollftändigen Ablaufe 
diefer Frift noch nicht im Verſchulden, daher auch noch gar nicht ftrafbar. 
Iſt aber diefe Zeitfrift fruchtlos verftrihen, d. h. innerhalb derfelben die 
gebotene Handlung nicht geſetzt worden, fo ift auch ſchon wieder im erften 
Augenblide nad Berftreihung der Frift die ftrafbare Handlung voLf- 
ſtändig eingetreten, d. b. das Verbrechen als vollbracht anzufehen. 


Diefe Regel erleidet nur dann eine Ausnahme, wenn nach der 
gefeßlihen Begriffs -Beftimmung eines ſolchen Unterlaffungs = Berbre- 
hend zum objectiven ZThatbeftande des vollbrachten Verbrechens 
die bloße Unterlaffung nicht zureiht, fondern nebft derfelben auch 
noch ein gewiffer That=- Erfolg nothwendig ift. Hier ift nemlich 
ein Verſuch allerdings denkbar, infoferne vorausgefeßt wird, daß Jemand 
die gefeßlich gebotene Handlung in der verbrecheriſchen Abfiht unterlaf- 
fen bat, aus feiner Unterlaffung aber der von dem Gefeße zum voll— 
braten Verbrechen erforderliche Erfolg noch nicht hervorgegangen ift. 


*) Bei Berbrehen kennt übrigens unfer Gefep feinen folhen Fall, 
wo die Setzung einer gewiflen pofitiven Handlung innerhalb einer be— 
ffimmten numerifchen Friſt vorgefchrieben wäre, fo daß deren Unter- 
laffung innerhalb dieſer Frift ein Verbrechen bilden würde. — Allerdings 
aber ift dieſes z. B. bei den im $. 320 litt. a und b bezeichneten Ueber— 
tretungen der Fall, wo daher auch die obige Audeinanderfekung von 
praftifhem Belange ifl. — 


— —— — 
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Wir haben übrigens in der ganzen Reihe der oben (Seite 59 und 60) 
aufgezählten eilf Unterlaffungs - Verbrechen nur zwei Fälle ($$. 87 und 
139), wo dies Anwendung finden kann. Diefes würde hiernach Statt 
finden, wenn Jemand im Falle des 8. 87 eine gefliifentlihe Außeradt- 
laffung der ihm bei dem Betriebe von Eifenbahnen oder von den im $.85 
lit. ce bezeichneten Werfen oder Unternehmungen obliegenden Verpflichtung 
begehen würde, ohne Dadurd eine der im $. 85 lit. b bezeid: 
neten Gefahren auch ſchon wirklich herbeigeführt zu ha— 
ben; — und im Falle des $. 139, wenn eine Mutter bei ihrem neuge- 
bornen Kinde in der Abficht, es umkommen zu laffen, den zu deifen 
Erhaltung nöthigen Beiftand umterlaffen haben würde, ohne daß das 
Kind wirklih umgekommen ift, indem etwa ein Dritter dazwifchen ges 
fommen, und durch noch rechtzeitig angebrachte Hilfe das Kind am Leben 
gerettet, und fofort die VBollbringung des Kindesmordes unterbrochen 
hätte *). 


) Meine Lefer wollen entichuldigen, wenn ich auch bei biefer fo wid» 
tigen Parthie eines Strafgefeged — bei den Beftimmungen über den Verſuch der 
Berbredhen nemlih — gleihwie oben auf Seite 269—271 hinſichtlich der 
verfchiedenen Mitwirkungsarten bei einem Berbrechen einen Gefep- Entwurf 
für eine etwaige fünftige Godification vorlege, weil durd die alifeitige 
Prüfung von derlei Borfchlägen im Wege der wiljenfchaftlihen Kritik die 
künftige vaterländifche Legislation gewiß nur gewinnen kann. — 

In dem Kampfe der oben (Seite 287—291) angedeuteten einander 
widerftreitenden legislativen Anfichten fcheint mir das Wahre darin zu lie 
gen, daß allerdings ſchon jede, objectiv wie immer geartete äußere Hand» 
lung, von welcher nur nachgewieſen werben fann, daß fie in rechtwidri— 
ger Abfiht begangen worden ift, auch von der (f. g. bürgerlichen) Gefep« 
gebung des Staated mit Strafe verpönt werden dürfe, jedoch dann, wenn 
fih darin noch fein objectiver Gaufalnerus mit der wirklichen Nechtverlegung 
(dem durch die Handlung angefirebten Verbrechen) erkennen läßt, nit ala 
Verſuch dieſes Berbrechend, fondern nur polizeilic, beftraft werden möge. — 
Daß in diefen Fällen auh nah firengem Rechte eine Strafe über- 
haupt eintreten dürfe, fcheint mir nidyt blos aus allen, ſchon oben Seite 
287 und 288 dafür geltend gemachten Gründen, fondern vor Allem deßhalb 
zweifellos, weil ja bei dem Berfuhe überhaupt, jelbit bei dem ſ. g. 
nächſten — oder beendigtem Berfuche (erimen perfeclum sed non consum- 
matum — vergleiche die Anmerkung auf Seite 333 —), wenn ich z. B. nad) 
dem Anderen in tödtender Abficht mit einem fcharf geladenen Gewehrg wirk 
lich gefchoffen, aber gänzlich fehlgefhoffen habe, weil er ſich noch rechtzeitig 
büdte, — die wirkliche äußere Rechtverletzung fehlt, und dennoch ge- 
firaft wird. 

Hieraus ſchon zeigt fih, daf man in dem Berfuhe grundſätzlich 
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nur die Gefährdung der rechtlichen Ordnung ded Staates, nur die Außer: 
lihe Kundgebung ded rehtwidrigen Willens ftrafe, welhe aber 
durch Vorbereitungshandlungen, bei f. g. Wahnverbrehen, bei mangelndem 
Objecte der Verlegung, bei dem Verſuche mit an fih untauglihen, aber für 
tauglich gehaltenen Mitteln u. f. f., ebenfo gut äußerlich conftatirt 
erfheinen (nachgemwiefen werden) fann, tie z. B. im obigen Falle des 
beendigten Verſuches. — Allein man mürde der Natur der Sahe, dem 
herrſchenden Spracdhgebrauche und der tief mwurzelnden Volks-Anſicht Zwang 
anthun, wenn man in bderlei objectiv ungeeigneten Handlungen bereitö den 
Anfang des beabfichtigten Verbrechens erkennen wollte, daher mögen 
derlei Handlungen ald Gefährdungen oder Bedrohungen der allgemei- 
nen Rechts⸗Ordnung im Staate, d. h. ald mittelbare Rechtverlegungen 
oder Bolizeisebertretungen (vergleiche oben Seite 51 und 52) mit polizei«- 
liher Strafe geahndet werden. — 

Dafür aber, daß man berlei Handlungen auch von Seite der Staat?- 
gefepgebung nicht gänzlich ſtraflos laffen möge, ſprechen überdies die 
überwiegendften Gründe der Gefepgebungd - Klugheit. — Es iſt ſchon 
überhaupt mißlich, wenn fi die Nechtögefepgebung des Staates von dem 
moralifchen Boden lodtrennt, und wenn fie fogar Handlungen, wie 3. B. 
alle oben auf Seite 310 — 315, und 321 — 324 erwähnten Fälle ala firaflos 
erklärt, welche die allgemeine in der fittlihen Anfhauung des menfhlichen 
Handelns berubende Volksmeinung als höchſt ſtrafwürdig erkennt, zumal, 
ale dadurch ſchwachſinnige Menfhen und fchwanfende Gemüther nur zu leicht 
zu derlei Handlungen aufgemuntert werben, und eine Selbfiberubigung darin 
finden, dak dasjenige, was nicht geftraft werde, eben deßhalb frei gegeben 
und fein fittliches Unrecht fei, und als hiernach die Neigung zu fittlich- 
ſchlechten Handlungen genährt, ja nad und nach auch zum wirklichen Ver. 
brechen groß gezogen werben wird. Man wende nicht immer ein, daß man den 
Fanatiker, der mit Gebeten oder Yauberformeln einen Anderen tödten wolle, 
ein unſchädlicher Narr fei, den man allenfalld in's Tollhaus fperren, 
nimmermehr aber befirafen möge. Er’ijt, wenn er nad der Vorausſetzung 
nur überhaupt zurehnungsfähig ift, weder ein Narr, und noch weniger 
unfhädlih, d. 5. ungefährlich: man verlaffe fih im Gegentheile darauf, 
dad, wenn heute fein abergläubifhes Mittel nicht anſchlägt, er alsbald 
zu einem objectiv-geeigneten Mittel übergehen wird, da es eine nur zu 
tief begründete pfpchologifche Erfahrung ift, daß mit der unbefriedigten 
Luft, zumal mit der nicht gefättigten Rabe, Eiferfuht u. dgl. 
aud die Begier wahfe — Seine fittlihe Schledhtigkeit ift in Dem 
einen und anderen falle gleich groß, daher der Uebergang don einem 
Mittel zum anderen bereits angebahnt — ce n’est que le premier 
pas qui wüte! — Der Geſellſchaft iſt daher jener angeblich undſchädliche 
Narr ebenſo gefährlich, wie derjenige, der in verbrecheriſcher Abſicht in der 
Apothefe Arſenik begehrt, aber ſtatt deſſen Gummi arabieum erhält und einem 
Anderen ald vermeintlihes Gift eingibt, und beide werden endlich ihre miß— 
lungenen Verſuche bis zur Anwendung eines wirflihen Tödtungsmittels 
fteigern. — „Principiis obsta, sero medicina paratur“ fei bier der Leitſtern 
einer umfichtigen Geſetzgebung! — Alle Gefepgebungen der Jetztzeit ftrafen 
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die ſelbſt blos wörtlihen Bedrohungen mit einem Verbrechen (vergl. den 
8. 99 unſeres Gefeges), wenn fich auc vieleicht hinterdrein zeigt, daß es 
dem Drohenden damit gar nicht einmal Ernft gewefen war: warum fell 
Derjenige, der eine ſolche Drohung bereits durch Borbereitungshandlungen, 
durh Anwendung unfhidlicher Mittel u. dgl. ernftlihft und thatſächlich 
conftatirt habe, nicht ebenfalld firafbar fein? — 

Auf der Bafis diefer Erwägungen wären nad meiner Anfhauunge- 
weife die Beftimmungen eines künftigen Geſetzes über den Berfuch der 
Berbrehen, matürlih im innigften Zufammenbange mit den oben Seite 
269 — 271 vorgefchlagenen 88. a— g, und ald Fortſetzung derfelben etwa 
in folgender Weife zu formuliren: 


$. h. 


Bei Berbrehen iſt ed zur Strafbarkeit nicht nothwendig, daß der 
Handelnde dasſelbe vollendet, d. h. bereit? alle von dem Gefege zu dem 
Begriffe ded Verbrechens geforderten Merkmale verwirklichet habe; fondern es 
genügt hierzu auch ſchon der Berfuh. Als Berfuch des beabfichtigten Ber 
brechens ift aber eine Handlung nur dann flrafbar, wenn von Seite des 
Hauptihätere ($. a) bereits ein wirklicher Anfang des beabfichtigten Ber: 
brechen geſetzt; — von Seite ded Anftifterd mindeſtens die bezielte Einwir— 
fung auf einen Anderen begonnen; — oder von Seite der übrigen Mitfchul: 
digen ihre Mitwirkung menigftend fchon zugefihert wurde, die Vollendung 
aber nur dur einen von dem Willen des Schuldtragenden unabhängigen 
Umftand unterblieben ift. 


5. i. 

Wenn daher der Handelnde aus eigener Reue von der Vollendung 
ſeiner auf ſolche Art bereits begonnenen Handlung abgeſtanden iſt, ſo iſt dem 
Handelnden zwar nicht mehr der Verſuch des bezielten Verbrechens, jedoch 
dann, wenn ſich in feiner bisher geſetzten Thätigkeit bereits eine andere ftraf- 
bare Handlung darftellt, allerdings diefe zuzurechnen. 


- 8. k. 

Snöbefondere wird der Verſuch der Anftiftung, Mithilfe und Theil 
nahme ($. h) nur dann ſtraflos, wenn ber Berfucher die Vollendung der 
ganzen ftrafbaren Handlung noch rechtzeitig durd eigene Thätigkeit hindange- 
halten hat. Wendete er hiezu zwar die Zurücknahme feiner vorläufigen Ein: 
wirtung, oder eine andere ihm nach den Umſtänden für diefen Zwed geeignet 
erfihienene Thätigkeit an, fo kann die dennoch erfolgte flrafbare Handlung 
ibm nah Umfländen noh immer als fahrläffiges Verſchulden zugerechnet 
werden, wovon im zweiten Theile bed Strafgefepes gehandelt wird. 


8. ı. 


Berfuch von 
Berbrechen. 


Beſondere Br 
ſtinmuugen: 
a) für den Fall 
des Abſtehens 
durd eigene 
Meute, 


b) insbeiondere 
beim Verſuche 
der Anftiftung, 
Mithilfe und 
Theilnahme. 


Die verfuchte Begünftigung eines Verbrechens ($. h) aber hört ſchon ©) bei dem Ber- 


dadurch auf, firafbar zu fein, daß der Handelnde aus eigener Neue die zuge» 
fiherte oder wirklich begonnene Betheiligung hieran, noch vor ihrer Aus— 
führung zurüdzieht. 


fuche der Ber 
günftigung. 


d) bei unpaſſen⸗ 
den Verſuchs⸗ 
handlungen. 
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8. m. 


Mar endlich die gewählte oder unternommene Verſuchshandlung an fich 
völlig ungeeignet, um das beabfichtigte Verbrechen herbeizuführen, — oder 
ftand die fehon gefegte Handlung damit noch in gar feinem unmittelbaren 
urfählihen Zufammenhange, fondern wurde nur ald Vorbereitung zu derfelben 
unternommen; — oder beftand der beabfihtigte Gegenftand der Rechtsver— 
legung gar nicht, oder nicht am dem voraudgefegten Orte: fo tritt diejenige 
polizeiliche Beftrafung ein, welche in dem zweiten Theile des Strafgefepes 
insbefondere fejtgefest wird. 


Zweites Haupfftück. 
Bon Beftrafung der Verbrehen überhaupt. 


Unfer Gefeß bat in diefem Hauptftüde Normen von dreierlei 
verfihiedenen Categorien zufammengeftellt, die fih nur mittelbar unter die 
gewählte Auffchrift fubfumiren laffen. Es fegt zuerft die verfchiedenen 
Arten (Qualitäten) von Strafen feft, weldhe wegen Verbrechen 
angewendet werden dürfen ($$. 12—25, 28 und 29), fammt den ander- 
weitigen gefeblihen Wirkungen, weldhe mit der Berurtheilung wegen 
cines Verbrechens überhaupt, oder mit gewilfen Strafurtheilen noch über- 
dies verbunden find, oder eintreten fönnen ($$. 26, 27 und 30), und 
fügt einige allgemeine Grundfäße über die Anwendung von Strafen 
bei ($$. 31—33 und 42); — fofort gibt es 

zweitens Normen über die Concurrenz (das Zufammentreffen) 
mehrerer Verbrechen untereinander, oder von Verbrechen mit Vergehen 
und MWebertretungen ($$. 34 und 35); — endlih ſetzt ed in dieſem 
Hauptſtücke 

drittens die Beſtimmungen feſt, in wieferne eine Beſtrafung 
überhaupt je nad Verſchiedenheit des Subjectes der Verbrechen, 
d. h. je nach Berfchiedenheit des ftantsrechtlihen Verhältniſſes, in’ wel- 
chem der Schuldige eines Verbrechens zum öfterreichifchen Staatsver— 
bande fteht, fo wie nach Verfchiedenheit des Staatsgebietes, in dem das 
Verbrechen begangen worden ift, Anwendung finden dürfe, oder mit anderen 
Worten, die Beftimmung, ob das Strafgefeß über Verbrechen gleihmäßig auf 
Inländer, fo wie auf Ausländer, und gleichmäßig auf die im Inlande 
und im Auslande begangenen Verbrechen anwendbar fei ($$.34— 41). ”) 


*) Neuere Geſetze halten die obigen Normen gewöhnlich auch in der 
äußeren Gruppirung des Syſtems ſcharf auseinander, trennen fie in drei ver« 
fhiedene, mit den entſprechenden befonderen Titeln bezeichnete, Hauptftüde, 
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Was nun vorerft die unter Erftens vorkommenden pofitiven Be- 
ſtimmungen unſeres Gefeßes betrifft, welche nemlich zunächſt das Stra- 
fen-Syſtem besfelben betrifft, fo zeichnet ſich unſer Gefek vor Allem 
duch eine außerordentlihe-Einfahheit aus. Während andere Gefeke 
die mannigfaltigften Eintheilungen der Strafen und Arten von Straf- 
übeln, und insbefondere hinfichtlich derjenigen Etrafe, welche wohl in den 
heutigen Strafgefegen die berworragendfte Stelle einnimmt, nemlich der 
Freiheitsjtrafe, wieder die verfchiedenartigften Abftufungen, als da 
Zuchthausſtrafe, Arbeitshausftrafe, Strafarbeit, Zwangsarbeit, Galeeren- 
arbeit, Schanzarbeit, Feftungsarbeit, Feftungsarreft, Gefängniß, Kreis: 
oder Amts» Gefängnig, Einfchließung, die f. g. Custodia honesta (ge- 
wöhnlih unter dem Feltungsarrefte oder der Einſchließung, bei den 
Militär « Gerichten mit dem Profofen = Arrefte verftanden) u. dgl. auf- 
führen, theilt unfer Geſetz die Strafe für Verbrechen zu oberft in 
Haupt: und Nebenftrafen ein, und fegt für diefelben eine ein- 
zige Art von Freiheitäftrafe — die Kerferftrafe feft ($$. 12, 14— 
18), die es aber auch mit dieſem Namen ſcharf auseinander hält von 
der Freiheitsjtrafe für Vergehen und Webertretungen, die es immer nur 
mit „Arreſt“ bezeichnet ($$. 240 lit. d und 244— 247), um auf foldhe 
Weife „das gerechte Verhältniß zwifchen einer beffernden Züchtigung und 
den Sriminalftrafen genau zu beobachten, und den Abfcheu gegen Ber: 
brechen durch die Bermengung mit minder gefährlihen Schuldfällen auch 
bei denjenigen nicht zu ſchwächen, welche die Größe einer Uebelthat nach dem 
Maße der durch das Geſetz verhängten Strafe zu beurtheilen gewohnt find“ *). 


— nn nn 


und nehmen bie unter drittend vorfommenden Verfügungen bäufig unter 
die allgemeinen oder einleitenden Beftimmungen auf, oder behandeln fie 
in einem befonderen Abfchnitte, etwa mit der Ueberſchrift: „Von den, diefem 
Strafgefehe unterworfenen Perfonen“ u. ſ. f. — Es läßt fih nicht leugnen, 
daß diefe neuere Syſtematik den Anforderungen der Theorie an eine gute 
und fireng logifhe Methode auch in der Gruppirung der verfchiedenen Theile 
eines pofitiven Gefeged mehr entfpreche, ald das in unferem Geſetze geſchehene 
Zufammendrängen von (wenigftens theilweife) heterogenen Gegenftänden in 
demfelben Hauptflüde: allein da diefe Rückſicht wenigftend im vorliegenden 
fpeciellen alle praktifch unerheblich ift, fo läßt es ſich wohl rechtferti— 
gen, daß unfer dermaliges Gefep das altgewohnte und den Praftifern 
des größten Theils des Reiches wohlbekannte Syhſtem des früheren Ge, 
feped vom 3. September 1803 aud in diefem Punkte beibehalten habe. — 
*) Mit den obigen Worten wurde dad Wechſelverhältniß, welches 
zwifchen den Strafen für Verbrechen und jenen für ſchwere Polizei-ebertre- 
tungen in dem Strafgefege vom 3. September 1803 (welchem auch hierin 
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Unter Hauptftrafen verfteht die Doctrin und mit ihr auch unfer 
Geſetz diejenigen Strafübel, welche für fih allein, felbftftändig und aus— 
fchließend, als Strafe zugefügt werden können, während Nebenftrafen 
(häufig auch accefforifhe Strafen, und von unferem Geſetze 88. 19 
und 253 — Verſchärfungen anderer Strafen genannt) diejenigen 
find, welche nicht felbftftandig für fih, fondern nur nebſt einer Haupt— 
ftrafe, als Accefforium umd zur Berftärtung derfelben verhängt werden 
dürfen. 

Als Hauptitrafen hat unfer Gefeß, treu ihrem Charakter, wornach 
fie nemlich zwar verfchieden je nad Berfchiedenheit der ftrafbaren Hand- 
lungen, allein dennoch bei jedem Schuldigen zur Anwendung gebracht 
werden müffen, fowohl bei Verbrechen ($. 12), als auch für Vergehen 
und Uebertretungen ($. 240) durchweg nur ſolche Strafübel gewählt, 
welche wirklih für Jedermann, wenigften® unter den Durch das Da- 
fein der ftrafbaren Handlung bedingten Verhältniffen ein Uebel find, und 
eben darum auch den Charakter der allgemeinen Anwendbarfeit 
an fich tragen, während es als Nebenftrafen regelmäßig nur foldhe Uebel 
($8. 19 und 253) feftgefeßt erfcheinen, die theild nur auf gewiffe Indi— 
viduen, oder unter beftimmten Berhältniffen anwendbar find, oder zur 
Ahndung befonderer Erfhwerungsumftände, unter denen die ftrafbare 
Handlung begangen. wurde, beigefügt find *). 


unfer dermaliges Strafgefeg völlig treu blieb) eingehalten werden fol, von 
dem höchſten Gefepgeber felbft in dem 20. Abfabe des Kundmahungspatentes 
zum früheren Gefeße bezeichnet. 

) Wer aufmerkffam die allgemeinen Beflimmungen unfered Geſetzes 
über die Beftrafung, ſowohl von Verbrechen, ald auch von Bergeben und 
Uebertretungen überhaupt (88. 12—25, 28, 29, 31—33, 42, 240— 262 und 
268), dann die Normen über Erſchwerungs- und Milderungs-Umflände, und 
deren Einfluß auf die Ausmeffung der Strafen ($$. 34, 35, 43—55 und 
263— 267) würdiget, und mer damit noch überdieß die Straffähe vergleicht, 
welche das Gefep bei den einzelnen flrafbaren Handlungen feftgefekt, 
und wie es, inäbefondere im erften Theile (über Verbrechen) die Strafen für 
die verfchiedenen Verbrechen untereinander fehr proportional angeordnet hat: 
der wird auch bald erfennen, dag unſere Sefepgebung den Anforderungen, 
welche die Geſetzgebungs-Wiſſenſchaft der Feptzeit an ein guted Strafenſyſtem 
ftellt, nah Möglichkeit zu entfprechen bemüht war. Ich fage mit Borbe- 
dacht: „nah Möglichkeit;“ weil ein mwohlmeinender Freund des Bater- 
landes die notorifche Thatſache nicht verläugnen darf, dag unfere vaterländi« 
fhen Strafanftalten , und wird hierbei auch nur der materielle Punkt hin» 
reihender Räumlichkeiten in’d Auge gefaßt, zumal in gewiffen Theilen 
des Reiches, in fo mancher, ja hie und da in jeder Beziehung noch fehr 
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Die Anordnungen unferes Geſetzes über die verfhiedenen Arten 
von Strafen für Verbrechen und deren Anwendung ($$. 12—25, 28, 29, 


Bieles zu wünfhen übrig laffen, um dasjenige auch zu verwirklichen, 
was unfere gerechte und humane Gefepgehbung in dem vorliegenden Ge 
fege, jo wie in den vielen, die Einrichtung, Leitung und Verwaltung der 
Strafanftalten regelnden PBarticular-Borfchriften bereit vorgefhrieben hat. 


Die Anforderungen an ein gutes Strafenſyſtem möchte ich ungefähr 
in folgenden Poftulaten zufammenfaffen : 

1. Die Strafe fei vor Allem gerecht, d. b; dem Grade bed objectiven 
und fubjectiven Verſchuldens des zu Beftrafenden adäquat, ſonach allerdings 
Wiedervergeltung (Talion), allein nicht im materiellen Sinne des 
Wortes, ald ob nemlih dem Schuldigen gerade dasjenige materielle Hebel 
zugefügt werden müßte, dad er Anderen duch die firafbare Handlung zuge- 
fügt hat (Hand um Hand, Kopf um Kopf) was häufig eben fo ungerecht, 
ald in anderen Fällen unausführbar fein würde; — fondern in formeller 
Beziehung, oder vielmehr im Geiſte der Sache, fo daß der Schuldige nad 
feiner individuellen Empfindlichkeit möglichft genau fo viel Hebel er 
leiden foll, ald er Anderen zugefügt hat. Hicraus folgt die f. g. Commen- 
furabilität, d. 5. diejenige Eigenfchaft von felbft, wornach auch die für 
die verfchiedenen Verbrechen feftgefepten Strafen verglihen untereinans 
der volllommen verhältnigmäßig fein follen. — Ebenfo ergibt fich hieraus 
au die firenafte Einfchränfung der Strafe nur auf die Perfon des Schul: 
digen, fo wie diejenige Einrichtung der Strafen, wornad felbft die natür- 
lihen Folgen und Nahmirkungen, welche jede Strafe auch für deffen Familie 
nach fich zieht, fo viel nur immer möglich von defjen fhuldlofen Angehörigen 
ferne gehalten und gemildert werben follen, — ſchon ala eine unabweisliche 
Forderung der Gerechtigkeit. — 


2. Die Strafe fei daher ein wirflihes Uebel und zwar ein auf alle 
Elaffen von Menfhen anwendbares, zugleich aber möglichft theilbares 
(Nexibles und abftufbares) Uebel, um daffelbe auch den verfchiedenen Graden 
der Strafbarkeit, und zwar mit gerechter Beachtung der je nad der Ver— 
fhiedenartigfeit der Individuen dur Bildung, Erziehung, Lebensgewohnhei— 
ten u. dgl. bedingten höchſt verfchiedenartigen Empfindlichkeit, anpaſſen zu 
fönnen. — Quem res plus nimio delectavere secund®, mutatæ quatient! — 
Aus der Combination diefer mit der erften Anforderung ergibt fich von 
ſelbſt, daß nmamentlih die Freiheitsftrafe in den Strafanftalten in Be 
ziehung auf die phyſiſche Griftenz der Sträflinge, d. h. in Anfehung der 
materiellen Verpflegung (Beköftigung), Gefundbeitäpflege, Luft, Licht und 
Wärme, Wahl der Localitäten, Wahl und PVertheilung der Arbeiten, Lüftung 
der Arbeitsſäle und Sclafftelen, binlänglihe Bewegung u. dal. fi gleich 
weit von der einen Uebertreibung, womit man bie und da den Sträflingen 
ein weit befferes Los bereitet, ald ihnen je im Zuftande der Freiheit zu Theil 
werden Fönnte, und den Aufenthalt im Strafhaufe zur erfehnten Wohl« 
that macht; — ald von dem anderen Extreme entfernt halten fol, wornach 
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31—33 und 42) bedürfen daher nach diefer Darlegung ihres allge: 
meinen Charakters nur weniger Erläuterungen im Einzelnen. 


man dieſen Aufenthalt nur zu einer langfamen, theild phyſiſchen, theild mora- 
lifhen Toded:Peinigung umftaltet. — 

3. Eie fei möglihft analog dem Verbrechen, d. h. dem Geifte 
der ftrafbaren Handlung entnommen, um nicht nur den Charakter der Talion 
zu bewahren, fondern um zugleich durch den pſychologiſchen Gegenfag der 
zum Verbrechen einladenden Motive defto zuverläffiger von demfelben abzuhalten, 
wie ſchon Gicero fagte : „Noxix= poena par esto, ulin suo vitio quisque plecta- 
tur; vis capite, avaritia mulcta, honoris eupiditas ignominia sanctiatur.“ — 

4. Sie wirfe insbefondere auf Befferung ded Schuldigen bin, und 
zwar auf Befferung in jegliher Richtung, mit vereinigten Kräften und 
mit allen pſychologiſchen Mitteln, welche biefen Zweck zu realifiren oder zu 
unterflügen vermögen, Man wirke daher vor Allem fhon negativ darauf 
bin, durh Vermeidung aller jener Strafübel und Vollziehungsarten derfelben, 
welche dad Scham- und Ehrgefühl tödten, oder auch nur abftumpfen, fo wie 
durch gehörige Abfonderung der Sträflinge von einander, minbeftend nad 
Berichiedenheit des Gefchlechtd, nach den Alteröftufen, nach der Gattung der 
ihnen zur Laſt liegenden Berbrechen,, nach größerer oder minderer Verborben- 
beit, nach ihrer Bildungäftufe u. dgl., — ja wo möglich durch Befeitigung 
überhaupt jeder Communication der Gträflinge untereinander, damit 
fih nit die Strafanftalt felbft zur Bell-Lancaſter'ſchen Hochſchule des Laſters 
und Verbrechens geflalte. — Man wede in dem Sträfling vorerft das menfc- 
lich Nächſtliegende, den Egoismud, die angebome und unvertilgbare 
Selbſtſucht. Man laffe ihn die Strafe ale wirkliches Uebel, und wo 
möglich daneben im fehneidenden Gontrafte die Wohlthat der Freiheit empfin- 
den. Man rege biernad die Sehnſucht, aber auch die Ausfiht auf Erlan- 
gung derfelben ald Lohn für die Bethätigung wirklicher Befferung an. Man 
fielle hiernach fhon im Geſetze als ſolchen Lohn den theilmeifen Nachlaß 
der zuerfannten Strafe in Ausfiht, der aber (um nicht blos Heuchler zu er— 
zeugen) wieder rückwirkend verloren gehen follte, fobald der mit Nachſicht Ent: 
laffene neuerlih in Strafe verfällt. Dieß wird, wenn nicht regelmäßig, doc 
wenigftend häufig in dem Sträfling den Entfchluß hervorbringen , fi wenigſtens 
äußerlich zu beffern (die f. g. legale Befferung), d. h. kein Verbrechen 
mehr zu begeben, um nicht mehr in Strafe zu verfallen, und damit ift — 
der Gefellfihaft und dem früher abgeftraften Sndividuum bereits ein 
großer Dienft getban. — Man zwinge ferner alle Sträflinge mit un— 
nachſichtlicher Strenge zur Aneignung jener f. g. mehanifhen 
Tugenden, bie fihb mit Gewalt ernöthigen laffen, und welche endlich 
jedem Menfchen zur Gewehnbeit, zum Bedürfniffe und zur fegen- 
bringenden Wohlthat für fein eigen Ich werden, aber auch die unabweis— 
liche Borbedingung einer reinen Seele und cined reinen Menfchen = Lebens 
find, d. h. man zwinge fie zur Reinlichfeit, zur Ordnung und zur 
Arbeitfamkeit (zum Fleiße)! — Diefe Momente der Befferung fann jebe 
Strafanftalt anftreben, diefe können ohne alle fanguinifche Uebertreibung und 
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8. 12, & 9) 
Die Strafe der Verbrechen ift der Tod des Verbrechers, ren der 
oder defien Anhaltung im Kerker. 


$. 13. (@. 10.) 
Die Todeöftrafe wird mit dem Strange vollzogen. — 


Empfindelei, ſo wie ohne alle unlogiſchen und unpraktiſchen Schwärmereien 
bei jedem Sträfling verſucht und faſt regelmäßig auch ausgeführt 
werden. — Sofort ſchreite man aber auch da, wo ſie noch möglich iſt 
(und im Voraus aufgegeben werden, ſoll die Hoffnung und das Bemühen 
hierzu bei gar keinem Menſchen!), zur moraliſchen Beſſerung, zur inneren 
Beredlung der Sträflinge. Man zerknirſche fie, man bringe fie, mit gehö— 
tiger Mäßigung allerdings auch durh Sfolirung und Einſamkeit 
(Boenitentiarien — Zellengefängnif) zum Selbſtnachdenken über die Quellen ihres 
Unglüdd, über ihre Zufunft, über dad „Wie diefelbe für fie felbft zu ver- 
beffern?" — man wirfe vor Allem gemüthlih auf dad Gemüth, man 
zeige ihnen Theilnahme für ihr Unglüd, man wede den (oft in der Bruft 
des fcheinbar Verdorbenſten noch übrigen) Funfen einer edleren Regung, 
man fübre ihn endlih zu — Gott zurüd, und man wird nicht aus allen, 
aber doch aus einigen, nein! aus vielen Friedenſtörern — der Gefelfchaft 
wenigftend unfhädliche Menfchen gewonnen haben. — Man wähle daher vor 
Allem nit blos charakterfeſte und willensſtarke, fondern zugleich 
gemüthvolle und edle Menſchen zu Leitern folher Anflalten! Mau ver- 
jweifle nie an dem Menfhen, aber man fordere auch nicht Ueberſchwängli— 
he, man übertreibe nicht, und erwäge wohl, daß auch die Bildung der 
menfhlihen Seele keine Sprünge zulaffe! Man leite insbefondere auch 
den religiöfen Eiufluß mit Klugheit, und mit pſhchologiſch angemeffener 
allmäliger Einwirtung: man wirke vorerfi auf den Menfchen menſchlich 
ein, und glaube nicht, daß aus jedem Schurfen noch ein Zugendheld, oder 
‚aus jedem gottverlaffenen, und darum an fich felbft verzweifelnden Atheiften 
noch ein Dogmatifer herangezogen werden könne! — 

5. Die Strafe möge ferner, innerhalb der Schranfen des Red: 
tes und der Befferung für den Sträfling felbft, allerdings auch 
fo eingerichtet fein. daß fie eremplarifh, warnend, belehrend und 
abhaltend aub auf Andere wirkte, daher möglichft einfach in ihrer 
Drohung, und genugthuend für die öffentlihe Meinung des verlegten all» 
gemeinen Sittlichleitd- und Nechtögefühles fein. — Eben barum find aud 
alle jene Qualitäten von Strafübeln, fo wie alle jene Bollziehungsarten der- 
felben zu vermeiden, welde den Anftand und die Eitte verlegen, ber 
dffentlihen Moral oder auch nur einer achtbaren Volks-Anſicht wider 
ftreiten, das Volksgefühl und die Theilnahme für menfchliches Unglüd ab— 
ftumpfen, die Rohheit befördern, ober den Charakter der Regierung entwürdigen. — 

6. Sie möge unter den fchon angedeuteten Schranken au materielf 
für die Gefellfchaft möglihft nützlich fein; alfo nicht nur negativ dem 
Schuldigen die Mittel entziehen, neuerlich zu ſchaden, fondern ihm auch Ge— 
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Die Rechtfertigung. der Beibehaltung der Todesftrafe in unferem 
dermaligen Geſetze aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit, der 
Zeitgemäßheit und der Unentbehrlichkeit nach den fpeciellen 
Erfahrungen Defterreich 8 wurde von mir fehon in der Einleitung (Seite 
33—41) ausführlich verfucht. 

Es bedarf fomit hier nur mehr der legislativen Begründung der 
auch von unferem dermaligen Geſetze wieder beibehaltenen Vollziehungs— 
art durh den — Strang. — — Seit die Wiffenfhaft und nad ihr 
wohl auch die Geſetzgebungs-Praxis der meiften europäifhen Staaten 
die verfhärften Todesitrafen verlaffen (vergl. $. 50 unſeres Geſetzes) 
und ſich überzeugt hat, daß diefelben allen jenen Argumenten, welche für Die 
Beibehaltung der Todesftrafe überhaupt das Wortführen, die Spike 
brechen, und der Todesftrafe ald dem höchſten Strafübel feinen eigent- 
lihen Nerv zerftören, hat man fich jo ziemlich darüber geeiniget, daß 
diejenige Vollziehungsart der Todesſtrafe Die angemefjenfte fei, welche die 
vergleihungsmweife fiherfte, [hleunigfte und möglihft ſchmerz— 
loſe iſt. Vielleicht liege fih noch beifegen: „und welche wenigftens nicht 
unmittelbardurh Menſchenhände, vollzogen zu werden braucht*). 





fegenheit geben, zu produciren und erwerben, iheild um dem Befchädigten 
zum Erſatze feined Schadens, theild um den Staat zur Vergütung feiner 
Auslagen für den Sträfling zu verhelfen, theild endlich um aus diefem auch 
für die Zufunft ein erwerbendes Mitglied der Gefellfchaft zu ſchaffen. — 
Sie möge endlich 

7. dann, wenn nicht die Zodeöftafe angewendet werden muß, mög- 
lichſt erſetzbar und erläßlich fein, um für mögliche Fälle einer ſchuld— 
loſen Berurtbeilung, d. 5b. eine? Irrthums menſchlichen Nichteramtes 
wenigftend approrimative den widerrechtlich zugefügten Nachtheil wieder gut 
machen zu fünnen. — 

*) Es dürfte überhaupt eine viel zu wenig beachtete Erfahrung 
fein, daß die unmittelbare Bollziehung von Leibesftrafen, zumal von körper— 
lihen Peinigungen und Martern unmittelbar durch Menfhenhände 
dem Endzweck, den man durch Vollziehung der Strafe in der einen Be- 
ziehung erreichen will, in der andern diametral entgegenwirfe, und daf 
jeded Peinigen eines Menfchen durd andere Menſchen eben diefe gewiß nicht 
veredelt, fondern fie im mindeften Falle abſtumpft, gleichgiltig macht für 
fremden Schmerz, und daran — gewohnt; — häufig aber aub in 
ihnen Rohheit, Racegefühl, und felbft viehifche Luft an fremdem Leid erft 
aufregt oder doch wenigſtens nährt und wach erhält. — Würde überdich 
nicht auch pſychologiſch der allfeitige moralifhe Eindruck der Boll: 
zichung, 3. B. der Zodesftrafe erhebender fein, wenn nicht unmittelbar des 
Menfhen Hand, fondern — die Maſchine den tödtenden Streih, Schlag 
oder Druck verfegen würde? — Sollte endlich nicht felbft die Sicherheit 
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Welche von den mannigfaltigen ſeit Jahrtaufenden üblich gewefe- 
nen Bollziehungsarten aber diefe Eigenfchaften relativ noch am meiften im 
fich vereinigen, ift befanntlich bis zur Stunde noch ftreitig. Die vorherr- 
fhende Anficht der neueren Gefebgebungen neigt fih für das Fallbeil 
(Fallfhwert, Fallmeſſer, Fallſchneide, Guillotine), da bei demfelben nad 
der Erfahrung die Erfoheinung einer unfiheren Bollziehung und Tän- 
geren Marter des unglüdlichen Delinquenten relativ um viel feltener, 
als bei allen übrigen Erecutiondarten, ja faum irgendwo (?) eingetreten 
fei, und weil das früher dagegen geltend gemachte Bedenken, daß dem 
vom Rumpfe getrennten Kopfe noch durch einige Zeit — Senfibilität 
(Bewußtfein) inne wohnen ſoll, phyſiologiſch längſt ſchon widerlegt ift. 
Allein wenn gleich Deftefreih’s dermaliges Gefeß, da es ja über- 
haupt im Wefentlihen feine Umänderung des beftehbenden Straf: 
rechtes. und Strafenfyftems einführen wollte, aud die obige Frage wohl 
faum aufs Neue grundſätzlich in's Auge gefaßt haben mochte; fo 
läßt ſich doc nicht verfennen, daß namentlich die Erfeßung des Stranges 
durch dag Kallbeil in unferen Ländern der allgemeinen Volksſtimme 
widerftritten haben würde. Mögen fih auch — feltfam genug — deutfche 
Länder, in jüngfter Zeit felbft eine vaterländifch -öfterreihifche Stadt 
um die Ehre der erften Erfindung oder Gonftruction diefer oder wenig. 
ſteus einer ähnlichen Tödtungs-Mafchine ftreiten: fo wird doch das tief 
in allen Claſſen des Volkes wurzelnde, und in diefem Puncte gewiß 
höchſt achtbare Borurtheil von demfelben nie denNamen: „Buillotine" 
lostrennen und in immer wieder rüdkehrender Ideen » Affoctation davon 
auch nie die traurige Reminiscenz an jene welthiftorifhen Schauder- und 
Frevelthaten ferne halten können, welche mit diefer Maſchine vollführt 
wurden, umd die noch überdies jenem gleich verbrecherifchen, wie wahnfinni- 
gen Treiben den Heiligenfchein von Juſtiz-Uebung zu geben bemüht 
waren! — — Dazu fommt, daß felbit aus ärztlihem Standpuncte 
nah Maßgabe der erwähnten drei Anforderungen gegen die Vollſtreckung 
der Todesſtrafe mittelft des Henkens (Hängens oder Erhängens mit 
dem Strange oder Stride) geringere Bedenken erhoben werden, ale 
gegen die übrigen Vollziehungsarten, und daß endlid die Strafe des 
Stranges nach einer feit Jahrtaufenden bei allen Völkern der Erde 
herrfchenden Volksanficht den Charakter der Schimpflichkeit, und 
eben dadurch einen neuen und, wie man erfahren haben will, oft einzig 


der Bollziehung im Allgemeinen durch die Mafchine mehr verbürgt fein, als 
durd die Menfchen-Hand? — 
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abhaltenden Grund von gewiffen, weil mit die ſer Todesſtrafe ver- 
pönten Verbrechen in fih ſchließe — So viel ift wenigftend gewiß, daß 
diefe in allen Ständen und Claſſen der Gefellfehaft tief wurzelnde Volks— 
anficht von dem entehrenden Attribute der Strafe dur den Henker 
— fid) auch in den Tagen der Gegenwart mit Mächtigkeit erhalten hat, 
da es notoriſch ift, daß zum Tode verurtheilte Verbrecher regelmäßig 
ſchon darin einen Akt der Gnade erkennen, ja oft flehentlich darum bit- 
ten, daß fie nicht mit dem Strange hingerichtet, fondern — fo furchtbar— 
ironiſch e3 zu lauten ſcheint — zu Pulver und Blei — begnadiget 
werden mögen! 

Die Beftimmung der übrigen Modalitäten, unter welchen die 
Todesftrafe durch den Strang vollzogen werden ſoll, bat die öfter- 
reihifche Gefebgebung von jeher unter die Vorfchriften über das 
Straf» (Erecutiond -)Berfahren eingereiht. — Sie find für jene Kron- 
länder, wo das Strafverfahren nah dem II. Abjchnitte des Strafgefeßes 
vom 3. September 1803 zu pflegen ift, in dem 8. 450 desfelben und 
mehreren nachträglichen Verordnungen enthalten, welde in Maucher's 
Sammlungen beim $. 450 und ergänzend in Hye's Zufammenftellung 
unter Nr. 136—138 zufammengeftellt find; und wozu noch eine neuere 
Borfhrift, nemlich das Hoffanzleidekret vom 29. April 1848 (polit. ©. 
©. Band 76, ©. 160) hinzugetommen ift. — Für jene Ränder, in wel- 
hen die Strafprozeßordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, find diesfallg 
die 88. 470 und 471 derfelben maßgebend; in Ungarn endlich, der 
ferbifhen Woiwodſchaft und dem Temefer Banate, fowie in Kroatien 
und Slavonien entfcheidet über die Art des Vollzuges meines Wif- 
fens bisher nur der Ufus. 

Die vorftehenden Vorſchriften Bollziehung der Todes-Urtheile gelten 
übrigens nur als Regel, da für die Vollziehung der Todesftrafe im 
ftandrehtlihen Verfahren zum Theile wieder abweichende Vorſchrif— 
ten beftehen ($. 511 des I. Th. des St. G. B. v. 3. September 1803 
und 496 der St. PB. D. vom 17. Jänner 1850); — da ferner das ſchon 
aus anderem Anlaffe (Seite 211 unter lit. b) citirte f. g. Beft-Patent vom 
22. Mai 1805, N. 731 der 3. ©. ©. im $. 12 für die ſchweren Peſt— 
Vergehen, wenn dagegen bereits das Standrecht kundgemacht ift, die 
Todesſtrafe durh Erſchießung feitgefebt hat, was duch die Vorſchrift 
de8 $. 393 unferes dermaligen Geſetzes beftätigt worden ift; — da über: 
dies das Faiferliche Patent vom 6. Mai 1852, Nr. 101 des R. G. B. 
im $. 4 für das dort bezeichnete Verbrechen der Verleitung eines Solda- 
ten zum Treubruche, (welches in der dermaligen Erweiterung auch durch 
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den $. 222 unferes Strafgefeßesd eine Bejtätigung erhalten hat) in dem 
Falle, wenn. gegen dieſes Berbrechen das Standrecht kundgemacht worden 
iſt, auch bei, Berfonen: des Eivilftandes Die Strafe des Erfhiepens 
anordnet; — und da endlich eben dieſe letzt er e Bollziehungsarbder Todes- 
ſtrafe de praxi von den kak. Militär-(Kriegs-) Gerichten auch häufig 
gegen Perfonen des Eivilftandee für Die mit Todesstrafe überhaupt ver: 
pönten Berbrechen überhaupt angewendet wird, fobald ‚wegen derfelben 
die außerordentliche Strafgerihtsbarkeit der Militär Gerichte ein- 
tritt (wergl. $. 5 der Militär- Jurisdictiondg- Norm vom 22. Dec. 1851, 
Nr. 255 des R. G. B.). Es findet nemlich in diefen Fällen aud gegen Ber- 
fonen des Eivilftandes die Strafe des Erfhiehens bald fhon vermöge 
der Sentenz des Berichtes, bald erft vermöge Umwandlung der auf den 
Strang fententionirten Strafe in Erfhießling im Wege der Gnade durch 
den Gerihtäheren Statt *). 


*) Rur die Eine legislative Bemerkung fei mir über den Gegenftand 
der Frage noch unverwehrt. — Die erniten Bedenken, weldhe man von jeher 
gegen die abfolute Deffentlihleit der Volljiehung der Tobesftrafe erhebt, 
dürften auch in den Erfahrungen unferer Länder eine reichlihe Beftätigung 
finden. Wer fih je die intereffante Aufgabe geſetzt bat (ich felbft habe dieh " 
bei den feit 25 Jahren in Wien flatt gefundenen öffentlihen Hinrichtungen 
. faft regelmäßig getban, und jedesmal diefelbe Erfahrung gemadt), die 
fhaugierigen Vollsmaſſen, ja die Tauſende von Menfchen zu beobachten, 
die fih zu dem traurigen Akte der Hinrichtung drängen, und welche fi abmühen, 
den Unglüdlihen wenigftend während der fogenannten Ausführung (db. h. 
während der in Wienregelmäßig wohl zu Wagen, bei Soldaten hie und da auch zu 
Fuß, in beiden Fälen aber langfamen Schritted gefchehenden, und in der 
Regel eine Wegeöftrede von beiläufig einer Stunde in Anſpruch nehmenden 
Hinführung des Delinguenten zum Orte der Erecution) recht nahe oder gar 
einige Male anzufehen; wer fih mit diefen Schauluftigen in Gefpräde ein» 
läßt, und ihre Gemüthöftimmung erforſcht: der wird fid) bald überzeugen, daß 
diefe Gemüthäftimmung, wenigftend des größten Iheiled der gaffenden Menge, 
nichts weniger ald — fittlihe Grbauung ift, und dag man dem Zwede, 
welchen die Gefepgebung durch öffentlihe Hinrichtungen anftrebt, bierdurd 
vielleicht geradezu entgegen wirke. Ich kann es nad meiner eigenen Er- 
fahrung nur ald einen auch für Defterreich fehr wünſchenswerthen Kortfchritt 
begrüßen, daß das preußifche Gefeh vom 14. April 1851 durch die Nah: 
ahmung eines befanntlih urfprünglich nordamerifanifhen Inſtitutes ſolche 
Modalitäten bei der Bollziehung der Todesfirafe feſtſetzte, wodurch einerfeits 
alle Nachtheile der abfolut heimlichen, und and'rerſeits aber auch die Schat— 
tenfeiten der unbedingt öffentlichen Straf-Bolljiehung vermieden werden, und 
daß fih Preußens Legislation bei Feſtſtellung diefer Modalitäten nicht dur 
den fchalen Einwand beirren ließ, daß biefelben doch nur eine Nachahmung 
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[Btrfg, 1. @ht. TI. Hpik. 86.140.151 — 368° — [Bon Verbrechen überhaupt. 


$. 14. @. 11) 


Die Kerkerftrafe wird nad dem Unterſchiede der Strenge 
in zwei Grade eingetheilt. Der erfte Grad wird durch das 
Wort „Kerker” ohne Zufag, der zweite duch „ſchwerer 
Kerker“ bezeichnet. 


$. it. 


Die Kerferftrafe wird nad dem Unterſchiede der Strenge in drei Grade eingetheilt : 
der erfte Grad wird durch das Wort: „Kerker““ ohne Zuſatz; der zweite durch: „ſchwerer Kerter‘‘; 
der dritte durch: „Ihwerefter Kerter‘, bezeichnet. 


$. 15. 6. 12) 


In dem eriten Grade der Kerkerftrafe wird der Sträf: 
ling ohne Eifen, jedoch enge verwahrt, und in der Verpfle⸗ 
gung fo gehalten, wie es die Einrichtung der für folde 
Sträflinge beftimmten Strafanftalten nad) den darüber be: 
ftehbenden oder noch zu erlaffenden befonderen Vorſchriften 
mit ſich bringt. 

Es wird ihm mit Niemanden eine Zufammenfunft ohne 
Gegenwart des Gefangenwärters, auch Feine Unterredung in 
einer dem Letzteren unverfländlichen Sprache geftattet. 


$. 12. 


In dem erften oder unterften Grade der Kerferfirafe wird der Sträfling ohne Gifen, 
jedoch enge verwahrt, und in der Verpflegung fo gehalten, wie es die Einrichtung der für folche 
Sträflinge beftimmten Straförter mit fih bringe. Es wird ihm fein anderes Ge 
tränfe, ala Waffer zugelaifen, umd mit Niemanden eine Zufammenfuuft ohne Ge 
get ded Gefangenwärterd, auch feine Unterredung in einer Dem Legteren unverftändfichen 

prache geftattet. 


eines norbamerifanifchen nftitutes fein. — Der dieffällige Geſetzes— 
Paragraph ($. 8) lautet wörtlich: 

„Die Vollſtreckung der Zodesftrafe foll in einem umfchloffenen Raume, 
entweder auf einem Plabe innerhalb der Mauern der Gefangenanftalt, oder 
aud auf einem anderen abgeſchloſſenen Plage flattfinden. 

Bei der Hinrichtung folen zugegen fein: mindeftend zwei Mitglieder 
des Gerichts erfter Inftanz, ein Beamter der Staatdanwaltfhaft, ein Ge 
rihtöfchreiber und ein oberer Gefängnißbeamter. Bon der Hinrichtung ift 
dem Gemeinde-Borftande des Drted in welchem folche ftattfindet, Nachricht 
zu ertheilen; derfelbe hat zwölf Perfonen aus den Vertretern der Gemeinde 
oder aus anderen achibaren Mitgliedern der Gemeinde abzuordnen und ber 
Hinrichtung beizumohnen. 

Außerdem ift einem Geiftlihen von der Gonfeflion des Berurtheilten 
der Zutritt zu geitatten. 

Auch ift dem PVertheidiger und aus befonderen Gründen auch anderen 
Perfonen der Zutritt zu gewähren. 

Die Vollſtreckung des Todesurtheil® wird durch das Läuten einer 
Glocke angekündigt, welches bis zum Schluffe der Hinrichtung andauert.“ 
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8. 16. G. 13) 


Der zur Kerkerftrafe des zweiten Grades Berurtheilte 
wird mit Eifen an den Füßen angehalten. Eine Unterredung 
mit Zenten, die nicht unmittelbar auf feine Verwahrung Be: 
zug haben, wird ihm nur in ganz befonderen und wichtigen 
Fällen geftattet. 


$. 18, 


Der zur Kerterftrafe des zweiten Grades Berurtbeilte wird mit Hr an den Füßen ans 
ehalten, täglich miteiner warmen Speiſe, jedoch ohne Fleiſch, genähret; in 
njebung des Lagers aufbloße Bretter eingeihräntt, 5 ihm feine Unter 

redung mit IEHIeH: die niht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug 
baben, geftattet 


$. 14. 


Die ſchwereſte, oder die Kerferftrafe des dritten Grades beftebt darin, daß 
der Sträfling in einem von aller Gemeinſchaft abgefonderten Kerfer, worin er jedod fo viel Licht und 
u. als zur Erhaltung der Gejundbeit nötbig ift, genießt, ftets mit fchweren Eifen an Hän— 

den und Füßen, und um den Leib mit einem € fernen Ringe, am melden er außer der Zeit der 
Arbeit mit einer Kette angeihlofien wird, verwahret, mur alle zweite Tage mit einer warmen, 
doch feiner Fleiſchſpeiſe enäbrt, die übri gen a. aber bei Waſſer und Brot gehalten , fein gager 
= a Bretter eingefhräntet, und —* mit Riemanden eine — oder Unterredung 
geftattet wird. 


Das Gefek hat für die Abftufung der Kerkerftrafe einen doppelten 
Mapftab, nemlih: a) ihre Strenge, d. h. Intenfität oder innere 
Stärke (8.14), — und b) ihre Dauer, d. h. ihre ertenfive Befchaffen- 
beit, oder das Beftehen nach der Zeit ($. 17) feſtgeſetzt, und bezeichnet 
in den Randgloffen zu diefen zwei Paragraphen die verfhhiedenen Abſtu— 
fungen der Kerkerftrafe in beiden Beziehungen ald „Grade (d. i. re 
lative oder quantitative Größe der Befchaffenheit) der Kerfer- 
ftrafe.“ 

Unfer dermaliges Gefek kennt aber in erfterer Beziehung nur 
mehr zwei Grade: „Kerker“ ohne Zufaß, oder ſchlechthin Kerker, in der 
Praris auch häufig „einfaherKerker" genannt; — undden „[hweren 
Kerker;“ während im Strafgefeße vom Jahre 1803 noch eine dritte 
Stufe, der ſchwerſte Kerker, (vergl. vorjtcehend unter dem $. 16 den 
$. 14 des früheren Gefekes) beigefügt war, übrigens in der wirkli— 
hen Anwendung, vermöge einer, nur den Gerichten mitgetheilten, aber 
nie ald Gefeß kundgemachten a. h. Weifung des Landesfürften vom 15. 
Jänner 1833 fhon längft außer Uebung getreten war. — Die relative 
Abftufung der Kerkerftrafe in zwei Grade in Beziehung auf die innere 
Stärke offenbart fi, wie aus der Vergleihung der $$. 15 und 16 unter 
einander, fo wie aus der Entgegenhaltung des $. 27 zum $. 26 zu ent» 
nehmen ift, nah unferem dermaligen Gefege nur mehr in folgenden 
drei Momenten: 

Hye, Gommentar. 24 


Zweiter Brad. 


Aweiter Grad. 


Dritter Grad. 


[Btrfg. I. Ehl. IL. Hi. 88.1°-16.1 — 370 — [Bon Verbrechen überhaupt.] 


aa) In der Art der Anhaltung, indem bei dem (einfachen) 
Kerker der Sträfling „ohne Eifen,“ bei dem ſchweren Kerfer „mit 
Eifen an den Füßen“ angehalten wird. 

bb) In der minderen oder größeren Beſchränkung des Ber: 
kehrs mit anderen Perſonen, indem bei dem (einfachen) Kerker diejer 
Berkehr mit anderen Berfonen nicht weiter beſchränkt ift, als daß die 
Zufammenftunft mit anderen Perſonen nicht ohne Gegenwart des Gefan- 
genwärters, und daß feine Unterredung mit ſolchen in einer dem letzteren 
unverftändlihen Sprade Statt finden, außerdem aber, weil ed das 
Geſetz nicht verbietet, die Zufammenkunft und Unterredung z. B. mit den 
Familien - Angehörigen, oder felbft mit anderen den Sträflingen näher 
ftehenden Perfonen, Freunden, Rechtsvertretern u. dgl. fo oft geftattet 
ift, ald es nur immer nad den beftehenden Directiven für Strafanftalten 
die häusliche Einrichtung und Ordnung der Anftalt zuläßt; — mwährend 
bei dem ſchweren Kerker derlei Unterredungen mit nicht ummittelbar auf 
die Berwahrung Bezug habenden Perfonen nur „in ganz beſonde— 
deren und wihtigeren Fällen geftattet wird“ *). Wann ein derlei „ganz 


*) Aus der Bergleihung des $. 16 des dermaligen mit dem $. 13 
ded früheren Geſetzes ergibt fih, daß die jetzige Gefeßgebung auc darin 
der Humanität ein wichtiged Zugeftändniß gemacht habe, daß nunmehr diefer 
Verkehr der zur ſchweren Kerferftrafe vwerurtheilten Berbrecher mit anderen 
Perfonen überhaupt zugeftanden ift, während er nach dem Strafgeſetze vom 
3. September 1803 noch unbedingt verboten, und vermöge zwei fpäterer 
Novellen (Hoffanzleideerete vom 26. Februar 1818, Nr. 1423 der 3. ©. ©. 
und vom 16. December 1844 in Hye's Zufammenftellung, Nr. 14) ſpe— 
ciell und ausſchließend nur in folgenden zwei Fällen ausnahmsweiſe 
geftattet werden durfte, um nemlich: 

a) einem zum fchiweren Kerker verurtheilten Sträfling die Unterredung 
mit feinem gerichtlich aufgeftellter Eurator in Bermögens-AUngelegen- 
beiten, und um 

b) den Dbforgern der Shußvereine für entlaffene Sträf- 
linge eine Rüdfprahe mit jenen zur ſchweren Kerkerftrafe verurtheilten 
Sträflingen zu ermöglicden, welche nach ihrer Entlaffung aus der Strafanftalt 
von dem Bereine in feinen Schuß genommen werden follen. — 

Es bedarf feiner Audeinanderfegung, daß dieje durch das vorliegende 
neue Geſetz verfügte Abänderung nicht blos aus dem Geſichtspunkte der Hu— 
manität und der Achtung für die heiligften Gefühle des Menfhen, fondern 
wohl au im Intereſſe der Gerechtigkeit mit Dank begrüßt werden muß. 
Iſt es nemlich eine Forderung der Gere tigkeit, daß ſich auch die natür« 
lihen Folgen jeder Strafe fo wenig ald nur immer möglich auf bie ſchuld— 
lofen Angehörigen des Schuldigen ausdehnen follen (vergl. oben auf Seite 
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befonderer und wichtiger Fall“ vorhanden fei, muß natürlich dem vernünfti- 
gen Ermeffen der unmittelbaren Keitungsbehörde jeder Straf— 
anftalt, und bei Bedenken derfelben, oder im Befchwerdemege gegen ihre 
Berfügungen, jener höheren Adminiftrativ-Behörde überlaſſen werden, wel- 
her die Oberleitung über die Strafanftalten zufteht, d. h. in Defterreich 
nach unferer dermaligen Staatsverwaltungs-Drganifation zunächft den po- 
litifhen Behörden’). — Daß man als folche Fälle vor Allem diejenigen 


— 





361 die Anmerkung unter Nr. 1), fo läßt cs ſich wohl kaum rechtfertigen, 
einem unglü dlidyen Water, einer jammernden Mutter, einem danfbaren Kind 
einem zärtlihen Gatten den Troft zu verfagen,, feinem theuren Angehörigen, 
der ald Sträfling des ſchweren Kerkers 3. DB. ſchwer erkrankt, oder dem Tode 
nahe ift, das legte Lebewohl zu geben, blos darum, weil dieſer vermöge feiner 
Berurtheilung zur ſchweren SKerkerfirafe gar Niemanden fehen fol. Man 
firaft ja hierdurch mehr noch, ald den Sträfling, deſſen ſchuldloſe Familie 
— 68 iftnotorifh, daß in ähnlichen ſehr prägnanten Fällen humane Strafhaus— 
Verwalter fih über das Gefek erhoben, und audnahmdweife Bewilligungen 
zu derlei Zufammenfünften ex propria auctoritate zu gewähren fi heraus: 
nahmen, und die Stimme der Menſchlichkeit mochte fo mächtig fein, daß 
fih ſchon vorlängft ein Provincial-Gubernium in der illirifhen 
Sub. V. vom 10. Mai 1837 (in Hhe's Bufammenftellung Nr. 6) erlaubt 
hatte, doch offenbar wider Das Geſetz geradezu auszuſprechen: „daß 
Verwandte und Belannte mit den im Strafhaufe verwahrten Sträflingen des 
fhweren Kerkers in ganz befonderen und wichtigen Fällen allerdings fih un- 
terreden dürfen.” — 


*) Eben defhalb, weil es nunmehr fchlehthin im Geſetze felbft 
audgefprochen ift, daß ben zur ſchweren Kerkerftrafe verurtheilten Sträflingen 
in den vorausgefepten Fällen derlei Unterredungen geftattet feien; und weil 
dad dermalige Befep die früher beftandene, in dem vorher citirten 
Hofdecrete vom 26. Februar 1818 für einen einzelnen ſolchen Ausnahmafall 
enthaltene Beſchränkung, wornach eine derlei Unterredung nur von der 
höheren Behörde (dem Wppellationsgerichte, der oberften Juftizftelle, der 
politifhen Landesbehörde) bewilliget werden fonnte, niht mehr aufge- 
nommen bat: ſcheint mir darüber fein Zweifel möglich zu fein, daß die 
mehrerwähnten Unterredungen nunmehr auch von der Local»Direction 
jeder Strafanftalt (sua legali auctorilate) bewilliget werden können, weil 
eben diefer auch außerdem die unmittelbare Handhabung der in Beziehung 
auf Straf» Bollziehung beftehbenden geſetzlichen Vorfriften zuſteht. — 
Eben deßhalb Halte ih aber auch Frühwald's Anfiht, welcher (a. a. D. 
Seite 44, Nr. IT) die ebenerwähnte Beſchränkung des Hofdecreted vom 26. 
Februar 1818 au jegt noch als fortdauernd erflärt, für unridhtig 
und praftifch irreführend. — Faſt fheint es, ald ob diefer Schriftfteller die in 
dem $. 16 des nunmehrigen Gefepes enthaltene Abänderung der frühe 
ren gefeplichen Beftimmungen ganz überfehen habe, da er davon feine 

24* 
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anfehen müffe, wo nah Inhalt der auf Seite 370 vorlommenden 
Anmerkung ſelbſt fhon das frühere Geſetz ausnahmsweiſe eine 
derlei Unterredung zugelaffen hatte, leuchtet von felbft ein. Allein man 
würde dem humanen Geifte der von unferem dermaligen Geſetze bei- 
gefügten Milderung geradezu Eintrag thun, wenn man diefe Erlaubnig 
nicht auch auf feltene Beſuche der nächften Angehörigen, der Gattin, 
Kinder, Eltern u. dgl. zumal in Fällen einer Erkrankung des Sträflings, 
erſtrecken wollte. 

ce) In der Berfhiedenheit der außer der eigentlichen Strafe mit 
der Verurtheilung wegen eines Verbrechens noch verbundenen ander- 
weitigen gefeglichen Folgen, da ſich an die ſchwere Kerkerftrafe außer 
denjenigen Wirkungen, welche mit jeder Verurtheilung wegen (was im— 
mer für) eines Verbrechens (zu was immer für einer, wenn auch noch 
fo geringen Criminal-Strafe) verbunden find ($. 26), noch mehrere 
andere geſetzliche Nachtheile knüpfen ($. 27). 

Zwei andere praktiſche Unterfhiede, welde das frühere 
Geſetz (fieh’ oben den $. 13 desfelben) noch zwifchen dem einfachen und 
ſchweren Kerker feftgefeht hatte, daß nemlich der Sträfling bei letzterem 
täglih nur Eine warme Speife, und zwar fein Fleiſch erhal- 
ten, und fein Lager auf bloße Bretter eingefchräntt fein follte; gleich- 
wie auch die Beftimmung des früheren $.12, daß dem Sträfling, ſelbſt 
bei dem einfachen Kerker, fein anderes Getränke ald Waffer gereicht wer- 
den dürfe, waren in unferen Strafanftalten längft fhon durh admini- 
ftrative Vorfohriften außer Uebung getreten, indem die Sträflinge bei- 
der Kerker- Grade in diefen. Beziehungen regelmäßig gleich gehalten find, 
und in der Regel täglich zweimal warme Speifen, dreimal in der Woche 
Fleifhhrühe und Fleifh, ausnahmsweiſe von ihren Ueberverdienftgeldern 
auch Bier oder Wein erhalten, auf Steohmattraken und Strohpölftern, 
die mit Linnen überzogen find, liegen u. f. f. Es war daher zwedmäßig, 
daß das jebige Geſetz diefe unpraktifch gewordenen Zufäße ganz wegge- 
laſſen, und etwaige Beichränfungen in den genannten Beziehungen zweck— 
"mäßig für die allgemeinen Berfhärfungen jeder Kerkerftrafe vorbe- 
halten hat ($. 19 litt. a und b, 20 und 21). 

Ehen fo verweifet das Gefek in Anfehung der Berpflegung 
der Sträflinge fo wie überhaupt binfichtlih der Einrihtung der 
Strafanftalten zweckmaͤßig auf die hierüber beftehenden und noch zu er- 


u 


Sylbe erwähnt, fondern offenbar noch das frühere Recht ala fortbes 
ftehend vorausſetzt. — 
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laffenden befonderen Borfhriften, weil die Handhabung derfelben 
nach unferer dermaligen Drganifation nicht mehr den Strafrihter 
als foldhen, fondern zunächſt die politifh-adbminiftrativen Bes 
hörden angeht, daher auch feinen Gegenftand des Strafgefekes aud- 
machen, und eben deßhalb auch nihtin einen Gommentar des 
legteren gehören. — Man findet übrigens dieſe Borfchriften, welche 
zum Theile nach Verſchiedenheit der einzelnen Strafanftalten fehr ver- 
fchieden find, wenigftens in Beziehung auf die ehemals f. g. nicht unga- 
rifchen Provinzen, fo ziemlich vollftändig zufammengeftellt in Maucher’s 
fhon mehrgenannten zwei Sammelmwerken bei den $$. 12, 13, 15 und 
16, und ergänzt duch Hy e's Zufammenftellung von Nr. 1—14, und 
zwar. nicht blos diejenigen, welche ſich auf die eigentlihe Verpflegung 
der Sträflinge beziehen, fondern auch ſolche Directiven, welche fih auf 
das Disciplinare und die Hausordnung der Strafanftalten über: 
haupt, auf die Feßlungsart der zur fehweren Kerkerftrafe verurtheil- 
ten Sträflinge, auf den Religionsunterridht, auf die Beſchäf— 
tigung, Arbeiten und den fogenannten Ueberverdienſt (d. i. den 
Erlös aus derjenigen Arbeit, die won jedem Sträfling über das von 
ihm pflichtmäßig und zu Gunften der Anftalt zu leiftende Arbeit-Quan- 
tum verrichtet wird) beziehen, fo wie auch fogar die Beitimmungen 
über die Beftreitung der Berpflegungsd-, Krankheits- und 
Leichenkoſten und über die Abhandlung der Verlaffenfhaften verftor: 
benen Sträflinge. — Zuden vorftehenden Vorſchriften ift fpaterhin noch 
eine neuere allgemeine Cynoſur über die Behandlung der Gefan- 
genen, fowohl in den Unterſuchungs-Gefängniſſen ald auch in den 
Strafanftalten binzugetreten. Sie ift enthalten in dem VI. Abfaße 
des auf die U. h. E. vom 22. Mai 1848 bafiıten Juftigminifterial- Er: 
laffes vom 29. Mat 1848 *), und lautet wörtlih: „In Beziehung auf 


*) Diefed hochwichtige Gefeg, von welchem unten bei ber Erläuterung des 
$. 19 noch des Mehreren die Rebe iſt, wurde urfprünglich durch einen ge» 
druckten Minifterial-Erlaß des damaligen Juſtizminiſters (Sommaruga) 
vom 29. Mai 1848, aldbald aber auch dur gedruckte Gircular-Berordnungen 
der politifhen Länderfiellen, und theilweife der Appellations⸗Gerichte unter 
verfähiedenen Daten publicirt. Es findet ih nad feinem ganzen denk— 
würdigen Inhalte abgedrudt in Hye's Anhang zu Kudler's Grllärung 
des Strafgefeges über ſchwere PolizeisUebertretungen , Gte Ausgabe, Wien 
1850, Seite 4— 8; dann in Heyßler's Sammlung der Juftizgefege vom 
Jahre 1848, 2tes Heft, Seite 215— 218; endlich als Erlaß des Minifteriums 
deö Innern vom 31. Mai 1848 in der Sammlung der politifchen Gefepe 
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die Einrichtung der Unterfuchungs - Gefängniffe, jo wie der Straf: 
anftalten für die wegen Verbrechen Verhafteten find zwar 
vor der Hand die beftehenden Vorfchriften aufrecht zu halten; allein es 
ift den Berhafteten, zumal den erft nur im Unterfuchungs » Gefäng- 
nifje befindlichen Befchuldigten, in der allfeitigen Behandlung d- 
art jede durch Humanität und anftändige Begegnung 
empfohlene Erleihterung zuzumenden, die nur immer mit der 
Vorſchrift des Geſetzes, mit der Sicherheit der Anhaltung und dem 
Zwecke der Strafe verträglich ift. 

Insbeſondere fol aber 

a) bei der Abfonderung der Berhafteten nad beftimm- 
ten Gategorien nebft den ohnehin ſchon vorgefehriebenen Rückſichten *), 








und Berorbnungen, Band 76, Seite 238—243, gleihwie auch in allen Pro- 
vincial-Gefekfammlungen, von denen bieher der Jahrgang 1848 ſchon (?!) 
erfchienen ift. 

) Derlei Borfchriften kommen allerdings zerftreut in den Inſtruc— 
tionen für die verfchiedenen Strafanflalten vor. Im Gefege felbft finden 
fie ih nur Hinfihtlih der Unterfuhungs-Gefangenen (Imquifiten), 
indem der 8. 307 des 1. Theils des St. ©. B. vom 3, September 1803 „die 
AUbfonderung derfelben nicht blos nach dem Geſchlechte, fondern überhaupt 
vorfchrieb: „daß jeder Berhaftete, fo viel möglich ift, allein in 
einem eigenen Gefängniffe verwahrt, und daß inäbefondere darauf 
gefehen werden foll, daß diejenigen, welche einer Mitfchuld verdächtig find, 
von einander genugfam entfernt fein.“ — Dad Juflizhofdecret vom 9. Zäns 
ner 1835, Nr. 2681 der J. ©. ©. fügte bei: „daß die befferungsfähi- 
gen Inquiſiten thunlichft von der Gemeinfhaft mit Verhafteten eines 


verdorbenen Charakters entfernt zu halten ſeien“ — — Biel 
durchgreifender und im vollen Einklang mit dem obigen Gefepe vom 29. Mai 
1848 verfügte die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 — allein nach ihrem 


Berufe wohl auch nur hinfihtlih der Unterfuhungd-Gefangenen — 
im $. 195 wörtlich Folgendes: „Die Verhafteten follen, fo viel möglih ift: 
jeder allein in einem eigenen Gefängniffe verwahrt werben. Wo diefe abge: 
fonderte Berwahrung jedes Berhafteten nicht thunlich ift, hat dad Gericht ba- 
für zu forgen, daß nicht Perfonen verfchiedenen Geſchlechtes, Iheilmehmer an 
demfelben Verbrechen oder Bergehen, ungeübte oder jugendliche Verbredyer mit 
geübten oder erwachfenen in Ein Gefängniß gebraht werben. Auch ift bei 
der Bertheilung der Unterfuhungs-Gefangenen auf deren Bilbungsftufe, 
und auf die Art der ihnen zur Laft liegenden Verbrechen oder 
Vergehen Rüdficht zu nehmen.“ — 

Entfpricht wohl auch überall, felbft nur in bemjenigen Maße, nad) 
welchem die Ausführung der vorftehenden Borfchriften mit Rückſicht auf die 
bie und da zu beſchränkten Räumlichkeiten möglih wäre, die Wirklichkeit 
— diefem beitimmteft andgeiprochenen Willen des höchſten Gejepgebers? — 
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auch auf die Art der ihnen zur Laft gelegten Verbrechen, 
fo wie. auf ihre Bildungsftufe angemeffen- Bedacht ge 
nommen werden; ferner 

b) den Verhafteten, eben mit Nüdfiht auf ihre Bildungsftufe, 
fein Hinderniß in der Zumeifung angemeffener Lectüre, 
fo wie von Schreibmaterialien in den Weg gelegt, und hier: 
nach auch, mit einfiweiliger Aufhebung der Wirkfamkeit des $. 318 des 
1, Theils des St. ©. B. (vom 3. September 1803), unter den er- 
forderliden Vorſichten die Erlaubniß gewährt werden, in den 
Morgen: und Abendftunden Licht zu brennen.“ 


8. 17. 6. 15) 


Zur Kerkerftrafe wird der Verbrecher entweder auf fein — 
ganzes Leben oder auf gewiſſe Zeit verurtheilt. Die kürzeſte » mas ver 
Dauer der letzteren ift in der Regel ($$. 54 und 55) von 
ſechs Monaten, die längfte von zwanzig Jahren. Die Straf: 
zeit und jede andere Rechtswirkung eines Strafnrtheils be: 
ginnt, in fo weit nicht in dem Urtheile etwas anderes feft: 
gefeht wird, von dem Zeitpunfte an, wo das feinem weiteren 
Rechtszuge unterliegende Urtheil kundgemacht wurde. 

Da die Berfchiedenheit der Umſtände, wodurch ein Ver: 
brechen vergrößert oder verringert wird, das Maß der Strafe 
für jeden einzelnen Fall beitimmt in dem Geſetze felbft aus: 
zudrüden nicht zuläßt, fo wird in den folgenden Haupt: 
ftüden bei jedem Verbrechen nur der Raum von der Fürzeften 
bis zur längften Zeit feftgefegt, innerhalb deffen in der Regel 
die Strafdauer nach der Größe des Verbrechens ausgemeffen 
werden foll. 


In Beziehung auf die Dauer theilt das Gefeh die Kerkerftrafe 
zu oberft in lebenslänglihen und zeitlichen Kerker ein. Bei Feſt— 
‚ftellung von zeitlichen Kerkerftrafen hat das Gefeb im. erften Theile 
ausnahmslos, aber auch im zweiten Theile nur mit fehr wenigen Aus— 
nahmen das Syſtem der abfoluten Straf- Androhung vermieden (val. 
oben Seite 21), und — wie e8 im zweiten Abfabe diefes $. felbft, unter 
Beifügung des Grundes und Zweckes der gefehlihen Beftimmung, an: 
deutet, — fofort einen Mindeſt- ud Höchſt-Anſatz (Minimum 
und Marimum) der Strafdaner fejtgefeßt, innerhalb welcher zwei Grenz: 
Stadien dem Richter geftattet ift, die Dauer der Strafe nach feinem ver- 
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nünftigen Ermeffen, je nad dem Heberwiegen der Milderungs- oder Er- 
fhwerungs-Umftände auszumeffen, d. H. dem Minimum oder Marimum 
anzunähern oder ganz gleich zu ftellen ($$. 48, 49, 51 und 53). 
Man nennt den Raum zwifchen einem ſolchen Mindeft- und Höchſt-An— 
fage einer gefeßlihen Strafnorm in neuerer Zeit ſprachgebräuchlich einen 
„Straffag“, und unfer dermaliges Strafgefeg hat diefen die Sache gut 
bezeichnenden Sprachgebraud, der in Defterreich erft durch die Straf: 
prozeßordnung vom 17. Jänner 1850 ($$. 327 und 352 lit. k) heimifch 
gemacht wurde, nach Zeugniß der 88. 260, 265 und 266 ebenfalls 
adoptirt. j 

Das Geſetz kennt aber für die zeitliche Kerkerftrafe nur folgende 
vierlei Straffäße: 

a) von ſechs Monaten bis zu einem Jahre ; 

b) von einem Jahre bis zu fünf Jahren; 

ce) von fünf bis zu zehn Jahren; 

d) von zehn bie zu zwanzig Jahren *). 

Die Fürzefte Dauer von fehs Monaten fann, wie das Gefek 
felbft fchon andeutet, zwei Ausnahmen erleiden, indem es im $. 54 
im Wege der außerordentlihen Milderung der Strafe wegen Milde 
rungs = Umftänden, und im 8. 55 als Veränderung der Strafe aus 
(Humanitäts -)Rücfichten für die fehuldlofe Familie des Berurtheilten 
eine Abkürzung (Herabminderung) der Strafe felbft unter ſechs Mo: 
naten zugefteht. — Für jene Kronländer, wo das Strafverfahren nad 
dem Strafgefeße vom 3. September 1803 gilt (f. oben Seite 91 und 96 
Nr. 1 und 4), kommt in diefer Richtung noch eine dritte Ausnahme 
hinzu, indem für diefelben durch die höchſte Entfchliegung vom 30. Jän- 
ner 1812, Nr. 970 der I. ©. ©. vorgefhrieben wurde: „daß in den 
nah $. 442 (jenes Gefeges) dem Erkenntniffe der oberften Juſtizſtelle 
(nunmehr alfo des oberjten Gerichtshofes) vorbehaltenen Verbrechen der- 
jelben die freie Macht in der Beurtheilung nach der Vorſchrift des Ge- 


*) Ich kann bei biefer Gelegenheit; wo zum erften Male von Straf: 
fäsen die Rede ift, nicht unerwähnt laffen , daß über unfer neues Strafgefeg 
bereit® auch ein ſehr gutes tabellarifhed Werk, nemiih Auguſt a's 
(fubftit. Vorſtehers des Bezirks⸗Collegial-Gerichts Gaya in Mähren) tabellarifche 
vergleichende Ueberficht fämmtlicher auf die Verbrechen, Bergehen und Ueber— 
tretungen gefegten Strafen nach Ausmaß ihrer Strenge und Dauer,“ — in 
4 großen Tafeln erfchienen ift, und daß diefed Werk feiner Aufgabe, nemlich 
eine leichte, und bequeme Ueberſicht aller Straffäbe des neuen Strafgefebes 
zu gewähren, vollfommen entfpricht, 
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feßes zuſtehe.“ — Hieraus ergibt fich alfo die Folgerung, daß dem ober: 
ften Gerichtshofe das Recht zuftünde, jede Art von zeitlicher (ja nach 
dem citirten Gefeße fogar die Iebenslängliche) Kerkerftrafe ſelbſt unter 
die in der Regel Fürzefte Dauer von ſechs Monaten herabjufegen, wenn 
dies auch bei den hier in Frage ftehenden ſchweren Verbrechen und mwichti- 
gen Fällen praktiſch — kaum je gefchehen wird (vgl. übrigens Seite 
79—83). Bon dem anderen Momente der Gefeßes-Beftimmung, da 
die längfte Dauer der zeitlichen Kerkerftrafe zwanzig Jahre betra- 
gen fol, kennt das Gefeß gar feine Ausnahme. 

Daraus aber, daß das Geſetz diefe längfte Dauer mit dem Vor: 
worte „von“ 20 Jahren bezeichnet, wahrend es an allen Stellen, wo 
es diefen höchſten Straffaß vorfchreibt ($$. 59 litt. b und e, 70, 75, 
86, 88, 91, 95, 108, 110, 111, 119, 126, 128, 137, 138, 
139, 142, 161, 167 lit, e, 182, 192, 194 und 204), denfelben 
immer nur mit den Worten: „von 10 bis zu“ oder: „bis auf“ 
oder ſchlechthin „bie“, oder hie und da auch mit: „zwifhen 10 
und 20 Jahren“ ausdrüct, ergibt fich zugleih, daß in unferem Gefeße 
die Ausdrudsweifen: „bis zu" oder „bis“, fo wie auch zwiſchen“ 
allenthalben in der Bedeutung: „einſchließlich“ („inclufive*) 
verftanden werden müffen, fo daß der Richter auch auf das mit diefen 
Ausdrücden dem Straffage beigefügte Marimum felbft erfennen dürfe; 
denn fonft könnte die im $. 17 doch ald Grundſatz aufgeftellte Beftim- 
mung: „daß die längfte Dauer des zeitlichen Kerkers von (alfo ein- 
ſchließlich) 20 Jahren ſei,“ gar nie zur(praktifchen) Anwendung kommen. 

Einer befonderen Erörterung bedarf endlih noch die Beftim- 
mung des vorftebenden $. 17: „daß die Strafzeit und jede andere 
Rechtswirkung eined Gtrafurtheild, in fomeit nicht in dem 
Urtheile etwas Anderes feftgefegt wird, von dem Zeitpunkte 
beginne, wo das feinem weiteren Rechtözuge unterliegende Urtheil Fund» 
gemacht wurde*).“ 


*) Im Weſentlichen war dieſe Beflimmung wohl aud ſchon im 
Geiſte des frühern Geſetzes vom 3. Sept. 1803 (88. 23 lit. c, 445 und 469 
desfelben) enthalten, und wurde, da fie zugleich auch fehon in der Natur der 
Sache gegründet ift, mehr oder weniger als fih von felbft verfiehend 
durch die AYuftizcHofdecrete vom 13. Juli 1835, Rr. 59 der J. ©. ©. und 
vom 18. Jänner 1836, lit. b, Ar. 117 der 3. ©. ©. audbrüdlich anerkannt. 
Allein die Dergleichung diefer Altern Verfügungen mit dem obigen nunmehri— 
gen Gefekeöterte wird zeigen, daß man bermal bemüht war, die Sache nicht 
mehr blos in Beziehung auf einzelne Fälle und Rechtswirkungen, fonderm 
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Die ganz allgemein gehaltene Anordnung des Gefehes geht 
alfo dahin, daß weder, zu Gunften (in favorem) eines Verurtheilten die 
Einrehnung irgend einer vor dem Zeitpunkte der wirklichen Kund mas 
hung des rechtskräftigen Strafurtheiles abgelaufenen Zeit in die'Strafs 
dauer Statt finden dürfe, in foferne dies nicht insbefondere in dem Nr: 
theile feftgefeßt wird; noch auch, daß zum Nadhtheile (in odium) 
eines Derurtheilten was immer für eine der nachtheiligen geſetzlichen Fol: 
gen der Verurtheilung wegen eines Verbrechens, z. B. die wichtigen Fol: 
gen der $$. 26 und 27, irgendwie ihre Wirkſamkeit vor dem eben ge 
dachten Zeitpuncte äußern können. — Schon aus der Faffung diefer Ge- 
feßesftelle ergibt fich aber zugleih, daß der vorftehende, von dem Geſetze 
als Regel aufgeftellte Doppel- Grundfaß Ausnahmen erleiden könne 
Wir fönnen aus der Combination mit anderen Geſetzen fünf ſolche Aue⸗ 
nahmsfälle ableiten. — 

Der vorſtehende 8. 17 ſelbſt geftattet nemlich vorerſt: 

aa) dem entſcheidenden Strafgerichte, in dem Strafurtheile eine 
Ausnahme insbefondere feftzufegen. Dies kann fi natürlich nur auf die 
Feftfeßung eines dem Berurtheilten zu Gunſten fommenden früheren 
Anfangs der Straf-Beit, ald von dem Zeitpuncte der Kundmachung 
des rechtskräftigen Urtheilesd an zu rechnen, beziehen, da eine Zurücbeziehung 
der übrigen nachtheiligen Wirkungen eines Straf: Urtheils (etwa der 
Folgen der $$. 26 und 27) auf einen früheren Zeitpunkt ſchon nad 
der Natur der Sache nit Statt finden kann, ohme durch eine derlei zu: 
rückwirkende Anwendung eined Straf-Erkenntniſſes auf Acte, die 
demfelben vorhergegangen find, eine unmittelbare Ungerechtigkeit gegen 
den Berurtheilten zu begehen; — abgefehen davon, daß dies dem poſiti— 
ven Gefebe ($$. 26 und 27) diametral widerftreiten wirde, indem ja 
diefes die erwähnten Rechtsfolgen erft ald Wirkungen des Straf-Ur- 
theils eintreten läßt, diefe alfo nur nach dem Strafurtheile ald der wir- 
kenden Urfache eintreten können. — In der erwähnten erfteren Bezie- 
hung — was nemlih den Anfang der Strafzeit- betrifft — hat aber 
unfer dermaliges Geſetz nur eine ſchon vorlängft beftehende (urſprüng— 
lih von einzelnen Brajudicaten des oberften Gerichtshofes angebahnte 
und bald auch von mehreren Appellationsgerichten nachgeahmte) höchft 
zweckmäßige Praris zur Geſetzeskraft erhoben, und dadurch eine Aus: 
gleihung des ftarren Rechtes mit der Billigkeit und Humanität ermög: 


vielmehr ganz allgemein, umd überdieß auch binfichtlich mehrerer anderer 
cafuiftifcher Fragen und Fleinlicher Zweifel ganz genau zu löfen. 
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lichet. Es ift nemlich in einzelnen Fällen oft ſehr unbillig, den allerdings 
ex strielo jure fließenden Grundfaß, daß die Strafzeit erft vom 
Beitpunkte des kundgemachten rechtskräftigen Urtheils an zu laufen 
beginne, zur Anwendung zu bringen, wenn z. B. gegen das erft= 
rihterliche Erkenntniß nicht von dem BVerurtheilten, fondern von dem 
Stantsanwalte; oder von einem Angehörigen des Berurtheilten, aber 
ohne deffen Einvernehmung; oder zwar von ihm felbft ein meiterer 
Rechtszug (Berufung — Nichtigkeitsbefhwerde — Recurs) ergriffen 
wurde, die Verhandlung darüber aber fih ohne deffen Verſchulden, oft 
durch zufällige Urſachen, oder durch Verzögerung von Seite eines Beam- 
ten, ungewöhnlich in die Länge zog. Da liegt nun das Mittel der Aus: 
gleihung von wirklichen Unbilligfeiten und Härten in der nunmehr von 
dem Geſetze felbft dem höheren (Berufungs-, Caſſations- oder Reviſions-) 
Richter eingeräumten Berechtigung, felbft in jenen allen, wo er das 
unterrichterliche Urtheil beftätigt oder ſogar verfhärft, wenigſtens die 
Verfügung feitzufeßen, daß die während der Verhandlung über diefen 
höheren Rechtszug verftrichene Zeit ganz oder zum Theile in die Straf: 
dauer eingerechnet werden, oder daß mit anderen Worten die Strafzeit 
von einem früheren Zeitpunfte ald vom Momente des kundgemachten 
rechtskräftigen Urtheils zu laufen anfangen foll. 

Auh die weiteren Ausnahmen von der obigen Regel beziehen 
fih nur auf den erfteren Theil derfelben, nemlich auf den Anfang 
der Straf- Zeit. Sie ergeben fih aus folgenden Gefeßen: 

bb) Für jene Kronländer, in welhen das Straf: Verfahren über 
Verbrechen nad dem II. Abfchnitte des 1. Theils des St. ©. B. vom 
3. September 1803 zu pflegen ift, verfügt der $. 469 desfelben, und 
für Ungarn, die Woiwodfchaft mit dem Temefer Banate, Kroatien und 
Slavonien der $. 29 der zwei proviforifchen Verordnungen für das Straf: 
verfahren in diefen Kranländern vom 28. Dec. 1849 und vom 24. Juli 
1850 (vgl. die Anmerkung‘) auf Seite 68) gleihlautend Folgendes: 
„Wenn in Folge des gegen ein Strafurtheil ergriffenen Recurſes (bezie- 
hungsweife der eingelegten Berufung) das (frühere) Urtheil gemildert 
wird: fo ift Die in der Zwifchenzeit (nemlich vom Tage der Ans 
fündigung des unterrichterlichen Urtheile bis zu dem Zage der Bekannt: 
machung der über den Recurs erfolgenden Entfcheidung) ausgeſtan— 
dene Haft in die Strafzeit einzurechnen.“ — Hier beginnt 
alfo die Strafzeit ebenfalls fhon von einem früheren Zeitpunfte, als 
von dem Momente des fundgemachten vechtskräftigen Urtheiles. — Das 
Gleiche gilt aber ferner 
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ce) in jenen Kronländern, wo fid das Strafverfahren nach dem 
Geſetze vom 3. September 1803 regelt, vermöge Juftizedofdecret vom 
25. Februar 1839, Nr. 345 der I. G. S. aud für jenen Fall, wenn 
der gegen das Straf-Urtheil ergriffene Recurs fogar verworfen wird, 
derfelbe aber nicht von dem DBerurtheilten jelbft, fondern von deffen im 
8. 463 litt. a—e (ded I. Theil des St. ©. B. vom 3. September 
1803) aufgezählten Angehörigen, troß der Verzichtleiftung des Inqui— 
fiten auf den Recurs, ergriffen worden war. — Eine weitere Ausnahme ift 

dd) für jene Kronländer, in welchen die St. P. D. vom 17. Jan. 
1850 in Wirkfamkeit fteht, im $. 377 derfelben enthalten. Nah Maß— 
gabe desfelben kann nemlich „derjenige, welcher gegen das Strafurtheil 
eined Bezirks-Collegial-Gerichtes, wodurd er zu einer Freiheitstrafe 
verurtheilt wurde, d. i. Berufung ergriffen hat, dann, wenn er fid 
weder durch die Schuldigerflärung, noch durch die Strafart, fondern nur 
durh das Strafmaß befhwert erachtet, die Strafe einftweilen 
antreten.“ — In diefem Falle fängt alfo, wenn gleih durch die 
höhere rihterlihe Entfcheidung über die Berufung, und über die fpäter- 
bin dagegen etwa auch noch eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ($. 388 der 
gedachten St. P. D.) das unterrichterliche Urtheil beftätigt werden, die 
Strafzeit ebenfalls fhon von einem früheren Zeitpunfte ald von dem 
Augenblicke der kundgemachten rehtsfräaftigen Entfcheidung zu lau: 
fen an *). 

Die legte Ausnahme tritt endlich 

ee) in jenen Fällen ein, wo ttoß der Kundmachung des rechte: 
fräftigen Urtheild die Strafe ſelbſt nicht fogleih in Vollzug tritt; 
fei e8, weil die Vollſtreckung derfelben nah Maßgabe des Gefeßes (z. 2. 
8. 473 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850) aus Humanitäts-Rüdfidh- 
ten für denfelben aufgefhoben wird; — oder weil der Berurtheilte ab- 
weſend ift, es fih alfo um Vollſtreckung eines Contumactal = Urtheils 
handelt. — In diefen Fällen fängt nad der VBorausfeßung die Strafe 
überhaupt nihtan, fih wirkfam zu zeigen, es kann daher auch nad 





*) Daß die oben unter ben Buchſtaben bb, ec und dd erwähnten Aus: 
nahmen, welche durch die Geſetze über das Straf⸗-Verfahren feftgefept 
erfheinen, duch das dermalige materielle Strafgefe nicht aufgehoben 
oder abgeändert werben wollten, und nah dem MWortlaute ded Art. 1. des 
K. M. P. zu demfelben auch wirklich niht aufgehoben worden find, 
habe ih ſchon aus einem analogen Unlaffe, oben auf Seite 78 — 83, datzu⸗ 
thun geſucht. 
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der Natur der Sadhe noch niht vom Beginn der Strafzeit die Rede 
fein, fondern diefelbe wird bier felbftverftändlich ebenfalls erft von dem» 
jenigen Momente zu laufen beginnen, wo die Wirkfamkeit der 
Strafe überhaupt eintritt. — Das Gefeh hat hiernach aud den be— 
zeichnenden Ausdruck gewählt: „die Strafzeit beginnt,” um anzudeu- 
ten, daß diefe Zeit erft dann beginnen könne, wenn überhaupt fehon eine 
Strafe da ift. 

Ans der vorftehenden Regel und ihren fünf Ausnahmen ergeben 
fih num mehrere, nad dem früheren Gefeße mehr oder weniger zweifels 
bafte Folgerungen: 

1. Das Gefeg nimmt als entfcheidenden Moment für den An— 
fang der Wirkfamkeit der Strafurtheile (wie es im früheren Gefege — 
$. 23 lit. c der Fall war) nicht mehr den „Tag,“ fondern den fehärfer 
bezeichnenden Ausdrud: „Zeitpunkt,“ alfo den Augenblid der 
Kundmachung des rechtskräftigen Strafurtheils an, fo daß alfo diefes 
Strafurtheil auf die vor dem unmittelbaren Kundmahungs-Acte, wenn 
gleih etwa an demfelben Tage vorgenommenen Gefchäfte zweifel- 
108 nicht zurückwirken kann. Wenn alfo 3. B. Jemand, wider welchen 
in erfter Inftanz ein ihm zu ſchwerer Kerkerftrafe verurtheilendes Straf 
urtheil ergangen ift, dagegen Berufung, Nichtigkeitsbefchwerde oder Re- 
curs eingelegt hat, und er würde nun während der Dauer der Berhand- 
lung hierüber an einem ſchönen Morgen, jedoch zufällig an demfelben 
Zage ein Teftament gemacht haben, an welchem ihm einige Stunden 
fpäter das rechtöfräftige Mrtheil der höheren Inftanz, wodurch das erft- 
richterliche Erfenntniß beftätigt erſcheint, kundgemacht würde: fo wird die- 
ſes, obgleich vorausfeglich no an dem nemlihen Tage, aber vor dem 
Momente der Urtheildverfündigung gemachte Teftament durch die Kund— 
machung des jpäteren Urtheild nicht ungültig ($. 27, lit. b) *). 

Aus dem Wortlaute diefes $. 17 ift ferner 

2. Mar, daß nicht der Zeitpunkt der Fällung (Schöpfung), 
aber auch nicht jener des Vollzugs-Antrittes der Strafe etwa in 
einer beftimmmten Modalität, fondern nur jener der Kundmahung 
des rechtskräftigen Strafurtheiles in den angegebenen Beziehungen der 
entfcheidende fei („quia, sieuti lex non promulgala, — et sententia 





*) Die Doctrin gleichwie die Praris, wenigftend der höheren Gerichte, 
hatte freilich den Ausdrud: „Tag (dies)“ auch ſchon mach dem früheren 
Geſetze in dem obigen Sinne für ERROR mit: „Zeitpunkt“ inter 
pretirt. — 
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nondum promulgata non obligal*). Hieraus ergeben ſich wieder nach⸗ 
ftehende Folgerungen: 


a) Es darf die zwifchen der von dem Gerichte bereits gefchehe: 
nen Schöpfung und der vielleicht verfpäteten Kundmachung eines ſolchen 
Erkenntniſſes *) abgelaufene Zwifchenzeit in die Strafdauer in der Regel 
(wenn nemlich nicht einer der Ausnahmsfälle aa — dd eintritt) nicht 
eingerechnet werden, und eben fo wenig fünnen die in diefer Zwifchenzeit 
vorgenommenen Akte durch diefes erft fpäter verkündete Urtheil alterirt 
werden. — Daraus aber, daf 


P) das Geſetz nur im Allgemeinen fordert, daß dad Strafurtheil 
blos überhaupt kundgemacht zu fein braucht, damit deſſen Recht: 
wirtungen, 3. B. alle in den $$. 26 und 27 beftimmten nadhtheili- 
gen Folgen eintreten, nicht aber wie ed das frühere Gefeß in einem 
einzelnen Falle $. 23 lit, e vorgefchrieben hatte, daß es gerade ihm 
dem Verurtheilten) verfündiget fein müſſe: ergibt ſich zugleich, 
daß die gedachten Rechtswirfungen eines ſolchen Strafurtheiles allerdings 
auch bei einem (wider einen Abweienden oder Flüchtigen) ergangenen 
Contumacial- Strafurtheile vom Zeitpunfte der allgemeinen 
Kundmahung eines ſolchen Gontumacial-Urtheild an einzutreten ha— 
ben, in foweit nach der Borfchrift des Geſetzes (SS. 498 und 499 des 
I. Theils des St. G. B. vom 3. September 1803, für jene Länder, 
wo das Strafverfahren nach diefem Gefege zu pflegen ift; und $$. 429, 
430 und 432 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850) eine ſolche Kund- 





) Es bedarf faum einer Erwähnung, daß zwifchen der Fällung und 
der Kundmachung eines Straf-Urtheiles nicht blos in jenen Kronländern, 
wo dermal noch nicht das mündliche Strafverfahren eingeführt iſt, alfo in 
allen Ländern unferes Reiches, wo die St.-P.-D. vom 17. Jänner 1850 nit 
in Wirkſamkeit ift, eine Zwifchenzeit inne liegt, hinfichtlich welcher daher die 
oben im Zerte vorfommende Ausführung praftifch wichtig if; fondern daß 
dieß ausnahmsweiſe auch bei den nah Mafgabe der eben erwähnten St.-P.D. 
verbandelnden Strafgerichten der Fall fein fann, nemlich in den Fällen ber 
88. 298 und 387 diefer St⸗P.O.; — ja, daß dieß nunmehr, feit nemlich 
durch die faiferliche Berordnung vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 des R. ©. 2.) 
$. 12 die Deiziehung auch des Angeklagten zu den Berhandlungen des 
Caſſationshofes ausgeſchloſſen ift, gerade rüdfichtlih der für die obige 
Frage praftifhften Fälle, nemlich rückſichtlich der Urtbeile des Gaffationd- 
bofes nothwendig eintritt, indem derzeit die im 8. 369 der mehrgenannten 
St.“P.O. vorgefehene alfogleihe und mündliche Kundmahung biefer 
Urtheile nicht mehr flattfinden ann. 
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machung des Strafurtheild in diefen Fällen nur überhaupt ftatt- 
gefunden hat *). | 

y) Wenn aber das rechtskräftige Strafr-Urtheil nur überhaupt 
fundgemacht ift, und der hierdurch Verurtheilte bereits in Haft ift, oder 
mit der Kundmachung des Uriheild ſogleich in foldhe kommt (vergl. das 
eben erjt unter lit. ee Gefagte): jo läuft ihm feine Strafzeit vom Zeit- 
punkte der Kundmahung an felbft in jenem Kalle, wenn er auch 
vielleicht nicht alfogleich in diejenige fpecielle Strafanftalt, oder an 
denjenigen anderen Straf-Ort überbraht wird, wo er nah Mafgabe 
der 88. 457 und 458 des I. Theile des St. G. B. vom 3. September 
1803 und der dazu gehörigen nadhträglihen Vorſchriften, oder in Ge 
mäßheit der 88. 475 und 476 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
feine Strafe insbefondere auszuftehen hat, weil eben nad) dem Wort: 
laute des $. 17 über den Anfang.der Strafzeit in der Regel nur der 
Zeitpunkt der Kundmachung des Strafurtheiles entfcheidet, und ſofort 
der Tag des Vollzugs-Antrittes der fpeciellen Modalität 
der Freiheitsſtrafe in Diefer Beziehung ohne Einfluß iſt. — 

Es unterliegt endlich 

3. nad dem deutlihen Worte des vorftehenden $. 17 wohl 
feinem Zweifel, daß in denjenigen Fällen, wo gegen ein unterrich— 
terlihes Straferfenntniß von wen immer und aus was immer für einem 
Grunde irgend ein weiterer Rechtszug wirklich ergriffen oder eingeleitet 
wird, die während der Berhandlung deffelben ablaufende Zeit, in 
der Regel, wenn nemlich nicht einer der unter den litt. aa — dd bezeidh- 
neten Ausnahmsfälle eintritt, in die Strafdauer nicht eingerechnet wer- 
den darf **). Allein zweifelhaft könnte die Entfheidung diefer Frage rück— 

*) Nah dem früheren Gefege (vom 3. September 1803) war bes 
kauntlich die obige Frage ftreitig, und zwar vorzugsweiſe deshalb, weil daffelbe 
im $. 23 lit. e. die erwähnte Rechtswirkung erft „vom Tage des ihm (dem Ber 
urtheilten) angekündigten Urtheils“ eintreten lieh. 

**) Die im Terte erwähnte Beſtimmung folgt übrigens für den obigen Fall 
auch ſchon aus den für die verfchiedenen Kronländer beftehenden, wenn gleich fonft 
fehr verfchiedenartigen Borfchriften für dad Strafverfahren, indem für jene Yänder, 
wo das Strafverfahren durd das St.G.B. vom 3. September 1803 geregelt 
ift, durch die $$. 467 und 469 dem Recurfe gegen Strafurtheile aufihiebende 
Wirkung zugeftanden ift;“ bei der fogenannten Borlegung der Acten von 
Amtöwegen zur NRevifion der höheren Gerichte aber nad Mafgabe der $$. 
433 — 435 und 442 — 444 und Art. II. des K. M. P. zum dermaligen 
Strafgefege, fo wie Art. III. der kaiſ. Verordnung vom 27. Mai 1852 
(Nr. 121 R. ©. 2.) ohnehin entweder erft das von der legten Inflanz 
gefällte Urtheil kundgemacht wird, oder in fo weit gegen das von einem 
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fichtlich derjenigen Zwifchenzeit erfcheinen, welche bis zur Rechtökräftig- 
werdung eines Urtheiles dadurch abgelaufen ift, daß die zur Berufung, 
beziehungsweife zum Recurfe, oder zur Nichtigkeitsbefchwerde berechtigten 
Perfonen diefen weiteren Rechtszug nicht alfogleich nach Kund: 
machung des unterrichterlichen Urtheil® angemeldet, fondern ſich die hierzu 
in den Gefeßen *) vorbehaltene Ueberlegungsfriſt vorbehalten, inmerhalb 
derfelben aber entweder ausdrüdlih darauf verzichtet, oder ſich deſſen 
ftillfhweigend dadurd begeben haben, daß fie in Wirklichkeit dieſen 
Rechtszug nicht geltend machten. — Soll nemlih in diefem Falle — ent: 
fteht nunmehr die Frage — der Beginn der Rechtskräftigkeit des erſt durch 
das fpatere Wegfallen eines weiteren Rechtszuges rechtskräftig werden— 
den GStrafurtheiles, und fofort der Beginn der-Strafzeit und der 
Eintritt der übrigen (machtheiligen) Rechtswirktungen auf den Zeitpumnd 
der Kundmachung diefes Urtheild zurückbezogen; — oder vielmehr 
diefer Anfangspunct der Wirkjamkeit des Strafurtheils erſt mit jenem 


— — — 


höhern Gerichte ergehende Urtheil noch weiterhin ein Recurs zuläſſig iſt 
($. 462 lit. b..), wieder das eben erſt hinſichtlich des Recurſes Geſagte ein⸗ 
tritt. — Für jene Kronländer, wo die St.⸗“P.O. vom 17. Jänner 1850 wirkſam 
ift, räumen die $$. 357, 377 und 389 jedem gegen ein Strafurtheil einge: 
leiteten Rechtözuge (mit der ſchon oben unter lit. dd. bemerkten Ausnahme) 
ebenfalls auffhiebende Wirkung ein, und der $. 11 der kaiſerlichen Ber- 
ordnung vom 11. Jänner 1852 (Mr. 5 des R. ©. B.) hat in diefer Bezie- 
bung den $. 357 bekräftigt. — In Ungarn endlich, der Woiwodina und dem 
Zemefer-Banate, fo wie in Groatien und Slavonien hat der 8. 27 der ſchon 
mehrgenannten, Strafverfahrend-Vorfchriften vom 28. Dezember 1849 und vom 
1. März 1850 der wider ein Strafurtheil an das höhere Gericht ergriffenen 
Berufung ebenfalld aufſchiebende Wirkung eingeräumt, und davon wurde 
nur die oben unter lit, bb. erwähnte Ausnahme feftgefest. — Rüdfihtli der 
Borlegung der Acten von Amtöwegen an die höhern Gerichte zur Revifion 
wurde aber nunmehr durch den Art. VI. der kaiſ. Berordnung vom 27. Mai 
1852 dad nemliche Verſahren feftgeftellt, was diesfalld nah dem St.G.B. 
dom 31. Sept. 1803 befteht, daher gilt in diefer Beziehung das zu Anfang 
diefer Anmerkung Gefagte. 

*) Die Gefepeöftellen, wodurch den zu einem weitern Nechtäzuge gegen 
Strafurtheile berechtigten Perfonen eine Frift, fei e8 zur Anmeldung oder wirk— 
lihen Geltendmachung deöfelben, zugeftanden wird, find für jene Kronländer, 
wo das Strafverfahren vom 7. September 1803 gilt, die $$. 465 und 465 
des I. Theils desfelben; für die Länder, wo die St. P. DO. vom 17. Jänner 
1850 gilt, die 88. 354, 358, 377, 378 und 389 desſelben; — endlich für 
Ungarn, die Woimodina und das Temefer-Banat, fo wie für Kroatien und 
Slavonien der $. 26 der oftgedachten Strafverfahrend-Borfähriften für diefe 
Kronländer vom 28. Dezember 1849 und vom 1. März 1850. 
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Augenblicke eintreten, wo auf den weiteren Rechtszug ausdrücklich ver- 
zichtet worden, oder beziehungsweife die Frift zur Anftrengung desfelben 
fruchtlos abgelaufen ift? 

Mir ſcheint die letztere Anficht die richtigere zu fein: denn da: 
dur, daß das Geſetz im $. 17 als Anfangspunct diefer Wirkfamfeit 
„den Zeitpunct der Kundmachung des feinem weiteren Rechtszuge 
unterliegenden Urtheild“ feftgefeßt hat, erklärte e8 als Bedingung 
des Eintrittes diefed Anfangspunctes do im Grunde nur unter anderer 
Form das vereinigte Eintreffen zweier Bedingungen, daß nemlich 
erftend das Urtheil bereits Fundgemacht worden, und daß zweitens 

- hiergegen fein weiterer Rechtszug offen, oder dasfelbe bereits rechtsfräftig 
fei. So lange nun aber die Frift zu einem weiteren Rechtszuge noch) 
offen, ift die zweite Bedingung nicht eingetroffen, daher auch der An— 
fangspuntt der Wirkfamfeit des Urtheils noch nicht eingetreten. Dieß 
findet um fo weniger Statt, ald die ſämmtlichen über das Straf: 
verfahren in den verfchiedenen Kronländern, wenn auch außerdem nod fo 
verfchiedenartigen Borfchriftendohin Dem Punkte übereinftimmen, daß die 
Vollziehung eines StrafsUrtheild, wogegen nod ein höherer Nechtszug 
möglich ift, einftweilen aufgefhoben werden foll (vergl. die eben 
erft, Seite 383 in der Anmerkung ** berufenen Gefekesftellen); und als 
noch überdieß der $. 445 des I. Th. des St. ©. B. vom 3. September 
1803 ausdrücdlich beifügt: „daß erft dasjenige Urtheil zu vollziehen fei, 
das feiner höheren Entfheidung unterliegt;" — der $. 469 
der St.-B.-D. vom 17. Jänner 1850 aber erklärt: „daß jedes Straf: 
urtheil (erft dann) in Vollzug zu fegen fei, fobald es in Redte- 
kraft erwachſen iſt.“ Dieß tritt aber bei einem nicht fhon im Au- 
genblide feiner Kundmachung rechtsfräftigen Urtheile erft dann ein, 
wenn es gewiß geworden ift, daß ein focher weiterer Rechtszug 
nicht mehr Statt finden könne, alfo erft dann, wenn entweder von 
Seite aller dazu Berechtigten darauf ausdrüdlich verzichtet, oder die 
Präclufivsgrift Hierzu verfäumt worden if. — Da nun das Gefeß die 
Zurückwirkung eines folden erſt ſpäter rechtskräftig werdenden 
Urtheil® auf die vor deffen Rechtöfräftigkeit feit der Kundmachung abge— 
laufene Bwifchenzeit, oder auf die inzwifchen vorgenommenen Akte 
in diefem Kalle ausdrüdlid nicht angeordnet hat, fo ſcheint es 
dießfalld bei der Natur der Sahe, und bei der erklärten generellen 
Anordnung des Gefeßes bleiben zu müffen. daß ein rechtskräf— 
tiger Akt feine Wirkungen überhaupt erft von jenem Momente 
an bethätigen könne, in welchem er felbit rechtskräftig geworden if, 

Hye, Gommentar. 35 
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d. h. daß deffen Wirkungen auch nicht früher eingetreten fein können, als 
die wirkende Urfache ſelbſt. — Hiernach fcheint behauptet werden zu 
müffen, daß die vom Zeitpunfte der Kundmachung eines folden Straf: 
urtheiles bis zum Augenblicde feiner Rechtskräftigwerdung verftrichene 
Zwifchenzeit in die Strafdauer nicht einzurechnen fei, und daß Die 
von dem Berurtheilten in diefer Zwifchenzeit etwa vorgenommenen Akte 
und fonft Statt gefundenen Rehtsbeziehungen durch die $$. 26 und 27 
nicht beirrt werden können (Qui habet odium, habeal eliam commoda!). 


8. 18. 6. 16.) 
Verbindung einer Mit der Kerkerftrafe ift Hets die Anhaltung zur Arbeit 


*önsemeenen. verbunden. Jeder Sträfling muß daher diejenige Arbeit 
verrichten, welche die Einrichtung der Strafanftalt mit fich 
bringt. 

Bei der Bertheilung diefer Arbeiten foll anf den Grad 
der Kerkerftrafe, die bisherige Belchäftigungsweife und Die 
Bildungsftufe der Sträflinge thunlide Rückſicht getragen 
werden. 

$. 16. 

Verbindung einer Mit der SKerferftrafe ift ſtets die Anhaltung zur Arbeit verbunden Jeder Sträfling 

le ua 1011 In Den Eisatpäuteen BAUfIGI geiragen werden, Daß bie ©trit- 

rbeit. linge fo viel möglich, nah Maß, als fie zurihmweren Kerferfirafeverur: 
theilt find, auch au [hmwereren Arbeiten verwendet werden. 

Schon die außgere Stellung, welche das Gefeß der in diefem 8. 
enthaltenen Beſtimmung angewiefen bat, zeigt und an, daß der Geſetz— 
geber die Arbeit, welche ausnahmslos mit jeder Kerkerftrafe ver— 
bunden fein fol, nicht etwa ald eine Berfhärfung derfelben angefehen 
und behandelt wiffen will, denn fonft hätte fie ja unter die erft im $. 19 
aufgezählten Verfehärfungen eingereiht, aber nicht denjelben voraus 
gefeßt werden müffen, ſondern daß in der Anhaltung zur Arbeitfam- 
feit eines der pfychologifch - wirkfamften Correctiv- Mittel wohl eines 
jeden Menfhen gehandhabt werden fol, womit mehrere jener hoch— 
wichtigen Zwecke angeftrebt werden fonnen, die oben (Seite 361—364 
in der Anmerkung *) unter den Zahlen 4 und 6) angedeutet worden find. 

Aus diefem Standpunkte aufgefaßt, Fann gewiß der Nechtlie- 
kende, der Menfchenfreund und der Patriot nur Freude darüber haben, 
dag der dem Geifte unſerer Legislation miderftreitende Zufaß des 
früheren Geſetzes, wornach die Wahl der Qualität der Arbeiten nur 
nach dem Grade der Kerkerftrafe bemeffen werden follte, in dem nun: 


[Strafgef. 1. Ep. 11.Hanptl.$.18.1 — 387° — (Yon Verbrechen überhaupt.] 


mehrigen Gefege in die, ebenfo fehr von der Gerechtigkeit, ale 
von der Humanität empfohlene, Beftimmung abgeändert worden ift: 
„daß bei der Vertheilung diefer Arbeiten auf den Grad der Kerkerftrafe, 
die bisherige Befhäftigungsweife und die Bildungs— 
ſtufe der Sträflinge thunliche Rüdfiht getragen werden 
fol." — Id wiederhole, daß mit diefer fo unfcheinbaren, und von der 
öffentlihen Stimme bisher fo gar nicht beachteten Abänderung an dem 
alten Gefege, unfere vaterländifche Gefeßgebung einen der widhtigften 
Schritte zur Reform unferer Strafanftalten angebahnt, aber auch der 
Gerechtigkeit einen bedeutfamen Tribut gebradt. — Wenn nemlid 
die Behandlung aller Sträflinge mit materiellsgleihen Strafen 
Thon überhaupt zur größten Ungerechtigkeit gegen Einzelne führt 
(vgl. oben Seite 361 in der Anmerkung unter Zahl 2): fo wäre es ins— 
befondere eine Berlegung nicht blos jener allgemeinen Cynoſur, die 
der höchſte Grfeggeber fhon am 22. Mai 1848 für die Behandlung der 
Sträflinge überhaupt ertheilt hat (ſieh' diefelbe oben auf S.373— 375 
am Schluffe der Erörterungen zu den 88. 14— 16), fondern auch noch 
der im vorjtehenden 8. 18 enthaltenen fpeciellen Borfhrift, wenn 
etwa in einer Ötrafanftalt der fein Gebildete, wenn der Mann der 
Wiffenfhaft und Kunft, dem ſchon die Entbehrung jeder edleren Beſchäf— 
tigung, und jedes geiftigen Verkehres mit anderen Gebildeten zur uner- 
träglihen Qual wird, ganz gleihmäßig, wie der von jeher daran ge 
wohnte Handarbeiter zum jahrelangen Wolltragen, zum einförmigen 
Webeſtuhl oder Spinnroden u. dgl. verhalten würde; denn die Zumeifung 
einer folhen Arbeit ftünde ja im unmittelbaren Widerfpruche ſowohl 
„mit der Bildungsftufe,“ ald aud „mit der bisherigen Be— 
ſchäftigungsweiſe diefer Sträflinge." — Aus demfelben Grunde 
würde e8 ferner ummittelbar gefegwidrig erfheinen, — abgefehen 
davon, daß es ebenfo fehr der Humanität ald der pflihtmäßigen 
Sorgfalt für die Gefundheit des Sträfliugs widerftreitet, ja geradezu 
graufam ift — wenn man etwa zu den eben genannten, fo wie über 
haupt zu folchen Arbeiten, die ein ununterbrochenes Sitzeen erfordern, 
auch die Arbeiter der Landwirthſchaft, den Holzknecht, den Holzhauer 
und dergleichen anhalten würde, oder fie gar jahrelang ohne alle Be 
ſchäftigung auf ihren Liegerftätten herumlagern ließe, — 

Nunmehr hat der höchſte Gefeggeber felbft gefpro- 
hen. — Aehnliches, wie fo eben angedeutet worden, ſoll und darf, 
wenn es je irgendwo Statt gefunden haben follte, in Zukunft nicht 
mehr gefhehen! — Die mit der Oberleitung von derlei Anftalten be— 
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trauten Organe werden diefe und ähnliche Mißbräuche gewiß mit eiferner 
Strenge hindanzuhalten wiffen! — — Der bie und da etwa einzumen- 
dende Mangel an Räumlichfeit, oder die Schwierigkeit, andere ale 
die einmal hergebrachten Arbeits-PBroducte vortheilhaft an Mann bringen, 
oder die Arbeitskräfte der Sträflinge in anderer ald der gewohnten 
Weiſe gleich einträglih an die Arbeitspächter verdingen zu können u. dgl. 
fann und darf bei einer jo heiligen Pflicht des Staates, bei einer fo 
ernften Angelegenheit der Gerechtigkeit, fehon an fih nie, und um 
fo weniger jet zum — Vorwande dienen, da es der beftimmt 
ausgefprohene Wille des Monarchen ift, daß das Gefek 
— das doch hier fowohl, als in fo vielen einzelnen Barticular- 
Borfhriften für die Strafanftalten, alle über die Grenzen der gerechten 
Strafe hinausreihende Härte, zumal aber jede Graufamkeit und jede 
SefundhHeit3 » Untergrabung entfernt zu halten gebietet, — auch mit 
Nachdruck gehandhabt, und daß alfo auch die zu fo gebieterifch 
gefordertem Zwede unumgäanglih nothbwendigen Mittel beige- 
fhafft werden. ’ 

InfoweitesmitdervorftehendenVorfhriftvertrag lid 
erſcheint, oder fogar durch diefelbe, und durch die pflihtmäßige Obforge 
für das phnfifhe Wohl der Sträflinge bedingt ift, kann daher eine Ver— 
wendung derfelben nicht nur zu allen häuslichen und fonftigen f.g. fn cd: 
tifchen Arbeiten innerhalb der Räume der Strafanftalt, fondern aller: 
dings auh außerhalb derfelben Statt finden, in foferne nur dabei 
ſolche Borfihten und Maßregeln beobachtet werden, daß fie nicht etwa in 
‚eine öffentliche Arbeit ausarte, weil diefe von unſerer Geſetzgebung 
pofitiv abgefhafft, und von dem dermaligen Gefeke nicht wieder 
eingeführt wurde, (vergl. die Erörterungen zum folgenden 8. 19); und 
in foferne hierbei nur überhaupt die fonftigen über die Arbeit» Berwen- 
dungenvon Sträflingen — z. B. wegen des Verbotes, fie zu Arbeiten für die 
Angeftellten der Strafanftalt oder für andere öffentliche Beamte zu ver- 
wenden; oder fie an den Feiertagen ihrer Religions-Confeſſion knech— 
tifche Arbeiten verrichten zu laffen; oder fie zu Berfhictungen, Botengängen 
oder Gefhäftsgängen außerhalb des Strafhaufes zu verwenden u. dgl. — 
beobachtet werden (vgl. Mauch ers Sammlungen und Hy e's Zufammen- 
ftellung zu den $$. 16 und 18 des früheren Gefekes). 


$. 19. (8: 17.) | 
Die Kerkerfirafe kann noch verfhhärft werden : 
a) durch Faften; 
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b) dur) Anweifung eines harten Lagers; 

ce) durch Anhaltung in Einzelnhaft; Ä 

d) duch einfame Abfperrung in dunkler Zelle; 

e) dur Züchtigung mit Stock- oder Ruthenftreichen ; 
N) durch Landesverweifung nach ausgeftandener Strafe. 


‚17. 
Die Kerkeritrafe kann noch a ne 
a) durch Anbaltung gur Ööffentlihen Arbeit; 
R\ kurs Yadı — u od ker Rulbeahriken: 
9) durd) J 
e) helk. ——— nad ausgeſtandener Strafe. 

Die ſchon oben (Seite 373) erwähnte dentwürdige. Entſchließung 
des Kaiſers Ferdinand vom 22. Mai 1848 hatte an dem Strafen: 
infteme des früheren Gefekes (vom 3. September 1803) die wichtige 
Abänderung verfügt: „daß Fünftighin wegen Verbrechen keine Verur— 
theilung 

a) zur Ausftellung auf der Schandbühne; 

- b) zur Züchtigung mit Stod- oder Ruthenftreichen ; 
e) zur Brandmarkung; 
und eben fo wenig wegen ſchwerer Polizei» Hebertretungen ; 
d) zur körperlichen Züchtigung; oder 
e) zur öffentlichen Ausftellung im Kreife — mehr erfolgen ſoll.“ 


„An deren Stelle follte in jenen Fällen, wo diefe Verſchärfungs— 
arten der Freiheitsftrafen, oder die körperlihe Züchtigung als Haupt- 
ftrafe insbefondere (von dem damals beftandenen Strafgefeße vom 3 Sep: 
tember 1803) vorgeföhrieben waren, entweder eine ftrengere Ausmeffung 
der Hauptftrafe innerhalb der gefeßlihen Schranken, oder eine Hinzu: 
fügung einer anderen gefeglih zuläffigen Berfhärfungsart, und bezie- 
hungsweiſe Umwandlung in Arreftftrafe treten. — Gleichzeitig wurde die 
körperlihe Zühtigung auch als Disciplinar- Strafe wieder Beihul« 
digte und Sträflinge aufgehoben. — Wegen Aufhebung der 
Strafe der Unhaltung zur öffentliden Arbeit für Verbrechen, 
und zur öffentlihen Gemeindearbeit wegen ſchwerer Polizei» Uebertretuns 
gen — fo verkündete der bezogene Juftiz- Minifterial= Erlaß weiter — 
erläßt das Juſtiz-Miniſterium im Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern unter Einem den geeigneten Auftrag an die berufenen Behörden 
um unverzügliche Berichterftattung darüber, welche Hinderniffe der ſo— 
gleihen Abfhaffung auch diefer Strafe etwa in der einen oder anderen 
Provinz nicht blos vermöge der Befchränktheit der Gefängniffe, fondern 


Verſchaͤrfungen 
der Kerferſtrafe. 
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vor Allem aus Rüdfiht für die Gefundheit der Sträflinge felbft entge- 
genftehen und wie diefe Hinderniffe befeitigt werden könnten“ *). 


*) Veranlaffung, Inhalt und Datum der obigen faiferlichen 
Entſchließung vom 22, Mai 1848 werden fort und fort nicht nur eine der be— 
deutſamſten Phafen in der Entwiclung der vaterländifchen Strafgefeggebung, 
fondern zugleih eine der denfwürdigften Epochen unferer damaligen öffentli» 
hen Zuftände überhaupt bilden. Während aufrührerifche und umfturzerütende 
Rotten jchon feit den Tagen des April 1848 in der Hauptitadt des Reiches 
dem gütizen Monarchen und feinen höchften Nathgebern und Organen jeden 
geordneten Gefhäftsgang, und felbft bei den wichtigften Verfügungen jedes 
befonnene Erwägen, ja nur zu bald das Regieren überhaupt unmöglich mach— 
ten, und an der Stelle der rechtlihen Ordnung allmälig völlige Anarchie vor— 
bereiteten, hatte ein feinem Monarchen treu anhänglicher und von der mildeiten 
Menfhenfreundlichkeit erfüllter Minifter der Zuftiz (Sommaruga), im vollen 
Einflange mit allen feinen Collegen, den hochherzigen Muth, feinem Herrn und 
Kaifer mitten im Sturme der damals ſchon drängenden Ereigniffe — am 12. Mai 
1848 — die Einführung der obigen Milderung der beftehenden Strafgefege in An— 
trag zu bringen, und fie damit zu bevorworten: „daß ja doch ſchon die im I. Abfage 
des KM. P. zum Strafaefege vom 3. September 1803 (f. denfelben oben 
auf Seite 22) in Ausficht geftellte fortfchreitende Verbefferung der 
beftebenden Strafgefege nah dem Fortfhritte der Kenntniffe 
und Cultur und nad den veränderten Umftänden zu der Erwar- 
tung berechtige, daß jener Theil der ftrafgefeglihen Beftimmungen, weldyer der 
dermaligen Bildungs- und Gefittunge- Stufe der Völker des öfterreichifchen 
Kaiferftaated nicht mehr entiprehe, — aud unverzüglich aufgehoben werden 
dürfte; — — und daß dahin vorerft alle jene Strafarten, welche in ji 
felbft, fei ed vermöge ihrer höchſt ungleihartigen moralifhen 
oder phyſiſchen Einwirkung auf verjhiedene Individuen, oder 
wegen der Ungleihartigfeit in ihrer Vollziehung ungerecht, weldye 
ferner jedes Ehrgefühl und die jittlihe Befferung des Sträf: 
lings erftiden, ihn in der Kenntnißnahme aller Menfhen brandmarfen, und 
jeinen künftigen ehrlichen Erwerb hindern, nemlich die Strafe der körperlichen 
Züdhtigung, der öffentlichen Ausftcllung und Brandmarkung gehören; — daf 
Doctrin und Erfahrung, fo wie der PVorgang der beften meueren Straf: 
gejeßgebungen Deutſchlands vorlängjt über diefe Strafarten gerichtet, und fie 
als unmwürdig unferer Zeit, ald Hemmniſſe jeder Veredlung der menschlichen 
Geſellſchaft erklärt und daher abgefhafft haben u. ſ. f. u. f. f.“ — Die ſchon 
oben (Seite 372—375) erörterte mildere Behandlung ver Unterſuchungs- und 
Straf-Gefangenen im Verhafte, d. i. die Sanction des VI. (auch jegt noch 
in Gefepeöfraft ftehenden) Abſatzes dieſes wichtigen Geſetzes vom 29. Mai 
1848 empfahl ferner der Minifter ebenda feinem Herrn und Kaifer mit folgen: 
den Worten: „Ebenfo wenig ftehen damit (mit der obigen Grundjäßen) im 
Einflange, jene Beftimmungen ded Criminal» Gefegbuches, welde mit der 
Verhaftung im Unterfuchnngd- und Straf» Gefängniffe nach der beitehenden 
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Das faiferliche Patent vom 17. Jänner 1850 (Nr. 24 des R. ©. 
B.) verfügte hiernach im Art. I.: „daß in Zukunft auch die Strafe der 
Anhaltung zur öffentlihen Arbeit und beziehungsmweife zur öffentlichen 
Gemeinde: Arbeit nicht mehr Statt finden dürfe; und daß in den Fällen, 
für welche diefe Verfehärfungen der Kerker- und Arreftftrafe in den Ge- 
jeßen angedroht find, bei der Urtheilsfhöpfung entweder die Freiheitd- 
ſtrafe innerhalb der gefeglihen Schranken verhältnigmäßig frenger zu 
beftimmen, oder derfelben eine andere gefeßlich zuläffige Verſchärfung hin— 
zuzufügen ſei *).“ 


Einrihtung Härten verbinden, die mit den Anordnungen der Humanität, ja 
bei blos Unterſuchten, deren Schuld alfo noch nicht gewiß ift, ſelbſt mit der 
Gerechtigkeit nimmermehr vereinbar find. Dahin gehört die Zuſammen- 
fperrung von mehreren Berhafteten ohne Rüdficht auf die Art der Verbrechen, 
die fie begangen, jo wie auf ihre verfchiedene Bilduugsſtufe, nicht felten des 
verruchten und verworfenen Schurken mit dem leichtiinnig verirrten, oder vom 
heftigen Zemperamente bingeriffenen Gefep-Uebertreterd, ded gemeinen Gauners 
oder rohen Auswürflings mit dem höher gebildeten, oder felbjt edlen, aber 
aus Noth gefallenen Unglüdlihen; dahin gehört ferner die in fehr vielen 
Gefängniffen üblihe Berfagung der Lectüre, des Schreibend, und die fogar 
nad) gefeglicher Vorſchrift ($. 318 des I. Theild des St. ©. 3.) ftattfindende 
Berfagung des Lichtbrennens für Unterfuchungs-Gefangene, wodurd diefelben 
in den, häufig auch ziemlich dunkel gelegenen, Gefängniffen nicht nur die lan- 
gen Nächte ded Winters, ſondern auch viele Stunden ded Morgend und 
Abends befhäftigungslos in dumpfem Hinbrüten zubringen mäffen“ u. f. w. 


No denfwürdiger aber bleibt ed, daR der gütige Monarch, nachdem 
er eben vorher (15. Mai) durch eine Horde von SHochverräthern und Auf— 
rührern in der Burg feiner Väter fo ſchwerbedrängt, und fich genöthiget fah, 
feine Refidenz flühtend zu verlaffen (17. Mai), dennoch aus fernem Zu: 
fluchtsorte (Innsbruck) feinen Völkern mit der obigen Entfhliegung (vom 


22. Mai) fo mefentlihe — Milderungen des beftehenden Strafgeſetzes 
gewährte. — 


*) Der von dem Juſtizminiſter Schmerling an den Monarchen ge 
richtete a. u. Motiven-Vortrag zu dem obigen Gefepe (im erften Beilage-Hefte 
zum R. ©. B. vom Jahre 1850, Seite 24 u. folg.) motivirt die obige Ges» 
feßeäftelle wörtlich im folgender Weife: „Die hier in Antrag gebrachte Ab- 
ihaffung der Strafe der öffentlichen Arbeit und der Gemeindearbeit beruht 
in der Anficht, daß eine Strafe, welche nah Verfhiedenheit des Ehrgefühls, 
der bisherigen Beruföftellung und der Bildungsftrafe des Sträflinge fo höch ſt 
ungleihartig trifft, nur zu häufig den legten Funken des befjeren 
Selbftgefühle erftidt, die Rückkehr zu ehrlichen Berufswegen erfchwert, 
das Bekanntwerden mit Gleichgefinnten erleichtert, und gerade von den ge 
fährlichften Verbrechern nicht ald Erfchwerung, fondern vielmehr durd die 
damit verbundene Zerftreuung als (Erleichterung der Strafe angefehen wird. 


(Strafgef. 1. Cpl. 11. Haupi.g.19.1] — 392 — [Yon verbrechen überhaupt.) 


So freudig auch im Allgemeinen die durch die vorftehenden Gefeße 
verfügte Abfhaffung der darin bezeishneten Strafen begrüßt wurde; fo 
ward diefer Milderung doch alsbald von Praktiker der Borwurf entge- 
gengefegt, daß diefe Novellen eine praktiſche Lücke unausgefüllt ge- 
laffen haben, weil, zumal für Verbrechen, die beftehenden Gefeße feine 
ausreihenden Surrogate für Die kraft jener Novellen aufgehobenen Ver— 
fhärfungen der Freiheitsftrafe zulaffen, indem die hiernach — wenigftene 
für Inländer — einzig übrig gebliebene VBerfhärfungsart des Faftens 
theils ſchon an ſich unzulänglih, theils in vielen Fällen geradezu unan- 
wendbar fei*). — Dies führte die Notwendigkeit herbei, vor Allem 


um fo weniger gerechtfertiget werden könne, als fich die einvernommenen 
Appellations-Gerichte und Länderhefd fämmtlih für die ſo— 
gleihe Abſchaffung diefer Strafverfhärfung audgefproden 
hatten.” 

*) Das Dafein der. obigen praftifhen Lüde in der Novelle vom 22. 
Mai 1548 war übrigend den höchften Rathgebern der Krone, weldhe fie dem 
Monarchen in Antrag gebracht hatten, keineswegs entgangen, aber die Abhilfe 
dagegen von ihnen unter den damaligen Berhältniffen ald außer ihrer 
Macht ftehend angejehen worden. — Dieß bewährt indbefondere die Schluß- 
ftelle jenes Geſetzes, welche wörtlich fo lautet: „Weitere von dem Mi— 
nifterratbe wohl ebenfalld höchſt wünſchenswerth erfannte 
Abänderungen an den befiehenden Strafgefegen, welche nemlih über die 
Grenze einer bloßen Abihaffung von Härten hinausgehen, 
indem fie gleichzeitig durh neue gejeplihe Beftimmungen erfegt werden 
müßten, jind dem Reichstage vorbehalten.“ — Möchte man doch überhaupt, 
und möchten insbefondere jene Stimmen, welche damals in tiefer Zurüdge- 
zogenheit und gefahrlofer Paffivität verblieben, oder die den Stand ber 
Wiener: Zuftände nur aus ferner Perfpective anfchauten, bei der Wür- 
digung der Regierungsd-Mafregeln jener überftürzten und wirren Zeit auch 
die Äußeren Verbältniffe und die unabwendbare Zwangslage 
würdigen, in welcher die Machthaber handelten: jo würden fie auch über 
eben dieſe Regierungd-Mafregeln und über dieje handelnden Perjonen jener 
Zeit vielfah ein gerechteres Urtheil fällen, ald man bie und da zu hören 
oder zu lefen gewohnt iſt. Die Machthaber jener Tage mochten vielleicht 
manchmal eine Verfügung vorfehren, die fie mit klarem Bewußtfein als ein 
(kleineres) Uebel erkannten, weil es vielleicht ald das einzige Rettungs-Mittel 
erfchien, um — ein weit größeres Uebel zu verhüten! — Bielleicht bethätig» 
ten überdieß fo manche diefer Männer eine nicht gewöhnliche Selbftverläug- 
nung, und einen dem Heldenmuthe unjerer tapferen Krieger nicht unebenbür- 
tigen Muth, indem fie fih aus Treue und Anhänglichkeit für den angeftammten 
Monarchen, jo wie aus Hingebung für einen wanfenden Thron und für ihr 
nach allen Richtungen hin zerriffened Vaterland? — auf die Brefche ftellten, 
und, allen perfönlihen Gefahren trogend, fo lange auf derjelben ausharrten, 
bis die Wuth der Partheien fie davon verdrängle! — 


[Strafgef. I. @pl. II. Hanptk.$.19.1 — 393 — [Bon Verbrechen überhaupt.) 


für Erfagmittel jener aufgehobenen Verfhärfungsarten der Freiheite- 
ftrafe vorzuforgen, um auch die mit fo manchem Verbrechen verbundenen 
concreten Erſchwerungs-Umſtände treffen, und um insbefondere den frechen 
Trotz und Uebermuth, die Rohheit und den wilden Ungeftüm mancher 
. verhärteten Verbrecher duch phyſiſche Einwirkung brechen zu können, 
ohne ihrer Gefundheit einen Nachtheil zuzufügen. Dies ift nun der all: 
gemeine Character und der Zwed der im $. 19 aufgezählten, und in 
den 88. 20—25 näher beftimmten Berihärfungsarten der Kerkerftrafe. 


Allein das eben erwähnte praftifhe Bedürfniß mußte zugleich 
auch auf die Erwägung zurüdführen, ob fih nah den inzwifden 
gemachten Erfahrungen nicht vielleicht die Wiedereinführung der 
einen oder anderen dieſer aufgehobenen Berfhärfungsarten als nothwen- 
dig darftelle. 

Die Ausftellung auf der Shandbühne, und beziehungs- 
weife für ſchwere Polizei Uebertretungen (jet alfo für Vergehen und 
Uebertretungen) die öffentlihe Ausftellung im Kreife; — die 
Brandmarkung und die Anhaltung zur Öffentlichen oder 
Gemeindearbeit blieben abgefhafft, da fie in das neue Gefek 
nicht übergegangen find. Ebenfo ift nunmehr auch für die ehemals 
f. 9. ungarifhen Länder die Strafe der Vermögens-Confis— 
cation, die dort für gewiffe Verbrechen noch bis zum 1. September 
1852 beftanden hatte, aufgehoben, da fie ebenfalls in dem neuen 
Strafgefege feinen Pla gefunden hat. Unfer Geſetz huldigte hierbei 
offenbar jener — in neuefter Zeit freilich hie und da in Abrede geftellten 
— legislativen Anfiht, daß diefe Strafe darum inhuman, wenn nicht 
fogar ungerecht fei, weil fiein ihren Folgen weniger den unmittelbar Schul⸗ 
digen, als zunächſt deffen ſchuldloſe Angehörige treffe”). Es verkannte 
aber and’rerfeits nicht, daß hiermit nicht etwa die Aufhebung der civil« 
rehtlihen Haftung des Schuldigen und feines Vermögens für allen 
von ihm durd fein Verbrechen herbeigeführten materiellen Schaden 
verwechfelt werden dürfe. Hieraus erklärt fih nicht blos die allge 
meine Anordnung des $. 42, die das dermalige Geſetz aus dem früheren 


— 


) Sieh' oben auf Seite 23 die Abſätze 10 und 11 des K. M. P. 
zum früheren St. © B. vom 3. September 1803, aus deren Zufammenftel- 
lung fi ergibt, daß der höchfte Gefepgeber felbft die Aufhebung der Ber: 
mögend-Gonfiscation fhon damals aus dem oben angedeuteten Grunde aufs 
gefaßt habe. — Bergleihe auch noch das oben auf Seite 361 in der Aumer- 
fung unter Zahl I Geſagte. — 


(Strafgef. 1. Chl. IL. Hanptft. $. 19.) — 1304 — [Von Verbrechen überhaupt. ] 


Geſetze yerübergenommen hat, fondern auch jene befondere Beſtim— 
mung, weldhe das jebige Geſetz dießfalls gerade bei demjenigen 
Berbrehen (dem Hocverrathe) neu hinzugefügt hat (Schluß-Zufaß zum 
$. 59 und $. 7 der faiferlihen Berordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 119 
DEN. G. B.), bei welhem die Geltendmachung von Entfhädigune 
gen für den aus dem Berbrechen hervorgegangenen Schaden auch im 
Großen am praktiſcheſten ift. — 

Anders aber ift es hinfichtlih der förperlihen Züchtigung 
mit Stod= oder Ruthenftreihen. — Die Stimme der Er- 
fahrung brad den Stab über die ernften Bedenken und jene gewiß 
Schwer in die Wagfchale fallenden Gründe, weldye gegen die Beibehaltung 
gerade dieſer Strafe das Wort führen, und welche aus den in den Anz 
merkungen auf Seite 362, 3.4 und auf Seite 390 angedeuteten Erwägungen 
entnommen werden mögen. — Aus allen Kronländern des Reiches gin- 
gen Befhwerden ein, daß ohne körperliche Züchtigung die Disciplin in 
den Strafanftalten nimmermehr erhalten, und daß gewiſſe Elaffen von 
rohen, unbändigen Menfchen nur dur den Stod gezähmt und zu Paa— 
ren getrieben werden können. Die Stimmen der gewiegteften Praktiker 
äußerten fih dahin, daß Feine noch fo lange Freiheitsſtrafe, Feine 
der übrigen Nebenftrafen, auch nicht der hie umd da in Strafanftalten 
praktifch bereits eingeführte Einzeln- und Dunfelarreft, das Feſſeln oder 
Anketten u. dgl. und daß eben jo wenig andere, an deren Stelle wor- 
gefchlagene Surrogate, ald 3. B. das Krummfchliegen, der eiferne Hofen- 
träger, die Rattenftrafe, der (badifche) Zwangsftuhl u. dal. — follen fie nicht 
bis zur gefundheitzerftörenden Peinigung gefteigert werden — fo zuverläffig 
den troßenden Hohn gegen alle Autorität und Ordnung, die rohe Ent- 
fittlihung, Unfläthigkeit und Schamlofigkeit, Zankſucht, Starrfinn, und 
den, fich im lärmenden Toben, in Erceffen und graufamen Zufchlagen ge— 
fallenden Uebermuth zu bändigen vermöge, als gerade die körperliche 
Zühtigung, durch ihr fo raſches, fo augenblicliches und fo eindringliches 
Einwirfen auf die phyfifche Empfindlichkeit; — daß eben dephalb 
felbft bei den abgehärtetften Wildlingen feine Strafe fo gefürchtet, 
und eben darım fo allgemein abfchredend fei, als eben nur der Stod 
eder die Ruthe; — daß ferner felbft aus Humanitäts-Nüdfihten 
für die fchuldlofen Angehörigen und für die Dienftgeber und Arbeits: 
geber gewiffer Berfonen fih die Beibehaltung der körperlichen Züch— 
tigung empfehle, weil duch die an deren Stelle tretende längere Frei- 
heitäftrafe von Leuten, die vom Tag- oder Wochenlohne leben, oder 
die oft umentbehrliche Hilfgarbeiter bei gewiſſen Zweigen der Land— 


(Strafgef.1. hl. 11. Hanptt.8.191 — 395 — {Von Verbrechen überhaupt.) 


wirtbfhaft, bei Fabrifsunterrehmungen,, bei Banführungen,, bei den 
zur Abfahrt beftimmten Schiffen und dergleihen find, weit mehr noch 
andere Perfonen, als die unmittelbar Schuldigen ſelbſt geftraft wür- 
den; — daf man fich überdies der einmal vorhandenen, und wenigftene 
nicht augenblicklich zu befeitigenden Thatſache fügen müßte, wornad) 
die beftehenden Strafanftalten bei weiten zu wenig Räumlichkeiten dar: 
bieten, um auch alle Eleineren Webertretungen mit Freiheitsſtrafen ahnden 
zu können, und daß daher ſchleunig vollziehbare Surrogat- 
Strafen an deren Stelle treten müßten, wenn man anders nicht hun— 
derte im Alltagsleben vorkommenden Erceffe gänzlich unbeftraft laſſen 
wolle; — daß überdies gerade derlei tägliche Exceſſe auch ſchleunigſt 
und in einer für die roheren Volksclaſſen draftifch wirkfamen Weife 
geahndet werden müffen, um zugleich eremplarifch, warnend und abjchre- 
ckend auch auf alle Anderen einzuwirken; — daß endlich in einem großen 
Theile des Reiches, nemlich in Ungarn, Groatien, Slavonien, der Woi— 
wodina, dem Temefer Banate und in Siebenbürgen diefe Strafe gefeß- 
lic; nie abgefchafft war, fondern fort und fort allgemein üblich, und nad) 
der übereinftimmenden Anerkennung aller erfahrenen Praktiker dort ger 
radezu unentbehrlich fei, daher bei der angeftrebten und nunmehr 
zum Theile auch fchon verwirklichten Rechts-Einheit für das ganze Reich, 
doch wohl eine Scheidung der Kronländer in ſolche, wo die körperliche 
Züchtigung abgefhafft, und in andere, wo ſie beibehalten werde, nicht 
ohne Verlegung höherer Rückſichten ausführbar fei u. ſ. w u. ſ. w. 

Diefe und ähnliche überwiegende Erwägungen der Erfahrung 
mögen unfere vaterländifche Strafgefeßgebung veranlaßt haben, die we— 
nigftend für den Umfang jener Kronländer, wo bisher das St. G. B. 
vom 3. September 1893 galt, im Jahre 1848 aufgegebene körperliche 
Züdhtigung vorerft wieder durch die (auf eine Faiferliche Entfchlie- 
Bung geftügte) Verordnung vom 6. Mai 1852, Nr. 102 des R. G. 2. 
„als Disciplinarftrafe in den Strafhbäufern und Gefan- 
genanftalten wider Sträflinge und Unterſuchungs-Ge— 
fangene” *) unter gewiffen Bedingungen einzuführen, und nunmehr 


*) Nicht unbemerft mag bleiben, daß vermöge der 88. 363, 364 
und 365 des I. Theils des St. ©. DB. vom 3. September 1803 die förperliche 
Zühtigung als Dieciplinarftrafe aud) gegen Beſchuldigte eines Verbrchens 
angewendet werden durfte, wenn fie fih in dem Inquiſitions-Verhöre 
einer fjimulirten Sinnenverwirrung, der hartnädigen Verweis 
gerung aller Antwort, oder offenbar lügenhafter Antworten 
ſchuldig machten, daß jedoch für dieje Fälle jede Art von Disciplimar- 


Baften. 


Hartes Lager. 


Strig.l.Chi.U.gpta.zęz. ↄ ꝰꝛ.I — 396 — [Von Verbrechen überhaupt.) 


auch für den ganzen Umfang des Reiches wieder unter die Verſchärfungs— 
arten der Kerkerſtrafe für Verbrechen ($$. 19 lit. e und 24), fo wie 


theils als Hauptftrafe, theild als Verfchärfung der Arreftftrafe für Ver: 


gehen und Uebertretungen ($$. 240 lit. e, 248, 253, lit. f, 258 und 
260) in das neue Strafgefeb aufzunehmen. | 

Nach diefer allgemeinen Beleuchtung der Genefid und Natur der 
in unferem Strafgefege als Berfchärfungsarten der Freiheitsftrafe angenom- 
menen Nebenftrafen bedürfen die in den folgenden$$. 18— 25 enthaltenen 
Beitimmungen über die Anwendung derfelben nur weniger Bemerkungen. 


$. 20. (@.21.) 

Der erfte und zweite Grad der Kerferftrafe kann durch 
Baften dergeftalt verfchärft werden, daß der Sträfling an einigen 
Tagen nur bei Wafler und Brot gehalten werde. Doch foll diefes 
wöchentlich nicht über drei Mal, und nur in unterbrochenen 
Tagen geichehen. 
$. 21. 


Die Verſchärfung durch Anweifung eines harten Lagers 
befteht in der Beſchränkung des Sträflings auf bloße Bret— 
ter, diefelbe darf jedoch nur an unterbrochenen Tagen und 
nicht öfter als drei Mal in der Woche flattfinden. 

Bon den beiden vorftehenden Berfhärfungsarten der Freiheitsftrafe 
wird der Strafrichter vorzugsweiſe bei ſolchen Individuen zweckmäßi— 


ftrafe, und indbefondere auch die förperlihe Züchtigung ebenfalld durch das 
mehrerwähnte Gefep vom 22. Mai 1848 (Art. II und VII) ſchlechterdings 
aufgehoben worden ift, und auch jegt aufgehoben blieb, da die 
oben angeführte Verordnung vom 6. Mai 1852 die förperlihe Züchtigung 
keineswegs auch in dieſer Beziehung reſtituirte. — In jenen Rändern, 
wo die St. P. O. vom 17. Jänner 1850 gilt, kann von der Anwendung 
einer ſolchen Disciplinar= (Corrections- oder Ungehorfamd-) Strafe gegen 
Inquifiten im Verhöre ſchon an und für fich feine Rede fein, da im 
Geifte derfeloen die Special» Bernehmung des Beſchuldigten nur einen inte 
grirenden Bejtandtheil der mach den Borjchriften der accufatorifchen 
Prozeß » Form vorzunehmenden Hauptverhandlung bilden kann, bei welcher 
alle Eoercitiv-Mittel des Inquiſitions-Prozeſſes von felbft entfallen. — Dagegen 
wurde „die oben erwähnte Borichrift vom 6. Mai 1852 wegen Einführung der 
förperlihen Züchtigung ald Disciplinarftrafe in den Strafhäufern und Gefan- 
genanftalten wider Sträflinge und Unterfuchungs-Gefangene” in neuefter Zeit, 
nemlich durch die Verordnung vom 27. September 1852, Nr. 193 R. ©. B., 
aud in Ungarn, Groatien, Slavonien, Siebenbürgen, der Woimodfchaft und 
dem Temefer- Banate zur Darnachachtung fundgemaht, wornach fie nunmehr 
im ganzen Umfange- des Neiched Wirkfamkeit hat. — 


[Strfg. 1. Epl. 1.HpiR.$8.0-23.1 — 397 — Yon Verbrechen überhaupt.] 


gen Gebrauch machen, bei denen ſich, insbefondere durch fogenannte Ge: 
ſchlechts-Verbrechen, eine grobsfinnliche Natur ausprägt, oder deren finn- 
liche Weichlichkeit gerade durch Entbehrungen von gewohnten Sinnen: 
Senüffen empfindlich getroffen wird, Gebenfo wird die Strafe des 
Faſtens, nah allbefannter Erfahrung , mit großem Erfolge bei jun- 
gen, zumal fehr eßgierigen Leuten angewendet werden ; während ent: 
gegen die Beigabe des harten Lagers bei manchen Perfonen, welche 
z. B. faft regelmäßig oder doch fehr häufig gewohnt find, ihre Lagerftätte 
auf der lieben Mutter-Erde zu finden, als Strafe Berfhärfung ge 
ade unpraftifch fein würde. 


$. 22. 


Die Anhaltung der Einzelnhaft darf ununterbrochen sineisait. 
nicht länger als einen Monat dauern, und dann erft wieder 
nach einem Zwifchenraume von einem Monate in Anwendung 
gebracht werden. Uebrigens hat der Sträfling auch während 
derfelben täglich mindeftens zwei Befuche durch eine der Auf: 
fihtöperfonen der Strafanftalt zu empfangen, und es ift ihm 
angemeflene Befchäftigung zuzumeifen. 


$. 23. 


Die einfame Abfperrung in dunkler Zelle darf ununter: * 
brochen nicht länger als drei Tage, dann erſt wieder nach Seue 
einem Zwifchenraume von einer Woche und im Gauzen höch— 
ftens dreißig Tage in einem Jahre flattfinden. 

Noch immer find die ernften Bedenken, welche gegen die länger 
dauernde und ununterbrocene Anhaltung von Sträflingen — zur 
mal von jugendlichen, fanguinifhen, füdländifchen, oder zur Schwermuth 
neigenden, entgegen aber auch wieder won bisher lebensfrohen, oder in glück— 
lihen focialen Berhältniffen lebenden, ferner von Frauens-Perſonen über: 
haupt u.dgl.— in Einzeln-Haft und indbefondere im Dunkel-Arreft 
aus fo vielfahen Standpunkten erhoben werden, nicht völlig widerlegt. Noch 
find die Erfahrungen zu kurz und zu wenig allfeitig, um darüber bereits 
vollfommen beruhigende Refultate zu liefen, ob die abſo— 
lute Jfolirung der Sträflinge (man unterfcheide aber davon wohl die 
Abſchneidung der Communication der Sträflinge unter einander! *) 





*) Vergleiche hierüber das oben Seite 362, in der Anmerkung unter 
Zahl 4 Befngte! — 


[Btrfg. 1. CH... Hpta. 58.2.2311 — 398 — [Yon Verbrechen überhaupt.) 


von jedem menfhlihen Umgange wirklich jene Zwecke erreiche, welche 
man dadurch anftrebt, ohne zugleich größere Nachtheile herbeizuführen ; 
und in wie weit insbefondere die biäherigen Strafdauer- 
Sätze in den europäifhen Strafgefegen gänzlih umge 
arbeitet werden müffen, um das von einem gerechten Strafen- 
Syſteme geforderte Ebenmaß herzuflellen, und die in der Iſolirung 
liegende Steigerung der Intenfität der Strafen wieder durch fehr be- 
deutende Abkürzungen der Dauer cuszugleichen. — 

Bei diefer Sachlage konnte daher wohl die befonnene öfterreichifche 
Strafgefeßgebung wenigfteng vor der Hand noch nicht daran denken, 
jeßt fchon, wo fie doh im Wefentlihen nur das längſt beftehbende 
und lange bewährte Strafgefeb und Strafenfpitem beibe- 
halten wollte, daher auch die bisherigen Straffäße von vieljähriger 
und häufig fogar lebenswieriger Dauer der Freiheitsftrafe wieder 
aufnahm, im Grundſatze die Einzelnhaft als Hauptftrafe 
zu adoptiren, und dermal ſchon jenen Gedanken in Ausführung zu 
bringen, der allerdings von dem höchften Gefeßgeber in der faiferlichen 
Berfügung vom 24. Auguft 1849 (Nr. 376 des R. G. B.) für die 
fernere Zukunft als Regel für alle Strafanftalten des Reiches in Aus— 
ficht geftellt worden war. — 

Allein wenn gleich diefe große Frage unferer heutigen focialen 
Zuftände vorläufig auch für die öſterreichiſche Gefeßgebung noch in 
Schwebe belaffen wurde, fo wird dodh Niemand die überwiegenden 
Bortheile verkennen, welche eine mäßige Anwendung der Einzelnhaft 
und des Dunfel-Arreftes als Berfhärfung der Freiheitsftrafe, ſowohl 
für die Befferung des abzuftrafenden Individuums, als in weiterer wohl- 
thätiger Rückwirkung auf die ganze Geſellſchaft nach fich ziehen fann *), 
und die Stimme der Erfahrung fpricht laut dafür, daß von diefen 
beiden Berfchärfungen auch ald Disciplinar-Mitteln in den Straf: 
anftalten häufig fchon der wohlthätigfte Gebrauch gemacht worden ift ”*). 


*) Vergleiche das oben auf Seite 362 und 363 unter Zahl 4 Gefagte. 

») Auch Frühwald (a. a. O. zum $. 23 auf Zeite 47) beftätiget : 
„daR ſich die einſame Abſperrung in dunkler Zelle in legterer Zeit bei dem 
f. £. Sandesgerichte zu Wien als Dieciplinarftrafe bei Zträflingen als be 
fonders wirffam und gefürchtet bewährt babe.“ — Ich felbft babe bei 
häufigen Beſuchen in den verſchiedenſten Strafanftalten, und bei oftmaliyen 
Unterredungen mit Sträflingen, die zur Dieciplinar » Abftrafung in Einzeln» 
oder Dunfel-Arrejten abgeiperrt waren, nod immer die Erfahrung gemacht, 
daß diefe VBerfchärfung ganz außergewöhnlich aefürdtet ift, aber auch ſehr 
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Diefe Betrachtungen rechtfertigen nun die Aufnahme der vorfteben: 
den zwei Berfchärfungsarten auch in unfer Gefeß, und zugleich die 
zweckmäßigen Beſchränkungen, die bei Anwendung derfelben be: 
obachtet werden müflen, um gerade jenen Bedenklichkeiten und Gefahren 
vorzubeugen, die bei maß: und rückſichtsloſem Gebrauche derfelben hieraus 
refultiren konnen. 


$. 24. (8.20. 


Die Züchtigung befteht bei Zünglingen unter achtzehn 
Sahren und bei Frauensperfonen in Ruthenftreichen, bei er: 
wachfenen Perfonen des männlichen Gefchlechtes in Stod: 
flreihen, und kann höchftens dreißig Streiche betragen. Sie 
darf nur gegen Rüdfällige, erft nad) voransgegangener Er: 
flärung des Arztes, daß fie dem Gefundheitszuftande des 
Sträflings unnachtheilig fei, während der Strafdauer nicht 
öfter als Einmal, und nie öffentlich vollzogen werden. 


$. 20, 

Mit Etoditreihen werden erwachſene Mannsperfonen, mit Mutbenitreidien aber Yung: 
Unge, Die Das achtzehnute Jahr noch nicht zuridgelegt haben , und Weibsperſonen, gertichtiget. 
Diefe Büdtigunga fann während der trafzeit öfter wiederholt werden. 
Die Beſtimmung der Zahl der Etreiche, md ihrer Wiederbolumg bäugt von der Beurtbeitung 
des Richters ab, weider dabei auf die Schwere des Verbredens , die Bosheit des Thäters, und 
deifen körperliche Beſchaffenheit zu feben bat. Auf ein Mal können niht mehr ala 
— — gegeben werden. Der Bollzug geſchieht innerhalb den Mauern des 

raforte 


beilfam wirft, und die unbändigften Rubeftörer und Meuterer zu Paaren 
treibt, d. b. wenieſtens legal beffert, oder von Rüdfällen in ähnliche Erceife 
abhalt, wegen welcher fie diefe Dieciplinarftrafe zu erleiden haben. Nicht 
wenige folder Individuen, zumal jugendliche Perfonen haben mir unter 
Schluchzen und Thränen, und in flebentlichfter Weife betveuert, daß acht Tage 
Einzelnbaft oder gar Dunkelarreſt um Vieles fürchterlicher jei, als eben fo 
viele Wochen, ja Monate von fFreibeitäftrafe in Communität mit den 
Uebrigen. — Sollte nicht für gewiffenhafte Strafbaud » Verwaltungen darin 
der Fingerzeig liegen, daß vielleicht gerade in diefen beiden Verſchärfungs— 
arten auch die ausreihenden Surrogate gefunden werden fünnten, um, 
wenn von ihnen zwedmäßiger und pſychologiſch wohlberechneter Gebrauch ge: 
macht wird, allmälig die förperlihe Zühtigung — gegen melde 
denn dod noch immer ſehr ernfte Bedenken übrig bleiben — aud aus den 
öfterreihiichen Strafanftalten, und fofort endlich auch augd unferen Ge— 
fegen zu entfernen? — ft doc diefed fociaie Näthfel in manchem an— 
deren deutjchen und fremden Lande gelöfet worden: warum follte dieß ges 
rade in Defterreich unmsalih fein? — — Die oft gehörte Einwendung 
wegen Mangel an Gefängniß » Localitäten fann wohl momentan; aber 
ernftlih unmöglih für alle Zufunft ein wirfliche& Hinderniß bleiben. 


Züchtigung mit 


Etreichen. 


Zůchtigung 
mit Streichen. 
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Die mannigfahen Beſchränkungen, unter welchen nad der vor: 
ftehenden Beftimmung des nunmehrigen Gefekes die Strafe der für: 
perlihen Züchtigung angewendet werden darf, mögen Zeugniß dafür 
geben, daß unfere vaterländifche Gefeßgebung ihr Ohr keineswegs den 
erniten Bedenken verfchloß, melde gegen die Anwendung diefer Strafe 
überhaupt, und daher um fo mehr gegen die maplofe Anwendung 
derfelben erhoben werden. 


Außer der allgemeinen, ſchon im früheren Geſetze enthaltenen Be- 
ſchränkung, daß 

a) der Stock nur gegen Perſonen des männlichen Geſchlechts, 
und nur wenn fie erwach ſen find, angewendet werden dürfe, d. h. wenn 
fie mindeftens 18 Jahre alt — und in foferne fie überdieß (wiefid 
aus der nachfolgenden lit. e ergibt), ſelbſt wenn fie diefes Alter erreicht 
haben, zugleich vermöge ihrer individuellen körperlichen Beſchaffen— 
heit Fräftig genug find, um die Züchtigung mit dem Stode ohne Ge 
fahrde für ihre Gefundheit ertragen zu können; und daß daher gegen jüngere 
oder fchwächere, jo wie überhaupt gegen alle Berfonen des weiblichen Ge— 
ſchlechts immer nur die Ruthe Plaß greifen dürfe; — hat das Geſetz ferner 

b) die Zahl der Streiche in jedem Falle nur auf dreißig einge 
fchränft, und beigefügt, daß fie 

e) nicht öfter ala Einmal während der Strafdauer ftatt- 
finden dürfe. Diefe Ermäßigung ſchließt aber nicht blos eine doppelte 
Milderung des früheren Gefekes (vom 3. September 1803) ein, fon- 
dern wird inöbefondere einen ungeheueren Fortfchritt in dem Strafen: 
fofteme, umd hiermit gewiß audy in der allgemeinen Givilifation 
der ehemals f. g. ungarifchen Länder herbeiführen, indem dort bekanntlich 
diefe Strafe (— das Geſetz hatte nemlich in diefen Rändern feine Be- 
ſchränkung hinfichtlich der Zahl der Streihe und hinſichtlich der Wieder: 
holung diefer Strafe firirt, fondern dieß, mie fo Bieled, dem liberum 
oder prudens arbitrium judieis anheimgeftellt!! —) nit nur beinahe 
maßlos in Beziehung auf die Zahl der Streiche, felbft bis auf hundert 
angewendet wurde, fondern überdieß nicht blos beim Antritt (ale f. g. 
„Willkomm“) und beim Austritt (als f. g. „Abſchied“) aus der Kreis 
heitsftrafe, fondern felbft periodifch — z. B. häufig alle halben Jahre 


Oeſterreich's Staatöverwaltung it zu gewiſſenhaft, "um fich einen fol: 
hen, nur von der Indolenz oder von sch unlaut’reren Motiven 
untergeordneter Bollziehungs » Organe vorgefhügten Einwand in die Schuhe 
jchieben zu laffen! — 
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während der Gtrafdaner auch fogar bei der lebenswierigen deetheits. 
ſtrafe — üblich geweſen war, — 
Sie darf 

d) nur gegen Rückfällige, d. h. gegen ſolche Verbrecher, welche 
ſchon einmal wegen des nemlichen Verbrechens geſtraft worden ſind 
($. 44 Hit. c); ferner 

e) erft nach vorandgegangener Erklärung des Arztes, daß fie dem 
Sefundheitszuftande des Sträflings — ſowohl überhaupt, als aud 
insbefondere in der beftimmten Vollziehungsart (vergleiche hit. a), fo 
wie nad der Zahl der zuerfannten Streiche, und nah Maßgabe der viel- 
leiht nur vorübergehenden körperlichen Diepofition unnadhtheilig fei, 
daher 3. B. bei Frauensperfonen nicht während * Periode angewendet 
werden *); und 

n nie öffentlich vollzogen werden **). 

Endlich wird 

g) der Richter, wie bereits oben (S. 110 und 111) ausführlich 
nachgewieſen wurde, gewiß nur im Geifte des Geſetzes handeln, 
wenn er diefe Berfhärfungsart der Preiheitäftrafe nur bei ſolchen 
Perfonen und in Beziehung auf die aus ſolchen Triebfedern her— 
vorgegangenen Berbrechen in Anmwendung bringen wird, auf welde fie 


*) Eine fogar no vor Kundmachung des früheren Et. ©. ®. vom 
3. September 1803 erlaffene Adminiſtrativ-Vorſchrift für alle Strafan- 
ftalten und Imquifiten » Sefängniffe, nemlih das Hofderret vom 4. Februar 
1803, Nr. 591 der J. ©. ©. hatte das obige Verbot, wegen „Nichtanwendung 
der förperlichen Züchtigung bei Frauensperfonen während ihrer monatlichen 
Reinigung“ ausdrüdlich verfügt. — Es bedarf feines Nachweiſes, daß biefe 
für einen verftandigen Menſchen kaum noch einer ausdrücklichen Feſtſetzung 
bedürfende Vorfhrift, weder durch das frühere und noch weniger durd dad 
dermalige Strafgefeg — eben vermöge des unter lit. e erörterten Beifaped — 
aufgehoben worden ift. 

») Durch diefed categorifche Verbot: „nie“ ift für jene Länder, in 
weldhen dad Strafverfahren nach dem St. G. B. vom 3. September 1803 zu 
pflegen ift, der Vorfchrift ded 8. 508 1. Th. deffelben, wornach in Stand» 
rechtsfällen eine öffentliche Züchtigung ftattfinden konnte, derogirt worden. 
— Dieß darf um fo gewiffer behauptet werden, da diefer $., in foferne er 
überhaupt eine förperlihe Züchtigung flatuirt hatte, fchon durch die mehr- 
erwähnte A. h. E. vom 22. Mai 1848 gänzlich außer Wirkſamkeit gefegt war. 
Wenn daher dermal im falle ded bezeichneten $. 508 die körperliche Züch— 
tigung wieder zur. Anwendung kommen foll, fo kann dieß nur auf Grundlage 
des vorftehenden 8. 24 dei dermaligen Strafgefeped geſchehen: — hier: 
nad aber darf fie nie öffentlich vollzogen werden. 
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die analoge Vorfhrift der 88. 248 und 258 des zweiten Theild unferes 
Strafgefeßes beſchränkt hat. 

Außer den vorftehenden Befhränfungen hat nn unfer dermali- 
ges Geſetz die übrigen Modalitäten der Bollziehung der Förperlichen 
Züchtigung, z. B. in Beziehung auf den Theil des Körpers, an dem 
fie vollzogen werden foll, ferner hinfichtlih der Dide und Größe des 
Stodes umd der Ruthen, womit, und in Anfehung der Perfonen, von 
welchen fie vollzogen werden foll, — theils der beftehenden Uebung, der 
Hrmanität und dem natürlichen Schidlichkeitd-Gefühle, theild der Rege- 
lung dur Inftructionen überlaffen, weil derlei Vorfchriften, und 
fei es zuleßt auch nur aus Rückfichten des öffentlichen Anftandes, wohl 
faum in einem Gefeßbuche ihren Plaß finden follen. Diefe ftilfehweigende 
Beziehung auf die dießfalls hie und da wenigftens theilweife beftehenden 
Vorſchriften und Inftruetionen*) ift um fo natürlicher, als ſich diefelben 
zunächſt auf die Art des Vollzuges von Strafen beziehen, welche 
unfer Strafgefeß regelmäßig nicht näher normirt, fondern, da dieß Den 
Strafrihter als ſolchen gar nicht, fondern nur die mit der Leitung der 
Strafanftalten betrauten Behörden angeht, den dafür fchon gegebenen 
oder noch zu gebenden befonderen Borfchriften überlaffen hat (vergl. 
den 8. 15 und oben die Erörterung auf Seite 373— 375). 


8. 25. 6. 22) 


ter Die Landesverweifung Tann nur gegen Verbrecher, Die 
Ausländer find, Statt haben und muß allezeit auf fümmt- 
liche Kronländer des öfterreichifchen Kaiferftantes fich erftredfen. 


$. 22. 


Landes ver ⸗ Die Landesverweiſung kann nur gegen Verbrecher, die Ausländer find, Statt baben, 

weifung. und muß allezeit auf rn € Tänder, für welche diefes Gefebbuch a ag ift, fih erftreden. 
Bei befonderer Gefährlichkeit des Verbreders Soll ihr die Brandmar- 
fung beigefüget werden, Diele geihleht, daß an ber linfen Seite des hoblen Reibes der 
Buchſtabe R fammt dem Anfangsbuchſtaben der Provinz, in mwelder das Urtbeil ergangen ift, 
auf eine fenntliche und unvertilgbare Weife eingefchröpfet werden. 


Die öfterreihifche Gefekgebung ging bei Feftftellung der vor— 
ftehenden Strafverfchärfung von der Erwägung aus, daß die Strafe der 
Landes-Verweiſung (Eriloder Verbannung) gerehter Weife nie 


*) Bergleihe n’ehrere folcher WVorfchriften in den Handbühern Mau— 
hers zu dem 8. 20 des I. Theild und in Kudler's Erläuterung des Ge- 
feged über ſchwere Polizei-ebertretungen zum $. 16 des II. Theild des St. 
G. B. vom 3. September 1803. 
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gegen Inländer verhängt werden könne, weil es — fo lehrte es wenigftend 
das ältere allgemeine Staatsreht! — ebenfo wenig aus dem Stand» 
punkte des Rechtes des Einzelnen den Grundfäßen der Gerechtigkeit 
entfpreche, einem Staatsangehörigen den Schuß und die Eriftenz in dem- 
jenigen Staatdgebiete, dem er nach Recht und Pflicht angehört, wider feinen 
Willen zu entziehen; als es fi mit den internationalen Rechtsbezie— 
hungen vereinbaren laffe, daß man anderen Bölfern oder Staaten die un- 
willlommenen Erilirten eines dritten Staates aufnöthige, oder daß man 
derlei Erilitte, wenn fie vielleicht nirgends aufgenommen werten follten, 
etwagarals fhuß-umdrechtlofe Wefen in der Schwebe des ewigen Hin» und 
Hergefhobenwerdend von einem Staatsgebiete zum anderen erhalten wollte. 


Es möge daher, anderen Staaten gegenüber, von dem Defter: 
reicher mit geredhtem Stülze hervorgehoben werden, daß die öfter: 
reihifhe Geſetzgebung und Staatöverwaltung von jeher, fobald fie 
die Abfchiebung (Deportation) von Anländern, d. 5. von öfter: 
reihifhen Staatsangehörigen aus dem Baterlande ausführen wollte, 
dieß immer nur mit freier Zuftimmung der zu Deportirenden und des 
fremden Staates, wohin fie gebracht werden follten, gethan hat *), und 
daß fie auch jet wieder im vorftehenden Paragraphe (gleihwie analog 
im $. 249) ſchlechthin feftgefeßt hat, daß eine Berweifung oder Abfchaf- 
fung aus dem Staatögebiete des Kaiſerthums Defterreihd nur gegen 
Ausländer flattfinden könne, und felbft gegen diefe im Wege der 
Straf:-Berfhärfung nur Fönne, aber regelmäßig nit müffe, indem 
ein foldhes Verweifen-Müffen, aus offenliegender politifcher Nothwen: 
digkeit, nah $. 40 in dem einzigen falle ftatt zu finden hat, wenn 
ein Ausländer in Defterreich wegen eines im Auélande begangenen 
Verbrechens zur Strafe gezogen werden muß, weil fogar derjenige Staat, 
in deffen Gebiete er das Verbrehen begangen hat, nicht einmal zur Straf- 
Bollziehung an demfelben die ihm angebotene Auslieferung annehmen 
will, fomit deutlich conftatirt ift, daß ein foldhes Individuum höchſt be- 


— 





*) Vergleihe 3. B. die denkwürdige Amneftie » Entfhliefung vom 4. 
März 1635 (erflärt in ihren merfwürdigen Ginzelnheiten und in ihren Bezie— 
hungen zum öfterreihifchen Strafgefege in Hye's mehrgedachter Zufammen- 
ftellung unter Rr. 16), wodurch mehreren wegen Hochverrath theild ſchon abgeur- 
tbeilten, theild noch in Eriminals-Unterfuhung geftandenen Individuen die freie 
Mahl gegeben wurde, ob fie fi der im Wege der A. h. Begnadigung an bie 
Stelle der Todeöftrafe getretenen Kerferftrafe unterziehen, oder lebendlänglich 
nah Amerifa deportiren laffen wollen. 
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denflih, und deſſen fortdauernder Aufenthalt in Defterreich nach ausge— 
ftandener Strafe in feiner Beziehung wünſchenswerth wäre. 

Ber aber nad) den dermäligen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen in 
Defterreich Inländer und wer Ausländer fei, wird feit der fegenbringen- 
den Epoche, daß Defterreich’8 Länder zu Einem (Gejfammt:) Staate 
erklärt worden find (vergl. auf Seite 1 die drei Anmerkungen) wohl nur 
in den feltenften Fällen einer Schwierigkeit unterliegen, weil nunmehr 
ftaatsrehtlich der Ungar, der Eroate, der Siebenbürger eben ſowohl als 
Inländer in Beziehung auf den Staatsverband des Reiche s (ded Kai- 
ſerthums Defterreich’8) anzufehen ift, wie etwa der Nieder- und Ober: 
öfterreicher, der Steiermärker, der Böhme, Galizier, Bufowiner, Trieftiner, 
Lombarde, Benetianern. f.f. — Es bedarf daher, damit Jemand nicht mehr 
als Ausländer, fondern allerdings ſchon als Inländer oder öfterreichi- 
ſcher Reichs- (Staats) Angehöriger erfcheine, nur der Nachweiſung, daf 
er nach Maßgabe der Geſetze des — entweder bereits fir Das gefammte Reich, 
oder auch nur für ein einzelnes Kronland geltenden — öffentlichen oder Civil— 
rechts mwenigftens von diefem einzelmen Kronlande ein Staatsange— 
böriger fei; mag er es nun urfprünglich durch feine Geburt, oder erft 
durch fpätere Erwerbung geworden fein: dadurch ift er nunmehr 
auch fhon Reichsbürger des Kaiferthums Defterreih, wenn gleich 
die fpeciellen Geſetze, welche das Reichsbürgerrecht des Gefammt-Reiches 
regeln werden, erft noch zu erwarten find. — 


8. 26. 


Befeglihe Wir- Mit jeder Verurtheilung wegen eines Berbrechens find 


kungen jeder 


arms kraft des Gefebes folgende Wirkungen verbunden : 
Verbrechens. a) die Abnahme aller in und ausländifchen Orden, Eivil: 
und Militär-Ehrenzeichen; 

b) der Verluſt aller öffentlichen Titel, afademifchen Grade 
und Würden, und die Entziehung des Mechtes, folche 
ohne Bewilligung des Kaiferd neu oder wieder zu er— 
langen; 

ec) die Ausſchließung von der verantwortlichen Redaction 
periodifcher Drudfchriften ; 

d) der Verluſt jedes öffentlichen Amtes oder Dienftes, mit 
Einſchluß des Lehramies, und die Unfähigkeit, ohne 
ausdrückliche Erlaubniß des Kaifers ſolche nen oder 
wieder zu erlangen; 


[Btrfg. L. @pt. II. Hptk.59.26u.27.] — A405 — [Yon Verbrechen äberhaupt.] 


e) bei Geiftlihen die Entfegung von der Pfründe und die 
Unfähigkeit, ohne ausdrückliche Bewilligung des Kaifers 
je wieder eine ſolche zu erlangen ; 

f) der Berluft der Richteramts:, Advocaturs: und Notariats- 
Befähigung, der öffentlihen Agentien, und jeder Par: 
teienvertretung vor den Öffentlihen Behörden; 

g) Entziehung aller auf die Penfionsvorfchriften gegründe: 
ten Penfionen, Provifionen, Grziehungsbeiträge oder 
fonftigen Bezüge, fowie aller Gnadengaben. 

Außerdem bleiben diejenigen Beltimmungen der bürger: 

lichen, politifhen und Firhlichen Vorfchriften aufrecht, welche 
mit der Berurtheilung wegen eined Verbrechens noch ander: 
weitige nachtheilige Folgen verfnüpfen. 
. Die Regelung der Borfchriften über die Stellung ab: 
geitrafter Verbrecher unter Polizei-Auffiht, und die Beftim: 
mung, in wieferne die Gerichte dabei Einfluß zu nehmen ha— 
ben, bleibt befonderen Anordnungen vorbehalten. 


$. 27. (8. 23.) 


Außerdem find aber insbefondere mit den Strafurthei: Beehlice Mir: 
len, wodurch ein Verbrecher zur Zodesitrafe oder fchweren — (üme- 
Kerkerftrafe verurtheilt wird, kraft des Geſetzes noch folgende j 
Wirkungen verbunden : 

a) Iſt der Verbrecher von Adel, fo muß dem Straf-Ur— 

theile beigefügt werden, daß er des Adels verluftig 

wird. Doc trifft diefer Verluſt nur ihn allein, folglich 

weder feine Chegattin, noch die vor dem Strafurtheile 

erzeugten Kinder; 

b) der Verbrecher ann, fo lange feine Strafzeit dauert, 

weder unter Lebenden ein für ihn verbindliches Geſchäft 

fließen, noch einen legten Willen verrichten. Seine 

vorigen Handlungen oder Anordnungen aber verlieren 

wegen der Strafe ihre Giltigkeit nicht. 

$. 23. 


Mit den Strafurtheilen, wodurd ein Verbrecher zur Zodedftrafe, zur ſchweten, oder eliche 
ſchwereſten Kerlerſtrafe verurtheilet wird, find kraft dieſes Geſetzes noch folgende Wirkungen —* —3 — 
verbunden : er ſchwereſten 

a) Iſt der Berbredher ein Landmann aus dem Herrn» oder Ritterftande, ein oder fdhweren 
immatrifulirted Mitglied einer inländiſchen Univerjitat, oder eines inländiihen Licäums, ein mit gerferitrafe. 
beibehaltenem militäriiben Ghbrenrange in Givildienite übergetretener 
Mann; fo iſt mit einem ſolchen Urthelle zugleih die Tilgung aus der fändifhen, aus 
der Umiverjitätd- oder Yyceäumd-Matrifel, und der Berluft des ET hrem 
rangedöverbunden. 
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b) Iſt der Verbrecher von Adel, fo muß dem Strafurtheile beigefügt werden, daß er 
des Adels verinftig wird, und ibm für feine Berfon alle Rechte beuommen find, 
die dem Adel nah der VBerfaiiung diefer Erbländer zuſtehen. Dod trifft 
diefer Berluft nur ibn allein, folglich weder feine Ehegattin, noch Die vor dem Strafurtheile 
EURE N De Bateie fann von dem Tage des ibm angefündigten Urtheiles, 
und fo lange feine Strafzeit dauert, weder unter Lebenden ein verbindlihes Geſchäft 
ſchließen, Boch einen lebten Willen errichten. Seine vorigen Haudlungen oder Anordnungen 
aber verlieren wegen der Strafe ihre Gültigkeit nicht. 

Unfere Gefeßgebung ging auch bei Löfung der vielerörterten 
legislativen Frage: „melde anderweitige Folgen oder Wirkungen 
außer der eigentlichen, und jedenfalls eintretenden gefeglichen Strafe 
mit der BVerurtheilung eines Verbrechens verbunden werden follen ? “ 
von einer fehr einfahen und nüchternen Betrachtung aus. — Ferne 
davon, das mit Recht fo allgemein getadelte franzöfifche Inſtitut des 
fogenannten bürgerlihen Zoded (la mort eivile) einführen zu wol— 
len, hielt e8 dennoch and’rerfeitd die Anficht feft, daß Derjenige, welcher 
dur die Schuld eines Verbrechens, worunter ja doch nur vorjäß- 
lie und unmittelbare Rechtverletzungen von vergleihungsmeife 
gefährlidherer Beſchaffenheit und einer gewiffen objectiven Größe 
aufgenommen worden find (vergl. oben Seite 59—64), das allgeineine 
Vertrauen feiner Mitbürger, und regelmäßig auch die gemeine bür- 
gerlihe Ehre oder Achtung verloren hat, auch keinen Anſpruch auf die 
Neu-Erlangung oder Fortdauer einer folhen äußeren Stellung, welche 
ein relativ höheres Vertrauen feiner Mitbürger bedinge, oder auf ver: 
gleihungsmweife höhere Auszeichnungen, Würden oder Prärogative in 
der außeren Ehrung feiner Mitbürger oder überhaupt auf relativ Höhere 
Ehren-Rechte Anſpruch mahen könne. — — Hierbei unterfchied das 
Gefeß ferner die Folgen, die mit jeder PVerurtheilung wegen eines 
Berbrechens ($. 26), von jenen gefeglihen Wirkungen, die nur mit ge— 
wiffen größeren Strafen, aljo mit den vergleihungsweife wichtig: 
ften Verbrechen verbunden fein follen ($. 27). Bei den lekteren trat 
zu der obigen Betrachtung auch noch die Erwägung, daß man dem zu 
fol’ einer ſchwereren Eriminal-Strafe Verurtheilten folgerichtig für die 
Zukunft auch nicht die Fortdauer der Genoffenfhaft jenes politifchen 
Ehren» Standes belaffen konnte, den in unferem Baterlande verfaffungs- 
mäßig der Erb-Adel bildet ($. 27 lit. a), ohme daß alfo dadurch die ſchon 
oft gehörte gehäffige Deutung unterftüßt werden follte, al® ob man 
durch die Verurtheilung zu einer ſchweren Criminalftrafe unter die Bürs 
gerlichen verftoßen, oder dieſen gleich und ebenbürtig gemacht würde u. dgl.*) 


*) Die oben erwähnte, wenn gleich in deutichen Gefepgebungsd » Kam + 
mern oft gehörte Deutung: „daß durch die Aueftohung des Ndelichen aus 
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— Endlich theilte: unfer Gefek mit den meiften europäifhen Gefeßgebun- 
gen auch noch die Anfiht, daß Derjenige, welcher fo geringe Achtung 
für fremde Rechte oder die vehtlihe Drdnung bekundet habe, um fogar 
ein, ſchwere Criminalftrafe nad fich ziehendes Verbrechen zu begehen, 
wenigſtens während der Strafdauer für diefe Rechtverlekung nicht ver- 
diene, als eigenberechtigt (sui juris) thätig fein zu können ($. 27 lit. b).*) 


dem Adelſtande dem Bürgerftande die beleidigende Zumuthung gemacht merbe, 
diefen Entehrten nunmehr in feine Mitte aufzunehmen, und ihn alfo dur 
die Entehrung gewiffermaßen aus einem Adelichen erft zu einem Bürgerlichen 
zu mahen“ — ift eine zu auffallend irrige Auffaffung der Dinge, ald daß 
man glauben könnte, fie werde in der Regel mit Redlichkeit vorgebracht. — 
Fällt doch Niemandem bei, den Bürgerftand dadurch beleidiget zu feben, daß man 
wegen eines entehrenden Verbrechens einen Officier, einen Staatäbeamten, oder 
einen anderen Titels oder Würdenträger, feiner Officierd-Charge, feines Staatsam⸗ 
tes, feines Titels oder feiner Würde entſetzt (caffirt), obgleich der Entfepte dadurch 
ebenfalls in den gewöhnlichen Bürgerftand zurückkehrt. Der Adel ift, gleichwie 
die Dfficierd-Charge und dad Staatdamt u. f. f. ein Plus von Ehrenvorzügen, 
Rechten, Prärogativen u. f. f., deren fih der Adelihe, Offizier u. f. f. über 
das Maß der ihm ald Staatdangebörigen überhaupt gebührenden Rechte 
erfreut: durch das Wegfallen der erfteren tritt er daher in den Kreis des 
gewöhnlihen Staatsangehörigeu zurück, weil er ja nie aufhörte, dieß 
überhaupt zu fein, und nah der Annahme unfered Gefeped (vergleiche 
oben Seite 403) felbft zur Strafe nicht aufhören fann, die zu bleiben. — 
Dadurch wird alfo nicht behauptet, daß er — was allein den Bürgerftand 
verlegen fünnte — durch die Entadelung dem Bürger erft gleihgeftellt werde, 
und noch weniger, daß er dadurch dem unbeſcholtenen Bürger gleichge— 
ftellt werde. 

*) Die obigen Betrachtungen follen mur den Standpunkt aufflären, 
auf melden die dermalige öfterreihifche Strafgefepgebung die Gegenftände 
der Frage auffaßte; denn de lege ferenda dürften allerdings mehrfache be 
ſcheidene Zweifel aufgeworfen werden können, ob denn die Art, in welcher 
ſowohl das öfterreihifche, als überhaupt die mehreften europäifchen Gefepe 
diefe Frage bisher gelöft haben, fich indbefondere aud dem Standpunfte der 
Humanitätund Gefepgebungd-Klugbeit gutheißen laffe? — So weit das pofitive 
Gefeg hierbei in dad Gebiet der Ehre und in dadjenige eingreift, was in der 
Meinung der Menfchen, mas von den jeweilig berrfchenden Bolkdanftchten, 
oder felbft von den feitwurzelnden Vorurtheilen gewiſſer Standeögenofien oder 
in beftimmten focialen Lebendverhältniffen für ehrenhaft oder unehrenhaft ge- 
halten wird: möge ſich feine Gefepgebung der Welt der unpraktifchen Täu- 
ſchung hingeben, daß fie hierbei Etwad zu erzwingen bermöge, wenn fie jich 
mit der allgemeinen Volks-Ueberzeugung in Widerſpruch fept, da es in Allem, 
mas die Ehre betrifft, nicht darauf anfommt, was objectin ift, fondern nur 
darauf, was ſubjectiv dafür gehalten wird. Mag auch 3. B. unfer bisheri» 
Ges Strafgefeg vom 3. September 1803 in feinen $$. 141, 142, 145 und 
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Dadurch aber, daß das Gefek ſowohl in diefem als im folgenden 
Paragraphe beigefügt hat, daß die dafeldft feitgefeßten Wirkungen oder 
Folgen „Eraft des Geſetzes“ eintreten, ift zugleih ausgefprocdhen, 
daß jedes der bezeichneten StrafrUrtheile dieſe gefeglihen Wirkungen 
ipso faeto felbft dann nad fi ziehe, wenn auch in dem Urtheile ſelbſt 
davon ausdrücklich gar feine Erwähnung gefhehen, oder dem Berurtheil- 
ten überhaupt das Eintreten diefer Folgen nicht insbefondere fund ge- 
macht, oder zur Zeit.der Urtheild-Kundmahung etwa dem Strafgerichte 
gar nicht befannt gewefen war, daß bei dem Verurtheilten irgend eines 
der in den $$. 26 und 27 vorausgefegten Verhältniffe vorhanden ge- 
weſen fei. 

Das dermalige Gefeß hat zugleich in den $. 26 eine Reihe von 
fpäteren Barticular-Borforiften aufgenommen, und in diefem Paragraphe 
ſowohl, als auch in dem nächſtfolgenden durch ſchärfere Tertirung mehrer- 
lei praktiſch beftandene Zweifel abgefhnitten, aber auch einige Zuſätze 


und Abänderungen beigefügt. | 
Im Einzelnen bedürfen diefe Beflimmungen nur weniger Er— 


flärungen : 


146 (vergleiche damit die 88. 159, 160, 163 und 164 unfered Dermaligen 
Geſetzes) ſchlechtin jeden Duellanten, Gartelträger und Sefundanten zur 
Strafe des ſchweren Kerkers verurtheilt, und ihm dadurch auch feinen 
Adel entzogen haben: jo wird dennoch die öffentlihe Meinung und die An- 
fiht feiner Standeögenojjen ihn deßhalb noch feineswegs ald feiner bür- 
gerlihen oder vorzugsmweifen Standes» Ehre beraubt, und noch weniger ala 
unehrenhaft erfennen. — — — Ft ed ferner wohl angemeffen, Jedermann, 
der vielleicht im früher Jugend aus Uebereilung, Verirrung, PVerblendung, 
Fanatismus, oder gar verführt von Anderen, irgend ein Berbrechen begangen 
hat, das vielleicht nicht einmal auf einem niedrigen Motive beruhte (mentis 
non abjecte) war, für feine ganze Lebenszeit unfähig zu jeder öffent— 
lihen Anftelung, zur Führung einer VBormundfhaft, Guratel u. j. f. zu er 
klären? — Wäre es nicht vorzuziehen, nah dem Borgange einiger neueren 
Gefepgebungen — was doch in Beziehung auf die allgemeine bürgerliche Rechts— 
fähigkeit auch ſchon vorlängft in unferem alten Gefege ($. 23 lit c), gleich“ 
wie im jegigen (5. 27 lit. b) angenommen war — hierbei lebendiwierige von 
nur zeitlihen Folgen zu unterjcheiden, oder mit entfprechenden Verbeſſerun— 
gen das frangöfifhe Inftitut der Rehabilitation einzuführen? — — In 
Defterreich half ih übrigens die Prarid zur Abftreifung der angedeuteten, in 
dem Gejepe liegenden Härten bisher dadurch, daß in einzelnen beſonders rüd- 
fihtswürdigen. Fällen die Nahficht auch der einen und anderen diefer Folgen 
im Wege der landesfürftlihen Begnadigung angefuht und aus« 

nahmsweiſe au wirklich erlangt worden ift. 
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Zum $. 26, lit. a. 


Das Geſetz hat mit fcharfer Bezeichnung hinfichtlich der hier ange- 
führten Decorationen nur die „Abnahme,“ keineswegs aber aud, 
- wie bei allen folgenden Abſätzen diefes $. — den wirflihen VBerluft, 
oder die Unfähigkeit, fie wieder zu tragen, mit der Eriminalftrafe ver 
fnüpft. Das Gefeb hat alfo nur dafür geforgt, daß diefe Ehrenzeichen 
dem zu einer Eriminalftrafe Berurtheilten abgenommen werden, damit 
fie nicht etwa während der Strafzeit getragen werden können, 
aber ed hat keineswegs erklärt, daß das Recht, diefe Ehrenzeichen 
nach ausgeftandener Strafe wieder zu tragen, fchon kraft des Straf- 
gefeßes duch eine foldhe Berurtheilung verwirkt fe. — Die Ent: 
ſcheidung hierüber bleibt alfo den anderweitig beftehenden Borfihrifs 
ten, welche durch den vorlekten Abſatz dieſes $. im Allgemeinen beftätiget 
werden, auch fünftighin überlaffen. Nah Maßgabe derfelben ift für 
diefen Fall theild durch beftehende allgemeine Verfügungen , theild durch 
die befonderen Statuten oder Directiven für die einen und anderen diefer 
Ehrenzeichen bereit vorgeforgt. — Daffelbe gilt folgerichtig von den 
materiellen Bezügen oder fonftigen Vortheilen, die mit einem derlei 
Ehrenzeichen etwa verknüpft find *). — Das dermalige Strafgefeß hat nemlich 


*) Ich muß daher fhon nah dem Maren Wortlaute des obigen $. 26 
lit. a des Strafgefepes die von Frühwald (a. a. D. Seite 48, Nr. I) gemachte 
Behauptung: „daß bei einem öfterreihifhen Untertban, der einen aud: 
ländifhen Drden bejigt, durch die Berurtheilung wegen eines Verbrechens 
die Erlaubniß, ihn zu tragen, verwirkt ſei,“ ala unrichtig bezeichnen, Diefe 
Unrichtigkeit tritt aber um fo greller heraus, da gerade das von ihm dafür 
bezogene Geſetz, nemlih das Juftizhofdecret vom 6. October 1835, Nr. 86 
der 3. ©. 5. die obige Verfügung nicht nur wicht enthält, jondern im dia— 
metralen Gegenfage davon die Beitimmung enthält: „daß Se. Majeftät 
über den Berluft der Orden wegen Bergehungen eine allgemeine gefepliche 
Regel auszuſprechen Sich nicht beftimmt finden,“ — und weiterhin nur ans 
ordnet: „daß den VBerurtheilten die Ordenszeichen abgenommen, wegen ded 
Rechtes, fie fünftighin nah ausgeftandener Strafe wieder zu tragen, bei ins 
ländifhen Orden die Entichliefung des Monarchen eingeholt, bei ausländischen 
aber an die fremde Regierung die geeignete Mittheilung gemacht werden fol, 
und zivar obne Unterſchied, ob es einem öfterreihijchen oder frem— 
den Staatsangebörigen betrifft.” — Ebenſo unrihtig und praktifch irre 
führend ift aber auch die weitere, von eben dieſem Schriftfteller bei dieſer 
Gelegenheit (S. 49, Nr. II) geäußerte Anficht: „daß in dem obigen Falle die 
mit einem foldhen Ehrenzeichen z. B. mit der Tapferfeitö-Medaille verbundenen 
Geldbezüge fchlehthin verloren geben,“ denn gerade binfichtlich der 
Zapferfeit3-Mepdaille (gleihwie auch der Eivil-Ehren-Medrile und des 
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ganz im Einklange mit der von Str. Majeftät ſchon mit einer U. h. €. 
vom 20. Juli 1835 (Iuftizhofdecret vom 29. Juli 1835, Nr. 63 der 
3. ©. ©.) ausgefprochenen Willens-Abfiht: „daß über den (wirklichen) 
Berluft von Orden wegen Vergehungen (ftrafbarer Handlungen über- 
haupt) eine allgemeine gefeßliche Regel nicht ausgeſprochen werden ſoll;“ 
— fo wie in fernerer Beachtung des politifch zarten Umftandes, daß über 
die wirkliche Berluftig-Erklärung von Ehrenzeihen, die von auswärti— 
gen Souveränen, zumal an Ausländer, verliehen wurden, wenn dieſe in 
der Folge auch hier wegen eines Verbrechens vwerurtheilt werden, wohl 
faum das öſterreichiſche Gefek fo fhlehthin verfügen könnte; — fo 
wie auch mit Rückſicht darauf, daß je nach Verfchiedenheit der Ordens— 
Statute und Directiven für verfchiedene Ehrenzeihen in diefer Rich— 
tung bisher auch fehr Berfchiedenartiges angeordnet oder üblich war; — fo 
wie endlid) in der Erwägung, daß es überhaupt nicht fhiclich fei, eine 
Angelegenheit, die doch zunächft nur die Gnade des verleihenden Sou— 
veräns angeht, im Geſetze von Rechtswegen zu normiren, — — 
die dießfalls beftehenden fpeciellen Borfchriften, die ihrer Natur nad 
auch öfterem MWechfel unterworfen find, ganz und gar unbeirrt gelaffen *). 








Invaliden-Beneficiums) ift das frühere Gefeg (Auftisbefdecret vom 24. Jänner 
1816, Nr. 1204 der J. &. S.), welches den Berluft diefer Decorationen und 
der damit verbundenen Bezüge mit jeder Criminal» Beitrafung verknüpft 
hatte, dur eine fpätere Verfügung des höchſten Geſetzgebers, nemlich durch 
das Juſtizhofdecret vom 29. Yuli 1835, Nr. 63 der 3. ©. ©. (in ausführ 
liherer Zertirung, nemlich mit ausdrüdlicher Hervorhebung des Berhält- 
niffed zu den früheren Gefegen, ald Hoffanzleidecret vom 7. October 1835 — 
in der politifhen ©. S. Band 63, Seite 424) wieder aufgehoben, und 
erflärt worden: „daß der wirkliche Verluft diefer Ehrenzeichen (und fo- 
fort auch der damit verbundenen Bezüge) bei den unter der Eivilgerichtd- 
barkeit ftehenden (ehemaligen Militär-) Individuen, keineswegs ſchon mit 
jeder Griminal-Beftrafung, jondern nur mit der Verurtheilung zur ſchwe— 
ren Kerkerſtrafe verbunden fein fol, bei der VBerurtheilung zur 
einfachen Kerkerftrafe aber nur die Ablegung der Ehrenzeidhen 
während der Strafdauer einzutreten habe,“ 

*) Man findet diefe Vorfchriften fo ziemlich vollftändig zufammengeftellt 
in Maucher's mehrgenannten Sammelwerfen bei $. 23 — zu denfelben find 
in neuerer Zeit noch die Beftimmungen in Anfehung des Franz-Joſefs-Ordens 
und des Givil-Berdienft-Kreuzed (Patent vom 2. December 1849, Rr. 26 des 
R. ©. B. Abfag XVI. — Pat. vom 25. December 1850, Nr. 24 des Jahr 
gangs 1851 des R. ©. B. $. 16 und Faiferliche Verordnung vom demſelben 
Zage, Nr. 25, $. 6) hinzugefommen, welche aber, gerade durd; ihre nur ganz 
allgemein auf die hinfichtlic anderer Orden und Ehrenzeichen bereits beftehen- 
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Die konnte um fo leichter gefhehen, da deren Vollziehung wie natürlich 
zunächft den Strafrichter gar nicht angeht, fondern theild denjenis 
gen Behörden (Drdens-Kanzleien u. dgl.) obliegt, die mit der Gontrole 


rückſichtlich ſolcher Ehrenzeichen betraut find, theil8 unbedingt der Onade 
des Souveränd anheim fällt. 


Zur lit. b. 


Der Berluft „aller öffentlichen Titel” bezieht fih fowohl auf Hof- 
als auh auf Staats - Titel, und insbefondere auf den Ball, wenn der 
Zräger derfelben fein öffentliches Amt bekleidet, — oder ald Beamter 
bereits in Ruheſtand getreten ift, da die mit einem noch wirklich beklei— 
deten öffentlihen Amte verbundenen Titel ohnehin fhon vermöge des in 
der lit. d) feftgefeßten Amts »Perluftes verloren gehen. — Als foldhe Ti— 
tel erſcheinen z. B. die Hof- Titel (Würde und Charakter) eines geheis 
men Rathes, Kämmerers, Zruchfeffes, Edelfnaben, — und (die zum 
Theile nicht mehr üblihen) Titel eines Miniſters (Staats- und Confes 
renz-Miniſters oder blos Staatsminifters) Prafidenten, Hof» oder Mi» 
nifterial-Rathes, Hof-Commiffions-, Sectiond-, Regierungs-, Gubernials 
Appellationde, Oberlandesgerichts-Rathes, königlichen Rathes, kaiſer— 
lichen Rathes, Landrathes, Secretärs, u. ſ. f.u.f. f. Selbſt ehemals ftän- 
diſche und magiſtratiſche Titel müßten darunter gerechnet werden, 
da unſere Geſetze auch ſonſt überall die ſtändiſchen und magiſtratiſchen 
Aemter den öffentlichen Aemtern gleich ſtellen (vergl. unten die Erör— 
terung zur lit. d dieſes Paragraphes). 

Als „akademiſche Grade“ können nach der heutigen Ver— 
faſſung der öſterreichiſchen Univerſitäten nur mehr das Doctorat und 
Magiſterium angeſehen werden, da das Baccalaureat und Licentiat 
in Oeſterreich längſt ſchon aufgehoben find, und das ſ. g. Patronat der 
Chirurgie, gleichwie die Diplomirung als Geburtshelfer, Zahnarzt u. ſ. f., 
in ſoferne dabei nicht das Magiſterium ertheilt wird, nie einen akademi— 
ſchen Grad bildete. Als akademiſche Würden ſind nach den Statuten der 
Univerſitäten nicht blos die höheren akademiſchen Grade, nemlich eben 
wieder das Doctorat (die Doctors-Würde), ſondern auch alle akade— 
miſchen Ehrenämter und Titel anzuſehen, die einem der Akademie (Uni— 
verfität) Angehörigen oder Einverleibten, urſprünglich blos vermöge eines 


den Vorſchriften geſchehene Hinweiſung, wieder darthun, daß der höchſte Ge— 
* fepgeber in dieſen Beziehungen feine principielle Neuerung vorkehren wollte. 


(Str. 1. Cpl. 11. Hptk.$.26,li.b.]) 2 — A412 — {Bon Verbrechen überhaupt.) 


ihm bereits eigenen akademiſchen Grades verliehen wurden, ald z. B. ur— 
fprünglich allerdings die Lehrer» (Docenten-) Würde, nunmehr aber 
insbefondere das Rectorat, Prorectorat, Decanat, dermal in Wien und 
Prag in das Profefforen= und Doctoren = Decanat gethen Pro-Deca— 
nat, Seniorat u. ſ. f. *) 





) Dadurh, daß das dermalige Gefeg Ichlehtweg an jede Verur— 
theilung wegen eined Verbrechens den Berluft der „akademiſchen Grade 
und Würden“ geknüpft hat, ift e8 wicht nur jtrenger, ala das frühere Gefeg, 
nach welchem der analoge Berluft erſt bei der PVerurtheilung zur ſchweren 
Kerkerftrafe eintrat ($. 23 lit. a), jondern es hat insbefondere auch jene man- 
nigfahen praftiichen- Zweifel abgefchnitten, weldhe früherbin aus dem 
Wortlaute: „Tilgung aus der Univerfitätd- oder Lyceal-Matrikel“ theils 
deßhalb abgeleitet werden konnten, weil an vielen Univerfitäten feine Univerfitäte- 
Matriteln (5. B. bis zum Jahre 1839 nicht einmal an der Wiener-Univerſität 
eine eigentliche Univerfitäts3-Matrikel), fondern nur Facultäts-Matrikeln der 
einzelnen Facultäten beftanden, theild weil nicht nothwendig jeder Doctor au 
ſchon diefer Matrifel einverleibt fein mußte, fondern dieß noch von gewiffen Ein- 
zahlungen, ſehr häufig fogar innerhalb eines Präclujivs-Termines vom Zeitpunkte 
des erlangten afademifchen Grades angefangen abbing; theild endlich, weil durch 
die bloße Tilgung aus diefer Matritel — keineswegs ſchon der Verluſt des 
akademifchen Grades (der Doctord: Würde) ausgejprohen war, daher man 
denn auch in früherer Zeit einen derlei zur ſchweren Kerkerfirafe verurtheil- 
ten Doctor wohl aus der Matrikel tilgte, in ſoferne er in einer ſolchen ge: 
ftanden war, allein außerdem fein Doctors» Diplom, und damit feinen akade— 
mifhen Grad (feine Docord: Würde) beließ. — Die fpätere, auch 
durch Präjudicate ded oberſten Gerichtshofes beftätigte Prarid hatte freilich 
auf Grundlage ded $. 446 I. Th. des St. G. B. und des Hefderretö vom 
9. Februar 1827, Nr. 2253 der J. G. S., wo allenthalben von „Entfegung 
von der Würde folder immarriculirter, und eine bleibende akademiſche 
Würde befleidender Univerfitäts- Mitglieder” die Rede war, derlei Doctoren 
auch dad Doctors-Diplom abgenommen, und jie ded Rechtes, fich 
weiterhin diefes Titels und akademiſchen Grades (dev Doctord: Würde) zu 
prävaliren, verluftig erflärt. — Doch blieb es immerhin zweifelhaft, ob diefe 
Praris auch gelepangemeffen war, da das materielle Strafgefeß diefe ſehr 
bedeutfame Straf-Berihärfung (DVBerluftig- Erklärung der Doctorde 
Würde jelbjt) ausdrüdlich nicht verfügt hatte (vgl. Art. VI der Einleitung 
des früheren Strafgejeges und oben Seite 100, 103 und 104). — Nah 
dem Wortlaute des dermaligen Geſetzes aber ift der PVerluft der Doc= 
tord-Würde felbit in dem vorausgeſetzten Falle außer allem Zweifel. — 
Doch knüpft fih hieran noch eine andere praftifch jehr wichtige Frage, deren 
Löſung aber außer dem Gebiete des Strafgefepes liegt. Mit den einzelnen 
Univerfitätd- Corporationen (Facultäten — Doctoren »Golfegien) find nemlich 
fehr häufig privatrechtliche Societäten, Witwen- und Waiſen-Penſions-, oder 
Selbftverforgungs-Bereine in folder Weife verbunden, daß die meiften Mitglieder 
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Der Nachſatz der obigen lit. b zeigt endlich, daß in Zukunft derlei 
Titel, Grade oder Würden einem ſchon einmal wegen eines Verbrechens 
verurtheilt gewefenen Individuum ohne fpecielle Bewilligung der Landes: 
fürften nie mehr verlichen werden dürfen, während diesfalls früher nur 
die Promotion zur Doctors- Würde, und dies erft durch die a. h. E. 
vom 14. Detober 1845 (Studien- Hof-Commiffionsdecret vom 10. 
Jänner 1846, in der polit. ©. ©., 74. Band, Seite 6) geſetzlich ein: 
geftellt war. 


Zur lit. c. 


Der Anedınd: „Ausſchließung“ umfaßt nah unbeftrittenem 
Sprachgebrauche ſowohl die Nichtzuleffung zu einer neu zu übernehmen 


der Facultät zugleih Mitglieder dieſes Vereines, jedoeh in der Art find, daß 
man nach Mafgabe der Etatuten des lepteren nur fo lange Mitglied diefer 
Privat-Gefellfhaft fein fann, ald man immatriculirted Mitglied der 
refpectiven Facultät ift, diefes jelbft aber nach den Univerfitätd-Statuten 
wieder nur jo lange fein kann, ald man Doctor ift, oder den afademifchen 
Grad innehat. — Soll nun ein zu einer Griminal-Strafe verurkheilter Doctor, 
der ale ſolcher zugleich immatriculirted Mitglied einer Facultät und überdieß 
Mitglied einer folhen mit diefer Facultät vereinigten Verſorgungs-Geſellſchaf 
war, durch den Berluft des Doctorated zugleich feiner Mitgliedichaft an dieſe! 
Verſorgungs-Geſellſchaft vwerluftig werden, d. b. feine privatrehflihen 
Anſprüche für die eigene Verforaung, oder gar auf die eventuelle Penfion für 
feine (ſchuldloſe) Witwe und Waijen verlieren? — — Aus dem Wortlaut! 
nicht erft des dermaligen Gefeges, fondern auch ſchon aus dem früheren 
Geſetze würde die Bejahung der frage folgen, denn wenn auch nad dem 
früheren Gefege dieſe Folge etwa nur auf die Tilgung aus der Matrifel be: 
ſchränkt wurde, fo ergab fich dieſer Verluft doeh chen auch daraus, weil ein 
nicht mehr in der Facultät immatriculirtes Mitglied auch nicht weiter Mit: 
plied der damit vereinigten Verforgungs-Societät fein konnte — 
Allein dem Geifte unseres, fo wie überhaupt eines gerehten und humanen 
Geſetzes, das ja die Folgen der Etrafe fo viel ald möglich von den ſchuld— 
loſen Angebörigen de? Echuldigen ferne halten will (wergleihe oben Eeite 44 
und 45 und Seite 361 in der Anmerkung unter Zahl 1), würde eine foldhe 
Interpretation nimmermehr entiprehen. — Möchten daher jene Univerfitäte- 
Gorporationen, die mit ihren Statuten fih im einer ſolchen Gollifiond= Lage 
Sefinden, eine angemeffene Abänderung derfelben, die gewiß von der höchſten 
Staatöverwaltung gerne beftätiget werden mürde, erwirfen, um in berlei trau— 
rigen Fällen die relativ unglüdlichften ihrer Gollegen, und gar ihre hinter: 
laffenen Witwen und Waifen vor der, wenn gleich nicht ungerechten, weil 
wortgenauen, aber jedenfalls inhumanen Beraubung einer Verſorgung zu bes 
wahren, die doch titulo oneroso erworben, ja nicht felten mit dem fauer 
erfparten Nothpfennig der ganzen damilie, und mit nicht gewöhnlichen Opfern 
— erfauft worden war! — 
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den, als auch die Entfernung von einer bisher ſchon geführten verant- 
wortlihen Redaction einer periodifhen Druckſchrift, womit auch der $.12 
der dermaligen Prefordnung übereinftimmt, welcher hierzu fchlechthin 
„eine tadellofe Moralität“ fordert, alfo um fo gewiffer denjeni- 
gen, der fchon einmal wegen eines Verbrechens zu einer Strafe 
verurtheilt worden mar, von der Zulafung und Kortführung einer 
ſolchen Redaction ausschließt. 


Zur lit. d. 


Daß unter dem Verlufte und der Unfähigkeit zu jedem öffentlichen 
Amte und Dienfte auch die Ausſchließung von jedem öffentlichen Fonds-, 
magiftratifchen, und ehemals ftändifchen Amte verftanden werden müffe, 
leuchtet daran a ein, weil diefelben in ftrafgefeßlicher Beziehung allent- 
halben den unmittelbaren Staats - Beamten gleichgefteilt find ($$. 68, 
81, 101, 279, 311 und 331), und weil die unten, bei der Erörterung 
des vorlekten Abſatzes diefes 8. amgedeuteten geſetzlichen Vorſchriften, 
deren Fortbeftehen feitgefeßt wird, nicht nur im Allgemeinen den Grund: 
fa ausfprehen, daß alle ähnlihen das Disciplinare der öffentlichen 
Beamten betreffenden Vorfchriften auch auf die awähnten Categorien von 
Beamten Anwendung zu finden haben, fonderın noh insbefondere 
verfügt haben, daß mit jeder Berurtheilung (wirklichen Schuldigerfiä- 
rung) wegen eines Derbrechen® (zu was immer für einer Eriminalftrafe) 
der Berluft auch diefer Aemter oder Dienfte und, die Unfähigkeit zur 
erften oder Wieveranftellung in derlei Aemtern oder Dienften ohne a. h. 
Bewilligung des Landesfürften, ipso facto verfnüpft fei. — 

Das Lehramt hat endlich das Geſetz noh ausdrücklich her 
vorgehoben, unverkennbar in der Abfiht, um dadurch auszufprehen, daß 
die Unfähigkeit zur Führung eines folhen auch in dem Falle eintrete, 
wenn ed nur im mweiteften Sinne des Wortes ein öffentliches ift, 
wenn z. B. dafjelbe von einer Gemeinde aus ihren eigenen Mitteln, oder 
von einem Privat» Mohlthäter, jedoch unter öffentlicher Beglaubigung, 
oder zur Ertheilung eines öffentlichen, d. i. unter gewiffen Bedingungen 
für Jedermann zugänglichen Unterrichtes, errichtet und erhalten wird. — 


Zur Hit. e. 


Entfegung eines Geiftlihen von einer Pfründe (Amotio a bene- 
ficio, seu privatio beneficii) ift die Verluftigerflärung derfelben zur Strafe, 
und wohl zu unterfcheiden von Depofition d. i. von der für immer 
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erfolgenden Beraubung der geiftlihen Gewalt und der befonderen Cleri⸗ 
cal⸗Rechte, und gar von Degradation, wodurd ein Geiftlicher zur 
gleih von dem geiftlihen Stande ausgefchloffen wird. — Die beiden 
legteren Berfügungen ftehen ihrer Natur nach nur der Kirhen- Gewalt 
zu (vgl. unten die Erörterung zum vorlegten Abſatze diefed Paragraphes), 
gleihwie felbft die weitere Beftimmung, welche pofitive Eigenfhaften 
Jemand an fi haben müſſe, um von Seite der Kirche als befähigt zu 
einer Pfründe zu erfcheinen, der Gefeßgebung der kirchlichen Gewalt 
überlaffen bleiben muß. Allein die Frage, ob Jemand fi nicht etwa 
bürgerlih rehtsunfähig zum Berbleiben im Befiße und Genuffe 
einer Pfründe, oder zur Erlangung einer folden, und fofort unmürdig 
des hierzu erforderlichen Staatsſchutzes gemacht habe, fällt dem Gebiete 
der Staats: Gefekgebung anheim, und in foweit hat unfer derma- 
liges Strafgefeß diefe Frage — welhe ehedem nur theilweife und 
blos für vereinzelte Fälle oder Beziehungen durch Particular- Berfüguns 
gen entjchieden, und zum Theile auch in diefen Entfcheidungen durch ans 
dere grundfäßliche Auffaffung motivirt war”) — nunmehr mit einer all» 
gemeinen Ennofur geregelt. 

Die Bollziehung diefer Entfeßung von einer Pfründe ift natürlich 
der hierfür berufenen Behörde zu überlaffen. 


Zur Hit. f. 


Dadurch, daß das Geſetz in den hier aufgezählten Beziehungen den 
Verluft der Befähigung feftfeßt, ift ausgeſprochen, daß nicht blos die 
ihon bejeffene Berechtigung hierzu verloren gehe, fondern daß ein 


*) Die Hoflanzleidecrete vom 22. April 1836, 3. 10347 an das füften- 
ländifhe Gubernium, und vom 12. Auguſt 1841 an das galizifhe Gu- 
bernium, Nr. 553 der J. ©. ©. hatten verfügt: „Für Seelforger gibt ed 
über die Frage, ob jede Griminal-Unterfuhung, wenn der Unterfuchte blos 
ab instantia lodgefprodhen wird, auch Die Entfernung von der Pfründe 
nach ſich ziehe, feine befondere Vorſchrift; fie find dießfalls nad der 
allgemeinen Vorſchrift für in gleiche Rage gerathene Staats— 
Beamte — was Seelforger zum Theile auch find — zu be 
bandeln x.” Durh eine U. b. E. vom 13. Juni 1847, welche dur das 
Juftighofderret vom 17. Juni 1847, 3. 4438 dem galizifhen Apellationdge- 
richte zur Darnachachtung mitgetbeilt wurde, iſt ferner verfügt worden: 
„daß jeder Priefter, welcher wegen Hochverraths beftraft wird, nad 
ausgeftandener Strafe ohne U. b. Bewilligung weder in der Seel 
forge, noch im Lehramte verwendet werden dürfe.“ 


(Str. L@pt. II. Hptn.$. 26 if) — 416 — [Yon Verbrechen überhaupt.) 


folcher Berurtheilter auch zur Erlangung einer foldhen Berechtigung, 
fei es nun eine erfte oder Wieder-Erlangung:, nicht befähigt fei. Dies gilt 
auch von den öffentlichen Agentien, d. h. denjenigen Gefchäfts + Be- 
forgungen für dritte Berfonen, welche unter Beglaubigung des Staates, 
daher in Folge der Autorifation einer öffentlichen Behörde zur Führung 
oder Vermittlung von fremden Gefchäften bei dritten Berfonen, oder gar 
bei Behörden vor ſich gehen, wie dies z. B. bei.den wenigen aus früherer 
Zeit etwa noch vorhandenen k. k. Hof-, Hofkriegs-, k. ungarifchen Hof: 
agenten, bei den öffentlichen Civil- und Militär-Agenten, bei den ſpäter— 
hin an deren Stelle getretenen ſogenannten Privat-Agenten, welche aber 
hierzu einer öffentlichen Autoriſation, einer förmlichen Befugniß-Verlei⸗ 
hung durch eine Staatsbehörde bedürfen, bei Wechfel » (Börfe-) und 
Waaren-Senſalen, der Fall if. — Dagegen geht nad dem Wortlaute 
des Geſetzes durch eine ſolche Verurtheilung das Befugniß, für einen 
Anderen als deffen Privat Agent, z. B. ald Handeld-Agent oder Privat: 
Bevollmächtigter, Procuraführer, Factor, Spediteur, reifender Handlungs: 
diener (Commis voyageur), u. dgl. aufzutreten, nicht verloren, weil 
diefe Perfonen zu den erwähnten Gejhäfte-Beforgungen einer öffent: 
lihen Beglaubigung nicht bedürfen, und weil hiernach von dem Gefeße 
die Ermächtigung zu derlei Geſchäfts-Beſorgungen für dritte Perſo— 
nen ausſchließend dem freien Brivatverfehre überlaffen worden ift. — Nur 
die Beſchränkung fügte das Gefek folgerichtig aus der hier feftgehaltenen 
geundfäßlichen Anſicht noch bei, daß fih eine derlei Bevollmächtigung 
nie „auf eine Parteien» Bertretung vor öffentlihen Behörden“ 
erfirecfen dürfe, weil hierzu eben wieder ein Vertrauen auch von Seite 
der Staats-Autorität nothwendig wäre, um nemlich den Vertreter 
eines Anderen auch beförderlich als ſolchen anzuerkennen. 


Zur lit. 8. 


Dadurch, daß das Geſetz den Verluſt der aufgezählten Bezüge nur 
in ſoweit ausſpricht, als dieſelben auf die — wie ſich von ſelbſt verſteht, 
öffentlichen oder durch die Staatsgeſetzgebung erlaffenen — Penſions— 
Vorſchriften gegründet ſind, iſt auch wieder die Anwendbarkeit dieſer 
Verfügung auf alle einem ſolchen Verurtheilten etwa aus I. f. Fonds-, 
(ehemals) ſtändiſchen und magiſtratiſchen Kaſſen zukommenden derlei Be— 
züge erklärt worden, weil für dieſelben ebenfalls die für die unmittel— 
baren landesfürſtlichen oder k. k. Staats-Beamten beſtehenden Penſions— 
Vorſchriften gelten. Dasſelbe gilt aus gleichem Grunde auch hinſichtlich 
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der Gnadengaben, die ein derlei Verurtheilter aus einer der oben- 
erwähnten Kaffen zu beziehen hatte *). 


*) Eine aus Anlaß der oben erörterten Gefebesftellen gemachte Be— 
bauptung Frühwald's (a. a. O. Seite 50, 3. II) glaube ich nicht unberührt 
laffen zu dürfen, da fie mir ebenfo irrig, als praktiſch höchſt bedenkt: 
lich ericheint. Er fagt wörtlih: „Die in (den) Abfägen e, fundg 
aufgeführten nachtheiligen Folgen können nicht wieder zu— 
rüdgenommen werden.” — Wenn ich diefe Worte anders recht verftehe — 
und fie find zu Far, um einen anderen Sinn zuzulaffen — fo wäre es nad 
Frühwald's Anficht bei diefen Folgen unmöglich, fie irgendwie zurücknehmen 
zu jehen, alfo auch dem Landesfürften unmöglich, fie nachzufehen! Allein 
eine ſolche Deutung des Geſetzes iſt wohl unzweifelhaft falfch und praktiſch 
irreführend. Wie hätte fich etwa der Kaifer durch diefe Stellen des Strafge- 
jeged feine Souveränetätd » Rechte fehmälern wollen? Sol niht auch in 
diefen Beziehungen die Gnade des Landesfürften nachſehend, verzeihend, 
dispenfirend wirkfam werden können? Läge zu einer ſolchen, gewiß nicht 
entfernt im Sinne des böchften Gefeggebers gelegenen, Beſchränkung der Maje- 
ftät auch nur der geringfte Grund, etwa auf dem Standpunkte der Huma— 
nität oder der Staatäflugbeit vor? Sollte es etwa paflend fein, einem fonft 
durch und durd chrenhaften Manne, der vielleicht durch ein unüberlegtes 
Wort einen Anderen befeidiget, von ibm zum Zweikampfe gefordert, fich hierzu 
ftellt (weil er nad feinen Standesverhältniffen und bekannten focialen Bor: 
urtbeilen der Ausforderung zu widerftehen nicht Kraft und Muth genug fühlte), 
aber dann wegen diefes Verbrehend zu einer Criminalftrafe verurtheilt wurde, 
auh im Wege der faiferlihen Gnade nie mehr die Redaction einer 
Zeitfchrift, eine Advocatur oder ein Notariat anzuvertrauen? — Würde ferner 
irgend eine Behörde Anftand nehmen follen, bei dem Monarchen einen Akt 
der Gnade zu bevorworten, um 3. B. einem fonft durch und durch unbeſchol— 
tenen und verdienftvollen penfionirten Staatd-Beamten, der von einem Anderen 
beleidiget, oder gar durch eine Schmährede deffelben auf öffentlihe Zuftände, 
gegen die Negierung, gegen feinen Kaifer, zu einer gerechten Zornes-Entrü— 
ftung gereizt, fich zu einer fträflichen Selbſt-Ahndung hinreißen läßt, nad 
ibm ſchlägt, ihn aber unabfichtlicher Weiſe fo unglüdlich trifft, daß dieſer eine 
ichwere körperliche Beſchädigung oder gar den Tod davon trägt (88. 152 
und 140): um — frage ih — einem ſolchen Verbrecher nad ausgejtandener 
Strafe feine Staats: Penfion im Wege der faiferlihen Gnade wieder zujus 
geftchen ? — 

Wahrſcheinlich ließ fi der genannte Schriftfteller zu diefer Behaup— 
tung durch den Umftand induciren, daß bei den genannten Abfägen e, Fund g 
der bei den übrigen Punkten dieſes Paragraphes vorkommende Zufag: „der 
Nichtwiedererlangung ohne ausdrüdliche Bewilligung des Kaiſers“ wegge 
blieben ift. — Allein folgt denn hieraus logiſch fchon, daß diefe Nachjicht 
des Kaiſers in diefen anderen Fällen gar micht ertheilt werden könne oder 
nie ertbeilt werden ſoll? — ft ferner dem Herrn Berfajfer hierbei entgan« 

Hye, Gommentar. 27 
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Zum vorlegten Abſatze. 


Die gefeglihen Vorſchriften, welche diefer Abſatz des Gefekes als 
fortbeftehend erklärt, haben zunächſt für den Strafrichter fein 
praktiſches Intereffe, da nicht er, fondern andere Behörden für deren 
Handhabung zu forgen haben, daher deren Aufzählung auch nicht in 
einen Sommentar des Strafgefekes gehört. — Gie find übri- 
gend, wie auch fehon der Wortlaut der vorjtehenden Geſetzesſtelle an- 
deutet, von dreierlei verfchiedenen Kategorien: 

aa) bürgerliche, 

bb) politifche und 

ce) kirchliche. 

Die beiden erfteren Arten diefer Vorſchriften (aa und bb) find 
wenigftens für jene Kronländer, wo biöher das St. G. B. vom 3. Sep- 
tember 1803 in Geltung ftand, fo viel mir bekannt ift, bis zum Jahre 
1847 erfhöpfend zufammengeftellt in Maucher's oftgenannten zwei 
Sammelwerken, und erganzt duch Hye's Zufammenftellung zu den 
88. 23, 446 und 447 des 1. Theiles des genannten St. G. B. *). 





gen, daß die Beftimmungen der genannten Abfäge e, f und g durdaus 
nichts Neues, fondern nur die Aufnahme ſchon beftandener gefep- 
lichen Vorſchriften einfchliegen, für welche daher der angedeutete Zufag gar 
nicht nothwendig war, da derjelbe ohnehin in den hierfür beftchenden admi— 
niftrativen Dorfchriften, die durch den vorlepten Abfag des obigen Paragrapbes 
ausdrüdlih als fortbeftehend erflärt werden (vergleiche oben die Erörte— 
rung bierzu), und zwar regelmäßig als fih von felbft verftehend, angeordnet 
ift. — Anders verhält fih dieß hinfichtlich der Abfäpe b, d und e, wo wenig— 
ſtens theilweife ganz neue Berlufte und Unfähigkeitserflärungen feſtgeſetzt 
wurden, wobei ed daher nothwendig war, einerfeitd zu erklären, daß die 
Nahficht hiervon nur durch Bewilligung des Kaiſers ertheilt werden könne, 
wenn auch das verloren gegangene Moment, wie z. B. ein Lehramt an einer von 
einer Gemeinde oder gar von einem Privatiwohlthäter erhaltenen Volksſchule, 
ober einer Privatpatronats » Pfründe fonft nicht von der Berleihung des Lan— 
desfürften, ja nicht einmal von der Verleihung irgend einer landesfürftlichen 
Behörde überhaupt abhängt, — und and’rerfeits darauf hinzudeuten, daß 
diefe Befähigung denn do im Wege der landesfürftlihen Gnade und Nach— 
fiht wieder erlangt werden fünne. 

) Auch Frübmwald hat (a. a. D. Seite 50 und 51) in feiner aus— 
zugsweijen Darftellung der erwähnten Folgen zunächft blos diefe drei Samm- 
lungen benützt, dagegen Diejenigen VBorfchriften, welche fih auf den Berluft von Or— 
den und anderen Decorationen beziehen (vgl. dag oben zur lit.a des $. 26 Gefagte), 
fo wie ferner diejenigen, welche die Entlaffung von Beamten und Dienern 
von ihrem Dienfte, und den Berluft von Penfionen und Provifionen u. dgl. 
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Unter den diesfälligen politifchen (adminiftrativen) VBorfehriften 
fommen auch mehrere vor, welche ſich auf Die den verfchiedenen Berwal- 


— 


wegen eines Verbrechens betreffen, gänzlich weggelaſſen, obgleich darunter 
viele wichtige, nach der obigen Norm in ungeſchwächter Geſetzeskraft fortbe— 
ſtehende Anorduungen vorkommen, welche ſich theils auf die Art, wie dieſe 
geſetzlichen Folgen von Seite der Adminiſtrativ-Behörden in Voll— 
zug geſetzt werden ſollen, theils auf verſchiedene Detailfragen beziehen, in 
wie weit z. B. nach Maßgabe der Adminiſtrativ- und Penſions-Vor— 
ſchriften der wegen Verbrechen eintretende Verluſt der Penſton eines Staats— 
beamten auch auf deſſen künftige Witwe und Waiſen, oder der Verluſt der 
Penſion einer Witwe auch auf die Kinder reagire u. ſ. f. 

Zur Bervollftändigung der mehrgenannten zwei Maucher'ſchen und 
meiner eigenen Ergänzungd: Sammlung fei mir erlaubt, zu den in Frage 
ftehenden Momenten bier noch folgende Gitate nachzutragen: 


a) Zu den von Maucher (und zunächft nach ihm auch von Früh— 
wald unvollftändig) citirten Paragraphen des a. b. G. B. vom 1. Juni 1811 
find noch folgende Paragraphe aus eben diefem Gefepbuche beizufügen : 
SS. 61, 116, 254, 279, 281, 541, 542, 574, 575 und 1324—1331. 


b) Zu den ebenda (und aud in Frühwald wieder unvellftändig) vor— 
fommenden Gitaten der einschlägigen Paragraphen aus der allgemeinen, und 
aus der weitgalizifhen G. O. auch noch den $. 191 der erfteren, und $. 263 
der lepteren; dann aber aud) die entjprechenden 88. aus der italienifchen 
($$. 205, 207 n. 8. 208, 253) und der füdtirolifchen ($$. 214, 216 n. 8, 
217, 262) Givil-Gerichtö:Ordnung; — ferner 


ce) die correlaten 88. 155 lit. a, 156 lit. ce, 211, 235 e und 236 b 
der neueſten fiebenbürgifchen Givilprozeß- Ordnung vom 3. Mai 1852 und 
die gleichbezifferten Paragrapbe der Givilprozeß- Ordnung für Ungarn, die 
Woiwodſchaft und das Temeſer-Banat, Groatien und Slavonien vom 16. 
September 1852. 


d) Das mir erft aus der nachftehend citirten Gefekfammlung bekannt 
gewordene, auf eine U. h. E. vom 23. September 1845 fich ſtützende Hof- 
fammerdecret vom 7. Ditober 1845, 3. 38999 (in der politifhen ©. ©. 
Band TI, ©. 161) über die Belaffung der Erziehungsbeiträge von Kindern, 
wenn auch ihre Mutter wegen Verbrechen oder fchweren Bolizeisllebertretungen 
die wittiblihe (Staate-) Penftion oder Provifion verliert. 


e) Der $. 35, Zahl 4 des proviforifchen Gemeindegefeges vom 17. 
März 1849 (Mr. 170 DER. G. 2.) wornach „diejenigen, welche einer ent« 
ehrenden Handlung fehuldig erfannt worden find, von der Wählbarfeit zum 
Gemeinde Ausfchuffe ausgeichloffen find“ und die darüber erſchienene Gr- 
läuterungs-Verordnung vom 7. März 1850 (Nr. 116 des R. G. B.), wornach 
darunter „jede Verurtheilung wegen eines Verbrechens jubjumirt werden 
müſſe;“ fo wie die Gemeinde-Ordnungen (Städte Statute) aller jener Ztädte, 
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tungsbehörden obliegende Vollziehung, theils won den eben erjt bier: 
durch feftgefehten Folgen, theils auch von mehreren der vorftehend unter litt. 
a—g aufgezühlten Rechtswirkungen beziehen. — Damit aber diefe Rechts— 
wirfungen ſich er zur Bollziehung kommen, haben unfere Geſetze auch dem 
Strafrichter noch eine Berbindlichkeit auferlegt, nemlich die Berpflich- 
tung, von dem erfolgten Straf- Urtheile derjenigen Verwaltungs: Be- 
hörde oder demjenigen Amts» Borgefehten, weldem die Evidentbaltung 
der diesfälligen Bormerkumgen, und fofort die Vollziehung jener geſetzli— 
hen Wirkungen eines ſolchen Strafurtheils obliegt, alfogleich nach rechte: 
fraftigem Urtheile die Anzeige zu machen. Diefe den Strafricter 
angehende Anordnung wird, da fie fih zunächſt auf einen Vorgang bei 
Kundmachung und Vollſtreckung der Straferfenntniffe bezieht, ſachgemäß 
in den Borfchriften für das Straf- Verfahren verfügt, und zwar hin— 
fichtlih jener Kronländer, wo diesfalld no das St. ©. B. vom 3. Sep— 
tember 1803 maßgebend ift, durch die SS. 446 und 447 des T. Theils 


welche eine eigene Gemeinde-Ordnung erhalten haben, und in denen überein- 
ſtimmend feſtgeſetzt it, daß die Berurtbeilung wegen (was immer für) eines 
Verbrechens den PVerluft des activen und paſſiven Wahlrechtes zum Gemeinde- 
Ausichuffe (Bemeinderatbe) , des Gemeinde: Bürgerrechtes uw. f. f. nad ſich 
ziehe. — 

f} Die 88. 104, 120 178 Hit. b und e, und 443 der St. P. O. vom 17. 
Jänner 18550 über die Ausfchliefung ven beſcholtenen Perfonen von Zu- 
ziebung als Gerichts: Zeugen, und über die Nichtverwendung als Sachver— 
ftandige, und Nichtbeeidigung ald Zeugen, von folden Perfonen, welche wegen 
eines Verbrechens in Strafe ſtehen, oder ſchon einmal wegen eines falfchen 
Eides oder Zeugniffes geftraft worden find. 

g) Die Verordnung ded Handels» Minifteriums vom 26. März; 1850 
(Nr. 122 des R. G. B.) mit der proviforifchen Drganifation der Gewerbr- 
und Sandelsfammern, 88. 13 und 16, wornach „Perfonen, die eines Per: 
brechens fchuldig erklärt worden find, von der activen und pafiiven Wahlbe— 
rechtigung zu Mitgliedern und Erfaßmännern der Handels- und Gewerbe 
kammern ausgeſchloſſen find.“ 

Endlich 

h) der $. 13 der nunmehrigen Preßordnung vom 27. Mai 1852, 
wornach „periodische Druckſchriften, welche jonft nicht cautionspflichtig find, 
der Gantionepflicht verfallen, fobald wegen ibres Inhalts oder wegen 
Uebertretung der Preß-Ordnung eine gerichtliche Verurtheilung erfolgt.” — 
Hieraus folgt alfo, daß diefe nachtheilige Rechtswirkung Für eine periodiſche 
Druckſchrift um jo gewiffer dann eintritt, wenn über einen in ibr enthaltenen 
Artifel eine Schuldig-Verurtheilung wegen eines dadurch beganaenen Ver: 
brechens erfolat if. — 
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desfelben, und die dazu nachträglich erfchienenen (in Maucher's Samm- 
lungen bei diefen zwei Paragraphen vollftändig angeführten) Novellen ; — 
für diejenigen Aronländer aber, in welchen die St. P. D. vom 17. Jan- 
ner 1850 gilt, durch die Minifterial» Verordnung vom 3. September 
1850 (Nr. 342 R. ©. 3.) vom 6. November 1851 (Nr. 23IR. ©. 2.) 
und vom 10. September 1852 (Nr. 179 R. ©. B.). — Die leßtgedachte 
diefer Verordnungen, wodurd) vorgefchrieben wurde: „daß (Straf:) Er: 
fenntniffe, womit Perfonen, die eine Handels- oder Gewerbe - Inter: 
nehmung befißen, felbftftändig und gewerbsmäßig betreiben, oder felbitftän- 
dig leiten, eines Verbrechens ſchuldig erflärt werden, von den Gerichte: 
behörden erfter Inftanz von Amtswegen den Handeld= und Gewerbe- 
fammern, in deren Bezirk das bezügliche Individuum wohnhaft ift, mit: 
zutheilen find“ (vergl. in der vorftcehenden Anmerkung die lit, g), hat 
übrigens mit Ausnahme der Militärgrenze für den ganzen Umfang 
des Reiches Wirkfamkeit, und muß daher auch als Füllſtück zu den eben 
erft erwähnten Nachtrags-Vorſchriften hinfichtlich der 8. 446 und 447 
des St. ©. B. vom 3. September 1803 angefehen werden. 

Die unter litt. ce erwähnten kirchlichen Vorſchriften beziehen 
fich theil darauf, daß nach den beftehenden Kirchengefeßen, zumal der 
fatholifhen Kirche, für gewiffe, von den Mitgliedern diefer Kirche, 
auch wenn fie Laien find, begangene Verbrechen nebft der vom Straf: 
gerichte des Staates über fie nad) dem vorliegenden Strafgefeße ausge: 
ſprochenen Strafe, auch noch von der Kirchengewalt befondere kirchliche 
Strafen (Censure) 3. B. Excommunicatio (major oder minor), Inter— 
dikt, Entzichung des kirchlichen Begräbniffes, Verluſt kirchlicher Rechte, 
Irregularität, Firhliche Bußen u. f. w. verhängt werden können, zumal 
wenn fich in einem ſolchen Berbrehen zugleich ein fpeciell kirchliches 
Verbrechen (delietum ecclesiastieum) 3.8. Apostasia, Schisma, Haere- 
sis, Simonia, Saerilegium darftellt ; — — theils und insbefondere auf 
die von einem Kleriker begangenen Verbrechen, in foferne dafür außer 
den weltlichen Strafen — welchen nah Maßgabe der Verordnung vom 
15. Juli 1850, Nr. 320 R. ©. B. Zahl I. lit. a, allerdings auch die ka— 
tholifchen Geiftlichen für die von ihnen begangenen Verbrechen oder der 
gerichtlichen Amtshandlung unterliegenden Vergehen, und zwar vor der 
competenten Gerichtsbehörde unterliegen — noch befondere Clerical- 
Strafen, als da die Suspenfion, Depofition oder Degradation (vergl. 
oben die Erläuterung zur lit. e dieſes $.) verhängt werden können. 

Allen auch diefe Beftimmungen geben den Wirkungskreis des 
Strafrichters nicht weiter an, und derzeit um fo weniger, feit die kaiſer— 
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liche Verordnung vom 18. April 1850, Nr. 156 R. ©. B. im $. 3 „die 
Verordnungen, durch welche die Kirchengewalt bisher gehindert war, Kir: 
henftrafen, die auf bürgerliche Rechte feine Rückwirkung üben, zu ver: 
hängen, außer Kraft gefeßt hat.” — In Folge diefer felbftftändigen 
Stellung der Fatholifhen Kirchengewalt haben daher, in Gemäßheit emer 
weiteren Verordnung vom 3. September 1850, Nr. 342 R. ©. B. „die 
Behörden, wenn ein Fatholifcher Geiftliher wegen Verbrechen oder Ber: 
gehen rechtskräftig verurtheilt worden ift, dem Bifchofe auf fein Verlan: 
gen die Berhandlungsacten mitzutheilen.“ 


Zum lebten Abſatze des $. 26. 


Diefer Schlußfaß unferes vorftehenden Baragraphes ift vor der 
Hand noch rein theoretifchen Inhalts, indem er ung für die Zukunft die 
Einführung eines für die öffentliche Sicherheit fehr nothwendigen Prä- 
ventiv» Inftitutes im Ausficht ftellt, weldhes eine in der Praris oft em: 
pfundene Lie in dem Syſteme der vaterländifchen Strafgefeßgebung 
ausfüllen joll, obgleich dasfelbe wenigitens in feinem leitenden Grund: 
gedanken, dem bisherigen Strafgefeße vom 3. Sept. 1803 — Zeuge 
dafür ift fein $. 455 des erſten Theils! — nicht fremd war. Allein in 
den neueren deutſchen Strafgefeßen hat man dasfelbe viel genauer nor: 
mirt, und mit Vermeidung jener mannigfachen Nachtheile, welche es nad) 
der Erfahrung in Frankreich nach fih gezogen hat, nur auf gewiffe Ber: 
brechen und vorzüglich gefährliche Individuen befchränft. Im MWefentlichen 
bejteht es faft überall darin, daß derjenige Verbrecher, der nach ausge: 
ftandener Strafe unter polizeiliche Aufficht geftellt wird, durch eine Reihe 
von Jahren (L—10) mit feinem Aufenthalte an einen beftimmten Ort 
angewiefen (confinirt) ift, denjelben nicht einmal über Nacht ohne behörd— 
liche Erlaubniß verlaffen darf, daß in jedem Augenblicke bei ihm ohne 
Weiteres Hausdurhfuchung vorgenommen werden kann u. dgl. 

Dankenswerth ift es, daß der höchſte Gefeßgeber jest ſchon erklärte, 
daß auf die Berhängung und Handhabung diefer polizeilichen Aufficht auch 
die Gerichte einen Einfluß haben werden, indem gerade dadurch am 
zuverläfligften jene mannigfachen Gefahren für die bürgerliche Freiheit 
hindangehalten werden, welche die einjeitige Verhängung und Bollzie 
hung derfelben durch die Polizei» Gewalt nach fi ziehen könnte. 


Zum $. 27, lit. a. 


Das Geſetz hat zwar ausgefprochen, daß die in diefer Stelle feſt— 
gefegte Folge, nemlich der Verluft des Adels, dem Strafurtheile 
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beigefügt werden müffe, und für jene Zander, für melde das Straf- 
verfahren nad dem St. G. B. vom 3. Septmbr. 1803 zu pflegen ift, hat der 
8.429 deffelben diefe Anordnung ausdrücklich wiederholt. — Allein daraus 
folgt feineswegs, daß wenn diefe Beifügung im Urtheile, fo wie über- 
haupt die Kundmachung des Eintrittes diefes Verluſtes nicht erfolgt fein 
würde, derfelbe nicht dennoch einzutreten hätte, weil ſchon oben (Seite 
408) darauf hingedeutet wurde, daß das Geſetz auch im $. 27 aus: 
drüdlich den Beifaß wiederholt habe, daß alle dafelbft bezeichneten 
Folgen ſchon „Eraft des Geſetzes“, alſo ipso jure, ald Folgen 
des dafelbft bezeichneten, nur überhaupt erfolgenden Straf:Urtheils 
einzutreten haben. Diefe Bemerkung ift vorzüglich wichtig für den Fall, 
wenn etwa bei der Urtheild-Kundmahung noch gar nicht befannt gewefen 
war, daß der Berurtheilte von Adel war. 

Das Gefeß unterfiheidet nicht weiter, ob der Adel ein inläandi- 
[her oder ausländifher war. Daraus folgt alfo, daß auch der 
ausländifche Adel in dem vorausgefegten Falle in ſoweit verloren 
gehe, als überhaupt der öfterreichifche Gefekgeber über einen aus— 
ländifhen Adel zu verfügen befugt ift, nemlih in foweit, daß ein 
folder Verurtheilter, mag er nun ein Inländer oder Ausländer fein, fi 
fünftighin im Kaiſerthume Defterreich nie mehr diefes ausländi— 
[hen Adels, oder irgend eines der aus dem Beſitze des Adelftandes in 
Defterreich fließenden Prärogative oder Rechte prävaliren dürfe. 

Nicht felten kommt der Fall vor, daß ſich theild wegen der Unbe— 
ftimmtheit oder Unerweisbarfeit der gefeßmäßigen Filiation, theild aus 
anderen Gründen nicht mit voller Zuverficht darüber abfprechen laſſe, o b 
dem zu Beruriheilenden der Adel, worunter nad den beftehenden öfter- 
reichiſchen Gefeßes-Vorfhriften nur der Erbadel verftanden werden 
kann, wirklich zufomme oder nicht, und daß dieß feldft nach denjenigen 
Auskünften zweifelhaft bleibt, welche hierüber von derjenigen Behörde 
(dermal von dem k. k. Minifterium des Innern) einzuholen find, welche 
die Adels - Matrikeln für den ganzen Umfang des Reiches in Evidenz zu 
erhalten hat. — In diefem Falle dürfte es angemeffen fein, in dem 
Straf-Urtheile den Verluſt des Adels wenigftens eventuell, d. h. 
mit dem Beiſatze auszufpredhen, wenn dem Verurtheilten der Adel wirk— 
lich zugeftanden fein follte *). 





) Eine an das Lemberger Apellationd » Gericht erlaffene Weifung ber 
oberften Juftigftelle vom 19. Juli 1805 (m Maucher's Sammlungen bei 
$. 23) batte die obige Enticheidung wenigftend für den Fall, wenn ein zur 
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Dadurch, dag ein Adelicher des Adels verluftig wird, verliert er 
eo ipso nicht blos das Befugniß, fih als Adelicher zu ſchreiben, fondern 
auch alle übrigen mit dem Adel nach Maßgabe der beftehenden Geſetze 
verbundenen Vorrechte; denn eben in dem Verlufte diefer im Adel inent- 
haltenen Rechte befteht ja die eigentlihe Rechts-Wirkung eines 
ſolchen Berluftes; daher hat auch das dermalige Gefek diefen — im 
früheren Geſetze noch ausdrüdlich vorkommenden — BZufaß nicht mehr 
wiederholt. Welche übrigens diefe dem Erbadel in Defterreich eigen: 
thümlihen Vorzüge und Rechte feien, ift biernah für den Straf: 
rihter ohne praftifhen Belang, da nicht er felbft, fondern die zur 
Führung der Adels-Matrikel berufene Behörde die Tilgung aus diefer 
Matrifel und die Entziehung der damit verknüpft gewefenen Rechte zu 
vollziehen hat (vgl. oben Seite 420). *) 

Bon hoher praftifcher Wichtigkeit ift der Zufaß: „daß dieſer 
Adels⸗Verluſt weder die (wie ſich von ſelbſt verſteht, ihm bereils zur Zeit der Kund— 
machung des rechtskräftigen Urtheils angetraute) Ehegattin, noch die vor dem 
Strafurtheile (d. h. vor den Zeitpunkte der Kundmachung des rechtökräftigen Strafurtheiles 
— vergleiche $. 17 und oben die Erörterungen auf Seite 377-356) er ze ugten Kinder 
treffe.” Frägt es fih num darum, welche Kinder denn ald vor diefem 
Beitpunkte erzeugt anzufehen feien, fo wird hierüber nad der Natur 
der Sache wohl nur in den feltenften Fallen ein eigentlich juridiſcher 
Beweis geführt werden fönnen, fondern es müffen die Stelle deffelben 
die von den Givilgefeßen über die eheliche und uneheliche Geburt, fo wie 
über die Abftammung von diefem oder jenem Pater (Paternität) aufge: 
ftellten Rechts-Vermuthuüngen (Presumliones juris) vertreten. 
Für jene Kronländer, wo das a. b. G. B. in Geltung fteht, haben wir 


fhweren Kerkerftrafe zu verurtbeilender Ausländer fih als adelig aud 
nur angibt, ausdrüdlich verfügt. 

*) Eine erichöpfende Zufammenftellung der Rechte, die dem Adel der: 
zeit verfaſſungsmäßig in Defterreich zuftehen, ift enthalten in dem Hofkanz— 
leidecrete vom 12. Juni 1838, in der politifhen ®. ©. Band 66, Ceite 
330. — Uebrigens ift die Stellung des Adeld durd die erfolgte Aufhebung 
der landftändifchen BVerfaffungen theilweife verändert worden, und dürfte 
auch durch die von dem Monarchen im 34. Ablage der U. b. Beſchlüſſe und 
„Brundfäge für die künftigen organifchen Einrichtungen des Kaiferftaates” 
vom 31. December 1851 (Nr. 4 des R. ©. B. von 1852) in Ausficht geftell- 
ten „eigenen Statute über den fändifchen oder den mit einen zu beftinmen: 
den Grundbefige verbundenen Grbadel, feine Vorzüge und Pflichten“ wieder 
eine andere Gejtaltung befommen. 
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ein klares Analogon ($. 7 defjelben) in derjenigen Beftimmung: „wors 
nach für alle Kinder, welche von einer Ehegattin nicht ſpäter, als im 
zehnten Monate nad dem Tode des Mannes, oder nach gänzlicher Auf: 
löfung des ehelichen Bandes geboren werden, Die Vermuthung der che: 
lihen Geburt ftreitet” ($. 138), fo wie in der weiteren (im $. 163 feft: 
gefegten) Rechtsvermuthung, „daß von demjenigen, von dem erwiefen 
wird, daß er der Mutter eines Kindes innerhalb eines Zeitraumes bei— 
gewohnt habe, von weldhem bis zu ihrer Entbindung nicht mehr als zehn 
Monate verftrihen find, vermuthet werde, dab er das Kind erzeugt 
babe." — Hieraus ergibt fid) nemlich, daß unfer Geſetz folgerichtig die 
Anficht durchgeführt habe, daß derjenige noch immer ala Erzeuger eines 
Kindes anzufehen fer, vücfichtlich deffen erwiefen wird, daß von dem 
legten Momente feiner noch beftandenen Ehe, oder beziehungsweife von 
feinem Beiwohnungs-Akte an bis zur Geburt eines Kindes von diefer 
Frauensperfon, ein Zeitraum felbft von vollen zehn Monaten (wenn nur 
fein längerer Zeitraum) verftrichen ift. Diep angewendet auf den Fall 
der Frage wird man alfo nad offenliegender Analogie (vergleiche oben 
Seite 108— 111) behaupten müffen, dag dasjenige Kind, welches von der 
Ehegattin eines zu der erwähnten fhweren Griminal:Strafe Berurtheilten 
noch innerhalb zehn Monaten vom Zeitpunkte des kundgemachten rechts— 
fräftigen Straf-Urtheild an geboren wurde, noch immer ald von dem 
Ehegatten vor dem erwähnten Zeitpunkte erzeugt rechtlich wermuthet 
werden fönne, in foferne nicht, da dieg nur eine presumlio juris et non 
simul de jure ift, das Gegentheil hiervon von den zu folder Beftreitung 
und Beweisführung berufenen Perſonen rechtsbeftändig erwiefen wird. 
— Diefe den Kindern eines foldhen Berurtheilten möglichft zu Guten 
kommende Rechts » Bermuthung muß um fo mehr als im Geifte des Ge: 
feßes liegend erfannt werden, da hierdurch in der größten, gefeglich zu: 
läffigen Ausdehnung die Abficht des Gefeßgebers erreicht wird, daß ſich 
die Folgen der Strafe fo wenig als möglih auf die ſchuldloſen Ange: 
hörigen des Verurtheilten erſtrecken (vgl. oben Seite 44— 45 und 361, 3.1). 

Daß der, eine verurtheilte adelihe Srauensperfon kreffende 
Adels-Verluſt fich nie auf ihre, wenn gleich erft nach der Berurtheilung 
erzeugte Kinder erſtrecken könne, bedarf kaum einer Erwähnung. Denn 
entweder erfreute fie ſich 

aa) des Adels vermöge ihrer chelihen Abftammung von einem 
adelichen Bater, oder 

bb) (mas wohl höchſt felten eintritt) vermöge der — des 
Adels für ihre eigene Perſon, oder ſie erlangte 
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ce) den Adel erft durch ihre Berehelihung mit einem adelichen 
Manne. — 

In den beiden erfteren Fallen (ad aa und bb) könnte fie ſchon 
an fih nie ihren Adel an ihre, weder ehelichen, und noch weniger 
an ihre unehelichen Kinder übertragen, da nad den Eivilgefegen aller 
Welt die Vorzüge des Standes nur von dem Vater, aber nie von 
der Mutter, auf die ehelichen Kinder übergehen, unehelihe Kinder 
aber fich nicht einmal der Standesvorzüge des Vaters, geſchweige der 
Mutter erfreuen (vergl. $$. 146 und 165 des a. 6.6.8). Wenn 
alfo eine Frauensperfon den ihr für ihre Perfon eigenthümlich geweſe— 
nen Adel fehon überhaupt nicht auf ihre Kinder übertragen Fann, fo ann 
auch von einem Wiederverlorengehen diefes Adels für die Kinder in 
dem Falle feine Rede fein, wenn die Mutter denfelben verliert, 

Tritt aber der dritte Fall (ad ce) ein, fo erlangen die ehelichen 
Kinder einer folhen Mutter den Adel nicht vermöge der Abftammung 
von der Mutter, fondern von dem Bater ($. 146 des a. b. G. B.), und 
e8 haben daher diejenigen Kinder, welche von ihrem adeligen Vater 
mit einer durch ein derlei Straf: Urtheil des (angeheiratheten Adels) für 
ihre Berfon verluftig gewordenen Gattin, wenn gleich erft nad der 
Kundmachung diefes Urtheils erzeugt worden find, allerdings den un— 
verfümmerten Anſpruch auf den Adel ihres Vaters. 


Zur lit. b. 


Aus der Vergleihung des dermaligen Wortlautes diefer Ge: 
feßesftelle mit dem früheren Gefeße ergibt fich, daß das nunmehrige Gefek 
eine Streitfrage des früheren Gefeges Dadurch abgefchnitten hat, daß 
der Beftimmung: „ein ſolcher Verbrecher kann Fein verbindliches Geſchäft 
ſchließen;“ die Worte: „Für ihn“ eingefchaltet wurden. Dadurch wurde 
alfo feſtgeſetzt, daß ein folcher Verbrecher in eigener Berfon zwar ſich 
nicht (durch ein Geſchäft) rechtlich verpflichten, d. i. feine Verbindlichkei- 
ten auf ſich nehmen, allerdings aber ſolche Gefchäfte auch in eigener Per 
fon eingehen könne, wodurh andere Perfonen rechtlich verpflichtet wer- 
den, er ſelbſt alfo nur Rechte und Vortheile erwirbt, fo daß er alfo z. B. in 
eigener Berfon allerdings Geſchenke (mit der den Gefchenfgeber rechtlich ver— 
bindenden Kraft) annehmen könne. Dadurch hat fich unfer dermaliges 
Geſetz zugleih mit den Beftimmungen unferes a. b. ©. B. in vollen 
Einklang gefeßt. Diefes erflärt nemlih einen zur fehweren Kerkerftrafe 
veruriheilten Verbrecher im $. 279 ald einen Euranden, und hat 
eben dadurdh, in Entgegenhaltung der 88. 282, 152, 244, 310 und 
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865 mit den $$. 355, 356 und 868 eben diejes Geſetzbuches, ausge: 
ſprochen, daß ein foldher Verbrecher (Curand) zwar berechtiget fei, durch 
erlaubte Handlungen ohne Mitwirkung feines gefeklichen Vertreters 
(Curators) etwas für fich zu erwerben, und ein blos zu feinem Bortheile 
gemachtes Berfprehen anzunehmen, daß er jedoch ohne Genehmigung 
der gefeglihen Vertretung weder etwas von dem Seinigen zu veräußern, 
noch eine Verpflichtung auf fich zu nehmen, berechtiget fei;" — daß 
ferner, nah Maßgabe des $. 3868 in Entgegenhaltung mit den 88. 17, 
228, 244, 279, 282 und 356 diefes Geſetzbuches die für einen folchen 
Verbrecher verbindlich fein follenden Rechts-Geſchäfte in deffen Namen 
während der Strafdauer nur von dem für ihn beftellten Curator einge: 
gangen werden fönnen, und daß auch die Verwaltung feines etwaigen 
Vermögen in diefer Zeit nur von eben diefem Eurator zu beforgen ift. 

Das Gefek verfügt weiter: „daß ein folder Verbrecher vom Tage 
des kundgemachten rechtskräftigen Urtheils (vgl. $. 17 und die Erklärung 
dazu) und fo lange die Strafzeit dauert, Feine giltige letzte Willens— 
Erklärung, daher — weil das Gefeg nicht unterfcheidet — weder eine 
einfeitige, noch eine zweifeitige ſolche Erklärung (Teftament — Eodicifl 
— Legatd-Anordnungen — Erbvertrag — Schenkung auf den Todesfall) 
errichten könne.“ — Diefe Anordnung ift in dem $. 574 des a. b. G. B. 
wiederholt worden, gleichwie auch die in dem Schluß-Abfage dieſes $. 27 
ausgefprochene Verfügung: „daß feine vorigen Handlungen oder 
Anordnungen wegen der Strafe ihre Giltigkeit nicht verlieren" — ob» 
gleich fie mit logifcher Nothwendigkeit fhon aus dem Vorderſatze des 
$. 27, gleichwie auch aus natürlichen Rechtsgrundſätzen felbftverftändlich 
ift, dennoch eine weitere ausdrückliche Beftätigung in den 88. 575 
und 576 des a. 6. G. B. erhalten hat. — 

Dagegen hat es damit feineswegs den Verluft der „Erbfähig- 
keit” eines ſolchen Verbrechers verknüpft. Es bleibt daher dießfalls bei 
den Beftimmungen der Civil-Geſetze, wornach in denjenigen Kron- 
Ländern, in welchen das mehrgenannte a. b. G. B. gilt, vermöge des 
$. 538 deffelben in Entgegenaltung mit dem $. 355, ein folder Ber: 
brecher im Allgemeinen als erbfähig erfcheint, in foferne er ſich nicht 
eines folhen Verbrechens fchuldig gemacht hat, wodurd ausnahms— 
weife durch die 88. 540 — 543 und 768— 770 dieſes Geſetzbuches 
deffen Erbfähigkeit wenigftens in gewiffen Beziehungen beſchränkt wird. — 

Aus der Vergleihung des dermaligen $. 27 mit dem $. 23 
des früheren Geſetzes ergibt ſich endlich auch noch die Verſchiedenheit 
daß das dermalige Gefeß die früher angeordnete „Tilgung eines ſolchen 
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Berbreherd, wenn er ein Landmann aus dem Herrn- oder Ritterftande 
war, aus der (lands) ftandifchen Matrikel,“ fo wie „bei einem mit beibe- 
haltenem militärifchen Ehrenrange in Givildienfte übergetretenen Manne 
auch noch den Berluft dieſes Ehrenranges" nicht mehr angeordnet 
hat. — Dieß erklärt fih daraus, weil die bisherigen Tandftändifchen 
Berfaffungen der einzelnen Kronlander ſchon durch die in den Jahren 
1848 und 1849 vor ſich gegangenen Beränderungen der allgemeinen 
Staats (Reichs-) und particulären Landes-Berfallungen außer Geltung 
getreten, und durch die U. h. Beichlüffe des Monarchen vom 31. Decem: 
ber 1851 (Nr. 2— 5 des Jahrgangs 1852 de R. G. B.) nicht wieder 
bergeftellt worden find. Die Tilgung aus der landftindifchen Matrikel 
ijt Daher gegenwärtig ohne praftifche Bedeutung ; abgefehen davon, daß ein 
derlei Berbrecher auch ohne ausdrüdliche Anordnung des Geſetzes nach der 
altebeftandenen landſtändiſchen Verfaſſung aus der (ftändifchen) Herren: 
oder Nitterftands - Matrifel ipso facto dephalb gelöfcht werden müßte, 
weil er durch die in Frage ftehende Verurtheilung den Adel verliert, in 
der Herren: und Nitterftande-Matrifel aber blos ein Adeliher, und 
fogar nur ein Adeliher der höheren Mdelsftufen einverleibt fein 
konnte. — 


Auch die Weglaffung der zweiten eben erft erwähnten Be: 
ftimmung aus dem gegenwärtigen Geſetze erklärt fih daraus, weil fie 
dermal ebenfalls ganz unpraktiſch geweſen wäre, indem alsbald nad 
der Kundmachung ſchon des früheren Strafgefeges, nemlih in Folge 
U. h. Befehle des Kaifers durch das Hoffammerdecret vom 31. Juli 
1804 (polit. G. ©. Band 22, Seite 52) und das Hoffanzieidecret vom 
22. December 1804 (ebenda, Band 23, Seite 169) angeordnet worden 
war: „daß künftighin Dfficiere, welche in eine Civil - Anftellung 
übertreten, den Militär Charakter fammt der Uniform abzulegen haben.“ 


8. 28, 
Beiondere Ber Wenn ein Verbrechen durch eine periodifche Drudfchrift, 


Bervrehen Dur wofür eine Caution beftellt ift, begangen wurde, fo ift nebft 
a? gefeglichen Strafe der gänzliche oder theilweife Verfall 
der Gaution zu Gunften des Armenfondes des Ortes, mo 
die ftrafbare Handlung begangen wurde, und zwar bei Ber: 
brechen, gegen welche nach dem Gefege auf eine mehr als 
fünfjährige Kerkerftrafe erfannt werden kann, vom halben bis 


zum vollen Betrage der Caution; bei foldhen Verbrechen, 
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wider welche das Geſetz höchftens eine fünfjährige Kerkerftrafe 
verhängt, im Betrage von eintanfend Gulden bis zur halben 
Gaution; und bei noch geringer beftraften Verbrechen im Be— 
trage von fünfhundert Gulden bis eintaufend Gulden auszu— 
fprechen. Hinfichtlich diefes Gautions-Verfalles kann der Ge: 
richtshof nie unter das geringfte geſetzliche Ausmaß herabgehen. 


($. 12 des prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849.) 


Tie Kantion kaunm wegen Weberlretungen der Vorichriften dieſes Patente ganz uder 
sum Theile verfallen, ud bafter dieſelbe für alle Geldbußen. Diele Haftung , und in 
den im dieſem Patente beitimmten Fällen aud der Beriallder Gaution finder felbft 
dann Statt, wenn der Erleger der Kaution für feine Berfon nicht trafbar 
befunden wurde. 


($. 37 des prov. Prepgejches vom 13, März 1819,) 


0. Die nadı dieiem Patente ansgeiprocdenen Geldbeträge und verfallenen Gautiondbeträge 
nd fur die Armen indie Semeindelajie des Ortes, wo Die Strafe erfaunt 
wurde, abauıfübren. 


8. 29. 


Berner Fann in dem Falle, wenn ein Verbrechen durch 
eine periodifche Drudichrift begangen wird, auf die Einftel- 
lung des weiteren Erfcheinens derfelben bis auf die Dauer 
von drei Monaten, und bei befouders erfchiwerenden Umſtän— 
den derfelben auf gänzliche Unterdrüdung erfannt werden. 

Ueberdieß kann in allen Fällen, wo ein Berbrechen 
durch eine Drudfchrift begangen wurde, auch auf die Ver— 
nichtung der für ftrafbar erklärten Drudfchrift im Ganzen 
oder eines Theiles derfelben, fo wie auf die Zerftörung der 
zu deren Bervielfältigung geeigneten Zurichtung, des Sates, 
der Platten, Formen, Steine u. dgl. erfannt werden. 


($. 39 des prov. Preßgefeßes vom 13, März 1849.) 


Hat gegen eine veriodiihe Drudihrift eine Abftrafung wegen einer der in den 68. 22 
bis 35 genannten Uebertretungen bereits ſtattgefunden, fo faun bei einer abermaligen Verürthei— 
lung wegen einer dieſer Uebertretungen bei beſonders erichwerenden Umftänden auch die zeit 
weilige Susyeniion der periodiihen Drudicdhrift bisauf die Dauer von 
drei Monaten verbängt werden. 


($. 40 Des prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849.) 


Jedem Strafurtbeife über die ebengenannten Sejebesübertrehungen ($$. 72 bis 35) 
fann das Erlenntniß Der Unterdrüdung oder Vernichtung der für ſtrafbar erflarten Druckſchrift 
im Ganzen oder eines Theils derſelben, ſowie der Zeritörung Der zu deren Vervielfältigung 
gerigneten Zurichtuug, des Satzes, der Platten, Formen, Steine u. dgl. beigeftigt werden. 

Diele Verfügungen können ſich aber nicht auf jene Eremplare be 
zieben, die fhon in den Bejig von dritten Perfonen zu eigenem Gebranche 
übergegangen find, 


Schon die äußere Stellung diefer beiden Paragraphe deutet darauf 
bin, daß das Geſetz die darin enthaltenen Beftinmungen nicht als cigent- 
liche Strafen angefehen habe, weil es diefelben weder unter den Haupt-, 
noch unter den Neben-Strafen aufgezählt, ſondern in der äußeren An— 
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reihung den Normen über die Strafen, umd überdieß den anderweitigen 
gefeglihen Wirkungen von Strafurtheilen nach gefeßt hat; und weil es 
ferner eben diefe Beftimmungen Durch den im $. 28 vorkommenden Aus— 
druck: „mebft der gefeglihen Strafe” nur ald den Strafen neben- 
geordnete Folgen eines Verbrechens bezeichnet hat. — 

Es befteht denn auch wirklich der innere und reale Charafter der 
in diefen beiden Paragraphen feftgefeßten Folgen weniger in einem Straf: 
Uebel, weil diefelben nicht nothwendig einen Schuldigen treffen, als 
vielmehr in der Verwirklihung der von der Gefeßgebung unabhängig 
von jeder Berfon fir den Fall angedrobten objectiven nachtheiligen 
Intereffen in Beziehung anf ein SournaleUnternehmen, wenn die von ihr 
für nöthig befundene Präventiv-Mafregel des Cautions-Syſtems ſich in 
dem einzelnen Kalle unzureichend gezeigt hat. Diefe Beftimmungen müffen 
nemlih im Zufammenhange mit den $$. 10 und 13 der Preßordnung 
aufgefaßt werden. Nach Maßgabe des letzteren diefer beiden Paragraphe 
hat auch das dermalige Preßgefek gegen die Gefahren der periodischen 
(Druder:) Preffe das f. g. Cautions-Siſtem für nöthig erfannt. Die 
Gründe, welche unfere vaterländifche Preß-Gefebgebung zur Annahme 
diefes bereitd in dem prov. Preßgefege vom 13. März 1849 adoptirten 
Siftems beftimmten, fo wie der Zwed, den jie damit anftrebte, find von 
der Regierung felbft klar und rückhaltlos in dem officiell kundgemachten 
a. u. Bortrage des Minifterrathes vom 12. März 1849 ausgefprocdhen 
worden, womit jenes Gefeß dem Monarchen zur U. h. Sanction vorge 
legt worden war. Es heißt daſelbſt wörtlih: „Bei denjenigen Journa— 
len, welche vermöge ihrer auf die Erörterung der Tagesgefchichte und 
politifher Creigniffe gerichteten Tendenz, und ihres zugleich häufigen 
periodifhen Erſcheinens der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, oder 
der Ehre und Ruhe der Privaten vorzüglich gefährlich werden können, 
und fih der Ahndung des Gefeßes, fo wie der Wiederherftellung des 
verlegten Privatrechtes, zumal der Genugthuung für beleidigte Ehre nur 
zu leicht entziehen würden, wenn dabei nicht das eigene ma- 
terielle Intereffe des JournalzUnternehmens betheiliget 
ift, muß eine reale Bürgſchaft vorhanden fein, wodurch oder woran 
die Vollziehbarkeit des NRepreffiv - Gefeges garantirt, 
d. 5. diefes zu einer Wahrheit werden kann und fol. — — Aus reif- 
liher Erwägung aller durch die Erfahrung gebotenen Verhältniffe ftellt 
fih dem Minifterrathe die unabweisbare Nothwendigkeit heraus, für die 
Unternehmungen von politifchen Zeitungen das Syſtem der Cau— 
tionen zur Geltung zu bringen. — Bei folgerichtiger Fefthaltung des 
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leitenden Principe, wornah die Caution eines politifwen 
Sournals als reale Siderftellung und materielle Ge- 
währleiftung gegen die etwa dabei vorfommenden Geſetz— 
Mebertretungen anzufehen ift, mußte im $. 12 (des prov. Preß- 
gefebes vom 13. März 1849*) grundfäglich feftgeftellt werden, dag das 
Zeitungs-Unternehmen als foldhes, daher die Gaution 
für fi, Hinfihtlih aller durh das Journal gefhehenen 
Gefeß-Uebertretungen mit dem gänzlihen oder theil- 
weifen Verfalle, fo wie für Geldbußen hafte.“ — 

Die Iegislative Begründung der im $. 29 des dermaligen 
Geſetzes vorfommenden Beftimmungen aber fprad) die Regierung eben- 
dafelbft, mit Beziehung auf die in den 88. 39 und AO des proviforifchen 
Preßgefeßes vom 13. März 1849 enthaltenen analogen Borfhriften, in 
folgenden Worten aus: „Die im $. 39 zur Strafe verfügte zeitweilige 
Suspenfion eine® Journals wegen öfterer Rüdfälle in ſchwere 
Preß-Uebertretungen, fo wie die im $. 40 vorgefehene Vernichtung aller 
Vorräthe einer ftrafbaren Drucdfchrift und der zu ihrer Vervielfältigung 
dienenden Borrichtungen find unvermeidlich, wenn das Anfehen und die 
Wirkfamfeit des Gefeßes, jo wie der richterlihen Erkenntniffe nicht 
fortan der Verhöhnung und Elufion Preis gegeben werden wollen.” 

Nunmehr aber ftellt fih die im $. 29 eventuel verfügte felbft 
gänzlihe Unterdrüdung einer periodifhen Druckſchrift ald eine um fo 
confequentere zugleich präventive Repreffiv-Mafregel heraus, als die derma- 
lige Preßordnung im $. 10 die Herausgabe von periodifchen Druckſchriften 
überhaupt an das fogenannte Conceſſions-Syſtem gefnüpft, d. h. 
von einer befonderen Bewilligung der Adminiftrativ-Behörden 
abhängig gemacht Hat: daher es nur folgerichtig war, diefe Bewilligung 
im Falle eined Mißbrauches theilmeife oder gänzlich wieder zurückzuneh— 
men. Damit ftimmt auch der $. 22 der Prefordnung überein. 

Die vorftehenden officiel ausgeſprochenen Anfichten über die 
eigentliche Wefenheit von f. g. Journal-Cautionen, wornach diefelben als 
Pfand oder reale Sicherftellung fir die das Journal Unternehmen aus 
öffentlichen Rückfichten treffenden materiellen nachtheiligen Folgen zu 
dienen haben, liegen unverkennbar auch dem vorftehenden 8.28 zu Grunde, 
und es ergibt fich hieraus folgerichtig von felbft, daß der hier feftgefeßte 
gänzliche oder theilweife Cautions-Verfall die pertodifhe Druckſchrift 
als ſolche, d.h. das Journal-Unternehmen objectiv trifft, ohne 


*) Sieh’ denfelben oben unter dem $. 28 angemerft. 
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weitere Nücficht darauf, ob der Eigenthiimer oder Erleger der Caution 
für fih ſelbſt am dem mittelft der periodifchen Druckſchrift begangenen 
Verbrechen mitfchuldig fei, oder nicht, ohne daß dieß won dem Geſetze 
ausdrücklich beigefeßt zu werden brauchte. Allerdings aber mußte im 
$. 16 der Preß-Ordnung insbefondere feftgefeßt werden, Daß die 
Saution außerdem auch für Geld-Strafen md Unterfuhung®: 
foften, ohne Rückſicht auf die Perſon des Verurtheilten, zu haften babe, 
eben weil ſich dieß in Beziehung auf eigentlihe Strafen und Straf 
verfahrens-Koften, die regelmäßig nur den unmittelbaren Schul: 
digen treffen, nicht von ſelbſt verftanden hätte. — 


Die Anwendung der im $. 28 enthaltenen Borfhrift unterliegt 
fonft feinem Zweifel. Es ift vorerft fhon aus dem Wortlaute des Geſetzes 
(„es iſt auszusprechen") Klar, daß der in dieſem Paragraph feftgefebte 
Cautions-Verfall bei dem vorausgejegten Falle, wenn nemlich ein Ver— 
brechen durch eine periodifche Drucdichrift begangen wird, von dem Richter 
nebft der Strafe immer (obligatorifch) ausgefprochen werden 
müffe, und zwar ohne weitere Unterſcheidung, ob für diefe periodiſche 
Druckichrift eine Caution nah Maßgabe der im erjten Abſatze des $. 13 
der Preßordnung feftgefehten Regel, oder vermöge des im zweiten Abſatze 
dafelbft vorausgefegten Ausnahmsfalles erlegt worden war. 


Unfer Gefeß kennt nach Maßgabe des $. 14 der Preß-Ordnung der- 
mal fehserlei verfchiedene Größen der Gautiond-Beträge, 10,000 fl. 
7000 fl., 5000 fl., oder nur die halben Beträge mit 5000 fl., 3500 fi. 
und 2500 fl. — Halten wir nun damit die dreierlei Grade (Mindeſt— 
und Höchft- Anfüge — Minimum und Marimum) der Größe des Gau: 
tionsverfalles zufammen, in welchen vermöge $. 28, je nad der Größe 
der (Rerker-) Strafe nebit derfelben der Cautionen-Berfall aus zuſpre— 
chen ift: fo ergibt fich, daß 

a) bei der erften diefer drei Abftufungen (nemlich vom halben bis 
zum vollen Betrage der Gaution) das Minimum nie weniger als 1250 fl., 
übrigens möglicher Weife allerdings auch 5000 fl.; hingegen das Mari: 
mum wohl 10,000 fl., aber möglicher Weife auch nur 2500 fl.; — 


b) bei der zweiten (von eintaufend Gulden bis zur halben 
Caution) das Minimum jederzeit 1000 fli, das Marimum allerdings 
auch 5000 fl., allein je nach den übrigen Beträgen auch nur 3500 fl., 
2500 fl., 1750 fl. oder feldft blos 1250 fl. Getragen kann, fo daß 
alfo in dem Falle, wenn der ganze für die periodifche Druckſchrift 
erlegte Betrag nur 2500 fl. beträgt, der Zwiſchenraum für das richter- 
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lihe Ermeffen bei diefer zweiten Gradation fi zwifchen 1000 fl. und 
1250 fl. eingrängt; endlich ift 

ec) bei der dritten Gradation das numerifche Ausmaß des Cau- 
tiond-Berfalles ohne alle Beziehung auf deren Größe an ſich, jederzeit 
zwifchen 500 fl. bis 1000 fl. auszufprechen. 

Die vaterländifhe Rechtspflege hat nah Zeugniß vieljähriger Er- 
fahrungen von dem in den $$. 48 und 49 des früheren Geſetzes (nun- 
mehr $$. 54 und 55) feftgefeßten außerordentlichen Milderungsd- und 
Strafverwandlungs-Rehte, aus übelverftandenem Mitleid, in Beziehung 
auf die Herabfeßung der Kerkerftrafe weit unter das Minimum der gefeh- 
lichen Dauer der Kerkerftrafe, häufig einen ganz maßlofen Gebrauch gemacht 
(vgl. oben Seite 42 und 43). Dieß mag nun die dermalige Gefehgebung 
veranlaßt haben, diefer überfchwänglichen Milderung und Herabfekung 
feldft der von dem Geſetze feftgeftellten Mindeft-Anfäge, je nah dem fub- 
jectiven Ermeffen des Richters, dur die Schlußfolgerung diefes Para— 
graphes ein Ziel zu feßen, um fofort jenen Endzwed in der Wirkung 
nicht ganz vereiteln zu laffen, den die Gefehgebung nad dem Obigen 
durch die Feſtſetzung ſolcher Cautionsbeträge überhaupt erreichen wollte. 

Eine Schwierigkeit mag in der Anwendung, jedoch blos in 
Beziehung auf die thatfähliche Beftimmbarkeit noch die Entfheidung 
machen, an welchem Drte das durch eine periodifche Drudfchrift ges 
ſchehene Verbrechen als begangen angefehen werden könne, und zu wel- 
chem (Orts⸗) Armenfonde daher nad Maßgabe des $. 28 der verfollene 
Cautionsbetrag zu erlegen ift? *) — 


*) Die Bergleihung des dermaligen Gefeped-Tertes (88. 28, 241 
und 251 des Strafgejeped, und $. 41 der Preßorbnung) mit dem oben ans 
gemerkten 8. 37 ded früheren proviforifchen Preßgeſetzes vom 13. März 
1949 zeigt, daß unfere Gefepgebung nunmehr wieder zu dem alt-»öfter- 
reihifchen Principe zurüdgekehrt ift, daß nemlih „Seldftrafen und ähn- 
liher Verfall von Gautionen, Waaren, Gerätbihaften u. dgl.“ wieder zu 
Sunften des Drted der begangenen That zu verfallen haben, während 
nad) der chen bezogenen Stelle des Gefeped vom 13. März 1849 dieß zu 
Bunften desjenigen Ortes zu gefiheben hatte, wo die Strafe erfannt 
wurde — In der Regel fallen nun freilich diefe beide Orte wenigftend hin - 
fichtlich jener Kronländer, wo die St. P. DO. vom 17. Jänner 1850 gilt, in 
Einen zufammen, da nah Mafigabe der $$. 61 und 62 derfelben der Dit 
der begangenen ftrafbaren Handlung regelmäßig zugleih derjenige Ort 
fein wird, wo die Straf-VBerhandlung ftatt findet, und fofort die Strafe er- 
kannt wird, — Anders ift ed in jenen Kronländern, wo nicht der Gerichte: 
fand ded Drtes der begangenen That (forum loci delieti), fondern wie z. B. 

Hye, Commentar. 28 
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Wenn die verbrecherifche Thätigfeit, welche durch den Inhalt einer 
periodifchen Drudfährift begangen wird, vollendet, d. h. wenn der 
ftrafbare Inhalt derfelben wirklich in gedruckter Form Anderen bereits 
mitgetheilt worden ift (vgl. oben Seite 344 und 345), fo ftellt 
fi wohl für alle Berfonen, welche nach Maßgabe des $. 7 dafür ftraf- 
bar erfiheinen, ald Ort der begangenen That derjenige da, wo diefe Mit- 
theilung an andere Perfonen (die Verbreitung) wirklich gefhehen ift, 
und es find daher in dem Falle, wenn dieß gleichzeitig oder nacheinander 
an mehreren Drten gefhehen ift, allerdings diefe mehreren Dite 
fimultan als Orte der begangenen That anzufehen. Dieß fcheint aller- 
dings auch für den Fall behauptet werden zu müffen, wenn diefe perio- 
difhe Drudichrift etwa an einem anderen Orte von dem Verfaffer (oder 
Ueberfeger) gefchrieben, und von ihm, oder von dem Herausgeber, Redac— 
teur oder Verleger zur Drudlegung übergeben, — an einem anderen Orte 
aber gedrudt, und etwa wieder an einem anderen, aljo dritten Orte im 
Drude herausgegeben, d. i. an andere Perfonen mitgetheilt und ver- 
breitet worden ift. In al’ diefen Fällen erfcheinen nemlich die fammt- 
lihen Mitwirkenden desjenigen Verbrechens mitfhuldig, Das der 
Hauptihäter begangen hat (vgl. $. 7 in Berbindung mit der oben auf 
Seite 241 — 243 gegebenen Nachweifung). Die verbrecheriſche Haupt: 
thätigfeit, nemlich der Kern eines duch den Inhalt einer Druckichrift 
begangenen Verbrechens liegt doch offenbar in der Mittheilung (Ber 
breitung) der verbrecherifchen Drucdfchrift an Andere (vgl. Seite 344 und 
345) ; Diefe aber wird ihrer Natur nad an demjenigen Drte vollendet, 


nah dem Strafverfahrend» Gefeke vom 3. September 1803 der Gerichtäftand 
der Ergreifung ded Thäters (forum loci deprehensionis) ald Regel gilt. — 
Allein bei unbefangener Würdigung wird man gewiß die wichtigen legisla— 
tiven Rüdfichten gutheißen, welche die Geſetzgebung veranlaßt haben, den 
erwähnten Berfall wieder zu Gunften desjenigen Ortes einzuführen, wo bie 
ftrafbare Handlung begangen wurde, indem dieſer Ort ja auch das unmittel- 
bare Berleptwerden feines Rechts-Friedens, den Skandal der ftrafbaren 
Handlung, die Nichtbeachtung des durch den Ort felbft feinen Bewohnern 
gewährten Schupges, häufig felbft einen materiellen Schaden u. dal. zu ber 
ſtehen hatte. — Diefe Rüdfihten Sprechen übrigend wohl nur für die Zur 
wendung derjenigen Geldftrafen u. dgl. für den Ort der begangenen That, 
welhe aus den Verletzungen des materiellen Strafgefeßed entfpringen, 
indem Geld»Strafen wegen DisciplinarsMebertretungen während einer Straf 
Berhbandlung, d. h. die f. g. Ordnungs - Strafen im Strafverfahren mit 
vollem Grunde demjenigen Drte zugewendet werden, wo die Strafe erfannt 
wird (vgl. $. 7 der Et. P. D. vom 17. Jänner 1850). 
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wo die Verbreitung gefhieht, daher müffen folgenothiwendig auch alle 
diefes Verbrechens mit» fchuldigen Perfonen als ihre verbrecheriſche 
Mitwirtung an jenem Drte jeßend erkannt werden, wo die Berbrei- 
tung gefchehen iſt ). — 


Auch darin verdient das neue Geſetz den Vorzug von dem früheren, 
daß es nunmehr fchlehtweg den Verfall zu Gunften des Armenfonded, 
ohne den im prob. Prefgefege vom 13. März 1849 enthaltenen Beiſatz ange: 
ordnet hat, daß die Abfuhr „an die Gemeindecaffe” zu gefchehen habe: 
denn die Derwaltung des Armenfondes fteht nicht nothiwendig, ja fogar felten 
unter der unmittelbaren Leitung der Gemeinde, und hat daher auch mit der 
Gemeindecaffe feinen unmittelbaren Zufammenhang. Jener Beifag führte 
daher nicht blod Ummege und Geſchäfts-Verzögerungen, fondern gar leicht 
auch Conflicte herbei. 


*) Unverkennbar bat unfere vaterländifche Gefepgebung die oben aus 
der Natur der Sache entwidelte Anfiht auch pofitiv als bie richtige er- 
fannt und zu ber ihrigen erhoben durch den 8. 500 der St. P. D. vom 17. 
Jänner 1850, welcher durch den Art. VI. der Faijerlihen Strafgerichts-Com— 
petenz-Berordnung vom 27. Mai 1850, Nr. 120 des R. ©. B. ausdrücklich 
ald in voller Rechtskraft fortbeftehend erklärt wurde. — 


Man muß diefen 8. 500 in Verbindung bringen mit den $$. 61 und 
62 derfelben Et. PB. D. — Durch diefe beiden letzteren Gefegesftellen hat be» 
fanntlich diefe Strafproceßordnung ſowohl für den objectiven Theil des ftraf- 
gerichtlihen Unterfuchungsprozeffes (die |. g. objective Ihatbeftandserhebung), 
als auch für das Verfahren mit der Perfon des Befhuldigten als Regel 
den Gerihtöftand der begangenen That (forum loci delicti), d. h. dad Gericht 
desjenigen Ortes feftgefept, „in dejfen Bezirke die ftrafbare Hand— 
lung begangen worden if.” — Diefe Beftimmung bat nun daffelbe 
Geſetz in dem $. 500 näher dahin modicificirt: „daß in dem Falle von durch 
den Inhalt von Drudfchriften begangenen ftrafbaren Handlungen, dann, wenn 
diefelben dur eine periodifche Drudichrift begangen wurden, dasjenige Ge— 
richt, in deffen Bezirke Diefelbe Herausgegeben wurde; bei anderen Druck— 
ſchriften aber jenes, in deffen Bezirke fie verbreitet wurde, zuftändig fein 
fol.” — Das Gefep hat alfo im Grundfage anerfannt, daß in dem falle, 
wenn eine ftrafbare Drudfchrift bereit wirklih herausgegeben oder ver 
breitet worden ift, ale „Ort ber begangenen ftrafbaren Hand— 
lung“ der Drt der wirklihen Herausgabe oder Derbreitung anzu« 
fehen ſei. — Diefer Grundfag findet felbft in dem Nachſatze jenes $. 500 
feine Beftätigung. Er lautet wörtlich: „Geſchah dieß (die Herausgabe oder 
Verbreitung) in verfchiedenen Bezirken, und iſt die Schrift in einem derfelben 
gedrudt worden, fo ift dad Bezirks-Collegial-Gericht diefes Bezirkes ald 
das allein zuftändige anzufeben. Außer dieſem Falle gibt die Zuvorfommung 
unter den verfchiedenen Bezirkd-Collegial-Gerihten den Ausfchlag, in deren 
Bezirke die Drukfhrift verbreitet wurde” — Das Gefep hat 


28” 
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Anders aber jcheint diefe Entſcheidung in dem Falle gefällt wer- 
den zu müffen, wenn eine foldhe Herausgabe, Verbreitung oder Mitthci- 
lung an Andere noch nicht Statt gefunden hat, wenn daher das durch 
den Inhalt der Druckſchrift begangene Verbrechen erft nur im Stadio 
des Verſuches ſteht (vgl. oben Seite 346— 350). Dieß wäre der 
Fall, wenn z. B. die Drudfchrift zwar fhon gedrucdt, aber noch nicht 
ausgegeben, oder gar erft nur im Manuferipte zur Drucdlegung übergeben 
worden war. Im erfteren diefer Fälle muß nad der Natur der Sache, 
als Drt der begangenen That der Dit der Drudlegung, im zweiten 
aber derjenige Drt, wo das Manufeript zur Drudlegung abge 
geben worden ift, angefehen werden, weil in jedem Ddiefer Falle 
bloße Berfuhs- Handlungen vorliegen, eine Berfucd 3- Handlung 
aber als ſolche, in ihrer hier vorausgefegten Sfolirtheit und Trennung 
von der nicht gefchehenen Vollendung, nicht an demjenigen Orte, wo 
etwa künftighin die Vollendung gefchehen follte, fondern an jenem 
Orte ald begangen erfcheint, wo die nach der gefeglihen Vorſchrift ($. 10) 
den eigentlihen Charakter des ftrafbaren Verſuchs-Momentes aus: 
machende Thätigkeit gefegt worden ift *). 

Der Vollzug dieſes Cautions-Verfalles Tiegt übrigens nicht dem 
Strafgerichte, fondern nach Vorfchrift des $. 17 der Pregordnung, ohne 
Einfhreiten des Gerihtes, anderen Behörden ob, in foferne 
die betheiligten Parteien nicht etwa felbft, und freiwillig diefen Vollzug 
in Ausführung bringen. — 


nemlich für den Fall, wenn nad) der vorausgeſchickten Regel eigentlich meh: 
tere Gerichts-Bezirke als Drte der begangenen That, und fofort mehrere 
Gerichte fimultan als zuftändig anzufchen wären, wie natürlich mit einer po» 
fitiven Vorfohrift die Gonflifte abſchneiden, und nur Eines derjelben als com: 
petent erflären müffen: allein es hat bei Feftitellung der beiden von ihm 
gewählten Auskunftsmittel implicite wieder den Grundfag anerkannt, daß nad) 
der Regel eigentlich alle jene Gerichte, in deren Bezirke die Herausgabe oder 
Verbreifung ftatt gefunden hatte, als zuftändig, und beziehungsweije alle 
diefe Gerichtö-Bezirfe ald Orte der begangenen That anzufehen ſeien. 

*) Aus dem angegebenen Grunde kann man daher nie behaupten, daß 
derjenige Drt, wo der Verfaſſer (Aeberſetzer) etwa die ftrafbare Druckſchrift 
verfaßt (gefchrieben) hat, als folder für den Ort der von ihm begangenen 
ftrafbaren Handlung angefehen werden könne. Denn das Verfaſſen für 
fih allein bildet noch nicht einmal den Anfang der ftrafbaren Verſuché— 
Handlung. Diefe beginnt erfi mit der Uebergabe der Schrift zur Druck— 
legung ($. 10): alle® Borhergegangene kann daher für fich allein nicht 
als Beftandtheil einer ftrafbaren Handlung gelten! — 
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Die in dem $. 29 feftgefegten zweierlei Wirkungen eines 
Strafurtheiles über ein durch eine Drudfchrift begangenes Verbrechen 
unterfiheiden fih von der im $. 28 angeordneten Folge wefentlih das 
dur, daß die leßtere, wie oben (Seite 432) bemerkt wurde, obligas 
torifch erfannt werden muß, während auf das Eintreten der im $. 29 
vorausgeſetzten Folgen von dem Richter nur facultativ erfannt werden 
fann, wie eben der in beiden Abſätzen dieſes Paragraphes vorkom— 
mende bezeichnende Ausdrud: „Tann“ deutlih ausfpriht. Die Beftim- 
mung darüber, in welhen Fällen der Richter von diefer Facultative 
Gebrauch machen möge, ift feinem vernünftigen Ermeffen anheim geftellt. 
Es leuchtet übrigens aus der Natur der Sache, aus dem Inhalte der 
für die analoge Borfchrift des früheren Preßgefehes vom 13. März 1849 
($: 39) von dem Deinifterrathe felbft amtlich geltend gemachten Motive 
(f. oben Seite 431), und aus dem Geifte der analogen Vorſchrift der 
Pregordnung ($. 22) ein, daß die im erften Abfage diefes $. angeord- 
nete Berfügung (der zeitweiligen Einftellung oder gänzlihen Unter: 
drückung einer periodifhen Drudichrift) wohl erft dann am Plage fei, 
wenn eine derlei periodifhe Druckſchrift fih fehon mehrerer Rück— 
fälle fhuldig gemacht hat, oder beharrlich eine ftrafbere Richtung 
verfolgt. — Bon der im zweiten Abfage vorgefehenen Maßregel aber, 
welche fi übrigens nicht blos, wie die im erften Abfake angeordnete 
Berfügung, auf periodifche, fondern auf alle Arten von Drudfchriften 
bezieht, — wird das Strafgericht vorzugsweiſe in jenen Fällen zwedtmäßigen 
Gebrauch machen, wenn eine Schrift abfolut verderblich oder gemeingefähr: 
lihen Inhalts ift, wo daher die Wieder: Vervielfältigung unter allen 
Umftänden hindangehalten werden muß. Uebrigens darf hierbei nicht aus 
dem Auge gelaffen werden, daß das Geſetz wohl in Beziehung auf den 
fträflihen Inhalt der Drudfchriften felbft die Vernichtung, d. h. 
die Berfekung aus dem Sein in dasabfolute Nicht-Sein; — hinſichtlich der- 
jenigen Werkzeuge, Mittel und Einrichtungen aber, womit die Vervielfältt- 
gung gefhah,nur „die Zerftörung der hierzu geeigneten Zurichtun— 
gen“ angeordnet hat, wornach alfo auch in Beziehung auf diefe Gegenftände 
nicht etwa eine gänzliche Bernichtung, fondern nur eine Aufhebung derjeni- 
gen Verbindung ihrer Theile zu einem Ganzen verfügt und ausgeführt wer: 
den darf, wodurd fie eben erſt zur Vervielfältigung geeignet waren. — 


$. 30. 8.24.) 
Der Berluft des Gewerbes ift Feine fchon durch das Berimmungen 


wegen des Ver⸗ 


Gefes mit dem Verbrechen verfnüpfte Folge, kann daher nicht tuftes eines Go 


mwerbes, eines 


Schiffs⸗Patented 


und der Berech⸗ 
tigung zur Füh⸗ 
rung eines Gas 
betage » Fahr⸗ 
zeuges. 
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durch das Straf-Uirtheil ausgefprochen werden. Jedoch hat 
das Strafgericht, wenn der wegen eines Verbrechens Verur⸗ 
theilte ein Gewerbe befist, nad) kundgemachtem Urtheile die 
Acten an diejenige Behörde mitzutheilen, welcher die Ver— 
leihung eines folchen Gewerbes zuſteht. In dem Falle, wenn 
ed diefer Behörde bedenklich ſchiene, dem Verbrecher nad 
ausgeftandener Strafe die Ausübung feines Gewerbes zu 
geftatten, hat fie die Entziehung des Gewerbes unter Beob- 
achtung der beftehenden VBorfchriften zu verfügen, 

Eben diefes Verfahren hat auch dann ftattzufinden, 
wenn der Verurtheilte ein Schiffs: Patent oder die Berech— 
tigung zur Führung eines Gabotage-Fahrzeuges befeflen hat. 
In diefem Falle fteht das Erkenntniß über den Berluft einer 
ſolchen Berechtigung der Gentral-Seebehörde zu. 


$. 2. 


Der Verluſt des Gewerbes tft feine fchon durch das Geſetz mit dem Verbrechen verfnünfte 
Folge. Die Entfegung von einem Gewerbe oder von dem Bürgerrechte kann alfo durch 
das EStrafurtheil nicht verhänget werden. Wenn es aber bevenflid wäre, dem Verbrecher nad 
ausgeftandener Strafe die Fortſetzung feines vorigen Gewerbes zu geftatten, fo muß nad fund» 
gemachtem Urtheile hierüber an Die Behörde, der die Verleihung eines foldyen Gewerbes zufteht, 
Die Anzeige gemacht werben. 


Die Rechtfertigung diefer eben fo humanen ald Elugen Vorſchrift 
liegt einerfeitd in dem von unferem Geſetze überhaupt feftgehaltenen 
Grundſatze: „daß fih die Folgen der Strafe fo wenig ald möglich auf 
die [huldlofen Angehörigen ausdehnen follen“ (vgl. oben Seite 44 und 
45, und Seite 361, 3. 1), und and’rerfeitd in der Sorgfalt und Rück— 
fiht für die öffentlihe Sicherheit, daß nicht etwa die Gefellfhaft durch 
die Gemwerbi-Ausübung von Individuen gefährdet werde, melde fich 
durch ein Verbrechen, vermöge deffen fpecieller Befchaffenheit, des zur Aus— 
übung eines ſolchen Gewerbes insbefondere erforderlihen Vertrauens 
unmürdig gemacht haben. — Das Gefeg hat jedoch die ausnahmameife 
ftattfindende Entziehung eines Gewerbes überhaupt, gleichwie auch 
der zwei befonderen, im zweiten Abſatze diefes Paragraphes bezeichneten 
Befugniffe, nemlih des Schiffs » Patentes und der Berechtigung zur 
Führung eines Cabotage-Fahrzeuges, mit Elarem und unzmweifelhaftem 
Wortlaute auf die Vorausfegung beſchränkt, dag dem Derurtheilten ein 
derlei Befugniß durch befondere „Lerleihung“ zugeflanden war. Es 
fann daher eine ſolche „Entziehung“ auch nur dort und in foferne 
ftattfinden, als fih das zu entziehende Gewerbe oder Befugniß wirklich 
auf eine förmliche Verleihung (Conceffion) fußt, alfo nur in fo weit, als 
hinſichtlich deffelben von den gefeglichen Vorfchriften das Gewerbs- 
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Conceſſions⸗Syſtem feftgefebt erfcheint. — Hieraus ergibt fi von felbft, 
daß eine ſolche Entziehung des Rechtes zur Ausübung einer fogenannten 
„Freien Befhäftigung,“ in fo weit deren Betrieb nach den beftehen« 
den gefeßlichen Vorſchriften Jedermann ohne Verleihung von Seite einer 
Behörde, blos gegen Löfung eines Erwerbfteuerfcheines geftattet ift, als 
Folge eines derlei StrafsUrtheiles nicht verfügt werden kann ). Die 
ift vorzüglich für folde Kronländer des Reiches, wie z.B. das Iombars 
difchevenetianifhe Königreich und Zrieft von praftifher Wichtigkeit, in 
welchen nah Maßgabe der dort beftehenden gefeglichen Vorſchriften das 
Gewerböwefen und das Befugniß, Handel zu treiben, in der Negel 
nad den Grundfägen einer volllommenen Gewerbs⸗- und Handels- 
Sreiheit geleitet wird, und wo daher von einer obrigkeitlihen Berech— 
tigung zur Ausübung der verfhiedenen Manufacturs-Befchäftigungen, 
fo wie des Handels, d. h. von einer Gewerbd-Eonceffion, mit Ausnahme 
einiger weniger Gewerbszweige, Feine Rede ift. 


Unfer dermaliges Gefek hat überdieß in dem vorftehenden 
Paragraphe von der „Entziehung des (Gemeinde) Bürgerrehtes“ 
gar feine Erwähnung mehr gethan, während in dem (oben angemerften) 
analogen 8.24 des früheren Geſetzes darauf hingedeutet war, daß auch 
diefe Folge in dem Strafurtheile nicht verhängt werden dürfe; übrigens 
unbeftimmt gelaffen wurde, ob nicht dennoch ausnahmameife eine Entziehung 
deffelben durh andere Behörden aus Anlaß der Berurtheilung wegen 
eines Verbrechens Statt finden könne. — Diefes gänzlihe Schweigen 
des jekigen Gefebes über den Gegenftand der Frage rechtfertiget fich 
aber nicht blos durch die Rücdficht auf die eben gemachte Bemerkung, 
dag im Grunde auch das frühere Strafgefeh Feine unmittelbare poſi— 


*) Anderer Meinung ſcheint hierüber Frühwald (a. a. o. Seite 54) 
zu fein, wenn er, obgleich die Frage eigentlich nur mit Umfchreibung beantwortend, 
fi hierüber fo äußert: „Eine gleiche Anzeige müßte (!) nah dem Ermeſſen 
des Gerichted an die, die Gewerbe (?) beaufiichtigende Behörde in dem Falle 
gefhehen, wenn es fih um die Einftellung ded Fortbetriebed einer fogenannten 
freien Befhäftigung handelt.” — Einen Grund für diefe ganz catego- 
riſch hingeftellte Behauptung hat der genannte Schriftfteller nicht angegeben; 
daß fie feinen Stüßpunft im Wortlaute des $. 30 finde, ift bereits ange 
deutet; mir ift aber auch fonft feine gefeglihe Vorſchrift befannt, wodurd fie 
gerechtjertiget werden könnte, und ebenfo wenig fiheint fie in der Natur einer 
„freien Befhäftigung,“ fo wie in deren mejentlihen Verſchiedenheit 
von einer auf formliher Verleihung beruhenden Gewerbö-Berehtigung irgend 
einen Anhaltspunkt zu finden. — 


Einichränfung 


der Etrafe anf 
den Verbrecher. 
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tive Vorſchrift darüber gegeben hatte, umd daß diefelbe ſchon an fich 
faum in den Umfang des Strafgefeßes gehört; fondern vor Allem da- 
duch, daß die dermalige Gefebgebung überhaupt den Gemeinden eine 
größere Selbftftändigkeit und theilweife Autonomie zugeftanden bat, und 
daß daher folgerichtig aud; darüber, ob eine Gemeinde einen wegen eines 
Verbrechens Berurtheilten vom Gemeinde-Bürgerrechte ausfchliegen wolle 
oder nicht, der Gemeinde (Genoffenfchaft) feldft mehr oder weniger Die 
freiseigene Beurtheilung überlaffen bleiben follte. Dazu kommt, daß für jene 
Drte, welche eigene Gemeinde-Ordnungen (Städte-Statute) erhalten 
haben, ohnehin regelmäßig bereits in diefen feftgefeßt wurde, dag eine 
derlei Berurtheilung wegen eines Verbrechens den Verluft des Bürger- 
rechtes nah fich ziehe (vergl. oben auf Seite 419 und 420 in der 
Anmerkung die lit. e). 


8. 31. G. 25) 


Wie die Strafwürdigkeit, fo Fann auch die wirkliche 
Strafe Niemand als den Verbrecher treffen, 


Die Aufnahme diefer ſich aus den ewigen Gefegen der (natürlichen) 
Gerechtigkeit von felbft verftehenden Beftimmung, welche neuere Straf- 
gefeße eben wegen ihrer Selbtverftändlichkeit ausdrücklich feſtzuſtellen 
für unnöthig erfennen, laßt fih nur recht shiſtoriſch, nemlich dadurch 
erklären, daß früher nicht blos die Strafe der Gonfiscation (Güter- 
einziehung) im Grunde die fehuldlofen Yamilien» Angehörigen des zu 
gewiffen ſchweren Strafen verurtheilten Verbrechers traf, fondern daß 
man ehedem häufig aud andere nachtheilige Folgen, Ehrloserklärung, 
Präventiv- Mafregeln, vechtlihe Beanzeigung des Verdachtes der Mit- 
ſchuld u. dgl. für Weib und Kinder eines Verbrechers, namentlich ver— 
minderte Nechtsfähigkeit, ganzliche Erbunfähigkeit und Infamie der 
Söhne von Hochverräthern u. ſ. f., eintreten Tief *). — 


*) Um nicht zu tief in die Nechtd-Gefchichte der Völfer des Alterthums 
zurüdzugehen, bei welchen vielfach (wie 5. B. bei den Juden, orientalifchen 
Völkern, den Perfern, den Griechen und Römern u. f. w.) der Gebrauch 
herrfchte, die jchuldlofen Kinder mit ihren fchuldigen Eltern, und fogar für 
diefelben zu beftrafen, oder gegen Weib und Kinder die Todtung oder Aud- 
meifung menigftend ald Präventiv-Mafregel in Anwendung zu bringen: fei 
ed erlaubt, wenigftend an die berüchtigte Stelle der lex: „quisquis“ ad legem 
Juliam Majestatis (Codieis lib. IX, tit, 8, c. 5, $. 1) zu erinnern, welche 
wörtlich auch in das canonifhe Recht (ec. 22. C. 6. qu. 1, — dist,: 1. cap, 9 
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Diefer Ungerechtigkeit fekte in Defterreich bereits Marien The 
refiens peinlihe Gerihtsordnung (vgl. oben Seite 27) ein Ziel, indem 


— — — 


de poenit.), und leider ſelbſt in die goldene Bulle (Kaiſer Carl's IV. von 
1356) cap. XXIV., $. 4 übergegangen ift, und in dem vielgerühmten Decreta= 
len-Rechte durch Innocenz II. (anno 1212) und Bonifaz VIII. (anno 1298) 
noch überdieß eine Ausdehnung auf die Söhne und Enkel der Ketzer und fo- 
gar derjenigen erhalten bat, welche einem Cardinal eine körperliche Unbill zu— 
fügten (X de haereticis, i. e. Decretalium Gregor. IX, lib. V, tit. VII, cap. 
10, und in VIte lib. V, til. IX, cap. 5). 

Die oben bezogene Hauptitelle jener vwielerörterten Gonftitution der 
Amperatoren Arcadiud und Honoriud lautet wörtlic: „Filii vero ejus, 
quibus vitam Imperatoria speeialiter lenitate concedimus 
(paterno enim deberent perire supplicio, in quibus paterni, hoc est hae- 
reditarii criminis exempla metuuntur), a materna, vel avita, omnium 
eliam proximorum haereditale, ae successione habeantur alieni, lestamen- 
lis extraneorum nihil capiant, sint perpetuo egentes et pauperes, in- 
f[amia eos paterna semper comitetur, ad nullos prorsus honores, 
ad nulla sacramenta perveniant: sint postremo tales, ut his per- 
peitua egestale sordentibus, sit et mors solatium, et vita 
supplieium!* — 1 

Mag aud der terroriftifche Defpotiönmud des römischen Imperatoren- 
thums zur Bejchönigung den Grund geltend machen: „quia in filiis exempla 
metuunlur eriminis paterni, hoc est (!?) haereditarii !* — — mag auch der 
Mebermuth niedriger Schmeichler den Gefepgebern den Rath ertheilt haben, 
der himmelfchreienden Verfügung durch den dünkelhaften Zuſatz: „daß den 
unfhuldigen Söhnen eines Hochverräthers aus faiferlicher Gnadedas durch die 
Schuld ded Baterd eigentlich aud für fie verwirkte Leben geſchenkt werde,“ 
überdieß den Stachel des Hohmes beizufügen: — mag felbft ein Innocenz II. 
es wagen, für ſolches, beidnifches, vor: und antischriftliches Menſchenwerk die 
göttliche Gerechtigkeit anzurufen: „Cum in multis casibus (etiam secundum 
divinumjudieium)filiipro patribustemporaliter puniantur, 
et juxta canonicas sanctiones quandoque feratur ultio non 
solum in auetores scelerum, sed etiaminprogeniemdamnatorum“: 
— möge endlich durch Niebuhrsd und Abegg's Ausführungen noch fo über: 
zeugend dargethan worden fein, daß die bezogene Anorinung des römifchen 
Amperatoren » Gefeped in dem ſchon vorhin längft in Nebung geftandenen 
Rechte, in den politifchen Anfichten jener Zeiten, im Nationalgeifte und in 
dem herrfchenden Borurtheile begründet geweſen fei, daß ſich nicht blos kör— 
perlihe Aehnlichkeiten und Familien-Züge, fondern auch Grundfüge und Ges 
finnungen, Tugenden und Lafter, Ehrenhaftigkeit und Verbrechen in Familien 
fort vererben, und daß fofort auch die unfchuldigen Söhne gefährlicher Staats— 
Verbrecher wegen ihrer eigenen gefährlihen Geſinnung beftraft 
werden follen, um fie unfhädlih zu machen: fr wird doch Niemand 
es frewelnd wagen, derlei Ausgeburten menfchlicher Schreckens-Willkühr je 
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fie im Artikel IV., $. 4 wörtlich anordnete: „Die Strafen werden ins- 
gemein nur gegen die Miffethäter und deren Mitgefpäne verhängt. Das 
hingegen die Strafmäßigkeit eines Thäters feinem Weib, Kindern, Anz 
verwandten, feinen Erben, oder anderen dritten Berfonen, wenn fie an 
dem Verbrechen nicht Antheil haben, Feinerdings zu Schaden, Nachtheil 
und eigener Schmach gereichen fan.“ — 

Mit derfelben Ausführlichkeit ging diefe Anordnung fpäter in das 
Strafgefeb Joſephs I. vom 2. April 1787 (vgl. oben Seite 28) 
über, weldhes im $. 16 des erften Theild wörtlich wiederholt: „Die 
Strafe kann nur denjenigen treffen, der entweder die Miffethat felbft 
begangen, oder ſich derfelben durch Antheilnehmung fhuldig gemacht hat. 
Weder die Strafwürdigkeit, noch die wirkliche Beftrafung des Verbrechers 
aber kann feinem Weibe, feinen Kindern, Anverwandten, Erben oder 
einem Dritten, der an der Miffethat keinen Antheil genommen hat, zum 
Nachtheile gereichen.“ — 

Das, was in dieſen älteren vaterländiſchen Geſetzen in ſo aus— 
führlicher Weiſe und mit unmittelbarer Beziehung auf die dadurch auf— 
gehobenen Ueberbleibfel ehemaliger Barbarei ausgefprochen wurde, wurde 
fpäter nur im Auszuge in das weltgalizifche Strafgefeßbuh vom 17. 


— — 





aus dem Standpunkte der ewigen Gerechtigkeit rechtfertigen zu wollen. 
Defto erhabener ſtrahlen Oeſterreich's Negenten, ftrahlt Therejiend und Jo— 
ſef's hoher Gerechtigkeitsſinn, indem fie trog römifcher Smperatoren» und 
päpftliher Satzung, fowie trog der Aurea Bulla ſchon vorlängft in unfer 
vaterländiſches Gefek dad — Recht zurüdführten, und fomit das ſchwere 
Verdammungs-Urtheil, dad doch auch fchon vor Fabrtaufenden Cicero und 
Seneca über jened durd den Gebraud zum Recht geftempelte Unrecht ihrer 
Zeitgenoffen geäußert hatten, mit der Weihe des pofitinen Gefeped fanc- 
tionirten! — 

Möchte aber zugleich ftatt fo vieler, doch diefes Eine, fo laut zeugende 
rechtöhiftorifche Monument in gedoppelter Deziehung gerade in unferem 
Baterlande zur Warnungstafel dienen! — Oeſterreich's Geſetze haben feit 
Theresia, Joſef IL und Franz I. wahrhaftig nicht Urfache, die Sapungen 
des Rechtes im irgend einer Beziehung aus den römifchen Imperatoren-, 
oder den canonifchen Gefegen, oder überhaupt aus fremdländifihen Inſtitu— 
tionen zu erholen! — — Möge man ferner an dieſer Einen Frucht jene 
Doctrin erfennen, welche, in unferen Tagen wieder auftaudhend, mit fo vielem 
Feuereifer gegen die Wiffenfchaft des ewigen Rechtes, gegen dad — Vernunft— 
recht zu Feld zieht. Zu welchen Gonfequenzen dieſe wunderliche Lehre führt, 
welche Alles, was fi biftorifch ald Recht herausgebildet, und vielleicht ſo— 
gar mit innerer Nothwendigkeit in diefer oder jener Ausgeburt frevelnden Uns 
rechts geftaltet hat, zum Rechte ftempeln will, möge man doch an ber eben 
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Juni 1796 (8. 39) und fofort wörtlich übereinftimmend mit diefem in 
das St. ©. 3. vom 3. September 1803 ($. 25) und in das dermalige 
Strafgefeß aufgenommen, ohne daß alfo damit zunächſt etwas Anderes 
ausgefprocdhen worden wäre, als eben nur die Verwahrung gegen die 
Wiederkehr eines eben fo ungerehten als inhumanen Geſetzes oder 
Borurtheile. 

Eine unmittelbar praftifche Bedeutung mag der vorftehen- 
den Geſetzes-Stelle nur in der Einen Beziehung beigelegt werden, daß 
hierdurch nemlich auch poſitiv diejenige’ Anficht beftätiget erfcheint, 
welche bereits oben (Seite 257—260) ausgeführt worden ift, daß nem- . 
lich eine juriftifhe Gefellfhaft (Corporation, Gemeinde) nie ald Subjekt 
von ftrafbaren Handlungen und von Strafe erfcheinen könne, weil fie als 
ſolche keine flrafbare Handlung begehen, fofort auch nicht „ein Ver— 
brecher“ fein kann, und daß fiedaher nad dem Wortlaute des vorftehenden 
Paragraphes „auch nie eine wirkliche Strafe treffen dürfe.“ 


$. 32. (8. 26.) 
Die Strafe muß genau nad dem Gefehe beftimmt, und _Berhränhug 


darf weder fhärfer noch gelinder ausgemeflen werden, als giofir in Aue 


meffung ter 


das Gefed nad) der vorliegenden Beſchafferheit des Berbre: etrin. 
chens und des Thäters vorfchreibt, 


8. 33. (8. 27.) 


Auch kann in der Regel ($$. 52, 54 und 55) Feine 
andere Strafart über den Berbrecher verhängt werden, als 
welche in dem gegenwärtigen Geſetze beftimmt ift. Noch kann 
die verwirkfte Strafe gegen eine Ausgleihung zwifchen dem 
Verbrecher und dem Beſchädigten aufgehoben werden ($$- 187 
und 188). 


erflärten Sapung von Jahrtaufenden erihauen! — Möchten doch wenigſtens 
jene Stimmen, die in redlihem Glauben in den Chor einftimmen — denn 
für die Gleißner und Uebelmollenden, welche mitfchreien, bat wenigftend die 
Wiffenfhaft feine Gründe! — an diefer Einen Frucht erkennen, daß das— 
jenige, was ſich hifterifh ganz matürlih erflären läßt, deßhalb nicht auch 
fhon gerehtfertiget fei, und daß nicht Alles, mad zu irgend einer Zeit, 
wenn glei durch Sahrtaufende fort und (nad der oftgehörten Phrafe) aus 
fogenannter innerer wmeltgefchichtliher Nothiwendigkeit (duch Uebung oder 
Menfhen-Sapung) Rechtens geweſen ift, darum auch ſchon — Recht ſei! — 
„In’y a pas de droit contre le droit“ war doch der Ausſpruch eined gott» 
gefalbten Kirhenfürften! — 


[Strafgef. 1. Thl. IL. Hanptk. SS. 32 u.33.] A44 [von Beftrafung der Verbrechen überhaupt.) 


$. 27. 


Auch kann nie eine andere Strafart über den Verbreder verhängt werden, als welde in 
dem gegenwärtigen Geſetze beftimmt ift- Noch kann die verwirfte Strafe gegen eine Ausgleihung 
zwiſchen dem Verbrecher und dem Bejchädigten aufgehoben werden. 


Auch ‚die in den vorftehenden zwei Paragraphen enthaltenen drei 
Beflimmungen find im Grunde nur Abftractionen, welche das Geſetz felbft 
theild aus den befonderen Strafordnungen für einzelne Verbrechen, 
theild aus den über die Ausmeffung der Strafen je nad dem Dafein 
von Erfhwerungs- und Milderungs-Umftänden gegebenen Borfchriften 
($$. 48— 54), theild aus der fhon im zweiten Abſatze des 8. 17 auf: 
geftellten allgemeinen Richtſchnur in Form von allgemeinen Grundfäßen 
zulammengefaßt hat, fo daß dadurch eigentlich Feine neue oder ſolche 
Beftimmung ausgefprochen wird, welche nicht ſchon im den eben ange: 
deuteten befonderen Anordnungen des Gefebes enthalten wäre. Dennoch 
ift diefe von dem. Gefehgeber ſelbſt gegebene Darlegung der höchſten 
Prineipien, welde ihn vrücjichtli der dem Nichter zu ertheilenden Ge— 
walt, oder, wie ſich bezeichnend Die Nandgloffe ausdrüct, „hinſichtlich der 
Beſchränkung der richterlihen Willkühr in Ausmeffung der 
Strafe” geleitet haben, nicht ohne praftifche Bedeutung, da hierdurch 
dem Richter die Auslegungsregeln an die Hand gegeben werden, welde 
er bei Anwendung, der bei den einzelnen Verbrechen angeordneten Strafen 
insbefondere zu beachten hat, und fohin die Richtung und die Schranfen 
angezeigt werden, welche von ihm hinfichtlich der feinem fubjectiven 
Ermeſſen anheimgeftellten Straf-Ausmeſſung zu beobachten find. 

Will man hiernach den I. diefer drei Grumdfäße, welcher nemlich 
im $. 33 ausgefprochen ift, nicht ale eine Tautologte mit dem fogleidh 
nachfolgenden zweiten anfehen, fo kann die Beftimmung: „daß Die 
Strafe weder [härfer, noch gelinder ausgemeſſen werden könne, ale 
es das Geſetz vorſchreibt,“ nur auf die Ausmeſſung der Strafe hinficht: 
lih der Straf-Dauer (vgl. oben Seite 369) bezogen werden, indem 
von der Beſchränkung hinfichtlich der Straf- Art ohnehin noch insbe: 
fondere im $. 33 gehandelt wird. — 

Wird aber der $. 32 in dem eben angedeuteten Sinne aufgefaßt, 
fo enthalt er im Grunde nur denjenigen allgemeinen Grundfaß, der in 
den 88. 49, 50, 51 und 53 wieder in befonderen Anordnungen er 
ſcheint, daß nemlich der Richter bei Ausmeffung der Strafe wegen Er- 
ſchwerungs- oder Milderungs-Umftänden in der Regel weder über das 
Marimum der gefeglihen Strafdauer hinaus, noch unter dag Minis 
mum derfelben herab gehen dürfe. — Don dem erften Theile diefer 
Regel kennt das Gefeb gar keine Ausnahmez; dagegen läßt es vom 
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zweiten Theile derfelben mehrere Ausnahmen zu, wornach es nemlich 
dem Nichter geftattet ift, die gefeglihe Strafdauer felbft unter das 
Minimum berabzufeßen. Diejelben find angeordnet: 

a) im $. 52, wornach der Richter wegen des jugendlichen Alters 
des Verbrechers fogar ftatt der lebenslangen nur auf eine zeitliche 
Kerkerftrafe erfennen mug; — 

b) im $. 54; — 

e) im &. 55; — 

d) in den je nach Berfchiedenheit der Kronländer auch verfchiede- 
nen Anordnungen der Straf-Verfahrens-Geſetze, welche bald ſchon 
dem Richter erſter Inftanz, bald nur den höheren Gerichten ein außer: 
ordentlihes (Straf-Milderungs:) Redt zur Herabfeßung der Strafe 
auch unter das Minimum der gefeßlichen Straf» Dauer einräumen, 
und die ſchon oben (Seite 79I—83) auseinandergefeßt worden find. — 


Die II. der erwähnten drei Auslegungs-Negeln, welche im Ein: 
gangsfage des $. 33 vorfommt, weifet darauf bin, daß wegen Erſchwe— 
rungs- oder Milderungs-Umftänden in der Regel aud Feine andere 
Straf-Art, alfo weder eine andere Qualität von Gtrafübeln (eine 
andere Hauptart der Strafen nad $. 12), noch ein anderer Grad der 
Kerkerftrafe (vgl. oben Seite 369), als unmittelbar im Gefeße felbft an- 
geordnet ift, von dem Richter verhängt werden dürfe. Diefe Regel wieder: 
holt dann das Gefek in Anwendung auf die hierbei möglichen befonderen 
Fälle in den 88. 49 und 53, deutet aber zugleich durch das Citat der 
88. 52, 54 und 55 bereits hier die drei Ausnahmsfälle an, welche es 
von diefer Regel zuläßt. — 


Auch der IT. im Nachſatze des $. 33 feftgeftellte Grundfaß verfteht 
fih im Grunde von felbft, fobald das Geſetz einerfeit8 unter den Er- 
löfhungsarten der Verbrechen nicht auch die Entſchädigung des durch ein 
Verbrechen Beſchädigten, oder die mit demfelben ftattgefundene Ausgleihung 
aufführt, und wenn es and’rerfeits unter den Borfchriften für das Straf: 
Verfahren den Grundfaß zur Geltung bringt: „daß die ftrafgerichts 
liche Verfolgung der Berbrehen von Amtswegen jlattjufinden habe, 
und nicht von dem Begehren des Verlegten (Befchädigten) abhänge *). — 


mn — — — 


) Der obige Grundſatz: „daß alle Berbrechen von Amtswegen 
(ex oflicio) verfolgt werden müffen,“ it für jene Kronländer, für welche 
in Beziehung auf das Griminal-VBerfabren der I. Abſchnitt des 1. Theils 
des St. ©. B. vom 3. Geptember 1803 gilt, im $. 215 deffelben; für die 
Kronländer, wo die St. PB. D. vom 17. Jänner 1850 in Wirkſamkeit ift, in 


[Strafgef. 1. Cpl. IL. Hauptk.$$. 32 u. 83.] 446 [Won Bekrafung der Verbrechen äberhanpt.] 


Unter diefer Borausfeßung ift daher der Umftand, daß zwifchen dem Ver- 
brecher und dem durch deffen Verbrechen Befchädigten eine Ausglei- 
hung, d. h. ein gütliches Mebereinfommen darüber, wie der materielle 
(privatrehtliche) Schade wieder gutgemacht, oder ald aufgehoben ange: 
fehen werden foll, für das hiervon ganz verſchiedene Recht des Staates 
(zur Handhabung feines Stra f-Gefekes) etwas ganz Gleichgiltiges, und es 
konnte hiernach auch folgerichtig ausgefprochen werden: „daß die Aurdh 
das Verbrehen) verwirkte @. h. die in Folge des Verbrechens verdiente, oder eigentlich 
als materielle gefeglihe Wirfung alfogleid; nad dem begangenen Verbrechen eintreiende, wenn 
auch noch nicht formal vom Richter zuerfannte) Strafe durch eine derlei Ausgleihung 
nicht aufgehoben werde.” — Hiermit übereinftimmend erflärt auch unfer 
a. b. G. B. im $. 1384: „BVergleihe über Gefeßes-Uebertretungen find 
nur in Hinfiht auf Privat-Genugthuung giltig; die gefeßmäßige Unter- 
fuhung und Beftrafung kann dadurch blos dann abgewendet werden, 
wenn die Webertretungen von der Art find, daß die Behörde nur auf 
Berlangen der Parteien ihr Amt zu handeln angewiefen ift." — — 
Das Leptere findet übrigend, wie eben vorher in der Anmerkung bemerft 
wurde, bei Verbrechen gar nie Statt. — 


Dagegen hat das Strafgefeß felbft von der ebenerwähnten Regel 
in eimer anderen Richtung eine förmliche Ausnahme Hinfichtlich der 
Berbrechen des Diebftahls und der Beruntreuung in den 88. 187 und 
188 feftgefeßt, in foferne es nemlich bei diefen beiden Verbrechen aller: 
dings unter gewiffen Bedingungen durch eine derlei Ausgleihung eine 
gänzlidhe Tilgung der „verwirkten“ Strafe eintreten läßt. — 
Eine weitere Ermäßigung, wenn auch nicht förmliche Ausnahme von 
diefem Grundſatze, gefteht das Gefeb auch noch im 8. 47, lit. e in foferne 
zu, als es den Umftand, daß „der (durch das Verbrechen) Beſchädigte 
vollfommenen Erfaß oder Genugthuung (alfo z. B. auch im Wege der 
Ausgleichung mit dem Verbrecher) erhält,“ als einen Milderungs:Um- 
ftand in Rechnung bringt, daher mit Rückſicht auf die $$. 52—54 wegen 
diefer Ausgleihung eine Milderung oder theilmweife — 
der verwirkten Strafe zugeſteht. 


den 88. 2, 57, 90, 91 und 94 derſelben wortdeutlich: für Ungarn, die ſer— 
bifhe Woiwodſchaft und das Temefer- Banat, fo wie für Croatien und Sla— 
vonien wenigſtens dem Wefen nad im $. 8 der oftgedachten Strafverfahrene- 
Borfchriften für diefe Kronländer vom 28. December 1849 und vom 24. Juli 
1850 audgefprodhen, und erleidet in all’ diefen Gefegen gar feine Aus- 
nahme — 
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8. 34. 6.28) 


Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen begangen, welche Dam Iufanmer- 
Gegenftand der nemlichen Unterfuhung und Aburtheilung 2erbreien; 
find, fo ift er nach jenem, anf welches die fehärfere Strafe 
gefegt ift, jedoch mit Bedacht anf die übrigen Verbrechen, 


zu beftrafen. 


$. 35. (.29.) 
Diefe VBorfchrift muß auch in dem Falle beobachtet er von Der. 


‚ drehen mit Ber« 
werden, wenn Verbrechen mit Vergehen oder Webertretungen „gehen oder 


zufommentreffen. Uebertretungen, 

Die in den 88. 28 und 29 feftgefegten befonderen Be- 
flimmungen find jedoch im Falle eines Zufammentreffens von 
mehreren Verbrechen oder von Verbrechen mit Vergehen oder 
Vebertretungen nebft der fonftigen gefeglichen Strafe auch 
dann in Anwendung zu bringen, wenn auch nur eine ber zu: 
fammentreffenden ftrafbaren Handlungen durch den Inhalt 
einer Drudfchrift begangen wurde. — Ebenfo ift in dem 
Balle, wenn and nur auf eine diefer zufammentreffenden 
ftrafbaren Handlungen in diefem, oder einem anderen Geſetze 
eine Geldftrafe oder eine der im $. 240, lit. b) und c), be: 
flimmten Strafen feftgefegt ift, nebft der fonftigen gefeglichen 
jedenfalls auch diefe befondere Strafe gegen den Schuldigen 
zu verhängen. 


$. 28. 


Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen von verfhiebener Gattung begangen, fo Bom Jufanı 
ift er nady jenem, auf welches die fhärfere Strafe, geieget ift, jedoch mit Bedacht auf die übrigen menfluffe 
Verbrechen, zu beftrafen. mehrerer ers 

g. 20 brechen; 


Dieſe Vorſchrift muß and in dem Falle, daß eine ſchwere Polizei-Uebertretung mit oder eines Ver⸗ 
einem Verbrechen zuſammentrifft, beobachtet werden, dafern gegen die ſchwere Polizei- brechens mit einer 
Uebertertung eine Arreftfirafe, oder Förperlide Züchtigung beftimmt if. ſchweren Polizei» 
Wäre aber eine andere Urtder Strafe feftgeieht, jo muB diefe imdbe- Uebertretung. 
fondere von der politifhen Obrigfeitnah VBorfhrift des zweiten Theiles 
dieſes Geſehes verhänget werben, 

($. 38 des prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849.) 

Wird Jemand in Folge derfelben Anklage wegen mehrerer, in den $$.22 bis 35 be 
zeichneten Webertretungen ſchuldig befunden, fo if die Breibeitsftrafe und der Gantiondverfail 
nach jener Mebertretung, auf welche die firengere Strafe gefegt iſt, jedoch mit Bedacht auf die 
anderen Webertretungen, zu bemeffen. 

Iſt nur für Eine Uebertretung ein Gautionsverfall ausgefrrohen, fo muß nebft der 
Breiheitöftrafe auch auf diefen erkannt werben, 


Es wurde bereitd oben (Seite 358) darauf hingedeutet, daß in 
den vorftehenden zwei Paragraphen die Beftimmungen über die Con: 
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currenz (dad Zufammentreffen) mehrerer Verbrechen untereinander, 
oder von Verbrechen mit Vergehen und Uebertretungen enthalten feien. 

Im Sprachgebrauche der heutigen Wiffenfhaft bezeichnet man mit 
dem Ausdrude Concurrenz oder Zufammentreffen oder Zu— 
fammenfluß mehrerer firafbaren Handlungen (Concursus plurium 
delictorum *) gewöhnlich dasjenige That-Verhältniß, wornach Jemand 
mehrerer noch unbeftrafter Gefeßes » Uebertretungen (ftrafbarer Handlun- 
gen) ſchuldig erfcheint, welche Gegenftand des nemlichen Strafprozeffes (der 
nemlihen ftrafgerichtlihen Unterfuhung und des nemlichen Urtheils) 
find. — Allein damit ift die Conceurrenz nur nominal, in Beziehung 
auf ihre Außere, zufällige Geftaltung bezeichnet. Ihr reales Wefen 
befteht darin, daß fi) Jemand mehrerer Rechtverleßungen in der Weife 
Thuldig gemacht hat, dag diefelben mit Rückſicht auf die Begriffsbeftim- 
mung eines beflimmten Geſetzes zugleih als mehrere, von einander 
wenigfteng der Zahl (Quantität) nad gefchiedene, wenn aud nicht im- 
mer der Art (Qualität) nach verfchiedene ftrafbare Handlungen **) er- 
Theinen. — Dadurch unterfcheiden ih zufammentreffende Verbrechen 
voneinem zufammengefebten Verbrechen (delietum compositum), daß 
zwar in beiden ſich eine Mehrfachheit von Nechtverlegungen erkennen 
läßt, daß jedoch bei den erfteren fih nach Maßgabe der vorausgefegten 
gefeblihen Begriffs = Beftimmung zugleich audh eine Mehrheit von 
Verbrechen, bei dem zufammengefegten Verbrechen hingegen nur ein ein: 
ziges Verbrechen herausftellt, was auch durch die dafür üblichen Aus: 
drücke in foferne bezeichnend ausgefprochen wird, daß man das Object 
der Concurrenz mehrerer Verbrechen fortan mit dem Plural („zufam- 
mentreffende Verbrechen“) nennt, während das zufammengefegte Ver: 
brechen immer nur in Singulari genannt wird. 


— 





*) Die Concurrenz mehrerer ſtrafbaren Handlungen (Concursus plurium 
delictorum) iſt hiernach wohl zu unterſcheiden von dem Zuſammenwirken 
oder Zufammentreffen mehrerer Perſonen in Beziehung auf ein (und daifelbe) 
Verbrechen — Concursus plurium ad idem delietum — zu unterfcheiden. 
Von dem letzteien wurde bereit? oben Seite 240 u. flg. gehandelt. 

*) Da es in Beziehung auf die Beurtheilung, ob überhaupt eine 
Eoncurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen vorhanden fei, gleichgiltig ift, ob 
die zuſammentreffenden Handlungen mehrere Verbrechen, Bergehen oder Ueber: 
tretungen ſeien, oder ob fich darin ein Zufammentreffen von Verbrechen mit 
Vergehen oder mit Wcbertretungen oder mit beiden, oder ein Zufammenfluß 
von Bergehen mit Ueberiretungen erkennen laffe, jo wird zur Vereinfachung 
in der folgenden Darftellung immer nur von der Coneurrenz von mehreren 
Verbrechen geſprochen. 
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Wenn hiernad der A mit Einem Schuffe zwei Berfonen abſichtlich tötet, 
oder eine Hütte in Brand ftet, in der Abfiht, um einen darin Schlafen: 
den Menſchen zu erſticken oder zu verbrennen, und er hat diefe Doppel: 
Abſicht wirklich ausgeführt ; — oder wenn Jemand dafür in Unterfuhung 
gezogen wird, weil er vor einem Jahre eine Brandlegung, dann nad 
fehs Monaten wieder eine zweite, und etwa geflern eine dritte Brand- 
legung; — oder weil er geflern einen Diebftahl begangen hat, ſich aber 
aus der Unterfuchung ergibt, daß er ſechs Monate früher einen Betrug, 
und noch früher einmal eine ebenfall® noch unbeftrafte boshafte Beſchä— 
digung an fremdem Eigenthum ausgeführt hat: fo ift der Thäter in all’ 
diefen Fällen mehrerer zufammentreffender flrafbarer Handlun— 
gen (Berbrechen) [huldig, da er in jedem diefer Bälle nicht nur fich einer 
Mehrfachheit von Rechtverletzungen, der Tödtung mehrerer Menſchen, 
— der Zerftörung fremden Eigenthums und zugleich der Tödtung eines 
Menſchen, — und in den zwei legten Fällen ſich fogar dreifacher Recht: 
verlegungen fehuldig gemacht bat; fondern da man nad dem herrfchenden 
Sprachgebraude in jedem diefer Falle niht von Einem, fondern von 
mehreren Verbrechen reden wird, indem man nach den Begriffebeftim- 
mungen unferes Geſetzes behaupten muß, daß er im erften diefer Fälle 
zwei Mordihaten begangen, oder fi des zweimaligen Verbrechens 
des Mordes, alfo zweier (sufammentreffenden) Verbrechen oder Morde 
($. 134); im zweiten ded Verbrechens des Mordes ($. 134) und der 
Brandlegung ($. 166); im dritten dreier Verbrechen der Brandlegung 
(6. 166) und im feßten Kalle ſich ebenfalls dreier Gefegübertretungen, 
des Diebſtahls, des Betruges und der öffentlihen Gewaltthätigfei 
fhuldig gemacht hat. 

Ganz verfchieden davon find die Falle: wenn z. B. Jemand einer 
Frauensperfon Gewalt anthut und fie in ihrer perfönlichen Freiheit be: 
fhränft, um fie zu außerehelihem Beifchlafe zu mißbrauden; oder wenn 
Jemand einen Anderen mordet, um ihm dadurch eine fremde bewegliche 
Sache zu entreißen, und an ſich zu bringen. Auch in diefen beiden Fällen 
ift dann, wenn der Thäter feine ſchändlichen Abfichten ausgeführt hat, 
eine Mebrfahheit der Rechtverleßung vorhanden, indem nemlih im 
erfteren Falle die perfönliche Freiheit, die Geſchlechtsehre und die Inte- 
grität des Körpers; — im zweiten aber das Leben und das Vermögen 
verlegt wurden; allein nad dem Sprachgebrauche unferes Geſetzes wird 
man in feinem Ddiefer beiden Fälle von zufammentreffenden mehreren, 
fondern im jedem derfelben nur von Einem (zufainmengefegten) Ber: 


brechen; im erfteren nemlich von Nothzucht ($. 125) und im zweiten 
Hye, Gommentar, 29 
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Falle von Raubmord ($. 135, 3. 2) reden, weil das Geſetz bei Feit- 
haltung jeder diefer beiden Begriffebeftimmungen bereits die Mehrfach— 
beit der durch die erwähnten ftrafbaren Handlungen verlegten Rechts— 
Dbjecte und die darin liegende Gomplieirtbeit von mehreren Rechts— 
verlegungen berücfichtiget, fie aber dennoch zufammen in jedem diefer 
Falle nur mit Einem beftimmten Namen bezeichnet hat. 

Bon all’ den mannigfahen Eintheilungen der Goncurrenz, welche 
von der älteren und neueren Doctrin aufgeftellt werden, laffen ſich logiſch 
nur zweierlei Eintheilungearten redhtfertigen, welche aber auf ganz ver— 
fchiedenen Eintheilungsgründen beruhen, und eben deßhalb nebeneinander 
(coordinirt), aber nicht im Berhältniffe der Ueber: und Unterordnung zu 
einander beftehen. Die Concurrenz ift nemlih nah Maßgabe der Qua- 
lität der zufammentreffenden Verbrechen entweder eine gleichartige 
oder ungleihartige; und nah der Zahl der Handlungen, wodurch 
die zufammentreffenden Verbrechen begangen werden, entweder eine eins» 
thätlhiche oder mehrthätliche Toncurrenz. — Man verfteht unter 
der gleihartigen (oder einartigen) Goncurrenz (concursus delieto- 
rum homogeneus seu subjeclivus, seu reileralio vel repetitio delictorum, 
oderMWiederholung von Verbrechen) das Zufammentreffen mehrerer Ver— 
brechen, welche fih allefammt als Berlegungen des nemlich en Strafges 
feßes, d. h. als Verbrechen derfelben Art darftellen, jo daß fie zwar aller- 
dings nach der Zahl ald von einander getrennt oder ald mehrere; nach der 
Qualität oder gefeßlichen Begrifföbeftimmung von Verbrechen aber immer 
nur ald das mehrmals eingetretene Eine und nemliche Verbrechen 
erfcheinen. Diefe gleichartige Eoncurrenz trifft alfo dann ein, wenn 
z. B. Iemand entweder nacheinander durch mehrere einander gefolgte 
Handlungen oder zugleich durch Eine und diefelbe Handlung mehrere 
Menſchen abfichtlicy getödtet, oder wenn er nacheinander an verfchiedenen 
Drten Brand gelegt hat u. f. f. — Bei der ungleidhartigen (oder 
mehrartigen) Goncurrenz (Concursus delietorum helerogeneus, vel 
objeclivus, sive cumulalio delictorum — Anhäufung von Ber- 
brechen) aber zeigt fi in den zufammentreffenden mehreren Verbrechen 
zugleich auch eine Berfchiedenartigkeit in Beziehung auf die Qualität 
derfelben, alfo nicht blos cine Mehrheit von Verbrechen, fondern zugleich 
die Verlegung verfhiedener Strafgefege, oder die Subfumirbarfeit 
diefer mehreren Verbrechen unter verjchiedene gefegliche Begriffsbeftim- 
mungen, wobei es übrigeng wieder gleichgiltig ift, ob dieß nacheinander 
dur mehrere Handlungen, oder gleichzeitig dur Eine Handlung ge- 
fhieht. Dahin gehören alfo diejenigen der obigen Fälle, wo Jemand 


- 
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naheinanver einen Diebftahl, Betrug und eine boshafte Beihädigung 
fremden Eigenthums, oder durch diefelbe Handlung eine Brandlegung 
und einen Mord begangen hat. 

Aus den eben auseinander gejebten Begrifföbeflimmungen der 
gleihartigen und ungleichartigen Concurrenz folgt zugleih, daß ſowohl 
auf die eine, ald auch auf die andere derfelben die zweite Eintheilungsart 
der Concurrenz in die einthätliche und mehrthätliche anwendbar ift, oder 
dag mit anderen Worten die gleichartige und die ungleichartige Con— 
currenz ebenſowohl eine einthätliche, als eine mehrthätliche fein fann. — 
Man verfteht unter der einthatlichen (oder gleichzeitigen) Concurrenz 
(concursus delictorum idealis, seu formalis sive simultaneus) die— 
jenige, wo die mehreren zufammentreffenden Verbrechen durch eine ein- 
zige (ein und diefelbe) Handlung begangen wurden, wie z. B. in den 
obigen Fällen, wo Jemand durch Einen Schuß mehrere Berfonen oder 
durch die Anzündung eines fremden Haufes die darin ſchlafende PBerfon 
abfichtlich tödtet; während bei der mehrthätlichen (oder fucceffiven) 
Concurrenz (Coneursus delietorum realis, materialis oder successivus) 
die zufammentreffenden mehreren Handlungen dur mehrere nicht gleich- 
zeitig, fondern nacheinander folgende Handlungen begangen werden, was 
in allen übrigen oben aufgeführten Beifpielen der Fall if. — 

In Beziehung auf die Beftrafung von concurrirenden Verbrechen 
Laffen fih für die Geſttzgebung im Wefentlichen dreierlei verfchiedene 
Spfteme unterfheiden: 

A. Das Eumulationd- (oder Adcumulire), 

B. das Abforptiong-, und 

C. ein Bermittlungs:-Syftem zwifchen beiden. 

Das erfte (A) geht von dem Grundfaße aus: „Singula delicia 
merenfur "singulas poenas“ oder „quot delicta, tot poenae,* umd 
will daher Die durch jedes der zufammentreffenden Verbrechen verdienten 
Strafen allefammt zufammenrechnen und zuerkennen, fo weit dieß nur 
überhaupt phyſiſch möglich ift, d. h. fo weit diefelben mit einander ad⸗ 
dirbar oder compatibel find, und für die hiernach nicht ausführbaren 
Strafen durch verfhärfende Zufäge ein Aequivalent feftfegen. — Allein 
alle Welt ift darüber einig, Daß dieſes Syſtem eine Ungerechtigkeit, nem— 
li eine über das Map des Berfehuldens hinausgehende Berfhärfung 
der Strafen, und eine Graufamfeit einfchließe; indem mit der Dauer 
der Strafe au ihre Intenfität fteigt, und fofort durch die Sum— 
mirung der mehreren Strafen über den Schuldigen ein härteres Straf: 
übel verhängt würde, als in der Abficht des Gefehgebers aelegen war, 

29 * 


1Strafgef. 1. Ept. II. Haupt. $$. 34 u. 35.) 452 [Yon Peftrafung der Verbrechen überhaupt.) 


welcher die Strafe des einzelnen Verbrechens ald einzelne in’d Auge 
faßte. Man kann nemlih annehmen, daß auch in der geiftigen Welt, 
gleihwie in der phnfifchen die Regel gelte, daß eine Kraft auf Einen 
Punkt concentrirt ungleih mehr wirft, ald wenn fie auf mehrere Punkte 
vertheilt wird. — So würde denn auch 3. B. eine zehmjährige Freiheits- 
ftrafe ununterbrochen fortgefegt, empfindlicher fein, ald wenn fie mit 
einer Unterbrechung ausgeftanden würde, und noch mehr eine förperliche 
Züchtigung von 30 Stodftreihen weit härter fein, wenn fie auf Einmal 
zugefügt wird, als wenn fie etwa im drei Abtheilungen von jedesmal 
sehn Streichen ausgeführt wird. — Eben deßhalb wurde denn aud noch 
von gar feinem Gefebe diefes auf unverhältnigmäßige Strenge führende 
(erfte) Syitem wörtlich geltend gemacht. — 

Das zweite Syſtem aber (ad B), geht nah dem Grundſatze: 
„Poena major absorbet minorem“ vor, bringt daher in dem vorausge— 
fegten Falle nur die Strafe für das unter den mehreren zufammentreffen- 
den Verbrehen höchſt beftrafte in Anwendung, und läßt die Strafe 
für alle übrigen (geringeren) Verbrechen in jener aufgehen. — Allein 
diefed Syſtem würde in feiner Ruͤckwirkung einem Verbrecher, der ſchon 
einmal durch ein größeres Verbrechen eine gewiffe höhere Strafe verwirft 
hat, für alle folgenden geringer ftrafbaren Handlungen geradezu einen 
Freibrief geben, und überdieß eine relative Ungerechtigkeit gegen 
alle diejenigen einfließen, welche für das nemliche Verbrechen, das fie 
ohne Concurrenz mit anderen ganz allein begeben, d. h. für ein weit 
geringeres Verſchulden ebenfo ftrenge beftraft werden würden, wie 
jener, der eben diefed Verbrechen in Goncurrenz mit fo vielen anderen 
ftrafwürdigen Handlungen begangen hätte. 

Hieraus ergibt fih ſchon, daß ih ang dem Standpunkte der Gerech— 
tigkeit und Gefeßgebungs-Klugheit nur ein Vermittlungs-Syſtem 
(C) zwifchen den beiden bisher genannten Ertremen gutheißen laſſe, wor: 
nad nemlih bei einem ſolchen Zufammentreffen mehrerer ftrafbarer 
Handlungen zunächſt die Strafe für die darunter nach dem Gefeke relativ 
ftrafbarfte verhängt, und wegen der übrigen damit concurrirenden ftrafs 
baren Handlungen eine Berfhärfung jener Hauptftrafe, entweder nad 
ihrer Intenfität, oder durch Erweiterung in Bezichung auf das quantita- 
tive Ausmaß (d. h. in Beziehung auf ihre Ertenfion oder Dauer), oder 
durch Beigabe von Berfhärfungsarten (Zufaß- oder Nebenftrafen) in 
Anwendung gebracht werden joll. — 

Diefem (dritten) Syſteme huldiget nun offenbar auch unfer vor- 
liegendes Geſetz. Es ftellt daffelbe im $. 34 und im erften Abſatze des 
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8. 35, fo wie im erften Abfabe des $. 267 als Negel für das Zuſam— 
mentreffen aller Arten von ftrafbaren Handlungen auf, führt diefe Regel 
in der Anwendung auf die verfchiedenen Arten von Concurrenz confes 
quent und zugleich mit großer Einfachheit *) in den $$. 44 litt. a und b 
und 263 litt. a, b und | durch, und fügt derfelben in dem zweiten Abſatze 
des $. 35, fo wie in dem zweiten Abfabe des $. 267 eine eben fo 
wichtige als gerechte Beſchränkung bei. 

Was nun indbefondere die hier zu erläuternden obigen zwei 
Paragraphe 34 und 35 betrifft, fo normirt das Geſetz vorerft im $. 34 
den Fall des Zufammentreffens mehrerer Berbrehen, und zwar, da es 
nunmehr ganz allgemein, und mit Weglaffung der in dem früheren 
Geſetze enthaltenen Unterfheidung („mehrere Verbrechen verfhiedener 
Gattung“) ſpricht, fowohl die gleichartige ald die ungleichartige, 
gleihwie auch ferner die einthätlihe und mehrthätlihe Concurrenz. 
Die Vergleihung mit dem $. 44 litt. a und bezeigt Far, daß dem Gefep- 
geber die Eintheilung und das Wefen der Eoncurrenz in die gleich: 
artige oder. einartige („wenn eben daſſelbe Verbrechen wiederholt worden" — $. 44 
lt. a—), und in die ungleihartige oder mehrartige (.menn mehrere 
Berbrehen verſchiedener Art *) begangen worden find" — $. 4 lit. b —) Eoncurrenz 


— 


*) Bei Vergleichung der oben bezogenen Vorſchriften unſeres vater— 
ländiſchen Strafgeſetzes mit den analogen Beſtimmungen ſo mancher aus— 
mwärtigen neueren Strafgeſetze dürfte eine unbefangene Beurtheilung dem un— 
ferigen den Borzug zuerfennen. Während in diefen häufig cafuiftifche Be— 
flimmungen vorfommen, in wie ferne nebft der für dad firafwürbigfte der 
concurrirenden Verbrechen felbftftändig zu verhängenden Sauptftrafe von den 
Strafen für die übrigen zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen die Hälfte, 
ein Drittheil, Biertheil u. f. f. beigefügt werden fol, bat unfer Gefeg die 
Frage mit einem fehr einfachen Grundfage durchſchnitten, und bei der An— 
wendung derfelben auf die einzelnen Fälle dem vernünftigen Ermeifen des 
Richters einen angemeffenen Spielraum zugeftanden. 

) Mem die Sontroverfen der Doctrin und Prarid bekannt find, die 
ehemals über den in den analogen Stellen ded früheren Geſetzes vom 3. 
September 1803 ($. 28 und $. 37 lit. a) vorfommenden Ausdruck: „mehrere 
Verbrechen verfchiedener Gattung” erhoben worden find: der wird es gewiß 
gutheißen, daß das dermalige Gefeg alle aus dieſem vieldeutigen und nicht 
glüklih gewählten Ausdrude refultirenden Streitfragen im $. 44 lit. b durd 
die Subftitution des richtigeren Ausdrudes: „Art“ abgeſchnitten, und damit 
zugleich feftgeftellt habe, daß die ungleichartige oder mehrartige Goncurrenz in 
allen Fällen vorhanden fei, wo fi die mehreren ftrafbaren Handlungen 
unter verfhiedene gefezliche Begriffdbeftimmungen von ftrafbaren Hand« 
kungen fubfumiren laffen, ohne weitere Rüdficht darauf, ob diefe verfchie: 
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wohl befannt war, und daß er dieſe beiden Arten von Goncurrenz ganz 
gleihförmig nah dem nemlihen Grundfaße beurteilt, nemlih in 
beiden Fällen hinfichtlic der Rechtswirkung nur „als einen allgemeinen 
Erſchwerungs-Umſtand“ behandelt wiffen wollte. — 

Allein auch die andere Eintheilungsart der Concurrenz in eine 
thätliche und mehrthätliche ift ſowohl in den 88. 34 und 35, ala 
auch in den litteris a und 5 des $. 44 (gleichwie in den $$. 253 litt. a, 
b und I und 267) eingefchloffen, da eben der Gefehgeber nicht weiter 
zwifchen den verfchiedenen Arten von Concurrenz unterfhieden hat, und 
es daher auch dem Richter nicht geftattet ift, eine weitere Diftinction, oder 
Ausfheidung der einen over anderen Unterart in das Geſetz hineinzu— 
tragen, indem die obige Nuseinanderfeßung nachgewieſen hat, dag nad 
der Naturder Sache eben ſowohl die gleichartige Concurrenz („wenn 
eben diefelbe ftrafbare Handlung wiederhoit wurde”), ald aud 
die ungleichartige („wenn mehrere ftrafbare Handlungen von verſchie— 
dener Art begangen worden find“), entweder durch mehrere nadı= 
einander folgende, oder auch nur durch eine einzige Thathandlung 
vollführt werden können. — 

Durch den — hinfihtlich des früheren Geſetzes erft ın einer nach— 
träglichen Erläuterung enthaltenen *) — Zuſatz, daß zur Anwendbarkeit 
der Beitimmungen über Concurrenz nothwendig fei: „daß die mehreren 
Berbrehen Gegenftand der nemlihen Unterfuhung und 
Alurtheilung feien,“ bat der $. 34 zugleih das ſchon oben darge: 
legte Wefen der Eonchrrenz, im Gegenfaße des Rüdfalles, und der 
wegen was immer für einer flrafbaren Handlung vorausgegangenen Be— 





denartigen ftrafbaren Handlungen zufammen zur memlichen oder zu ver 
fhiedenen Gattungen gehören (verg!. übrigend unten die Erläuterung des 
$. 57). Eben jo zweckmäßig dirfte die gänzliche Weglaffung des im früheren 
$. 28 vorlommenden Ausdrudes : „verfchiedener Gattung” in dem 
jepigen $. 34 befunden werden, nicht nur deßhalb, weil diefer Ausdruch nach 
dem eben Gejagten ſchlecht bezeichnend war, fondern wohl aud darum, weil 
dur die Beifügung dieſes oder eines ähnlichen Zufapes, der $. 34 des jegigen 
Geſetzes, gleihwie dieß von dem früheren $. 28 behauptet werden mußte, 
wieder einfeitig geworden wäre, indem er dann wieder nur die Beflim- 
mung für die ungleihartige Goncurrenz enthalten hätte, während doch 
aus der Vergleichung mit $. 44 litt. a und b ($. 37 litt. a und b ded alten 
Geſetzes) die Abjicht des Gefepgeberd hervorleuchtet, daß beide Arten von 
Eoncurrenz, die ungleihartige ſowohl, ald die gleichartige, nad der nem— 
lien Regel behandelt werben follten. — 


*) Bal. die nachfolgende Anmertung am Schluffe. 
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ftrafung überhaupt ausgedrüdt. Hieraus ergibt fi als unmittelbares 
praftifch wichtiges Corollar von feldft, da die Beftimmungen über Zufams« 
mentreffen von mehreren ftrafbaren Handlungen nicht anwendbar find auf 
denjenigen Fall, wenn wider Jemanden wegen einer flrafbaren Handlung 
bereits ein ftrafgerichtlihes Urtheil, ob gleich nur im erfter Inftanz, und 
noch nicht vechtsfräftig ergangen ift, und wenn fich nachträglich noch eine 
andere von demſelben Thäter, wenn gleich vor Schöpfung des in Frage 
ftehenden Urtheild, begangene, aber zur Zeit der ftrafgerichtlichen Unter- 
fuhung und Aburtheilung über erjtere dem Gerichte nicht bekannt gewefene 
ftrafbare Handlung offenbart; — und um fo weniger auf den Fall, 
wenn Jemand erfi nach erfolgtem Urtheil über eine ftrafbare Handlung, 
fei es auch während der Strafdauer für diefelbe, eine neue ftrafbare 
Handlung begeht, denn in beiden Fällen ift die neu bervorfommende 
ftrafbare Handlung nicht mehr „Segenftand derfelben Unterfuchung 
und Aburtheilung.“ Polgerichtig wird daher in diefen beiden Fallen die 
Strafe für diefe neu hervorgefommenen ftrafbaren Handlungen ganz un— 
abhängig von dem früheren Strafurtheile, und felbititändig für fich allein 
zugefügt, in foferne nicht etwa im einzelnen Fällen etwas Abweichendes 
verfügt wird, oder die Gnade des Landesfürften vermittelnd inzwifchen 
tritt, um bei der Ausmeſſung oder Nahficht der zweiten Strafe einige 
Rückſicht auf die früher erlittene Strafe zu nehmen *). 


*) Die obige Entfiheidung, welhe aus dem erwähnten Zuſatze des 
8. 34 des dermaligen Geregcd nunmehr unmittelbar hervorgeht, hatte 
der Gaffationshof vermöge des Weſens der Concurrenz, wie daffelbe über- 
einftimmend von Doctrin und Prarid aufgefaßt wird, auch aus dem Geifte 
des früheren Gefeges ($. 28 des 1. Th.) gaefolgert, indem er laut Ge 
richtszeitung vom 6. März 1852, Nr. 29 am 8. Jänner 1852 die Nich— 
tigkeitöbeichwerde gegen ein Strafurtheil verwarf, wodurdh Jemand, der wegen 
Diebftahl bereits zu einer vierjährigen Kerkerſtrafe verurtheilt worden war, 
und in Strafe faß, wegen eines nah diefem Strafurtheile begangenen Dieb» 
jtahld meuerlich zu vierjähriger Kerkerfirafe mit der Beftimmung verurtheilt 
wurde, daß diefe zweite Strafe erft nah Beendigung der erften zu laufen 
beginnen, und daß daher eine Einrechnung der beiderfeitigen Strafnauer 
nicht Statt finden fol. — Der Gaffationdhof begründete dieſe Entfheidung 
unter anderen auch mit der Hinweifung, „da* der erwähnte 8. 28 (nunmehr 
$. 34) nur auf die vor dem Strafurtheile begangenen ftrafbaren Handlun— 
gen, dagegen auf ein erft nach demſelben begangenes neues Verbrechen 
feine, und zivar nicht einmal analoge Anwendung finde, und daß dieſes 
vielmehr nach dem Gefege einer felbitftändigen Beftrafung unterliege.” 
Allerdings lag diefe Entiheidung auh im Geiſte einer zu dem früheren 
Geſetze kundgemachten Special: Erläuterung des höchſten Geſetzgebers ſelbſt, 


[trafgef. 1. Thi. II. Haupif. 55. 34u.35.] 456 [Von Perafung der Verbrechen überhaupt .] 


Die eigentlih disponirende Beftimmung diefes Paragraphes 
aber, fo wie des erften Abfabes des 8.35 liegt nach dem Vorausgeſchick⸗ 
ten in der Anordnung: „daß in jedem Kalle des Zufammentreffens 
mehrerer Verbrechen, oder von Verbrechen mit Vergehen und Uebertretun— 
gen der Schuldige nah derjenigen diefer mehreren flrafbaren Hand» 
lungen, worauf die [härfere Strafe gefegt ift, jedoh mit Bedacht 
auf die übrigen ftrafbaren Handlungen, beftraft werden ſoll.“ 

Es find daher für die Anwendung diefer Verfügungen zwei Mor 
mente zu beftimmen, nemlich 

a) welhe von den für die verfehiedenen ftrafbaren Handlung en 
feftgefeßten verfhiedenen Strafen ift im Sinne des Geſetzes ald die 
fhärfere anzufehen? und 
b) in welcher Weife ift denn der von dem Geſetze angeordnete 
Bedacht auf die übrigen ftrafbaren Handlungen in Ausführung zu 
bringen? 

In der erfteren Beziehung (ad a) ſcheint es 

aa) vorerft außer allem Zweifel zu ftehen, daß die relative Schärfe 
oder größere Schwere der Strafen fih zunächſt nach Maßgabe der von 
dem Gejege felbft in Verbrechen einerfeits, und Vergehen oder Uebertre- 
tungen and’rerfeits abgeftuften Categorien von ftrafbaren Handlungen 
beftimme, fo daß die für ein Verbrechen feftgefeßte Strafe jedenfalls 
für eine ſchärfere als die für ein Vergehen oder eine Uebertretung ver: 
hängte Strafe anzufehen if. Denn nah dieſer Abftufung einerfeits in 
Berbrechen, und and’rerfeits in Bergehen und Uebertretungen hat ja das 


indem laut des Yuftizhofdecreted vom 22. Februar 1822, Nr. 1843 der J. G. S. 
über die Frage: „ob ein zu einer Arreftitrafe verurtheilter Polizei-Ueber— 
treter, wenn er während feines fiber dad ergangene Urtheil ergriffenen 
Recurfes, mit welchem er abgewiefen wurde, wegen einer zweiten 
fhweren Polizei-Uebertretung wieder zu einer Arreftitrafe verurtheilt 
wurde, beide Arrefte abgefondert audzuftehen babe, oder ob in einem 
folden Falle nad dem $. 393 des I. Theild ($. 267 des jetzigen Geſetzes) 
und rüfjihtlih nah dem 8. 28 ded L Theild (8. 34 des gegenwärtigen 
Gefepes) nur Eine, und zwar die höchſte Strafe zu verhängen wäre * — 
Ce. Majeftät mit U. h. E. vom 15. Jänner 1822 die Auslegung ber 
(ebenerwähnten) 88. 393 U. und 28 I. Theils in der Art zu genehmigen 
gerubt Haben: „daß ein ſolcher Uebertreter die auf jede der beyangenen Weber: 
tretungen feſtgeſetzte Straſe befonderd auszuftehen habe, weil nemlich diefe 
Paragrapbe fih nur auf jene Uebertretungen der Gefepe beziehen, die einen 
Gegenftand derfelben Unterfuhung bilden; weil das eine Urtheil 
bereit! gefchöpft und dem Inquifiten kundgemacht war.“ 
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Geſetz felbft ein ganz anderes Strafen-Syftem und verfchiedenartige 
Strafen, fowohl in Beziehung auf die Hauptarten der Strafen ($. 12 
verglichen mit $. 240 und oben Seite 359), als auch in Beziehung auf 
die Berfhärfungsarten der Nebenftrafen ($. 19 verglichen mit $$. 250 
und 253), und bei beiden wieder fowohl hinfichtlich der Qualität der 
Strafübel, ala auch hinfichtli der Ertenfion der nemlihen Strafübel 
($8.14—17 und 20—25 verglichen mit $$.241—249 und 254— 258), 
fo wie verfchiedenartige anderweite Wirkungen der Strafurtheile ($$.26 — 
29 verglichen mit $$. 251, 252, 262 und 268 angeordnet, und fofort 
nach der gedachten Abſtufung der frafbaren Handlungen aud die 
Strafen in jeder Beziehung in ſchwerere (fhärfere) für die Ver— 
brechen, und minder ſchwere (für die Vergehen und Uebertretungen) 
abgeftuft, folglih muß im Geifte des Gefekes die Strafe für ein Ber- 
brechen immer als eine fhärfere, als jene für ein Vergehen oder eine 
Uebertretung angefehen werden *). — Diefe Anfiht kann aber keineswegs 


*) Die oben verfohtene Anfiht wurde von dem Caſſationshofe auch 
aus den früher beftandenen Straf-Gefepen ($. 28 des T. Ih. des St. G. B. 
dom 3. September 1803 und Art. XI des Einführungs-Geſetzes zur St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850) abgeleitet, und bei Berwerfung einer gegen dieſe An- 
fiht erhobenen Richtigkeits-Beichwerde (der Staatsanwaltihaft) in einem Er: 
fenntniffe vom 16. October 1851 (Nr. 271 der Gerichtäzeitung) zur Geltung 
gebracht. — 


Nah den ebenerwähnten früheren Geſetzen ergab fih freilich für 
jene Länder, wo die St. P. D. vom 17. Jäuner 1850 gilt, aus der obigen 
Anfiht für den Fall des Zufammentreffens eines Berbrechend mit einem Ber- 
geben oder mit einer Mebertretung manchmal die praktiiche Inconvenienz, daß 
der Schuldige, über weldhen in diefem Falle zunächſt die Kerferfirafe für 
das Verbrechen zu verhängen, und daher von der für das Vergeben oder die 
Vebertretung vorgeichriebenen Gemwerböverluft-, Geld» oder Waarenverfalld-Strafe 
zu abftrabiren war, von biefer zweiten Strafe, die für ihn vielleicht um 
Vieles empfindlicher und ſchwerer geweſen wäre, als eine entiprechende Ber: 
längerung der Kerkerjtrafe, gänzlich entbunden wurde, und daß ihm daher ge 
wiffermaßen der Umftand, daß er nebft einem Verbrechen noch ein Bergeben 
oder eine Mebertretung begangen hatte, zum Bortheile gereichte. — Eben 
diefe Unzukömmlichkeit trat gerade auch bei dem worerwähnten, der Entichei- 
dung des Caſſationshofes unterzogenen Rechtsfalle ein: dennoch erkannte diefer 
höchſte Gerichtshof, trog der bemerkten pradtifchen Iuconvenienz, nah Maß— 
gabe der obigen im Geifte des Gefepes liegenden Anfiht. — Um wie viel 
mehr wird fih eben diefe Anficht als die gefeglich richtige nach dem nun 
mebrigen Gefepe bdarftellen, da baffelbe durch den Schlußſatz des $. 34 
und ebenfo des $. 267 bereits vorgebaut hat, daß die erwähnte praktifche 
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auf das Mechfelverhältnig der Strafen für Bergehen einerfeit® und 
Uebertretungen and’rerfeits ausgedehnt werden, da in unſerem Gefeße 
zwifchen diefen beiden Categorien von ftrafbaren Handlungen fhon an 
und für fich Fein innerer Unterfchied (Seite 67— 71) angenommen ift, 
und da namentlich für beide Gategorien ſowohl im Grumdfage, als in 
den Einzeln» Beftimmungen diefelben Strafbeftimmungen gege 
ben find ($$. 240—268 und oben Seite 70 am Ende). — 

Ebenfo zweifellos und kaum einer Erwähnung bedürftig ift es 
fernerhin, daß 

bb) in dem Falle, wenn es fih nur um das Zufammentreffen 
mehrerer Berbrehen handelt, dann, wenn das eine derfelben mit der 
Todesftrafe, das andere oder die anderen aber mit Kerferftrafe verpönt 
find, im Geifte unferes Geſetzes dasjenige ala das mit der relativ 
f&härferen Strafe belegte Verbrechen anzufehen ift, worauf die Todesſtrafe 
fteht; und daß 

ce) in dem Falle, wenn auf eines der concurrirenden Verbrechen 
ſchwere Kerkerftrafe, auf die anderen aber nur einfacher Kerker, jedoch 
beiderfeitig in gleiher geſetzlicher Dauer feftgefeßt ift, die 
gleichlange ſchwere Kerkerftrafe als die relativ fhärfere anzufehen ift. — 

Auch für den Fall ſcheint keine befondere Erörterung nothwen- 
dig,. wenn 

dd) auf jedes der concurrirenden Verbrechen nah Art und Dauer 
diefelbe Strafe feftgefeßt ift. In dieſem Falle ift freilich die wörtliche 
Anwendung der vorftehenden gefeglihen Vorſchrift nicht möglich; allein 
es leuchtet ein, daß auch in diefem Falle, wenn anders das oben (Seite 
451) dargelegte von dem Gefeße gewählte Vermittlungs-Syſtem C nit 
gänzlich eludirt werden foll, nicht etwa eine bloße Zufammenrehnung 
der mehreren gleihen Strafſätze Statt finden dürfe, fondern daß 
auch hier felbftftändig nur der Eine von diefen gleihen Strafſätzen, und 
zwar im Geifte des Geſetzes ungezweifelt zunächft für dasjenige der 
mehreren concurrirenden Berbrehen in Anwendung zu kommen habe, 
welches dem Richter in concreto unter denfelben das relativ ftraf- 
würdigfte erfcheint, Hinfichtlich der übrigen Verbrechen aber nur derjenige 
Bedacht auf die Derfhärfung diefer Einen Strafe genommen werden zu 
müffen, wovon unten ad lit. b näher die Rede ift. 


— — 


Inconvenienz nach dem neuen Geſetze nicht mehr eintreten kann (vgl. unten 
auf Seite 461 und 462 dic Erläuterung des zweiten Abſatzes des $. 35). 
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Zweifelhaft fheint daher wohl nur der Fall zu fein, wenn 

ee) ein Berbrehen mit ſchwerer Kerkerftrafe von fürzerer 
Dauer mit einem oder mehreren Verbrechen mit einfacher Kerkerftrafe 
von längerer Dauer concurrirt. Dieß ift freilich nur in jenem Falle 
möglih, wenn ein mit ſchwerer Kerkerftrafe in der Dauer von ſechs 
Monaten bis zu einem Jahre mit einem oder mehreren Verbrechen con- 
eurrirt, worauf einfacher Kerker von -einem bis zu fünf Jahren ſteht; 
denn für alle anderen Concurrenz-Fälle von mehreren Verbrechen, worauf 
theils einfacher, theils fchwerer Kerker fteht, ift der Fall unpraktiſch, weil 
das Gefeß für den einfachen Kerker nie einen höheren Straffab als 
höchſtens bis zu fünf Jahren angeordnet hat, und weil daher die Voraus - 
fegung einer für den Straffaß mit einfacher Kerkerftrafe längeren 
Dauer, als für einen Straffaß mit ſchwerer Kerkerftrafe, nur in dem 
ebenerwähnten Falle eintreten kann. Diefer Fall aber kann fi fehr 
häufig begeben, wenn man die $$. 79, 82, 86, 89, 97, 100, 178 und 
204, in denen überall der Straffaß des ſchweren Kerkers von ſechs 
Monaten bis zu einem Jahre vorkommt, mit den $$. 64, 66, 72, 80, 
151, 154, 160, 163, 164, 186, 20% und 208 zufammenhält, da die 
legteren allenthalben den Straffaß des einfachen Kerkers von einem bie 
zu fünf Jahren einfchließen. — 

Es ſcheint aber wohl ebenfalld außer Zweifel zu fein, daß im 
Sinne unferes Geſetzes die bisher meines Wiſſens übereinftimmend 
auch von der Praxis feftgehaltene Anficht die richtige iſt, wornad 
nemlih die ſchwere Kerkerftrafe, wern gleich in der Fürzeren Dauer 
von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, im Bergleihe zum einfahen 
Kerker in der Dauer von einem Jahre bis zu fünf Jahren, als die 
fhärfere angefehen werden müffe, nicht nur deßhalb, weil das Gefeg 
fetoft ($. 14 und vgl. oben Seite 369) erklärt, daß dir Abjtufung der 
Kerkerftrafe in zwei Grade, nemlicd in den ſchweren und einfachen 
Kerker auf dem „Unterfhiede der Strenge” (i. e. Intenfität, innere 
Stärke, Schwere oder Schärfe) beruhe, und daß daher der fihmwere 
Kerker felbft bei fürzerer Dauer für eine relativ ſchärf ere Strafe ala 
der einfache Kerker anzufehen fei; fondern insbefondere auch aus dem 
Grunde, weil mit der ſchweren Kerkerftrafe noh mehrere Nachtheile 
und fehr empfindliche Geſetzes-Wirkungen verknüpft find, welche der 
Berurtheilung zur einfachen Kerkerftrafe noch keineswegs ankleben ($. 27), 
und weil endlich unfere Gefeße diefen viel ftrengeren Charakter der 
ſchweren Kerferftrafe, fo wie überhaupt die Anficht, dag die Eintheilung der 
Kerkerſtrafe nahdem Grade der Strenge ein viel wichtigered Moment eins 
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fchließe, als die Dauer derfelben ift, auch dadurch ausſprechen, daß fie 
dem Richter theild der erften, theils der höheren Inftanz einen größeren 
Spielraum in Beziehung auf die Herabfeßung der Strafe in der Dauer, 
als Hinfichtlih der Verwandlung des Grades derfelben eingeräumt 
haben (Sieh' $. 55 des dermaligen Strafgefeßed, $. 441 der Strafs 
verfahrend-Vorfihrift vom I. Theile des St. G. B. vom 3. September 
1803, und $. 346 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 ). — 

In Beziehung auf die zweite, oben ad b erwähnten Frage find Die 
$$. 44 litt. a und b und 49— 51 unſeres Gefeged maßgebend. — In 
der erfteren diefer Gefebesftellen hat das Gefek fowohl die Anhäufung 
von verfchiedenartigen, ald auch die Wiederholung der nemlichen Ber: 
drehen fchlehthin für einen Etſchwerungs-Umſtand erklärt, und 
ebendadurch bereits ausgefprodhen, daß der nach $. 34, nebft der für die 
ftrafwürdigfte der concurrirenden ftrafbaren Handlungen felbftftändig zu 
verhängenden fhärfeften Strafe, noch zu erwägende Bedacht auf die 
übrigen ftrafbaren Handlungen in jener Art in Ausführung zu bringen 
fei, welche nad der Ueberſchrift des fünften Hauptitüces für die „Ans 
wendung von Erſchwerungs-Umſtänden“ überhaupt, und insbefondere 
durch die 88. 49— 51 deffelben vorgezeichnet ift. Hieraus folgt alfo, 
daß nah Mafgabe des $. 50, wegen diefes „Bedachts auf die übrigen 
eoncurrirenden ftrafbaren Handlungen“ , die für die frafwürdigfte Hand- 
lung darunter, etwa zu verhängende Todes- oder lebenslange Kerkerftrafe 
gar nicht verfhärft, aber auch die für diefelbe beftimmte zeitliche 


*) Ein ſechſter Fall, welcher in Beziehung auf die relative Schärfe 
zwiſchen verfchiedenartigen Strafen etwa noch in Frage geftellt werden könnte, 
bezöge fich darauf: „welche von den verfchiedenen für Verbrechen feftgefegten 
Berfhärfungsarten (Mebenftrafen) einer gefeglihen Hauptitrafe im Falle 
ihres für concurrirende Verbrechen eintretenden Zufammentreffend ald die 
relativ »fchärfere anzufehen wäre? — Allein der Fall ift gänzlich unpraktiſch, 
da dad dermalige Gefeg nirgends mehr eine beftimmte Verfhärfungsart 
bei den einzelnen Verbrechen fpeciell anordnet, ſondern nur im Allgemeinen 
von Berfhärfung der gefeglihen Strafe megen Erſchwerungs-Umſtänden 
fpriht, daber nah der Maren Borfchrift der 88. 19 und 51 dem Richter 
ganz freie Wahl zwifchen den verfchiedenen Berfhärfungsarten der Kerkerftrafe 
für Verbrechen eingeräumt hat. 

Auch der $. 40 macht hiervon feine Ausnahme, da in dem dafelbft 
vorausgefegten Falle die Verſchärfung der Landesverweifung ohne alle Rüd: 
fiht auf die Beichaffenheit des Verbrechens, und auf die fonftige deß— 
halb flattfindende Beftrafung, blod wegen der Eigenfhaft der Perjon 
angeordnet ift, 
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Kerkerftrafe weder in dem Grade erfchwert, noch in der Dauer über das 
Marimum des geſetzlichen Straffages in concreto hinaus verlängert 
(88. 49 und 51), fondern höchſtens bis ausſchließlich zu diefem 
Marimum ausgedehnt (vergl. oben Seite 375—377), und außerdem 
nach $. 51 durd eine oder mehrere der im $. 19 ae Verſchär⸗ 
fungsarten verſchärft werden darf. — 


Von großer praktiſcher Bedeutung iſt zudem die in dem zweiten Abſatze 
des $. 35 ausgeſprochene, und auch für den analogen Fall des zweiten 
Theile des Strafgefebes im zweiten Abfabe des $. 267 angeordnete 
Verfügung. Sie läßt fi) in folgende, die diepfälligen Anordnungen beider 
Theile des Strafgeſetzes umfchließende, Beftimmung zufammenfaffen : 


„Wenn Berbrechen mit Berbrehen; — oder Verbredhen mit Ver- 
gehen ; — oder Verbrechen mit Mebertretungen,; — oder Verbrechen mit 
Verbrechen, und zugleich mit Vergehen und etwa auch mit Uebertretungen; 
— oder Vergehen mit Vergeben; — oder Bergehen mit Uebertretungen; 
— oder Vergehen mit Vergehen und Webertretungen; — oder endlich 
Uebertretungen mit Uebertretungen zufammentreffen: und wenn auch nur 
wegen einer diefer zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen entweder 


&) der im $. 28 (obligatorifch) angeordnete gänzliche oder theil- 
weife Verfall einer Caution zu verfügen ift; oder 

P) nad dem Ermeffen des Richters die im $. 29 (facultativ) vor 
gefehene Suspenfion oder gänzlihe Einftellung des Erfheinens einer 
periodifhen Druckſchrift; oder 

y) die eben da (gleichfalls facultativ) vorausgefeßte gänzliche oder 
theilweife Vernichtung von Drudihriften, fo wie die Zerftörung der zu 
ihrer Vervielfältigung dienenden Zurichtungen zu verfügen wäre; oder 
wenn auch nur auf eine diefer concurrivenden ftrafbaren Handlungen 

6) in irgend einem Geſetze eine Geldftrafe; oder 

e) der im $. 240 lit. b und im $. 241 bezeichnete Berfall von 
Waaren, Feilfchaften oder Geräthe; oder 

&) der im 8. 240 lit. e und $. 242 vorgefehene Berluft von 
Rechten und Befugniffen feſtgeſetzt ift; fo müffen nebft der fonftigen ge- 
feßlihen Strafe jedenfalls aud ſämmtliche fo eben (unter litt. «—&) 
aufgezählten Strafen und gefegliche Wirkungen in Bollzug gefeßt werden. “ 

Der legislative Rechtfertigungs - Grund diefer gefehlihen Anord- 
nung, welche in dem früheren Strafgefege gar nicht, und in dem prov. 
Preßgefege hinfichtlich der f. g. Preß-Uebertretungen nur theilweife ent- 
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halten war *), liegt in eben jenen Betrachtungen, welche oben (Seite 452) 
gegen das ſ. g. Abſorptions-Syſtem (B) geltend gemacht wurden, und 
welche zugleich in der nach dem bisherigen Gefeße gefchehenden Straf: 
Ausmeffung für den Fall einer Concurrenz eine praftifche Inconvenienz 
aufzeigten (vergleiche auf Seite 457 und 458 die Anmerkung). Ohne 
eine folde Beflimmung würde es nemlich in einzelnen Fällen wieder ge- 
Ihehen können, daß die im derlei Concurrenz = Fällen zu verhängende 
Ihärffte Sreiheits- Strafe zugleich die angeführten anderen Strafen und 
gefeglihen Wirkungen, welche etwa für die übrigen zufammentreffenden 
ſtrafbaren Handlungen feftgefeßt wären, und welche für den Schuldigen 
vielleicht um Vieles empfindlicher als die Freiheitsftrafe feldft fein wür- 
den, gänzlich abforbiren, und daß fofort dem Schuldigen der Umftand, 
daß er außer der Hauptfchuld fich noch auderer concurrirender ftrafbarer 
Handlungen ſchuldig gemacht hat, wieder zum Vortheile gereichen würde. 
Dabei liegt am Tage, daß durd; die Ausführung der in Den $$. 35 und 
267 enthaltenen Anordnung Niemandem ein Unrecht gethan wird, denn der 
Schuldige hat ja die mehreren ftrafbaren Handlungen, worauf die vor— 
ausgeſetzten heterogenen Strafen verhängt find, wirklich begangen, 
und kann Daher nicht über Unrecht Klagen, wenn alle von ihm für diefe 
einzelnen Handlungen verwirkten Strafen ihm wirklich zugefügt werden. 
Gegen diefe ausnahmamweife Gumulirung mehrerer Strafen für die 
mehreren zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen können daher auch 
nicht jene Gründe geltend gemacht werden, welche oben (Seite 451 und 452) 
gegen das f. g. Cumulations-Syſtem überhaupt angeführt wurden, eben 
weil es fih hier nicht mehr um Zufammenrechnung gleichartiger Straf: 
übel zu einer dadurch zugleich am Intenfität fteigenden Summe handelt **). 





*) Die Vergleihung mit dem oben (Zeite 447) angeführten 8. 38 ded 
prov. Preßgefeked vom 13. März 1849 zeigt nemlich, daß das Tegtere eine 
der obigen ähnliche Beftimmung nur für den Fall des Zufammentreffens 
mehrerer PrefisUiebertretungen, und felbft da nur hinſichtlich des Cautione— 
Verfalles angeordnet hatte. 

») Ganz unbegreiflih ift mir daher nach dem klaren und ganz allge 
mein lautenden Worte dee $. 35, fo mie nach Maßgabe der offenliegenden 
Gründe, welche der im zmeiten Abfage deffelben ausgeſprochenen Anordnung 
dad Wort führen, die, wenn gleich nicht ohne Scharffinn herausgedeutelte 
Befhränfung, welche Harum in feiner bereitö bezogenen Monographie über 
die neue Prefordnung (Seite 44 und 45) dem 8. 35 zu geben vermeint. 
Diefer achtbare Schriftfteller meint nemlich, daß im falle des 8. 35 bie in 
den 88. 28 und 29 vorgefehenen Folgen nur in dem falle einzutreffen hät- 
ten, wenn das mit anderen ftrafbaren Handlungen zufammentreffende Ber- 
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Sehr verſchieden aber von dem Zuſammentreffen mehrerer ftrafs 
barer Handlungen ift derjenige Fall, wenn Jemand fi) einer ftrafbaren 


breben durch Drudihrift begangen fei: „weil ja die eben bezogenen 88. 28 
und 29 überhaupt nur dann Anwendung zu finden haben, wenn ein Ver: 
brehen durch die Drudichrift begangen wurde,“ und „weil es allen Grund: 
fägen über Verantwortlichkeit und dem Geifte des Gefepes felbft ($. 31) zus 
wider wäre, die Gautionderleaer und fonftigen AIntereffenten einer Druckſchrift, 
durdy welche nur eine minder firafbare Handlung, aber fein Berbrechen bes 
gangen wurde, mit den nur auf fegtered gefegten Streffolgen zu treffen, blos 
weil der in Anfehung der Drudihrift Echuldige, ganz unabhängig davon, 
auch ein Perbrechen begangen hat.“ — 

Allein diefer fonderbaren Interpretation fteht vorerft der beftimmtefte 
Mortlaut des 8. 35 geradezu entgegen, der ja fchlechtiveg erflärt, daß die 
befonderen Beftimmungen der 88. 28 und 29 in Anwendung zu bringen feien, 
wenn auch nur eine, alfo was immer für eine der zufammentreffenden 
firafbaren Handlungen, und nicht gerade das darunter befindliche Verbrechen 
durd den Inhalt einer Drudichrift begangen wurde. — Es it allerdings 
rihtig, daß durch dieſen Paragraph die 88. 28 und 29 bezogen werden: 
aber in welcher Beziebung® — Diefe legteren zwei PBaragrapbe entyalten 
nemlich einige dispofitive Beitimmungen über Gautiong-Perfall, Einftellung 
einer periodiſchen Drudichrift, Vernichtung von Drudichriften, Zerftörung von 
Borrichtungen u. dgl., und fügen ald Bedingung des Eintrittes diefer Dispo» 
fitionen den Uniftand bei: „wenn ein Verbrechen durd) eine Drudjchrift be: 
gangen wird.“ Nun verfügt aber, wie fo eben erwähnt wurde, der $. 35 ebenſo 
einfach als klar nichts Anderes, ald daß die Beftimmungen, alſo blog, daß 
die Diepofitionen ber genannten zwei $$. 28 und 29 jedenfalls in An- 
wendung zu bringen feien: „wenn auch nur eine (d. h. was immer für 
eine) der zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen durd den Inhalt einer 
Drudfchrift begangen wurde.“ Das Gefeg hat alfo nicht nur die Bedingung, 
welche in den $$. 28 und 29 für das Eintreten der mehrerwähnten Dispoſi— 
tionen beigerüdt worden ift (daß nemlich die nur dann Statt finden fol, 
wenn ein Berbrehen durch die Drudichrift begangen worden ift), nicht 
wiederholt, fondern fogar ausdrüdlich eine andere Bedingung an deren 
Stelle geſetzt. Wahrhaftig, ich wäre um den Auddrud verlegen, durch mel 
hen dasjenige, was der Geſetzgeber fo deutlich audgefprochen hat! „Die 
Didpofitionen der 88. 28 und 29 follen ausnahmsweiſe aud dann 
Anwendung finden, wenn auch nicht gerade die in diefen beiden 88. vorge: 
fehbene Bedingung, jondern nur ein anderer Fall eintritt, wenn nemlid nit 
gerade dad Verbrechen, jondern was immer für eine der zufammentreffen: 
den ftrafbaren Handlungen durh die Drudichrift begangen worden iſt:“ 
wie, fage ich, diefe Anordnung noch fchärfer und fürzer hätte ausgedrückt 
werden können. — Noch weniger bin ich im Stande, den zweiten obigen von 
dem Herrn Verfaffer für feine Interpretation geltend gemachten ®rund and 
nur zu begreifen; denn die in den 88. 28 und 29 feftgefepten und eben 
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Handlung fhuldig macht, der ſchon einmal wegen einer gleichartigen, 
oder wegen einer anderen ftrafbaren Handlung in ſtrafgerichtlicher Un— 
terſuchung geftanden, und fhuldig erklärt worden war. — 


erſt aufgezählten Folgen können ja im Hinblide auf die 88. 251, 252 und 
267 auch bei der vorausgefepten Goncurrenz doch nur in dem Falle verhängt 
werden, wenn die im $. 35 feftgefeßte Bedingung eintrifft, d. b. wenn menig- 
ſtens Eime der concurrirenden flrafbaren Handlungen durh den Inhalt 
einer Drudfhrift begangen wurde, wenn alfo diefe Folgen nach Bor: 
fehrift der 88. 28 und 29 oder der 88. 251 und 252 fih ald wirflid 
verfhuldet barftellen, und werben daher auch nur in jo weit zugefügt, 
ald der Schuldige durch eben diefe, wenn gleih nebft anderen, begangene 
ftrafbare Handlung doch auch jene befonderen Straf-Felgen verdient, oder 
für die Drudichrift, durch melde er verfchuldete, verwirkt hat. — Es ift 
daher, wenn.man einmal die oben (Seite 430—432) auseinander gefegten 
Gefihtspunfte über die reale Haftung der Journal-Cautionen für alle 
dur dad Journal berbeigeführte Schuld gelten läßt, nicht abzufehen, wie 
gerade in dem vorausgeſetzten Falle den Gautiond- Erlegern und fonftigen 
Antereffenten einer Drudfhrift dadurd ein Unrecht zugefügt werden follte, 
daß der durch den Inhalt der Drudfchrift verfchuldete und geſetzlich ver- 
wirfte Cautions-Verfall wirflih vollzogen wird. — Der Umftand, daß der 
Schuldige nebftbei aud noch ein Verbrechen auf eine andere Art ala durch 
Drudichrift begangen hat, bleibt ja für diefe anderen Intereffenten ohne alle 
Wirkung. — Merfwürdig genug erfennt aber derfelbe Herr Berfaffer jelbft an, daß 
das Gefeg bei feiner Auffaffung eine fehr wunderliche Lücke darbieten würde, 
indert dann in jenem Falle, wenn ein Berbrechen mit einem Vergehen 
concurrirt, wobei aber die vielerwähnten Folgen eben nur wegen des Ver: 
gehen einzuireten hätten, diefelben dennoch nicht eintreten könnten, da für 
diejen fall weder durch den $. 35, noch durch den $. 267 vorgefergt fein 
würde. Da nun dieß offenbar der Gonfequenz des gefeglihen Grundes 
zuwider wäre, fo meint Harum, daß man bdiefen Fall ergänzen, und 
daher auch für diefen Fall, wenn gleich nah feiner Anfiht wider den 
Wortlaut des Gefeged (!) gewiffermaßen mit augdehnender Auslegung 
dejjelben diefelbe na htheilige Folge in das Gefeß hineinlegen müſſe. — 

Wozu aber diefer lange Apparat?! Erft fünftelt man dem Gefege durch eine 
höchſt geziwungene Interpretation eine Lücke hinauf, die man dann durch cine 
zweite Künftelei wieder zu edcamotiren fucht; — durch eine zweite Rünftelei aber, 
welche nicht blos dem Gefepe überhaupt Zwang anthun, fondern noch überdieß 
mit dem wichtigften Auslegungs-Grundfage in diametralen Widerſpruch treten 
würde (vgl. oben Seite 9E—105). 

Man bleibe bei dem einfahen Wortlaute des Geſetzes ftehen, und 
ed kann weder ein Zweifel, noch die hineingefchraubte Lücke entftehen ! 
Möchten doch überhaupt unfere jüngeren väterländiſchen Schrifttelfer, möchte 
inöbejondere ein fo talentvoller und fcharffinnbegabter Autor, wie Herr 
Profeffor Harum ift, fi vor jeder Haarfpalterei hüten, und den öfterreichi- 
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Man nennt dieß Rückfall im weiteren Sinne; dann aber, 
wenn der Schuldige diefelbe oder doch eine gleichartige ſtrafbare Hand— 
lung begeht, als wegen welcher er bereits früher einmal abgeurtheilt wor: 
den ift, und wirklich ganz oder theilmeife eine Strafe ausgeftanden hat, 
Rüdffallim engeren oder eigentliden Siune — 

Der Sprachgebraud der Wiffenfhaft und unferes pofitiven Ge 
ſetzes ſtimmen darin überein, daß man den Rückfall im weiteren und 
im engeren Sinne nicht unter die Begriffebeftimmung der Concurrenz 
fhieben dürfe, da diefe ald wefentlihes Merkmal vorausfegt, daß 
die concurrirenden ftrafbaren Handlungen den Gegenftand des nemli- 
hen Strafprozeffes, und daher das Subftrat eines und deffelben 
Straf-Urtheiles bilden (vergleihe $. 34). Hieraus folgt, daß der Rück— 
fall in beiden erwähnten Bedeutungen Teineswegs nah den fo eben 
erklärten gefeglichen Beftimmungen über das Zufammentreffen be 
handelt werden dürfe; und dieß um fo weniger, da unfer Gefek für 
den Rüdfall im engeren Sinne ohnehin fowohl binfihtlih der Ver— 
brechen ($. 44 lit. e), als auch hinfichtlih der Vergehen und Uebertre- 
tungen ($. 263 lit. b) eine befondere Vorſchrift gegeben hat. — 
Durch diefe Gefeßesftellen ſcheint zwar der Rückfall im engeren Sinne 
der Eoncurrenz umd insbefondere der Wiederholung *) einer ſtraf— 


hen Geſetzen, die insbefondere durch ihre Ungefchminktheit, und ‚natürliche 
Einfachheit in der Diction fih auszeichnen, nicht überall Subtilitäten uns 
terjchieben, an die bei der Gefepes-Redaction fein Menfh dachte! — Dadurch 
macht fich die Doctrin der Praxis unzugänglich und unpraftifh! Darin liegt 
einer der Erflärungsgründe, warum in unferem VBaterlande die Doctrin nicht 
praktiſch, und die Prarid nicht wiffenfchaftlih werden will! — 

*) Das Gefep hat im $. 44 lit. b verglichen mit lit. c die „Wieder: 
holung“ eben deffelben Berbrechend dem Rüdfalle im eigentlichen Sinne 
des MWorted, nemlih dem Kalle „wenn der Verbrecher fchon wegen eines 
gleihen Verbrechens geftraft worden iſt“ geradezu entgegengefept, 
und aud dur die Ausdrucksweiſe im $. 263 lit. b angezeigt, daß man unter 
der Wiederholung einer ftrafbaren Handlung, wenn das Gefep dieß (mie 
eben im $. 263 lit. b) nicht insbefondere beifügt,. keinedwegd auch den 
Rückfall mit zu verftehen babe. Dadurd hat ſich unfer Gefep auch mit dem 
gemeinen Sprachgebraude in Mebereinftimmung gefept, indem auch diefer uns 
beftritten nur „die mehrmalige Begehung der nemlihen ftrafbaren Handlung 
(gleichartige Concurrenz)“ verfieht, ohne daß der Schuldige bisher 
für eine derfelben bereits beftraft worden ift. — Diefe Ausſchei— 
dung ded Nüdfalles aus dem Umfange des Ausdrudes: „Wiederholung” oder 
„mehrmalige Begehung derfelben ftrafbaren Handlung” ift von praktiſcher 
Wichtigkeit in jenen Fällen, wo das Gefeg wie z. B. im $. 167 litt, b und d 
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baren Handlung (Zufammentreffen von gleichartigen frafbaren Hand» 
lungen) in der Rechtswirkung gleich geftellt zu fein, da das Gefek das 
ſelbſt den Rückfall, gleichwie dieß Hinfichtlich der Wiederholung geſchieht 
($. 44 lit. b und $. 263 lit. b), ſchlechthin als Erſchwerungs-Um— 
ftand aufführt. Allein daraus folgt nur, daß auf den Rückfall im 
engeren Sinne allerdings diejenigen Gefepeö-Beftimmungen An— 
wendung zu finden haben, weldhe von Erfhwerungs-Umftänden 
überhaupt gelten ($$. 48—51 und 365, und vergleiche das oben 
Seite 460 und 461 Gefagte) ; keineswegs aber ift darauf auch ſchon die 
nur für die Concurrenz feftgefehte Regel des 8. 34 und des erften 
Abſatzes des $. 267, und ebenfo wenig find auf den Rückfall Die im 
im zweiten Abfabe des $. 35 und im zweiten Abſatze des $. 267 ange— 
ordneten (und eben erft Seite 461 und 462 erörterten) Ausnahmebe- 
ftimmungen in Anwendung zu bringen *). — 

Noch weniger findet eine Analogie zwifchen dem Rüdfalle in dem 
erwähnten weiteren Sinne und der eigentlichen Concurrenz Statt; 
denn der erftere ift im Geſetze nicht einmal insbeſondere als ein Erſchwe— 
rungs-Umftand aufgeführt, und darf daher nach der VBorfchrift des Art. IV 
des K. M. P. (vgl. oben Seite 98— 104) um fo weniger auch nur als 
ein eigentliher Erfhwerungs-Umftand in Rechnung fommen, da unfer 
Geſetz in den 88. 223 lit. b, 225, 526 und 528 ſchlechtweg anordnet: 
„daß die für eine (früher begangene) ftrafbare Handlung bereits ausge— 
ftandene Strafe diefelbe tilge. — Höchſtens mag eine folde ſchon ein- 
mal erfolgte Abftrafung wegen anderer erfolgter frafbarer Handlungen 
als ein hie und da fogenannter negativer Milderungs-Umftand, d. h. als 
Mangel des im Geſetze ($. 46 lit. b und $. 264 lit. b bezeichneten Mil- 


— 


auf die letztere eine beſondere ſchärfere Strafbeſtimmung verhängt hat, 
welche daher auf den Rückfall um ſo weniger angewendet werden darf, als 
hinſichtlich der früher begangenen ſtrafbaren Handlungen, wofür der Schuldige 
bereits abgeſtraft worden iſt, nach der Vorſchrift der $$. 223 lit. b, 
225, 526 und 528 im Allgemeinen, fo weit nemlih das Gefeg nicht befon- 
dere Ausnahmen feftfept, die Erlöſchung eingetreten ift, und als daher 
auch diefe bereit erlofchenen ftrafbaren Handlungen nicht nochmal in Ans 
rechnung gebracht werden dürfen, wenn die Beftrafung einer neuen gleich- 
artigen ftrafbaren Handlung in Frage fommt. 

*) Dagegen hat das Geſetz an mehreren Stellen wieder befondere 
Beftimmungen angeordnet, die nad) dem deutlichen Wortlaute nur auf Rück— 
fällige, daher keineswegs auch ſchon auf den Fall einer bloßen Wieder: 
holung derfelben ftrafbaren Handlung angewendet werden bürfen, fo 3. 2. 
in den 88. 24 und 258, $. 176, Zahl II, lit. b. 
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derungs » Umftandes „eines früher unbefholtenen Lebenswandels“ in 
Anfchlag gebracht werden. — 


Das ebengedachte Verhältnig findet auch dann Statt, wenn der 
Schuldige für eine früher begangene ftrafbare Handlung zwar Feine 


Strafe ausgeftanden hat, aber diefelbe auf eine der übrigen von dem 


2 


Geſetze (XXVII. Hauptſtück des erſten und XIV. Hauptſtück des zweiten 


Theils) anerkannten Erlöſchungsarten erloſchen iſt. Durch dieſes Er— 
löſchen der ſtrafbaren Handlung iſt nemlich auch in dieſen Fällen in der 
Negel jede ftrafrechtliche Wirkung derfelben entfallen; fie darf daher bei 
einer fpäterhin in Unterfuhung kommenden ftrafbaren Handlung deffelben 
Thäters auch unter dem Titel der „Concurrenz“ nicht weiter in Anredh- 
nung gebracht werden, fondern kann höchſtens wieder nur nah Maßgabe 
der 88. 46 lit. b und 246 lit. b ald Abgang des Milderungs-Umftandes 
eines bisher unbefcholtenen Lebenswandels in Anfchlag fommen. — 


Bon der Concurrenz müffen aber weiterhin auch noch jene mannig- 
fachen Berhältniffe ausgefchieden werden, wenn entweder Jemand durch eine 
Handlung allerdings mehrere, — von einander wenigſtens der Zahl nad 
als mehrere — ausjcheidbare Nechtverleßungen derfelben oder ver- 
ſchiedener Art begangen hat, won welchen jede einzeln für fidh betrachtet, 
eine eigene ftrafbare Handlung bilden würde; oder wenn eine und die 
jelbe Handlung, obgleih fie an und für fi nur eine einzige Recht— 
verleßung ift, dennoch die Merkmale verſchiedener flrafbarer Hand» 
lungen an fih trägt, daher unter verſchiedene gefeßliche Begriffsbe— 
ftimmungen fubfumirbar wäre, wo aber dennoch weder in dem einen, 
noch in dem anderen Falle eine Concurrenz mehrerer (sufammentreffen- 
der) ftrafbarer Handlungen angenommen werden kann, weil das Gefek 
diefe Mehrfachheit von Nechtverlegungen oder die Beziehbarfeit der 
Handlung unter verfchiedene gefegliche Begriffsbeftimmungen bereits in 
anderer Weife berückfichtiget Hat. — Man könnte fie nicht unſchicklich 
„Berhältniffe einer bloßen Schein-Goneurrenz“ nennen. 


Dahin gehören nun folgende Falle: 


1. 
„Alle zufammengefegten Verbrechen.“ 


Aus der oben (Seite 448—450) gegebenen Erklärung eines zuſam— 
mengefeßten Verbrechens im Gegenſatze von (mehreren) zufammentreffenden 
Verbrechen, und aus den dafelbft angeführten Beifpielen der Nothzucht und 
des Raubmordes ergibt fih, das man bei Zergliederung der Handlungs» 
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weife der ebengenannten zwei Verbrechen in ihre einzelnen Beftandtheile, 
alferdings in diefen einzelnen Beitandtheilen eben fo viele verfchie- 
dene ftrafbare Handlungen, fo 5.3. bei der Nothzucht eine Einſchränkung 
der perfönlichen Freiheit ($. 93), eine Verlegung der Geſchlechtsehre, fehr 
häufig auch noch eine fchwere oder leichte Förperliche Verletzung ($$. 152 
und All oder 335 und 431), einen Betrug ($. 197) u.f. f.; bei dem Raub: 
morde aber einen Mord ($. 134), einen Raub ($. 190) und im Grunde in 
diefem felbft wieder einen Diebftahl ($. 171) und eine Erpreffung, ges 
fährlihe Drohung oder Einſchränkung der perfönlichen Freiheit ($$. 93, 
98, 99) u. f. w. ausfcheiden könnte. Allein es wäre ebenfo ungefeßlich 
als ungerecht, die erwähnten Fälle ald eine Concurrenz von all’ den 
aufgeführten einzelnen Handlungen zu behandeln ; denn gerade wegen der 
Mehrfahheit der in jener Handlungsweife vereinigten Rechtverletzun— 
gen hat ja eben das Gefeß eine eigene Begrifföbeftimmung für diefe beiden 
zufammengefegten Verbrechen erft gefchaffen ($$. 125 und 135, Zahl 2), 
und wegen der darin liegenden Complicirtheit von ftrafbaren Handlungen 
auch für diefe zufammengefegten Berbregen weit höhere Strafen 
feftgefegt. Würde man nun ftatt der Subfumtion diefer Fälle unter die 
ebenerwähnten Begriffsbeftimmungen des zufammengefeßten Verbrechens 
eine Comcurrenz der einzelnen darin liegenden ftrafbaren Handlungen 
annehmen wollen: fo würden die gefeglihen Begriffebeftinnmungen aller 
zufammengefeßten Berbrechen geradezu unanwendbar werden, alfo im 
Gefege völlig überflüffig erfcheinen, was doch der unmittelbaren Abficht 
des Gefebgebers entgegen wäre. Würde man aber nebft der Anwendung 
der Begriffsbeftimmung des zufammengefegten Verbrechens auch noch eine 
Concurrenz mit den einzelnen darin Tiegenden frafbaren Handlungen 
annehmen: fo würde Ein und derſelbe Thatumftand, die nemliche 
Rechtverlegung mehrmals in Anrechnung gebracht werden, was gegen 
den Urlaut aller ftrafenden Gerechtigkeit wäre. 


Beifpiele folder zufammengefegten Verbrechen laſſen ſich 
außer den eben erwähnten zwei Fällen noch fehr viele in unferem Straf: 
gefeße finden, als da in den 88. 58, 68, 83, 96, 98, 101, 128, 135, 
190 u. ſ. f. u. ſ. f. Bei der Erklärung diefer Paragraphen wird Gele- 
genheit fein, von dem vorftehenden Grundfage reihlihen Gebrauch zu 
machen, um die Auslegung unferes Strafgefeßes allenthalben mit den 
Grundfäßen der natürlichen Gerechtigkeit im Einklang zu halten. 


In engfter Verwandtſchaft mit dem Falle eines zufammengefeßten 
Verbrechens fteht 
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2. 


der weitere Fall: „wenn das Gefepß bei einzelnen Ber 
brechen beſondere Erfhmwerungs-Umftände hervorhebt, in 
welchen man, einzeln für fih betradtet, eine abgefon- 
derte oder zweite trafbare Handlung erkennen könnte.“ — 
Dieß ift z. B. der Fall in den $$. 82, 91, 94, 103, 105, 123, 160, 
161, 167, 174, Zahl 1, 175, Zahl Ilit. a, 195, 208, 210 lit. e. 
218 u. ſ.f. — Wenn nemlid in dem Falle des erften der eben bezogenen 
Beifpiele ($. 82) derjenige, welcher ſich einer obrigfeitlihen Perfon in 
der dort bezeichneten Weiſe widerfegt, diefen Widerftand zugleich mit 
einer körperlichen Befchädigung oder Berwundung ausführt, fo darf dem 
Schuldigen diefer Umftand nicht ale Concurrenz mit der Webertretung 
einer (vorfäglichen oder culpofen) leichten Eörperlichen Befhädigung (88. aut 
und 431), odermit der Hebertretung oder dem Vergehen der [hweren körper: 
lihen Befchädigung ($. 335), oder gar mit dem Berbrechen der fchweren 
förperlichen Befhädigung ($$. 152 und 153) in Anrehnung gebracht 
werden; denn dieſen Umftand hat ja das Geſetz bereit? als befonderen 
Erſchwerungs-Umſtand des gedachten Verbrechens in Anſchlag gebracht, 
und wegen defielden, ja nur wegen defielben, fir das mit dieſem 
Umftande begleitete Verbrechen im $. 82 den Strafjaß des ſchweren 
Kerkers von ſechs Monaten bis zu einem Jahre auf jenen von einem 
Jahre bis zu fünf Jahren, d. h. auf denjenigen Straffaß erhöht, der 
für das Verbrechen der fehweren körperlichen Beſchädigung ſogar erſt bei 
fehr erſchwerenden Umftänden feftgefegt ift ($. 155). Man kaun daher 
gerade fo, wie dieß in den eben erjt unter Zahl 1 erörterten Fallen eines 
zufammengefeßten Verbrechens eintrifft, den erwähnten von dem Geſetze 
fhon bei der Straf-Ausmeffung berucfichtigten Erſchwerungs— 
Umftand nicht aud noch zu einem zweiten Male in Anfchlag 
bringen, ohme nicht wieder entweder die gefegliche Beifügung diefes Er: 
fhwerungs-Umftandes praftifch unanwendbar zu machen, oder ungerecht 
zu werden. — 


Allein eben darin, daß das Geſetz für den Fall des Mit-Eintreffens 
des gedachten Erſchwerungs-Umſtandes im 8. 82 höchſtens einen 
Straffag von fehwerem Kerker von einem Jahre. bis zu fünf Jahren 
anordnet, liegt zugleich eine Befhränfung der eben erörterten Schluß: 
folgerung. Vergleicht man nemlid damit den Straffag des $. 156, jo 
zeigt ih, daß unfer dermaliges Geſetz für den Fall des VBorhanden- 
ſeins ganz befonderer Erſchwerungs-Umſtände bei dem Verbrechen der 
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ſchweren körperlichen Befchädigung einen noch höheren Straffaß, nemlich 
ſchweren Kerker von 5 bis zu 10 Jahren vorgefchrieben hat. Würde nun 
Semand das im $. 81 vorgefehene Verbrechen der öffentlichen Gewalt: 
thätigkeit, begleitet mit einer verbrecherifchen fehweren Eörperlichen Be: 
ſchädigung ($. 152) begehen, bei welcher einer der Erſchwerungs-Um— 
ftande des $. 156 eintritt, fo müßte er allerdings als fchuldig einer 
Eoncurrenz von zwei Verbrechen, nemlich der ſchweren körperlichen Be— 
ſchädigung unter den Umftänden des $. 156 und der öffentlihen Gewalt» 
thätigfeit behandelt werden, denn die ſen Ball — einer im fo hohen Grade 
firafbaren körperlichen Beſchädigung — hat das Gefek im $. 82 nimmer: 
mehr im Auge gehakt, fonft hätte es ja dafelbft im Einklange mit $. 156 
auch einen Straffaß von 5 bis 10 Jahren beifügen müffen. Man kann 
daher nicht fagen, daß durch die Annahme von Goncurrenz zweier 
Verbrechen auch in diefem Kalle Ein und derfelbe Thatumſtand dem 
Schuldigen zweimal in Straf-Zurechnung gebradht würde, und es ift 
daher der Schuldige in diefem Falle um fo mehr nad) der Regel des 
8. 34, daher zunachft nah dem höheren Strafſatze des $. 156 zu 
behandeln, als fonft dem Geſetze die Ungereimtheit unterlegt werden 
würde, daß nicht blos die fo fehr erfchwerenden Umftände des $. 156 
ftraflog bleiben, fondern dag Derjenige, der das Verbrechen der ſchweren 
körperlichen Befhädigung unter den erfchwerenden Umftänden des $. 156 
allein begeht, nach dieſem $., aljo mit fchwerem Kerker von 5 bis 10 
Jahren: derjenige hingegen, dev nebſt diefer ſchweren körperlichen Be: 
ſchädigung mit den eben gedachten erfchwerenden Umſtänden, ſich auch 
noch des im 8. 81 bezeichneten Verbrechens der öffentlichen Gewalt: 
thätigkeit fchuldig macht, nur nad dem $.82, alfo höchſtens mit ſchwerem 
Kerker von 1 bis 5 Jahren zu beftrafen wäre. — Diefe mit der natür- 
lichen Gerechtigkeit nimmermehr zu vereinbarende Ungereintheit würde 
aber auch den Grundfäßen unferes pofitiven Gefebes geradezu wider: 
ftreiten, welches ja durchweg von dem leitenden Gedanken erfüllt ift, daß 
in jedem Falle, wo ſich Jemand einer unter verfchiedene Gefekes: 
beftimmungen fubfumirbaren ftrafbaren Handlungsmweife Ihuldig gemach— 
bat, derjelbe jedenfalls nad der firengften diefer Beftimmungen 
behandelt werden ſoll ($$. 34, 35 und 267, dann aber auch 88. 64, 66, 
76, 98 lit. a, 213, 215, 300, 302, 303, 305, 309, 311, 312, 460, 
461, 463, 464, 468, 486, 487 und 496, und vergleiche hierzu die 
unten bei lit. b von Zahl 5 vorkommende Erörterung). 

Aehnlihe Erwägungen müffen bei allen oben (Seite 468) bezoge- 
nen Gefepesftellen erhoben werden, um das Gefeg in einzelnen Fallen 
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in der Anwendung nicht auf eine Ungerechtigkeit zu führen. Hiervon 
wird aber bei der Erläuterung diefer Baragraphe felbft die Rede fein. 


3. 


„Die Fortſetzung eines Verbrechens duch längere 
Zeit oder durch mehrere Theilhbandlungen“. 

Der Sprahgebrauh der Wiffenfchaft verfteht unter einem fort- 
gefegten Verbrechen (delietum continuatum) ein foldhes Verbrechen, 
welches durch mehrere auf einander folgende ftrafbare Handlungen der- 
felben Art begangen wird, von denen zwar jede für fih allein ſchon fraf- 
bar fein würde, welche aber nad dem Plane oder Vorſatze des Thäters 
alle zufammen nur als die fortfchreitende Ausführung eines und deffelben 
verbrecherifchen Entfchluffes, oder als integrivende Beftandtheile der beab- 
fihtigten Einen Gefammtthat, oder als Einzeln» (Theil) Akte Eines und 
des nemlichen fortdauernden Berhältniffes anzufehen find. — 

Das Wefen diefer Fortſetzung eines Verbrechens im Gegenfaße 
von Wiederholung ift bereits oben (Seite .150 — 152) angedeutet 
worden. — 

Die Fortſetzung kann hiernach ſowohl bei ſolchen Verbrechen 
eintreten, welche ihrer Natur nach durch eine einzige Handlung vollführt 
werden fönuen (delieta facti discontinui), wie z. B. bei Mord, Brand» 
legung oder Diebftahl u. f. w.; — als insbeſondere auch bei denjenigen, 
bei welchen der Handelnde fchon urfprünglich feinen fträflihen Borfaß 
auf ein fortdauerndes gefehwidriges Verhältniß, und auf ein mehrs 
maliges Begehen der dadurch thatſächlich gleihfam bedingten gleich. 
artigen ftrafbaren TheileHandlungen gerichtet hatte (delieta facli con- 
tinui), z. B. bei einem blutſchänderiſchen Berhältniffe eines Vaters mit 
feiner Tochter, bei zweifacher Ehe u. f. f. 

Der Unterfchied zwifchen diefen beiderlei Gategorien von Verbrechen 
beſteht nur darin, daß bei der erfteren Gattung diefer Verbrechen die 
Fortfegung eines Berbrechens nur in concreto und ausnahme 
mweife eintritt, wenn nemlich der Handelnde feinen Einen Entfchluß, 
z. B. den A zu morden, oder ein beftimmtes Haus in Brand zu fleden, 
oder Alles, was fi in einem beftimmten Zimmer befindet, zu ftehlen, 
fhon nad dem Plane, mit welhem er zur Ausführung der Einen 
Gefammtthat fehreitet, durch eine Reihenfolge von mehreren That- 
bandlungen,, jedoch ohne Unterbrechung duch inzwifhen liegende 
andere Akte, und ohne jedesmalige Faſſung eines neuen Entichluffes 
zwifchen den einzelnen Theilhandlungen, volführt, indem er 5. B. in den 
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obigen Fällen den A mitteljt mehrerer Mefferftiche oder Schläge zu tödten 
fucht, oder auf das beftimmte Haus, nachdem der erfte dahin geworfene 
Brander erlofchen ift, einen zweiten, dritten u. f. f. wirft, oder mehrere 
Male aus dem beftimmten Zimmer aus- und eingeht, um die fammtlichen 
darin befindlichen Sachen nad und nad wegzutragen und zu ftehlen. — 
Bei den delietis facli eontinui tritt hingegen die Fortfeßung der 
ftrafbaren Handlung regelmäßig und überhaupt ſchon nad der 
Natur des urfprünglich beabjichtigten Verhältniſſes ein, da der Handelnde 
bei den erwähnten Beifpielen der Blutfchande oder Bigamie es nicht auf 
einen einzelnen Akt des unzüchtigen Berlehrs, fondern auf die unbe- 
ftimmt längere Fortdauer eines beftimmten unerlaubten Verhältniffes 
abgefehen hat, und die Eröfterung jener einzelnen Akte in dieſem Ber: 
hältniſſe gewiffermaßen nur als Theilpunkte oder Conſequenzen derjeni- 
gen ftrafbaren Geſammtthat anfieht, in deren Begehung er gleichjam 
ununterbrochen begriffen ift *). 


— — — — 


) Aus der obigen Erklärung erhellt, daß dad Weſen der Fort— 
feßung eines Verbrechens im Gegenfage von Wiederholung bei Beiden 
erwähnten Kategorien ftrafbarer Handlungen eigentlih auf zwei Momenten 
beruht, die vereiniget vorhanden fein müffen, damit man von einem fort: 
gefesten Verbrechen reden fünne. — Es find dieß nemlih a) Einheit 
(Einzigkeit) des Entfchluffes für alle einzelnen Theilhandlungen; und b) 
Bufammengebörigfeit diefer Theilhandlungen zu Einer Gefammtthat 
aud durch die Ununterbrochenheit des Handelns oder Berhältniffes, 
fo daß die einzelnen Theilhandlungen von einander nicht durch einen in— 
zwwifchen liegenden neuerlich zu fafenden Entfhluß, daher bei den delietis 
facti discontinui nicht durch inzwifchen liegende einzelne andere Handlungen, 
bei den delictis facli continui aber nicht durch ein fürmliched Wieder = Auf: 
gehörthaben des erwähnten gejegwidrigen Verhältniſſes unterbrochen worden 
fein durften. — i 

Alle übrigen Merkmale, welche von einzelnen Schriftftelern bei diefer 
vielerörterten wiffenfchaftlihen Gontroverje für eine Continuatio delieli hie 
und da noch gefordert werden, fcheinen hiernah unmwefentlich zu fein. 
Dahin gehört 5. B. die Behauptung, daß es bei der Yortjehung eined Ber: 
brechend weſentlich fei, daß Feine der einzelnen Theilbandlungen deffelben für 
fih das vollftändige Verbrechen ausmache. — Allein jedes der oben erörterten 
Beifpiele zeigt die Unrichtigfeit. diefer Behauptung; denn man kann ſich recht 
wohl denken, daß jeder der voraudgefepten Stiche oder Schläge an ſich tödt- 
li, daher den vollftändigen Thatbeftand des Verbrechens ded Mordes (8.134); 
— daß jeder der oben vorausgefegten Würfe eined Branders für fich allein 
das vollendete Verbrechen der Brandlegung (5. 166); — jeder Theilaft des 
erwähnten Gefammtdiebftahld für fi ein Verbrechen des Diebſtahls; — jeder 
einzelne Akt des unzüchtigen Verkehrs das Verbrechen der Blutſchande u. f. f. 
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Unfer pofitives Geſetz enthält nun zwar keine allgemeine Rormal- 
Borfhrift darüber: „daß ein fortgefektes Verbrechen nur als ein 
einziges Berbrechen, und nicht ald Concurrenz (Wiederholung) mehrerer 
Verbrechen zu behandeln fei, und daß daher auf die Fortfegung cines 
Berbrechend die Beftimmungen der $$. 34 und 35 unferes Geſetzes 
nicht Anwendung finden follen”. Allein man darf unſerem Geſetze die 
ebenerwähnte Beftimmung als in deffen Geifte enthalten unterlegen, weil 
die eben gemachte Auseinanderfekung des Weſens eines fortgefegten 
Berbrechend darthut, daß diefelbe in der Natur der Sache, und in 
der Gerechtigkeit gegründet ift, indem es Unrecht wäre, Jemanden, 
der (fubjectiv) doh nur Ein Verbrechen begehen wollte, und aud in 
Wirklichkeit (objectiv) nur Ein Verbrechen begangen hat, wegen jeder 
integrirenden Theil» Handlung defjelben insbefondere, und daher 
etwa wegen eben fo vielmaliger ftrafbarer Handlungen zu beftrafen, 
als er einzelne Theil- Akte begangen hat. — Wir können aber den 


conftatiren würde, ohne daß darım die ganze Reihenfolge der gedachten zu: 
fammengehörigen Theilhandlungen aufhört, zufammen nur Gin (einziges) 
fort geſetztes Berbrehen zu bilden. — Damit fteht im Zufammenhange 
eine weitere, aus dem Ebengejagten ſich als gleich irrig darftellende Behaup— 
tung, daß bei dem fortgefegten Verbrechen, die Geftaltung der Geſammt— 
handlung zu einem einzigen Verbrechen erſt durch die gefeklihe Be: 
griffebeftimmung diefed Verbrechens vermittelt werde. — 

Eben jo unrichtig ift ferner auch die oft vorkommende Induction, 
daß ſich fortgefegte von wiederholten Berbrechen dadurd unterfcheiden, 
daß die erfteren fih auf das nemliche; — wiederholte Verbrechen aber auf 
verfhiedene DObjecte beziehen. — Diefe Behauptung ift nah beiden 
Seiten bin falfh: denn es leuchtet ſchon aus dem obigen Beifpiele des 
Gefammt:Diebftahld ein, daß bier noch immer Fortſetzung Eined und 
deffelben Diebftahld vorhanden fei, obgleich die Abſicht des Diebes auf 
einen Gompler von mehreren, von einander fehr verschiedenen, und viel- 
leicht auch ganz verfchiedenen Eigenthämern gehörigen Objecten gerichtet war. 
— Ebenſo wird aber auch Niemand zweifeln,! daß derjenige, der 3. B. heute 
einen mißlungenen Mordanfall auf den A machte, oder ein beftimmted Haus 
vergeblich in Brand zu ſtecken fuchte, und dann nad einiger Zeit, in folge 
eines neuen Entjchluffes diefes Attentat auf den nemlihen A, oder dad 
nemliche Haus wiederholt; oder daß derjenige Ehegatte, der etwa heute mit 
einer öffentlihen Dirne einen Ehebruch begeht, und ohne mit ihr ein dauern» 
des Concubinats-Verhältniß eingegangen zu haben, fpäterhin wieder einmal 
mit derfelben Dirne fi vergeht, in al’ diefen Fallen fih einer Wieder: 
bolung des Mordverfuches, der Brandlegung, des Ehebruches fchuldig mache, 
obgleich diefe wiederholten ftrafbaren Handlungen in jedem biefer Fälle an 
dem nemlichen Objecte vorkommen. — 
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angeführten Grundfaß um fo zuverläffiger auch in. unfer pofitives Geſetz 
hineinlegen, als einerfeits nach der eben dargelegten Natur eines fortgeſetz— 
ten Verbrechens die gefeßlihe Borbedingung zur Anwendbarkeit der 
88. 34, 35, 44 lit. a, 263 lit. b, und 267: „daß nemlich Jemand 
mehrere flrafbare Handlungen begangen, oder diefelbe wiederholt 
habe" — auf die fortgefegte Eine ftrafbare Handlung nie eintreffen 
würde ; und ala and’verfeitd mehrere einzelne Stellen unferes Geſetzes 
in fehr prägnanter Weife darthun, daß demfelben die doctrinelle Unter- 
fheidung der Fortfegung einer ftrafbaren Handlung im Gegenfaße 
einer eigentlichen Wiederholung derfelben fehr wohl befannt war, und 
dag beide Begriffe auch in unferem Geſetze fcharf auseinander gehalten 
werden. — Dieß beweifet und vorerft der $. 70, wo das längere „Ber 
harren“ im aufftändifchen Widerfeplichfeits- Akten, alfo der Sache 
nach denn doch nur eine längere Fortſetzung deffelben Verbrechens 
durch mehrere Theilafte nur ald Ein Verbrechen erklärt wird; — ebenfo 
der 8. 94, wo die längere Fortdauer eines gewiſſen gefeßwidrigen 
Thatverhältniffes, das alfo feiner Natur nach wieder einen Inbegriff 
mebrerer fträflicher Theilhandlungen einfchließt, ebenfalls nur als Ein 
Berbrechen bezeichnet wird; — noch mehr der $. 95, wo fogar mit dem 
in der Wiffenfchaft üblihen Namen das Treiben eines fortgefegten 
„Verkehrs mit Sklaven“, d. h. die oftmalige Eröfterung von gleich: 
artigen Theilakten deſſelben dauernden verbrecherifhen Verhältniſſes doch 
nur als Ein Verbrechen, und keineswegs ald Wiederholung deſſelben 
Berbrechend erklärt wird. — Dieß bekundet ferner wortdentlich und in 
einer allgemeinen Vorfhrift der $. 263 lit. a, wo „die Fort: 
feßung einer ftrafbaren Handlung durch längere Zeit“, der in der 
lit. b defjelben Paragraphes normirten Wiederholung derfelben ftraf: 
baren Handlung mit deutlichen Worten geradezu entgegengeſetzt wird. 
— Dieß findet endlich auch eine Beftätigung im $. 297, wo die Fortſetzung 
der Wirkfamfeit eines von der Behörde aufgelöften Vereines, daher alle 
Theilhandlungen einer ſolchen fortgefegten Wirkſamkeit zufammen doch 
nur als Ein Vergehen, und ebenfo durch den$. 509, wo die längere Fort: 
feßung des unzichtigen Gewerbes unter den dort bezeichneten erſchwe— 
renden Umftanden in all’ ihren Theilaften zufammen wieder nur als Eine 
Uebertretung bezeichnet wird *). — 


*) So viel mir befannt ift, haben Entfcheidungen unferer Griminals 
Obergerichte und des oberften Gerichtähofes den obigen Unterfchied zwifchen 
Fortfegung und Wiederholung einer firafbaren Handlung aud immer 
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Es bedarf nah dem Gefagten faum noch einer Erwähnung, daß 
die Entfheidung, ob man in einzelnen Fällen einen Gompler von 
einzelnen gleichartigen Theilhandlungen als Fortfeßung deffelben 
(Einen) Verbrechens, oder ald mehrmalige Begehung (Wiederholung) 
mehrerer gleichartiger ftrafbarer Handlungen anfehe, von großer 
praftifher Wichtigkeit fei, da fo eben erwähnt wurde, daß wohl 
im leßteren, keineswegs aber auch im erfteren Kalle die gefeglichen Be— 
ftimmungen über Concurrenz in Anwendung kommen dürfen. Dieß wird 
insbefondere wichtig in jenen Fällen, wo das Gefek, wie 4. B. im $. 164 
litt. b und d, auf die Wiederholung der Brandlegung einen weit 
höheren Straffat angeordnet hat, ald auf die einmalige Begehung 
derjelben. Hiernach würde z. B. das Verbrechen der Brandlegung in 
. dem vorerwähnten Beifpiele des zwei: oder dreimaligen Werfend eines 
Branderd, wenn man darin nur eine Kortfeßung Einer Handlungs: 
weife erkennt, dann wenn das Feuer auch beim letzten Wurfe nicht ausge— 
brachen, oder zwar ausgebrochen, aber ohne Schaden gelöfcht worden, 
unter den Straffaß des fchweren Kerkers von einem bis zu fünf Jahren 
fallen ($. 167 lit. g); während eben diefe Handlungsweife unter chen 
diefen Thatumftänden, dann, wenn man darin eine Wiederholung von 
zweis oder dreimaliger Brandlegung erkennen follte, nad lit. d diefes 
Baragraphes mit lebenslangem Kerfer zu ahnden wäre. — 


Achnlich mit der Fortfeßung einer ftrafbaren Handlung, und eben- 
falld ftrenge von der Subfumtion unter die Concurrenz auszuſcheiden ift 


4, 


„der Fall der Zufammenrehnung aller von dem: 
felben Thäterbegangenen gleihartigen Handlungen beim 
Diebftable, und analog hiernach auch bei Berunftreuung, 
Betrug und boshafter Befhädigung fremden Eigenthums 
in Eine Geſammtthat“. 

Unfer Geſetz hat nemlich für die ftrafbare Handlung des Dieb- 
ftahls im 8. 173 eine ganz eigenthümliche und rein pofitive Verfügung 
angeordnet, wornach auch „die mehreren gleichzeitigen oder wieder: 
holten Diebftahls- Angriffe in Beziehung auf den Betrag oder Werth 


anerfannt. — Deſto unbegreifliher ift ed, daß Frühwald (a a. O. 
Seite 55, Zahl 3) die beiden Begriffe ganz mit einander vermengt, und das— 
jenige, mas die MWiffenfchaft feit einem halben Jahrhundert mit fo vielem 
Nachdruck hervorhebt, völlig ignorirt. 
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der geftohlenen Sache zufammen in einen einzigen Betrag, daher in letzter 
Auflöfung in Eine (einzige Gefammt:) That zufammenzurehnen 
find.“ Daraus folgt alfo, daß nach der Borfhrift unferes Geſetzes 
die Begriffsbeftimmung der Fortfegung einer ftrafbaren Handlung in 
Beziehung auf den Diebftahl künftlih dahin erweitert wurde, daß 
hierbei fogar mehrere von einander durch inzwifchen liegende andere Akte 
unterbrodhene und gefonderte Diebftahle-Handlungen, bei welchen nad 
dem deutlihen Ausdrude des Geſetzes ſelbſt („wiederholte An- 
griffe") eine eigentliche Concurrenz („Wiederholung“) mehrerer 
Diebftähle Statt findet, zufammen als eine einzige Gefammtthat, 
gleihfam als Fortfeßung der erften Diebftahle-Handlung fingirt, und in 
Anrechnung gebracht werden, natürlich immer mit der felbftwerftändlichen 
Beſchränkung, daß die Strafbarkeit diefer einzelnen ftrafbaren Hand: 
lungen nicht etwa ſchon auf irgend eine der gefeglihen Erlöſchungsarten 
erlofchen ift (vgl. das XXVII. Hauptftüd des erften, und XIV. Hauptftüd 
des zweiten Theiles diefes Strafgefeßes). — 

Da jedoch das Geſetz diefe Borfchrift mit Elarem Worte nur auf 
die Zufammenrehnung der „Beträge* oder „Werthe* der mehreren 
Diebftahle-Handlungen befhränft hat, und da man dem Gefeke nicht 
jene widernatürlihe Deutung unterlegen kann, als ob es auch das 
Zufammen-Addiren von ungleichartigen (heterogenen) Beftandtheilen 
in Eine (gleichartige) Summe habe anordnen wollen: fo folgt von felbft, 
dag man diefe Fünftlihe Computation von mehreren Diebftahls- 
Handlungen in Eine Diebjtahle-Gefammtthat nur bei einfachen und 
ſolchen qualificirten Diebftählen in Anwendung bringen dürfe, 
welche unter einander gleihartig find‘). Diefe Einfhränftung 
der im $. 173 ausgefprochenen Beftimmung auf ihr vernünftiges Maß 
liegt um fo gemiffer im Geifte unferes Geſetzes, als diefelbe ſich einerfeits 
nur als eine AUsnahms-Verfügung von der eben fo natürlichen, 
als allgemein anerkannten Regel darftellt, welche unfer Gefeß in den 
vorftehend erörterten $$. 34, 35, 44 litt. a und b, 263 litt. b und I 
und 267 aufftellt; und als and'rerſeits nur durch eine ſolche ſchon aus 
der Natur der Sabpe fliegende Beſchränkung jenen ernften Bedenken 


*) Die Ausführung ded obigen Grundſatzes, wornach daher insbe— 
fondere von einer Zufammenrechnung der qualificirten Diebftähle der 85. 174, 
165 und 176 untereinander zu Einer Gefammtthat auch im Geifte 
unferes. Gefeged feine Rede fein fann, muß der Erklärung diejer Para- 
graphe jelbft vorbehalten werden. 


[Strafgef. 1. Chl. TI. Hauptft. SS. 31u.35.] 477 [Yon Beftrafung der Verbrechen überhaupt.) 


begegnet wird, welche aus dem Standpunkte der Gefehgebung gegen die 
Feſtſtellung einer foldhen mn überhaupt geltend gemacht werden 
fönnen ). — 

Da nun bei einer ſolchen J———— die einzelnen in der 
hieraus entſtehenden Geſammtthat enthaltenen ſtrafbaren Handlungen 
bereits in Anſchlag gebracht, und ebendadurch auch mit der Wirkung der 
Straf-Erhöhung zugerechnet werden: fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
eben diefelben Handlungen nicht auch noch zu einem zweitenmale 
in Anwendung gebracht werden, d. h. daß auf diefelben nicht auch noch 
die Beftimmungen über Concurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen 
in Anwendung fommen dürfen. — 

Daffelbe, was vom Diebjtahle gilt, muß nach unverkennbarer 
Rechts: und Gefepes-Analogie — wie bereits oben (Seite 109 und 110) 


*) Es leuchtet ein, daß die Weftftellung einer folchen befonderen Be— 
ftimmung über die Zufammenrehnung mehrerer Diebftablehandlungen in Eine 
Geſammtthat auf der Betrachtung berube, um dadurch die. Anwendung der Be: 
ftimmungen über Zufammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen und über 
Ausmeffung der Strafe bei den fo häufig vorfommenden angehäuften Diebereien 
zu vereinfachen und zu erleichtern. Allein dieß muß fein Maß und Ziel ſchon 
an und für fich in der Natur der Sache, und zugleich in jenen Rüdfichten 
haben, damit dadurd nicht etwa eine Ungerechtigkeit gegen den Thäter 
geübt werde, wenn man ihm 3. B. den Diebftahl eined Ackerwerkzeuges vom 
Felde im Werthe von drei Gulden ($. 175 lit. c) in Verbindung mit einem 
zweiten Diebftahle von ebenfalld drei Gulden, den er an feinem Dienftgeber 
vollführt bat ($. 176 lit, b), zufammen als ein Verbrechen in Anrechnung 
brädte, da er doch weder in dem einen noch in dem anderen Falle einen 
Diebftapl von mehr als fünf Gulden begangen bat: das Gefeg hat aber 
einmal den Diebftahl unter den erwähnten qualificirenden Umſtänden aus: 
dbrüdlih nur dann als Verbrechen erklärt (vgl. Art. IV des K. M. P.), 
wenn diefelben abgefondert von einander, fo wie fie im Gefege in ihrer 
verfchiedenartigen Wefenheit auch nach ihrer Gattung von einander gefchie- 
den aufgeführt werden, einzelnweife fi mit einem Betrage von mehr 
ald fünf Gulden vereiniget darftellen. — Darum haben auch denn jene 
wenigen neueren Geſetze, welche eine unferem $. 173 analoge Beftimmung 
aufftellen,, wie 5. B. das darmftädtifche (Art. 375), dad würtem- 
bergifche (Art. 333) und das badische ($$. 478 und 479), und eben 
fo die fchweizerifchen Strafgefegbücher von St. Gallen (Art. 184), Züri 
(8. 217) und Quzern ($. 241) eine derlei Zufammenrehung in der Regel 
nur binfichtlih der einfachen Diebftähle zugelafien, hinfichtlich der qu al i— 
ficirten aber die allgemeinen Regeln über Zufammenfluß mehrerer ftraf- 
baren Handlungen in Anwendung gebracht, oder höchftend noch die Computa— 
tion gleichartiger ausgezeichneter Diebftähle, oder der Diebſtahls-Beträge 
für fih allein gelten laffen. 
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auseinandergefegt wurde — auch auf alle jene ftrafbaren Handlungen 
ausgedehnt werden, bei welchen das Gefek von einer gewiffen numme- 
rifhen Höhe des Betrages oder Werthes des verlegten Objectes die 
Griminalität der Handlung abhängig macht. Dieß gilt insbefondere von 
Veruntreuung, Betrug und boshafter Beſchädigung fremden Eigenthums. 
Es hat daher im Geifte unferes Gefeges auch bei diefen ftrafbaren Hand: 
lungen die Zufammenrechnung der Beträge oder Werthe des Schadens 
von allen gleihartigen ftrafbaren Handlungen, die der nemliche 
Thäter nach einander begangen hat, und wegen welder er zugleich in 
ftrafgerichtliher Unterfuhung fteht, in der fo eben über den Diebftahl 
erörterten Weife Statt zu finden, 

Schwieriger für die Entfheidung feheint im erften Anblice der: 
jenige Fall einer bloßen Schein-Goncurrenz, wo 


3. 


„eine und dieſelbe Handlung fih immer blos als 
eine einzige Recdhtverleßung darftellt, dennoch aber die 
Merkmale verfhiedener ftrafbarer Handlungen an fid 
trägt, und daher unter verfhiedene gefeblihe Begriffe: 
Beftimmungen fubfumirt werden fann“. 


ALS Beifpiele der prägmanteften Art, wobei meines Wiſſens die 
Entfheidung in der vaterländifhen Praris unbeftritten von allen Ge- 
richtshöfen übereinftimmend angenommen ift, mögen die Fälle einer 
öffentlichen Credits-Papierverfälſchung; — eines Mordes durch mehrere 
einzelne körperliche Verlegungen, — und etwa noch eines Aufruhres in 
Bolge einer voraus in der Abfiht, um der Obrigkeit Widerftand zu 
leiften , verabredeten BZufammentottung dienen. — Niemandem fällt 
ed bei, im erſten diefer drei Falle denjenigen, der z. B. Reichsſchatz— 
[heine oder öffentliche Obligationen nachmacht oder verfälfcht hat, einer 
Concurrenz zweier Verbrechen, nemlic der Nahmahung öffentlicher 
Ereditöpapiere und des Betruges fchuldig zu erklären, obgleich auf feine 
Handlungsweife ganz zweifellos und wortklar die Begriffe-Beftimmungen 
der beiden eben genannten Berbrechen ($$. 106, 197 und 199 lit. d) 
anwendbar fein würden, indem ein öffentliches Creditspapier doch gewiß 
auch eine öffentliche Urkunde if. — Dennoch find Theorie und Praris 
darüber einig, daß im diefem Falle die Begriffd- Beftimmung nur des 
erfteren diefer Verbrechen anzuwenden fei, und man macht hierfür die 
volllommen richtigen Gründe geltend, daß es einerfeits durch die Gerech— 
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tigfeit gefordert ift, hier nur Eines der beiden Verbrechen, nicht aber 
eine Goncurrenz zweier Verbrechen, in Anwendung zu bringen, weil ed 
ja immer nur Ein Recht, und eine und diefelbe Redtbeziehung ift, 
welche hier verletzt erfcheint, nemlich eben die Fälſchung eines unter 
öffentlicher Autorität ausgeftellten Documentes, und daß daher diefelbe 
Eine Berleßung ohne Ungerechtigkeit nicht doppelt in Anrechnung 
fommen dürfe. In der Wahl zwifchen dem Berbrechen der Nachmachung 
eines öffentlichen Creditspapiers und dem Verbrechen des Betruges durch 
Fälfhung einer öffentlichen Urkunde müffe aber zweifellos das erftere 
zur Anwendung fommen, weil e8 fpecieller fei, als das zweite, und 
weil fofort der Gefeßgeber in der Betrachtung, um jene befondere 
Art von Öffentlihen Urkunden, die fih auf den (Finanz) Eredit des 
Staates beziehen, vergleihungsweife noch beffer durch einen höheren 
Straffag zu ſchützen, diefelben aus der allgemeinen Gattung aus— 
gefhieden, und deren Berfälfchung eben darum auch als ein eige- 
ne&, ſchwerer verpöntes Verbrechen, als eine befondere Art jenes 
Verbrechens erklärt bat. — In ähnlicher MWeife wird gewiß Fein Ge: 
richt darauf eingehen, in dem zweiten obigen Falle etwa eine Con— 
currenz von Mord und fehwerer förperlicher Befhädigung zu erkennen, 
obgleich die Difinitionen beider Verbrechen ($$. 134 umd 152) darauf 
anwendbar wären; denn es ift ja auch nur die Eine Nechtverleßung 
(Zerflörung des Lebens), welche vorausfeglih von dem Thäter beabfich- 
tiget war, und immer nur Eine und diefelbe Rechtsbeziehung, 
in welcher von dem Thäter gehandelt wurde, daher darf fie nicht als 
zweifades Verbrechen in Anrechnung kommen; hierbei muß ferner — 
feßt Doctrin und Praris bei — das Verbrechen des Mordes vor der 
fhweren Förperlihen Befchädigung den Vorzug haben, weil jenes das 
weiter fortgefhrittene Verbrechen fei, im welchen die fchmwere 
förperlihe Befhädigung im concreten Kalle nur als ein Beftandtheil 
oder Anfang, gewiffermaßen ald Mittel zum Endzwede des Mordes *) 


*) Uebrigend wird die unter der nächften Zahl 6 vorfommende Erörte— 
rung darthun, daß damit im Allgemeinen der Fall: „wenn ein Verbrechen 
als Mittel. zum Zwecke eines zweiten Verbrechens begangen wird” keineswegs 
identisch if. — Disfer legtere Fall bietet in der Entfcheidung freilich noch 
größere Schwierigkeiten, und wird in unteren Negionen der Prarid bie und 
da ſchlechtweg mit der allgemeinen Formel abgefertiget: „daß man in derfei 
Fallen nur die Strafe für das ald Zweck gefegte, keineswegs aber auch für 
die ald Mittel gewählten Verbrechen verhängen dürfe“. — Allein fo unter: 
ſcheidungslos, wie fie in neueſter Zeit leider auch Frühwald (aa. O. 
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inenthalten if. — Analoge Betrachtungen werden gemadht, um im 
dritten der erwähnten Beifpiele nur das Verbrechen des Aufruhres, 


und keineswegs das Verbrechen des Aufftandes, oder die Concurrenz mit 
dem legteren in Anwendung zu bringen, obgleich ebenfalld beide gefeß- 
liche Definitionen darauf anwendbar wären ($$. 68 und 73), weil auch hier 
wieder nur die Eine Rechtsbeziehung (drohender oder wirklicher gewalt- 
famer Widerftand gegen die Obrigkeit durch mehrere vereinigte Perfonen) 
verlegt erfcheint, und fih nur durch den Aufruhr bereits zu einem 
Stadium weiteren Fortfehritts entwicelt darftellt, ald bei dem Auf: 
ftande, u. f. f. — 

Die ebenerwähnten Entfheidungen und die dafür geltend gemachten 
Gründe find volllommen rihtig, da fie wirklich nur der Natur der Sache 
entnommen find. Sie laffen fih aber in zwei allgemeine Regeln 
zufammenfaffen,, welche für alle diejenigen Falle, bei denen die eben 
erörterte Vorausfeßung, wenn auch minder in die Augen fallend, einge- 
fchloffen ift, maßgebend fein mögen. — Man forfhe nemlih in allen 
diefen Fallen darnach: „ob nicht 

a) zwifchen den verfhiedenen geſetzlichen Begriffs: 
beftimmungen, unter welche die in Frage ftehbende ftraf- 
bare Handlung fubfumirbar ift, das Verhältniß von Art 
(Species) zur Gattung (Genus) Statt finde, und gebe 
dann immer der fpecielleren Definition den Borzug vor 
der generelleren”. 

Iſt aber ein ſolches logiſch-genetiſches Verhältniß zwifchen den 
mehreren Begriffsbeitimmungen nicht vorhanden, fo ift 

b) „die That unter diejenige von den mehreren dar= 
auf anwendbaren gefeßlihen Begriffsbeftimmungen oder 
ftrafbaren Handlungen zu [ubfumiren, worauf im Geſetze 
die ſchärfere Strafe gefest ift”. 

Beide Grundſätze liegen im Geifte unferes Strafgefeges; — denn 
es ift vorerft fehon aus dem über die vorerwähnten drei einzelnen Bei: 
fpiele Oefagten ar, daß bei keinem Falle der gedachten Borausfegung 
eine Concurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen angenommen werden 
dürfe, weil hier vorausfeglic immer nur Eine und dieſelbe Recht— 
beziehung verlegt erfcheint, und weil daher in all’ dieſen Fällen das 
Weſen der Eomcurrenz, nenlih die Mehrfachheit von Rechtver— 
letzungen, gänzlich mangelt, und weil fofort aud gerechter Weife jene 
Seite 55, 3. IT) wieder anwendet, führt diefe Marime zu den monftröfeften 
Eonfequenzen! Doc davon unten bei Zahl 6 ein Mehreres! 
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einfache Rechtverletzung nicht als eine Mehrheit von ftrafbaren Handlungen 
in Anfchlag gebracht werden darf, und dieß um fo weniger, als auch hier 
wieder die poſitiv ($$. 34, 35 und 267) für die Anwendbarkeit der 
Eoncurrenz-Beftimmungen feftgefeßte Vorbedingung, nemlich die Prämiſſe 
fehlt: „daß Jemand mehrere ftrafbare Handlungen begangen habe”. 

Was nun aber insbefondere die erftere diefer zwei Regeln (ad a) 
betrifft, To ift diefelbe blos ein Corollar der natürlihen Denkgeſetze, Deren 
Feſthaltung doch wohl auch bei der höchften Gefehgebung vorausgeſetzt 
werden darf. Wenn nemlich der Gefeßgeber nebft einem beftimmten Gat- 
tungs-Verbrechen einzelne Fälle deffelben,, in denen fi die Merkmale der 
Gattung vereinigen, dann, wenn noch einige befondere Merkmale hinzu 
treten, ala eine befondere Abart (Species) deffelben erklärt hat, jo muß 
man wohl immer der Anwendung des fpecielleren Verbrechens vor dem 
generellen den Vorzug geben, weil ja fonft der Gefebgeber die Beſtim— 
mungen über das fpecielle Verbrechen ganz umfonft angeordnet hätte, 
und diefelben gar nie in Anwendung kommen würden. 

So wurde z. B. ein ſchon oft vorgefommener Fall, wobei das 
Wechſelverhältniß zwifchen dem $. 101 ($. 85 des früheren Gefekes) und 
dem $. 181 (ehemals $. 161) in Frage kommt, von unteren Gerichten 
häufig unrichtig, dagegen meines Wiffens vom oberften Gerichtähofe nad 
Maßgabe des vorftehenden Grundfaßes, daher meined Erachtens ganz 
richtig entfchieden. Wenn nemlich ein öffentlicher-Beamter, deffen Amts— 
Berrihtung unter anderen darin befteht, gerichtlihe Sperren und 
Inventuren bei Verlaffenfchaften von Berftorbenen, Erida-Maffen u. dgl. 
vorzunehmen, und die vorgefundenen Vermögenſchaften unter gerichtliche 
Obhut zu ftellen, oder unmittelbar zu Gerihtshänden zu deponiren, einen 
Theil der vorgefundenen und von ihm inftructionsgemäß zur Hinter 
legung bei Gericht mitgenomnenen Effetten (z. B. öffentliche Obligationen, 
Juwelen, Gefchmeide, Silber und Gold) unterfhlägt, und fich zueignet, 
jo kann dieſer Fall unter die gefeklichen Begriffsbeftimmungen ſowohl 
des Mißbrauches der Amtsgewalt ($. 101), als auch der Beruntreuung 
von ämtlich anvertrautem Gute ($. 181), und felbft des Betruges ($. 197) 
fubfumirt werden. — Die Anwendung der Gefekesftelle vom Betruge 
it in dem erwähnten Kalle meines Wiſſens noch von feinem Gerichte 
behauptet worden, denn in dDiefer Beziehung läßt die Braris allgemein 
den oben erörterten Grundfaß gelten, daß man den Betrug ala das 
generellfte Verbrechen fo lange nicht zur Anwendung bringen könne, 
als noch immer, wie es hier der Fall fei, fpeciellere Verbrechen ans 


wendbar feien, — Allein in der Alternative zwifchen den beiden anderen 
Sye, Commentar. 31 
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fpeciellen Verbrechen find mir praftifhe Entfheidungen befannt gewor: 
den, wornah man in dem gefißten Kalle bald Concurrenz beider 
Berbrehen, bald nur das Dafein des Mißbrauches der Amtsgewalt, 
bald blos die VBeruntreuung von ämtlich anvertrautem Gelde angenommen 
hatte. — Richtig feheint mir nur die legte Entfheidung; denn gegen die 
Annahme einer Concurrenz zweier Verbrechen in diefem Falle fträubt fich 
die oben fo nachdrücklich hervorgehobene Betrachtung, daß hier ja doch 
immer nur Eine und diefelbe Redtbeziehung (Mißbrauch des einem 
Menſchen gefhenkten amtlihen Vertrauend, um dad urch irgend Je— 
mandem einen Schaden zuzufügen) verlegt erfcheint, welche der Gefek- 
geber fowohl bei dem einen als bei dem anderen diefer beiden Verbrechen 
als das Weſen erklärte, und welche man daher nit Doppelt in An— 
Schlag bringen darf. Zwifchen den gefeßlichen Begriffsbeftimmungen diefer 
beiden Verbrechen findet aber das Verhältniß von Gattung zur Art ftatt. 
Denn es leuchtetein, daß fich in der Beruntreuung ämtlich anvertrauten Gutes 
von Seite eines öffentlihen Beamten ($. 181) alle Gattungsmerkmale des 
Mißbrauches der Amtsgewalt ($. 101) finden, indem ja ein folder Beamter 
begriffsnothwendig von derihm durch fein Amt anvertrauten Gewalt den fei- 
ner Amts- Pflicht und dem Zwede, zu welchem ihm fremdes Gut anvertraut 
wurde, geradezu entgegengefeßten Gebrauch madt, um Jemandem, 
nemlich entweder dem Eigenthümer dieſes Gutes oder dem dafür haften- 
den Staate zu fhaden. — Nun hat aber das Gefeß diefe Species von 
Mißbrauch der Amtsgewalt, wobei ein öffentliher Beamter die ihm kraft 
feines Amtes anvertrauten Güter vorenthält oder fih zueignet, als ein 
befonderes (fpecielles) Verbrechen erklärt, daher muß es denn auch in 
der Anwendung um fo mehr den Vorzug vor dem generellen haben, als 
der Gefeßgeber auch ſchon bei der Feſtſetzung der beiderfeitigen Straffäße 
($. 103 verglichen mit $. 182) für das fpeciellere Verbrechen eine 
fhärfere Strafe, nemlih eventuell auch den Straffa von 10 bis zu 
20 Jahren zugelaffen hat, der alfo eben für jenen Fall in Anwendung 
kommen mag, wenn zu der die Gattungsmerfmale des Mißbrauches der 
Amtsgewalt darbietenden Handlungsmweife eines öffentlichen Beamten 
noch jene fpeciellen Merkmale hinzugetreten find, daß er feine Amtsgewalt 
gerade dazu mißbrauchte, um unter befonders erfchwerenden Umftänden 
ihm ämtlich anvertraute Güter zu veruntreuen. — 

Aehnliche Beziehungen von Gattung zur Art finden nah Maß— 
gabe der gefeglihen Begriffsbeftimmungen unferes Gefeßed insbe: 
fondere häufig im DVerhältniffe der fehr weit gefaßten Definition des 
Betruges ($. 197) zu jenen mandherlei ftrafbaren Handlungen ftatt, 
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deren Weſen ebenfalld in Anwendung von Lift beftehen kann, wodurd 
Jemand an feinem Eigenthum oder anderen Rechten Schaden leiden foll, 
wobei alfo ebenfalls den fpecielleren Verbrechen, wenn fich gleich in 
denfelben alle allgemeinen Gattungsmerfmale eines Betruges erkennen 
laffen, vor diefem aus dem angegebenen Grunde der Vorzug gegeben 
werden muß. Hiernach wird man den 88. 58, 85, 87, 89, 90, 93, 95, 
96, 101, 106, 114, 118, 125, 134, 140, 144, 147, 149, 152, 166, 
206 (in Berbindung mit dem Schlußfabe des $. 208), 214, 217 und 
220 — in der Alternative mit dem Betrug ($. 197) vor diefem den Vorzug 
geben müſſen. — Nah Maßgabe diefes unferem Gefeße mehr oder 
weniger eigenthümlichen Verhältniſſes des Betruges zu anderen ftrafbaren 
Handlungen, dürfte ferner eine Handlung, in der man zwar alle Gat- 
tungsmertmale des Betruges findet, Die aber dahin gerichtet war, in 
liftiger Weife ein anvertraute® Gut fich zuzueignen oder vorzuenthalten, 
nicht mehr ald Betrug, fondern müßte ald Beruntreuung ($$. 181 
und 183), und dann, wenn Lift angewendet wurde, um feines Vortheiles 
willen eine fremde beweglihe Sache aus eines Anderen Befik, ohne deffen 
Einwilligung zu entziehen, als Diebftahl ($. 171) behandelt werden, 
weil fih aus der Vergleihung der gefeklichen Begriffsteftimmungen ers 
aibt, daß Handlungen, die fi fehr wohl unter die generifche Begriffs- 
beftimmung des Betruges fubfumiren laffen, durch Hinzutritt eines ge— 
wiffen fpeciellen Merkmales (Unterfchlagung einer anvertrauten 
Sache) zur Specied „PBeruntreuung“ werden, und daß der Diebftahl 
wenigftend in jenen Fällen, wo die Entziehung der fremden Sache zu: 
gleih ohne Wiffen des DBeftohlenen (Fraudulose) gefchieht, nebft den 
fpeciellen Merkmalen des Diebftahle auch alle Gattungsmerfmale des 
Betruges an fih hat. Die Anficht, daß die beiden Species, „Beruns 
treuung” und „Diebftabl” in der Anwendung nicht nur nach der eben 
dargelegten Natur der Sache, fondern insbefondere auch im Geifte 
unferes Gefebed immer den Vorzug vor dem Genus „Betrug“ finden 
müffen, findet ihre Beftätigung auch darin, daß der Gefekgeber im All— 
gemeinen ſowohl auf die Beruntreuung ($$. 182 und 184), als auf den 
Diebjtahl (58. 178 und 179) ſchwerere Strafen fetgefegt hat, als 
auf den Betrug (SS. 202 und 203°), daher allerdings der ernften 





*) Ich fage: „im Allgemeinen”, indem das Gefeg auf den Dieb» 
ftabl und auf die Eine Art der verdrecherifchen Veruntreuung (88. 178 und 
182) immer „Ihmweren Kerker“, auf den Betrug hingegen in der Regel nur 
„einfachen Kerker“ (8. 202) verhängt, und überdieh auf diefelbe Art von 


31* 
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Forderung der ftrafenden Gerechtigkeit Genüge gethan hat, dag derjenige, 
der in feiner Handlungsweife nebft den allgemeinen Gattungsmerkmalen 
eines Betruges fih nod der befonderen Arten deffelben ſchuldig 
machte, welche in conereten Fällen den Betrug zur Beruntreuung oder 
zum Diebftahle geftalten, allerdings auch die duch diefe ſpecieller 
geftaltete Schuld verwirkte höhere Strafe erleide. — 


Aus diefem eigenthümlihen Wechfelverhältniffe zwifchen Betrug 
und anderen ftrafbaren Handlungen ergibt ſich ferner auch noch eine fehr 
eigenthümliche Beziehung zwifchen dem Verbrechen der Berläumdung 
($. 209) und dem Betruge überhaupt, und infonderheit zu jener Species 


Peruntreuung nach Umftänden ſegar eın Etrafaugmaß bis zu zwanzig 
Jahren beftimmt hat ($. 182), während ed auf den Betrug, wenn nicht der ſo— 
gleih zu erwähnende noch fpeciellere Audnahmäfall eintritt, ſelbſt bei 
erichwerenden Umftänden die ſchwere Kerferftrafe nur bis zu zehn Jahren 
ausgemeſſen bat ($. 203). Die bezogenen Gefegesftellen zeigen nemlih, daß 
erft bei dem Dafein ſehr erfchwerender Umftände die Straffäge für alle drei 
genannten Verbrechen einander in der Regel gleichgehalten find, nemlich für 
alle drei gleichmäßig fchwerer Kerker von 5—10 Jahren feftgefept ift (58. 179, 
184 und 203). Hiervon macht nur der Fall eine Ausnahme, wenn der Be 
trug durch einen falichen Eid begangen wird, für welchen das Gefeg immer 
eine ſchwerere Strafe feftgefept, und diefelbe fogar bis zu zwanzigjährem, ja 
nach Umftänden bis zu lebenslangen Kerker gefteigert bat. Dieß ift nad 
der eigenthümlichen Stellung unferes Geſetzbuches, in welchen der falfche 
Eid (Meineid) nicht ald ein eigened Berbreihen erklärt, fondern unter dem 
Betruge jubfumirt ift (58. 197 und 199 lit. a), fehr wohl erflärbar. Das 
Geſetz wollte nemlih den Fall des Meineides, in dem man eigentlich ein zu— 
fammengefegtes Verbrechen, nemlih eıne Mehrfachheit von Recdtver- 
legungen in einer einzigen ftrafbaren Handlung erkennen fann, mit befon- 
ders jchiveren Strafen treffen, und ihn fofort aus der Gattung (Betrug), 
unter welche er ſubſumirt erfcheint, wenigftens in Beziehung auf die Straf. 
fanction beſonders herausheben. Daraus folgt aber zugleih, daß auch 
nad der Beſtimmung unfered Gejeßed in dem Betruge „durch Meineid“ 
eine befondere Species des PDetruges erkannt werden muß, deren 
höhere Straffäge jedenfalls in Anwendung zu bringen find, wenn fi 
auch diefe Unterart ded Betruges etwa mit einem anderen Verbrechen ver 
knüpft, das ſonſt als Species von dem Genus „Betrug“ jedenfalld den Bor« 
zug verdiente, indem fonft die von dem Geſetze beabfichtigte größere Strenge 
der Strafe für den falfchen Eid in einzelnen Fällen eludirt, und noch überdieß 
gerade in ſolchen Fällen vereitelt werden würde, wo dieſe Specied des Bes 
truges mit einem zweiten Berbrechen zufammentrifft. — Diefe Bemerkung ift 
praktiſch wichtig vorzüglich in jenem Falle, wenn eine Berläumdung durch 
einen falfchen gerichtlichen Eid erbärtet wird, wovon oben im Terte fogleich 
näher die Nede fein wird. 
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des Betruges, welche das Gefeß durch die Subfumtion des falfchen Eides 
unter das Genus „Betrug“ feftgefeßt hat ($. 199 Mit. a). Wer möchte 
wohl daran zweifeln, daß eine Handlung, welche alle im $. 209 bezeich— 
neten Merkmale des Verbrechens der Verläumdung in fich vereiniget, 
zunächſt als dieſes (fpeciellere) Verbrechen behandelt werden müſſe, 
obgleich man darin auch die allgemeinen Gattungsmerkmale eines Be— 
truges ($. 197) erkennen kann? — Diefer Bevorzugung der Species vor 
dem Genus entfpricht im Falle der Frage auch das von dem Geſetze 
dafür feftgefeßte Strafen-Syftem, indem ebendadurh der Schuldige in 
der Regel jener ſchärferen Strafe unterzogen wird, welche auf die 
Berläumdung gefeßt ift*), und welche er alfo dadurch verwirkt hat, 
daß er ſich jener relativ ftrafmirdigeren Unterart des Betruges ſchuldig 
gemacht, welche das Geſetz als Verläumdung erklärt hat. Allein dieß 
fann wieder nur fo lange als Negel gelten, als nicht etwa die Berläum« 
dung durch einen falfhen gerichtlichen Eid erhärtet, und eben dadurch zu 
einer noch fpecielleren Unterart des Betruges ($. 199 lit. a) umgewandelt 
wird, worauf das Geſetz wenigftens unter gewiffen Umftänden ($. 204) 
eine noch fchärfere Strafe verhängt hat, als fonft auf das Verbrechen der 
Berläumdung feftgefebt ift. E3 bedarf nemlich nah dem bisher Gefagten 
faum noch einer Erwähnung, daß in diefem Nusnahmsfalle, wenn nemlich 
Jemand dur feine, mittelft eines falfchen gerichtlichen Eides erhärtete 
Berläumdung einen fehr wichtigen Schaden verurfaht hat, derfelbe 
nach Maßgabe des $. 204 bis zu zwanzigjährigem, nad Umftänden bis 
zu lebenslangem ſchweren Kerker verurtheilt werden könne, weil er doch 
die Schuld aller jener fpeciellen erfchwerenden Umftände auf fich geladen, 
fomit jene relativ fhärfefte Strafe wirklich verdient hat, welche das 
Geſetz für den Fall des Zufammentreffens derfelben feſtgeſetzt hat “). 


*) Die Vergleihung des $. 210 mit den $$. 203 und 204 zeigt nem— 
ih, daß dad Gefe auf dad Verbrechen der Verläumdung ald Regel den 
fhweren Kerker und überdieß in der Dauer von 1 bid 5 Jahren feſtgeſetzt 
bat, mwährend bei Detrug diefed höhere Ausmaß in der Dauer erft bei 
erfhmerenden Umftänden, und der höhere Grad des ſchweren Kerkers 
gar erft bei befonderd qualificirenden limftänden eintritt. — 

») Mir ift nicht unbelannt, daß in dem oben vworausgefegten Falle von 
der Praris bie und da eine Goncurrenz zweier Verbrechen (Berläumdung 
und Betrug durch falihen Eid) behauptet wird. Allein dieß jcheint mir 
zweifellos irrig, weil dadurh Eine und diefelbe Rechtsbeziehung, nemlich 
die Abficht des Thäters, durch feine falfche (Liftige) gerichtliche (eidlich erhärtete) 
Audfage Jemandem (dem Berläumdeten) an feinen Rechten (zunächft an feiner 
Ehre) zu ſchaden, oder eigentlich die Bedingung (Condilio sine qua non) 
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Zum Theile ſchon aus dem eben über die erjte der obigen zwei Regeln 
Gefagten ergibt fih auch die Begründung der zweiten angeführten 
Regel (ad b auf Seite 480). Tritt nemlich einer der dafelbft voraus- 
gefegten Falle ein, daß eine That fich unter die Begriffsbeftimmungen 
verfhiedener flrafbarer Handlungen fubfumiren läßt, worauf das 
Geſetz theils ſchärfere, theils geringere Strafen verhängt hat: fo ift dieß 
wohl nur dadurch erflärbar, daß das Gefeß im der ſchwerer verpönten 
Handlung ein weiter vorgeſchrittenes Stadium derfelben ftrafbaren That, 
als in der mit geringerer Strafe belegten anderen Gefegesübertretung, 
gleihfam eine weitere Fortſetzung diefer leßteren zu einer größeren 
Vollendung oder zu einem mehreren üblen Exfolge*), oder das Hinzu— 
treten noch anderweitiger gravirender That-Umſtände oder Merkmale zu 
derfelben erfenne, und daß fofort die mit geringerer Strafe belegte Ge— 
fegesübertretung gewiffermaßgen nur den Anfang oder einen integrirenden 
Beftandtheil der ſchwerer verpönten That bilde. Wer fi) daher der 
leßteren fchuldig gemacht, d. h. wer in feiner Schuld auch noch alle weiter 
fortgefhrittenen Stadien, Umjtände oder Erfolge der That, und fofort 
auch noch die Merkmale der von den gefeglichen Begriffebeftimmungen 
für relativ ftrafbarer erklärten Handlung vereiniget hat, wird ohne 
Unrecht derjenigen [harferen Strafe unterworfen werden fönnen, 
und nach der ftrengen Justitia distributiva aud unterworfen werden 
müffen, welche das Gefeß eben wegen diefer vorausgefegten weiteren 


— — — — 


zweimal zugerechnet werden würde, welche nach der geſetzlichen Begriffsbe— 
ſtimmung vorhanden ſein muß, damit das eine und andere dieſer beiden Ver— 
brechen (vgl. insbeſondere den Eingang vom 8. 199) überhaupt vorhanden 
ſein könne. — 

Man mag ſich übrigens hinſichtlich dieſes Falles was immer für einer 
Anſicht anſchließen, und hiernach entweder das Daſein des Verbrechens der 
Verläumdung unter den erſchwerenden Umſtänden des $. 204, oder des Be— 
truges unter eben dieſen Umſtänden, oder der Concurrenz dieſer beiden Ver— 
brechen behaupten, ſo werden am Ende doch alle drei Anſichten darin überein— 
ſtimmen, daß unter den vorausgeſetzten erſchwerenden Umſtänden zunächſt der 
Strafſatz aus der Schluß-Anordnung des $. 204 zur Anwendung gebracht 
werden müffe, und daß daber die Streitfrage wenigftend hinſichtlich der mich: 
tigften praktiſchen Folge blos theoretiſch iſt. — 

*) Die Bergleihung diefer Fälle mit dem Seite 471 — 475 Gefagten 
bewährt zugleich, daß mehr oder weniger in all’ diefen Fällen diejenigen Be— 
ziehbungen, zumal in dem Plane und der Tendenz des Handelnden eintreten, 
welche daſelbſt bimfichtlich der Fortſetzung von ftrafbaren Handlungen an— 
geführt worden find. — 
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von ihm ebenfalls mitsverfhuldeten Thatumftände auf die hiernach 
von ihm begangene ftrafbarere Handlung verhängt hat; indem fonft, 
wenn man feine Handlung nur unter die geringer verpönte Geſetzes— 
übertretung fubfumiren, und über ihn nur die Strafe diefer letzteren ver— 
hängen wollte, der eine oder andere von ihm ebenfalld mit = verfchuldete 
gravirende Moment ungeahmdet bleiben und er überdieß im Bergleiche 
zu einem Anderen, der etwa die geringere Gefeßesühertretung, ohne 
die vorausgefegten gravirenden Momente begangen hätte, zu gering bes 
ftraft werden würde. . 


Dasjenige, was hiernach ſchon aus der Natur der Sache und aus 
den Elementar» Anforderungen der ftrafenden Gerechtigkeit hervorgeht, 
entfpricht auch dem Geifte unferes pofitiven Geſetzes. Dieß ergibt 
fih nicht blos daraus, daß unfer Gefek für die analogeften Fälle, nemlich 
bei dem Zufammentteffen mehrerer ftrafbarer Handlungen immer der 
fhärfer verpönten vor allen übrigen den Vorzug gibt ($$. 34, 35 
und 267), ſondern es wird dieß indbefondere durch eine Reihe von in 
unferem dermaligen Gefeße neu hinzugefommenen Stellen, nemlich 
durch die Schon oben (Seite 470) in anderer Beziehung citirten 88. 64, 
66, 76, 98 lit. a, 213, 215, 300, 302, 303, 305, 309, 311, 312, 
460, 461, 463, 464, 468, 486, 487 und 496 beftätiget, welche alle- 
ſamt übereinftimmend geradezu und mit klarem Worte den Grundfaß 
aussprechen, daß jede von den in diefen Paragraphen bezeichneten Be— 
griffsbeftimmungen ftrafbarer Handlungen auf eine die Merkmale der- 
felben in fidh vereinigende That nur dann anwendbar fei: „in foferne 
fih darin nicht eine ſchwerer verpönte andere ftrafbare 
Handlung darftellt*. — Unfer Gefeß hat alfo bei allen einzelnen 
neu hinzugefommenen ftrafbaren Handlungen, d. 5. überall, wo fidh 
hierzu nur immer ein Anlaß bot, den oben verfochtenen Grundfaß der 
natürlichen Gerechtigkeit mit voller Beftimmtheit in Geltung gefeßt. Wir 
ftehen daher mit der Einhaltung der bisher auseinandergefekten Regel 
vollfommen auch auf dem Boden unferes vaterländifhen pofitiven 
Strafgefeges*), und wir dürfen fofort diefelbe nicht blos hei den fo eben 


———__.__ 


*) Unter den fremden Gefepen bat meines Wiſſens den obigen Grundfag 
mit voller Beftimmtheit nur dad preußiſche Strafgefeg vom 14. April 
1851 im $. 55 mit folgenden Worten aufgenemmen: „Wenn eine und diefelbe 
Handlung die Merkmale mehrerer Verbredhen oder Vergehen in fich vereiniget, 
fo fommt dad Strafgefeß zur Anwendung, welches die ſchwerſte Strafe 
androht.“ — 
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eitirten Paragraphen, wo fie ohnehin von dem Gefehgeber fpeciell und 
mit ausdrüdlichen Worten vorgefchrieben ift, fo wie in den auf Seite 
479 und 480 beifpielweife erwähnten zwei prägnanten Fällen eines 
Mordes durch mehrere körperliche Berleßungen, oder eines bis zum 
Aufruhr fortgefehrittenen Aufftandes, fondern im Geifte unferes Gefebes 
auch in allen Fällen in Anwendung bringen, wo die ihr zur Folie 
dienende thatfächliche Borausfegung eintrifft. In diefer Weife wird man 
daher 3. B. den Begriff» und Straf» Beftimmungen der Verbrechen des 
Mordes und des Todtfchlages (88. 134, 136—139, 140 und 142) in 
der Anwendung den Vorzug geben vor dem Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit duch Einſchränkung der perfönlihen Freiheit eines 
Menfchen oder durch gefährliche Drohung ($$. 93, 94, 99 und 100), 
wenn eine der Tekterwähnten zwei Handlungen in der Abfiht, dadurd) 
einen Menſchen zu tödten, gefeßt wurde, oder wenn auch ohne diefe 
Abfiht dadurch ein Menſch um das Leben gekommen ift. — Aus gleichem 
Grunde wird, wenn auf eine und diefelbe Handlung fowohl die Begriffs- 
beftimmung der Entführung ($$.96 und 97), als auch jene des Menfchen- 
raubes ($$. 90 und 91) anwendbar wäre, diefe vor jener den Vorzug 
haben, auch abgefehen davon, dag bei dieſem Falle die gleiche Ent— 
ſcheidung auch dadurch bevorwortet wird, daß fih im Menfchenraube 
offenbar ein fpecielleres Berbrechen erkennen läßt, als in der Ent» 
führung (vergl. die Erörterung der vorſtehenden erften Regel ad a). — 
Ebenfo müßte man aus beiden fo eben angeführten Gründen den 
Mißbrauch der Amtsgewalt eines öffentlihen Beamten, welcher durch 
die gefliffentlihe Außeradhtlaffung der ihm bei dem Betriebe von Eifens 
bahnen oder von den im $. 85 lit. e bezeichneten Werken oder Unter: 
nehmungen obliegenden Verpflichtung eine der im $.85 lit. b bezeichneten 
Gefahren herbeiführt, zunachft nicht nad) den 88. 101 und 103, fondern 
vielmehr nah Maßgabe dei 88. 87 und 88 beurtheilen u. f. f. — 

Mit den thatfächlihen Borausfeßungen des eben erwähnten Falles 
fällt, wie bereits oben (Seite 479 in der Anmerkung) angedeutet wurde, 
öfters, aber keineswegs nothwendig der weitere Fall zufammen, „wenn 


6. 


„eine ftrafbare Handlung als Mittel zur Berübung 
einer anderen firafbaren Handlung begangen 
wird." — 

Nach dem fubjectiven Plane des Handelnden hat derfelbe in einem 
folhen Falle feine Willens-Richtung auf ein gewiffes Verbrechen, 3. 2. 
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auf den Mord eines Menfchen, oder auf einen Diebftahl als feinen eigent- 
lihen Zweck abgezielt, erkennt aber in feiner fubjectiven Auffaffung nad 
der concreten Rage des Falles eine andere ftrafbare Handlung, z. B. die 
Brandftiftung eines Haufes, in welchem der zu Tödtende ſchläft, oder die 
durh den Feuerlärm entftehende Verwirrung als ein nothwendiges 
Mittel, um das ald Zweck angeftrebte Verbrechen realifiren zu können, 
Er legt fofort Brand, um dadurch fein auserfornes Opfer zu erfticen 
oder zu verbrennen, oder um unter Benüßung der angedeuteten Berwirrung 
den beabfichtigten Diebftahl auszuführen. — 

Wer möchte wohl nad) demjenigen, was über ähnliche Fälle bereits 
früher (Seite 142 u. flg. unter Zahl 3, und Seite 156 im der Anmerkung) 
aus anderem Anlaffe gefagt worden ift, daran zweifeln, daß in diefen beiden 
Fällen der Thäter zweier (concurrirender) Verbrechen, nemlich im erften der 
Brandlegung und des Mordes, und im zweiten der Brandlegung und eines 
Diebftahls fchuldig fei? — Im beiden Fällen nemlich tritt eine wirkliche 
und zwar einthätliche Concurrenz ein, indem in beiden Fällen eine wahr: 
haftige Mehrfachheit von Redhtverlegungen nach Abficht des Handeln: 
den und nad dem Erfolge der That, wenn gleich jedesmal durch Eine 
und diefelbe Handlung ausgefhieden werden kann, und diefe mehreren 
Rechtverlegungen nad) Maßgabe des Geſetzes zugleih mehrere, und 
zwar verfhiedenartige Geſetzes-Uebertretungen (Verbrechen) bilden 
(vgl. Seite 448— 451). Es ift daher diefe einthätliche und ungleich» 
artige, aber wirkliche Goncurrenz keineswegs unter die Kalle einer 
bloßen Schein» Concurrenz einzureihen, fondern ſowohl nad der Natur 
der Sache, ald auch nach dem klaren Wortlaute umd Geifte unferes 
gofitiven Geſetzes als ein wirkliches Zufammentreffen mehrerer ftraf 
barer Handlungen in Gemäßheit der oben (Seite 452—462) erläuterten 
88. 34, 35, 44 litt. a und b, 263 litt, b und 1 und 267 zu behandeln. 

Allein nicht blos diefe allgemeinen Beltimmungen unferes 
Geſetzes, fondern auch fpecielle von der höchſten Gefekgebung felbft 
ausgegangene Entfcheidungen über befondere ihr vorgefommene Falle 
diefer Art liefern ung den Beweis, daß auch unfere vaterländifche Legis- 
lation den bier verfochtenen Grundſatz als zweifellos fchon in den all» 
gemeinen Anordnungen unſeres Geſetzes über Concurrenz enthalten 
anerkannt habe, wornach nemlih in der Regel auch der Ball als 
wirflihe Goncurrenz mehrerer Verbrechen angefehen werden müffe, 
wenn Jemand irgend ein Berbrechen als Mittel zur Berübung eines anderen 
Verbrechens unternommen bat. Dieb erklärte fie wortfcharf ſchon mit 
dem Hoffanzleidecrete vom 29. Auguft 1822, Nr. 1889 der I. ©. S., 
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womit ein neues Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch Ber: 
legung gerichtlichet Siegel eingeführt, und im $. 3 erklärt wurde: 
„Werden aber (derlei) Verletzungen gerichtlicher Siegel als ein Mittel 
zur Berübung eines größeren Berbrehens unternommen: jo 
ift der Thäter mit Anwendung des $. 28 I. Th. des St. G. 2. 
($. 34 des dermaligen Gefebes), d. b. alfo mit Anwendung der 
allgemeinen Vorſchrift über das Zufammentreffen mehrerer 
Berbrechen zu beftrafen.“ — Noch heftimmter und über allen Zweifel 
deutlich hat unfere Gefeßgebung aus Anlaß eines anderen einzelnen 
Falles eben diefe Abficht in der Faiferlichen Verordnung vom 8. Februar 
1852, Nr. 40 des R. ©. B. ausgefprochen. Durch diefes Geſetz wurden 
ftrafgefeglihe Beftimmungen gegen Beſchädigungen und andere jtrafbare 
Handlungen in Beziehung auf Eifenbahnen und Staats » Telegraphen 
angeordnet, und im $. 12 wörtlid hinzugefügt: „Wenn eine der in 
diefem Gefege als ftrafbar erklärten Handlungen oder Unterlaffungen 
als Mittel zur Ausübung einer anderen ftrafbaren Hand— 
fung verübt wird, fo find die VBorfchriften über das Zuſam— 
mentreffen mehrerer flrafbarer Handlungen in Anwendung zu 
bringen, gleihwie auch jede damit etwa verbundene Entwendung ins— 
befondere zu beſtrafen iſt.“ — — Da alfo, wo binfihtlih einzelner 
Fälle hierzu ein befonderer Anlaß war, hat unfere Gefeßgebung die 
erwähnte Entfcheidung auch ausdrüdlich aufgenommen, jedoch unver: 
fennbar in folder Faſſung, daß dadurch nicht etwas Neues oder von 
den allgemeinen Grundfügen Abweihendes, fondern vielmehr nur 
eine fich aus diefen von felbit verftehende Kolgerung aufgeftellt wurde, 
die eben defhalb in dem neuen Gefeße, wo man nicht mehr blos jene 
einzelnen Falle zu normiren, fondern allgemeine Borfohriften zu geben 
hatte, weggelaffen wurde, eben darum, weil fie fhon aus den generellen 
Borfhriften der 88. 24 und 267 ſelbſtverſtändlich iſt). — Denfelben 


*) Nur im $. 318 behielt dad neue Geſetz aus dem früheren ($. 76 
des 11. Th. des St. ©. 2. vom 3. September 1803) die ausdrüdlide 
- Erwähnung der Beſtimmung bei, daß in dem Falle, wo fich Jemand nebſt 
ber muthwilligen Beichädigung der dort bezeichneten Gegenftände auch einer 
Entwendung fhuldig maht, dafür indbefondere beftraft, alfo einer 
Goncurrenz zweier ftrafbaren Handlungen ſchuldig erfannt wird. — Auch 
diefe Beftimmung ift im alten, jo wie im neuen Geſetze unverkennbar als 
eine fih aus den übrigen Anordnungen von felbft verſtehende Folgerung 
bingeftellt, und man kam fohin daraus, daß dad neue Gefeß, das ja regel 
mäßig im Wefentlihen an dem früheren keine Menderung vornehmen wollte, 
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Grundfaß fpricht ferner ein neueftes, noch fortan neben dem allge 
meinen Strafgefeße in Rechtskraft beftehendes vwaterländifches Particular- 
Strafgefeß, nemlich das faiferlihe Patent vom 6. Mai 1852, Nr. 101 
des R. G. B. im 8. 5 aus, indem es erklärt: „daß in jenen Fällen, wo 
das dort bezeichnete Verbrehen der Berleitung von Militär » Berfonen 
zum Treubruche oder zur Verlegung ihrer fonftigen Dienftpfliht, oder 
die Verbrechen der Spionerie oder Falfchwerbung als Mittel zur 
Ausübung eines noch größeren Verbrechens, 3. B. des Hoch— 
verrathes oder Aufftandes begangen werden, ſich die Strafgerihts- 
barkeit auch auf diefe ftrafbaren Handlungen (alfo ftrafbare 
Handlungen in Plurali!) auszudehnen habe.” — Darin ift alfo offenbar 
wieder die Anficht unſeres Gefepes eingefhloffen, daß in jenen Fällen, 
wo Jemand ein Berbrehen zum Zwede eined anderen begeht, er fi 
dadurch allerdings mehrerer ftrafbarer Handlungen fhuldig made. — 

Diefe Anfiht ift meines Wiffens auch von der Öfterreichifchen Praxis 
mwenigftend der höheren Gerichtshöfe — von jeher als die richtige anerkannt, 
und inihren Ausfprücen feftgehalten worden. So wurde, um aus der jüngften 
Zeit nur auf zwei Präjudicate hinzuweifen, laut Gerichtszeitung Nr. 14 
und 15 vom Jahre 1851, bei der erften in Wien am 15. Jänner 1851 
ftattgefundenen fchwurgerichtlihen Berhandlung fogar von der Ge: 
ſchwornenbank und zwar einhellig, gleihwie auch vom Schmwur: 
gerihtshofe die Angeklagte der Brandlegung ſchuldig erkannt, ob: 
gleih fie erwiefen und allfeitig zugeitanden den Brand im Dachboden 
des von ihrem Dienftgeber bewohnten Hanfes nur deßhalb gelegt hatte, 
um dadurch in dem Haufe eine große Verwirrung zu erzeugen, umd 
während derfelben unbeobachtet das zur Heimreife nöthige Geld ftehlen 
zu können, obwohl alfo die Brandlegung nur ala Mittel zum Zwecke des 
Diebſtahls verübt, und diefer Umftand auch mit Nachdruck aber vergeblich 
von ihrem Bertheidiger zur Entfehuldigung der Brandlegung geltend 
gemacht worden war”). — So murde ferner, wie uns ebenfalls die Gerichts: 





nur eine Beftätigung ableiten, aber keineswegs etwa eine vereinzelte Aus— 
nahme darin finden. — 

*) Nach der obigen thatfähhlihen Vorausſetzung war die Angeklagte 
allerdings der Brandlegung und des Diebftahld ſchuldig, und der Inhalt der 
diepfälligen Verhandlungen zeigt auch, daß fie der Goncurrenz diefer beiden 
ftrafbaren Handlungen fchuldig erklärt worden fein würde, wenn nicht die 
Strafbarkeit ihres Diebftahld durch die freiwillig wor der gerichtlichen Ent: 
dedung ihrer Schuld gefeiftete Vergütung bereitd erlofchen geweſen wäre, 
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zeitung in Nr. 114 und 115 vom Jahre 1852 mittheilt, jenes verruchte 
Ungeheuer, welches die Wohnhütte anzündete, in der feine Gattin und 
Tochter von Außen eingefperrt fehliefen, zunachft nur, um feine, ihm 
in Beziehung auf die beabfichtigte Verehelihung mit einer anderen 
Frauensperfon im Wege ftehende, Gattin zu tödten, dennoch nicht 
blos des als Zweck beabfichtigten, fondern auch des als Mittel hierzu 
gefegten Verbrechens, nemlich des Verbrechens der Brandlegung und 
des Meuchelmordes vom Landesgerichte in Trient fhuldig erflärt, und 
diefes Erkenntniß von den höheren Juftizbehörden, weldhe es wegen der 
dadurch zugleich ausgefprohenen Verurtheilung des Schuldigen zur 
Todesstrafe zu durchlaufen hatte, nicht nur nicht gerügt, fondern befräf: 
tiget und in Vollzug gefeßt. — 

Wie follte aber in all’ diefen Fallen auch anders als auf wirkliche 
Goncurrenz mehrerer Berbrechen erkannt werden können? Hat nicht 
überall der Schuldige in Wirklichkeit feinen Borfaß auf mehrere von 
einander nad Zahl und Qualität verfhiedene Nechtverlegungen ge 
richtet, und diefelben vorausfeglih auch vollführt? Warum follten ihm 
daher gerechter Weife diefelben nicht allefammt zugerechnet werden ? 
Aus diefen Gründen fcheint es mir daher außer Zweifel zu fein, daß die 
fhon oben (Anmerkung auf Seite 479 und 480) gerügte Anficht 
Frühwald's, wornach in derlei Fällen nur das ald Zweck gefehte, 
keineswegs aber das ald Mittel gewählte Verbrechen beftraft werden 
dürfe, nicht nur gegen die Natur der Sache und gegen den Ausſpruch 
der natürlichen Gerechtigkeit, fondern auch gegen Wortlaut und Geift 
unferes pofitiven Gefeßes, fo wie gegen die herrfchende Praris verftoße. 
— Diefe hie und da mit nichts fagenden Gemein-Phrafen begründete 
Anfiht*) würde zu den bedenklichften, und der natürlichen Gerechtigkeit 


Dennoch aber, obgleich das eigentlihe Zweck-Verbrechen im concreten Falle 
ganz hinmwegfiel, hatten Geſchwornenbank und Gerichtshof die Angeklagte des 
ald Mittel gefepten Verbrechens ſchuldig erfannt. — 

*) Am beiten ftellt die Schein » Gründe für die obige Anſicht allerdings 
Frühwald (a. a. D.) in dem furzen Sage zufammen: „es gebt nicht an, 
wenn man $emanden für den erreichten Zweck ftraft, ihn noch befonders dafür 
zu ftrafen, daß er die nothwendigen Mittel, um diefen Zweck zu erreichen, 
angewendet habe.” — Allein diefer Schriftfteller bewährt zu viele Erfahrung 
im Gebiete der Strafrechtöpflege, ald daß er — ich bin deffen überzeugt — 
nicht felbft erfchredten follte vor den oben im Texte angedeuteten "praktifchen 
Gonfequenzen, die aus feiner fo unterfheidungsdlod hingeftellten Be— 
hauptung fließen würden, und die gewiß nicht in dem Sinne eines nüchternen 
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geradezu in's Antlig fchlagenden Confequenzen führen! — Würde nicht 
hiernach Derjenige, der zum Zwede eines Aufruhres, oder einer Empö- 
rung verfchiedene andere Verbrechen, als z. B. Berleitung von Soldaten 
zum Treubrucdhe, oder Mord, Brandlegung, Zerftörung von Eifenbahnen 
u. dgl. ale Mittel wählt und in’s Leben febt, für alle diefe Mittels 
Berbrehen ftraflos bleiben müffen? Sollen alfo jene Hochverräther, 
die mit der Brand» Fadel des Umſturzes aller ftaatlihen und focialen 
Drdnung vor Allem den politifhen Meuchelmord einzelner Organe und 
gefürdhteter Widerfacher ihrer verruchten Pläne, oder gar den Mord all’ 
ihrer Feinde en masse predigen und auszuführen ftreben, dafür ftraflos 
bleiben, weil und in foferne diefe letzteren Verbrechen nad) ihrem Plane 
nur nothwendige Mittel zu anderen verbrecherifchen Zweden fein follten ? 
— Dder würde — in minder grellen Fällen — etwa derjenige, der 5.2. 
ala Mittel zum Zwecke der Tödtung feines Feindes deffen Verläumdung 
bei Gericht, mittelft Andichtung eines mit Todesftrafe verpönten Ver— 
brechens ($. 209) und die Ueberredung zweier Zeugen zur falfchen ge- 


Praktikers gelegen find. — Liegt ferner nicht in dem obigen Grunde eine 
umgelehrte Anwendung der berüchtigten Marime: „der Zweck heiliget das 
Mittel,“ wenn nemlich dadurch behauptet werden fol, daß die Beftrafung des 
Zwedes die Strafbarkeit der wenn auch felbftftändig an und für fih noch 
fo jrafwürdigen Mittel in ſich abiorbire und gleichſam erlofhen mahe? — 
Frühwald, ohne Zweifel mit praftifhem Takte das Gefährliche dieſes 
Satzes durhfühlend, bemerkt freilich: „daß in folchen Fällen die Verurtheilung 
und Strafe nur wegen des Hauptverbrediend erfolgen, und die ald Mittel 
benügte ftrafbare Handlung nur als erfchwerender Umftand ($. 43) berüd: 
fichtiget werben könne.” — Allein durch diefe verfuchte Einſchränkung des obigen 
Hauptjages wird diefem nicht blos die Spige gebrochen, und berfelbe eigent- 
ih wieder ganz zerftört, fo daß die beiden Süße unter einander in Wider: 
ſpruch ſtehen: fondern ed wird dadurd nur eine neue Inconvenienz der 
anderen hinzugefügt. Wie foll denn in jenen Fällen, wo die ald Zweck geſetzte 
ftrafbare Handlung weit geringer ift, als das ale Mittel hierzu gebrauchte 
Verbrechen, dieſes ald ein Erjchwerungs »Umftand von jener in Anwendung 
gebracht werden fünnen? Wie joll 3. B. im obigen fchwurgerichtlichen Falle 
dad von der Thäterin ald Mittel gebrauchte Berbrechen der Brandlegung, 
worauf im Gefege etwa lebenslange, oder zehn: big zwanzigjährige Kerker— 
ftrafe verhängt ift, einen Erſchwerungs-Umſtand der von ihr als eigentlicher 
Zweck beabfihtigten bloßen Uebertretung des Diebflahle, worauf im 
Geſetze höchſtens Arreftftrafe von 6 Monaten fieht, bilden können? — 
Man bleibe auch Hier bei dem Einfahften, beim Natürlidhften, bei 
der Forderung des gefunden Menichenverftandes ftehen! Wer mehrerlei 
Rehtverlegungen und ftrafbare Handlungen begangen hat, der werde auch für 
jede derfelben beftraft! — 
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rihtlihen und beſchwornen Ausfage wider denfelben ($. 199 lit. a) 
gewählt und in der Weife ausgeführt hat, daß hiernach fein Feind unge: 
gründeter Weife vom Strafgerichte zum Tode verurtheilt werden follte, 
etwa nur des Mordes, und nicht auch der Verläumdung und des Betruges 
fhuldig fein, da er dodh mehrere und ganz verfhiedenartige 
Rechte und Rechtbeziehungen, nemlich das Recht des Verlegten auf 
Zeben und Ehre, das Recht des Berichtes auf Wahrhaftigkeit.der Zeugen 
u. f. f. verlegt Hat? — Oder follte Derjenige, der in Ausführung eines 
Mord- oder Raub-Attentates an dem A begriffen, hieran Durch einen, 
dem A zu Hilfe eilenden Gensd’armen gehindert, fih auch an diefem ver: 
greift, und fih ihm mit gewaltfamer Handanlegung der Ausübung feiner 
Dienftespflicht widerfeßt, dann aber den A wirklich beraubt oder tödtet, 
alles Ernftes nur des Naubes oder Mordes, und nicht anch des hierzu 
als Mittelgewählten Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit gegen den 
Gensd’armen ($.81) ſchuldig fein? — Oder würde man einen Schmuggler, 
der einen als Zweck beabfichtigten großartigen Schmuggel (Schleihhandel) 
anders nicht, ala durch Beftehung des einen umd anderen, oder gar durch 
Tödtung eines dritten und vierten Zollwächters auszuführen vermag, 
und daher zur Realifirung feiner als Zweck angeftrebten ſchweren 
Gefälls-Uebertretung die Verleitung öffentlicher Beamten zur Verlegung 
ihrer Amtspfliht ($$. 105 und 311) und den Mord ($. 134), wenn 
auch nad der Tage der Dinge als nothwendige Mittel wählen muß, 
nicht auch wegen der Berleitung von Beamten zur Verlegung der Amts- 
pflichten und des Mordes, fondern blos der ſchweren Gefälld-Ueber- 
tretung des Schleihhandels verurtheilen müffen u. f. f. u. f. f. ?? 
Worin follte denn nur überhaupt der Grund liegen, Jemandem die 
eine oder andere der mehreren von ihm wirklih gewollten und 
wirklich begangenen Rechtverletzungen nicht als ftrafbar zuzurechnen, 
blos dephalb, weil er fie gleichzeitig und vermengt mit anderen Recht— 
verlegungen, weil er fie nebft diefen, wenn gleich zunächſt nur als Mittel 
zu diefen verübt hat? Mus welchem Grunde follte denn derjenige, der 
vorausfeßlich mehrfache Rechtverlegungen verübt hat, auf gleich er Stufe 
der Strafbarkeit mit jenem Andeygn gehalten werden, der blos die eine, 
nemlid die in den obigen Fällen als Zweck angenommene Rechtver— 
leßung begangen hat? Dder wie foll gar Derjenige, der in mehreren 
der obigen Fälle eine geringere frafbare Handlung, z. B. die Uebertre- 
tung des Diebftahle ald Zweck, und die fehwerere, z. B. das Verbrechen 
der Brandlegung als Mittel verübt, daher im Grunde denn doch nebft 
einem fehweren Verbrechen noch eine zweite Uebertretung begangen hat, 
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milder, ja mit der vergleihungsmweife fo geringem Uebertretungsftrafe 
des Diebftahld geahndet werden, während derjenige, der die Brand- 
legung allein begangen bat, dafür 10—20 jährige oder lebenslange 
Kerkerftrafe zu erleiden haben würde ?? — 

Allein fo zweifellos unrichtig auch nah allen Seiten und Rich— 
tungen bin die hier zu widerlegen verfuchte Marime ift, wenn fie 
unterfheidungslos aufgeftellt wird, und fo praftifch gefährlich 
diefer Irrthum fein würde, wenn er je in der vaterländifchen Strafrechts— 
pflege Wurzel faffen follte: fo muß dennod anerkannt werden, daß fi 
ein Ausnahmefall denken läßt, wo die gerügte Marime wenigfteng 
fheinbar ihre volle Anwendung findet. Dieß trifft nemlich dann ein, 
wenn ein Verbrechen, fei es ſchon überhaupt nad deffen Natur, oder nad 
dem fubjectiven Plane des Thäters fih allmälig als die fortſchrei— 
tende Ausführung Einer und derfelben Haupthandlung darftellt, 
daher fih von einem gewiffen Anfangs » Stadium zu immer größerer 
Ausdehnung entwicelt, oder wenn die vwerbreherifhe Handlung aus 
mehreren Theilacten befteht, welche zufammen nur al eine Fort- 
fegung der nemlihen Gefammtthat erfheinen. Im diefem Falle find 
nicht felten die erften Anfänge oder Stadien der Gefammthandlung, oder Die 
einzelnen Acte der Geſammtthat allerdings nur Mittel zum Zwecke diefer 
Gefammtthat, und dürfen auch zufammen nur ald Ein Verbrechen, 
nemlich ald das zum Zwecke angeftrebte Verbrechen zugerechnet werden, 
in foferne darauf die fhon oben (Seite 471—475 und Seite 479, fo 
wie 486— 488) erörterten Vorausſetzungen eintreffen, daß fich nemlich darin 
wirklich nur eine Fortfeßung eines und defjelben Verbrechens, oder eine 
einzige Rechtverlekung darftellt, und daß daher in Wahrheit in jedem 
diefer Stadien oder Theilacte immer nur Eine und diefelbe Recht— 
beziehung verleht erfcheint. — So wird z. B. in den zum Theile 
ſchon oben Seite 479 und 480 erörterten Beifpielen gewiß Niemand 
denjenigen, der mehrere Stihe, Schläge oder allmälig beigebrachte 
Gift-Doſen ald Mittel wählt, um feinen Zwed, einen Andern zu tödten, 
auszuführen, des Verbrechens des Mordes und der einzelnen Lörper- 
lichen Berlegungen fchuldig erkennen, eben darum, weil es ja immer nur 
Eine und diefelbe Rehtbeziehung ift, die hierdurch verlegt 
wurde, alfo der Qualität nah nur Eine (einzige) NRechtverlekung 
vorliegt. Die gilt in gleicher Weife au dann, wenn etwa Jemand 
einen Anderen durch einen Dolchſtich tödten wollte, es aber nur bei 
einer ſchweren Förperlihen Beichädigung ald Verſuch des Mordes geblie- 
ben ift, wo ihm ebenfalls nur der Verſuch des Verbrechens des Mordes, 
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keineswegs aber etwa aud das Verbrechen der ſchweren körperlichen 
Beihädigung zugerechnet werden fann. — Ebenfo wenig wird derjenige, 
der fich 3. B. zuerft gegen eine Wache in Bollziehung ihres Dienftes eine 
wörtliche oder thätliche Beleidigung erlaubt ($. 312), dann andere Per- 
fonen zur Widerfeßung gegen diefelbe auffordert ($. 279), fofort ſich ihr 
in der Abfiht, um diefen Dienft zu vereiteln, zuerft einzeln, aber mit 
gewaltfamer Handanlegung widerfegt ($. 81), im weiteren Fortjchreiten 
aber fih mit Anderen zufammenrottet, um ihr mit Gewalt Widerftand zu 
leiften ($. 68), endlich aber feine gewaltfame Widerftands - Vereinigung 
mit Anderen bis zum Aufruhr ($. 73) fteigert, keineswegs der ganzen 
Reihefolge der in den oben citirten Paragraphen bezeichneten ftrafbaren 
Handlungen, fondern nur des Aufruhrs fchuldig erklärt werden fönnen, 
weil in al’ Ddiefen Stadien doch immer nur Eine und diefelbe 
Rechtbeziehung (Achtung und Unverleglichkeit der Organe der Staats- 
gewalt in ihren Dienftes = Kunctionen) in immer weiterem Fortfchreiten 
verlegt erfcheint, daher wieder nicht von einer Mehrfachheit der Rechtver- 
leßungen gefprochen werden könnte, — Ebenfo dürfteaus gleichem Grunde 
derjenige, der 5. DB. zum Behufe der Ausführung eines großartigen Dieb- 
ftahls in einem von mehreren Menfchen bewohnten Haufe diefe Bewohner 
mittelft eines ihnen liftiger Weife beigebrachten Schlaftrumfes betaubt, 
um ungehindert feinen beabfichtigten Diebftahl ausführen zu fönnen, 
keineswegs des Diebftahld und des Betruges, fondern, wenn anders 
diefe betäubende Einfchläferung Feine körperlichen Verletzungen für die 
Betäubten herbeigeführt hatte, nur des Diebſtahls fchuldig geziehen 
werden können, wenn man auch in feiner zum Zwecke des Diebftahls als 
vorbereitendes Mittel gewählten Handlung einen ftrafbaren Betrug 
($. 197) zu erfennen vermag. Denn unfer Geſet flraft den Betrug (die 
widerrechtliche und liftige Irreführung eines Anderen) nur in foferne, als 
er in der Abficht gefihieht, um Jemandem zu fhaden. Im vorftehen- 
den Falle beftand jedoch die Beihädigungs = Abficht der Liftigen Irrefüh— 
zung oder Bewußtfeind-Beraubung eben nur in der Abficht, um dadurch 
einen Dieb ftahl ausführen, um alfo einem Anderen an feinem Eigene 
thume durch den Diebftahl fchaden zu können: dieſe (diebifche) 
Abficht wird aber dem Thäter ohnehin fhon durch die Verurtheilung 
wegen Diebſtahls zugerechnet, fie darf ihm alfo niht zum zweiten 
Male auch noch ald Betrug zugerechnet werden. — 

Aus der Erörterung diefer letzteren Fälle ergibt ſich nun allerdings 
die Schlußfolgerung, daß ausnahmsweise unter gewiffen Borausfeßungen 
eine firafbare Handlung, oder richtiger irgend ein Merkmal oder Theil 
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des Thatbeitandes einer ftrafbaren Geſammtthat fcheindar aus dem 
Grunde nicht insbefondere als eine eigene (zweite) frafbare Handlung 
zugerechnet werden dürfe, weil fie ald Mittel zum Zwede eben jener 
Gefammtthat gewählt und verübt worden ift. Allein der eigentliche 
Grund viefer Abforption liegt nah dem Gejagten darin, dag in al’ 
diefen Fallen eben jene Mittel-HYandlung ald Merkmal oder Bes 
ftandtheil in der Qualification und Begriffsbeſtimmung der ald Zwed 
beabfihtigten Gefammt- oder Haupthandlung bereits inenthalten ift, 
und ebendeßhalb durch die Zurehnung und Beftrafung diejer ebenfalls 
ſchon mitsbeftraft wird, daher nicht zum zweiten Male, auch noch als eine 
eigene ftrafbare Handlung in Anſchlag kommen darf; — oder daß mit 
anderen Worten alle diefe Ausnahmsfälle fih immer entweder auf den 
oben (Seite 471 — 475) unter Zahl 3 erörterten Fall der „Fort 
feßung einer ftrafbaren Handlung durch mehrere Theilhandlungen,“ 
oder auf eine der unter Zahl 5 lit. b (Seite 480 und 486 — 488) 
auseinandergefeßten Borausfeßungen der Identification verfhiedener 
Merkmale einer und derfelben ftrafbaren Handlung in einer einzigen 
Rechtverlegung und geſetzlichen Begriffsbeſtimmung zurücdführen laffen. — 

Aus diefen Erörterungen läßt fih zugleih eine allgemeine 
Regel abftrahiren, die als ficher leitendes Kriterium dienen kann, um 
zu erfennen, ob in den Fällen, wo irgend eine ftrafbare Handlung von 
dem Thäter nur als Mittel zum Zwede einer anderen ftrafbaren Hand: 
fung gefegt worden ift, eine wirkliche Concurrenz zweier ftrafbaren Hand- 
lungen anzunehmen fei, oder ob nur eine Schein-Concurrenz eintrete, 
d. h. ausnahmsweiſe nur die eine (ald Zweck gewollte) ftrafbare Hand» 
lung zugerechnet werden dürfe. — Sie liegt nemlih in folgendem, 
fih aus allen obigen Nachweiſungen ald Schlußfolgerung ergebendem 
Grundſatze: 

„Wenn durch die als Zweck angeſtrebte Handlung 
ein anderes Rechtsobject, oder eine andere, nach ihrer - 
Qualität verfhiedene Rehtbeziehung verlegt erfheint, 
als durd die als Mittel hierzu gefehte Handlung, und 
wenn ſohin duch die zwei Handlungen eine Mehrfachheit 
von Nehtverleßungen verübt wurde, die von dem Ge» 
feße nicht fhon in der Begriffebeftimmung eines zuſam— 
mengefebten Berbrehens oder in der Strafnorm durch 
Hervorhebung eines befonderen Erfhwerungd-Umftandes 
berückſichtiget worden tft (vergl. oben auf Seite 467 — 471 die 
Zahlen 1und 2): fo ift eine wahrhaftige Goncurrenz mehrerer 

Sye, Kommentar, 32 


[Strafgef. 1: Thl. IT. Haupt. 88.31.35.) 498 [Von Beftrafung der Werbredjen überhaupt.] 


ftrafbaren Handlungen vorhanden. — Beun hingegen 
durch beide Handlungen immer nur das nemlide Rechts— 
object, oder der Qualität nah eine und diefelbe Redt- 
beziehung verlegt worden ift: fo ift nur eine Schein- 
Goncurrenz vorhanden, und daher nur die Eine diefer 
‚ Handlungen, allein nicht gerade nothwendig die als 
Zweck gefeßte, fondern vielmehr diejenige der ſcheinbar 
mehreren ftrafbaren Handlungen zuzurechnen, welde 
fih als die weiter gediehene Fortſetzung, oder ale das 
in dem beabfidtigten Erfolge weiter vorgefhrittene 
Stadium, als die quantitativ oder ertenfiv größere 
Bollendung der angefirebten Einen Rechtverletzung dar— 
ſtellt“ (vergl. oben Seite 471 — 475 und Seite 478 — 480, Zahl 3 
und 5 lit. b). — — 

Die vorftehende Negel, gleichwie die hinfichtlich der früheren 
Vorausſetzung (Zahl 5) aufgeftellten Regeln (Seite 480 unter litt. a 
und b), von denen machgewiefen wurde, daß fie eben fo gewiß im der 
Natur der Sache liegen, als fie dem Geiſte unſeres pofitiven Gefeßes 
entſprechen, find denn auch der einzige Compaß, der uns endlich auf 
jenem vaſten Gebiete die rechte Fährte zu zeigen vermag, das im der 
Vorausfegung des letzten Falles einer bloßen Schein -Concnrrenz ein- 
geſchloſſen erfheint. Es ift dieß der Fall, wenn 


T. 


„eine und dieſelbe That ſich nicht bloß ale eine 
beftimmte firafbare Handlung nah dem allgemeinen 
Strafgefeße, fondern zugleih als eine Uebertretung 
irgend eines anderen außer dem allgemeinen Gtrafge- 
jeße fiegenden Particular-Strafgefebes darftellt”. 

Fälle diefer Art treten fehr haufig ein; die Praris der vaterländi- 
ſchen Rechtspflege hat fih darüber noch feineswegs zu einem beftimmten 
Grundfaße geeiniget, und die Präjudicate felbft von höheren Gerichts— 
höfen ſchwanken hier zwifchen verfchiedenen Grundfäßen. Am häufigſten 
treten derlei Falle in Beziehung auf Betrug, Beruntreunng und Miß- 
brauch der Amtsgewalt ein, indem fih eine und diefelbe Handlung, ins 
befondere gewiffe betrügerifche Handlungen, liſtige Täuſchungen, Stres 
führungen, Beeinträhtigungen, Gefekumfchiffungen, unwahre Angaben, 
geſetzwidrige Vorenthaltung oder Verſchweigung der Wahrheit, ſchlaues 
Benützen der Unwiſſenheit oder irrigen Vorſtellung Anderer u. dgl. eben— 


[Strafgef. 1. Chl. 11. Haupt, $$. 34u.35.1 499 IVon Behrafung der Verbrechen überhaupt. ] 


ſowohl nah dem allgemeinen Strafgefeße als eines der eben genannten 
Verbrechen, zumal als Betrug ($. 197), gleichwie als eine Geſetzes— 
Uebertretung gegen irgend ein Particular- Strafgefeß, z. B. in Steuer-, 
Gefällen-, Gebühren: und Tar-Angelegenheiten, zumal bei Verzehrungs-, 
Grunde, Gebäudes, Erwerb- , Einfommen: Stener-Prävaricationen, Zoll: 
Defraudationen*), Stempel-, Lotto-, Bunzirungs-, Zimentirungd-Saden, 
aber au in Beziehung auf Dienfted- und Disciplinar- Borfchriften für 
öffentlihe Beamte und Diener, gegen Conſcriptions- und Recrulirunge- 
Geſehze, Dienftboten » Ordnungen, polizeiliche N u. ſ. f. u. ſ. f. 
darſtellen. 

In all' dieſen Fällen entſteht, analog wie bei den unter Zahl 5 
und 6 aufgeführten Vorausſetzungen die Frage: „Soll eine ſolche Hand— 
lung doppelt, nach dem allgemeinen Strafgeſetze und nach dem Parti— 
ceulars Strafgefege zugerechnet und geſtraft werden, oder foll nur Eines 
der beiden Strafgefege darauf Anwendung finden?“ — Im leßteren 
Falle aber fragt es fih weiter: „Soll eine ſolche Handlung nad dem 
allgemeinen Strafgefeße, oder nad den vorausgeſetzten Particular- 
Strafgefegen beurtheilt und bejtraft werden ?" — — Es ſcheint mir nad) 
allen bisherigen Erörterungen Feines Beweifes mehr zu bedürfen, daß 
diefe Fragen an der Hand unferer obigen Regeln beantwortet werden 
fönnen, ja beantwortet werden müffen, da ja der Unterfihied der hier 
unter Zahl 7 in Frage ftehenden Fälle von den unter Zahl 5 und 6 
erörterten Vorausſetzungen fein wefentlicher oder grundfäßlicher, fondern 
ein ganz unmefentlicher oder äußerer ift. Es ift nemlich überall diefelbe 
Wefenheit der Vorausſetzung vorhanden, daß fih eine und diefelbe 
Handlung zugleich nah verfhiedenen Strafgefegen als ftrafbar dar- 
ftelle: nur find es in den bisher erklärten Fallen 5 und 6 verfchiedene 
Sefeßes- Stellen eines und des nemlichen (allgemeinen) Strafgefeß- 
buches, während in dem nunmehr zu erörternden Falle es von einander 
auch außerlich oder räumlich verfdiedene Gefeße find, unter welche 
die Handlung fubfumirbar iſt. — 


Es ift hiernach auch bei diefer Vorausſetzung vorerft in Erwägung 
zu ziehen, ob 


= 


*; Eo lange der Guts-Unterthänigkeits-Verbaund (nexus subditelae), 
zwiſchen Grund-Herrſchaften und Guts-Unterthanen beftand, kamen Dderlei 
Fälle auch häufig in Beziehung auf betrügeriiche Laudemial-, Mortuare, 
Urbarial-, Zehent- und Robot» Verkürzungen von Seite der Untertbanen, und 
hinfichtlich der Unterthband-Bedrüdungen von Seite der Herrichaften vor. — 

| 32” 
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a) durch einefolche ſtrafbare Handlung nicht wirklich eine mehrfade 
Rechtverlegung begangen, d. h. verfhiedene, und zwar auch nad ihrer 
Qualität von einander verfchiedene Rechtsohjecte oder Rechtsbeziehun— 
gen verleßt worden find. In diefem Falle tritt eine wirkliche (und 
zwar einthätliche) Concurrenz mehrerer (ungleihartiger) verfchiedener 
ftrafbarer Handlungen ein, wobei alfo auch die Strafe für jede der- 
felben insbefondere nad den dafür geltenden Strafgefeßen, und zwar 
nad Maßgabe der oben (Seit 488 — 495) gegebenen Ausführung aller 
dings auch dann zu verhängen ift, wenn der eine Theil dieſer Handlung 
nur ald Mittel zum Zwecke eines anderen Beftandtheiles oder Momentes 
derfelben gefebt worden ift *). Dieß wäre der Fall, wenn z. B. Jemand die 


— — — — — 


) Wenn derlei mehrfache und verſchiedenartige Rechtverletzungen, 
wovon ſich die eine als eine ſtrafbare Handlung nah dem allgemeinen 
Strafgefege, die andere aber als eine Geſetzes-Uebertretung eined außer dem 
Umfreife des allgemeinen Strafcoderes liegenden Particular-Strafgefehed dar: 
ftelt, von demfelben Thäter durch mehrere Handlungen verübt worden 
find, fo daß fich eine ungleihartige und zugleih mehbrthätlidhe Goncurrenz 
verfehiedener ftrafbarer Handlungen herausftellt, fo ift die cumulative An« 
wendbarfeit der beiderfeitigen Strafgefege, nemlich des allgemeinen 
Strafcodered und der particulären Strafnorm zweifellos, weil der Art. V 
des LM. P. des dermaligen Strafgefeged ganz allgemein angeordnet 
hatte: „daß die Beftrafung aller anderen in dem Strafgeſezbuche nicht 
vorgejehenen Gefeßed-WUebertretungen den dazu beftimmten Behörden 
nad ben darüber beftehenden Vorſchriften überlaffen bleibe,“ und 
weil überdieß unfere pofitiven Gefege in allen einzelnen Fällen, wo bie 
Vorausſetzung des Zufammentreffend. einer nad) dem allgemeinen Strafgefep- 
buche zu ahndenden ftrafbaren Handlung mit einer Gefepesübertretung irgend 
eined particulären Etrafgefepes zur Entfheidung der Gefepgebung gebracht 
wurde, fortan dem Grundfage folgten, daß in einem ſolchen Goncurrenz- 
Falle die beiderfeitigen Gefepe, d. h. die Strafen für beide Gategorien 
von flrafbaren Handlungen nebeneinander oder cumulativ in Anwendung 
gebracht werden müffen. Dieß war nemlich 

1. ſchon urfpränglih vorgefchrieben durh das St. G. B. vom 3. 
September 1803 in dem Falle, wenn mit einem Verbrechen eine folche ſchwere 
Polizei-ebertretung concurrirte, worauf eine andere Strafe ald Arreft oder 
förperlihe Züchtigung (fei es nun cumulativ mit einer der letzteren zwei 
Etrafen, oder allein für fih) verhängt war. In diefem alle mußte vermöge 
des Schlußfapes des $. 29 I. Theild jenes St. G. B. die Strafe für bie 
ſchwere PolizeisHebertretung abgefondert und nebft der Strafe für das Ver— 
brechen verhängt werben. — Diefelbe Verfügung wurde 

2. durch das noch immer in voller Rechtskraft beftehende Juftizbof- 
derret vom 2. Auguft 1815, Nr. 1164 der J. ©. ©. ausgeſprochen, wenn es 
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Berleitung eined Beamten zur Berlegung feiner Amtspflicht (Beftehung 
88. 105 und 311), oder gewaltfamen Widerftand gegen die Zollwächter 


anordnet: „daß Verbrecher, welche zugleich wegen einer Gefällsüber— 
tretung beinzichtiget find, nach audgeftandener (Griminal») Strafe den 
Gefällsbehörden zur Unterfuhung und Beftrafung zu übergeben feien.“ — 
Hiermit flimmen auch die Vorfchriften des fpäteren Strafgefepes über Gefälle: 
lebertretungen ($$. 649— 651) überein, wornach in dem Falle „wenn aus 
der Verhandlung (über eine Gefälld »Webertretung) Umftände bervorfommen, 
welche ald rechtliche Anzeigungen zur Einleitung ded Verfahrens nah den 
allgemeinen Strafgefegen angefehen werben können, vor Allem das 
Strafverfahren, fo wie die abgefondert und neben der Beftrafung ber 
Gefälld»Ueberiretung in Anwendung zu bringende Beitrafung für diefe nad) 
den allgemeinen Strafgefegen zu ahnende ftrafbare Handlung Platz zu greifen 
bat.” — Mit Beziehung auf die eben erwähnte Vorſchrift hat ferner 

3, eine A. h. E. ded Geſetzgebers vom 24. November 1820 (melde 
übrigend nur im lombarbifch-venetianifchen Königreihe durh Kundmachung 
des Mailänder-Guberniumd vom 27. Jänner 1821, in der Raccolta degli 
Attizz. vol. I, pag. 4 und des Benediger-Gub. vom 17. November 1821, in 
ber Collezione di leggi etc. vol. IX, parte 2, pag. 304 veröffentlicht wurde) 
ausdrücklich vorgefchrieben: „daß in allen Fällen, wo Jemand nebft einem 
Verbrechen oder einer ſchweren Polizei »Uebertretung einer Uebertretung 
einer politifhen Vorſchrift erfcheint, er nebſt der nach dem allgemeinen 
Strafgefehe zu vollziehenden Beftrafung und abgefondert von derſelben durch die 
competente Behörde auch für diefe fpecielle Geſetzes-Uebertretung 
zu beftrafen, und daß hierbei nach der Analogie mit dem obigen Juſtiz— 
hofdecrete vom 2. Auguft 1815, Mr. 1164 zu verfahren ſei.“ — Die ganz 
gleihe Anordnung wurde weiterhin 

4. für den Fall vorgefchrieben: „wenn mit einem Verbrechen zugleich 
die Uebertretung bed Geſetzes verbotener Waffen concurrirt;” 
denn auch für bdiefen Kal haben die Hofdecrete vom 2. September 1825, 
Nr. 2128 der I. ©. ©.; vom 11. October 1825, Nr. 2134 der J. G. ©. und 
dom 11. April 1834, Nr. 2651 der J. ©. €. 3. 2 beflimmt, „daß der. Schul: 
dige nebft der Griminalftrafe auch noch der für dieſe Mebertretung compe— 
tenten Behörde zur Unterfuhung und abgefonderten Beftrafung zu 
übergeben ſei.“ — — Ebenfo wurde 


5. duch das Auswanderungd» Patent vom 24. März 1532, Nr. 2657 
der 3. ©. ©. 8. 38 und durch Hoffanzleidecret vom 12. November 1836 (in 
der Raccolta delle leggi per la Dalmazia, pag. 359) im Einvernehmen 
mit der oberften Juſtizſtelle und der Hofcommiffion in Juſtizgeſetzſachen ent 
fhieden: „daß wenn Jemand fich nebft einem Verbrechen zugleich der unbe: 
fugten Abweſenheit oder der unbefugten Auswanderung jhuldig gemacht hat, 
er wegen biefer beiden letzteren Webertretungen indbefondere und nebjt der 
für dad Verbrechen zu erleidenden Criminal» Beftrafung von der competenten 
Behörde zu unterfuhen und zu beftrafen fei.“ — Endlich verfügte 
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(8$.68,81,279) oder gar Tödtung derfelben ($. 134) anwendet, um dadurch 
die Einfchmugglung verbotener Waaren, oder die Umgehung der Ent: 
richtung der für einzuführende Waaren zu leiftenden Zölle und Verzeh— 
rungsfteuer zu ermöglichen; oder wenn Jemand eine öffentliche oder 
Privats Urkunde nahmaht oder verfälfcht (SS. 199 lit. d und $. 201 
lit. a), oder während der Dauer der Cataſtral-Vermeſſung die zur Bes 
ftimmung der Grenzen gefeßten Markungen verfeßt ($. 199 lit. e), um 
damit die Steuerbehörde zu täufhen, und ſonach die Ausmeſſung einer 
geringeren Steuer oder Gebühr zu erwirken, als ihn nad dem Geſetze 
und nad Maßgabe feines wahren Bermögensftandes oder Grundbefiß- 
Umfanges treffen würde. In al’ diefen Fällen wird nemlich Durch die 
begangene ftrafbare Handlung nicht blos eine Verkürzung des Steuer: 
Zoll-Gefälls u. dgl., fondern noch ein anderes Necht&object und eine von 
dem Stenergefälle davon ganz verfchiedene Rechtbeziehung, nemlich das 
Recht des Staates auf getreue Pflichterfüllung feiner Beamten, und 
beziehungsweife auf Umverleglichfeit der Organe der öffentlihen Autori— 
tät, das Recht der getödteten Zollwächter auf ihr Leben, Treue und 
Glaube in Beziehung auf Urkunden, die Berläffigkeit der öffentlichen 
Grenz: Markungen u. f. f verlegt. Daffelbe Verhältniß finde Statt, 
wenn Jemand einen Anderen mittelft einer Waffe förperlich verlegen 
würde, deren Befik oder Tragung überhaupt oder doch für den Thäter 
verboten wäre. Auch in diefem Falle verleßt der Thäter mehrere (wer 
ſchiedene) Rechtbeziehungen, indem er fih nicht blos der Förperlicen 
Beſchädigung oder Tödtung gegen den Befchuidigten, fondern auch der 
Uebertretung eines Polizei-Berbotes wegen Waffentragen 
ſchuldig macht. — In all’ diefen Fallen ift daher in Wahrheit eine 
Mehrfahheit von Recdtverleßungen vorhanden, und es gefchieht 
fofort dem Thäter nicht Unrecht, wenn er für jede derjelben auch 
insbefondere beftraft wird, wenn er alfo hinfichtlich der nach dem 
allgemeinen Strafgefege auf fih geladenen Schuld mit der dafür 


6. in meuefter Zeit der $. 87 der Ffaiferlichen Perordnung vom 16. 
November 1851 (Mr. 1 des Jahrgangs 1852 ded R. ©. B.), womit eine 
nene Eifenbahn: Belriebd - Ordnung vorgefohrieben wurde, wörtlih Folgen- 
des: „Sollte ein Angeftellter der Bahn in Beziehung auf den Bahnbetrieb 
fich irgend einer in den allgemeinen Strafaefegen für ftrafbar erfannten 
Handlung oder Unterlaffung ſchuldig machen, jo trifft denfelben auch (nemlich 
nebft der in den vorhergehenden Paraaraphen beftimmten Disliplinar-Strafe 
für die von ihm begangene Dieciplinar»Hebertretung) die in den Straf: 
gejegen verhängte Strafe. 
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feftaefegten Strafe, nnd noch überdieß auch. hinfichtlich der in feiner 
Handlung liegenden Verlegung der particulären (Steuer-) Strafnormen 
mit der in die ſen audgefprochenen Strafe belegt wird, indem im Grunde 
in al’ diefen Fällen diefelbe mehrfache Verfchuldung oder Concurrenz 
mehrerer firafbarer Handlungen in der einthatlihen Form eintritt, 
welche eben erft in der Anmerkung (Seite 500— 502) von denjenigen 
Fällen auseinandergefeßt wurde, wo Jemand fich diefer mehreren ftraf- 
baren Handlungen (Gefepesübertretungen) in der Borm der mehrthät- 
lichen Concurrenz, d. h. durch mehrere nacheinander erfolgte Hand: 
lungen fchuldig gemacht hat. — 

Sr diefem Sinne, daß man nemlich in derlei Fällen eine wahr— 
hbaftige Concurrenz mehrerer und nad) den verfchiedenartigen 
Strafgefegen zu ahndenden flrafwürdigen Handlungen anzunehmen habe, 
hat fih unfere Geſetzgebung auch jederzeit ausgeſprochen, fo oft fid 
ihr in einzelnen Fällen ein Anlaß darbot. Dieß zeigen vorerft alle in 
der ebenerwihnten Anmerkung angeführten PBarticulars Verfügungen, da 
diefelben nach ihrem Wortlaute und Sinne chbenfowohl die einthätliche 
als die mehrthätlihe Eoncurrenz einfließen. — Dieß wird aber weiter: 
bin auch noch beftätiget durch den $. 103 des St. G. B. über Gefälls-Ueber- 
tretungen vom 11. Juli 1835, der wörtlich feſtſetzt: „Unterliegen Hand- 
lungen oder Unterlaffungen, weldhe ala eine Gefälls-Ueber- 
iretung zu betrachten find, oder welche eine Gefälls » Uebertretung 
begleiteten, einer durch die allgemeinen Strafgefehe, oder 
die Polizei» Vorfhriften feftgefebten Strafe, fo hat neben der 
legteren auch die durch das Gefeß für die Gefälld-Uebertretung 
vorgezeichnete Strafe Plab zu greifen, foferne nicht das gegen— 


wärtige Gefeß eine andere Anordnung trifft.“ — In gleiher Weife 


wurde im $. 354 des zur Vollziehung der Zoll- und Staattmonopolsd- 
Ordnung vom il. Juli 1835 ausgegebenen gedrucdten Amts = Unter: 
tichtes für die ausübenden Aemter beftimmt: „daß wenn gegen einen Ber 
anıten, Ungeftellten oder Diener rechtliche Anzeigungen einer Hand» 
lung oder Unterlaffung vorliegen, Die nicht blos als ein Dienft- 
vergehen, fondern auh nah den allgemeinen Strafge:- 
feßen, oder nach dem Strafgefeße über Gefälls-Uebertretungen, unter 
eine Strafbeftimmung fallt, fo find diefe Anzeigungen den zur 
Anwendung der gedahten Strafgefeße berufenen Behörden 
ohne Verzug mitzutheilen, die Entſcheidung über das Dienftver- 


gehen insbefondere dann , wenn Das Dienftvergehen die Strafe 


der Dienftentlaffung trifft, (alfo die nebſt der Beſttafung mad 
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dem allgemeinen Strafgefeße zu vollziehende Ahndung des Dienftvergehene) 
nicht aufzuſchieben.“ — MUebereinftimmend hiermit hat das Hofkammer— 
decret vom 26. März 1846 (polit. ©. ©., Band 74, Seite 73) in einer 
an alle Gameralbehörden erlaffenen Belehrung entfchieden: „dag Beamte 
der ausübenden Aemter, welche Uerarial- Gelder in Verwahrung haben, 
fih des [hwerften Dienftvergehbens des 8. 337, Zahl 1, Nil. a 
des (eben berufenen) Amtsunterrichtes auch in dem Falle fhuldig 
machen, wenn diefelben an fich felbft, oder an andere Staatsbeamte oder 
Diener ohne höhere Anordnung die foftemmäßigen Bezüge vor dem Tage, 
an welchem diefe Bezüge fällig find, auszahlen, und zwar ohne Unter= 
fhied, ob der dießfällige vorfhriftwidrige Vorgang zugleich ale ein 
Verbrechen oder als eine ſchwere Poligei- Uebertretung nach den Be— 
ffimmungen des allgemeinen Strafgefeßdbuhes behandelt 
werden muß oder nit." — — In gleichem Geifte erflärte die 
mit dem Hoffammerdecrete vom 8. Februar 1846 an ſämmtliche poli- 
tifhe und Gameralbehörden kundgemachte U. h. E. des Geſetzgebers 
vom 24, Jänner 1846 (polit. ©. S., Band 74, Seite 21 u. flg.) im 
8.6: „daß der vorfchriftwidrige Gebraud der Waffen von Seite der An: 
geftellten der Finanzwache ein Dienftvergehen ift, und als folches 
felöft dann, wenn wegen einer dabei vorgefallenen Verwundung oder 
Toͤdtung die Strafgerichte nach den Beftimmungen des Strafgefeßbuches 
einfchreiten, einer befonderen Ahndung unterliege.“ — Bon 
denfelben Grumdfägen gingen auch alle neueften Disciplinar-Strafgefeße 
für öffentlihe Beamte und Diener aus, wenn fie nemlidh in einer von 
einem öffentlichen Beamten begangenen ftrafbaren Handlung, melde 
nad dem allgemeinen Strafgefebe ald Verbrechen, oder unter 
gewiffen Umftänden auch nur als Bergehen oder als Uebertretung zu ahnden 
ift, zugleich ein Disciplinar « Vergehen erkennen, und dafür nebft der 
allgemeinen durch die Strafgerichte zu verhängenden Strafe auch noch die 
befondere Disciplinar= Strafe der Dienftes - Entlafung in Anwendung 
zu bringen vorfchreiben. Dieß gefchieht durch die 88. 60 und 70 des 
organifchen Geſetzes für die Gerichtöftellen vom 28. Juni 1850, Nr. 258 
DER. G. B. und die 88. 52 und 58 des organifchen Geſetzes für die 
Staatsanwaltfchaften vom 10. Juli 1850, Rr. 266 des R. G. B. für die 
neun organifirten Kronläander, und dur die 88. 78 und 79 der provi- 
forifhen Inftruction über die innere Einrichtung und die Gefhhäftsord- 
nung der Gerichtöbehörden für Siebenbürgen vom 28. Juli 1852, Nr. 156 
des R. G. B. In al’ diefen Gefeßen wird nemlich der Grundfaß zur Gel- 
tung gebracht: „daß fih in einer uud derfelben Handlung eines 
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öffentlihen Beamten, in foferne fie ſich als ſtrafbar nad dem allgemeinen 
Strafgefeße, und zugleich in einer davon verfchiedenen (zweiten) 
Rechtbeziehung als eine disciplinäre Gefegesübertretung (Dienftesver- 
gehen) darftellt, auch eine gedoppelte ftrafbare Handlung und mehr- 
fache Strafbarkeit, d. h. eine wirkliche Concurrenz mehrerer und 
nah verfhiedenen Strafgefegen zu ahndenden Gefeßesübertretungen 
erfannt werden müſſe.“ — 

Denn ſich hingegen in einer umter mehrfeitige Strafgefeße fub- 
fumirbaren That nur eine Schein-Goncurrenz in jener Richtung 
darftellt, daß diefelbe zwar die Merkmale einer nach dem allgemeinen 
Strafgefeße zu ahndenden ftrafbaren Handlung in fi ſchließt, und fich zu: 
gleich als Gefeßesübertretung irgend eines Particular-Strafgefeßes, jedoch 
in folder Weife erfennen läßt, daß hierdurch immer nur Ein und das— 
felbe Rechtsobjeet, Ein umd diefelbe Rechtsbeziehung verlegt erſcheint, 
fei es nun, daß diefe jcheinbar verfchiedenen Momente derjelben Handlung 
zu einander im Verhältniffe der Fortſetzung einer und derfelben Ge- 
ſammtthat, oder wie Mittel zum Zwede ftehen (vergl. das oben auf Seite 
495 — 498 Gefagte); fo darf dieſe einfahe Nectverlekung an dem 
Thäter ohne Ungerechtigkeit nicht zweimal, etwa als Verbrechen, Vergehen 
oder Uebertretung nach dem allgemeinen Strafgefeße, und dann nebftbei 
noch insbefondere ala Gefebes » Uebertretung mit den in dem voraus— 
feßlihen Barticular » Strafgefeße beftimmten Strafen bejtraft werben. 
Fälle diefer Art wären, wenn z. B. Jemand fich einer liftigen Handlung 
bedient, um ohne Entrihtung des vorgefchriebenen Zolld irgend eine 
zollpflichtige Waare über die Grenze einzufhmuggeln, oder um verzeh— 
rungöfteuerpflichtige Gonfumtiong = Gegenftände ohne Leiſtung der Ber- 
zehrungsftener bei einer Stadtlinie einzufchwärzen, oder um die in feiner 
Erzeugungsftätte von. verzehrungsfteuerpflichtigen Gegenftänden zur Be: 
meffung der Steuer erfiheinenden behördlichen Organe zu täuſchen, und 
um durch diefe Täuſchung die Ausmeffung einer viel geringeren Steuer 
herbeizuführen, al® ihm nah dem wahren Stande der Dinge treffen 
würde; — — oder wenn Jemand bei directen Steuern unrichtige Faſ— 
fionen feines Vermögens oder Einfommens überreicht, und darin dad 
fteuerpflichtige Object unter dem wahren Betrage angibt; — oder wenn der 
Käufer eines unbeweglichen Gutes in dem fehriftlihen Kaufvertrage 
einverftändlich mit dem Berfäufer einen geringeren Kauffhilling angibt, 
als insgeheim wirklich gezahlt wurde, um auf ſolche Weife im erften alle 
die Bemeffung einer geringeren Steuer, und im zweiten Palle einer 
kleineren Gebühr zu veranlaffen, ald er nach dem wahren Stande der 


- 
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Sache zu entrichten hätte; — — oder wenn ein öffentlicher Beamter fein 
Amt dazu mißbraucht, um von Parteien ungefegliche oder zu hohe Taren, 
Gebühren oder Steuern abzunehmen, indem er fie Durch falfche Angaben 
glauben macht, daß fie zu deren Entrichtung verpflichtet feien; — oder 
wenn ein mit dem Einkaufe von Waaren, 3. B. von Montursftücen, 
Lebensmitteln u. dal. betrauter öffentlicher Beamter in die darüber zu 
führenden Rechnungen ganz fingirte oder höhere Beträge febt, ala welche 
er wirklich dafür ausgelegt hat, und ſich diefe Rechnungen von den zur 
Empfangnahme der Waaren berufenen Betheiligten in der Meinung, dab 
die Rechnumgen richtig feien, beftätigen laßt, und ſich auf diefe Art den 
unrichtig angeſetzten Mehrbetrag zueignet u. ſ. f. u. ſ. f. 

In all diefen Füllen läßt ſich die ftrafbare Handlung ebenſowohl 
unter das allgemeine Strafgefeß, zumeift als Betrug ($. 176) oder als 
Mißbrauch der Amtsgewalt ($. 101) ſubſumiren, aber zugleich auch als 
Gefeßesübertretung gegen particuläre Strafgefeße erkennen, indem das Straf— 
geſetzbuch über Gefälls-Uebertretungen in den erfleren diefer Handlungen 
einen ftrafbaren Schleichhandel, in den anderen Fällen aber die Steuergefeße 
eine mit beionderen Geldftrafen verpönte Stener= Brävarication, die bes 
ftehenden Berordnumgen und Dienftes- Borfchriften über Erhebung von 
Taren und Gebühren, fowie über die Gebabrung und Verrechnung von ge: 
willen Yerarial-Gegenftänden oder Geldern in all’ diefen Handlungen eine 
bejondere, größtentheilg mit Geldftrafen zu ahndende Gefekes: 
Uebertretung auszeichnen. — Da fihiene es denn wirklich nicht gerecht zu 
fein, dem Thäter eine gedoppelte Gefehesübertretung zuzurechnen und 
über ihn die Strafe des allgemeinen Strafgefeßes, und nebſtbei aud 
noch die Geldftrafe des Particular- Strafgefeßes zuzurechnen, weil denn 
doch in all’ diefen Fallen der Thäter immer nur Eine und Diefelbe 
Rechtbeziehung verlekt bat. — 

Dieß iſt denn wirklich auch die Anficht unferer positiven Geſetz— 
gebung, die fich freilich auch hierüber wieder nicht in einer allgemeinen 
Norm, wohlaber mit vollfter Beſtimmtheit über einzelne darunter 
gehörige Vorausfegungen ausgefprochen bat. — Diek bewähren nemlich 
vorerft die 88. 225, 227, 230, 231, 232, 237, 238, 239, 250, 273, 452 
und 462 des Strafgefeßes über Gefällsübertretungen, welche allefammt 
die ausdrückliche Entſcheidung einfhliegen, daß jeder bei einer Gefälle: 
Vebertretung mit unterlaufende erichwerende Umftand, der ohnehin nad 
dem allgemeinen Strafgefeße als eine befondere ftrafbare Handlung ae 
ahndet wird, nicht zum zweiten Male auch noch als Erſchwerung der 
Gefälle Uebertretung in Anfchlag gebracht worden darf. — Diefelbe 
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Gntfheidung wurde auch von dem Geſetzgeber aus Anlaß einer 
fveciellen Anfrage angeordnet mit A. h. E. vom 3. April 1838 in 
dem AJuftizbofdecrrete vom 11. Juni 1838, Nr. 278 der I. G. ©. in 
folgender Verfügung: „Durch jene Verfügungen, welche auf Die Abnahme 
ungefeßlicher oder zu hoher Taren und Gebühren Gelditrafen verhängen, 
werde die Beurtheilung umd Beitrafung des Factums als Verbrechen, in 
foferne daſſelbe fih nah dem Strafgefebe als ſolches darſtellt, nicht 
ausgefchlofien, jedoh babe die Geldftrafe inden Fällen 
niht einzutreten, in welhen gegen denfelben 
Beihuldigtenauf eine Griminalftrafe erfannt 
wird"). — 

Es kann daher in derlei Fällen gerechter Weife nicht eine wirkliche 
Concurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen, fondern nur eine Schein- 
Concurrenz, und daher wegen Ginfachheit der Nechtverlegung auch nur 
Eine (einzige) ftrafbare Handlung, und auch nur die Anwendung der 
Einen von den begrifflih amwendbaren mehreren Straf Normen anges 
nommen werden. — Bet der Entjcheidung der Frage aber, welche s von 
den beiden in alternativer Anwendbarkeit ftehenden Strafaefeße, ob das 
allgemeine oder partienläre auf derlei Fälle angewendet werden foll, ſchei— 
nen wieder jene beiden, für den analogen Fall der Schein » Goncirrenz 
mehrerer Gefebes: Stellen des nemlihen (allgemeinen) Strafgefetes 
ihon oben (Seite 480 litt. a und b) angeführten Regeln das Richtmaß 
geben zu müffen, davon ihnen nachgewielen wurde, daß fie ebenfo tief in 
der Natur der Sache ala in dem Geiſte unferer vaterländifchen pofitiven 
Geſetzgebung, gleichwie in den Grundfägen der natürlichen Gerechtigkeit 
wurzeln. — 

Es muß hiernach zuvörderſt 

b) ermittelt werden, ob nicht etwa zwiſchen dem allgemeinen Straf— 
gefehe und der Particular- Strafnorm das logifhe Wechſel-Ver— 
hältniß von Gattung (Genus) und Art (Species) Plab greife, 
und von dem Gefehgeber unverkennbar im Auge gehalten war, als er nebft 
der generifhen Anordnung des allgemeinen Strafgefeßes noch eine 








*) Minder jharf ausgefprochen, allein in dem leitenden Gedanken an— 
gedeutet, findet fich die obige Entjheidung aud in mehreren anderen Par: 
ticular» Berordnungen vor, fo 3: B. in dem Gegenjage der zwei Abſätze des 
8. 33 der n. ö. Waldordnung vom 1. Juli 1813 (polit. G. ©., Band 41, 
Seite 19) gegeneinander; — in dem Hoffanzleidecrete vom 1. October 1828 
(polit. ©. S., Band 56, Seite 273); — in dem SHoffanzleidecrete vom 26. 
Marz 1833, Ar. 2605 der 3. G. S. u. m. a. — 
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fpecielle Strafbeftimmung in dem Particular » Gefehe angeordnet hat. 
Die ift nun wirklich der Kal im PVerhältniffe des Betruges zu den 
meiften auf Taufhung (Irreführung, Ueberliftung, Irrthums-Benützung) 
beruhenden Gefälls-, Steuer- und Gebühren - Prävicarationen und Ver— 
fürzungen diefer Staatseinfommengd» Zweige von Seite der pflitigen 
Eontribuenten. Es wird faum einen Fall diefer Art geben, in welchem 
ſich nicht die Merkmale eines frafbaren Betruges nach dem allgemeinen 
Strafgefeße finden ($. 197): und dennoch hat die pofitive Gefeßgebung 
unferes Baterlandes *) fich veranlaßt gefehen, derlei liſtige Irrefüh— 
rungen, in foweit fie nur die Berfürzung des Gefälls, der Steuer u. dal. 
beabfichtigen, aus dem allgemeinen Genus von ftrafbarem Betrug oder be= 
trügerifchen Verfürzungen auszufcheiden, und als eine befondere Art von 





*) Dabei mag es de lege ferenda in Frage geftellt bleiben, ob fich 
das bisher von der öfterreihifchen Legislation feitgehaltene Syſtem ala 
dad zweckmäßigere empfehle, wornah man nemlich derlei betrügerifihe Hand» 
lungen, die durchaus feine andere Rechtverlekung , ald nur die Berfürzung 
eines Steuer: oder fonftigen Staats » Einfommend » Gefälld beabfichtigen, nicht 
ald gemeinen Betrug, fondern mit Eremtion von dem allgemeinen Strafgejege 
ald ganz bejonderen Etrafnormen unterliegende Gefek » Uebertretungen bes 
handelt. Es mag in Frage bleiben, ob es nicht vielleicht fachrichtiger, und 
dem angeftrebten Zwede der Hindanhaltung von derlei Prüvaricationen zu= 
fagender wäre, wenn man auch den Schleihhändler (Schmuggler oder 
Schwärzer) fowie denjenigen, welcher gemein, niedrig und unpatiiotifh genug 
handelt, um dad Steuergefäll durch unrichtige Faſſionen oder durch raffiniite 
Ueberliftungen der Perceptiondg» Organe zu verkürzen u. dgl., ſchlechtweg ale 
gemeinen Betrüger, was er doch im Grunde der Sahe wirklich ift, 
nad dem allgemeinen Etrafgefege behandeln, und auf ihm nebſt den ent- 
ehrenden Strafen ded Kerferd (vulgo Zuhthaufed) auh jene allgemeine 
Berabhtung laden würde, die mit Grund jeden Betrüger, Dieb u. f. f. 
trifft © — Iſt wohl diefe Privilegirung ded Schmuggeld und aller Steuer: 
Prävaricationen, wornach hierauf regelmäßig nur Geld- und feine entehrenden 
Strafen verhängt werden, geeignet, um dad allgemein herrſchende Borurtheif, 
dag man durch derlei Handlungen nicht nur nichts Entehrended begehe, fondern 
daß im Gegentbeile felbft folhe Perfonen,, die fih fonft zu den Ehrenhaften 
gezählt wiffen wollen, es ald eine Art von Triumph erzählen, wenn fie den 
Zoll» und Finanzwächtern dur irgend eine Schleihhandel» Pfffigkeit, d. h. 
durch ein Gauner » Stüdchen ein Schnippehen fehlagen, audzurotten, und um 
den für die Induftrie im Ganzen jo verderblichen Schleihhandel, um die un— 
berechenbaren Nachtheile, welche dadurch der Gefellfhaft in focialer und morc- 
lifcher Beziehung zugewendet werden, und die ganz unverhältnißmäßige Be— 
laftung und eben darum rechtswidrige Bebrüdung der ehrlichen Steuer- 
GEontribuenten und Steuer-Fatenten hindanzuhalten? — 
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Befehes- Uebertretungen zu erklären, wofür eigenthümliche Strafen feit- 
gejeßt wurden *). Dadurch aber ſprach fie zugleich ihren Willen aus, daß auf 
diefe Species von Betrugs- Handlungen das allgemeine Strafgefeß nicht 
weiter in Anwendung kommen foll, denn es könnte jede ähnliche Handlung 
ale Betrug nad) dem allgemeinen Strafgefeße eben nur in joferne 
beftraft werden, als darin die Abficht eingefchlofjen liegt, durch die Täu- 
ſchung Jemandem an feinen Rechten zu fchaden, nemlich hier das Steuer- 
Gefäll zu verkürzen. Diefe und nur diefe (einzige) Rechtbeziehung aber, 
und deren Verlegung wird ja eben dur das BParticular » Strafgefek 
beftraft, und kann daher nicht auch noch nach dem allgemeinen Strafgefeße 
als Betrug geahndet werden, wenn man nicht wieder entweder die Ver— 
Iegung ein und derfelben Rechtbeziehung zweimal ftrafen, oder das 
Particular » Strafgefeß feiner Anwendbarkeit überhaupt, d. h. jeder Mög- 
lichkeit feiner praktifchen Geltung berauben wollte. — 


Tritt jedoch in den Fällen der erwähnten Schein» Eoncurrenz nicht 
das eben erörterte Mechfelverhältnig von Gattung und Art ein, fo 
findet 


*) Bergleiche außer den ſchon mehrbezogenen Paragraphen des Straf: 
gefeped über Gefälld-Mebertretungen beifpielöweife noh die Haus: 
zinsfteuer-Berordnung für Wien vom 8. April 1812, $$. 10 und 11 
(polit. ©. ©., Band 38, Seite 197); — dad Erwerbfteuerpatent vom 
31. December 1812, 8. 19 (polit. ©. ©., Band 39, ©. 146)5 — den &. 11 
der Gircular » Berordnung vom 1. März 1820 (polit. ©. ©., Band 47, 
Seite 701) über die Einführung der Gebäude- Steuer; — Juſtizhof— 
- bereit vom 24. März 1821, Nr. 1751 der 3. G. ©. in Beziehung auf die 
ftrafbare Beiſchließung von Privatfahen zu Poftwagend » Sendungen; — 
die Weg» und Brückenmauth-Verordnung vom 17. October 1821 
(polit. ©. ©., Band 49, Seite 316), Abfapg IX; — Verzehrungs— 
fteuer-Gefeg vom 15. Juni 1829, 88. 33—44 (polit. G. ©., Band 57, 
Seite 376 u. flg.); — dad Poftgefeg vom 5. November 1837, Nr. 240 ber 
3. G. S., 5. 28; — die Fahrpoftordnung vom 12. Juni 1838, Nr. 280 
der J. ©. S., $. 13; — die Briefpoftordnung vom 6. November (20, 
December) 1838, Nr. 302 der I. ©. ©., 8.4; — die Poftordnung für 
Reifende vom 1. (28.) December 1838, Nr. 312 der I. ©. ©., $. 62; — 
dad Einfommenfteuer-Gefeg vom 29. October 1849, $. 33, Nr. 439 
des R. G. DB; — die Stempel» und Gebühren-Gefege vom 9. Fe 
bruar und vom 12. Auguft 1850, Nr.50 und 329 des R. G. B., 88. 7997); 
— die Berzehrungd-Steuer-Gefege vom 19. October 1850, Nr. 436 des 
R. ©. B., 88. 16—22 und 24—26 und vom 23. November 1850, Nr. 460 
des R. G. B., 88. 51—55 und vom 13. Februar 1851, Nr. 40 des R. G. B., 
88. 43 — 46 u. ſ. v. a. — 
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c) die andere oben (Seite 480 lit. b) angegebene Regel Anwen- 
dung, wornad eine folhe That zumächft nach demjenigen der voraus— 
feßlich darauf anmwendbaren mehrerlei Strafgefeße zu behandeln fein wird, 
welches die ſchärfere Strafe beftimmt, d. h. in der Regelnad dem 
allgemeinen Strafgejeße — 

Dieß ergibt fih nicht blos aus allen jenen Betrachtungen und 
Gründen, welche bereits oben (Seite 486 — 488) zur Stüßung diefer 
Regel angeführt wurden, und welche auch bier, theils unmittelbar, theils 
analog eintreffen: jondern es ift dieſe Anficht auch in zahllofen pofitiven 
Geſetzen und Particular-Verordnungen unſeres Baterlandes niedergelegt. 
— Es haben nemlih von jeher faft alle unfere vaterlandifchen Geſetze 
und Verordnungen, welche derlei Bartieular-Strafnormen für die erwähn- 
ten bejonderen Verhältniſſe aufftellen, bald ausdrudlih mit deutlichen 
Worten, bald nur andentungsweife durch Hinzeigung auf das allgemeine 
Strafgefe in einer Zuſatz- Beftimmumg den Grundfab ausgefprochen : 
„Sobald eine nah Maßgabe diefer Barticular-Strafgefeße 
als verboten erflärte und mit fpeciellen (regelmäßig Geld->) 
Strafen verpönte Sandlung oder Unterlaffung fo weit 
acht, day fie die Merkmale einer nach dem allgemeinen 
Strafgefeße ftrafbaren Handlung (eines Verbrechens oder einer 
ihweren Polizei-Uebertretung, an deren Stelle jebt Vergehen oder Ueber— 
tretung getreten find) an fich tragt, fo tft Diefe Handlung zu— 
nachitnah dem allgemeinen Strafgefeße zu beurtheilen.“ — 

Es fei erlaubt, aus der langen Reihe von Gefeßen und Verordnun— 
gen, welche diefen Grundfaß einfchließen, bier unr einige, zumal aus der 
neueren und neneften Zeit, aufzuführen. Es find dieß die bereits oben 
(Seite 506) in anderer Beziehung bezogenen 88. 225, 227,230, 231,232, 
237, 238, 239, 250, 273, 452, 462 ımd 649 — 651 des Strafgefeßes 
über Gefälls-Uebertretungen vom 11. Juli 1835, fo wie insbefondere das 
ebenda nad feinem ganzen Inhalte aufgeführte Gefeß vom 11. Juni 
1838, Nr. 278 der J. ©. ©., welches diefen Grundfag mit den beſtimm— 
teften Worten als unmittelbare Cynoſur ausfpricht. Dazu fommen ferner 
folgende Barticular = Berordnungen, im welchen eben dieſe Norm deutlich 
enthalten ift, nemlich: das Juftizhofdecret vom 21. October 1815, Nr. 1183 
der I. G. S.; — das Jufiizhofderret vom 12. Februar 1820, Nr. 1647 
der 3. G. S. 88.5 und 7; — das Hoffanzleidecret vom 23. Auguſt 1820 
(Polit. G. S., Bd. 48, ©. 192); — Das Hoffammerdeeret vom 12. 
Suni 1824 (polit. ©. S. Bd. 52, ©. 285); — $. 35 des Verzehrungs— 
ſteuer-Geſetzes vom 15. Juni 1829 (polit. ©. ©., BD. 57, ©. 378), — 
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das Hoflammerdecret vom 29. Jänner 1833 fpolit. G. S., Bb. 61, 
Seite 14); — die firolifhe Waldordnung vom 19. Detober (24. De: 
cember) 1839, $. 3, Nr. 400 der 3. G. ©.; — das Hoffammer- 
deeret vom 1. April 1846 (vwolit. ©. ©., Br. 74, ©. 80); — 
das See» Sanitäts » Neglement vom 13. December 1851, Nr. 41 des 
Jahrgangs 1852 des R. G. B. in den 88. 159— 162; — das Waffen- 
Patent vom 24. October 1852, Nr. 223 des R. G. B. in den 88. 28, 
33 und 40; — das neuefte Forftgefeß vom 3. December 1852, Nr. 250 
des R. G. B. in den SS. 59, 60, 62, 67 und 68, u. v. a. — 

Wir können demnach diefen wohl ſchon in der Natur des darge: 
legten Berhältniffes liegenden Grundfaß mit um fo größerer Beruhigung 
in Anwendung bringen, als die höchſte Geſetzgebung felbft denfelben überall 
da, wo fich hierzu ein fpecieller Anlaß bot, als den ihrigen auch pofitiv 
anerkannte, und als eben diefer Grundfaß in jüngfter Zeit auch in einem 
Erkenntniſſe unferes Gaffationshofes feine Bekräftigung gefunden bat. Die- 
fer höchfte Gerichtshof hat nemlich laut Ar. 113 der Gerichtszeitung vom 
18. September 1852 in feinem Grfenntniffe vom 17. Juni 1852, 3.6005 
über eine Nichtigfeitsbefchwerde folgendes Ariom zur Anwendung gebracht: 
„Durch die Beftimmung der Verfaſſung und Dienftvorfchrift für die 
Finanzwache, daß die ungebührlihe Nüchaltung der der Mannfchaft 
gehörigen Gelder im Disciplinarwege behandelt und beftraft werden foll, 
ift das Verfahren nach dem allgemeinen Strafgefeße nicht ausgeſchloſſen, 
wenn ſich eine folde Handlung nad den Beftimmungen diefes Geſetzes 
und der Strafprocefordnung zu einem Verbrechen, Bergeben oder zu einer 
Uebertretung eignet” *"). 


*) Ich glaube, bei meinen Lefern, und zumal bei erfahrenen Griminals 
Praktifern unſeres VBaterlandes darüber Feiner Entſchuldigung zu bedürfen, 
daß ich die Lehre von der Goncurrenz fo ausführlich behandelte, weil 
zahllofe Acten ihnen fowohl, wie mir, den Beweis liefern, wie überaus wichtig 
und folgenreih das Feſthalten an Klaren und gerechten Grundfägen in dieſem 
Theile der Strafrechtöpflege ift, aber auch wie überaus ſchwierig die Entſchei— 
dung der eben ſo mannigfaltigen als verwickelten Fülle, ſowohl der wahren 
als der von mir jo genannten Schein = Concurrenz nach unferen Geſetzen vft 
fällt, und wie fchwanfend dießfalls die Praris wenigſtens der unteren Gerichte 
noch ift. — Die ſcheinbar mehrfachen Wiederholungen, welche in der vor- 
fichenden Audeinanderfegung vorkommen, mögen ihre Nechtfertigung in der 
Nolhwendigkeit finden, denfelben Grundfag, der bei analogen Beziehungen 
immer mwiederfehrt, auch jedeamal wieder deutlich hervorzuheben, und auf die 
GEigenthümfichfeit der mit einer früheren zwar analogen aber nicht ganz gleichen 
Beziehung anzuwenden. — 
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8. 36. 6. 30.) 


— — Wegen Verbrechen, die ein Unterthan des öfterreichi= 
im Auslande. ſchen Kaiferthums im Auslande begangen hat, ift er bei 
feiner Betretung im Inlande nie an das Ausland auszu= 
liefern, fondern ohne NRüdficht auf die Geſetze des Landes, 
wo das Verbrechen begangen worden, * dieſem Strafge⸗ 


ſetze zu behandeln. 


Iſt er jedoch für dieſe Handlung bereits im Auslande 
geſtraft worden, ſo iſt die erlittene Strafe in die nach dieſem 
Strafgeſetze zu verhängende einzurechnen. 

In Eeinem Falle find Urtheile ausländiſcher Strafbe— 
hörden im Inlande zu vollziehen. 


$. 30. 
Don Berbredien Ueber Verbrechen, die ein Untertban diefer Länder im Auslande be une bat, ift bei 
der Unterthanen feiner Betretung, ohne Rückſicht auf die Geſetze des Landes, wo das Verbrechen begangen wor» 


im Auslande. den, die Strafe nad diefem Etrafgefege andzumeffen. 


Bereits oben (Seite 358 „drittens“) bei der Einleitung in das 
zweite Hauptſtück unferes Gefeßes wurde darauf hingewieien, daß in den 
88. 36—41 die Beftimmungen über die Subjecte der Berbrechen, oder 
über „die dem Strafgefebe (d. b. dem erften Theile defjelben 
über Verbrechen) unterworfenen Perſonen“ enthalten fein. Da 
num aber ein Theil diefer Beftimmungen, welcher fih nemlich auf eine 
gewiffe Standes-Eigenſchaft, fo wie auf eine eigenthümliche Territorial- 
Beziehung unferes Staates bezieht, nemlich die Eremtion des k. k. Mili- 
tärs und des Militäe= Grenz = Gebietes fhon im Artikel I des K. M. P. 
(vgl. oben Seite 76— 78) geregelt wurde, fo waren in diefer Beziehung 
nur noch darüber Normen zu geben, in wie ferne eine Beftrafung für 
Verbrechen auf die Schuldigen ohne weitere Rückſicht auf deren ſtaatsbür— 
gerliches Verhältniß, je nachdem fie nemlich Inländer oder Ausländer find, 


Aber auch die Männer der firengen Wiffenfchaft werden es erflärbar 
finden, wenn ich bemüht war, in einem Xheile der Strafrehtswiffenfchaft, 
in welchem felbft die ausgezeichnetften Werke fo manche wichtige Frage 
auch doctrinell ungelöft laſſen, meine eigene Anfiht über die Gegenflände 
der Frage tiefer und ausführlicher zu begründen, als ih dich rüdjichtlich fo 
vieler anderer, in der Wiffenfhaft für abgemacht anzufehender Fragen gethan 
habe. — 
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und ob-ferner das Geſetz gleihmäßig auf die im Inlande, fo wie auf die 
im Auslande begangenen Verbrechen *) Anwendung finden dürfe. — 
Man kann in diefer Rüdfiht nad der Natur der Sache viererlei 
Wechfelfälle unterfcheiden : 
I. Verbrechen der Inländer im Inlande; 
I. Verbrechen der Inländer im Auslande; 
III. Verbrechen der Ausländer im Inlande; 
IV. Verbrechen der Ausländer im Auslande. — 


Den I. diefer vier Wechſelfälle Hat unfer Gefeß ausdrücklich gar 
nicht erwähnt ; er ift nemlid der gewöhnliche oder derjenige Fall, für 
welchen das Geſetz zunächſt und vorzugsmeife erlaffen wurde, und 
welcher eben deßhalb unmittelbar durch die Einführung des Gefehes 
überhaupt, fo wie insbefondere durch den Artikel Ides K. M. P. ge 
troffen ift, indem durch diefen Artikel der Länder-Umfang und wenigftend - 
indirect auch der Kreis derjenigen Perfonen feftgefeßt wurde, für melde 
diefes Geſetz zu gelten hat (vgl. oben Seite 78). — 

Die II. der erwähnten Borausfegungen wird durch den vorftehenden 
8. 36 geregelt. — 

Die Doctrin und die europäifche Straf» Codification ftreiten fid 
noch immer darüber, ob man hinfichtlih der von einem Inländer in 
fremdem Lande begangenen Berbrehen dem Perfonal- Principe 
(„quilibet subditus est legibus patriae suae, et exira ejus territorium“) 
oder dem Territorial-Principe („leges non obligant extra terri- 
torium“) den Vorzug geben fol. — Unfere vaterländifche Gefebgebung 
hat den erfteren diefer Grundfähe aus dem früheren Strafcoder (vergl. 
den obigen $. 30 des Gefehes vom 3. September 1803) wieder aufge 
nommen, und fi dabei unverkennbar von der Betrachtung leiten Laffen, 
daß durch den zeitlihen Aufenthalt eines Inländers im Auslande fein 
Unterthang » Berhältniß zum Staatöverbande feines Baterlandes nicht 
aufgelöft werde, und daß er daher ebenfo, wie er im Auslande und 
gegenüber demfelben nöthigenfalls den Rechts - Schuß der Staatshoheit 


— — — — — 


*) Aus dem Inhalte der 85. 234 und 235 ergibt ſich, daß unſer Geſetz 
über die oben in Frage geftellten Beziehungen bei Bergehen und Ueber: 
tretungen zum Theile abweichende Beftimmungen, nemlich einen Nachlaß 
von jenen ftrengen Nechtd » Orundfägen verfügt hat, welche es dießfalls bei 
Berbreden in Geltung ſetzte. — Es find daher die oben folgenden Aus— 
einanderfegungen nur mit einigen Modificationen auf den zweiten Theil unfereg 
Strafgeſetzes zu übertragen. 

Hye, Gommentar. 33 
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feines Paterlaudes, und deffen Wohlthaten ale Angehöriger deſſelben 
und zwar als Rechte für ih in Anfpru nimmt, au Deu Geſetzen dei- 
felben verpflichtet bleibt, mag er wo immer fein. Gr kann daher 
auch mit Fug und Recht nach den Strafgefeßen eben diefes feines Vater— 
Iandes beftraft werden, wenn er im Auslande irgend eine nach den Ge- 
feßen auch feines Vaterlandes ftrafbare Handlung veribt, umd gar ein 
Verbrechen begeht. Unfere Gefekgebung konnte die ſen, vom der Gerech— 
tigkeit und Klugheit gleichmäßig empfohlenen Grundfab um fo beruhigter 
gutheißen, da er fi bei uns in halbhundertjähriger Ausübung fehr heil- 
jam bewährt hat, und allein einer confequenten Durchführung fähig 
ift, während jene Gejeßgebumgen, welche, wie z. B. felbft das nenefte 
preußifche Strafgefeß vom 14. April 1851 ($. 4), nad dem Vorgange 
der franzöfifhen Legislation — wenigftens als Negel das entgegengefeßte 
Princip aufftellen („daß nemlich der Inländer für die im Auslande began- 
genen ftrafbaren Handlungen in der Regel im Inlande nicht zur Ber: 
antwortung und Strafe gezogen werden ſoll“) ſich genöthiget ſehen, diefer 
Regel — zum Schuße der eigenen Staatsordnung und der eigenen Unter: 
thanen gegen Angriffe von Seite ihrer übrigen Staatsangehörigen im 
Auslande — wieder vielfahe Beſchränkungen und Ausnahmen beizufügen, 
wodurd die Regel faft bedeutungslos wird. — 

Dabei tritt Defterreich’8 Gefeßgebung dem Einen, in dem fogenann: 
ten Zerritorial-Principe inenthaltenen Gedanken, daß jeder Staat das Recht 
babe, die in feinem Gebiete (Territorium) von wen immer, daher aller- 
dings auch die von den ſich daſelbſt nur zeitlich aufhaltenden Inländern 
begangenen ftrafbaren Handlungen nach feinen eigenen Gefegen zur Ahn- 
dung zu bringen, in Feiner Weife zu nahe, indem es nicht nur chen diefes 
Recht auch für fih in Anſpruch nimmt ($. 37), daher nah richtigen inter- 
nationalen Rechts-Grundſätzen dafjelbe auch allen andern Staaten zuer— 
fennen muß, fondern überdieß auf die von einem Inländer im Auslande 
für die dort begangenen Verbrechen erlittene Strafe gerechte und billige 
Rüdfiht nimmt, da es im vorftchenden Paragraphe ausdrücklich anordnet: 
„dar in dem eben vorausgefeßten Falle die im Auslande erliitene Strafe 
in die nad) diefem Geſetze zu verhängende einzurechnen ſei.“) — Dadurch 


— — — — — 


*) Die Vergleichung mit dem $- 235 zeigt, daß unſer Geſez bei Ver— 
gehen und Vebertretungen, welche ein Inländer im Auslande begangen 
hat, die dafür bereits dort erlittene Strafe, oder felbft die Nachficht derfelben 
als eine gänzliche Tilgung (Erlöfhung) der firafbaren Handlung erklärt 
bat, wahrend es bei Verbrechen nur eine Einrehuung der im Auslande 
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eben unterfcheidet fih das gegenwärtige Geſetz vortpeilhaft vor der oben 
eitirten analogen Anordnung des $. 30 des früheren Strafcoder, indem 
ed die in dieſem offen gebliebene practiſche Streitfrage: „was in diefem 
Falle die für das im Auslande begangene Verbrechen erlittene Strafe für 
eine Rechtswirkung habe?” *) klar und beftimmt über allen Zweifel in einer 


erlittenen Strafe in die nach den biefigen Gefegen zu werhängende Strafe 
zugeftebt, und von einer Rechtswirkung der im Auslande erlangten Nahficht 
der Strafe gänzlich ſchweigt. — Es liegt auf offener Hand, daß fih die Ge— 
ſetzgebung zu diefem Unterfhiede zwiſchen Verbrechen einerfeitd, und Vergehen 
fo wie Uebertretungen andererfeits durch die Betrachtung beftimmen ließ, daf 
die Strafen für die beiden fegteren Gategorien von ftrafbaren Handlungen 
regelmäßig ſchon an fi gerinafügig, und in allen civilifirten Staaten je 
ziemlih gleihartig gehalten find, daher es kaum der Mühe werth erfcheinen 
würde, einen bersit3 im Auslande geftraften Inländer wegen einer ſolchen 
Geſetzes-Uebertretung im Inlande nahträglih auch noch ergänzend zu be 
ftrafen. Anders aber ift eg bei®erbredhen, wo, zumal bei den fogenannten 
politifhen Verbrechen gegen unferen Staatöverband, bei Hochverrath 
oder Majeftätsbeleidigung gegen die Perfon unferes Landesfürften u. f. f. 
die dafür im Auslande erlittene geringe Strafe nur zu häufig außer allem 
Berhältnig zu der von dem Snländer nach den Gefegen ſeines Baterlandes 
dafür verwirkten weit größeren Strafe ftehen, und wo daher gar eine dafür 
im Auslande erhaltene Nachſicht (Ammeftie) die Strenge unſeres Gefeges 
gänzlich paralpfiren würde, — 

*) Bekanntlich berrfchten in der Doctrin und Praris über die obige 
Frage binfichtlih unferes bisherigen Strafgefeges dreierlei von ein— 
ander wohl ſehr verfhiedene Anfihten. Die meines Wiffens in der Prarie 
vorberrihende Anſicht wollte auf derlei im Auslande für die von 
einem Inländer bereit$ dort erlittene Strafe gar feine Rückſicht nehmen, 
und flammerte ſich dabei an den Wortlaut des früberen $. 30: „ohne 
Rüdfiht auf die Geſetze des Pandes, wo das Berbrechen be: 
gangen,” indem fie behauptete, daß dadurch and die Rüdfiht auf die nadı 
dem fremden Gefege erlittene Strafe ausgeichloffen fei. — Eine zweite ihr 
diametral entgegengefegte Anficht wollte nah Maßgabe des ganz allgemein 
und ohne Diftinction von In- oder Ausland lautenden 8. 204 1. Theile des 
alten Geſetzes ($. 225 des dermaligen Geſehes) auch in der im Auslande 
ausgeftandenen Strafe eine gänzliche Tilgung des Verbrechens erfennen, fo 
das alfo der inländifche Richter unter dieſer Voransjegung gegen das im 
Auslande begangene Verbrechen einer Inländers gar nicht mehr Tollte ein: 
fchreiten können. — Eine dritte zwifchen beiden vorftehenden Ertremen ver: 
mittelnde Meinung wollte nad) Analogie des $. 225 des 1. Theild des alten 
Gefeped vorgehen, und es fofort dem Ermeffen des Griminal- Obergerichtes 
anheimftellen, zu beftimmen, in wie ferne die im Auslande erlittene Straf 
auch im Inlande von Rechtäwirfung ſei. — Die eben angedeutets Lücke in 
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Weiſe gelöfet hat, welche nad der fo eben gegebenen Auseinanderjegung 
eben fo fehr den Grundfäßen der Gerechtigkeit, ald der Humanität, aber 
auch den Anforderungen der Gefeßgebungs- Klugheit und der pflihtmäßigen 
Sorgfalt für die Bewahrung des Ernftes und der Wirkfamkeit der Straf- 
gefeße des eigenen Staates entfpriht. — Die hier vorgefohriebene „Ein = 
rechnung“ der im Auslande für das dort begangene Verbrechen erlittenen 
Strafe in die nach diefem Gefeße zu verhängende Strafe" mag übrigens 
in der Anwendung in einzelnen Fallen allerdings ihre Schwierigkeit ha— 
ben, da von einer foldhen im ftrengen Sinne des Wortes eigentlih nur 
bei gleihartigen Straffällen die Rede fein kann, eine ſolche voll— 
ſtändige Gleichartigkeit in Beziehung auf die Qualität der Strafen 
aber wohl nur in feltenen Fällen zwifchen dem auswärtigen und unferem 
Strafgefebe ftattfinden wird *), Es kann daher regelmäßig nur von 
einer annäherungsweifen Einrehnung der im Auslande erlittenen 
Strafe in jener Richtung die Rede fein, daß der öfterreihifche Richter 
diefelbe mit der ihr nach dem öſterreichiſchen Strafgefege analogeften Straf: 


unferem Strafgefegbuche vom 3. September 1803 war übrigend um fo un— 
begreifliher, ald doch ſchon zum Joſephiniſchen Strafgefepe eine nachträgliche 
Berordnung, nemlih das Hofdecret vom 22. December 1788, Nr. 943 der 
3.8. ©. die aufgeworfene Frage ausdrüdlich und zwar im Sinne uns 
fered dermaligen Gefeged (vom 27. Mai 1852) mit folgenden Worten 
entfchieden hatte: „Es kann zwar nie die Frage fein, ob Strafurtheile frem- 
der Ränder bierlands in Bollzug zu bringen find; dennod; gehören auch die 
wider den Inquiſiten, obſchon in fremden Ländern verhängt gewefenen, aber 
von demfelben bereit? audgeftandenen Strafen in die dem Richter durch den 
8. 14 des Joſephiniſchen St. ©. B. zugewiefene Beurtheilung der eigentlichen 
Gränzen der audzjumeffenden Strafe.” — Mit Beziehung auf das fpätere 
Geſetz vom 3. September 1803 ward eine gleihe Anordnung durch dad 
Hofdecret vom 4. September 1819, Nr. 1601 der 3. ©. ©., wenigſtens hin— 
fihtlih jenes fpeciellen Falles erlaffen: „wenn Jemand bier Landes und im 
Auslande Verbrechen begangen hat.“ Für diefen Fall hatte nun das eben- 
erwähnte Nachtrags-Geſetz ebenfall verfügt: „daß der inländifche Nichter bei 
Ausmeffung der Strafe für die im Inlande begangenen und noch nicht 
beitraften Verbrechen allerdings auf die im Auslande (scil. für die 
dort begangenen Verbrechen) erlittene Strafe gehörige Rüdfiht zu 
nehmen habe.“ — 

*) So dürfte ed z. B. ſchwer fallen, eıne Gleichartigkfeit oder auch nur 
eine Nequiparirung etwa zwifchen den in den $$. 19 und 21 des faiferlich-ruffifchen 
Strafgefeßbuches vom 15. Auguft 1845 feftgefegten Strafen der „Verbannung 
zu Zwangsarbeiten nebfl Brandmarktung und 30—100 Beitfchenhieben” und 
der „Arbeit in den Bergwerfen ohne Zeitbeftimmung nebft 100 Peitfchenhieben ;” 
oder zwifchen der in den Art. 15— 16, 18, 19, 20, 22, 23, 28, 29, 30, 31 
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Qualität äquipariren, diefe dann vergleihend mit der für das in frage 
ftehende Berbrechen nach unferem Geſetze zu verhängenden Strafe zuſammen⸗ 
halten, und fofort zwifchen beiden „nach feinem vernünftigen und billigen 
Ermeffen” eine Ausgleihung vornehmen wird. Auf diefe Weife wird daher 
der öfterreichifche Strafrichter die im Auslande erlittene Strafe vor Allem 
mit der nah dem öfterreihifchen Gefeße zu verhängenden Kerker— 
Strafe zu vergleihen haben. War nun die im Auslande erlittene 
Strafe ebenfalls eine Freiheits-Strafe, fo wird bei diefer Ber: 
gleihung nicht blos auf die Dauer derfelben, fondern insbefondere auch 
auf deren Intenfität, auf die Art der Freiheits-Beſchränkung, auf die 
fonftigen damit verbundenen Uebel, Beſchränkungen und gefeßlichen 
Folgen um fo mehr gerechte und billige Rüdfiht genommen- werden 
müffen, als in den auswärtigen, und namentlich in den neueren deutſchen 
Strafgefegen von den Freiheitsftrafen fo überaus mannigfaltige Arten 
und Abftufungen vorfommen (vergl. oben Seite 359 und 369 — 375). 
— Bar aber die im Auslande erlittene Strafe eine Bermögend- oder 
Geld-Strafe, fo wird deren Eintehnung infoferne feiner Schwierig- 
feit unterliegen, ald auf das Verbrechen ausnahmswoiſe auch nad dem 
inländifchen Strafgefebe ($. 28) auf einen Bermögend-Berfall zu erkennen 
fein würde. — Handelt es ſich aber hierbei blos um Aequiparirung der 
im Auslande erlittenen Geldftrafe mit der nach dem hiefigen Gefeke zu 
verhängenden Freiheits-(Kerker-) Strafe, fo mag die im $. 260 unferes 
Gefeßes ausgefprochene Regel: „daß bei der Stellvertretung der Geld» 
ftrafe durch die Arreftftrafe für je fünf Gulden Geldftrafe ein Tag Frei- 
heitöftrafe ald Erfaß zu gelten habe,“ wenigftend einigen Anhaltspunkt 
gewähren *). — Beftand aber die im Auslande erlittene Strafe in ſolchen 
Uebeln oder Reht-Entziehungen, von welchen unfer Gefeb faum ein Analo— 
gon erkennt, wie z. B. die in der eben vorher (auf Seite 516) gegebenen Ans 


und 36 des viel gerühmten „Code penal frangais“ feftgefegten Strafe der „tra- 
vaux forces“ oder zwifchen der berüchtigten Straf: Zuthat ded fogenannten 
bürgerlichen Todes („la mort civile“), wie fie der Art. 18 eben dieſes Geſetzes 
in Berbindung mit dem Art. 25 ded code civil feftfegt, und irgend einer 
Straf-Qualität unfered humanen Strafgefeged darzuthun. 

*) Sch fage mit Vorbedacht: „nur einigen Anhaltspunkt;“ theils 
‚weil das Gefeg felbft, wie ed wohl auch ſchon im $. 260 andeutet, den 
obigen Aequiparirungs-Maßſtab nicht ausnahmslos durchführt, und zumal bei 
größeren Ausmaßen, wie 5. B. im $. 467 nicht ziffergenau, fondern nur in 
ungefähren runden Paufchal:Feitfegungen beibehält; — theild weil jene Aequi— 
parirung im Gefege nur zwifchen der Arreft- und Geldftrafe angeordnet er» 


E 
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merkung erwähnten Strafen, oder die Civildegradation des franzöſiſchen 
Geſetzes und dal. find, fo wird das Ermeffen des Richters bei Erwägung der 
gegenfeitigen Ausgleihung um fo freieren Spielraum haben *). — — 

Würde aber hier die angeordnete Einrechnung auf das Ergebniß 
führen, dag nach der eben auseinandergefeßten gegenfeitigen Ausgleihung 
die nad dem inländifhen Geſetze für das im Frage ftehende Verbrechen 
zu verhängende Strafe durch Die von dem Verbrecher im Auslande dafür 
bereits erlittene Strafe bereits vollftändig erfhöpft oder gar überboten 
ift, fo darf dem Schuldigen im Geifte der vorftehenden Vorſchrift des 
$. 36 für eben diefed Verbrechen Feine weitere Strafe mehr zugefügt 
werden, fondern es hätte in diefem Falle das von dem inländifchen 
Richter zu fällende Urtheil zwar dag „Schuldig“ und „die Beftimmung 
der nach dem inländifchen Gefeke dafiir zu verhängenden Strafe,“ aber 
auch die weitere Verfügung auszufprehen: „daß die Strafe nah Maß— 
gabe des $. 36 als vollftändig abgebüßt dur die im Auslande dafür er- 
fittene Strafe anzufehen fei" **). — 


— - 


jcheint, die bei Verbrechen ftattfindcade Kerfer: Strafe aber in keiner Weife 
der Urreft-Strafe gleichgehalten werden kann (vergl. die 88. 15, 16 und 18 
mit den $$. 244 — 246), daher ed auch dem Geifte unſeres Geſetzes nicht 
widerfprechen würde, einen Zag Kerker-, zumal ſchwere Kerfer-Strafe mit 
einem größeren Betrage ald mit je fünf Gulden zu äquipariren, — 

) Wir finden in unferer früheren Gefeßgebung ein Analogon einer 
jolhen Entgegenhaltung einer Strafe unferes vaterländifchen Strafgefeges mit 
einer unferen Gefeßen ganz heterogenen Straf» Qualität. Es wurde nemlich 
nah der in den Fahren I814— 1817 erfolgten Wicdereinführung des öfter: 
reichiſchen Strafgefepbuches in jenen reacquirirten Theilen unſeres Raiferftaates, 
wo während der Fremd-Herrſchaft die franzöſiſch-italieniſchen Geſetze 
eingeführt worden waren, die Frage erhoben: „wie jene Falle zu behandeln 
feien, welche zur Zeit der Wirkſamkeit jener fremden Gefege begangen wurden, 
und worauf nach denfelben die Civil-Degradation gefeßt war, wenn bie 
That nad dem öfterreichifhen Strafgefege fih zu dem Griminal- Verfahren 
eignet?“ Durch Juftizhofdecret vom 14. November 1817, Nr. 1386 der J. G. S. 
wurbe entfchieden: „daß in folchen Fällen nah PVerhältniffen einfacher oder 
fhwerer Kerfer von ſechs Monaten biö zu einem Jahre zu ber: 
hängen ſei.“ — — 

) Es ſteht Nichts im Wege, die obige Entfcheidung mit Frühwald 
(a. a. D. Seite 56) auch auf den $. 225 unſeres Gefeges zu flügen, wornach 
nemlih in dem erwähnten Falle das Verbrechen durch die im Auslande er- 
littene Strafe als getilgt angefehen werden kann. — Allein die weitere Be: 
merkung ded ebengedachten Schriftftellerd: „daß diefe Beurtheilung zunächft 
dem Staatsanwalte zuftehe, der in einem ſolchen alle feine Anklage erheben 
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Im Geifte eben diefer Vorſchrift, wornach die im Auslande er 
littene Strafe in die nach dem inländifhen Strafgefege zu verhängende 
Strafe eingerechnet, mit anderen Worten alfo die letztete um die 
erftere abgekfirzt oder gemil dert werden foll, muß ferner behauptet 
werden, daß in dem Kalle, wenn auf das von einem Inländer im Aus: 
lande begangene Verbrechen nach dem inländifchen Strafgefeke die Todes: 
firafe verhängt wäre, der Schuldige aber für eben diefes Verbrechen im 
Auslande bereits eine andere (Freiheitd-, Geld- oder irgend welche andere) 
Strafe erlitten Hätte, die Todeaftrafe nicht mehr an ihm vollzogen wer: 
den dürfe, weil ja fonft die geſetzliche Vorſchtift, dag die nad dem inlän- 
difhen Geſetze zu verhängende Strafe nur in dem um die bereits erlittene 


— — — — — 


werde. Würde aber dieſe dennoch erhoben, ſo dürfte es am zweckmäßigſten 
fein, wenn der Richter erſter Inſtanz nach Analogie des 8. 78 der St. P. O. 
die vorläufige Entſcheidung des Obergerichtes einholt, wie weit die Wir— 
fung des ausländifchen Urtheiles ſich erſtrecke (vergl. das Hofderret vom 
20. Jänner 1823, Nr. 1920 der J. ©. S.)“ — ſcheint mir eben fo viele Un— 
richtigfeiten einzufchliegen, ald fie Behauptungen enthält. — Abgeſehen davon, 
daß dieſe Bemerkung ſchon überhaupt nur für jene Kronländer gelten könnte, 
in welchen die Et. P. DO. vom 17. Jänner 1850 maßgebend ift, hat ja doch der 8. 36 
unferes bermaligen Strafgefeped grundſätzlich angeordnet, daß ein folder In— 
länder nad) bem inländifchen Strafgeſetze behandelt, alfo doch jedenfall® unter: 
ſucht werden muß. Nur foll eine Einrechnung det im Auslande erlittenen 
Strafe ſtattfinden, alfo mit anderen Worten Bei der Ausmeffung der Strafe 
hierauf Nüdficht genommen werden. Die Ausmeſſung der Strafe aber if 
zunächſt der Beurtheilung des Straf-Berihte®, und nit des Staaté— 
anmwalts® überlaffen (88. 289, 292, 344 — 346 Ber gedachten St. P. O. und 
faif. Verordnungen dom 16. März und 23. Mai 1851, Nr. 66 und 141 des 
R. ©. B.). — Wie fol ferner eine Analogie zwiſchen dem Falle der Fräge, 
wo dad Gefep doch ausdrücklich die im Audlande verhängte Strafe ald eine 
rechtmäßig und gerihtözuftändig ausgeſprochene anerkannt, und dem 
5. 78 der gedachten St. P. O., fo wie mit dem citirten Hofdecrete dom 
20. Jänner 1823 beftehen, da boch in diefen beiden Gefegen die gerade ent: 
aegengefepte Vorausſezung gemacht wird, daß vom einer nicht zuftäu- 
digen Behörde ein ftrafgerichtliher Act vorgenommen, und beziehungsmweife 
eine Strafe verhängt worden ift? — Doh wenn fogar rad Analogie mit 
diefent $. 78 vorgegangen würde: wo enthält denn biefer $. die ihm nur von 
Frühwald hineingefhmuggelte Beſtimmung; „daß in einem foldhen alle 
dad Strafgeriht erfter Inſtanz vorläufig die Entfheidung des Oberge— 
richtes einzuholen hätte?" — Wie foll denn ferner neben dem $. 78 der 
et. B. DO. vom 17. Jänner 1850 auch noch dad Hofderret vom 20. Jänner 
1823 maßgebend fein, da dieſes leptere ja gerade durch die ebenerwähnte St. P. O. 
(Art. II. des Einführungd-Gefepes derfelben) aufgehoben worden iſt? — 
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Strafe verminderten Maße zugefügt werden dürfe, für diefen Fall 
umerfüllt bleiben würde. Diefe Beſchränkung muß um fo zuverläffiger 
als im Geifte unferes Geſetzes liegend behauptet werden, ald nad dem 
8. 50 unferes Gefeges „eine Berfhärfung der Todesſtrafe“ nie ftatt- 
finden fann. Würde aber in dem vorausgefegten Kalle an dem Schul- 
digen über die von ihm für daffelbe Verbrechen bereits im Auslande er- 
littene Strafe auch noch die Todesftrafe vollzogen werden, fo würde er 
ja im Grunde dafür eine noch mit einer anderen Strafe verfchärfte 
Todesſtrafe zu erleiden haben, was der höchſte Gefeßgeber in dem ge- 
dachten $. 50 doch unbedingt verboten hat“). Da jedoch das Recht, 
die im Geſetze verhängte Todesftrafe in eine andere Art von Strafe um- 
zuwandeln, nad unferen Gefegen feinem, und auch nicht einmal dem 
oberften Gerichts- und Caffationshofe aus eigener Macht, fondern nur 
dem Landesfürften zufteht,"*) fo hätte fich der öfterreichifche Strafrichter 
in dem vorausgefegten Kalle nach der Elaren Analogie des $. 52 zu be= 


* 





— —“* 


Nicht fo unbedingt kann dieß in Anſehung der lebenslangen 
Kerkerſtrafe behauptet werden, obgleich auch in Beziehung auf dieſe der 
5. 50 unſeres Geſetzes jede Verſchärfung verbietei. Hätte nemlich der Schuldige 
in dem vorausgeſetzten Falle für das im Auslande begangene Verbrechen dort 
nur eine zeitliche und ſolche Freiheitsſtrafe ausgeſtanden, welche in feiner 
Beziehung fchärfer erfcheint, als die (einfache oder fchwere) Kerferftrafe nad 
unferem Gefepe, fo würde durch bie nachträgliche Verhängung der lebend: 
langen Kerferftrafe noh über die für diefed Verbrechen bereit im Auslande 
erlittene zeitliche Freiheitäftrafe keines wegs eine Berfhärfung der von 
dem Schuldigen im Grunde doh durch das Verbrechen verwirkten, daher 
ihm objectiv ſchon vom dem Zeitpunfte ded begangenen Verbrechens an durch 
feine ganze Lebensdauer fort gebührenden Kerkerftrafe realifirt, und eben def- 
halb in diefem Wale dur die nmachträglihe Zuerfennung ber lebend: 
langen Kerkerftrafe weder der Borfchrift des $. 36, noch dem Geifte des 
8.50 zuwider gehandelt werden (vergl. dagegen Frühwald a. a. O. Seite 57). 
Ullerdingd aber würde aus den oben im Texte angegebenen Gründen eine 
Verhängung der lebenslangen Kerkerftrafe nicht mehr ftattfinden dürfen, wenn 
der Schuldige dur die im Auslande für eben dieſes Verbrechen erlittene 
Freiheit3-Strafe bereits eine die Intenfität unferer (einfachen oder ſchweren) 
Kerkerftrafe überfchreitende Härte, oder außer ber fFreiheitäftrafe noch irgend 
ein andered Strafübel zu erleiden gehabt hätte. — 

*) Sieh’ den $. 444 des I. Theils des St. ©. B. vom 3. September 
18035 — den 8.349 der St. P. O. vom 17. Sänner 1850 und den $. 31 
der Strafverfahrend-Borfchriften für Ungarn und die ſerbiſche Woimodfhaft mit 
dem Temefer-Banate vom 28. December 1849 und für Kroatien und Slawonien 
vom 24. Juli 1850. — 
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nehmen, d. h. das Urtheil zwar auf Todesftrafe zu ſchöpfen, jedoch fofort 
die Acten an die höheren Behörden zum Behufe der Geltendmachung des 
landesfürftlihen Begnadigungsredhtes zu leiten (vergl. unten die Er- 
läuterung des $. 52). — Wenn übrigens das Geſetz vorfhreibt, daß 
binfihtlih der von einem Inländer im Auslande begangenen Verbrechen 
das im $.36 vorgezeichnete Verfahren „bei feiner Betretung im In- 
lande,“ alfo ohne weitere Unterſcheidung ftatt zu finden habe, mag man des- 
felben im Inlande wie immer habhaft werden: fo ift Elar, daß diefes 
Berfahren ebenfowohl dann Anwendung finde, wenn ein folder Inländer 
freiwillig aus dem Auslande in das Inland zurückkehrt, als wenn er 
etwa unfreiwillig, z. B. in Folge der durch den öſterreichiſchen 
Staat von einem ausländifhen Staate in Anfpruh genommenen Aus: 
Lieferung eines ſolches Verbrechers, oder etwa als öfterreichifcher 
Kriegsgefangener u. dgl. nach Defterreich zurückkommt. — 


Das dermalige Gefeh hat außerdem hinſichtlch der won Inlän- 
dern im Auslande begangenen Verbrechen noch zwei in flaatsrechtlicher 
und internationaler Beziehung gleich wichtige Grundfäße beigefügt, daß 
nemlich: 


a. ein Unterthan des öfterreichifchen Kaiferthums *) nie an das Aus— 
Iand ausgeliefert; und daß 


b. Urtheile ausländifher Strafbehörden im Kaiſerthum Defterreich 
(im Inlande) in feinem alle volljogen werden dürfen. — 


Es muß von jedem öfterreihifhen Staatsbürger mit Dank aufge: 
nommen werden, daß die öfterreichifche Legislation den erfteren diefer 


*) Auch in der Richtung erfreut fih das dermalige Strafgefeg eines 
beftimmteren Ausdruckes, daß ed nnnmehr an die Stelle der minder fcharfen 
Bezeihnung des früheren Gefeped („ein Unterthan dieſer Länder”) das alle 
Zweifel abfchneidende Wort: „ein Unterthan des öfterreihifchen Kaifer- 
thums“ gefegt hat, wodurch alfo abfolut ausgefprochen wird, dag nunmehr, 
wo das Strafgefeg ein Gemeingut ded ganzen Reiches ift, auch die hier in Frage 
ftehenden Beftimmungen fih gleihmäßig auf die Staatdangehörigen aller 
Kronländer beziehen, und dag nunmehr zweifellos im gefeglihen Sinne als 
„Ausland“ nur eim nicht zum öfterreichifchen Kaiſerthum gehöriged Land 
angefehen werden könne; — während nad dem früheren Geſetze unter „den 
Unterthanen diefer Länder” in der Prarid regelmäßig nur die Staats— 
angehörigen derjenigen Ränder des Kaiferftaates verftanden wurden, für 
welche das Strafgeieg Geltung hatte, fo daß der Ungar, Kroate, Sieben- 
bürger u. dgl., die doch Alle — Staats » Angehörige deffelben Gefammt » Staates 
waren (oder doch fein follten), in firafgefeplicher Beziehung als Ausländer, 
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Grundfäge (ad a) nunmehr Har und allgemein auch in dem Strafgefehe aus: 
gefprochen hat, nachdem er bisher blos in einem längft in Vergeffenheit ge- 
fommenen, und ausdrüdlich in feinem der früheren Strafcodere aufge- 
nommenen Hofdecrete der Raiferin Maria Therefia vom 7. November 1772, 
Abfah 2 (in der Kropatfhedifhen Sammlung der Therefianifchen Gefeke, 
6ter Theil, Seite 541) ausgefprochen,*) und außerdem nur in einzelnen 
Fällen, in den zwifchen Defterreich mit verfchiedenen anderen Regierungen ab- 
gefchloffenen Staaten-Verträgen wegen gegenfeitiger Auslieferung von Ver: 
brechern in Geltung gefeßt worden war.**) — E38 bedarf wohl Feiner 


oder ald Fremde (!), und die ebengenannten Kronländer felbft im Verhältniſſe 
zur Rechtöpflege in öfterreihifhen Ländern ald Ausland (!) behandelt 
wurden. — 

Wer übrigend ald Unterthan des öfterreihifchen Kaiſerthumes anzu: 
fehen ift, muß, wenn darüber in einzelnen Fällen fich Zweifel ergeben follten, 
noch immer nad den derzeit in verfchiedenen Kronländern hierüber noch jehr 
ſehr verfehiedenartigen Gefepen über die Erwerbung, den Beftand und den 
Berluft der Staatöbürgerfhaft (Staatdangebörigkeit, Staatszuftändigfeit, 
Randedeingeborenheit, Indigenat, Incolat u. f. f.) beftimmt werden, da wir 
derzeit noch fein allgemeined Gefep über bad Reichsbürger-Recht beſitzen, und 
da die dießfälligen Vorfchriften ded a. b. G. B. (55. 23—32 fammt den dazu 
gehörigen nachträglichen Gefegen und Verordnungen) in Ungarn, Ersatien, Ela: 
vonien, der ferbifhen Woiwodſchaft und dem Temeſer-Banate erft am 1. Mai 
1853 in Wirkfamfeit treten werden (Kaiferlihes Patent vom 29. November 
1852, No. 246 des R. ©. B. Art. I. und inäbefondere auch die Num: 
mern 5— 13 ded zum a. b. ©. 2. für diefe Kronländer kundgemadten 
Berordnungen » Anhanges); — für dad Grofherzogtfum Krakau aber der 
Unfangspunft ihrer Wirkfamkeit noch unbeftimmt ift (Kaiferliched Patent vom 
23. März 1852, Nr. 77 ded R. ©. B.) und für dad Großfürſtenthum Sieben: 
bürgen das bürgerliche Geſetzbuch erſt nod überhaupt feiner Einführung ent: 
gegenfieht. — 

”) Daffelbe lautet wörtlih: „So viel die eingebornen, in einem 
anderen Zerritorium verbrechenden Defterreicher, und mad begangenen 
Berbrechen ſich wieder in die f. f. Erbländer begebenden Unterthanen betrifft, 
da find ſolche in feinem Falle, ed mag das Verbrechen beftehen, in 
was es immer wolle, mehr auszuliefern, fondern derlei Verbrechen von 
den betreffenden Landgerichten in Subsidium Justitie vindicativae felbften 
abzuurtheilen und zu beftrafen.“ — 

Es geſchah dieß ausdrücklich durch den dritten Abfag ded Art. 1 der 
Uebereinfunft mit Parma’ vom 3. Zuli 1818, Nr. 1470 de8 J. G. S.; — 
durch den Urt. III des Vertrages mit 16 Gantonen der Schweiz vom 14. Juli 
1828, Nr. 2364 der I. 6. S.; — Art. I. des Vertrages mit Toskana vom 
12. October 1829 (tatificirt erft unter'm 6. Auguft 1834) Nr. 2668 ber 
I G. S.; — Art. ID. des Vertrage® mit Sardinien vom 6. Yımi 1838, 
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Auseinanderfegung, daß diefer dem geläuterten europäifhen Staatsrechte 
entnommene Grundfaß, — der feit mehreren Jahrzehenten auch in allen 
zwifchen civilifirten Staaten abgefhloffenen Verträgen wegen gegenfeitiger 
Auslieferung von Verbrechen vortommt — der Ausflug einer richtigeren 
Anſchauung der Natur des Rechtsſtaates ift, und fowohl dem Staate feine 
ftaatliche und vwölferrechtliche Souveränität, als auch jedem Staatsange- 
börigen den ihm fhon nah der Idee des Staates durch den Staats- 
verband des Vaterlandes zugeficherten Rehtsfhuß bewahrt. — 

Ebenfo wichtig ift aber auch der zweite (ad b erwähnte) Grundfag. 
Auch er ward bisher bei uns wohl fhon vorlängft, nemlih in dem 
oben (Seite 516 in der Anmerkung) nad feinem ganzen Inhalte auf 
geführten Hofdecrete vom 22. December 1788, Nr. 943 der J. G. ©., 
und auch fpäterhin über befondere Anfragen, nemlid durch das Hof- 
Ranzleidecret vom 8. Juli 1835 (abgedrudt in der J. G. ©. vom Jahre 
1840, auf Seite 537 ald Anmerkung), ferner durch das Juftizhofdecret 
vom 10.November 1840, Nr. 476 der I. ©. ©., und das Hoffanzleidecret 
vom 24. Mai 1841, Nr. 542 der J. G. S., ausgeſprochen, von dem höchſten 
Geſetzgeber feldft zur allgemeinen Norm aber erft durch den vorftehen« 
den 8.36 erhoben. Webrigens wird auch diefer Grundfaß von dem practifchen 


Nr. 286 der J. G. S.; — Art. IV. des Vertrages mit dem Königreiche beider 
Sicilien vom 24. December 1845 (polit.®. S., BMb 71, Seite 85 u. fag.); 
und endlich in neuefter Zeit dur den nach Kundmachung des neuen Straf 
geſetzes abgefchloffenen Staatövertrag mit dem Königreich der Niederlande 
vom 28. Auguft 1852, Nr. 207 des R. ©. B. Art. I. — 

Diefem Geifte der öfterreihifchen Gefepgebung und des vaterländifchen 
Staatsrehted, fowie dem Wortlaute des oben bezogenen Hofdecretes vom 
7. November 1772, welches doch nie außer Geltung gefept worden war, gerade 
zumider hatten die f. f. Gommerzhofcommifion und der Hofkriegsrath laut der 
in der officiellen Militär-Gefegfammlung (Jahrg. 1819, Seite 37) erfheinenden 
Decrete vom 23. März 1818, 3.6004, 7. Jänner 1819, 3. 19888 und 20. Jänner 
1819, H.43, verfünt: „daß ka f. Unterthanen, welche im Auslande ein Der: 
brechen begehen, und ſich dießfalls an Bord einc® öfterreihifchen Schiffes, daffelbe 
möge bewaffnet oder unbemwaffnet fein, flüchten, den fremden Behörden, 
wenn fie ein Gleiches gegen Defterreich beobachten, auf ihr Begehren zur Abſtra— 
fung ausgeliefert werden müſſen.“ — Allein da feine Hofftelle bes 
techtiget war, irgend ein Geſetz zu geben, oder ein beftehended auf eine all» 
gemein verbindliche Weife zu erläutern, oder ganz oder theilmeife aufzuheben 
(88. 8 u. 9 des a. b. ©. B.): fo konnte wohl auch diefe Verfügung zweier 
ehemaliger Hofftellen, weil fie dem beftandenen Gefepe diametral zuisider lief, 
und überdieß einen fo hechwichtigen ftaatdrechtlihen Grundfag umzuſtürzen 
unternahm, tweniaftend in diefer Allgemeinheit nie ald zu Recht beftehend 
erfannt werben. — Bergl. übrigens unten auf Seite 528 u. 529 die Anmerf, * 
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internationalen Rechte allfeitig beobachtet, da fich Fein Staat Europa’s 
dazu hergibt, die Straf-Urtheile eines andern Staates in feinem Gebiete 
in Bollzug zu feßen. So bereitwillig nemlich auch fonft in der Regel die 
europäiſchen Staaten überhaupt, und mit ihnen auch Defterreih *) ift, ein- 





*) Die dießfälligen Vorſchriften Hinfichtlich der Erecution bon ausländifchen 
Civilrechts-Erkenntniſſen in Defterreich find enthalten in dem Juftizhofdecrete 
vom 18. Mai 1792, Nr. 16 der. ©. ©. ;— vom 18. Jänn. 1799, Nr. 4562 der J. G. ©. 
und vom 15. Febr. 1805, Nr. 711 der 3. ©. ©., und neuefteng in den 88. 550—552 
der Eivil-Proceß-Drdnungen für Siebenbürgen vom 3. Mai 1852 und für Ungarn, 
Croatien, Slavonien, die ferbifhe Moimodfchaft und das Temefer-Banat vom 
16. September 1852. Außerdem hat auch Defterreich mit mehreren auswärtigen 
Staaten, nemlid mit Baden, Baiern, Franfreich, dem Kirchenftaate, Preußen, 
Rußland, Sahfen, Sardinien und Zeffin befondere Uchereinfünfte wegen 
gegenfeitiger Erecution der in dem anderen Staate gefällten Civilrechts 
Erkenntniffe abgefchloffen,. durch welche verfchiedene Beftimmungen über die 
Bedingungen und Modalitäten biefer Erecution, jedoch durchweg auf 
der Grundlage vollftändigfter Gegenseitigkeit feitgefegt worden find. Diefe 
Reciprocität hat die öfterreihifche Gefeßgebung gegenüber den auswärtigen 
Regierungen überall mit Gonfequenz durchgeführt, und daher z. B. felbft in 
neuerer Zeit durh ein an ſämmtliche Appellationd » Gerichte erlaffenes Juſtiz— 
hofdecret vom 30. October 1846, 3. 7066 ausgefprohen: „daß bei dem Um: 
ftande, ald nach einer Erflärung des königlich ſchwediſchen Minifteriumsd bie 
ſchwediſchen Gefege Auf ausländifche Urtheile Feine Erecution geftatten, 
auch bei Anfuchen königlich ſchwediſcher Gerichte um Vollziehung ihrer Ur: 
theile hierlandes die ftrengfte Reciprocität zu beobachten fei.” — — Aus der 
näheren Erwägung der Bedingungen, unter welchen Oeſterreich's Ge- 
feggebung, und im Wefentlihen Abereinftimmend auch faft alle anderen Legid- 
lationen, welche überhaupt eine Erecution auswärtiger Civil-Urtheile zu— 
gefteben, diefe zulaffen, wird man ſich auch bald überzeugen, daß ganz andere 
thatfächliche Verhältniffe rüdfichtlih der Erecution ausmwärtiger civilreht- 
licher Urtheile vorwalten, ald bei fremden Straf-Erfenntniffen vorhanden 
find, und daß daher wohl die erftere, nicht aber auch die legtere zugeftanden 
werden könne, ohne dag dadurch der Staat feiner eigenen Territorial» und 
Suftiz- Hoheit präjudicirt. Handelt ed fih nemlih um die Erecution eines 
im Auslande gefällten Eivil-Urtheiles in einem anderen Staate, fo hat nad) 
den bezogenen Gefegen die erequirende Partei felbft bei dem Execu— 
tionsrichter des letzteren Staates um bie Erecution anzufuchen, und 
daſelbſt nach Maßgabe der Geſetze eben dieſes lepteren Staates 
einen förmlihen Erecutiond-Proceß durchzuführen, wodurd alfo 
thatfählih eine Anerkennung der Zerritoriale und Yuftigz» Hoheit des um 
die Erecution angefuhten Staates ausgeſprochen, und überdieß nur Privat- 
Rechte nach dem Verlangen des Berechtigten realifirt werden. Bei Straf- 
Urteilen aber würde von dem fremden Staate ſchlechtweg eine Vollſtreckung 
eined Actes auswärtiger Staatöhoheit, aljo gewiffermaßen die Ausübung 
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ander gegenfeitig ihre (ausländiſchen) civilrihterlihen Entfheidungen 
unter gewiffen Bedingungen in Vollzug zu feßen: jo hat man ed doch von 
jeher für umvereinbar mit der Selbftftändigkeit und Souveränität, und 
zumal mit der fogenannten Territorial- Hoheit jedes Staates erkannt, ſich 
zum (Straf:) Vollſtrecker eines von einer ausländifchen Behörde gefällten 
Straf-Erkenntniffes im eigenen Staatögebiete gebrauchen zu Taffen. — 

Aus der Allgemeinheit des Wortlautes diefer Gefeßesftelle 
(„in feinem Kalle”) ergibt es fih von felbft, daß diefe Nicht - Bollzieh- 
barkeit ausländifcher Straf -Urtheile fih nicht bloß auf den im $. 36 zu— 
nächft vorausgefeßten Fall („wenn ein Inländer im Auslande ein 
Verbrechen begangen hat“), fondern auch auf jeden anderen, alfo nament- 
lich auch auf jene Fälle beziehe, wenn ein Ausländer, fei es im Ins 
oder im Auslande, ein Verbrechen verübt, und wenn defhalb wider ihn im 
Auslande ein Straf-Urtheil gefällt werden würde. Auh ein ſolches 
ausländifches Straf- Erfenntniß dürfte nach der wortdeutlichen Vorſchrift 
diefes Paragraphes „in keinem Falle“ im Inlande in Vollzug gefebt 
werden. ”) 


8. 37. 6. 31) 


Auch über einen Fremden, der im öſterreichiſchen Staats⸗ Bon Berbrehen 
gebiete ein Verbrechen begeht, ift nur nad) gegenwärtigem u) im Snlande; 
Geſetze das Urtheil zu fällen ($. 41). 


$. 31. 
Auch über einen Fremden, der in Diefen Ländern ein Verdrechen begeht, iſt nur 
nad gegenwaͤrtigem Gefehe das Urtheil zu fällen. * a * eng 


) im Inlande ; 
Der vorftehende Paragraph regelt die II. der oben (Seite 513) 
gegliederten Borausfeßungen. — 





— — 


von Majeftätd-Rehten im fremden Territorium in Anfprud genommen, 
ohne daß dieß nad der Natur einer Poenal-Sentenz von einer vorläufigen 
Durchführung eined Erecutiond-Proceffed abhängig gemacht werden könnte. — 

*) Dabei mag nit in Abrede geftellt werden, daß die oben erörterte 
Schluß-Anordnung des $ 36, eben weil fie fih auf alle, auch erft noch in 
den folgenden 88. 3T—Al geregelten Boraudfegungen bezieht, vielleicht zweck— 
mäßiger am Schluffe aller diefer Paragraphen hätte gefept werden können. — 
Allein das Gefep mochte bei der Anreihung biefer Verfügung gerade an den 8. 36 
von der Doppel = Betrachtung ausgehen, daß das Begehren um Erecution eines im 
Auslande gefällten Straf-Erfenntniffed regelmäßig wohl nur in Anfehung des 
im $. 36 voraudgefegten Falles, nemlih wegen eined von einem Inländer 
im Auslande begangenen Verbrechens vorfommen wird; während eben dieſe 
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Sämmtlihe europäifche Gefeßgebungen find über den hier aufge- 
ftellten Grundfaß einig. Es liegt [bon in der Idee des Staates, daß fich 
deffen Rechtsſchutz und Juftizgewalt über das ganze ihm eigenthümliche 
Staatögebiet (Territorium), über alle dafelbft, wenn auch mur zeitlich be- 
findlihe Subjecte und Objecte auszudehnen habe, und daß Fremde, welche 
ſich in ein anderes Staatsgebiet begeben, und fich dafelbft auch nur zeit- 
weilig aufhalten, ſich eben dadurch den Geſetzen deffelben unterwerfen, weil 
dieje Selbft- Unterwerfung die Bedingung (Conditio sine qua non) ift, 
unter welcher ihnen nah den hierin übereinftimmendeu Gefeßen aller civi- 
firten Staaten nur überhaupt der Eintritt und der Aufenthalt in fremden 
Staatögebiete von Seite der Staatshoheit des letzteren geftattet ift. — 

In practifcher Beziehung bedarf ein einziger Moment der vor- 
ftehenden Gefeßesftelle einer befonderen Erörterung. — Im Gegenfaße zum 
8.36, wo von „Unterthanen des öfterreichifchen Kaiſerthums“ die Rede ift, 
unterliegt es feinem Zweifel, daß man im Sinne unſeres heutigen Gefebes *) 
unter den im $.37 vorfommenden „Fremden“ alle, aberrauch nur ſolche 
Perfonen verſtehen könne, welche nicht dem öfterreihifchen Kaiſerthume als 
Staatsbürger (Staats Unterthanen) angehören, gleihwie ferner aus der 
Bergleihung des Tertes diefes Paragraphes mit feiner Randgloffe, wornach 
die Bezeichnung „Öfterreihifhes Staatsgebiet“ identificirt er- 
fheint mit „Inland,” fowie mit dem Terte und den Randgloffen der 
88. 36 und 38 mit Beftimmtheit zu entnehmen ift, daß im Sinne unferes 
Geſetzes nunmehr der Ausdrud: „Ausland” immer nur ala Gegenfak 
von „öflerreihifhem Staatsgebiete" zu verftehen fei. — 

Allein zweifelhaft ift, ob auch ein öfterreihifhes Schiff ala Be- 
ftandtheil „des öfterreihifhen Staatsgebietes* angefehen, und ob 
demnadh ein von einem Fremden auf einem außerhalb des Hfterreichi- 
Then Staatsgebietes gelegenen öfterreihifhen Schiffe begangenes Ber- 


Frage hinfihtlih der gegen Ausländer im Auslande gefällten Straf: 
erfenntaiffe wohl faum pracifch werden wird, weil unter diefer Voraus— 
feßung, wenn fich etwa ein derlei verurtheilter Ausländer nah Defterreich 
flüchtet, die betheiligte auswärtige Regierung wohl faum den Bollzug ihres 
Urtheils in Defterreih, fondern vielmehr die Auslieferung ded Schuldigen 
in Anfpruh nehmen und diefem Begehren nad Maßgabe ded $. 39 in der 
Regel auch entjprochen werden wird, — und weil es daher angezeigt ſchien, 
die in Frage ſtehende Beftimmung gerade dort, d. i. bei dem 8.36, aufzu- 
nehmen, wo ſich diejelbe regelmäßig und am natürlichften, und zugleich in der 
Neibenfolge der Gefeged- Paragraphe zuerft ergibt. — 
*) Vergleiche die Anmerkung * auf Seite 521 und 522, 
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brechen als im Inlande, oder im Auslande begangen anzufehen fei, oder 
ob mit anderen Worten ein foldes Berbrechen nah dieſem $. 37, oder 
vielmehr nach den folgenden $$. 38 — 40 zu behandeln fei? Fruͤhwald 
erflärt mit bloßer Berufung auf den $. 95 unferes Strafgefehes ganz 
fategorifh: „Zu dem (scil. öfterreihifchen) Staatögebiete werden 
auch öfterreihifhe Schiffe gerechnet.“ — Allein der Rückblick auf den 
8. 95 wird Jedermann überzeugen, daß die eben erwähnte fo ganz all- 
gemein bingeftellte Behauptung keineswegs in dem citirten $. 95 ent- 
halten ift. Derſelbe entfcheidet nemlih nur einen ganz fpeciellen 
Fall mit der Erklärung, daß ein Sklave in dem Augenblide, wo er ein 
Öfterreichifches Schiff betritt, frei wird, und daß die auf einem öfterreichi- 
fhen Schiffe vorflommende Behandlung eines Menfchen ald Sklaven das 
dort bezeichnete Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigkeit bilde. — In 
diefer ganz particulären, und nur in diefer hat daher unfer Gefeb ein 
öfterreichifches Schiff dem öſterreichiſchen Staatögebiete gleichgeftellt *), 
feinesmwegs aber diefe Gleichftellung allgemein ausgefproden, und 
e8 muß daher die Löfung dieſer Frage aus anderen öfterreichifchen Ges 
feßen, und aus dem internationalen Rechte erholt werden. — 

Hiernach ſcheint zwiſchen öfterreihifhen Schiffen auf offener 
See einerfeitd, und andererfeit den in Häfen oder eigenthümlichen 
Gewäffern (Rheden, Meerbufen, Buchten, Baien, Meerengen, Küften- 
gebiet oder mare proximum u. f. f.) eines fremden Staates *) 
befindlihen öfterreihifhen Schiffen unterfchieden werden zu müffen. — 
Die erfteren ſcheinen zweifellos als ein Beftandtheil des öſterreichiſchen 
Staatögebietes erkannt und daher ein auf einem ſolchen Schiffe began- 
genes Verbrechen ald auf öfterreihifhem Staatögebiete begangen 


— — — — 


) Mit Rückſicht auf die abſolute Rechtwidrigkeit der Sklaverei, und 
auf die unter allen civiliſirten und rechtliebenden Völkern der Welt anerkannte 
Schändlichkeit und Rechtloſigkeit der Sklaverei mochte ſich die öſterreichiſche 
Regierung für berechtiget erkennen, ſchon im Jahre 1826 (Hofderret vom 19. Aug. 
1826, Nr. 2215 der J. G. S.) und jegt wieder in dem gedachten $. 95 unferes 
dermaligen Strafgefeped zu erflären, daß jeder Sklave feine Freiheit ſchon 
dur dad Betreten eined öfterreihifchen Schiffed erlange, ohne zu beforgen, 
dadurch der TerritorialsHoheit dedjenigen Staates zu nahe zu treten, in deffen 
Sergebiete ih etwa zufällig ein derlei öfterreichifches Schiff befindet. — 

*) Der weitere mögliche Fall, daß ein öfterreichifches Schiff fih auf 
öfterreichifcheeigenthümlichem Seegebiete befindet, und zu diefer Zeit auf einem 
folden Schiffe ein Verbrechen begangen werde, bedarf feiner befonderen Er» 
wägung, da es in diefem Falle wohl außer allem Zweifel fteht, daß das 
Verbrechen auf öfterreihifhem Staatsgebiete begangen worden iſt. — 
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angefehen werden zu müffen, weil das practifche internationale Recht fo 
ziemlich darüber einig ift, daß die in's freie Meer entjendeten (Kriegs- 
und Kauffartei-) Schiffe eines Staates oder Volkes gewiffermaßen als 
wandelnde Gebietötheile deffelben („comme la continuation ou la pro- 
rogation du territoire“) anzufehen find, — indem ja fonft, nemlich ohne 
Annahme dieſes Grundfaßes, derlei Schiffe ganz recht-, ſchutz⸗ und 
ftantshoheitlos fein würden; und weil das in unferem Vaterlande nody 
immer giltige See» Gefeß („Editto politico di navigazione Mercantile 
Austriaca in data di Vienna il di 25. Aprile 1774“) Art. I. 8.30 — 
diefe Jurisdiction der öfterreihifchen Gerichte Hinfihtlih der auf 
diefen Schiffen begangenen Verbrechen ausdrüdlich feſtgeſetzt hat ). — 
Die entgegengefeste Entfheidung ſcheint aber rüdfihtlich derjenigen 
Berbrechen behauptet werden zu müffen, welche auf öfterreihifhen Schiffen 
während ihres Aufenthaltes in fremdem Seegebiete begangen werden, 
nicht nur deßhalb, weil nad der Angabe faft aller angefehenen älteren 
und neueren Bölkerrechtslehrer von dem practifchen internationalen 
Rechte ziemlich unbeftritten zugegeben wird, daß jedes fremde Schiff wäh- 
rend feines Aufenthaltes im eigenthümlichen Seegebiete eined anderen 
Staates der Territorial-Hoheit und namentlih der Straf-Gerichtsbarkeit 
diefes legteren unterworfen wird, indem dieß die von felbft verftandene 
Conditio sine qua non fei, unter welcher jeder Staat fremden Schiffen 
nur überhaupt die Einfahrt in fein Seegebiet geftatte; — fondern au 
darum, weil eben diefen Grundfaß das ſchon früher genannte öfter- 
reihifhe See-Gefek mit klaren Worten anerkannt hat, wenn es fich 
im Art. I. 8. 21 dahin ausſpricht: E suprema nostra volontä, e serio 
comando, che i capitani o padroni de’ bastimenti mercantili esistenti 
in porti alieni, si sotiomeltano ugualmente alleleggi, 
consuetudini, ed ordinanze di quel porto e prineipe, con 
tenersi lontani da ogni oceasione e falso impegno che 


poterse compromettere il reciproco diritto delle 
genli“ etc. ete.“) — 








*) Es heißt dafelbft wörtlih: „Rispetto a quelli, che fossero rei di 
omicidio, assassinio, bestemmia, o di altri delitti capitali commessi in 
mare, il capitano deve portarne la denunzia e le prove al console 
o vice-console imperial-regio, che saprä istruire il pro- 
cesso. — In mancanza di console o vice-console, il capitano stesso, 
con l’intervento de’ suo ufficiali, ne compilerä il processo som- 
mario“ etc, etc. 


») Nur allein mit Einfhränfung auf den Fall der zulegt erwähnten 
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Endlich bedarf es kaum einer Erwähnung, daß der vorſtehende 
8. 37 feine Anwendung finde auf diejenigen ſich in unferem Staate 
aufhaltenden Fremden, welche fich dafelbft der Erterritorialität er- 
freuen, d. h. auf fremde Souveräne, fremde Gefandte, deren Familien-Mit- 
glieder und deren Gefandtfchafts » Perfonale, jo wie auf deren Haus- und 
Dienftleute, wenn diefe leßteren zugleich Unterthanen des Staates find 
welchem der Souverän oder Gefandte angehört, weil all’ diefe Perfonen 
nad) unbeftrittenem Völkerrechte überhaupt nicht der Straf-Gerichtsbarkeit 
desjenigen Staates unterftehen, in welchem fie fih in den erwähnten Eigen- 
{haften aufhalten, und weil diefe Eremtion in Defterreich auch noch indbe- 
fondere durch das pofitive Geſetz erflärt ift; nemlich für jene Länder, wo 
das Strafverfahren noch nach den Vorfchriften vom 3. September 1803 fi 
regelt, durch die $$.221 3. 4 des I. und 283 des II. Theils jenes Straf: 
gefebes, jo wie durch die Juftizhofdecrete vom 10. April 1829, Nr. 2392 
der I. G. ©., und vom 7. Februar 1834, Nr. 2641 der 3. ©. ©. — 
Für die Länder aber, wo die St. P. D. vom 17. Februar gilt, durch den 
8. 73 derfelben. — In Ungarn, Kroatien und Slawonien, der ferbifchen 
Wojwodfhaft und dem Temefer Banate endlih muß diefe Beſchränkung 
aus dem allgemeinen internationalen Rechte fupplirt werden. — 


thatfächlichen Vorausfegung: „daß fich nemlich ein öfterreichifches Schiff auf 
fremdeigentbümlihem GSeegebiete befinde,“ Könnte hiernach der oben 
(Seite 523 am Schluffe der Anmerkung) erwähnten behördlichen Weifung: 
„daß ein öfterreihifher Staatd-Unterthan, der im Auslande ein Ber: 
brechen begangen hat, und fi) am Bord eines öfterreihifhen Schiffes 
flüchtet, von dem öfterreihifchen Schiffs-Capitän an das feine Auslieferung 
begehrende Ausland, unter Borausfegung der Reciprocität, ausgeliefert 
werden müſſe“ — wenigſtens noch ein geſetzlich mögliher Sinn unter: 
legt werden, obgleich der höchſte Geſetzgeber die in Frage flehende Vor— 
ſchrift, felbft für diefen Einen, mit unferen Gefegen wenigftend noch verein» 
baren Fall nirgends ausgefprochen bat. In diefem, aber auch nur in die 
ſem einzigen Falle, wo nemlich das öfterreihifhe Schiff felbft während 
jeined Aufenthaltes in fremdem Seegebiete der Territorialhoheit dieſes frem- 
den Staates unterliegt, könnte behauptet werden, daß aud der, nach Begehung 
eined Verbrechens in eben diefem fremden Staate, auf gin ſolches öſterreichi— 
ſches Schiff geflüchtete Defterreicher ebenfalls fortan der Territorialhoheit die» 
ſes fremden Staates unterworfen bleibe, umd daher auch auf Begehren. an fie 
aussuliefern fei. — Keineswegs könnte dieß aber, nach unbeftrittenen Grund— 
fügen des öfterreichiichen Staats-, gleihwie des internationalen Rechtes von 
jenen Fällen behauptet werden, wenn fich das öſterreichiſche Schiff, auf welches 
ſich ein folcher Defterreicher geflüchtet hat, auf offener See, oder etwa gar 
auf öſterreichiſchem Seegebiete befindet. — 
Hye, Kommentar. 34 


b) im Anslande. 


b) int Auslande. 
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8. 38. (8. 32) 


Hat ein Fremder im Auslande das Verbrechen des 
Hochverrathes in Beziehung auf den öfterreihifhen Staat 
oder auf den deutfchen Bund ($. 58), oder das Verbrechen 
der Verfälſchung öfterreihifcher öffentlicher Creditspapiere 
oder Münzen begangen ($$. 106—121), fo ift derfelbe gleich 
einem Eingebornen nach diefem Gefege zu behandeln. 


$. 32. 


Hat ein Fremder im Auslande ein Berbreden begangen, das auf die Berfaffung, 
auf die öffentlichen Greditsvapiere, oder auf Das — dieſes Staates Einflußsß bat; 
ſo iſt derſelbe gleich einem Eingebornen nach dieſem Geſetze zu behandeln. 


$. 39. ($-33.) 


Hat aber ein Fremder im Auslande ein anderes als 
die im vorftehenden Paragraphe bezeichneten Verbrechen be- 
gangen, fo ift er bei feiner Betretung im Inlande zwar im: 
mer in Berhaft zu nehmen; man bat fi aber fogleich mit 
demjenigen Staate, wo er das Verbrechen begangen hat, 
über die Auslieferung desfelben in Vernehmen zu fegen. 


8. 40, (6. 34.) 


Sollte der auswärtige Staat die Webernehmung ver: 
weigern, fo ift gegen die ausländifchen Verbrecher in der 
Regel nad) Vorfchrift des gegenwärtigen Strafgefebes vor- 
zugehen. Wenn-aber nad) dem Strafgefeße des Ortes, mo 
er die That begangen hat, die Behandlung gelinder ausfiele, 
ift er nad diefem gelinderen Gefege zu behandeln. Dem 
Strafurtheile muß noch die Verweiſung nad) vollendeter 
Strafzeit angehängt werden. 


In den vorftchenden drei Paragraphen finden fi die Regeln für 
den IV. oben (Seite 513) vorausgefeßten Fall, wie nemlih die von Aus- 
landern im Auslande begangenen Verbrechen zu behandeln feien. — 

Auch hierbei ging die öfterreichifche Strafgeſetzgebung Thren eigenen 
Gang, und mag dabei, unbefiimmert um die fühnen Hypothefen und über- 
ſchwänglichen Theorien, welhe über den Fall der Frage hie und da aus dem 
Standpunkte eines fogenannten Weltbürgerrehtes (jus cosmopolili- 
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eum) aufgeftellt worden find, von folgenden nüchternen Betrachtungen ge- 
leitet worden fein: 

Das Hfterreihifche Strafgefeh hat durchweg nur foldhe Hand» 
fungen ald Verbrechen erklärt, deren Unrecht und Strafwürdigkeit jeder 
Menſch aud ohne alle pofitive Geſetzes-Kenntniß ſchon mit ſchlichtem Men- 
hen» Berftande und unverfälfchtem Rechtsfinne aus dem natürlichen 
Rechte, ex lege cordi hominum inseripta, einzufehen vermag (vergleiche 
Seite 59 bis 64, 214 und 215), deren Strafbarkeit eben darum auch in 
den Gefegen aller ciwilifirten Staaten feftgefebt if. Wer daher wo 
immer eine diefer ftrafbaren Handlungen begeht, hat dadurch an und 
für fich rechtlich eine Strafe verdiemt, und erleidet fofort fein Unrecht, 
wenn er dafür überhaupt (irgendwo) beftraft wird. Erklärt nun irgend 
ein Staat in jeinem Geſetze, wie es der öfterreichifche in den vorftehenden 
Paragraphen gethan hat, daß er jede von wem immer und wo immer 
begangene ftrafbare Handlung fo großer Potenz, daß fie nad unferem . 
Geſetze ald Verbrechen erfcheint, auch zuverläffig zur gerechten Berantwor- 
tung und Strafe ziehe, fo ift dieß zugleich wieder die Conditio sine qua 
non, unter welcher er dem Ausländer den Eintritt in unfer Staatsgebiet 
nur überhaupt gewährt, und es wird fofort bei dem Beftande eines ſolchen 
Geſetzes in Defterreih von jedem Ausländer dur feinen Eintritt auf 
öfterreichifches Staatsgebiet die Selbft-Unterwerfung unter die Strafjuftiz- 
Hoheit unferes Staates auch rüdfihtlich der von ihm früher, wenn gleich 
im Auslande begangenen Berbrehen thatfachlich eingegangen. — Daraus 
folgt, daß die öſterreichiſche Strafjuftizgewalt überhaupt beredhtiget ift, 
die von Ausländern im Auslande begangenen Verbrechen zur gerechten 
Beftrafung zu bringen *). Diefe Vorausfeßung liegt im Grundfaße 
au allen in den $$. 38—40 enthaltenen Anordnungen zu Grunde. — 


) Unders verhält fih dieß rüdjihtlih der bloßen Vergeben und 
Uebertretungen, da. unter dieſe beiden Kategorien von Geſetzes-Ueber— 
tretungen ſehr häufig auch foldhe Handlungen und Unterlaffungen eingereibt 
find, welche nicht ſchon ex jure naturali als ftrafbar einleuchtend, fondern als 
ſolche nur dur das pofitive Gefep eines beftimmten Staates erklärt find, 
daher aud) regelmäßig nur von der Strafgewalt desjenigen Staates geahndet 
werden bürfen, in deffen Gebiete fie begangen worden find, deſſen Strafgefeg 
alfo unmittelbar durch fie verlegt erfcheint. Hieraus erflärt ih, daß auch 
unfer Gefcg den obigen Grundfag keineswegs auf Vergehen und Ueber— 
tretungen ausgedehnt, fondern im zweiten Abjape des $. 234 erklärt hat, 
daß die von Ausländern im Nuslande begangenen Berbreden und Ueber 
tretungen der Strafgewalt des öfterreihifchen Staates nicht unterliegen. 


94" 
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Allein bei der weiteren Erwägung, nad weldem Strafgeſetze umd nad 
welhen Modalitäten dieß gefhehen foll, ließ fih unfere Geſetzgebung 
von denjenigen Betrachtungen leiten, welche dießfalls übereinftimmend faft 
allen neueren europäischen Strafgefegen vorgefchwebt haben. Man muß 
hier vor Allem diejenigen Verbrechen ausfcheiden, melde zunächſt unjeren 
Staat in feinen Grundfeften oder feinem Finanz-Credite angreifen, welche 
aber nah den fremden Gefeßen, nemlich nad den Geſetzen desjenigen 
Staates, wo derlei Verbrechen begangen wurden, wohl faum die der Größe 
der durch fie begründeten Rechtsverletzung oder Gefahr adäquate 
und verdiente Strafe erfahren würden, eben weil die objective Größe ımd 
hohe Strafwürdigfeit diefer Verbrechen vorausfeglih nur für Oeſterreich 
befteht, und daher in den fremden Gefeben regelmäßig nur mit fehr ge- 
ringer, hie und da felbft gar nicht mit Strafe bedroht find*). Bei die: 
fen Verbrechen fordert es daher die Geſetzgebungs-Klugheit und die pflicht: 
mäßige Fürforge für das eigene Staats-Wohl, diefelben nad der ganzen 
Strenge des einheimifhen Strafgefeßes zur Ahndung zu bringen, 
wie es der vorftehende $. 38 thut. — 


— 


*) Diefe Beforgniß wird fo Tange begründet bleiben, bid bie europäi- 
[hen Straf-Gefepgebungen auch in dieſer Richtung fich zu größerer Ueberein- 
ſtimmung unter ſich, und zu einer im wohlverftandenen Intereſſe Aller liegen: 
den internationalen vollen Reciprocität vereinbart haben werden. Allein fo 
lange hoch- und landedverrätherifhe Unternehmungen gegen einen fremden 
Staat im Gebiete eined anderen Staates nur mit geringer Strafe bedroht 
find, oder ganz ungeahndet bleiben, oder hie und da fogar ftatt Beftrafung 
vielmehr Aufmunterung finden: wird jeder Staat genöthigt fein, die gegen fei« 
nen Feftbeftand von Außen ber und durch Ausländer erfolgenden Angriffe mit 
eigener Strafgewalt zu ahnden, und fofort die Geltung ded einheimifhen 
Strafgefeges auch auf derlei im Auslande von Ausländern begangene Ber 
brechen auszudehnen. — 

Dajjelbe gilt von den Münz-Verbrechen. Wenn nicht alle ciwilifirten 
Staaten übereintommen werden — nad dem hochherzigen VBorgange Defterreiche, 
womit unfere Geſetzgebung ſchon feit dem Strafgefege Joſef's IL. vom 2. April 
1787 (1. Theil, $. 63) allen anderen Legislationen vorleuchtet — jede Fälfchung 
von ausländifher Münze und ausländifhen öffentlihen Greditspapieren 
ber Fälfhung der gleihartigen inländischen Objecte ganz gleich zu ftellen, 
fondern ſich theilweife noch immer damit begnügen, diefelbe entweder gar 
nit, oder nur mit geringen Strafen, oder nur infoferne zu ahnden, als diefe 
ausländischen Münzen und Ereditöpapiere auch im Inlande im Gourfe oder 
wenigjtens im Verkehre ftehen: fo lange muß jeder Staat gegen die im Aus- 
lande von Ausländern vorkommenden Falfificate feiner Credits-Objecte mit 
dem eigenen Strafpefege einſchreiten. — 
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Anders ift es bei allen übrigen Verbrechen, rückſichtlich welcher vor- 
ansgefegt werden kann, daß fie von den Strafgefegen aller civilifirten 
Staaten, in deren Gebiete fie begangen worden find, zur gerechten Be- 
ftrafung gezogen werden, ſelbſt dann, wenn fie gegen dort ſich zeitweilig 
aufhaltende Fremde verübt werden, weil alle fogenannten Privat: Ber 
brechen, z. B. Mord, körperliche Berlegungen aller Art, Injurien, Eigens 
thums = Befhädigungen u. f. f. regelmäßig in allen europätfhen Straf 
gefeßen ohne weitere Rückſicht darauf mit ganz gleichen Strafen geahndet 
werden, ob fie gegen eigene Unterthanen (Inländer) oder Fremde (Auss 
länder) begangen werden, Eben deßhalb ſchien es dem öfterreichifchen _ 
Geſetze nicht nothwendig, die in fo vielen anderen europäifchen Straf. 
gefeßen vorfommende Beftimmung zu adoptiren, daß auch die von einem 
Ausländer im Auslande gegen einen Angehörigen unferes Staates ber 
gangenen (Privat) Berbrehen für den Fall der Betretung eines ſolchen 
Ausländers in unferem Inlande gleich den im $. 38 ausgezeichneten 
öffentlihen Verbrechen nah unferem Strafgefeße und von unferem 
Nichter geahndet werden follen; fondern der Gefeßgeber konnte deren 
Ahndung mit voller Beruhigung zunächft der Strafjuftizgewalt jenes 
Staates überlaffen, in deren Gebiete fie verübt worden find ($. 39), und 
fih nur für den Fall, wenn dieſer fremde Staat die Uebernahme eines 
ſolchen Verbrecher zur Strafvollziehung verweigern follte, die Beftrafung 
deffelben vorbehalten ($. 40). Dadurch aber, daß unfer Gefeß in derlei 
Fällen zumächft das Strafreht desjenigen Staates walten laßt, in 
defjen Gebiete das Verbrechen verübt wurde, und daß es jelbft dann, wenn 
es ein ſolches Verbrechen ausnahmsweiſe im Inlande durch den inlän- 
difchen Richter ftrafen laßt ($. 40), auf diefed anderen Staates Straf 
gefeße gebührende Rückſicht nimmt, hat es zugleich eine neuerliche Aner- 
fennung des ſchon oben (Seite 514) angedeuteten in dem fogenannten 
Territorial: Principe liegenden ganz richtigen Gedankens ausgeſprochen, 
dag durch jedes Verbrehen allerdings die Nechtsordnung Ddesjenigen 
Staates verlegt wird, in deffen Gebiete daffelbe verübt wurde, und daß es 
daher auch vollkommen im Rechte begründet fei, daß die im Gebiete eines 
jeden Staates begangenen ftrafbaren Handlungen nah deffen eigenen 
Strafgefeken geahndet werden. — 

Nach diefer Darlegung der allgemeinften Natur der $$.38—40 un» 
terliegt die Erklärung der einzelnen Beftimmungen derjelben feiner 
Schwierigkeit. Der $. 38 des dermaligen Geſetzes unterfcheidet fich 
von dem 8. 32 des früheren Geſetzes vor Allem dadurch, daß das 
dermalige Geſetz an die Stelle des zweifelhaften Ausdrudes: „Ber- 
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brechen, welche auf die Berfaffung diefes Staates Einfluß haben, “ 
die viel beftimmtere Bezeichnung: „das Verbrechen des Hochverrathes in 
Beziehung auf den öfterreihifhen Staat oder auf den deutfchen Bund 
(8. 58)” gefebt hat. — 

Dadurch find mehrere practifch fehr wichtige Zweifel befeitiget 
worden. Es ift nemlich dadurch vorerſt außer Zweifel geſetzt, daß 

a. nunmehr nicht blos jene Arten des Verbrechens des Hocdhver- 
rathes darunter zu fubfumiren feien, deren Object die öfterreichifche 
Staats-Berfaffung ift, fondern Hochverrath überhaupt, und daher 
insbefondere auch die unter lit. a des $. 58 ($. 52 des alten Geſetzes) 
bezeichnete Art diefes Verbrechens gegen die Perfon des Kaiſers dahin 
gehöre, was nad dem Wortlaute des früheren Geſetzes höchſt problema- 
tifh war. ”) 


— 


*) Es bedarf faum einer Erwähnung, daß die unbeftimmtere Aug» 
drucksweiſe des früheren Geſetzes gerade in der oben angegebenen Be: 
ziehung auch legislativ höchſt bedenklih war. Hielt man ſich nemlich firenge 
an den Wortlaut des $. 32 (und dieß war in diefem Falle wohl durch 
den Art. VI. der Einleitung des alten Geſetzes — Art. TV. ded nunmehrigen 
K. M. P. — geboten), fo konnten Angriffe, die fih ein Ausländer im Aus: 
lande auf die Perſon unfered Monarden erlaubte, nit nad Maßgabe 
ded $. 32 behandelt werden, da man dieß nah dem allgemeinen Sprach— 
gebraudhe und indbefondere im Sinne des alten Geſetzes, welches im 8. 52 
litt. a und.b das Verbrechen des Hochverraths in Beziehung auf die Perfon 
des Landesfürften jenem in Anfehung der Staatsverfaffung geradezu ent— 
gegenfegte, doch nicht ald ein ſolches Verbrechen bezeichnen konnte, welches auf 
die Verfaſſung ded Staates Einfluß hatte. — Es hätte daher ein foldher Aug: 
länder nach $. 33 (ded alten Geſetzes) dem Auslande zur Auslieferung ans 
geboten werben müffen, und würde, wenn dieſes die Auslieferung annimmt, 
dort, natürlich nad den dortigen Geſetzen, dafür beftraft worden fein. — 
Da hätte es denn bei der dermaligen Einrichtung vieler europäifcher 
Strafgefege, welche einen perfönlihen Angriff auf fremde Souveräne eben 
nicht anders, wie Beleidigungen gegen gemöhnlihe Private behandeln und be» 
ftrafen, fehr leicht gefchehen fünnen, daß jelbft die frevelhafteften Beleidigungen 
oder felbft grobe körperliche Berlegungen unferes Kaiferd, begangen von einem 
Ausländer im Auslande, auch dann, wenn man des Frevlers in Defterreich 
habhaft würde, hier gar nicht, ım Auslande aber als ein geringfügiged Ber: 
gehen mit fehr unbedeutender Strafe geahndet werden würden! — Darf wohl 
die Straf- Gefepgebung eines monarchiſchen Staates auf ſolche Weije die 
perfönlihe Unverlegbarkeit ded Landesfürften den Ausländern Preid geben ? 
Hat fofort nicht unfer dermaliges Gefep hierin dad monarchiſche Princip 
richtiger gewürdiget ? — 
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Dagegen wird man 

b. nach der ganz beftimmten VBorfhrift des dermaligen Geſetzes 
andere Berbreihen, welche ſich zwar ebenfalls auf die Berfaffung des 
Staates beziehen, aber nicht unter die Bezeichnung „Hochverrath“ und 
unter das Eitat des $. 58 fallen, wie 3. B. die im $. 65 lit. a ($. 57 
des früheren Geſetzes) vorkommende Aufreizung wider die Regierungs: 
form (Staatsverfaffung) nicht unter den $. 38 fubfumiren dürfen, was 
nah dem vagen Ausdrude des — Geſetzes allerdings mög— 
lich war. — 

Eben ſo wenig darf man 

e. nunmehr denjenigen Ausländer, dem im Auslande nur die 
in den $$. 60 und 61 bezeichnete Mitfhuld am Hochverrath gegen Defter: 
reih „dur Unterlaffung der Berbinderung oder der Anzeige,“ zur 
Laſt fiel, nach dem $. 38 behandeln, da das Gefek ausdrücklich nur den 
8. 58 citirt, und eben dadurch ausgefprochen hat, daß es auch nur die in 
diefem $. 58 bezeichnete Handlungsweife, nicht aber auch die in den 
fpäteren 88. 60 und 61 feftgefeßten erceptionellen Mitfehulds-Arten 
an dem Berbrehen des Hochverrathes dur bloße Unterlaffungen, 
begangen von einem Ausländer im Auslande, nah Maßgabe des $. 38 
behandelt wifjen wollte*). Diefe Ausfcheidung der SS. 60 und 61 aus 
dem 8.38 liegt um fo gewiſſer auch im Geifte unferes Geſetzes, da das— 
ſelbe die in den $$. 60 und 61 vorausgeſetzte Verpflichtung zur pofi- 
tiven Thätigkeit der Berhinderung und Anzeige eines Hochverrathes 
wohl den eigenen Staatdangehörigen, und etwa noch den ſich zeit: 
weilig in unferem Staatögebiete aufhaltenden Kremden während der Dauer 
ihres biefigen Anfenthaltes, nimmermehr aber den Ausländern im 
Auslande auferlegen, daher auch gerechterweife einen Ausländer für die 
Unterlaffung einer ſolchen Verhinderung oder — im Auslande nim— 
mermehr beſtrafen kann. — 

Endlich wurde 

d. in dem obigen Wortlaute des neuen Befehes ausdrücklich auch 
der Hochverrath „in Beziehung auf den deutfhen Bund,“ d. i. 
die in dem $. 58 bezeichneten Handlungen, imfoferne fie „gegen die 
Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Verfaffung des deutfchen 
Bundes gerichtet werden,“ eingefchloffen. Hiermit hat Oeſterreich's der- 


*) Auch in diefem Punkte läßt ſich die Tertirung des dermaligen Ge— 
feped ald eine Berbefferung des fo vag gefaßten Wortlautes des früheren 
Geſetzes erkennen. — 
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maliges Strafgefeß wortgetreu nur feine Bundespfliht in Erfüllung ge: 
bracht, welche es ald Mitglied des deutfchen Staatenbundes durch den in 
der Sitzung der deutfchen Bundes -Verfammlung vom 18. Auguft 1836 
gefaßten Bundesbefhluß*) auf fi genommen hat, wornach nemlich „jedes 
Unternehmen gegen die Eriftenz, Integrität, die Sicherheit oder die Ver- 
faffung des deutfchen Bundes, in den einzelnen Bundesftaaten, nad) 
Maßgabe der in den letzteren beftehenden oder fünftighin in Wirkfamkeit 
tretenden Geſetze, nach welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bundes- 
ftaat begangene Handlung ald Hochverrath, Landesverrath oder unter 
einer anderen Benennung zu richten wäre, zu beurtheilen und zu be- 
firafen iſt.“ — 

Auch in Beziehung auf die beiden anderen Kategorien der im 
8. 38 genannten Verbrechen iſt der Text des dermaligen Geſetzes 
beſtimmter, als der 8. 32 des früheren Geſetzes, indem dieſelben 
nunmehr unmittelbar mit dem Namen bezeichnet werden, der ihnen nach 
der geſetzlichen Begriffs-Beſtimmung zukommt, und zugleich durch Bei— 
fügung der Citate der einſchlägigen Paragraphe (88. 106 — 121) ganz 
genau nach ihrem hierher gehörigen Umfange beſtimmt werden. Hierbei 
iſt aber wohl in's Auge zu faſſen, daß das Geſetz zwar in allen übrigen 
Beziehungen die Verfälſchung der ausländiſchen öffentlichen Credits— 
papiere und Münzen der Verfälſchung inländiſcher völlig gleichgeſtellt, 
und die erſtere ganz genau als das nemliche und völlig gleichmäßig 
ſtrafbare Verbrechen erklärt hat, wie die letztere (S$. 106, 114 und 
118), jedoch an diefer Stelle, wo es fih um die Beftrafung eines fol- 
hen von einem Ausländer im Auslande begangenen Verbrechen handelt, 
die Einſchränkung hinzugefügt hat, daß diefe ohne Weiteres eins 
tretende Beftrafung im Inlande nach inländifchen Gefegen nur in foferne 
Platz greifen dürfe, als fi der Ausländer eines diefer Verbrechens in Bes 
ziehung auf „öſterreichiſche“ öffentliche Ereditspapiere oder Münzen 
fhuldig gemacht hat. Diefe Einſchränkung fteht volllommen im Ein- 
lange mit den eben erft auseinandergefegten legislativen Erwäguns 
gen, welche den Beitimmungen des vorftehenden $. 38 überhaupt zur 
Folie dienen: denn hat ein Ausländer im Auslande nicht-öſter— 
reihifche öffentliche Ereditspapiere oder Münzen nachgemacht oder ver: 
falfcht, fo hat er dadurch die Rechte des öfterreihifchen Staates in 





*) In den öfterreihifchen zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten 
wurde der obige Bundesbefhluß durch das faiferlihe Patent vom 24. Dectober 
1837, Nr. 136 der J. ©. ©. in Bollzug gefept. 
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feiner Weife verlegt, und es ift daher auch fein Grund vorhanden, bier 
unmittelbar das Strafreht unferes Staates walten zu laffen, fon- 
dern es find diefe Arten von Fälſchungen unter diejenigen Kategorien von 
Verbrechen einzureiben, rückfichtlih welcher das Gefeg in den 88. 39 und 
40 verfügt hat. 


Wenn das Geſetz ferner erklärt, daß ein Ausländer im Kalle als 
er eines der im $. 38 bezeichneten Verbrechen im Auslande begangen 
bat, „gleih einem Eingebornen *) nad diefem Geſetze“ zu behan- 
dein fei, fo ift eben dadurch auch ſchon ausgefprochen, daß auf einen 
folden Ausländer auch die im $. 36 über den Inländer hinſichtlich 
der von ihm im Auslande begangenen Verbrechen enthaltenen Beftim- 
mungen anzuwenden find, daß alfo einerfeits der Ausländer wegen 
folder im Auslande begangener Verbrechen in der Regel, wenn nemlich 
nicht beftehende Staatöverträge insbefondere dazu verpflichten (8.41), 
an das Ausland nicht ausgeliefert werden dürfe, und daß andererfeits 
die von dem Ausländer für ein foldhes Verbrechen etwa bereits im Aus— 


* 


) Es bedarf faum einer Erwähnung, daß der von dem Gefege in dem 
8. 38 gewählte, oder eigentlich aus dem früheren Geſetze ($. 32 des I. Theile 
des St. ©. B. vom 3. September 1803) beibehaltene Ausdrud: „Einge— 
borner“ fononym mit „Unterthban des öfterreihifchen Kaiſerthums ($. 36)“ 
zu nehmen jei; wenngleid ſprachgenau das Wort: „Eingeborner“ theild einen 
größeren, theils einen Fleineren Umfang einfchließt, ald der im eben citirten 
8. 36 gebrauchte Ausdrud, indem einerfeitd Jemand im öſterreichiſchen Kaifer- 
thume eingeboren fein kann, ohne darum ſchon urfprünglich ein öfterreichifcher 
Staatöangeböriger geworden zu fein, oder es zwar ale Eingebomer gewefen war, 
allein fpäterbin, 3. B durch Auswanderung wieder aufgehört hat, ein folcher 
zu fein. Andererfeit aber kann Jemand allerdings ein öfterreihifher Staats- 
angehöriger (Staatsbürger oder Unterthan des öfterreichifchen Kaiſerthums) 3. B. 
durch Seine Abftammung von einem öfterreichifchen Staatöbürger fhon urfprüng- 
ih fein, oder durch fpätere Erwerbung geworden fein, ohne bier „einge: 
boren“ zu fein. — Das Geſetz bediente fih zur Abwechslung des fehr popu— 
lären Ausdrudes: „Eingeborne” (an deffen Stelle im gemeinen Sprad- 
gebrauche und in früheren, mehr patriarhalifch fiylifirten Geſetzen häufig aud 
dad Wort: „Landeskinder“ gebraucht wird) offenbar in der Borausfegung, 
daß er allgemein verftändlich fei, und daß er indem gemeinen Eprachgebrauche 
mit dem ftaatsrechtlich fchärferen Worte: „Staats: Angehöriger“ ala identifch 
gelte, um fo mehr, da er nad) feinem Inhalte in der Regel aud mit dem- 
felben zufammenfällt, daber auf ihn die befannte Regel anwendbar ift: „de- 
noniinalio fi a poliori“. — — 
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lande erlittene Strafe in die nach dem inländifchen Geſetze zu verhängende 
Strafe einzurechnen fei *). — | 

Der $. 38 lautet endlih in Beziehung auf feine Anwendbarkeit 
auf die Fälle, wenn die dort bezeichneten Verbrechen von einem Fremden 
im Auslande begangen worden find, ganz allgemein, d. h. ohne 
weitere Unterfcheidung, ob ein foldher Fremder in der Folge etwa freis 
willig fih in das öfterreihifhe Staatsgebiet begibt und hier betreten 
wird, oder ob er etwa in Folge eines von Defterreih an einen fremden 
Staat geftellten Auslieferungs = Begehrens. unfreiwillig nad unferem 
Staatögebiete gebracht wird. Der Richter hat daher ebenfalls die beiden 
Falle nicht weiter zu unterfheiden, fondern die Beftinnmung diefes Para: 
graphes, gleich wie dieß früher (Seite 521) vom $. 36 nadhgewiefen 
wurde, in jedem alle in Anwendung zu bringen, mag man des Aus— 
länders von Seite unferes Strafgerichted aus was immer für einem An: 
laffe habhaft werden. — Schon aus diefem klaren Wortlaute des 8. 38 
muß ich die von Frühwald (a. a. O. ©. 57) aufgeftellte Anfiht: „daß 
diefe Vorfhrift nur dann in Anwendung trete, wenn ein folder Aus: 
länder im Inlande betreten werde: feine Einlieferung aus dem 
Auslande aber nicht verlangt werden könne“ — — geradezu, 
und um fo gewiffer als irrig erklären, **) als in mehreren von Defter: 
veih mit auswärtigen Staaten abgefchloffenen Staats » Verträgen wegen 
gegenfeitiger Auslieferung von Berbrehern (fiehe diefelben unten bei 
8.41) fogar namentlich davon die Rede ift, dag Defterreih von 
diefen fremden Staaten auch die Auslieferung folder ausländifcher 


) Daß auch die Schluß- Anordnung des 8. 36 auf den Fall der 
Frage anwendbar fei, d. h. daß ein etwa im Auslande gefällted Straf: 
Urtheil über einen der im $. 38 vorausgefepten Fälle im Inlande nicht voll 
jogen werben dürfe, ift aus dem ganz allgemeinen Wortlaute der dieh- 
fälligen Gefehed - Beftimmung ſchon oben (Seite 525) auseinandergeiekt 
worden. — 

) Da der genannte Schriftfteller für feine ganz kategoriſch und zweifel- 
108 bingeftellte Behauptung gar feinen Grund angibt, jo bin ich nicht im 
Stande, mir aud nur beiläufig einen Grund audfindig zu machen, der ihn 
zu diefer wunderlichen Behauptung inducirt haben mag. — Dabei braude ich 
wohl nicht erft aufmerffam zu machen, wie bedenklich es wäre, wenn je irgendwo 
bei öfterreichifchen Strafgerichten die Praxis fih geltend machen würde, daß 
man wegen der für den öfterreihifchen Staat fo gefährlichen Verbrechen 
des 8. 38 an einen ausländifchen Staat fein Auslieferungs- Begehren in Be 
ziehung auf die fich dort aufhaltenden, diefer Verbrechen fchuldigen Ausländer 
ftellen dürfe! 
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Verbrecher in Anfpruch nehmen kann (entweder ſchlechtweg, oder doch be- 
dingnißweiſe), welche dort oder in irgend einem dritten fremden Staate 
eines der im $. 32 des alten ($. 38 des jetzigen) Geſetzes bezeichneten 
Berbrehen begangen haben. Die ift z. 3. der Fall in dem Vertrage 
mit Parma im zweiten Abfabe des I. Artikels; — in jenem mit 
Toscana im letzten Abfage des I. Artikels; — mit Sardinien 
im Attikel V.; — mit dem Königreiche beider Sicilien im Art. III.; 
und feldft in dem neueften Bertrage mit den Niederlanden im Schluß- 
abſatze des Art. II. — 

Handelt es fih aber um ein anderes von einem Ausländer 
im Auslande begangenes Verbrechen, als diejenigen find, welche im 
8. 38 aufgezählt werden, fo hat das im den 88. 39 und 40 vor- 
gefhriebene Verfahren einzutreten. Dabei ift niht außer Augen zu 
laffen, daß der $. 39 mit beftimmten Worten vorſchreibt: „daß die Aus- 
lieferung eines folhen Berbrechers zunächft demjenigen Staate anzu- 
bieten ift, in deffen Gebiete das Berbrechen begangen worden ift,“ 
und keineswegs (wie wohl ſchon behauptet worden ift) demjenigen, 
gegen deffen Rechte das Verbrechen vorzugsweiſe gerichtet war, ”) außer, 
es wäre eine foldhe Ausnahme gegenüber dem einen oder andern Staate 
durch einen Staatsvertrag etwa indbefondere feftgefeßt worden ($. 41), 
wie dieß z. B. theilweife durch die eben erſt bezogenen Stipulationspunfte 
einzelner diefer Verträge wirklich geſchehen iſt. Rimmt hiernach der aud- 
wärtige Staat die ihm angebotene Auslieferung an, fo ift diefelbe in - 
Bollzug zu feßen, was zwar das Gefek nicht ausdrüdlih aus- 
fpricht, was fi aber fowohl aus dem Gonterte diefes Paragraphes, ale 
auch aus der Bergleihung deffelben mit dem Gegenfage des nachfolgenden 


*) Allerdingd würde es vielleiht de lege ferenda zwedmäßiger fein, 
einen Preußen, der 5. B. in Sachſen bairifhe öffentlihe Credits— 
papiere nachgemacht hat, ftatt an Sachen, vielmehr an Baiern audzuliefern, 
oder beziehungsweiſe zunähft dem letzteren Staate die Auslieferung anzu» 
bieten, weil bier offenbar Baiern an der Habhaftwerdung und Beftrafung 
diefed Verbrechers mehr gelegen ift, ald dem Staate Sahfen: allein de 
lege lata würde dieſes Verfahren doch ganz zuverläfjig wider den Klaren 
Buchftaben des $. 39 (mie früher des 8. 33 des alten Geſetzes) anftoßen, 
der einmal ſchlechtweg das Auslieferungs» Anerbieten an denjenigen Staat 
vorgefchrieben hat: „wo das Berbrehen begangen wurde“, infoferne 
nicht, wie ſchon oben im Terie erwähnt wurde, bie derogirende fpeciellere 
Vorſchrift des 8. 41 dazwiſchen tritt, d. b. infoferne nicht ein fpecieller 
Staatövertrag eine befondere Ausnahme anorbnet. — 
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von ſelbſt verfteht. — — Das Verfahren, welches wegen Realifirung 
einer folden Auslieferung ftattzufinden Bat, ift für jene Kronländer, wo 
noch das Strafverfahren vom 3. September 1803 gilt, durch das Hofe 
decret vom 10. December 1808, Nr. 874 der 3. ©. ©., und für jene 
Kronländer, wo die St. B. D. vom 17. Jänner 1850 gilt, dur die 
88. 68 und 69 derfelben geregelt. — 


Verweigert aber der auswärtige Staat die Uebernahme des zur 
Auslieferung angebotenen Individuums, fo hat nach Vorſchrift des $. 40 
der inländifhe Richter felbft das Strafrichteramt, und „zwar in der 
Regel nah dem inlandifhen Straf-Geſetze“ zu handeln. Diefe 
Vorſchrift würde allerdings fchwer zu rechtfertigen fein, wenn ihr nicht die 
von dem Geſetze beigefügte Ausnahme die Spike bräche, und ebendadurd 
alle Einwürfe entkräften würde, weldye man gegen diefelbe erheben könnte. 
— Der Ausländer, der im Auslande ein Verbrechen begangen, weldes 
nicht unter die Kategorie des $. 38 fallt, hat dadurch zunächſt doch wohl 
die Strafgefege Desjenigen Staates verlegt, in deſſen Gebiete er 
die flrafbare Handlung beging, und fol daher gerechter Weife au feine 
firengere Beftrafung erleiden, als ihn nad den Strafgefegen eben 
diefes Staates dafür getroffen hätte. — Diefer Forderung der Ge- 
rechtigfeit fommt aber unfer Gefeb auch wirklich nach, indem es die ans 
geführte Regel durch den Beiſatz befhranft: „Daß wenn nad den Straf: 
gefeken des Drtes, wo die That begangen wurde, *) die Behandlung 
gelinder ausfiele, der Thäter nad diefem gelinderen Gefeke 
zu behandeln fei.“ — Aus dem ganz allgemein gehaltenen Wort: 
laute diefer Gefegesftelle erhellt einmal klar, daß der inländifche Nichter 
einem ſolchen Berbrecher nicht blog jene mildere Hauptfirafe zuerfennen 
müßte, welche für den Fall der Frage etwa in dem vorausgefegten fremd 
ftaatlihen Strafgefebe feftgefeßt wäre, fondern, daß er auch feine von 
den anderweitigen durch unfer Gefeß ausgefprochenen Nebenftrafen 
(Strafverfhärfungen) und fonftigen üblen Folgen eines Criminal: 
Urtheild (3. B. 88. 26 — 29) über einen ſolchen Verbrecher ver: 
hängen dürfte, wenn diefelben nicht andy in dem anzumwendenden frem- 


) Es iſt alfo auch bier, wie bei dem im der vorhergehenden Anmer— 
fung erörterten Falle, nah dem ganz beftimmten Worilaute ded Geſetzes das 
Strafgefep desjenigen Staated, „wo die. That begangen wurde,“ 
und nicht etwa desjenigen zu berüdfichtigen,, deffen Rechte etwa (mie z. B. 
bei der Fälfhung von öffentlichen Creditspapieren eined dritten Staates) 
dadurch verlept worden find. — 
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den Gefege feitgejeßt fein würden. — Zweifelhaft könnte hierbei nur 
die Frage fein, ob fich die ebenerwähnte „gelindere Behandlung * blos 
auf das eigentliche (materielle) Strafgefeh zu beziehen, oder auch auf 
das Straf-Verfahrens-Geſetz auszudehnen habe, d. h. ob ein ſolcher 
Verbrecher in dem Falle, wenn das auswärtige Geſetz desjenigen Staates, 
wo das Verbrechen begangen wurde, in Beziehung auf den Straf: 
proceß eine gelindere Behandlung des zu Unterfuchenden einfchlöffe, als 
das öfterreichifche Gefeb ebenfalls auch hHinfichtlich des Verfahrens 
nach diefem gelinderen auswärtigen Gefeße behandelt werden müßte? *) — 
Es kann nicht geläugnet werden, daß die Bejahung diefer Frage man— 
nigfache pracifhe Schwierigkeiten und Inconvenienzen herbeiführen 
möchte, indem hiernach der öfterreihifche Strafrichter leicht in den Fall 
fommen könnte, im fteafgerichtlichen Unterfuchungse, Entſcheidungs- oder 
Bollftrekungs- Verfahren theilweife nad dem öfterreichifchen, theil— 
weife nach fremden Proceh » Gefegen vorzugehen, und vielleicht hie und 
da in eine öfterreihifche Straf» Procedur ein ganz heterogened, un: 
feren Berfahrens - Gefeßen völlig fremdes Moment einzupropfen. Allein 
fo, wie einmal das pofitive Gefek in feinem klaren Wortlaute vor 
ung liegt, fcheint die obige Frage wirklich im bejahenden Sinne ent- 
fhieden werden zu müffen. Es ift nemlih fhon früher bei der analogen 
Geſetzesſtelle des Artikels IX. des K. M. P. (Seite 130 unter lit. b) 
darauf hingewiefen worden, daß unfer Geſetz die Rüdfichtnahme auf das 
fremde Gefeß nicht blos auf den Fall beſchränkt hat, wenn nad dem— 
felben eine-gelindere „Beftrafung“ entfallen würde, fondern aud) hier 
wieder den viel umfaffenderen Ausdrud „Behandlung“ gewählt, ihn 
nochmal wiederholt hat („er ift nad) dem gelinderen Geſetze zu beh au— 
deln“), und daß derfelbe ſprachgenau doc ungezmweifelt die gelindere Be: 
handlung aud in Beziehung auf das Straf- Verfahren in fih ſchließe. 





*) Ald Beifpiele der practifchen Anwendbarkeit der obigen Frage fünnen 
die Borausfegungen dienen, daß z. D. in dem Falle der Frage nad dem aus: 
wärtigen Geſetze die ftrafgerichtlihe Unterfuhung gegen den Befchuldigten 
auf freiem Fuße ftattzufinden hätte, während etwa nah dem öſterreichiſchen 
Geſetze in dieſem Falle der Verhaft deffelben vorgefhrieben wäre; — oder 
dan nad dem auswärtigen Gejege bindende Beweisregeln beflünden und z. D. 
der Richter auf Grundlage der Ausfage nur Eines Zeugen, oder der Aus— 
fage mehrerer Mitfchuldigen nie ein Echultig-Urtheil fällen dürfte, während 
etwa nad dem öfterreichifchen Gefepe der Richter von jeder ſolchen Beweis— 
regel frei wäre, oder aud auf der Unterlage der ebenerwähnten Beweisarten 
feinen Schuld» Ausspruch fügen könnte u. f. uf. f. 
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— Dazu kommt, daß unfere Geſetzgebung jelbft in einem ganz ana- 
logen Falle den Ausdrud: „gelindere Behandlung” in dem eben- 
erwähnten weiteren Simme erklärt hat. Es hatte nämlich der 20ſte 
Abſatz des K. M. P. zum früheren St. ©. B. (vom 3. September 
1803),*) ähnlich dem Art. IX. unferes dermaligen K. M. P. die Ans 
ordnung enthalten: „daß ſich die Wirkung des neuen Gefepes jedesmal 
auch auf frühere Fälle erftreden foll, wenn nad demfelben auf eine ge- 
lindere Behandlung, als nad den vormaligen Gefeken zu erkennen 
fein wird." — Nun war alsbald die Frage entftanden, ob gegen einen Ins 
quifiten wegen eines v or Einführung des neuen Strafgeſetzes begangenen 
Verbrechens die Ueberweifung durch Mitfhuldige angewendet werden dürfe, 
welche allerdings nad) dem neuen Gefeße (vom 3. September 1803) für 
zuläffig erklärt, in dem früheren (Foſephiniſchen) Gefege aber, d. h. in 
der Criminal» Gerichts» Drdnung vom Jahre 1788 ald Beweisart der 
Schuld gegen einen läugnenden Inquifiten geradezu ausgeſchloſſen war? 
— Diefe Frage wurde durch das Hofdecret vom 3. December 1806, 
Nr. 792 der 3. G. ©. verneinend entfhieden, und diefe Entfcheidung 
von dem Gefeßgeber felbft in diefer Novelle ausdrüdlih dadurch 
begründet: „daß durch das K. M. B. des neuen Strafgefehes die ge- 
linderen Beftimmungen deffelben ſowohl in Ausmeffung 
der Strafe, als aud in der Verfahrungsart auf frühere Falle 
ausgedehnt werden ſollten.“ — — Der höchſte Gefeßgeber hat alfo da- 
durch klar ausgeſprochen, daß der von ihm gebrauchte Ausdrud: „ gelins 
dere Behandlung” nit ohne Vorbẽedacht gewählt worden fei, und 
daß derfelbe „nicht blos den Fall einer gelinderen Beftrafung, fondern 
allerdings au die Vorausſetzung einer gelinderen Strafv er ahrungs— 
art in ſich ſchließe.“ 

Wenn es ſich ferner im Falle der Frage darum handelt, wie ſich 
der öſterreichiſche Strafrichter die Kenntniß des anzuwendenden fremden 
Strafgeſetzes verſchaffen ſoll, ſo hört man in der Praxis nicht ſelten die 
Anſicht äußern, daß es auch im ſtrafgerichtlichen Verfahren Sache 
der Parteien, hier alſo des Beſchuldigten ſei, dem Richter den 
Beweis zu liefern, welches Geſetz am Orte des begangenen Verbrechens 
gelte, und daß daſſelbe gelinder ſei, als das öſterreichiſche; einerſeits deß— 
halb, weil ja der Beſchuldigte in dieſem Falle eine Ausnahme von dem 
Geſetze zu ſeinen Gunſten in Anſpruch nehme, und weil andererſeits 


*) Eiche denſelben wörtlich abgedruckt oben auf Seite 129. — 
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der öfterreichifche Hichter nicht von Amtswegen verpflichtei fein könne, 
fammtlihe ausländifche Gefege zu fennen, und in Anwendung zu brin- 
gen.) — Allein ich halte diefe Anficht für irrig. Wenn einmal, wie 
es doch im $. 40 wortklar geſchieht, das Geſetz den Richter ver- 
pflichtet, auf ausländifche Gefepe überhaupt, und auf das fpecielle 
Geſetz eines beftimmten auswärtigen Gefeßes Bedacht zu nehmen, fo ift 
eben dadurd auch ſchon ausgefprochen, daß er hierzu Eraft feines 
Richteramtes verpflichtet fei. Einen Theil feiner Amtspflicht 
zu fuppliren kann aber. nie der Partei, und um fo weniger im Straf: 
Berfahren obliegen, wo es fi zunächſt nicht um veräußerliche Privat- 
rechte und bloß formales Recht wie im Eivilverfahren handelt, fondern 
vielmehr die materielle (objective) Wahrheit erforfcht, und eben darum 
auch das dem concreten Falle volltommen conforme Recht gefprochen 
werden muß. Daher ift e8 im Strafverfahren des Richters Pflicht, 
alles Dasjenige von Amtswegen zu erheben, was zur Rechtferti- 
gung, oder zur Milderung der Schuld des Befhuldigten, oder zur Ber: 
tingerung feiner Strafe dienen kann,“) und es muß fich daher dieſe Amts» 
pfliht um fo gewiffer auch auf die von ihm felbft vorzunehmende Eruirung 
desjenigen Geſetzes beziehen, welches ihm der Geſetzgeber ald un- 
mittelbare Entfheidungsquelle, als Eynofur für fein eigent- 
liches Richten oder Urtheilen vorgezeichnet hat. Aus eben diefem Grunde 
Kann fih auch zur Unterftügung der obigen Anficht nicht auf die Analogie 
der für das Civil-Verſahren (mit dem an das weitgalizifche Appella- 
tions » Geriht vom 23. Jänner 1794, und beziehungsweife vom 23. 
Dctober 1801, Nr. 542 der 3. ©. ©.) erlaffenen Vorſchrift berufen 
werden, womit allerdings angeordnet worden war: „daß demjenigen 
Theile, der fi auf auswärtige Gefeße beziehen will, obliege, diefelben zu 
beweiſen, da fie dei inländifche Richter zu wiffen nicht ſchuldig iſt.“ — 
Die Zweckmäßigkeit der von dem. Gefebgeber im Schlußſatze des 
$. 40 getroffenen Anordnung: „daß ein derlei ausländifcher Verbrecher, 
deffen angebotene Auslieferung der ausländifche Staat nicht einmal an- 
genommen hat, nad vollendeter Strafzeit jedenfalls aus dem öfter 
reichiſchen Kaiferftaate ($. 25) verwiefen werden müſſe“ ift bereitö oben 
(Seite 403) dargelegt worden. — Dadurch, daß der Gefeßgeber in den 


*) Auch Frühwald vertheidigt (a. a. D. Seite 58, Abjag I.) aud 
den angeführten Gründen die obige Anfiht. — 

*) Bergleihe die $$. 215, 335 und 337 des I. Theild des St. ©. 8. 
vom 3. September 1803, und 8. 3 der St. P. D. vom 17. Sänner 1860, 
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vorftehenden 88. 36—40 für alle möglichen oben (Seite 513) erwähnten 
Wechſelfälle erfchöpfende Normen vorgezeichnet hat, erfeheint wohl auch 
jeder aus mehreren einzelnen dieſer vier Wechfelfälle zufammengefehte 
Fall von dem Geſetze ſchon geregelt ‚ wenn nemlih ein In- oder Aus— 
länder fowohl im Ins, ald auch im Auslande Verbrechen begangen hat. 
Es leuchtet ein, daß ein folder Schuldiger, eben weil das Gefeß über 
diefen complicirten Fall nichts Befonderes verfügt hat, rüdfichtlih der 
im Inlande begangenen Verbrechen, je nachdem er ein Inländer oder Aus: 
länder ift, nach den für die I. und IM. der obigen Borausfegungen gege: 
benen Borfchriften; Hinfichtlih der im Auslande begangenen Ber: _ 
brechen aber nach demfelben Unterfchiede nad) Maßgabe der für den II. 
und IV. der aufgeführten Wechfelfälle auseinandergefesten Normen zu 
behandeln fei, ohne daß dermal noch weiterhin die nach der früheren 
Gefeßgebung durd das Hofdecret vom 5. Detober 1804, Nr. 690 der 
3. ©. ©., eingeführte Beſchränkung als fortbeftehend erfannt werden 
fonnte.”) 

Allein alle vorftehenden in den 88. 36 — 40 enthaltenen Beftim- 
mungen erhalten ihre Vervollftändigung, und zwar theilweife eine Bes 
ſchränkung, theilweife eine Erweiterung, gegenüber einzelnen fremden 
Staaten und in Beziehung auf gewiffe Gattungen von Verbrechen, erft 
durch Die zwifchen Defterreich und verfchiedenen fremden Staaten be: 
ftehenden Staatöverträge über gegenfeitige Auslieferung von Verbrechern, 
deren in dieſer Richtung theilweife derogirende Wirkfamfeit durch die 
im nächftfolgenden Baragraphe gefchehende Berufung ausdrücklich aner- 
Fannt ift. — 


—. — — — 


*) Durch dieſe Novelle wurde nemlich beſtimmt: „daß wenn ein Fremder 
im In» und Auslande Verbrechen begangen hatte, und Iegtere folche waren, 
welche nicht unter den $. 32 (des alten, jept $. 38 ded neuen Geſetzes) 
fielen, der inländifche Richter fi) wegen der von dem Ausländer im Auslande 
begangenen Verbrechen mit dem auswärtigen Staate wegen Auslieferung des 
Zhäterd nur dann in's Ginvernehmen zu fegen habe, wenn diefe im Aus— 
lande begangenen Verbrechen zu den ſchweren gehören. Wenn hingegen 
die im Audlande verübten Verbrehen geringer find, ala das 
im Inlande verübte, fo habe der inländifche Nichter die VBorfchriften 
über das Zufammentreffen mehrerer Verbrechen zu beobachten.” — Durd) diefe 
Novelle wurde daher die urfprüngliche Anordnung der $$. 33 und 34 
des alten Gefeges, womit Die 88. 39 und 40 des gegenwärtigen Straf 
geſetzes wörtlich übereinftimmen, bedeutend eingefchränft. Da jedod) dad der— 
malige Gefeg eben nur den Wortlaut des urfprünglidhen Gefeges vom 
3. September 1803 wieberherfiellte, und von dem Inhalte jener fpäteren No— 


(Strafgef. 1. Chl. IT. Haupt. $. 91.) 545 [Yon Beftrafung der Verbrechen Äberhaupt.) 


8. 41. 


Beſtehen über die gegenfeitige Auslieferung von Ber: 
brechern mit auswärtigen Staaten befondere Verträge, fo ift 
in Gemäßheit derfelben vorzugehen. 


Derlei Auslieferungs » Verträge hat Oeſterreich in der Zeitordnung 
bisher mit folgenden Staaten abgeſchloſſen: 

1. Mit dem Herzogshume Parma, Piacenza und Guaftalla 
unter'm 3. Juli 1818, Nr. 1470 der 3. ©. ©., weldye Uebereinkunft im 
Jahre 1829 laut Hoflanzleidecret vom 20. November 1829, Nr. 2441 
der 3. ©. ©., bis Ende des Jahres 1839, und dann neuerlich vermöge 
Hoffanzleidecretes vom 20. December 1839, Nr. 398 der I. ©. G., 
auf fünf Jahre, und fo fort von 5 zu 5 Jahren erftredt wurde, wenn 
nicht ſechs Monate vor dem Ablaufstermine von dem einen oder anderen 
der contrahirenden Theile eine Auffündigung erfolgt. 

2. Mit Rupland laut des Juftizhofdecreted vom 10. März 1826 
(in Mauchers älterem Handbuche, After Dand, unter Nr. 235 abge 
drudt). — - 

3. Mit ſechszehn Cantonen der Schweiz (Zürich, Bern, 
Quzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, 
St. Gallen, Argau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis und Neuenburg) 
unter'm 14. Juli 1828, Nr. 2364 der I. ©. ©., wozu nachträglich durch 
venetianifches Gubernial: Circular vom 17. November 1829 (in der 
venetianifhen Provindal-G,. ©. vol. XX. seen. I, pag. 288) 
fundgemadht wurde, daß die Gantone Bafel, Genf, Zug, Graubündten, 
Appenzell und Glarus diefer Uebereinkunft zwar nicht beigetreten feien, 
daß jedoch aud) inrerfeits dem Nuslieferungs-Begehren öfterreihifcher Ges 
richte in Beziehung auf derlei Verbrecher Feine Schwierigkeit entgegen- 
geftellt werden würde, wen nur ein folches Auslieferungs-Begehren immer 
das Verfprechen der Gegenfeitigkeit enthalten wird. — 

4. Mit Toscana, wohl fhon unterm 12. Dctober 1829 abge 
ſchloſſen, in Defterreih aber erft duch Hoffanzleidecret vom 28. Auguft 
1834, Rr. 2668 der J. G. S., kundgemacht. — Auf diefen Auslieferungs- 
vertrag mit Toscana bezieht fih auch eine Uebereinkunft zwifchen Defter- 
reih und Modena, kundgemacht durch Hofkanzleidecret vom 28. Februar 


velle gänzlich abftrabirte, fo leuchtet ein, daß dieſe letztere nunmehr völlig 
außer Wirkfamkeit getreten ift (Art. I. des 8. M PB.) — 
Sye, Commentar. 35 
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1835 (in der lombardifchen Provincial-G. S. 1835, vol. I, pag. 15) 
„wegen der durch den lektgenannten Staat zu gefchehenden Uebertragung 
oder des Durchzuges der zwifchen Defterreih und Zoscana auszuliefern- 
den Verbrecher.“ — 


5. Mit den fämmtlihen Staaten des deutfhen Bundes, 
im Grunde fhon nad Maßgabe des achten Abfahes des $. 3 des Bundes- 
befchluffed vom 5. Juli 1832 (kundgemacht in Defterreih durch Hof- 
fanzleidecret vom 8. Auguft 1832, polit. ©. ©., B. 60, Seite 213) und 
fofort durch Bundesbefhluß vom 18. Auguft 1836, der in Defterreidh 
duch das Raiferlihe Patent vom 24. Dectober 1837, Nr. 236 der 
3.6. S., kundgemacht, und durch die Hofdecrete vom 30. October 1837, 
Nr. 239 der 3. G. ©. und vom 25. Febr. 1839, Nr. 346 der J. ©. S., 
in Beziehung auf die Ausführung näher beftimmt, und auch auf die nicht 
zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen der öfterreihifchen Monarchie, 
in welden das St. ©. B. vom Jahre 1803 in Anwendung war, aus 
gedehnt wurde. — 


6. Mit Preußen umd Rußland vermöge des Patented vom 
4. Jänner 1834, Nr. 2637 der 3.©.©., welches durch einen Hofkanzlei— 
Präfidial- Erlaf vom 1. März 1834 an das galizifche Landes - Prafidium 
(in der n. d. Provincial-G. ©., Band 16, Seite 163) eine nähere 
Erläuterung erhalten hatte. — 


7. Mit Sardinien vom 6. Juni 1838, Nr. 286 der 3. ©. ©., 
nachdem früherhin vermöge SHoflanzleidecrete® vom 17. April 1834 
(polit. G. ©., B. 62. Seite 111) beide Staaten in der Zufage über- 
eingefommen waren, daß Tünftighin gegenfeitig nicht blos gemeine, 
fondern auch politifhe Berbreher auf Reclamation des anderen Staates 
gegen Zuficherung des Reciprocums ohne Anftand ausgeliefert werden 
follen. — 


8, Mit dem Königreiche beider Sicilien unterm 24. December 
1845 (polit. ©. ©., B. 71, Seite 85 u. fgg.) und endlich 


9. Mit dem Königreich der Niederlande vom 28. Auguft 1852, 
(Rr. 207 des R. G. B.) — 


— — — — 


*) Ich glaube meinen Leſern einen Dienſt zu thun, indem ich dieſe Ver⸗ 
träge bier weder im vollen Terte, noch auch nur im Auszuge abdruden laffe. 
Nicht das Erftere, weil der Wiederabdrud derjelben mehrere Drudbogen füllen 
würde; dad Zweite aber vorzüglich deßhalb nicht, weil diefe, zum Theile unter 
einander jehr verjhiedenartigen Staatöverträge faum einen folden 
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Mittelbar wenigftens können hierher auch noch einige andere, 
die Beftrafung von Verbrechen in Beziehung auf fremde Staaten be- 
treffende geſetzliche Beftimmungen oder Webereinfünfte mit fremden 
Staaten, wenn fie fih nemlih auch nicht unmittelbar auf eigentliche 
Auslieferung von Verbrechern beziehen, gerechnet werden, ala da z.B, 
die durch Juftizhofdecret vom 29. Juli 1820 (in Hye's 0. a. Supple- 
ment, Rr. 27) im Folge einer Uebereinktunft mit Preußen gegebene 
Borfhrift: „daß von allen in den öfterreihifhen Staaten begangenen 
Verbrechen, welche auf die öffentliche Sicherheit des Fönigl. preußifchen 
Staates eine Beziehung haben, die unverweilte Anzeige an die höheren 
Juftizbehörden zur weiteren Eröffnung an Preußen gemacht werden 
müſſe;“ — ferner eine bereitd unterm 21. März 1824 ausgemwechfelte, 
aber in Defterreih erft mit Hoffanzleidecret vom 28. April 1842 (polit. 
©. S., 8.70, ©. 157) kundgemachte Uebereinkunft mit Preußen wegen 
Beltrafung von Forſt-, Jagd, Fifcherei- und Feldfreveln an den gegen. 
feitigen Landesgrenzen, und eine faft wörtlich gleichlautende Uebereinkunft 
auh mit Baiern vom Jahre 1844 (in der polit. ©. ©., 3. 70, 
Seite 110); — eine Uebereintunft mit dem Königreich Sahfen wegen 
Berfolgung flüchtiger Verbrecher auf das andere Staatsgebiet durch die 
gegenfeitige Gensd’armerie vermöge Minifterialerflärung vom 20. Juli 
1852, Nr. 171 des R. G. B., und ein faft wörtlich mit derfelben gleich— 
lautendes Uebereinfommen auch mit Baiern vermöge Minifterial- Er- 
Klärung vom 29. September 1852, Nr. 204 des R. ©. B.) — — 


— — — 


Auszug zulaſſen, der nicht zu leicht zu Irrungen Anlaß geben könnte. Um zu— 
verläſſig vorzugehen, muß der Richter, ſo oft es ſich um einen Unterthan der 
oben genannten Staaten, oder um ein in deren Gebiet begangenes, oder auf 
deren Rechte Bezug habendes Verbrechen, oder entgegen um analoge Beziehungen 
zu einem dieſer Staaten handelt, den vollſtändigen Text des hierauf Be— 
zug habenden Staatsvertrages zur Hand nehmen. Nur ſo viel bemerke ich, 
daß unter dieſen Staatsverträgen jener mit dem Königreiche Sardinien 
(oben unter der Zahl 7) — der, im Vorbeigehen geſagt, neben mehreren anderen 
minder wichtigen in Frühwald's o. a. W., Seite 58 und 59, gar nicht 
aufgezählt wurde — bereits vollftfändiger ald irgend einer der früheren 
abgefaßt ift, aber dennoch von der in mehreren Punkten noch genaueren Tex— 
tirung ded Bertraged mit beiden Sicilien (unter Zahl 8) übertroffen 
wird, — 

*) Dagegen icheinen mir diejenigen gefeplichen VBorfchriften, welche den 
Schriften-Wechſel zwifchen den inländifchen und verfchiedenen ausländi— 
[hen Behörden, wenn gleich theilweife mit Beziehung auf derlei gegenfeitige 
. Auslieferungd-Begehren regeln, in keiner Weife zu dem materiellen Straf 


35* 
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$. 42. (6. 35.) 
Recht der Gute Die Strafe des Verbrechers ändert nichts an dem Rechte 


ven edrehir. Derjenigen, welche duch das Verbrechen beleidiget, oder be: 
fhädiget worden find, und welchen dafür Genugthuung, oder 
Entfhädigung von dem Verbrecher, feinen Erben, oder aus 


feinem Vermögen gebührt. 


Die vorftehende Beftimmung ift eine Vervollftändigung der von 
dem Geſetze ausdrüklic aufgenommenen Grundfäße über die Anwendung 
von Strafen (vergl. oben Seite 358), und verfteht ſich aus der offen- 
liegenden Berfchiedenheit de8 Privatrehtes eines jeden durch eine 
Rechtverlegung Befchädigten, von dem Rechte des Staates auf Geltend- 
mahung ded Strafgefehed im Grumde eben fo wohl von felbft, 
als dieß von dem analogen Grundfage behauptet worden ift, welcher von 
unferem Gefeße ausdrücdlich im zweiten Abfabe des $. 33 ausgeſprochen 
wurde (vergl. oben Seite 445 umd 446). Eben deßhalb haben es die 
wenigjten neueren Strafgefege *) angemeffen gefunden, einer folden Beftim- 
mung ausdrüdlich Erwähnung zu thun, obgleich fih nicht läugnen 
läßt, daß diefe ausdrückliche Feftfeßung zur großen Beruhigung für 
alle durch eine ftrafbare Handlung Beihädigten, zumal in jenen Fällen 


nn mn —— — 


rechte, und eben deßhalb nicht in eine Erläuterung oder Ergänzung ded vor: 
liegenden Strafgefeges zu gehören, chen weil fie ja nur Verfahren», 
oder bejfer gar nur Manipulations-Vorſchriften enthalten. — 

Ebenfo wenig kann ich die von einem fleißigen ungenannten Novellen: 
Sammler in der öfterreichifchen Zeitfchrift für Rechts- und Staatewiffenfhaft 
(3. 1849, 1. Band, Seite 387 u. fag.) ausgefprochene, und, wie es feheint, 
auch von Frühwald (a. a. D. Seite 59, Zahl III.) adoptirte Anficht theilen, 
daß die zwifchen Defterreich und verfchiedenen fremden Staaten abgefchloffenen 
Staatöverträge über gegenfeitige Auslieferung von Deferteuren bierber 
gehören, weil ja mit der Vollziehung diefer Verträge der öfterreichifche . 
Strafrichter des Civil: Standes gar Nichte zu thun bat, indem die Defertion 
ale ein rein militärifches Verbrehen nur die Militär- Gerichte angeht. 
Darum babe ich auch nicht weiter nöthig, die an dem zuerft angeführten Dite 
vorfommende und von Frühwald nur hiernach auszugsweiſe angedeutete, 
doch nicht ganz vollſtändige Aufzählung diefer zwifchen Defterreih und anderen 
Staaten bejtebenden | 9. Deferteurd - Garteld hier zu vervollftändigen. — 

) Nur das württembergijche (Art. 7) und im neuefter Zeit dad 
preußiſche Strafgefeg ($. 6) geben dießfalls eine ausdrüdliche Beftim- 
mung; letzteres mit den fehr präcifen Worten: „das Recht des Beſchädigten 
auf Schadenserfag ift von der Beftrafung unabhängig.“ — 
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dienen wird, wo den Schuldigen ihre Strafen durch Amneftieen nachges 
ſehen werden, oder die Strafbarkeit derfelden auf irgend andere Art 
erlofhen ift, oder wo die ftrafgerichtliche Verfolgung eines Verbrechers 
zwar nicht mit dem Beweife der Schuld oder Strafbarkeit einer 
That aufgekommen ift, diefe That aber als einfaches Befhädigungs-Factum 
im Civiltechtswege conftatirt werden kann. — Hierauf beziehen fid 
nun indbefondere jene Beitimmungen der Strafverfahrend- Bor: 
fhriften, welche einerfeitd vorfchreiben, daß auch die Erhebung und 
genaue (qualitative und quantitative) Ausmittlung des durch ein Der: 
brechen dem Berlepten zugefügten Schadens, fo wie die Erwirkung der 
Entfhädigung für den Befhädigten einen wefentlichen Beftandtheil des 
Straf» Unterfuhungs » Berfahrend zu bilden habe; nemlich hinſichtlich 
jener Kronländer, wo für das Strafverfahren noch immer das Gefek 
vom 3. September 1803 gilt, die 88. 234 lit. f, 252, 253, 338 
lit. b, 353 lit. i, 476, 477 lit. c, 489 und 522 des 1. Theiles diefes Geſetz— 
buches; für jene Länder aber, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
in Wirkſamkeit fteht, die $$. 4, 142, 143, 207, 285, und 401 — 403 
derfelben ; — und welche andererfeits feftfeßen, daß das Strafgericht in der 
Negel auch über die Entfhädigungsanfprüche des durch ein Verbrechen 
Beſchädigten entfcheiden foll, und zugleich diefem (civilrechtlichen) Er- 
fenntniffe des Strafgerichtes, wenigftens gegenüber dem Beſchädiger (d. i. 
dem fhuldig erkannten Verbrecher), volle Rechtskraft einräumen, ohne dem 
Befhädigten felbft den Weg abzufchneiden, ſich eine vermeintliche höhere 
Entfhadigung auch noch im ordentlichen Civilrechtswege zu fuchen. Dieß ge: 
fhieht durh den $. 426, 3. 1V., und durch die Borfchriften- des XVII. 
Hauptftüdes des I. Theils des St. ©. B. vom 3. September 1503, und 
insbefondere durch die $$. 522 und 523 deffelben, fo wie durch das XVIII. 
Hauptſtück der St. PB. DO. vom 17. Jänner 1850, vorzugsmeife durch die 
88. 405, 408 und 411 derfelben.”) Wenn endlich der vorftehende 


) Für Ungarn, Kroatien, Stamwonien, die ferbifhe Woj— 
wodfhaft und dad Temejer Banat befteht in allen oben angegebenen 
Beziehungen gar feine ausdrüdlihe Vorfchrift, da meines Wiffend weder die 
alt:ungarifchen Gefepe, noch auch die ofterwähnten proviforiichen Strafver- 
fahren&» Borfchriften für diefe Aronländer vom 28. December 1849 und vom 
24. Juli 1850 irgend eine befondere Beftimmung darüber enthalten. Es 
fcheint daher vor der Hand — bis nemlich in den ebengenannten Kronländern 
die begonnene Segnung einer gefiherten und geordneten Rechtöpflege 
auch noch durch eine wohlgeregelte Strafproccehordnung vollendet fein 
wird — einem durch ein Verbrechen Beichädigten in jenen Kronländern Nichts 
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Paragraph von der „dem Beleidigten oder Beſchädigten gebührenden 
Genugthuung oder Entſchädigung“ foricht, fo ſcheint Dadurch ein 
Unterfchied zwifchen diefen beiden Arten von Wiedergutmachung oder Erfaß 
eines erlittenen Schadens angedeutet zu werden, wie denn ein ſolcher Unter: 
fchied ſowohl hinfichtlich der Rechtswirkung, als auch in Beziehung auf die 
äußere Bezeichnung, durch den Sprachgebrauch unferes a. b. G. B. feftgefeßt 
wurde, deffen $. 1323 wörtlich erklärt: „Betrifft der Erfaß (eines vers 
urfachten Schaden) nur den erlittenen Schaden, fo wird er eigentlich eine 
Schadloshaltung; wofern er fih aber aud auf den entgangenen 
Gewinn und die Tilgung der verurſachten Beleidigung erſtreckt, volle 
Genugthuung genannt.“ — Allein bei näherer Würdigung der vor: 
ftehenden Gefepesftellen wird man fich bald überzeugen, dag die obigen 
Ausdrücke: „Entfhädigung (Schadloshaltung)” umd „Genugthuung “ 
von unferem Strafgeſetze niht in den Bedeutungen des Givilgefeßes 
gebraucht worden feien. Dieß leuchtet ſchon einmal daraus ein, daß das 
dermalige Strafgefeg die obigen Ausdrüde aus dem früheren 
Strafgefeße (vom 3. September 1803) übernommen hat, das leßtere 
aber wohl den bei Abfaffung des a. b. G. B. erft im Jahre 1811 ans 
genommenen Sprachgebrauch nicht berüicfichtiget haben konnte. Zudem 
find in diefem älteren Gtrafgefeße die beiden Ausdrücke offenbar in 
einer anderen Bedeutung gebraucht, indem dort der Ausdruck: „Genug 
thuung ” immer als Correlat von „Beleidigung“, daher in dem vul— 
garen Sinne („Satisfaction”) ald Wiedergutmahung einer erlittenen 
Ehren-Beleidigung; — die „Entfhädigung” hingegen immer als cor— 
refpondirend der „Beſchädigung“, daher als Gutmahung eines erlittenen 
materiellen (vorzugsweife Bermögensd:) Schadens angewendet wird, 


übrig, als fih, infoweit nicht etwa der Usus die Strafgerihte hie und da 
veranfaßt, dem Beſchädigten via facti eine Entfhädigung zuzumitteln, feine 
Entfhädigung — mit langer Hand bei dem Bivilrichter zu fuchen. Diejer für 
jeden Beſchädigten fehr langwierige und Foftfpielige Weg, fich eine derlei Indemni« 
fation zu verfchaffen, ift in diefen Kronländern dermal ohne Zweifel faft das 
einzige Zufluchtämittel, da jetzt aud der, dem Bernehmen nach früherhin 
öfters ftattgefundene Borgang nicht mehr ausführbar ift, wornach dem Beſchädigten 
wenigſtens in jenen Fällen, wo nad den früheren umgarifchen Gefegen die 
Einziehung des Vermögens fchuldig erflärter Berbrecher ftattgefunden hatte, 
aus diefem confiscirten Vermögen eine Entfhädigung via facti verfhafft wurde; 
indem dur dad neue Strafgejch die Strafe der Vermögens-Confiscation 
ſchlechterdings auch in dieſen Kronländern entfallen ift (vergl. oben Seite 44, 
und 440 — 443). 
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Dieß zeigt nicht nur der $. 35 jenes älteren Geſetzes feldft, fondern ins- 
befondere aud der $. 353 lit. i, und vor Allem die Bergleihung des 
$. 525 mit den $$. 522 — 524. In diefer Bedeutung find die beiden 
Ausdrücde nun offenbar auch in dad neue Gefek übergegangen, wie uns 
der Hinblick auf die 88. 42 und 47 e zeigt. — Endlich ergibt fih die Un- 
anwendbarkeit des Sprachgebrauches des bürgerlihen Geſetzbuches 
zur Erflärung der obigen Ausdrüde des Strafgefebes auch daraus, daf 
der dem obigen 8.1323 des a.6.G.3. unmittelbar nachfolgende $. 1324 
feftgefeßt hat: „daß in dem falle eines aus böfer Abſicht oder aus 
einer auffallenden Sorglofigkeit verurfahten Schadens der Be 
fhädigte volle Genugthuung zu fordern beredhtiget fei.“ — Da 
nun Berbrehen immer „mit böfer Abſicht“ begangen werden ($. 1 uns - 
feres Strafgefeßes), und da fofort jeder durch ein Berbrehen Jeman— 
dem zugefügte Schade ein „aus böfer Abficht verurfahter Schade" ift: 
fo fann der im $. 42 des Strafgeſetzes vorausgefehte alternative 
Fall: „daß dem durch ein Verbrechen Befchädigten" entweder (nur) 
„Schadloshaltung oder (auch) Genugthuung“ gebühre, im Sinne des 
bürgerlichen Gefehbuches gar nie eintreten, da ihm nach diefem immer 
volle Genugthuung“ gebührt. — Uebrigens ift die ganze Unter: 
fuhung in practifher Beziehung wenig erheblih, da denn doch auch 
der Strafridter, wenn er einmal nah Maßgabe der angeführten 
Strafverfahrend-Vorfriften über den civilrehtlihen Schadenerfaß- 
Punkt zu erkennen hat, diefe, weil eben rein civilrehtlihe, Frage nur 
nad den Beflimmungen der bürgerlichen Geſetze zu entfcheiden, daher 
in alfen Kronländern, wo einmal das a, b. ©. 3. vom 1. Juni 1811 
gilt, zunähft nah dem XXX. Hauptftüd des II. Theiles deſſelben 
($$. 1293— 1341) vorzugehen haben wird. — 


Drittes Haupfftüc. 


Bon erfhwerenden Umftänden. 


So fehr auch die verfchiedenen f. g. StrafrechtsTheorien 
ſowohl in ihren Ausgangspunften, ald auch in ihrer weiteren Entwidlung 
(Begründung, Ableitung oder Aufzeigung) did Rechtsgrundes, 
Zwedes und Mapftabes der Strafe von einander abweichen: fo 
haben ſich dennoch, troß diefes noch immer nicht abgefchloffenen Streites 
der Wiffenfhaft, vorlängft fhon die Gefepgebungen der neueren 
Zeit, wenn glei ſelbſt wieder aus den mannigfaltigften Gründen 
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und Anfhauungsweifen, fo ziemlid allgemein in dem practifhen 
Ergebniffe geeiniget, daß jede Strafe, um gerecht zu fein, fowohl 
der Größe der objectiven Schuld der That, als aud dem Grade des 
fubjectiven Berfhuldend des Thäters adäquat fein müffe (vergl. 
oben Seite 361, Anmerkung, umter Zahl 1), oder daß mit anderen 
Worten eine gerechte Sttafgefeßgebung aus dem Standpunkte der Codi- 
fication zwei Maßſtäbe für die relativ größere oder mindere Beftrafung 
fefthalten ſoll, nemlich 

1. die objective Größe der durch die That in’s Leben ge- 
rufenen oder gedroht habenden Rehtverlekung oder Gefährdung 
(vergl. oben Seite 48— 50); und 

2. den größeren oder minderen Grad des fubjectiven Ver: 
ſchuldens, d. h. die größere oder mindere Autheilnahme der Willens- 
befhaffenheit des Handelnden an der Herbeiführung der ftrafbaren That 
(vergl. oben Seite 136 — 138). *) 


— — — —— 


*) Die tiefere wiſſenſchaftliche Begründung, ſowie insbeſondere die Nach— 
weiſung dieſer beiden Maßſtäbe aus dem Weſen der verſchiedenen Strafrechte» 
theorien, muß, nach der dem vorliegenden Werke geſteckten begränzten Auf— 
gabe, hier — übergangen werden. Nur ſo viel ſei ſelbſt hier bemerkt, daß 
eine conſequente Auffaſſung des Weſens einer ſtrafbaren Handlung und 
des Rechtsgrundes aller Strafe, wie fie in den oben citirten Stellen die: 
ſes Werkes (Seite 48 —50 und 136 — 138) dargelegt wurden, ſchon mit 
logifher Nothwendigkeit auch auf die cbenerwähnten zwei Mafftäbe der 
relativ (oder quantitativ) größeren oder minderen Beftrafung führe. Liegt 
nemlih nah dem Gefagten der objective Grund der GStrafbarfeit einer 
Handlung überhaupt in dem Dafein einer an fi) (in abstracto) rechtver— 
legenden Handlung, jo ift eben dadurch auch fchon dad Mehr oder Weniger 
der objectiden Strafbarkeit audgefprochen, da ja alle Rechtverlegungen an 
einem ftofflihen Subftrate des Rechtes (an materiellen Gütern) ge 
ſchehen, dieſe Materie des verlegten Rechtes aber nicht nur felbft eine mehr oder 
weniger wichtige (mertbvolle), fondern überdieg mehr oder weniger vberlept 
oder gefährdet worden fein kann. Daher ed auch nach der Werthſchätzung 
der Menfchen im Intereſſe der Gerechtigkeit und der rechtlihen Ordnung des 
Staates liegt, daß wenn ſchon nicht alle, doch mindeftens die materiell 
größeren Recdhtverlegungen und Rechtgefährdungen hindangehalten werden. 
Hieraus wird alfo Mar, daß man beim Vorhandenfein einer objectiv größeren 
Rechtverlegung, ohne Unrecht zu thun, auch eine größere Strafe verhängen 
dürfe, und der rechtlihen Ordnung ded Staates willen auch verhängen 
müffe — 

Aehnliches gilt von dem fubjectiven Mafftabe. Wenn die Strafbarkeit 
einer Perfon für eine von ihr begangene am fich (objectiv) flrafbare Hand: 

- fung überhaupt nur dann eintritt, wann und infoferne dieſelbe von ihrem 
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Diefe beiden Mapftäbe haben nun unverkennbar auch unferem 
pofitiven Gefege vorgefchwebt, wie man Mar aus dem $. 43, wo 
die objectiven und fubjectiven Erhöhungs- Momente der Straf- 
barkeit deutlich auseinandergehalten find, und noch deutlicher aus der 
mit klarem Wortlaute gefhehenen Bezeichnung dieſes Gegenfages ent- 
nehmen kann, welche in den beiderfeitigen Eingangsworten der $$. 46 
und 47 vorkommt, indem dafelbft die „Milderungs- Umftände, welche 
auf Die Berfon des Thäters Bezug haben“ — ſcharf von jenen 
„in Rüdfiht auf Die Befhaffenheit der That” geſchieden und 
gefondert nebeneinander durchgeführt werden. *) — 


Bewußtfein und Willen ausgegangen (Imputabilität vorhanden) ift (Seite 136— 
138): fo wird je nach dem relativ ftärferen oder ſchwächeren Mitwirken diefer 
Willendbefchaffenheit des Handelnden, ald der wirkenden Urfache des fub- 
jectiven Verſchuldens, auch dieſes felbft ein relativ größeres oder geringeres 
fein können. — 

Da nun aber nah dem oben Gefagten juridifhe Strafbarfeit 
überhaupt nur dann eintritt, wann und infoferne dad Recht objectiv 
verlegt oder gefährdet wurde (Seite 48— 50 und 289), und da hiernach das 
Recht oder die Äußere Gerechtigkeit, welche nur das geordnete fociale Zu: 
fammenleben der Menfchen zu erhalten beftimmt ift, nach der fubjectiven 
Willensbefchaffenheit eines Menſchen, der fih gegen dieſe äußere rechtliche 
Ordnung objectiv gar nicht verfündiget hat, nicht weiter zu fragen hat, 
fo folge hieraus von felbft, daß bei der juridifhen Straf- Imputation der 
fubjective Maßſtab dem objectiven untergeordnet fei, und daß fofort ber 
Zuftiz- Mann zunächſt die objective That, und ihre Beziehung zur Außen: . 
welt, und erft folgerungsmweife aus derfelben auch das fubjective Berichulden 
in’3 Auge zu faffen habe; während bie ethifche Beurtheilung menschlichen 
Handelne, der Richterftuhl Gottes, der in's Innerfte des Menfhen zu fhauen 
vermag, und nad, feinem Borbilde der Beichtvater, der Sittlichkeitsrichter, der 
Erzieher u. f. f. den Mafftab für die Strafwürdigfeit menſchlichen Handelns 
zunächft aus dem Grade der Umfittlichkeit oder fubjectiven Willensbefhaffenheit 
ded Handelnden entnimmt, unmittelbar die Gefinnung oder Triebfeder, 
und erft folgeweife hieraus die äußere That würdıget und beftrafet. — 


*) Wenn fofort unfer ‚Gefe nah dem klaren Inhalte der oben be: 
zogenen Stellen felbft anerkannt hat, dag man einen doppelten, nemlid einen 
objectiven und fubjectiven Maßſtab für die relative Strafimputation, 
d. h. für die quantitativ größere oder geringere Strafbarkeit annehmen und 
fefthalten müffe, und wenn es denfelben auch wirklich bei allen einzelnen Ber 
brechen, wo ed befondere Straf-Erhöhungs-, oder Minderungs » Gründe in 
Würdigung bringt, confequent durchgeführt hat; fo müffen wir, nicht blos 
aus rein theoretifchem, fondern allerdings auch aus practifhem Stand» 
punkte, mit um fo größerer Befriedigung anerkennen, daß es fehr confequent 
war, daß das dermalige Strafgefep den im 10. Abfage ded 8. M. P. des 
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Man hat in Schule und Praris jeden diefer beiden Maßſtäbe wie- 
der auf mannigfaltige Weifen in ihrem Inhalte zergiiedert, und nach ver- 
fhiedenen untergeordneten Gefihtspunften in Betracht gezogen. Zulekt 
fimmen aber auch bei diefer Controverfe die in Beziehung auf ihre Be: 
gründung und Entwidlung noch fo divergirenden Anfichten wenigfteng 
in folgendem practifhen Ergebniffe zufammen, daß ſich nemlich der 
erfte der angedeuteten zwei Mapftäbe für die relativ höhere oder ge- 
ringere Strafbarkeit, d. i. die objective Größe der Berlegung wie: 
der nad) folgenden drei untergeordneten Geſichtspunkten betrachten laſſe: 

a. Nach der Befhaffenheit (Qualität) des Gegenftandes 
der Rechtverletzung. — Es erfheine daher eine flrafbare Handlung ob— 
jectiv um fo ftrafwürdiger, je wichtiger oder werthvoller, je weniger oder 
gar nicht erfeglich für den Verletzten das verlegte Object, Recht oder Gut, 


oder je heiliger das übertretene Verbot, oder in je größerer Ausdehnung 
daffelbe die Grundlage anderer Güter oder des ungeftörten Genuffes der: 


felben ift; je mehrere Objecte, oder je mehrerer Perſonen Rechte verlekt 
worden find u. f. f. (vergl. auch die 88. 43, 44 litt. a und b, 47 litt. b 
und c, 263 litt. e, d, g, h, I, n, und 264 litt. h—k). — 

b, Nach dem Erfolge der ftrafbaren Handlung, d. h. nad 
dem Berhältniffe derfelben zu der von ihr herbeigeführten Wirkung, je 
nachdem fie nemlich die erzielte Rechtverletzung intenfiv und ertenfiv mehr 
oder weniger nach fih gezogen, oder mit anderen Worten diefelbe voll 
bracht oder nur verſucht, und im letzteren Falle in größerer oder mins 
derer Annäherung zum vollen Erfolge verfucht hat (verel. auch die $$. 43, 
47 litt, a und 264 litt g und 1). — 

c. Nach der Urfahlichkeit der objectiven That zum Da- 
fein der ftrafbaren Handlung, je mehr fih nemlich in der That die wirkende 
Urſache oder der zureichende Grund des Dafeind der Rechtverletzung dars 
ftellt, wornach der unmittelbare oder Hauptthäter, der Anftifter 
(Urheber) frafbarer find als bloße Gehilfen, Begünftiger eines 
Verbrechens u. dgl. (vergl. oben Seite 226 u, fag. und 88. 44 litt. d 
und e, 46 litt. c. 263 litt. f, g, h, k, und 264 litt. c und d). — 


früheren Gtrafgefeßes (vom 3. September 1803) enthaltenen Grundfag: 
„der Schuldige fol fein größeres Uebel erleiden, ald zur Hindanhaltung 
der Berbrehen angedroht und vollzogen werden muß” weggelaffen hat. 
Es iſt nemlich bereits in der Einleitung (Seite 43 und 44) darauf hinge- 
tiefen worden, wie dieſes — der Feuerbadhifchen Abfchredungs » Theorie entnom« 
mene — Ariom nur zu leicht zu einer einfeitigen Hervorhebung nur des ſub— 
jectiven Momentes oder Maßſtabes der Strafbarkeit induciren könnte. — 
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In ähnlicher Weife läßt ſich denn auch der zweite der erwähnten 
Mapftäbe, nemlich der Grad des fubjectiven Verſchuldens oder die 
fubjective Gefährlichkeit des Thäters nach mehreren darunter enthaltenen 
Momenten noch näher beftimmen. Es wird hier vorerft der ſchon oben 
(Seite 137 und 138) hervorgehobene Unterſchied zwifhen Vorſatz 
(dolus) und Fahrläſſigkeit (culpa) maßgebend fein, weil bei vor— 
ſätzlichen ftrafbaren Handlungen zu den allgemeinen Bedingungen der 
Zurehnungsfähigkeit nod das Merkmal einer pofitiv ſchlechten Willens: 
rihtung, dad unmittelbare Wollen der als ftrafbar erfannten Hand: 
(ung binzugetreten ift. — 

Die Strafbarkeit ſowohl des Borfages als der Fahrläffigkeit er- 
höht fich aber wieder je nach der 

a. Stärfe (Feftigkeit — Intenfität), 

b. Dauer (Protenfion) und 

e. dem Umfange (Ertenfion) des dolos oder culpos ſchlechten 
Willens (der fubjectiven Trichfeder). 

Zu a. Der Wille des Handelnden wird als relativ defto ſtärker 
ſich darftellen, je entfchiedener, beftimmter und ausfchlieglicher der durch die 
ftrafbare Handlung erzielte Zweck angeftrebt wurde; oder je mehrere und 
ftärfere, feien ed nım innere oder Außere, moralifhe, pſychologiſche oder 
mechaniſche Hinderniffe, fich dem ftrafbaren Handeln des Schuldigen ent« 
gegenftellten, und je intenfiver er fih daher troß diefer Hinderniffe und 
durch die Heberwindung derfelben befundete. Hiernach wird man z. B. bei 
vorfäßlihen flrafbaren Handlungen dem dolus determinatus 
größere Intenfitivität ald dem indelerminatus, zumal als dem eventualen 
zuerfennen (vergl. oben Seite 144 und 145); — ebenfo Denjenigen, 
der zur Ausführung feiner That mannigfadhe Hinderniffe befeitigen, Ges 
walt anwenden mußte, oder der von derfelben duch Bitten, Warnungen, 
Borftellungen abgemahnt wurde und fie dennoch vollführte, ferner Den— 
jenigen, der ein Verbrechen mit ruhiger Kälte, mit befonnener Webers 
legung, mit längerer Vorbereitung ausführte, oder der eine Verlegung 
an feinem Wohlthäter, feinem Vater und dgl. beging, und ebenfo den Ein- 
fihtsvollen und Gebildeten ftrafbarer erklären, als diejenigen Perſonen, 
bei welchen derlei Momente nicht eintreffen, als den in heftiger Gemüths— 
aufregung oder Zornesaufwallung Handelnden, als den in feiner Erziehung 
und Bildung ganz verwahrloften Menſchen u. f. fe In gleicher Art er— 
fcheint der f. g. dolus antecedens ftrafbarer ald der subsequens (ſieh' 
hierüber Seite 149 und 150 lit. d), weil der erftere einen ſchon vor 
der Unternehmung der ftrafbaren Handlung vorhandenen feften Willens» 
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Entfhluß vorausfegte, während bei dem letzteren diefer Entſchluß erft 
während der Setzung einer an ſich erlaubten Handlung mehr oder weniger 
von Außen her angeregt wird (vergl. auch die 88. 43, 44, 46 lilt. a—1T, 
47 lit. b, 263 litt. e—k und n, und 264 litt. a—k). — 

Ebenfo wird man bei culpofen Handlungen *) mit Bug und Recht 
defto größere fubjective Strafbarkeit eintreten laſſen, je größer für den Han— 
delnden entweder ſchon nach der allgemeinen Lage der Dinge oder vermöge 
feiner befonderen "Stellung die Verpflichtung zur Aufmerkfamteit, oder 
je geringfügiger oder gar gefeßwidriger die Veranlaffung felbft war, bei 
welcher die fahrläffige Haudlung vorkam,“) je mehr Bildung, Einficht, 
fpecielle Fach» und Sachkenntniß, Ruhe, Ueberlegung bei dem Handelnden 
vorhanden war ı. f. fe — — — 

Zu b. Man wird die gefeßwidrige Willensbefchaffenheit des Han— 
delnden defto dauerhafter (oder protenfiver) nennen, je länger 
in der Zeit fie ihre Wirkfamkeit bewährte (Fortfeßung), je öfter fie 
wiederfehrte (Wiederholung und Anhäufung), oder fih gar bis zur 
Gewohnheit erjtarfie, oder troß einer fchon erlittenen Strafe wieder 
thätig zeigte (Rückfall), oder je weniger es äußerer Reize bedurfte, 
um fie in Thätigkeit zu feßen, u. f. f. Dieß gilt eben ſowohl 





*) DObgleih Verbrehen nah unferem Gefege nur dolofe Hand: 
lungen fein fünnen, und die Culpa (Fahrläffigkeit) nur mittelbar oder in 
Beziehung auf einzelne Merkmale einer verbrecherifchen Handlung von Be: 
deutung fein fann (vergl. oben Seite 155 — 159): fo ift es dennoch des Zu- 
fammenbhanges wegen unerläßlich, die obigen GErörterungen auch auf culpofe 
Handlungen auszudehnen. — Die obige Darftelung mag dadurd zugleich 
ihon als eine theilweife Erläuterung der analogen Beftimmungen der 88. 233, 
238, 263 und 264 ded zweiten Theild unferes Strafgefeßes gelten, da ſich 
diefe legteren eben ſowohl auf dolofe wie auf culpofe Handlungen beziehen. 


) So wird man 5. B. die aus übereiltem Pflichteifer, aud über: 
higiger Amtshandhabung, oder bei Ausführung einer an fich erlaubten, oder 
gar löblihen Handlung, oder aus einem vorfchnell gefaßten Entfchluffe, zumal 
in allen jenen Fällen, wo ein fchneller Entfhluß überhaupt gefaßt werden 
mußte, veranlaßte fahrläffige Verlegung eines Anderen weniger ftrafbar er: 
klären, ald wenn diejelbe bie Gelegenheit einer ſchon an ſich gefeßwidrigen 
oder unerlaubten Handlung, oder bei einer Gelegenheit borfiel, wo der Han— 
delnde zu einer vorzüglichen Aufmerkſamkeit oder Verhütung von Unglück ins: 
befondere verpflichtet war. Hiernach erfcheint denn aud die bereitd oben 
(Seite 159) erörterte f. 9. „Culpa dolo determinata“ fihon wegen 
ihres (zunähft in einem verbrecheriſchen Willend » Entjchluffe liegenden ) 
Veranlaffungsgrundes ald eine der vorzüglich ftrafbaren Arten der Fahr— 
läſſigkeit. — 
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hinſichtlich der vorfäglihen als der fahrläffigen Handlungen, und man 
wird daher z. B. beide Arten von Handlungen, wenn fie länger dauerten, 
oder durch mehrere Theilacte fortgefett wurden (vergl. Seite 471 — 
474), oder wenn fie öfters wiederkehren, und troß ſchon öfter gemachter 
analoger Erfahrungen wiederkehren, ftrafbarer erkennen, als wenn fie zum 
erftenmale, unvorbereitet vorfemmen, aus Webereilung, heftiger Gemüthe- 
bewegung entſtehen u.dgl. Aus dem eben angeführten Grunde erſcheint der 
dolus premeditatus ftrafbarer, als der dolus repentinus (vergl. Seite 143 
litt. a); ferner der dolus generalis in der zweiten der oben (Seite 150 
und 151 ad. litt. bb) angegebenen Bedeutungen gefährlicher, als der 
dolns specialis u. f. f. (vergl. auch die 88. 43, 44 litt. b und c, 45, 46 
litt. b, d, e, g und h, 47 lit. b, 263 litt. a und b, und 264 litt. b, 
e, — 19. — 

Endlich wird 

ad e. eine ſolche Beſchaffenheit des Willens, vermöge welcher fie 
als Quelle und Anlaß von vergleichungsweiſe mehreren und ſelbſt 
verfhiedenartigen ſtrafbaren Handlungen erſcheint, wornach alfo der 
gefeßwidrige Wille einen relativ größeren Umfang (Ertenfion) von pſycho— 
logiſch daraus erflärbaren ftrafbaren Handlungen einſchließt, auch relativ ge- 
fährlicher erfannt werden können. — Hiernach wird man den dolus generalis 
in der oben (Seite 152 unter lit. ce) erörterten dritten Bedeutung 
ftrafbarer erkennen, ald den dolus specialis; ferner Verbrechen aus Ehr- 
fucht, aus politifhem, religiöfem oder nationalem Fanatismus für relativ 
höchſt gefährlich erflären, weil die Spannung des menfhlihen Gemüthes 
durch derlei Keidenfhaften eine unbeftimmbare Menge von Verbrechen 
und die vielartigften Rechtverletzungen gegen die vermeintlichen Wider: 
ſacher einſchließt; es wird ferner hiernach die Triebfeder des Neides um- 
faſſender fein, als jene des bloßen Eigennußes; ebenfo werden Eiferfucht 
und Rachſucht minder gefährlich erfcheinen, als allgemeiner Menfchenhaß, 
und in gleicher Weife wird jene Art von Fahrläffigkeit, woraus zugleich für 
verfhiedenartige Rechte oder Güter der Menfchen, 5. 3. für Leben, körper— 
lihe Sicherheit und Eigenthum Berlegungen oder Gefahren hervorgehen 
können, gefährlicher fein, als diejenige, woraus nur für eine beftimmte 
Art von Rechten eine Gefahr droht u. f. f. u. ſ. f.*) 


) Mit Rüdfiht auf dieſe verſchiedenen Gradmeſſer der relativ größere 
oder geringeren objectiven oder fubjectiven Strafbarkeit hat die Schule — wenig- 
ſtens in früherer Zeit — in ähnlicher Weife, wie man verfchiedene Eintheilungen des 
Dolus angenommen hat (vergl. oben Seite 143 — 153), auch mehrerer Arten 
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Man bezeichnet nun jeden einzelnen der angeführten, objectiven 
oder fubjectiven, Momente einer concreten ftrafbaren Handlung, welcher 
bewirkt, daß dieſelbe fich relativ flrafmürdiger oder minder fleafwürdig 
darftellt, als der damit verglihene gewöhnliche Mitteldurhfchnitt 
diefer Art von ftrafbaren Handlungen, oder als diefe Art von ftrafbaren 
Handlungen überhaupt ohne den vorausgefesten Umftand, jedod mit 
der Beſchränkung, daß durch diefen Umftand die vorausgefeßte ftrafbare 
Handlung nit etwa in eine andere Art (Gattung oder Kategorie) von 


— — ——— 


von Culpa unterſchieden. Man ſpricht vorerfi von „Culpa daloproxima“ 
(chemald auch „Juxuria*, in der deutfchen Doctrin gewöhnlih „frevel— 
hafter Leichtſinn“ genannt), im Gegenfage der „Culpa (dolo) re- 
motior“, und verftcht unter erfterer diejenige Art von Fahrläffigfeit, wobei 
der Handelnde fogar dag wirkliche Bemußtfein der möglichen üblichen 
Folgen feiner Handlung hatte, und fie dennoch, obgleih noch immer ohne 
den Willen, fie auch wirklich herbeizuführen, vornahm (vergl. oben ©. 138) ; 
während bei der Culpa remotior die Erfenutniß dieſes Gaufalzufammenhanges 
in Wirklichkeit im concreten Falle nicht vorhanden, wohl aber bei Anwendung 
der pflichtmäßigen Aufmerkfamkeit möglich gemefen wäre Es leuchtet ein, 
daß die erftere Art von Culpa, die jo nahe an den f. g. dolus indirectus 
und indeterminatus ftreift, daß die Scheidelinie von ihm oft kaum erweisbar 
ift, wegen der ihr zu Grund liegenden größeren Sntenfität der negativ böjen 
MWillenäbefhaffenheit (vergl. die Anmerkung auf Seite 138), ftrafbarer fei, 
als die Culpa remotior. — 

Man theilte ferner einftmald auch die ftrafbare Culpa in die Culpa 
lata, levis und levissima ein, je nachdem ber Eintritt der aus 
der Handlung des Unaufmerkſamen vorherfehbaren üblen Folgen wahrfchein- 
licher, oder gleich wahrfcheinlih, oder unmwehrfcheinlicher war, ala das Nicht- 
eintreten derjelben. — 

Doch die neuere Wiffenfhaft hat diefe Eintheilungen größtentheild auf: 
gegeben, vorzugäweife darum, weil man bei der Yahrläffigkeit fhon ihrer 
Natur nad) feine abjoluten, auf Jedermann und auf jedes culpofe Verſchulden 
anmwendbare Grade unterfcheiden fann, indem ja jelbft die Frage, ob Fahr— 
läffigkeit vorhanden fei, nur nah Maßgabe der Subjectivität des Handelnden 
und der ganz individuellen Umftände des concreten Falles entjchieden werden 
kann, und demnach um fo gewiffer die Beurtheilung des relativ höheren oder 
geringeren Grades der Verfchuldung nicht nach abfoluten Gradmeffern be— 
ſtimmt werden fann. — Dazu fommt, daß felbft die objective Gradation 
des in der zulegt erwähnten Eintheilung angedeuteten größeren oder minderen 
Wahrſcheinlichkeits Zufammenhanges in concreten Fällen ſchwer erweisbar ift, 
und fih nur felten fo tbeoretifh fcharf abzirfeln läßt, wie es die obige Schul- 
Eintheilung vorfchreibt, und daß endlich nah den Grundſätzen der Gerechtig— 
feit die fogenannte Culpa levissima wohl faum Semandem zur ſtrafbaren 
Schuld zugerechnet werden fann. — 
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ftrafbaren Handlungen umgewandelt wird,*) — in Doctrin und Prarie 
mit dem Namen: „Erfhwerungd. (oder Strafverfchärfungs-) und be— 
ziehungsweiſe Milderungsd- (oder Strafverminderungd =) Grund,“ und 
jwar gemeinhin, fo wie nad) dem Sprachgebrauche des öfterreihifhen 
Strafgefeßes (5. 48) ohne weiteren Unterfchied, ob die angedeutete Rechts— 
wirkung einer fehwereren, beziehungsweife geringeren Beftrafung von dem 
Geſetze in der Art feftgefegt ift, daß wegen des Vorhandenfeins folder 
Umftände ein ganz anderer Straffaß oder eine gang andere Straf» 
Qualität feftgefeßt erfcheint, oder daß zwar troß ihres Dafeins noch 
immer die nemliche Qualität der Strafe und der nemliche Straffaß (vergl. 
Geite 375 und 376) verbleiben, aber innerhalb deffelben die Strafe 
wegen Erſchwerungs-Umſtänden näher dem Höchſt-Anſatze (Marimum), 
und wegen Milderungs-Umftänden näher dem Mindeft-Anfage (Minimum) 
ausgemefjen werden ſoll.“) — 


—. 





*) In der etymologifhen Bedeutung des MWorted würde allerdings 
3. B. aud der Umftand, daß Jemand einen Diebftahl mit Gewaltanwendung 
gegen eine Perfon ausführt, oder die Zuthat, daß der Thäter eines Diehftahle 
wenn aud nur don einigen Kreuzern Werthes ſich das Stehlen zur Gewohnheit ges 
macht hat, ald ein Erfchwerungd-Umftand; gleichwie z.B. der Umftand, daß etwa 
ein Sohn feinen Bater, mit dem er in gemeinfamer Haushaltung lebt, um einen 
noch fo hohen Betrag beftiehlt, ald ein Milderungd-Umftand angefehen werden 
können, weil die beiden erftangeführten Umftände die Schuld des Thäters wirf- 
li erſchweren, und deffen Strafbarkeit fofert erhöhen oder verſchärfen ($. 190 
vergl. mit $. 171, dann $. 176, Zahl J.); der zulept erwähnte Umfland 
aber die Schuld und Strafbarkeit bedeutjam mindert ($$. 189 und 463). — 
Allein gegen die Bezeichnung der ebenerwähnten Umftände mit dem Namen: 
„Erſchwerungs- und Milderungd-Umftände” firäubt fih der hergebrachte 
und unbeftrittene Sprachgebrauch, meil dieß zugleich ſolche Umftände find, 
wodurch nad den eben citirten Gefegeöftellen die ganze Qualification 
der ftrafbaren Handlung umgeändert, nemlich im erften Falle der Diebftafl 
in Raub umgewandelt, im zweiten aus einer Uebertretung zum Verbrechen 
des Diebſtahls, im dritten aber von Verbrechen zu einer bloßen Ueber- 
tretung, und felbft dieß nur auf Anfuchen des Familienhauptes, umgeftaltet 
wird. — Man bezeichnet daher derlei, obſchon zugleich die Schuld und 
Strafbarkeit einer Handlung erhöhende oder vermindernde Umftände, wenn 
dadurch eine ganz andere Qualification der That herbeigeführt wird, richtiger 
mit dem, wenigftens in der Praris bie und da angenommenen Namen: „Quali» 
ficationdg-Umftände“ — — 

») Die neuere Doctrin, und mit ihr auch manched neuere Strafgefek 
unterjiheidet diefe zweierlei Kategorien von Erſchwerungs- und Milderungd- 
Umftänden auch in den Namen von einander, und bezeichnet die erftere 
Battung regelmäßig mit dem Namen: „Straffhärfungs- und Straf: 
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Die in der Schule gangbaren Unterabtheilungen der Er— 
ſchwerungs- und Milderungs » Umftände haben den practifhen Nuten, 
daß fie einerfeits die Ueberficht derfelben nad Maßgabe der obigen Sy— 
ftematif, fowie die Subfumtion unter die aufgeführten Geſichtspunkte er⸗ 
leichtern, und eben dadurch das Verſtändniß ihrer Weſenheit, ſo wie ihrer 
inneren Begründung fördern; und daß ſie andererſeits die im 8. 48 un— 
ſeres Geſetzes vorgeſchriebene gegenfeitige Abwägung ihres Gehaltes und 
relativen Uebergewichtes vermitteln, wie dieß insbeſondere die Erklärung 
des eben citirten $. 48 zeigen wird. Endlich haben dieſe Eintheilungen 
auch noch practifhen Werth, fobald es fih um die Würdigung der ver- 
fhiedenen practifhen Folgen von derlei Umftänden handelt, insbefondere 
wenn es darauf anfommt, zu entfcheiden, ob die einen oder anderen Mil- 
derungs-Umſtände auf fonftige fubjective Rückſichtswürdigkeit des 
Thäters Schließen, oder eine Befferung deffelben erwarten laffen, 3. B. 
in den Fällen der $$. 54, 261, 262 und 266. — | 

Man theilt nun die Erfchwerungd- und Milderungs-Umftände vor- 
erft ein in objective und fubjective, deren Erklärung fi aus der 
obigen Darftellung (Seite 552°— 557) von feldft ergibt. — j 

Man fpricht ferner, je nach dem Zeit- Verhältniffe, in welchem fie zur 
firafbaren Handlung feldft ftehen, von vorhergehenden, begleiten- 
den und nachfolgenden. Die beiden erjteren diefer Theilungs- 
Glieder haben feine weitere Erklärung nöthig. Die 88. 44 litt. ce u. d, 
46 litt. a und b, 263 lit. 5, umd 264 litt. a—f geben uns Beifpiele 
von vorhergehenden; — der $. 44 litt. e, $. 46 litt. c—f, 8. 47 
litt. a und b, $. 263 litt. a und k, und $. 264 litt. g, h und i hingegen 
Beifpiele von begleitenden derlei Umftänden. — Nur das legte diefer 
drei Theilungsglieder bedarf noch der Aufklärung. Strenge genommen 
kann man nemlih wohl von einem der Thathandlung nahfolgenden 
Umftande, die er als unter erſchwerenden oder mildernden Verhältniffen 
begangen darftellen foll, fo wenig, als überhaupt von einer erft nach 
der Wirkung eingetretenen wirkenden Urſache ſprechen; allein man vers 


— — — een 


milderungs-“, die andere Kategorie aber als „Straferhöhungs- und 
Strafminderungs-“, und letztere beide Arten zuſammen noch überdieß 
als „Strafausmeſſungs-Gründe“. — Die oben weiter folgende Er— 
örterung wird zeigen, daß mit dieſer Eintheilung und Nomenclatur auswär— 
tiger Geſetze, zum Theile wenigſtens, die Eintheilung der Erſchwerungs- und 
Milderungs-Umſtände in allgemeine und beſondere nah unſerem 
Geſetze zufammenfällt. — 
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fteht unter den f. g. nachfolgenden Erſchwerungs- und Milderungs: 
Umftänden aud nur ſolche Thatumftände, welde zwar erft nad Be 
gehung der ftrafbaren Handlung zum Vorſchein kommen, allein zurück— 
bezogen auf diefelbe den Beweis liefern, oder fchließen Taffen, daß die 
ftrafbare Handlung felbit unter objectiv oder fubjectiv ftrafbareren oder 
minder ftrafbaren Berhältniffen begangen worden fei. Der $. 45 und der 
8.46 unter den Buchftaben g und h, fo wie der $.263 lit. m und 8.264 
litt. k und 1 liefern uns Belege von ſolchen nachfolgenden Erfhwerungs- 
und Milderungs - Umftänden. 

Man fheidet bei derlei Umftänden ferner rechtliche (juridifche) 
von politifhen aus, und bezeichnet die erfteren als foldhe, bei 
denen fih die relativ größere oder mindere Strafbarkeit aus den 
bisher in Betracht gezogeneri Gründen der juridifchen Strafzurehnung 
rehtfertiget, während eine Gefebgebung f. g. politifche Erfchwerungs- 
und Milderungs-Umftände nur aus Staatstlugheits-Rüdfihten ala ſolche 
feftgefeßt hat, Allein es bedarf feiner Nachweifung, daß es Unrecht 
wäre, irgendwie einen Umftand aus bloßen Klugheits-Rüdfihten 
unter die Erfehwerungs-Umftände mit der diefen eigenthümlichen Wirkung 
einzureihen, daß dadurch die Strafbarkeit derfelben erhöht, und fofort 
über das rechtlich verdiente Ausmap hinaus erhöht werden foll, weil 
denn überhaupt die Staatsgewalt des Nechtöftaates nie aus bloßen Klug: 
heits-Rückſichten, oder vermöge der f.g. Staatsraifon, gegen das hemmende 
Beto der Gerechtigkeit Etwas ftatuiren darf. Die Durchſicht aller in den 
88. 43 - 47, 263 und 264 aufgezählten Erſchwerungs- und Milderungs- 
Umftände belehrt und aber au, daß unfere Geſetzgebung die Feftftellung 
von politifhen Strafbemeffungsgründen wirklich nur auf die Mil- 
derungs-Umſtände (5.8. $.46 litt.h, iund k, 8. 47 litt. e und 8.264 
lit. 1) beſchränkt Hat, ) vückjichtlich welcher das Recht der Gefekgebung 
wohl nicht im Mindeften bezweifelt werden kann, da derlei politifche Mil: 
derungsgründe wohl ganz die Natur von Begnadigungs- Rüdfihten an 
fih tragen, der Staatshoheit aber zweifellos, fo wie überhaupt das Recht 


*) Der einzige Fall, wo ed ſcheinſen könnte, als ob fidy die Geſetz— 
gebung durh Klugheits-Rüdfihten hätte beftimmen Taffen, einen That, 
moment als Erfhwerungsd-Umftand feftzufepen, Liegt in den $$. 45 und 
263 litt, m. — Allein die unten folgende Erklärung de? $. 45 möge darthun, 
daß au diefer Umftand, fo wenig fih auch, gerade aus Klugheit! -Rüd: 
fihten, aud dem Standpunkte der Codification die Aufnahme von derlei Ber 
ftimmungen in ein pofitived Strafgefek rechtfertigen läßt, dennoch aud eine 
juridifche Seite der höheren Strafbarkeit einſchließe. — ’ 

Hye, Commentar. 36 
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der Begnadigung, namentlih auch dad Befugniß zukommt, in jenen 
Fallen, wo die Borauszufiherung einer gänzlichen oder theilmeifen 
Strafnahfiht oder Strafmilderung dem höchſten Intereffe des Staates, 
nämlich dem Intereffe der Gerechtigkeit felbft, d. i. dem Schutze 
der rechtlichen Ordnung im Staate, oder der thunlichften Wieder: 
herftellung des geftörten einzelnen Rechtes mehr zufagt, als bie 
ftrenge Duchführung des Strafrechtes, auch wirflih von diefer Vor: 
aus» Herabminderung der Strafe Gebrauh zu machen. Daſſelbe 
gilt auch von denjenigen ähnlichen Boransfeßungen, wo der Staat 
durch eine in Ausficht geftellte mindere Beftrafung hoffen kann, zur 
Kenntniß von amderen gefährlihen Subjecten oder fehadendrohenden 
Umftänden zu gelangen ($. 46 litt. i und $. 264 lit. I), oder eben 
dadurch vielleicht dritte SBerfonen, fo etwa nahe Angehörige eines 
Schuldigen zur Wiedergutmahung wenigftens de3 materiellen durch die 
ftrafbare Handlung angerichteten Schadens anzuregen ($. 47 litt. ce), 
oder wenn em dem GStrafbaren unverfchuldet zugewendetes Uebel 
durch eine derlei Strafmilderung wieder ausgeglichen. werden foll ($. 46 
in. kRu. ſ. f. u. ſ. f. — 

Eine andere, wenigſtens der ältern Doctrin bekannte Eintheilung 
der Erſchwerungs- und Milderungs-Umſtände iſt jene in poſitive und 
negative. Unter einem pofitiven Erſchwerungs- oder Milderungs- 
Umftande verfteht man einen folden, an weldhem man ein die höhere 
oder geringere Strafbarkeit einer beftimmten Handlung oder eines ge 
wiffen Thäterd unmittelbar, durch ſich ſelbſt und für fih allein, oder 
in conereto bewirkendes Moment zu erkennen vermag. So wird man 3. B. 
die befondere Dreiftigkeit, Verwegenheit, TZolltühnheit oder Arglift, womit 
ein Berbrechen verübt wurde, als einen pofitiven Erfhwerungs - Umftand, 
und eben fo die im $. 46 litt. g und h, und im $. 47 lit. b bezeichneten 
Umftände als pofitive Milderungs- Gründe erklären können, weil im 
erfteren Falle ein unmittelbared Moment vorliegt, welches auf größere 
Stärke und Daunerhaftigkeit des rechtswidrigen Willens (vergl. Seite 
359 —557 unter litt. a und b); in den entgegengefeßten Fällen aber auf 
Reumüthigkeit oder Befferung des Thäters fchliegen läßt. — Als nega— 
tive Erſchwerungs- und Milderungs = Umftände hingegen bezeichnet man 
ſolche, bei welchen der die Strafwürdigfeit erhöhende oder vermindernde 
Grund in dem Mangel eines ſolchen Momentes liegt, welcher, wenn er 
vorhanden wäre, hinfichtlich des einzelnen in Frage ftehenden Verbrechens 
die entgegengefebste Wirkung erzeugen würde, — So fönute man 
3. B. das Nihtdafein eines bisher unbefcholtenen Lebenswandels oder 
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die vorausgegangene Nbftrafung wegen eines ganz anderen, auf durchaus 
hbeterogener Zriebfeder beruhenden Verbrechens, woraus man alfo 
noch nicht ſchließen kann, daß das fpäter ganz ungleichartige Verbrechen 
auf ein.r in conerete pofitiv ſchlechteren Triebfeder oder reiativ geführ- 
liheren Willensbefhaffenheit beruhe, eigentlih nur als Abgang eines 
Milderungs -Umftandes, oder ald negativen Erſchwerungs-Umſtand be- 
zeichnen (vergl. Seite 466); — eben fo können die 88. 46 a und 47 
hit. a und e al& Beifpiele negativer Milderungs =» Umftände gelten, 
weil bei denfelben das die Strafminderung bedingende Moment eigentlich 
in dem Nichtdafein eines Erfehwerungs - Umftandes liegt. — Diefe Ein 
theilnng hat practifchen Werth bei der im $. 48 unferes Gefeßes angeord- 
neten gegenfeitigen Abwägung des inneren Gehaltes und Gewichtes der 
einander gegenüberitehenden Erfihwerungs- und Milderungs - m: 
ftände, und außerdem auch noch fir alle jene Fälle, wo das Gefeß im All: 
gemeinen von dem Erfehwerungd-Umftande „befonderer oder großer Bo 8- 
heit“, d. h. relativ ftärferer Abfichtlichkeit, oder größerer pofitiver In: 
tenfität der böfen Willensbefchaffenheit (vergl. Seite 141) fpricht, unter 
welche man nemlich blos negative Erfhwerungs = Umftände nie fubfumiren 
darf, z. B. in den 88. 75, 85 — 89, 103, 123, 212, 271, 306, 319, 
462; — und ebenfo in denjenigen Fällen, wo das Geſetz ſolche Mil- 
derungs-Umſtände vorausſetzt, aus welchen fih eine Befferung des 
Schuldigen erwarten läßt, 3. B. in den $$. 54, 266, 271, indem man 
unter diefelben ebenfalls blos negative Milderungs » Umftände nicht 
rechnen Fan: — | 

Man theilt endlich fowohl die Erſchwerungs- als die Milderungs- 
Umftände in allgemeine und befondere ein, je nachdem fie ihrer 
Ratur nah bei allen Arten von ftrafbaren Handlungen und Subjecten 
vorkommen können; oder fo geartet find, daß fic nur ſich aus der ganz ſpe— 
ciellen Natur gewiffer ftrafbarer Handlungen oder vermöge der indivi- 
drellen Stellung gewiffer Thäter erklären laffen, oder, obgleich fie im 
Grunde auch bei anderen ftrafbaren Handlungen eintreten fönnen, wenig: 
ftens von dem Gefege indbefondere nur bei einzelnen ftrafbaren Hand- 
lungen als ſolche Umftände geltend gemacht worden find. — Als Bei: 
friele allgemeiner Erſchwerungs- und Milderungs: Umftände Fönnen alle 
in den $$. 43 — 47, 263 und 264 aufgezählten Umftände gelten. Zu 
den befonderen Erſchwerungs- oder Milderungs-Umftänden bei Verbrechen 
gehören die in den $$. 70— 72, 82, 86, 88, 91, 94, 97, 100, 108, 
110, 111, 113, 117, 119, 123, 126, 128, 130, 137, 138, 142, 
148, 150, 151, 155, 156, 159 — 162, 167, 179, 184, 191 — 195, 
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203, 204, 208, 210, 213, 215, 218 und 221 aufgezählten Um- 
ftande. — 

In der Regel befteht nad unferem Geſetze zwifchen allge— 
meinen und beſonderen Erſchwerungs- und Milderungs-Umſtänden ein 
ſehr großer practiſcher Unterſchied, indem die Rechtsfolge des Daſeins 
von derlei allgemeinen Umſtänden nach Maßgabe der 88. 49 — 53 
blos darin beſteht, daß für das mit derlei allgemeinen Umſtänden be— 
gleitete Verbrechen grundſätzlich zwar dieſelbe Qualität der Strafe und 
derſelbe Strafſatz verbleibt, und die Erſchwerung oder Milderung der 
Strafe nur dadurch geltend gemacht wird, daß die Strafe innerhalb 
diefes Straffaßes größer oder geringer ausgemeſſen wird; während nad 
Inhalt aller oben aufgeführten Paragraphe die Rechtswirkung der befone- 
deren Erſchwerungs- und Milderungs-Umftäude darin befteht, dag um 
derfelben willen von dem Geſetze ein anderer Straf-Saß, bie und da ſo— 
gar eine andere Qualität des Strafübeld (Alternation zwifchen Todes— 
und Kerkerftrafe, ſchwerem und einfachem, lebenslangem und zeitlichen 
Kerker) feftgeftellt wird. *) — — 

Allein auch dieß findet nur in der Regel Statt, da ausnahms— 
weife das Geſetz an mehreren Stellen einen allgemeinen Erſchwerungs— 
oder Milderungs-Umſtand bei einzelnen Verbrechen mit der Rechts— 
wirkung eines befonderen Umftandes in der Art hervorhebt, daß es 
deßwillen nemlich auch die eigenthümliche Rechtswirkung eines beſon— 
deren Umftandes, d. i eine andere Straf» Qualität, oder einen anderen 
Straffaß feitftellt. Dieß gefchieht 5.3. in den $$. 59, 70, 71, 72, 75, 
77, 79, 84, 88, 95. 103, 105, 108, 110, 111, 113, 115, 119, 121, 
123, 136, 138, 145 u. m. a. — 

Zudem hat das Gefek bie und. da den allgemeinen Er— 
[hwerungs = Umftand der (relativ mehreren) objectiven Größe der 
Verlegung, fobald et in einer gewiffen quantitativen oder gar num— 
merifch beftimmten Größe eintritt, entweder für fi allein, wie z. 2. 


*) Aus der obigen Ausdeinanderfegung ergibt fih die Richtigkeif der 
jhon oben (in der Anmerkung auf Seite 559 und 560) gefchehenen Andeutung, 
daß nah unferem Befepe in der Regel die allgemeinen Erfhiwerungs- 
und Milderungd: Umftände Dasjenige find, was nad mehreren auswärtigen 
Gefegen die Straf: Erhöhungs- und Straf: Minderung: Gründe (Straf-Aus— 
mefjungd- Gründe) bedeuten; und daß hingegen die befonderen Erſchwe— 
rungs- und Milderungs» Umftände unferes Geſetzes regelmäßig die Bedeu- 
tung der anderwärts — — und Dülberung » Gründe 
haben. — Id ee Dr Eu e lage 


(Strafgef. 1. Chi. 111. Hauptft.)] 565 [Yon erſchwertuden Umftänden,] 


in den $$. 85 lit. a, 152, 173, 183, 186 lit. b, und 200, oder in Ders 
bindung mit irgend einem anderen die Strafmwürdigfeit erhöhenden Um— 
ftande, wie ;.Brin den Abfägen II der 88.174—177, fo wie in den 88. 181 
u. 186 lit. a, als einen f.g. Qualificationdg-Umftand, d.h. als einen 
folhen Umftand erklärt, durch welchen die Handlung, die ohne diefen Um« 
ftand nur eine Hebertretung fein würde, erft zum Verbrechen wird. — 
Endlih kommt in unferem Gefege auch der Fall vor, daß es einen 
DQualificationg-Umftand, dur welchen alfo die ftrafbare Hand» 
lung eben erft zum Verbrechen conftatirt wird, zugleich als einen ſolchen 
befonderen Erſchwerungs-Umſtand erflärt, um deßwillen es zugleich 
einen relativ höheren Straffaß eintreten läßt. Dieß gefchieht namentlich in 
den $$. 174, Zahl I und 176 Zahl I verglichen mit $. 179. Die Gründe 
hierfür Tiegen auf offener Hand. Das Gefeb hat nemlich die dort be- 
zeichneten zwei Umftände für fo überwiegend gefährlih erkannt, dag es 
bei dem Dafein derfelben nit nur den Diebftahl ohne alle Rückſicht auf 
den Betrag als Berbrehen annehmen, fondern für diefen Fall aus: 

ahmsweife aud zugleich den Höchften bei dem Diebfahle vorkom- 
menden Straffag in Anwendung bringen wollte, weil es fi fagen mußte, 
daß ein Dieb, der bei feiner Betretung auf dem Diebftahle gegen eine 
Perſon wirklihe Gewalt oder gefährlihe Drohung angewendet hat, um 
fih in dem Beſitze der aeftohlenen Sache zu erhalten, fehr hart an der 
Grenze des Raubes ($, 190) ftehe, oder doch eine mit dem Raube fehr 
analoge, und in Beziehung auf Gefährlichkeit und Strafbarkeit ihm fehr 
nahe kommende Handlungsweife begangen habe. Auf den Raub aber 
hat das Gefeß felbft in dem relativ geringften Strafbarkeitsgrade ($. 191) 
ſchon denjenigen Straffaß angeordnet, den es bei dem Diebftahle eben erft 
bei der höchſten Straf: Gradation ftatuirt hat; daher ed nur confequent 
war, auf diefe höchftgefährliche Art des Diebftahls ohne alle Rückſicht des 
Betrages zugleich auch die höchſte Strafbarkeiteftufe des Diebftahls zu 
verhängen. — Eben fo mußte die Gefelfhaft von einem Gewohn- 
heits-Diebe, wenn er gleich in dem einzelnen Kalle, auf dem er nenerlid 
ergriffen wurde, noch fo wenig geftohlen hat, durch eine möglichſt lange 
Dauer der Freiheitsftrafe, daher dur die längftdauernde Kerker— 
ftrafe gefichert werden, die das Gefeß bei dem Diebftahle nur überhaupt 
kennt, daher es auch bei diefem Falle angezeigt war, auf den Gewohn- 
heitö-Diebftahl nebft dem, daß er ipso facto als Verbrechen erklärt wird, 
zugleich die höchſte bei dem Diebftahle nur überhaupt vortommende 
Strafabftufung zu verhängen. In diefer Tekteren Beziehung, was näm— 
ih den Gewohnheitsdiebſtahl betrifft, Hat aber im Grunde das 
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dermalige Geſetz mur dasjenige unmittelbar und ausdrücklich 
angeordnet, was mittelbar (der Wirkung nah) urſprünglich aud 
ſchon in dem Gefeße vom 3. September 1803 enthalten war. Durch den 
$. 156 3. I diefes leßteren wurde nämlich erflärt: „daß der Diebftahl 
ohne alle Rüdfiht auf den Betrag ein Verbrechen fei, wenn 
der Thater fhon zweimal Diebftahls wegen bejtraft worden war.” Diefe 
Vorausfegung wird nun wohl regelmäßig, ja faſt ausnahmslos bei 
jedem Gewohnheitsdiebe eintreten, da man ſich gewiß nur unter 
den feltfamften Eonjumeturen einen Gewohubeitsdieb wird denken können, 
der nicht auch ſchon früherin wenigftens zweimal Diebftahle wegen 
beftraft worden ift. So oft alfo ein Gewohnheitsdieb nah altem 
Geſetze vorkam, war er regelmäßig ebenfalls ohne alle Rüd- 
fiht auf den Betrag ſchon vermöge $. 156, 3. I. ein Berbre 
her, und es traf ibn fofort nah $. 159, wenn er zugleich ein 
Gewohnheitsdieb war, auch aljogleih der höchſte Straffaß von 
5—10 Jahren, fo daß alfo auch nach dem früheren Gefeke ein Diebftahl 
von nur wenigen Kreuzen, wenn der Thäter ein Gewohnheitsdieb 
war, zugleich die hHöchfte fiir den eriminellen Diebjtahl nur überhaupt 
beitehende Strafe zu erleiden hatte. — Un diefen Vorfchriften des früheren 
Geſetzes hatte num freilich das fogenannte Milderungs: Patent vom 17. 
Jänner 1850, Nr. 24 des R. G. B. eine wefentlihe Abänderung 
getroffen, indem es im Art. VI verfügte: „daß der Diebftahl desjenigen 
Thäters, der ſchon zweimal Diebſtahls wegen beftraft worden ift, nur 
dann als Verbrechen beftraft werden foll, wenn derfelbe zugleich den 
Betrag oder Werth von 5 Gulden überſteigt.“ — Allein der eine Theil 
diefer humanen Verfügung ftellte fih in der Erfahrung alsbald als 
eine zu große, umd für die Gefellihaft jogar bedenkflihe Milde 
heraus, indem hiernah Gewohnheitsdiebe, wenn fie auch früherhin 
noch jo oftmal wegen Diebftahl abgeftraft worden waren, dann, wenn fie 
nur bei ihrer Wiederbetretung auf einem neuerlichen Diebftahle noch nicht 
mehr ala 5 Gulden geftohlen hatten, nicht nur nicht mehr mit dem höch— 
jten criminellen Straffage von 5—10 Jahren, fondern gar nicht mebr 
criminel beftraft werden durften, da ja ihr fo gearteter Diebjtahl nun— 
mehr überhaupt fein Berbrehen mehr war. Em folder Gewohn- 
heitsdieb konnte daher feit dem Patente vom 17. Jänner 1850 gar nur 
als Uebertreter (nach dem geringen Straffaße des $. 210 des II. Theile 
des früheren Geſetzes) geahudet werden. — Diefen Theil des obenerwähn- 
ten Milderungs-Patentes mußte nun das neue Gejeß, wenn es anders 
die über die frühere Geſetzgebung ihm bekannt gewordenen Erfahrungen 
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gewiffenhaft benützen wollte, wieder aufheben und in der pflichtgetrenen 
Sorgfalt, die Gefellfchaft gegen das jo gefährliche Gelichter eigentlicher 
Gewohnheitsdiebe zu fügen, gegen die ſe, aber auch nur gegen diefe 
die urfprünglihe Strenge des früheren Geſetzes wieder berftellen, was 
mn eben durch den $. 176, 3.1, welder jeden Gewohnheitsdichftahl 
fhon ipso facto, ohne alle Rüdficht auf den Betrag ala Verbrechen 
erflärt, fo wie durch den 8.179 gefchehen ift, welcher zugleich dafür auch 
immer den höchſten criminellen Straffag von5—10 Jahren fatuirt hat. 
— Dabei aber hat das neue Geſetz den andern Theil der obigen, durch 
den Art. VIII des Milderungs-PBatentes vom 17. Jänner 1850 eingeführ: 
ten Milderung: „wornach der Diebftahl eines folhen Thäters, der 
zwar fchon zweimal Diebftahle wegen beftraft worden ift, aber ſich den: 
noh Das Stehlen noh nicht zur Gewohnheit gemadt bat, 
erft dann ald Berbrehen behandelt werden joll, wenn er mehr als 
5 Gulden beträgt“ — vollftändig in den $. 176, 3. Il lit. a herüberge- 
nommen, und hat hierdurch auch das Gewicht der von dem damaligen 
Juftizminifter (Schmerling) in feinem a. u. Vortrage vom 18. December 
1849 (Beilageheft zum R. G. B. vom 3 1850, Seite 16) für diefen 
Theil der Milderung geltend gemachten Motive: „daß die Diebftäble von 
diefen Thätern (zumal von jugendlichen Perfonen) ſich haufig nur auf Die- 
bereien von Eßwaaren in umbedeutendem MWerthe, oder aus bloßer Lü— 
fternheit, oder gar aus Hunger zum unmittelbaren Genuffe befhränfen 
und demnach die Beftrafung als Verbrechen ohne Rückſicht auf den Betrag 
nicht motiviren“ — auch vollftändig, nur mit der Befchränkung gewürdigt: 
daß derlei, wen gleich noch fo geringfügige Diebereien, „nicht etwa 
Ihon bis zur Gefährlichkeit eines Gewohnheits-Dieb— 
ſtahles gefteigert erfcheinen.“ *) 





*) Aus der obigen Auseinanderfegung ergibt ſich zugleich die Unrichtig— 
feit des Vorwurfes, den ich bereits äußern hörte, dag unfer Dermaliges 
Sefeg eine dem früheren Gefege fremd gemwefene, angeblich ganz erorbitante 
Strenge gegen Gewohnbeitsdiebe neu eingeführt habe. — Ebenfo entfräftet 
fih hiedurd auch der, wie id) höre, über das neue Geſetz ebeufalls ſchon vor— 
gekommene Zweifel, ob nicht der $. 179 in feinen zwei lepten AUbfäpen im Wider: 
fpruche mit dem $. 178 ſtehe, indem dad Gefeg im 8.178 erflärt habe, daß der Dicb- 
ftahl dann, wenn er außer demjenigen, was in den $$. 173— 176 zum Verbrechen 
erfordert werde, nicht weiter befchwert fei, mur mit fchwerem Kerker von 
ſechs Monaten bid zu einem Jahre zu beftrafen fei, in den zwei legten Ab- 
fägen des. $. 179 aber zwei ſolche Umftände ausgezeichnet habe, welche den 
Diebftahl erjt zum Verbrechen machen ($. 174 3.1 und 8. 176 3.1), und 
dennoch erflärt. habe, daß jeder Diebflahl bei dem Dafein des cinen oder 
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In der vorftehenden allgemeinen Characteriftit des Weſens der 
fogenannten relativen Straf-Imputation ift denn auch ſchon die Erklärung 


anderen bieferzmwei Umflände, obgleich eraußer diefenzum Verbrechen 
ſelbſt erforderten Merkmalen nicht weiter beſchwert erfheine, 
fogleih nah dem höchſten Straffage des $. 179 mit fchwerem Kerker von 
fünf bis zu zehn Jahren geahndet werden fol. — 

Der Vorwurf fcheint mir ganz und gar unbegründet, und verfchwindet, 
fobald man den $. 178 als Regel, den 8. 179 hingegen gerade rüdfichtlich 
der zwei eben erwähnten Fälle ald Ausnahme in Erwägung zieht. Dieſes 
Wechſelverhältniß des Gegenfages (von Ausnahmen zur Regel) zwifchen den 
zwei aufeinander folgenden Paragraphen, welches auch fhen Frühwald (a. 
a.D., 2. Heft, ©. 143, Nr. 1) ganz richtig und Far herausgehoben hat, wurde 
von unferem Gefege doch wortdeutlih durch das Wörthen: „doch“ im 
GEingange des 8. 179 angezeigt, und der Gefepgeber hatte eben darum nicht 
nöthig, im $. 178 den hiernach felbftverftändlichen Zufag: „in der Regel” 
auch noch ausdrüdlic beizufügen. 

Die dreigliedrige Strafen» Abftufung diefer zwei Paragraphe ftellt fich 
hiernach als eine eben fo natürliche, wie klar angeordnete in nachſtehender 
Gedankenfolge heraus: 

a. Sft der Diebftahl außer dem, was zur Griminalität des Diebſtahls 
überhaupt erfordert wird, nicht weiter beſchwert, fo fell in der Regel nur 
die ſchwere Kerkerftrafe von ſechs Monaten bid zu einem Jahre darauf ver- 
hängt werden. — 

b. Zeigen fih aber bei einem folchen, wenn gleich biernah criminel 
nur einfach qualificirten Diebftahle (irgend weldhe) erfhwerende 
Umftände, fo foll die ſchwere Kerkerftrafe zwifcken einem und fünf Jahren 
ausgemeffen werden. Das Gefeb hat nemlich hierbei von erfhwerenden 
Umftänden ganz allgemein, ohne alle Unterfheidung geiprochen, da- 
her wir darunter ebenjowohl die allgemeinen Erfhwerungd-Umftände, welche 
in den 88.43 — 45 bezeichnet find, wie auch diejenigen befonderen Erſchwerungs— 
Umftände zu verftehen haben, welche das Gefeg fpeciell bei dem Diebftahle 
(85. 174— 177) nicht nur als befondere Erſchwerungs-Umſtände, fondern — 
mit einziger Ausnahme des $. 177 — fogar in der erhöhten Potenz von 
Qualificationdg - Umftänden anerfennt. Daß man unter den er: 
fhmwerenden Umftänden des $. 178 namentlih auch die allgemeinen Er: 
ihmwerungd = Umftände der 88. 43 — 45 eingefchloffen denfen müſſe, geht noch 
überdieß aus dem flaren Wortlaute des 8. 43 felbft hervor, da nemlich durch 
denfelben nicht blos in der Randgloffe („Allgemeiner Mafftab der Er- 
fhwerungs-Umflände”), fondern auch im Zerte („Im Allgemeinen 
ift das — alſo wehl jedes — Verbrechen deſto größer”) die An- 
wendbarkeit der in dem $. 43 bezeichneten Erfchwerungs =» Umftände auf alle 
Verbrechen ganz zweifellos ausgeſprochen iſt. Ebenfo leuchtet dieß aus der 
Vergleihung mit dem $. 158 des früheren Gefeges ein. In diefem nem— 
lid) hatte der Gefepgeber zur Anwendbarkeit der höheren (zweiten) Straf: 
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des Inhalts der nächſten (ded 3., 4. und 5.) drei Hauptftüde (88.43 — 
55), fo-wie der $$. 261 —266 umferes Geſetzes, und insbefondere die 


gradation wirflih und mit dürrem Worte nur ſolche Umftände erfordert, 
welche in den unmittelbar vorhergehenden Paragraphen ald Qualifications— 
Umftände des Diebſtahls bezeichnet find. Das dermalige Gefeg hat aber 
diefe limitirende Bezeichnung verlaffen, und an deffen Etelle den ganz all— 
gemeinen Ausdbrud: „bei erfhwerenden Umftänden“ geſetzt. Was 
konnte denn nun wohl verftändiger Weife das Gefeg mit diefer Tert- Abän- 
derung Anderes beabfichtigen, ald daß dur diefe allgemeinere Aus— 
drudsmweife eben auch diejenige umfaffendere Bedeutung in die erwähnte 
Gefepesftelle hineingelegt werden follte, welche dem Worte: „erfhmwerende 
Umftände“ doc ebenso zweifellod nach dem allgemeinen Sprachgebraude, 
ald nah dem befonderen Sprachgebrauche unfered poſitiven Geſetzes 
(Ueberſchrift des TI. und V. Hauptflüdes und 88. 43—45, 48 und 263), 
gleichwie auch in vielen anderen fhlagenden BParallelsStellen (3. B. 88. 77, 
79, 86, 95, 100, 154, 184, 202, 221, 294, 432) eigenthümlich ift, d. h. daß 
man nunmehr in dem neuen Gefeße ($. 178) unter den die höhere oder 
zweite Strafgradation bedingenden Umftänden nicht mehr blog, wie früherhin, 
die fpeciell den Diebftahl zum Verbrechen qualificirenden Umftände, fondern 
„erfchmwerende Umftände überhaupt“, alfo alle Arten von Umftänden zu 
verfichen habe, welche von dem Gefege nur überhaupt oder irgendiwo 
als „erfchwerende Umftände “ bezeichnet find. — Die Richtigkeit des zweiten 
Theiles der obigen Behauptung aber, daß nemlih das Gefeß unter den Er— 
ſchwerungs-Umſtänden des 8. 178 allerdings auch alle fpeciellen Umftände 
der 88. 174— 177 einfließen wollte, ergibt ſich insbeſondere auch daraus, 
daß fich diefe fpeciellen, den Diebftahl zum Verbrechen qualificirenden Umftände 
allefammt ohne die geringfte Schwierigkeit unter den ebenerwähnten „all» 
gemeinen Maßſtab von Erſchwerungs-Umſtänden“ fubfumiren laffen, da: 
her nah der pofitiven Anordnung unferes Gefeges allerdings auch als 
Erfhwerungs-Umftände überhaupt angefehen werden können und müſſen 
(vergl. überdieß die unten im Abfage: „2tend” folgende Erörterung). Das 
dermalige Geſetz hat hiernach folgerichtig feſtgeſetzt, daß gegen Diebe, deren 
Diebftahl irgendwie durch einen oder mehrere der in den 88. 43—45 vor: 
fommenden allgemeinen Erſchwerungs-, oder durch einen oder mehrere 
der in den 88. 174—177 aufgezäblten fpeciellen Umftände befchwert erfcheint, 
auch alfogleih der höhere Straffag von 1—5 Jahren in Anwendung 
gebracht werden foll, vorausgefept, daß derlei erfchwerende Um- 
fände nicht etwa durch entgegenftehende Milderungd-Umftände 
überwogen werden, weil ja in dieſem Falle nad der allgemeinen, 
für alle einzelnen Berbrehen und Straf- Anordnungen geltenden Vorſchrift 
des 8. 48, auf die erfchwerenden Umftände „gar nicht mehr Rüdfidht 
zu nehmen ift“, oder mit anderen Worten diefelben ald jeder Rechtswirkung 
entkräftet, ald juridifh non existent angefehen werden müßten. Daraus 
folgt affo, daß die wirkliche Anwendung diefes höheren Straffaged beim Dieb- 
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Aufzeigung der inneren Gründe enthalten, auf welchen diefe pofitiven 
Befebes - Anordnungen beruhen, fo wie des Geiftes, in welchem fie in 


ftahle „wegen erjchwerender Umftände” in letzter Auflöfung denn doch vor- 
zugsweiſe dem vernünftigen Ermefien des Richters anheim ge- 
ſtellt ift, indem es ja in den hier vorausgefegten Fällen, nach den 88. 48 und 54 
doch von feiner Beurtheilung abhängt, ob er derlei „erfchwerende Umftände“ 
noch ald überwiegend, d.h. überhaupt noch als vorhanden anzunehmen 
habe oder nicht. — Ich bin es übrigend der Wahrheit fhuldig, beizufügen, 
daß die vorftehende Erklärung des Ausdruckes „erfhwerende Umſtände“ 
im $. 179 vor mir auch fehon von Frühwald (a.a. O. Seite 143, Abfag II) 
in beiden in Frage geftellten Beziehungen ald ganz zweifellee im Wort: 
laute des Gefeges gelegen anerkannt worden ift, und daß auch diefer Gom- 
mentator, wenn gleich ohne nähere Begründung, in wenigen Worten den 
88. 178 und 179 ganz denfelben Sinn unterlegt hat, welcher hier ausführlich 
auseinandergefegt wird. — 

Wenn „aber“, verfügt ſofort 

ec. der $. 179, — einer der bier bezeichneten viererlei Umftände ein- 
tritt, d.h. wenn ein, fei e3 einfach oder mehrfach, zum Berbrechen qualificirter 
Diebſtahl no über die im $. 178 angebeuteten „erfhmwerenden Um: - 
ftände“ hinaus, nemlich bis zu einer. der in dem zwei erfleren diefer Abſätze 
angedeuteten Gefährlichkeit potenzirt erfcheint; — oder wenn die verbrede- 
rifhe Qualification felbft in einem derjenigen zwei — ſchon oben im 
Zerte audeinandergefegten — Momente gelegen ift, fo ift der höchſte Straf: 
fa von 5—10 Jahren anzuwenden. In den legten zwei füllen alfo, 
weldhe die Ausnahmen von der im erften Satze des $. 178 enthaltenen 
Negel bilden, ift diefer höchſte Straffag ohne weitere Unterfcheidung in An— 
wendung zu bringen, ob der auf eine dieſer beiden Arten zum Verbrechen 
qualificirte Diebftahbl noh anderweitig mit crfchwerenden Umftänden belaftet 
fei oder nicht, fo daß alfo in dieſen beiden Ausnahmsfällen immer nur 
der höchſſte Straffag des 8. 179, und die Regel des $. 178 nie zur An: 
wendung fommen darf. — 

Bei unbefangener Würdigung wird Niemand verkennen, daß die 
Zertirung der $$. 178 und 179 des dermaligen Gefeges- in Vergleichung 
mit den analogen $$. 157—159 des früheren Geſetzes (vom 3. September 
1803) mehrere wefentlihe Berbefferungen einfchliegt. Sie ftellen fih in 
folgenden Punkten dar: 

Iftend. Man fann die erhöhte Strenge deö dermaligen Gefekes, 
wornach cd auf Diebe, welde zur Schügung ihrer geftohlenen Beute fogar 
Gewalt gegen eine Perſon gebrauchen, fo wie auf Gewohnheitsdiebe ohne 
alle Rüdfiht auf die Größe des Betrages ſogleich den höchſten Straffag 
anwendet, und womit es fofort die Strenge des urfprüngliden Straf: 
geſetzes vom Fahre 1803 gegen den eigentlihen Gewohnheitöpdiebftahl 
wieder hergeftellt hat, aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit und des Schupes 
der Geſellſchaft nur gutheißen. 


[2 
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practifche Anwendung gebracht werden müffen. — Deren Erläuterung im 
Einzelnen bedarf hiernach nur fehr weniger Bemerkungen. — 


2tend. Dad dermalige Geſetz hat die in Beziehung auf die Sache 
eben.fo unzureichende, ale im Ausdrucke zweifelhafte Beftimmung 
des früheren 8. 158 gänzlich verlaffen. — Sachlich unzureichend war fie, 
weil fih ım Leben fo häufig fehr gefährliche und mit mannigfachen (allgemeinen) 
Erſchwerungs-Umſtänden ausgeftattete Diebftahlefälle ergeben, die man doch 
nur mit dem für die Strafwirdigfeit ded Diebe bei mweitem zu geringen 
fleinften Strafausmaße des $. 157 belegen konnte, weil cd nicht gerade 
folde Erfhwerungd -» Umftände waren, welche — wie es der $. 158 forderte — 
fpeciell in den vorhergehenden Diebftahld - Paragraphen aufgeführt 
waren. — Im Ausdrude unbeftimmt aber war der $. 158, weil er den Zweifel 
ungelöft ließ, ob zur Anwendbarkeit des $. 158 zwei ſolche Umftände erfor: 
derlih waren, deren jeder ſchon für fih allein (oder ifolirt von einander 
betrachtet) den Diebftahl zum Verbrechen machen würde, oder ob es genüge, 
daß der Diebftahl ein Verbrechen fei, und daß dabei zwei Umftände vorfamen, 
die nur überhaupt in den vorhergegangenen Paragraphen vorfamen. Bei den 


„ einen Berichten entfchied man nach der erfteren, anderöwo nad der zweiten An— 


ſicht, und erklärte hiernach z. B. den Fall, wenn Jemand zweimal geftoblen, und 
das erftemal 30 Gulden, das zweitemal aber 6 Gulden an verfperrtem Bute 
geftohlen, für zweifellos eingefchloffen im $. 158; bingegen den Yall, wenn 
er das erftemal wohl 30 Gulden, das ziweitemal aber zwar an verfperrtem 
Gute, jedoch nur 4 Gulden geftohlen hatte, in der einen Provinz (mach der 
erfteren der erwähnten zwei Anfihten) ald vom $. 158 nicht getroffen, 
fondern noch in den $. 157 fallend; mährend man bei den meiften Criminal: 
Berichten (nah der zweiten obigen Aufiht) auch diejfen Fall in dem 
$. 158 eingefchloffen fab. — Die Verwirrung in der practifchen Löſung dieſer 
Frage wurde noch größer, feit durch Wafer’d und Maucher's Samm— 
lungen das (von ihnen fchon beim $. 156 angeführte) Juſtizhofdekret vom 
23. Auguſt 1815 auch in weiteren Kreifen befannt worden war. Daffelbe 
war nemlih nur an das immerzöfterreichifche (micht aber nieder-öſter— 
reichiſche — wie ed in Maucher's Sammlung dur einen Drudfehler irrig 
heißt) Appellationd» Gericht erfaffen, und auch nicht in die J. G. ©. auf: 
genommen worden. Es hatte die eben aufgeworfene Frage nicht grundfäglidh, 
fondern nur beifpielöweife, und auch dieß nicht mit einer fehr feharfen Tertirung 
gelöft. Im einigen Provinzen hielt ſich die Praxis daran, und wendete hiexnach 
z. B in den dort sub litt. d und e erwähnten Fällen nach Borfchrift dieſes Hof: 
decreted den $. 158 nicht an, während in anderen Provinzen die firengere, 
d. i. die zweite der oben fragemweife angedeuteten Auslegungen des $. 158 in 
Uebung war, und daher der $. 158 auch im diefen beiden Fällen angewendet 
wurde, zum Theile gerade deßhalb, weil man aus der Nicht Aufnahme diefer 
Erläuterung in die 3. ©. ©. den Schluß abftrahirte, daß man diefe nur 
einem einzelnen Gerichte zugefommene Belehrung zur allgemeinen Norm 
nicht paffend gefunden haben mochte. — Diefem Chaos der divergirendften 
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Das Geſetz handelt zuerft (im 3. Hauptftüce) von den erſchwe— 
renden; fofort im 4. Hauptftücde von den Milderungs- Umftänden, und 
endlih im 5. Hauptftüde von deren Anwendung, d. h. von den 
Rechtswirkungen, welche das Dafein diefer beiderfeitigen Umftände 


practiſchen Anfichten, wornad unter der Herrfhaft Eines und deffelben 
- Strafgefeped in der einen Provinz diefelben Fälle nur mit fehwerer Kerker- 
ftrafe von 6 Monaten bis zu einem Jahre geahndet werden durften, während 
fie in anderen Theilen der Monarchie nah dem nemlichen Gefeke practiſch 
mit fchiverem Kerfer von 1—5 Jahren geftraft wurden, hat nun unfer der» 
maliges Gefep für immer ein Ziel gefept, indem es im zweiten Abfape des 
8.178 an die Stelle des dunkel tertirten früheren $. 158 eine eben fo ſach— 
gemäße, ald klar tertirte Anordnung fegte, und dem richterlihen Ermeffen 
jenen freieren Spielraum einräumte, welcher eben erft am Echluffe der 
lit.b audeinandergefegt worden ift. Aus diefer rehtshiftorifchen Aufklärung 
ergibt fich zugleich ein weiterer Beleg der Unrichtigkeit derjenigen Anficht, 
welche felbft dem neuen Geſetze ($. 178) noch immer die in demſelben doch 
oftenliegend abfichtlih befeitigte Ausdrudsweife des früheren $. 158 
auflaften, d. b. unter den „erfhwerenden Umftänden” des $. 178 aud * 
jest noch blos die fpeciellen, in den unmittelbar vorhergehenden Diebftahle- 
Paragraphen aufgezählten Qualificationd- Umftände, und nicht überhaupt 
alle Arten von „Erfchwerungs-Umftänden * verftehen will (vergl. vorne bie 
Auseinanderfegung unter Hit, b). — Endlich hat 

3tend das gegenwärtige Gefeg aus dem $. 179 diejenige Beftim- 
mung des früheren $. 159 weggelaffen, wornach der ofterwähnte höchſte 
Straffag aud in dem Falle Anwendung finden follte: „wenn durch den Dieb: 
ſtahl dem Beftoblenen ein nah feinen Umftänden empfindliher Schade 
zugefügt worden iſt.“ — Auch diefe Abänderung ift ald eine wirkliche Ver— 
befferung im Intereſſe der Gerechtigkeit zu begrüßen; nicht blos deßhalb, 
weil durch jene frühere Gefepesbeftimmung der Eintritt der höchſten Straf- 
barkeit von fehr zufälligen, wandelbaren und überdieß einer höchſt 
fubjectiven Beurtheilung unterliegenden Umftänden abhängig gemacht war, 
fondern insbefondere auch deßhalb, weil ed nicht gerecht, und im Widerfpruche 
mit dem $. 1 war, diefen Umftand (mie ed in der Prarid miehrentheild ge 
ſchah) dem Diebe mit der Rechtswirkung einer fo bedeutenden Erhöhung der 
Strafe auch dann zur Laft zu legen, wenn er diefed zufällige Verhältniß gar 
nicht fannte, ja fehr häufig gar nicht wußte, wem die geftohlenen Sachen 
gehörten. Zudem führte jene Gefegeöftelle zu dem wunderlichen Ergebniffe, 
daf ein Diebftahl von 25 Gulden mit einem für den Beftohlenen empfindlichen 
Schaden nur ald Mebertretung (beziehungsweiſe ehemals ſchwere Polizer 
Uebertretung), daher früher (nad $. 210 des II. Th. des alten Gefepes) blos 
mit Arreft von höchſtens 3 Monaten geftraft werden konnte; der Diebftahl von 
etwas mehr ald 25 fl., begleitet von diefem Umftande, aber nicht blos ala Verbrechen, 
fondern mit Ueberfpringung zweier Straf-Abftufungen fogleih mit dem höchſten 
Straffagevon [hwerem Kerker zwifchen 5—10 Jahren geahndet werden mußte! — — 
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nad der pofitiven Vorſchrift des Gefekes in der Anwendung der 
Strafbeftimmungen auf die von derlei Umftänden begleiteten Rechts- 
fälle, d. h. in a auf die Ausmeffung der Strafe 
haben follen. — 


8. 43. ($- 36.) 


Im Allgemeinen ift das Verbrechen defto größer, je 4 
reifer die Ueberlegung, je gefliffentlicher die Vorbereitung, 
womit dad Verbrechen unternommen wird, je größer der da— 
duch verurfahte Schade, oder die damit verbundene Gefahr 
ift, je weniger Vorſicht dawider gebraucht werden Tann, oder 
je mehr Pflichten dadurch verleget werben. 


Der Sinn diefer Gefepes - Anordnung in all’ ihren Einzelnheiten 
ergibt fih aus Demjenigen, was bisher über die Genefid und den Cha- 
racter, von Erfhwerungd = und Milderungs» Umftänden überhaupt gefagt 
wurde. — 

Ebenfo wurde bereits in der vorftehenden Anmerkung (Seite 568 ad 
lit. b) darauf hingewiefen, daß in dieſem $.der allgemeine, die ganze Lehre 
von Erſchwerungs- und Milderungs =» Umftänden beherrfhende, Grund» 
fat unferes pofitiven Geſetzes aufgeftellt wurde, fo daß nicht nur alle in 
den $$. 44 und 45 folgenden einzelnen Erfhwerung&- Umftände, 
fondern aud die in den $$. 46 und 47 aufgezählten Milderungs: 
Umftände fi als eine bloße Beifpiel- Sammlung, oder als eine 
Reihe von einzelnen exemplificalive (oder demonstralive und nicht 


nn — — — 


Es ſcheint mir daher dad gegenwärtige Geſetz rückſichtlich der in 
Frage ftehenden Beftimmungen nah allen Richtungen bin den Vorzug vor 
dem früheren zu verdienen. — 

Meine Lefer wollen es mir zu Gute halten, daß ich diefe Digreffion 
ihon hier, wo fi gerade ein ſchicklicher Anlaß dazu bot, anticipirte 
und daß ich fie in fo ungewöhnlider Ausführlihkeit darlegte. — 
Allein bei dem Umftande, daß meine Erklärung der erwähnten Paragraphe doch 
erft in einiger Zeit erfcheinen wird, ſchien es mir wichtig, die borftehende 
Ausführung fhon jet anzubringen, da diefe Gefegeäftellen faſt täglich 
in Anwendung fommen, und dba die darin angeregten Vorwürfe und Zweifel 
binfichtlih ded neuen Geſetzes bereitd mehrfah, und dem Vernehmen nad 
ſelbſt von höchſt anfehnlihen Autoritäten der Criminal» Practif geäußert, und 
F ebenſo ausführlichen als ſcharſſinnigen Gründen unterſtützt worden ſein 
ollen. — 


Allgemeiner 

abftab der 

Griömerunge. 
Unıftände, 
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taxative) aufgeführten Gorollarien darftellen, indem aus den im $. 43 
angeführten Grundlinien ſich zugleich mit logifcher Nothwendigkeit ergibt, 
daß a contrario die denfelben geradezu entgegengefegten (logiſch contra- 
dietorifchen) Beziehungen als eben fo viele Milderungs- Umftände in 
Rechnung fommen müffen. — 

Nur die Eine diefer Beziehungen: „je größer der (durch ein 
Verbrechen) verurfahte Schade oder die damit verbundene Gefahr 
it,“ bedarf noch einer furzen Bemerkung hinfichtlich jener Falle, wo das 
Geſetz zur Eriminalität einer Handlung eine gewiffe quantitative oder 
numerifhe Größe der wirklichen oder verſuchten ($. 8) Rechtverletzung 
fordert ($$. 85 lit. a, 173 — 176, 181, 183 und 200). — Sn all’ die- 
fen Fallen kann nemlih auf dem Standpunkte unferes pofitiven Ge— 
feßes der Schade objectiv groß nur dann genannt werden, wenn er das— 
jenige Ausmaß, das von dem Gefege zum Dafein des Verbrechens über» 
haupt erfordert wird, und das alfo eben dadurch zugleih ald das 
Minimum der verbrederifhen Dualification erfcheint, in einem be— 
deutenden, d. h in einem eben diefe quantitative Grenzlinie wie: 
der in ihr entfprechender Quantität, z.B. um das Doppelte über 
jchreitet, weil denn der relative Begriff der Größe eines Verbrechens, 
oder des dadurch verurſachten Schadens doch immer eine Vervielfachung 
Desjenigen einfhliegt, was von dem Geſetze felbft nod ald Minimum 
oder Anfangs: Moment des Verbrechens erklärt wird. — 


8. 44, (8: 37.) 


— Beſondere Erſchwerungsumſtände ſind: 
umante a) wenn mehrere Verbrechen verſchiedener Art begangen; 
b) wenn eben dasfelbe Verbrechen wiederholt; 

c) wenn der Verbrecher fchon wegen eines gleichen Ber: 
brechens geftraft worden; 

d) wenn er Andere zum Berbrechen verführt hat; 

e) wenn er der Urheber, Anftifter, Rädelsführer eines 


von mehreren Perfonen begangenen Verbrechens ge: 


wefen ift. 
” 
$. 37. 
Refondere Beiondere Erſchwerungs-Umſtände find: 
Grihmwerungs« a) wenn mehrere Verbrechen von verihiedener Gattung begangen; 


b) wenn eben dDasjelbe Verbrechen mehrere Mal wiederholt; 

€) wenn der Verbrecher ſchon wegen eines gleichen Verbrechens geftraft worden ; 

d) wenn er Andere zum Berbredyen verführt hat; 

e) menu er Urbeber, Anftifter, Rädelsführer eines von mehreren Perſonen begangenen 
Verbrechens gewefen if. 


Umftände, 
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Wenn das Geſetz im Eingange, fo wie in der Randgloſſe diefes 
Paragraphes die in demfelben aufgezählten Umftände ald befondere 
Erſchwerungs-Umſtände bezeichnet, fo kann diefer Ausdruck nicht in jener 
Bedeutung verftanden werden, in welcher oben (Seite 563 und 564) die 
Erfhwerungs - (und die Milderungs-) Umftände überhaupt in allgemeine 
und befondere eingetheilt worden find, und welche Eintheilung und Be— 
deutung in Gemäßheit der dort enthaltenen Nachweiſung allerdings auch 
unferem pofitiven Geſetze unterliegt; fondern es ift von dem Gefeke 
diefer Ausdruck Hier offenbar in jener uneigentlichen Bedeutung gebraucht, 
wornah bei dem Worte: „befondere" das Mdjectiv ſtatt des 
Adverbe verwendet wurde, und wornach ed mit Rückſicht darauf, daß 
ja im Inhalte des Paragraphes felbft blos Beifpiele von allge: 
meinen Erfchwerungs-Umftänden vorkommen, eigentlih fo heißen 
fol: „Insbefondere find als Erfchwerungs -» Umftände anzu— 
ſehen“ oder: „In Anwendung des im $. 43 erwähnten allgemeinen 
Mapftabes auf einzelne Fälle (Beifpiele oder PVorausfegungen) find 
daher Erfhwerungs » Umftände” u. f. f. Wie num die bier unter 
fünf Abſätzen aufgezählten Umftände wirklich unter dem allgemeinen 
Grundſatze und Maßſtabe des $. 43, fo wie überhaupt im realen Character 
von Erſchwerungs-Umſtänden eingefchloffen feien, ift bereits umſtändlich 
in der diefes Hauptftüc einleitenden Darftellung auseinandergefeht. — 

Ebenfo ift die Wort-Erflärung auch der einzelnen Stellen 
diefes Paragraphes ſchon aus früheren Anläffen mitgenommen worden. — 

Die litt. a und b enthalten die Falle der ungleihartigen und 
gleihartigen Concurrenz (Anhäufung und Wiederholung) von Ber: 
brechen, wovon ausführlich fhon bei Erklärung der 88 34 und 35, und 
zwar Geite 450 und 453 mit namentliher Hinweifung auf die gegen- 
wärtigen Geſetzes-Stellen die Rede war. Eben hieraus, und insbefondere 
aus der Seite 465 und 466 vorfommenden Auseinanderfegung erhellt 
auch, daß man weder unter die erfte, im der lit. a des $. 44 vorkon- 
mende, Boransfeßung einer ungleichartigen Coneurrenz (Anhäufung), 
noch unter die im der lit. b bezeichnete Wiederholung auch den Fall 
fubfumiren dürfe, wenn der Thäter für eine der darunter begriffenen ftraf- 
baren Handlungen bereits beftraft worden ift (vergl. die ad lit. e nach— 
folgenden Hinweifungen). — Ebenfo ergibt fi ferner aus den Seite 
471 — 478 vorfommenden Auseinanderfegungen, daß man von der 
Wiederholung von mehreren Verbrechen fehr wohl die Fälle einer 
bloßen Kortfegung eines und des nemlichen Verbrechens ausfcheiden 
müffe; und daß daher in&befondere bei jenen ftrafbaren Handlungen (bos— 
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hafte Befhädigungen fremden Eigenthums, Diebftahl, Beruntreuung und 
Betrug), wo nad der Vorfchrift unferes pofitiven Geſetzes mehrere, 
wenn glei von einander gänzlich getrennte, und im eigentlichen Sinne 
des Wortes wiederholte frafbare Handlungen in Beziehung auf den 
Betrag oder Werth der erfolgten Verlegung in eine einzige Geſammt— 
that zufammengerechnet werden müffen, nicht etwa diefe einzelnen Hand- 
lungen zum zweitenmale auch noch ald Wiederholung in Rechnung ge- 
bracht werden dürfen. — 

Die lit. e dieſes Paragraphes enthalt die Beftimmung über 
den Rückfall im eigentlihen oder engeren Sinne, wenn nemlich 
der Thäter fhon einmal wegen eines gleichen (d. h. doch wohl nichts 
Anderes als: „gleichartigen “) Verbrechens geftraft worden ift (vergl. 
©. 463 — 466), wovon aber wohl der Rüdfall im weiteren Sinne 
unterfchieden werden muß, wenn der XThäter früher einmal wegen 
einer anderen, nicht gleihartigen Handlung geftraft worden war. 
Diefer Fall kann nemlih nah Maßgabe der bereits auf Seite 466 und 
467 gegebenen Auseinanderfegung keineswegs unter den Wortlaut des 
$. 44 Hit. c, noch auch unter die allgemeine Vorſchrift des $. 43 
fubfumirt, fo wie überhaupt nicht als ein pofitiver, fondern höchſt en s 
als ein fogenannter negativer Erſchwerungs-Umſtand (vergl. oben Seite 
562 und 563), d. h. nur als Mangel des im $. 46 lit. b erwähnten Mil: 
derungs-Umſtandes „eines früher unbefcholtenen Lebenswandels“ in An— 
ſchlag gebracht werden. *) — 

Die Beflimmung der lit. d diefes $.: „wenn er Andere zum Ver— 
brechen verführt hat”, d. h. durch Beibringung gewiffer Vorftellungen, 
oder Anregung von Wünfchen oder Begierden den Willen eines Anderen 
zur Begehung des Verbrechens beftimmt hat — — wird in der Regel 
unter die Thätigkeit des fogenannten intellectuellen Urheberd oder An- 
ſtifters des Verbrechens, Daher zugleich unter eine der in der lebten 
lit. (d) dieſes Paragraphes bezeichneten Wirkfamkeits-Arten fallen, deren 
Characteriſtik und Unterſchiede von einander ebenfalls früher fhon (Seite 
227 und 228) audeinandergefebt worden find. 


) Bei diefer Gelegenheit muß ich auf einen in der oben citirten Stelle 
diefed Werkes, Seite 466, unterlaufenen Drudfchler aufmerkffam machen. 
Es joll nemlich dafelbft in der vorlegten Zeile des Tertes ftatt: „negativer 
Milderungs-Umſtand“ vielmehr: „negativer Erſchwerungs-Umſtand 
heißen. — 
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8. 45. 6.36) 


Auch ift es ein erfchwerender Umftand, wenn der Be: 
ſchuldigte in der Unterfuhung den Richter durch Erdichtung 
falfcher Umftände zu hintergehen ſucht. 


Es wurde bereits oben (Seite 561 Anmerkung *) darauf bins 
gedeutet, daß fih die Aufnahme der vorftehenden Beftimmung in ein 
pofitived Geſetz aus dem Standpunkte der Codification fehwerlid 
empfehlen laffe, weil diefelbe nur zu fehr einer indirecten pſychologiſchen 
Erzwingung eines Geftändniffes gleichfieht, oder von einem übergreifenden 
Inquirenten wenigftens leicht dazu mißbraucht werden fann, wenn gleich das 
Gefeß hier nicht etwa das Läugnen, d. h. das bloße Inabredeftellen der 
Schuld und der dem. Thäter zur Laft fallenden Thatjachen, fonden nur 
das Lügen, d. h. das Norbringen von pofitiven Unwahrheiten, ja 
fogar nur das Erdichten (d. h. das Sichzufammenfegen durch die Ein- 
bildungsfraft von Dingen, die man nit empfunden oder wahrgenommen 
hat) von falſchen, d. i. objectiv gar nicht eriftirenden oder in der Wirf- 
lichkeit fih ganz anders verhaltenden Umſtänden — als einen erfchweren- 
den Umftand erklärt hat. — 


Die Anordnung diefes Geſetzes ftand in unferem früheren Straf- 
gefeße vom 3. September 1803 in innerem Bufammenhange mit 
mehreren in eben diefem Geſetze (im II. Abſchnitte) für das Gtraf- 
verfahren vorfommenden Borfhriften. Der 8. 289 deffelben verfügt 
nemlih: „daß dem eines Verbrechens Befhuldigten beim Beginne des 
Berhörs zu eröffnen fei: „daß er die reine Wahrheit auszufagen habe, 
indem er hierzu verpflichtet fei; dag lügenhafte Borfpieglungen 
ihm Beftrafung zuziehen, und wegen der daraus hervor: 
leuchtenden Bosheit au die künftige Beftrafung des Ber- 
bredend vergrößern würden.“ Im vollen Einklange hiermit 
hatte der $. 365 deffelben Befeges eine f. g. Ungehorfams- 
(Diesciplinär= oder Correctiond:) Strafe gegen denjenigen Befchuldigten 
verfügt, „welcher durch die Angabe eines offenbar als falſch bemie- 
fenen Umftandes (alfo wieder nur für eigentlihes Lügen, und nicht 
eiwa für bloßes Läugnen) die Unterfuhung zu verzögern, oder das 
Gericht irre zu führen gefudht hat, umd tes ihm dagegen vorgehaltenen 
klaren Beweiſes ungeachtet, bei dem Lügen behartt.“ — — 


Allein diefe Vorſchrift des 8. 365 oes I. Theild des St. ©. 2. 


vom 3. September 1803 wurde durd die ſchon mehrfach erörterte 
Hye, Gommentar. 37 
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A. H. E. vom 22. Mai 1848 (vergl. oben Geite 373, die Anmerkung * ) 
Abfag VII mit den Worten aufgehoben: „Die Beftimmungen der 88.363, 
364, und des zweiten Abfabes des $. 365 des I. Theil des St. ©. 2. 
werden dahin abgeändert, daß in den drei dort angegebenen Fällen, 
wenn nemlich der eines Verbrechens Befchuldigte fih bei dem Verhöre 
finnenverwirrt ftellt, oder auf die an ihn geftellten Fragen feine Antwort 
gibt, oder lügt, durchaus keine Disciplinarftrafe mehr in 
Unwendung fommen darf. Der Unterfuchungsrichter hat in diefen 
Fällen nah der Schlußanordnung des $. 363 die Belehrung des Ober— 
gerichtes anzufuchen." Der damalige Minifter der Juflig (Sommaruga) 
hatte den Antrag auf die vorftehende Aufhebung aller ſogenannten Un- 
gehorfams » Strafen im Strafverfahren bei dem U. H. Geſetzgeber mit 
folgenden Motiven bevorwortet: „Diejenigen Beftimmungen des St. ©. 
B. über Verbrechen (88. 363— 365), welche den Unterfuchten wegen 
fimulitten Wahnfinn, Verweigerung der Antwort oder Lügen eine Dis- 
ciplinarftrafe zuzufügen erlauben, und eben dadurch nur zu leicht zu 
einer mittelbaren Zortur führen, und unfreiwillige Ge— 
ftändniffe dem Berhörten mit Gewalt entreißen, find nicht nur 
an fich mit der Gerechtigkeit unvereinbar, fondern im Widerfprudhe mit 
dem edlen Geifte des Geſetzes felbft, das an fo vielen anderen 
Stellen (88.278, 300,353 lit. e, 362, 368,401 u.a.) jede Spur einer 
directen oder indirecten, geiftigen oder phyſiſchen Fol- 
ter ferne zu halten ſucht.“ — Die fogenannte Lügen- Strafe 
ift daher derzeit felbft in jenen Kronländern, wo das Strafverfahren 
noch nad Maßgabe des Strafgefeges vom 3. September 1803 zu pflegen 
ift, ganzlih aufgehoben. — 


Eben fo wenig ift eine derlei Lügen oder überhaupt eine f. g. Une 
gehorfams-Strafe gegen Inculpaten in die neue Strafprocefordnung vom 
17. Jänner 1850 übergegangen, indem vielmehr auch in diefer ($$. 215 
und 272) die Entfernthaltung aller terroriftifhen oder anlodenden Ein- 
flüffe auf den Befhnldigten, um von ihm ein Geftändniß zu erlangen, 
ſtrenge vorgezeichnet iſt. — 


Im Geifte diefer neueren Vorſchriften unferer vaterländifchen Ge- 
feßgebung dürfte es daher angemeffener fein, lügneriſchen Ausflüchten 
eines Befhuldigten auch nicht weiter die Rechtswirkung einer Erhöhung 
der Strafe für deffen Hauptfhuld einzuräumen, oder mit anderen Worten, 
den im $. 45 bezeichneten Erfhwerungs - Umftand gänzlich aus der Reihe 
derfelben wegzulafien. — 
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Nichts defto weniger fheint die Meinung derjenigen zu weit zu 
gehen, welde in die ſem Umftande eine ausfchließend aus politifhen 
Gründen feitgefebte Erhöhung der Strafe erfennen wollen. Der Geſeßz— 
geber hat fich hierüber felbft in den oben hervorgehobenen Worten des 
$. 365 („wegen der daraus hervorleuchtenden Bosheit“) 
ausgefprochen, und bei unbefangener Würdigung des pſychologiſchen 


Momentes diefed Umftandes kann wohl Niemand verfennen, daß durch 


diefes beharrlihe Lügen des Thäters, womit er den Richter zu hinter: 
geben, d. h. abfihtlih irre zu führen verſucht, zugleich das 
Beharren deffelben in einer gefeßwidrigen Willensrihtung, und wenn 
nicht immer gerade eine Art von Verhöhnung der richterlihen Autorität 
oder eine fortdanernde Berftoctheit, doch mindeftens ein Mangel an 
Reumüthigkeit manifeftirt werde, daß alfo darin allerdingg ſolche Mo- 
mente liegen, welche den Thäter nah Maßgabe feiner dem Verbrechen 
zu Grunde gelegenen (fubjectiven) Willens: Befchaffenheit auch juri— 
diſch ftrafbarer erfcheinen laffen. — 


Viertes Hauptftück. 
Bon Milderungsd-Umftänden. 


8. 46. (s. 39) 


Milderungs-Umftände, weldye auf die Perſon des Thä- 
ters Beziehung haben, find: 

a) wenn der Thäter in einem Alter unter zwanzig Jahren, 
wenn er fhwah an Verſtand, oder feine Erziehung 
fehr vernadhläfliget worden ift; 

b) wenn er vor dem Verbrechen eines untadelhaften Wan— 
dels geweſen; 

ce) wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht oder 
Gehorfam das Verbrechen begangen hat; 

d) wenn er in einer aus bem gewöhnlichen Menfchenge- 
fühle entftandenen heftigen Gemüthsbewegung fih zu 
dem Verbrechen hat hinreißen laffen; 

e) wenn er mehr durch die ihm aus fremder Nachläſſigkeit 
aufgeftoßene Gelegenheit zum Verbrechen angelodet wor: 
ben ift, als fi mit vorausgefaßter Abſicht dazu be= 
ftimmet bat; 

37” 


Milderungd- 
gründe : 
a) aus der Der 
ſchaffenheit des 
bhäters; 
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f) wenn er von drüdender Armuth ſich zu dem Verbrechen 
hat verleiten laſſen; 

g) wenn er den verurfachten Schaden gut zu machen, oder 
die weiteren üblen Zolgen zu verhindern, mit thätigem 
Eifer ſich beftrebet hat; 

h) wenn er, da er leicht entfliehen, oder unentbedt hätte 
bleiben können, fich felbft angegeben und das Verbrechen 
befannt; 

ji) wenn er andere, verborgen gewefene Verbrecher ent- 
dedet, und zu ihrer Einbringung Gelegenheit und 
Mittel an die Hand gegeben hat; 

k) wenn er wegen der ohne fein Verſchulden verlängerten 
Unterfuhung duch längere Zeit verhaftet war, 


Sowohl die im Eingange und in der Randgloffe diefes Para- 
graphes gewählte Ausdrucksweiſe, wornach diefelben ganz allgemein und 
unbeftimmt, ohne Beifügung des Artikels angeführt werden, als aud 
die Vergleihung mit demjenigen, was über den $. 43 gefagt wurde, 
bewährt, daß es filh hier nur um eine dDemonftrative Aufzählung 
‚von mehreren Beifpielen folder Milderungs - Umftände handelt, 
deren innere Begründung aus dem Standpunkte der relativen Straf: 
zurechnung aus den einleitungsweife zum II. Hauptftüd entwidelten 
Grundfägen (Seite 551 — 571) erhellt. — Hiernach bedürfen felbft die 
einzelnen Beftimmungen des vorftehenden Paragraphes nur weniger 
erläuternden Bemerkungen. 

Zur lit. a. Bei der Würdigung des hier aufgeführten Mit- 
derungs - Umftandes eines minderen Alters des Thäters, nemlid von 
weniger ald 20 Jahren, find insbefondere diejenigen Rücdfichten in 
Erwägung zu bringen, welde oben (Seite 174— 183) bei der Er- 
örterung des analogen Aufhebungsgrundes aller Zurechnung eines Ber: 
brechens wegen des Alters der Unmindigkeit geltend gemacht worden find. — 

Achnliches gilt von dem Milderungs- Umftande: „wenn der Thä- 
tr ſchwach am Verſtande“, welder wohl von den Entſchuldi— 
gungsgründen des gänzlichen Blödfinns (Seite 168, litt. ee) und der 
Einfalt (Seite 190) zu unterfcheiden ift, indem bei den beiden 
legteren die Einfiht, daß die Handlung überhaupt ein Verbrechen fei, 
gar nicht möglich war (vergl. Seite 166— 168 und Seite 183— 190). — 

Ebenfo bedarf auch der Umftand: „wenn die Erziehung des Thä— 
ters fehr vernachläffigt worden ift“ einer genauen Unterfdeidung von 
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dem analogen Aufhebungsgrunde aller Zurechnung, welcher in dem Zu— 
ftande der Wildheit läge, wobei ein Menfch ohne alle Entwiclung fei- 
ner Bernünftigkeit, ausfchliegend dem thierifhen Inſtinkte überlaffen 
blieb (vergl. Seite 167 und 168 litt. aa). — 

Zur lit.b. Als ein „untadelbafter Wandel“, oder wie 
fih unfer Gefeß in dem analogen $. 264 lit. b ausdrüdt: „ein unbe: 
fholtener Wandel“ kann nah dem Maren Wortlaute des Gefehes 
mit Rücficht auf den allgemein herrfhenden Spradhgebraud wohl 
unzweifelhaft das Borleben einer Perfon dann nicht mehr genannt wer: 
den, wenn diefelbe fhon einmal durch ein richterliches Erkenntniß einer 
folden ftrafbaren Handlung ſchuldig erklärt worden ift, wilde in 
der öffentlihen Meinung als entehrend gilt. — Allein nicht blos eine 
Schuldig-Erflärung, fondern auch ſchon eine ftrafgerichtliche oder behörd⸗ 
lihe Unterfuhung wegen einer folden entehrenden Handlung wird 
zureihen, den Ruf eines Menſchen als befholten darzuftellen, wenn 
die Unterfuhung wegen einer folhen (entehrenden) Handlung nicht 
mit gänzliher Schuldlofigkeit3- Erflärung oder Freifprehung endigte, 
indem ja felbft eine Entbindung von der Inſtanz, d. h. die Sentenz, 
daß wider den Beſchuldigten die Unterfuhung wegen Abgang (oder 
Unzulänglichkeit) rechtlicher Beweife aufgehoben werde, da, wo fie 
nah dem Gefeke überhaupt zuläffig ift,*) den von der Inſtanz 
Entbundenen noh immer ald verdächtig diefer ftrafbaren Handlung 
darftellt (vergl. die $$. 428 des I. und 384 des II. Theile des St. G. B. 
vom 3. Sept. 1803). — Daß man aber bei der Erwägung, ob eine derlei 
ftrafgerihtlihe Unterfuung den Schuldigerflärten oder von der Injtanz 
Entbundenen der Unbefholtenheit feines Tebenswandeld und Leu— 
mundes beraube, auf die Qualität der ftrafbaren Handlung Rüdficht 
nehmen müffe, und daß hiernach auch nur Derjenige ald befholten fi 
darftelle, welcher einer ſolchen Handlung fhuldig oder verdächtig er- 
fheint, die ihn auch in der Meinung der Mitmenfchen entehrt: ergibt 
fih eben fo Elar aus dem gemeinen Sprahgebraudhe, wie aus dem 
Geifte unferes Geſetzes im Allgemeinen, und insbefondere aus jener 
fpeciellen Ratio legis, welche der Gefeßgeber bei Feitftellung dieſes Mil- 
derungd-Umftandes vor Augen hatte (vergl. oben Seite 555 und 556 





— 


*) Dieß gilt insbefondere binfihtlih aller ftrafgerichtlichen Unter: 
fuhungen, bei denen das Strafverfahren nach dem Geſetze vom 3. September 
1803 ftattfand, oder noch ftattfindet, vermöge $. 428 des I., und $. 386 des 
1. Theils deffelben. 
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litt, a und b). — Ich könnte es daher nur als ein engherziges, und gegen 
den belebenden Geift unferes humanen Gefeßes zeugendes, Beharren auf 
dem tödtenden Buchſtaben deffelben bezeichnen, wenn man behaupten 
wollte — wie es fhon gefchehen ift — daß jede Verurtheilung wegen 
wad immer für einer von dem Geſetze nur überhaupt als 
ftrafbar erflärten Handlung den Ruf eines Menfchen ſchon be- 
fholten mahe, und ihn der Wohlthat diefes Milderungs - Umftandes 
beraube. — Wer möchte z. B. eine Perſon dephalb, weil fie jhon einmal 
der Uebertretung der unterlaffenen Meldung ($. 320), oder einer ähn— 
lihen, zunächſt nur auf Nichtbeobachtung einer Polizei» Borfhrift be- 
ruhenden Uebertretung, wir ſolche z. B. in den 88. 321, 322, 330, 338, 
376, 424, 426, 427, 430 u. v. a. vorfommen, wenn au fogar ſchuldig 
erflärt und dafür geftraft worden ift, felbft dann eincs tadelhaften, 
oder befholtenen Wandels oder eines ſchlechten Leumundes zeihen, 
wenn derlei Uebertretungen erweislih nur auf einem leicht verzeihlichen 
Berfehen, auf einer Dergeplichkeit, Uebereilung, auf gutem Glauben oder auf 
Dertrauen gegen Andere u. dgl. beruhte! — Dagegen wird wohl Niemand 
daran zweifeln, daß Derjenige, der früher einmal wegen einer ſolchen 
ftrafbaren Handlung, welche eine abfihtlihe und unmittelbare 
Berlegung fremder Rechte einſchloß (vergl. Seite 51 — 54), oder welche 
gegen die öffentlihe Sittlich keit gerichtet war, oder aus Gewinnſucht 
hervorging, in ftrafgerichtlicher Unterfuhung befangen war, und von der: 
felben nicht gänzlich ſchuldlos gefprochen wurde, dadurch bereits einen 
tadelhaften oder befcholtenen Lebenswandel darbiete, mag diefe ftrafbare 
Handlung nun ein in dem allgemeinen Strafgefeße vorlommendes Ver— 
brechen, Vergehen oder eine Uebertretung, oder auch nur z. B. eine derlei 
Gefälld-Uebertretung oder Steuerprävarication u. dgl. gewefen fein. 
Diefe Anfiht, daß, abgefehen von der Verurtheilung wegen eines Ber- 
brechens, welche nah unferem dermaligen Geſetze jederzeit ſchon 
ipso facto auh entehrende Folgen nah ſich ziebt ($. 26) — wenig- 
ftens in der Regel nur die Schuld oder rechtliche Beſchuldigung wegen 
einer ſohch en ftrafbaren Handlung die Bemadlung eines unbefholtenen 
Lebenswandels im Gefolge führe, welche aus Gewinnſucht hervorgegangen, 
oder gegen die öffentliche Sittlichfeit gerichtet ift, oder welche eine Ver: 
urtheilung zu einer mindeftend halbjährigen Wreiheitöftrafe nach ſich 
zog — — entfpricht auch dem Geifte der neueren vaterländifchen Gefep- 
gebung. Diefe hat nemlich einerfeitd im $. 2698 des gegenwärtigen Straf- 
geſetzes fchlehthin ausgefprochen, daß die Verurtheilung wegen eines 
Bergehens oder einer Hebertretung außer den gejeßlichen Strafen and er=- 
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weitige Folgen, alfo namentlih auh entebrende Wirkungen nur 
inſoferne nach fich ziehen fol, als folde in befonderen Geſetzen ent- 
halten find; amd’rerfeits aber find in derlei befonderen Gefeken aus 
neuerer Zeit folde entehrende Folgen regelmäßig auch nur mit ent- 
ehrenden Handlungen, oder mit der Berurtheilung wegen eines ſolchen 
Vergehens oder einer ſolchen Mebertretung verfmüpft, welche die oben an— 
gedeutete Natur haben. Dieß gefchieht z.B. hinfichtlih der Ausſchließung 
von der Wählbarkeit zum Gemeinde» Ausfhuffe duch den $. 35, 3. 4 
des prov. Gemeinde-Geſetzes vom 17. März 1849, Nr. 170 des R. G. B. 
und die hierauf fich beziehende erläuternde Minifterial- Berordnung vom 
7. März 1850, Nr. 116 des R. G. B.; — ferner in analogen Beziehungen 
durch die 88. 26 und 178 lit. b der St. P. D. vom 17. Jänner 1850; — 
durh die Gemeinde » Drdnungen für die verfhhiedenen Städte, die eine 
eigene Gemeinde» Drdnung erhalten haben, z. B. in jener für Wien vom 
9. März 1850, $. 17 lit. ec, u. m. a. — 

Kann hiernach einerfeits jene engherzige Anficht, welche in jeder 
ftrafgerichtlihen Berurtheilung ſchlechtweg eine Verwirkung der Unbe- 
fchultenheit des Leumundes erkennen will, nicht gutgeheißen werden: fo 
dürfte doch and’rerfeitd auch jene entgegengefebte ertreme, wenn gleich 
mehrfach in der Prarid geübte Meinung nicht gebilligt werden können, 
welche hierzu unbedingt eine die Befcholtenheit wegen einer in dem bür- 
gerlihen Gefege ald ftrafbar erklärten Handlung fordert, und 
wornad der Richter, wenn er auf die an den Beichuldigten geftellte banale 
Frage: „Sind Gie nie in einer (ftraf-) gerichtlichen Unterfuhung ges 
ftanden?“ ein beftimmtes „Nein“ zur Antwort erhält, und diefed „Nein“ 
auch durch die übrigen gerichtlichen Erhebungen beftätiget erfcheint, auch 
fhon die Unbefholtenheit dargethan fehen will. — Allein follte 
denn wirklich deghalb allein der Befchuldigte fhon als unbefholten 
daftehen, und von der öffentlihen Meinung, gleihwie von unferem Ger 
feße ald unbefholten angefehen werden fönnen, wenn aud außerdem von 
ihm notorifch, oder vielleicht duch vielfache Selbit - Berühmungen im 
eigenen Geftändniffen dargethan ift, dag er z. B. ein fittenlofer Wüftling, 
ein Berführer unfhuldiger Mädchen, ein Zerftörer des ehelichen Glücks 
Anderer, ein gewiffenlofer Familienvater, ein roher ausfchweifender, ehr—⸗ 
und pflichtvergeffener Berderber der Sitten feiner eigenen Kinder, ein 
liederliher Schuldenmacher u. dal. ift. Soll er deßhalb allein noch 
unbefholten fein, weil er fi bisher ald gewandter Roud oder ale 
glücklicher Don Juan bei all’ feinen Frevelthaten auf der Schneide des 
bürgerlihen Straf-Gefeßes zu halten wußte, fo daß ihm nie der 
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ftrafende Arm des Richters beizufommen vermochte?! — Soll ihm etwa 
‚ eine ſolche Unbefcholtenheit auch dann zu Guten fommen, wenn er end- 
(ih einmal einer ftrafgerichtlihen Verurtheilung gerade wegen einer 
folden ftrafbaren Handlung verfällt, die mit feinem fauberen Vorleben 
in genauem Zufammenhang fteht, wie dieß z. B. bei allen Unzuchts-Ver— 
brechen, bei betrügerifhem Schuldenmachen u. f. f. der Fall wäre!? 
Soll ferner eine liederliche Dirne, eine frivole Ehebrecherin, wenn fie endlich 
einmal auf einem Unzuchts » Verbrechen oder auf einer Kindes - Abtreibung 
. und dgl. ertappt wird, fi) darum des Milderungs-Umftandes eines unbe: 
fholtenen Lebenswandels erfreuen, weil fie bis dahin trog ihres 
notorifchen ausfchweifenden Lebenswandeld noch niemals von dem nach— 
fihtigen Straf-Geſetze erreicht worden, oder weil ihr Gatte noch nie gegen 
fie anflagend aufgetreten war (vergl. $. 503)? — Derjenige, welder 
nad feinem notorifhen Leben im Sprachgebrauche der höheren focialen 
Kreife mit dem Ausdrude: „mauvais sujet“, in der derben Volksſprache 
aber mit dem Worte: „ein Lump“ bezeichnet wird, muß daher im Geifte 
eines verftändigen Geſetzes gleihwohl als höchſt befholtenen 
Lebenswandels angefehen werden, wenn ihm gleich nie eine ftrafgericht- 
lihe Berurtheilung oder eine ſolche Unterfuhung zur Laft fil. Nur 
auf diefe Weife, nur dur eine vernünftige Handhabung kann das 
Geſetz wenigftens bei diefer fo überaus praftifchen Beziehung mit jenen 
tief wurzelnden Volfsanfihten über „guten und ſchlechten Leumund“, 
über „Ehrenhaftigkeit“ und „Entehrung“ in Einklang gebracht werden, 
welche ſchon oben (Anmerkung * auf Seite 407 u. 408) als folde Momente 
bezeichnet werden, deren Nichtbeachtung der Autorität der Geſetzgebung 
ſelbſt Wunden fchlägt. — 

Zur lit. e. Es ift ſchon früher (Seite 196 — 198) ausführlich 
nachgewieſen worden, daß die Zurechnung des Handelnden ganzlid 
ausgefhloffen fei, wenn die von Seite eines Anderen auf den 
Thäter einer objectiv ftrafbaren Handlung ausgeübte pſychologiſche Eins 
wirkung den Gemüthszuſtand des Legteren bis zum außerften Nothfalle 
oder Nothftande, zur Nothwehr, zur unmwiderftehlihen Furt, zum 
unbedingten Befehle eines Oberen, und blinden Gehorfame des Unter: 
gebenen, d. h. im Allgemeinen bis zum „unmwiderftehlihen Zwange" 
potenzirte. Hieraus ergibt fih zugleich das Verſtändniß der vorftehenden 
Gefepeäftelle, welde einen Gemüthszuftand des Handelnden vorausſetzt, 
der von dem eben gefhilderten der gänzlihen Unzurechnungsfähigkeit nur 
quantitativ, aber nicht qualitativ verfihieden ift. — Iſt „der Antrieb 
eines Dritten” oder „die Furcht“ vor angedrohten Uebeln fo be— 
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fhaffen gewefen, daß dem Angetriebenen noch immer die Wahl zwifchen 
Seßung oder Unterlaffung der ftrafbaren Handlung übrig geblieben war, 
ohne ih unmittelbar einem Zwange, oder einem allfogleich gegen 
ihn, feine Angehörigen (vergl. $$. 60, 61, 98 lit. b, 99 und 216), oder 
gegen fein Habe und Gut auszuführenden und nur die Begehung der 
ftrafbaren Handlung zu vermeidenden Uebel auszufeken; oder war das 
Verhältniß zwifchen dem befehlenden Oberen und dem gehorchenden Han« 
deinden nicht fo geartet, daß nit „unbedingter oder blinder 
Gehorſam“ vorausgefekt werden kann, fondern daß es dem Unter: 
gebenen erlaubt, oder durch natürliche oder pofitive Pflicht fogar geboten 
war, zu widerftehen, und daß er den Befehl zugleich als gefeßwidrig oder 
widerrechtlich erkennen mußte, fo kann dieß nicht mehr zur Entfhuldi- 
gung, wohl aber noch immer zur Milderung der Schuld des Schwäd- 
lings, Beiglings, oder Furchtſamen geltend gemacht werden, da fich hier- 
aus wenigftens zeigt, daß fie mit minderer Intenfität der Triebfeder han- 
delten (vergl. oben Seite 555 und 556 zur lit. a), und daß ihnen fofort 
wenigftend der negative Milderungsumftand des Abgangs einer be 
fonders ftarfen Triebfeder zu Guten fomme.”) — 

Achnlihe Erwägungen erklären aud das Wefen des 

Zur lit. d aufgeführten Milderungs - Umftandes. 

Es wurde ſchon früher (Seite 194 unter litt. ce und in der An- 
merkung *) darauf hingedentet, daß unfer Gefeß der worftehenden Ge - 
feßesftelle eine fo allgemeine Faſſung gegeben habe, dag man felbft den 
eigentlichen Affect, d. b. jenen äußerften Grad von, wenn gleich gerechter 
Gemüthsbewegung, wobei die Willensfreiheit gänzlich mangelt, oder wobei 
mit anderen Worten in folge der durch die Gefühlsaufregung eingetretenen 
Verwirrung des Handelnden die Wirkfamkeit des Willensvermögend 
völlig ausgefhloffen erfcheint — nicht unter die Aufhebungsgrüunde der 
tehtlihen Zurehnung (Entfhuldigungsgründe), fondern nur unter die 
Milderungsgründe fubfumiren darf. — 


u — — — 


*) In vollem Einklange mit den oben entwickelten Anſichten ſteht auch 
die Entfcheidung des Caſſationshofes vom 22. April 1852, 3. 3786 (Gerichte- 
zeitung Rr. 89 vom 24. Juli 1852), womit zu Recht erkannt worden ift: 
„daß der Umftand, daß Jemand einen Diebftahl auf Antrieb feines 
Dienfigebersd, aus Gehoriam, begangen habe, nah $. 39 lit. e dee 
1. Theil® des alten (d. i. der hiermit wörtlich gleichlautenden lit. c des $. 46 
bed dermaligen) Strafgefepe? einen Milderungs:, nicht aber einen Ent» 
ihuldigungsgrund bilde. — 
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So ftrenge nun euch aus dem Standpunkte der Geſetzgebung 
(vergl. insbefondere die Anmerkung * auf Seite 194) diefe pofitive 
Borfchrift unferes Geſetzes ift, jo müflen dennoch andrerfeits die einzelnen 
Worte derfelben fcharf in's Auge gefaßt werden, um nicht etwa jede ftraf- 
bare Handlungsweife leicht erregbarer Menfchen immer zugleich im Lichte 
außerordentlicher Milderung zu fehen. — 

Das Gefe fordert vorerft „eine heftige Gemüthsbewegung“, 
d. h. eine fih auch außerlich, durch auffallende Zeichen kundgebende be— 
fonders ftarfe Aufregung der Willensthätigkeit des Handelnden, wobei 
die übrigen Borftellungen und Begierden defjelben in den Hintergrund 
traten, indem er eben wegen der Heftigkeit derfelben von ihr, wie 
3. B. von Angſt oder Zorn, gemwiffermaßen überfallen oder übertäubt 
wurde, ohne früher das während derfelben Gethane überdacht zu 
haben, und ohne im Stande gewefen zu fein, ihrem Beginnen zu be- 
gegnen, oder ihrem Anlaffe auszuweichen. — 

Sie muß ferner „aus dem gewöhnlihen Menfhengefühle" 
entjtanden fein, d.h. in einer folhen Empfindung und dem dadurch erzeugten 
Bemwußtfein von Luft oder Unluft ihren Urfprung haben, wie fie bei allen 
Menſchen von gewöhnlicher Befchaffenheit vorzufommen pflegen. — Dahin 
gehören 5. B. das Gefühlder Angft oder Furcht, das aus dem Bewußtjein 
der ung felbft oder unferen nächften Angehörigen (vergl. $$. 60, 61, 98 
lit. b, 99 und 216) drohenden Gefahren für Leben, Gefundheit, förperliche 
Sicherheit, Freiheit, Eigenthum entfteht; — ferner das Gefühl der Sym— 
pathie für Wohl und Wehe Anderer, fobald man einen Anderen wider: 
rechtlich unterdrückt, mißhandelt fieht; — felbft die Entrüftung des 
Zornes, fobald er aus einem gerechten Unwillen über großes Unrecht, 
das einem Andern zugefügt wird, über ein ſchändliches, niederträchtiges, 
verrätherifches Benehmen eines Anderen entftaud u. f. f. (Bergl. aud die 
oben auf Seite 204— 205 zur litt. dd und in der Anmerk. ** vorkom— 
menden Ausführungen). — Dabei darf aber nicht unbeachtet bleiben, daß 
das Geſetz wohl fordert, daß das Gefühl, woraus die heftige Gemüths— 
bewegung entftand, „das gewöhnliche Menfhengefühl”“ war, 
keineswegs aber fo weit ging, daß etwa auch die Entftehung diefed 
Gefühle jelbft unter den conereten Umftänden nur bei Menſchen von ge— 
wöhnliher Beſchaffenheit erflärbar wäre. Die Gerechtigkeit fordert 
vielmehr, hier die Individualität des Handelnden in’s Auge zu 
faſſen. Es wird daher 3. B. bei einer befonders leichten Reizbarkeit, bei 
einer krankhaften Aufregbarkeit oder Furchtſamkeit, bei einem abnorm 
heftigen Temperamente, bei einem beſonders zornmüthigen Menfchen, bei 
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einem zur Melancholie, zur Hypochondrie oder gar zur Myfanthropie hin— 
neigenden Menfchen, bei einer hufterifchen Frauensperfon u. dgl. eines [ehr 
geringen Anlaffes bedürfen, um dad gewöhnliche Menfchengefühl 
der Angit, des Zornes u. dgl. anzuregen, und hieraus eine heftige Gemüthé— 
bewegung entjtehen zu machen, und doch wird und muß dem Handelnden, 
der, wenn gleih nur durch einen geringfügigen Anlaß zu einem folden 
gewöhnlihen Menfchengefühle aufgeregt, in der hieraus entftandenen 
heftigen Gemüthsbewegung ein Verbrechen beging, diefer Milderungs- 
Umftand zu Gute fommen, da hier unter den individuellen Beziehungen 
des Handelnden volllommen jene mindere Intenfität der Trieb— 
feder, d. b. dasjenige Moment vorhanden ift, das den Gefeßgeber zur 
Feitftellung diefes Milderungs-Umftandes nur überhaupt bewogen 
haben konnte (vergl. Seite 555 unter lit, a), Dagegen wird man bei einem 
fehr apathifchen oder imdolenten Individuum, bei einer gefühllofen 
Seele, bei einem falten Berftandes - Menfchen, bei einem phlegmatifchen 
Zemperamente die Berufung auf eine derlei Gemüthsbewegung ald Mil 
derungs-Umſtand der Schuld nicht leicht annehmen können; es wäre 
denn der Anlaß der Gemüthsaufregung fo geartet geweien, daß es be— 
greiflih wird, wie darüber felbft der befonnenfte und leidenfihaftlofefte 
Stoifer feine Seelenrube verlieren, und zu einer heftigen Gemüths— 
bewegung aufgeregt werden konnte. Als Beifpiele der letzteren Art 
mögen die in der Anmerdung * auf Seite 194 angeführten Fälle dienen. 
Endlich fordert das Gefeß zum Dafein diefes Milderungs- Um: 
ftandes auch noch, daß fi der Handelnde „in diefer Gemüthsbewegung 
zu dem Verbrechen habe fortreigen laffen“. Durch diefen, obgleich 
methaphorifchen, dennoch feharf bezeichnenden Ausdruck drüdt das Gefek 
einerfeitd die Plötzlichkeit oder Ueberſtürztheit des Handelnden im 
Folge und während der heftigen Gemüthsbewegung, und die Raſch— 
heit des, jede längere Ueberlegung ausfchließenden Dolus repentinus 
aus, der hier vorausgefeßt wird,) und weifet and’rerfeitd auf den 
innern pfyhologiigen Zuſammenhang hin, welder zwifchen 
diefer Gemüthsbewegung als wirkenden Urſache und der das Verbrechen 
bildenden Thathandlung als Wirkung vorhanden fein müffe, weil man 
fonft nicht behaupten könnte, daß man fih „in“ oder richtiger „von“ 
diefer Gemüthsbewegung „zu“ dem Verbrechen habe hinreißen laffen. 
Es wird daher diejer Milderungs-Umftand dem in der Aufwallung Hans 





*) Bergl. oben Seite 143 die Ausführung über den Dolus repenlimus 
im Gegenjage des Dolus praemeditatus. 
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delnden wohl bei ſolchen Verbrechen, welche wie z. B. körperliche Ge— 
waltthätigkeiten, gewaltfame Eigenthums-Zerſtörungen u. dgl. der er- 
wähnten Gemüthsaufregung pfyhologifh Homogen find, keineswegs 
aber auch rückfihtli folder ftrafbarer Handlungen zu Statten fommen, 
welche fi, wie z. B. Diebftahl, oder andere ftrafbare Handlungen aus 
Gewinnfuht, pſychologiſch gar nicht daraus erflären laffen. — 

Zur lit. e. Auch diefer Umftand gibt Zeugnig, wenn auch nicht 
gerade für das Dafein einer pofitiv ſchwachen, doch mindeftens für den 
Abgang einer pofitiv ftarken Triebfeder. Das Gefek bediente ſich aber 
auch hier wieder einer Ausdrudsweife, die auf das Plötzliche des Ent- 
fehluffes und auf den Mangel jeder vorausgegangenen Leberlegung 
und ruhig abwägenden Selbftbeftimmung des Willens, fowie auf 
den Abgang jedes eigentlich bösartigen Willens hindeuten. Es fordert 
nemlich, daß dem Thäter die Gelegenheit zum Verbrechen „aufge: 
ſtoßen“, alfo zufällig, ohne daß er fie fuchte, und plötzlich, gleiche 
fam ihn überrafchend fidh ergeben habe; — daß fie ferner „aus fremder 
Nachläſſigkeit“, alfo nicht etwa aus einem Mißbrauche des dem 
Schuldigen von Seite des Verletzten geſchenkten Vertrauens, fondern 
aus der Außerachtlaffung der von einem emfigen Hausvater voraus 
zufegenden gewöhnlichen Sorgfalt in Betreuung feiner Rechte und 
bei Verwahrung feines Eigenthums entftanden fein müffe, fo daß fi 
der Berlegte wenigftend die Ermöglihung der leichten Ausführung der 
ftrafbaren Handlung jelbft zur Laft legen muß, und daß daher dem 
Schuldigen nicht unmittelbar ein von niedriger oder bösartiger Ge- 
finnung zeugender Mißbrauch fremden Vertrauens zur Laſt fällt, und dieß 
um fo weniger, ald das Gefek weiter vorausfegt, daß „weniger die vor- 
ausgefaßte Abſicht, als vielmehr eben jene von Außen kommende Ber: 
fodung, den Thäter zur Begehung des Verbrechens beftimmt”, d.h. 
veranlaßt und in feinem Willen vermocht habe. — 

Zur lit. & „Armuth“ ift im engeren Sinne des Wortes 
wohl nur derjenige Zuftand, wobei Jemand felbft des nöthigften Lebens— 
Unterhaltes, und der Mittel enibehrt, fih auch nur die dringendften 
Lebens» Bedürfniffe zu decken. Sie muß aber, fihreibt das Geſetz vor, 
um als Milderungs-Umftand zu gelten, eine „drückende“, d. h. fo ge 
artet fein, daß fie in dem dadurch Betroffenen zugleich das Gefühl der 
Beſchwerde, des Kummers und Grames, und eben durch die Empfindung 
diefer unangenehmen Lage zugleich das Bedürfniß, ihr abzuhelfen, im hohen 
Grade rege macht. — Uebrigens darf diefe peinlihe Rage, welche jeden« 
falle wieder nur auf den Mangel befonderer Intenfität der Triebfeder des 
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Handelnden [liegen läßt, nicht bi zu jenem Grade potenzirt fein, wobei 
ihm etwa im Falle Außerfter Noth die Verlegung fremder Rechte, 5.2. 
die Zueignung und Gonfumtion fremder Eßwaaren ald das einzige 
Mittel erfhienen war, um fih vor dem fonft augenblicklich eintretenden 
Hungertode zu retten, da in diefem Falle wohl nicht blos von einem 
Milderungs » Grunde die Rede fein könnte, fondern die Zuredhnung des 
Borfages gänzlich entfallen würde, indem diefer Zuftand, wo nur mehr 
der thierifche Selbfterhaltungs- Trieb wirkfam ift, und jede vernünftige Bor: 
ftellung, jede Achtung fremder Rechte, und jede freie Willensthätigkeit 
völlig unterdrückt ift, wohl mit vollem Zug und Recht ald „ein unwider- 
ftehbliher Zwang” angefehen werden müßte (vergl. $. lit. g und die 
auf Seite 196, insbefondere in der Anmerkung ** vorfommende Aus— 
führung). 

Zurlit. g. Der in diefem Abſatze vorfommende fubjective 
Milderungd- Umftand muß wohl von zwei fehr verwandten objectiven 
Milderungs- Umftänden unterfchieden werden, welde in dem nädhiten 
$. (47) unter den Buchftaben b und e vortommen, — 

In der vorftehenden Gefepesftelle wird vorausgefeßt, daß das Ver: 
brechen, bei welchem diefer Milderungs-Umftand Anwendung finden foll, 
entweder wirklich einen Schaden verurfadt, d. h. eine thatſäch— 
liche Verſchlimmerung eines fremden Rechtszuftandes herbeigeführt hat, 
daß alfo dadurch — weil das Gefeß den Ausdruck „ Schaden” ganz 
allgemein gebraucht bat, derfelbe daher auch im weiteften Sinne auf: 
gefaßt werden mug — entweder Jemand an feiner Berfon, oder an feinem 
Bermögen, oder an anderen Rechten einen Nachtheil (wirkliche Schmä- 
ferung des ſchon DBefeffenen — damnum positivum), oder doch einen 
Entgang des Gewinnes, den er ohne das Dazwiſchenkommen der ftraf- 
baren Handlung nah dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zu erwarten ge 
habt hätte (luerum cessans) erlitten habe ($. 1293 des a. b. G. B.); 
und daß er „mit thätigem Eifer“, d. h. nicht blos mit Morten, 
Betheuerungen u. dgl. feine Abficht fund gegeben, fondern durch wirkliche 
Thathandlungen „fi beftrebt“, alfo feine Caufalität angeftrenyt 
babe, um diefen Schaden gut zu mahen, um alfo entweder Alles in den 
vorigen (vor Begehung des Verbrechens vorhanden geweſenen) Stand 
zurück zu verfeßen, oder foweit dieß nicht thunlich ift, dafür den Schätzungs— 
werth zu vergüten ($. 1323 des a. 6. ©. 2.). Dabei hat das Gefek 
nicht weiter unterfchteden, ob diefer wirklich verurſachte Schade ſelbſt ein 
großer oder geringer war; ob ferner der Thäter etwa auch ſchon bei 
. (während) der Begehung des Verbrechens fih von Zufügung größeren 
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Schadens, wozu die Gelegenheit offen ftand, freiwillig enthalten habe, 
oder nicht; — und ob endlich das erwähnte thätige Beftreben der Wieder: 
gutmachung des verurfachten Schadens auch einen reellen Erfolg hatte 
oder nicht, d. h. ob dadurch der Befchädigte wirklich zu feiner Entſchädi— 
gung gelangt ift oder nicht. Das Geſetz begnügt fih bier, wo es fid 
. zunächft nur darum handelt, einen fubjectiven Milderungs-Umſtand 
feftzuftellen, der von geringerer Ausdauer (Protension) der dem Per: 
drehen zu Grund gelegenen Beihädigungs- Intention Zeugniß gibt 
(vergl. oben Seite 556 u. 557 und Geite 560 u. 561), auch damit, daß 
der Thäter die mindere Gefährlichkeit feiner Willensbefhaffenheit 
thätig bekundet habe, wenn fie auch von gar feinem günftigen ob— 
jectiven Erfolge begleitet war, Iſt überdieß einer der dreierlei vor: 
erwähnten Umftände bejahend eingetreten, fo kommen zugleid) die unter 
den Buchftaben b und c des folgenden $. (47) aufgeführten Milderungs- 
gründe in Anwendung. — 


Das zuletzt Gefagte gilt auch in Anfehung der zweiten, in dieſer 
Gefehesftelle erwähnten Borausfeßung: „wenn der Schuldige Die wei- 
teren üblen Folgen (feines Verbrechens) zu verhindern mit 
thätigem Eifer fich beftrebt hat“. — Auch hier wird vorausgefekt, daß 
das Verbrechen bereit irgend welche üble Folgen wirflich nad fi ge 
zogen habe, da es von der Verhinderung der weiteren üblen Folgen 
fpricht, und es bezieht fih daher diefe Unterart oder fpecififche Modi— 
fication der früheren, in allgemeineren Ausdrücken gehaltenen Ges 
fees - Verfügung vorzüglich auf jene Fälle, wo zwar der durch das Ver: 
brechen bereits verurfachte Schade entweder nad) der Natur der Sache, 
oder vermöge individueller Unvermögenheit des Befhädigers nicht mehr 
gutgemacht werden kann, aber das durch das Verbrechen in's Leben ge- 
feßte Uebel, wie 3. B. bei Brandlegung, Zerftörung von Wafferwerken, bei 
fünftlicher Herbeiführung einer Ueberſchwemmung, oder bei verbrecherifchen, 
fehr gefährlichen oder incendiarifhen Druckſchriften, wenigſtens in feinem 
Meitergreifen, wie etwa durch Einleitung zweckmäßiger Löſchungs— 
anftalten, Eindämmungen, oder eigene Unterbrüdung der Weiter: Ber 
breitung u. dgl. verhütet werden fan. — 


Zur lit. h. Das Gefeß erklärt hier ald Milderungsgrund den 
Umstand: „daß der Thäter fih felbft angegeben m. 5. fih der Behörde als 
Thäter nambaft gemacht oder eine Selbſt⸗Anzeige feiner Berheiligung an dem Verbrechen gemacht) 
und das Verbrechen bekannt bat“ (alio entweder ſchon in der ebenermähnten Selbft. 
Anzeige, oder Doch bei feiner hierüber von Seite der Behörde eingeleiteten Bernehmung zugleich 
ein förmliches Geftändniß feiner Schuld abgelegt hat); Fnupft aber das Dafein diefes 
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Milderungs-Umſtandes an das Vorhandenfein einer der beiden von dem 
Geſetze alternativ hingeftellten Bedingungen: „daß er entweder leicht 


(alfo ohne das er dazu eine befondere Anftrengung feiner Kräfte, eine ungewöhnliche Liſt oder 
Heimlichkeit, oder einen außerordentlichen Koſten -Aufwand anzuwenden, oder große Verlufte an 


feinem Erwerbe oder Vermögen zu erleiden nöthig gehabt hätte) entfliehen, oder un— 
entdeckt bleiben konnte.” — 


Es liegt auf offener Hand, daß unter folhen Vorausſetzungen 
ein „Sich-ſelbſt- angeben“ und „Eingeftändniß feiner Schuld“ nicht blos 
von dem Mangel befonderer Stärke und Dauer einer böfen Intention, 
fondern fogar von dem Erlofchenfein derfelben, fowie von dem Wie: 
dererwachen der Stimme des Gewiſſens Zeugniß gibt, welches nicht blos 
Reue fühlt, ſondern durch die Selbſt-Provocation der Strafe zugleich 
nach der Suühnnng der ſchwer gefühlten Schuld verlangt; und daß daher 
gerade diefer Umftand einer der ftärkften pofitiven Milderungs - lim: 
ftände ift, der nicht blos auf eine erft in Zukunft zu erwartende Beflerung, 
fondern fogar fhon auf das gegenwärtige Dafein derfelben fhließen 
läßt (vergl. Seite 562 und 563). — Abgeſehen hiervon hat die Geſetz— 
gebung wohl auch gewichtige Klugheits-Gründe, zu foldhen Selbit- 
Angaben durch die in Ausficht geftellte Straf- Milderung aufzumuntern 
(vergl. oben Seite 561 u. 562). — 


Zur lit. i. Es mag dahin geftellt bleiben, ob die Denunciationen 
der Verbrechen Anderer, zumal bei gewiffen Verbrechen, von Seite des 
Denuncianten fittlich auf edlen Motiven, und nicht vielmehr regelmäßig 
auf böchft unlauteren Beweggründen beruhen. — Es kann nicht in Ab: 
rede geftellt werden, daß der fittlihe Abfcheu, der ſich in der Bruft jedes 
Ehrenhaften gegen ſolche Denuncianten regt, ung in&befondere mächtig 
gegen diejenige Sorte derfelben erfüllt, die ihr unlauteres, im Finſtern 
brütendes und fchleichendes Treiben gegen die bisherigen Verbrechend- 
Genoffen, gegen die früheren Kameraden kehren, denen fie fich vielleicht 
ehemals durch Wort und That noch zu befonderer Treue (wenigitend in Be: 
zichung auf die gemeinfchaftlich zu vollziehenden Frevelthaten, auf redliche 
Theilung der verbrecherifchen Beute, auf gemeinfamed Zufammenwirfken 
gegen die Rechtsordnung im Staate, gegen die Obrigkeit u. f. f.) ver- 
pflihtet (12), oder diefelbe gar zugefchworen haben. Das eben ift die 
Allmacht der fittlihen Idee, daß uns der Bruch des gegebenen 
Wortes felbft da, wo ed mißbrauchsweiſe als Kitt für die Frevelthat 
dienen follte, und eben deßhalb der fittlich bindenden Kraft entbehrt, 
dennoch fittlich empört, daß Lug und Trug felbft der zum Berbrechen 
Berbündeten, felbft der Spigbuben untereinander, daß die perfide Denun- 
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ciation, die aus niedriger Selbftfucht feimt, uns felbft dann anefeln, 
wenn fie in ihrem objectiven Erfolge zum Guten führen, und daß 
daher vor dem Richterftuhle des Sittengefehes das Mittel nie durch den 
Zweck geheiliget wird! — Darum erheben fi aus dem Standpunfte 
der Gefehgebungs - Klugheit immerhin ernfte Bedenken gegen den Grund- 
faß , wornach dem Denuncianten der Miigenoffen feines verbrecherifchen 
Treibend ald Lohn feiner Denunciation eine Milderung feiner Strafe, 
wie es im der vorftehenden lit. i des $. 46 gefchieht, oder gar gänzliche 
Straflofigkeit in Ausficht geftellt wird, wie dieß in unferem Geſetze aus— 
nahmsweiſe wohl nur bei Einem Verbrechen, dem Hochverrathe nemlich, 
im $. 62, gefchiebt.*) Allein wenn hiernach einerfeits auch nicht zu 
läugnen ift, daß durch eine fo günftige Behandlung der Denunciation 
häufig die niedriaften Beweggründe der Denuncianten rege gemacht, und 
in das Lager der Verbrechend-Genofjen Berrath und verftärkte Demorali- 
fation verpflangt werden, fo laßt fih doch amd’rerfeits nicht verkennen, 
dag dieß nicht felten das einzige Mittel ift, um verruchten, und gerade 
durch die Complicität mehrerer Theilnehmer um fo gefährliheren Ver— 
brechen auf die Spur zu kommen, um ferner der gefährlichften Verbrecher 
habhaft zu werden, und um endlich, wie dieß gerade in Beziehung auf das 
Verbrechen des Hochverraths ($. 62) der Fall ift, die für den Feſtbeſtand 
des Thrones und Staates, fowie für die öffentlihe Sicherheit bedroh— 
lichſten verbrecherifchen Unternehmungen in ihren Keime zu erſticken, oder 





men 


*) Außer dem obigen Falle ded Hochverratbed kommen zwar in unferen 
vaterländifhen Geſetzen noch zwei Verbrechen, nemlih die Ausfpahung 
(Spionerie) und die unbefugte Werbung (Kalichwerbung) vor, bei welchen 
die Denunciation der Mitfchuldigen unter gewiffen Vorausfegungen dem Der 
nuncianten nicht nur die Straflofigkeit, fondern fogar noch eine pofitive „Be: 
lohnung von hundert Ducaten und nach Umftänden von höherem Betrage“ 
verſchafft. Es gefchieht dieß nemlich durch den 8. 15 des Hoffanzleidecretes 
vom 10. October 1821, Nr. 1808 der J. ©. S., und beziehungsweiſe durch 
dad Circulare des Hofkriegsraths vom 6. November 1821 (Militär: Gefep- 
fammlung, vierter Jahrgang, S. 221), welches Gefeg vermöge der 88. 67 und 
92 unfered gegenwärtigen Strafgefeped auch auf Perfonen des Givilftandegs 
Unwendung zu finden hat. — 

Da jedoch vermöge eben diefer beiden Paragraphe unfere® Strafgefeges 
die zwei genannten Berbrechen, felbft wenn fie von Perfonen des Eivilftandes 
begangen werden, von den Militärgerichten nach den hierüber beftehenden be— 
fonderen Vorſchriften zu unterfuchen und zu beftrafen find, fo fönnen dic 
obigen Ausnahmsbeftimmungen nicht eigentlich als Beſtandtheile unferes Eivil- 
Strafgefeßed angefehen werden. — 
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doch in ihrem Ausbruche zu hindern. Diefe überwiegenden Rückſichten 
mögen der Gefeßgebung die gebieteriſche Pflicht auflegen, ausnahmeweife, 
infoweit es, wie bei Hochverrath, zur Rettung der Gefellfhaft oder im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit unerläßlich erſcheint, auch von derlei 
Mitteln Gebrauch zu mahen. An der Berehtigung des Staates 
hierzu kann gegenüber einem Verbrecher fo wenig gezweifelt werden, 
als ja überhaupt auch Liſt, infoferne fie nur zur Tilgung des Unrechts 
gegenüber einem Rechtverletzer angewendet wird, und als ein noth- 
wendiges und taugliches Mittel zur Durchſetzung (Realifirung) des 
Rechtes erfcheint, geredhtfertiget ift. — 

Unfer Gefeß hat aber diefen, nah dem eben Gefagten wohl vor- 
zugsweifen politifchen Milderungsgrund (vergl. oben Seite 561 und 
562) zugleih auf ſolche Bedingungen eingefhränft, wodurch verhütet 
wird, daß etwa auch folchen elenden Racheacten, die dem Staate für die 
Auffindung von Verbrechern ganz nußlos find, die Gunft des Geſetzes 
zufomme. Darum fordert das Gefeß, daß derjenige, der fich dieſes 
‚Milderungs +» Umftandes erfreuen foll, 

1) „andere Verbrecher“, d. h. folde Perfonen anzeige, von 
welchen die Schuld was immer für eines Verbrechens entweder be 
reits durch eine ftrafgerichtlihe Verurtheilung vorliegt, oder welche einer 
ſolchen Schuld in der Folge überwiefen werden; wobei es aber, da das 
Geſetz nicht weiter unterfcheidet, gleichgültig ift, ob diefelben des nen« 
lichen Verbrechens, deffen der Angeber befhuldiget erfcheint, d. h. ob fie 
Genoſſen (Mitfchuldige oder Theilnehmer) feines, oder eines anderen 
Verbrechens fchuldig feien. Der dephalb milder zu Beftrafende muß 
ferner 

2) „verborgen gewefene Berbreher entdedet“, alfo folde 
Perfonen der Obrigkeit erft ganz meu befannt gemacht haben, von 
weldhen fie mwenigitens nicht wußte, daß Ddiefelben eines Verbrechens 
fhuldig fein. — Man wird nemlich diefe Stelle nicht etwa buchſtäblich 
dahin auszulegen haben, als ob die entdeckten Verbrecher perfönlich 
verborgen gewefen fein müßten, denn dieß hieße, das Gefek feinem klaren - 
Sinne zuwider interpretiren; fondern es reicht zu, daß diefelben nur 
als Verbrecher der Obrigkeit unbefannt waren. — 

Aus gleihem Grunde bat daher das Geſetz noch eine 

3te Bedingung daran geknüpft, daß nemlich der Schuldige zugleich 
„zur Einbringung der entdecten Verbrecher Gelegenheit und Mittel an 
die Hand gegeben hat“. — Die Rechtepflege muß daher aus einer folden - 
Anzeige reelle Bortheile gezogen haben, ohne daß es ührigend ums 

Hye, Eommentar, 38 
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mittelbar nöthig ift, daß die entdeckten Verbrecher auch wirklich einge- 
bracht worden feien. — 

Zweifelhaft fcheint die Löfung der Frage: „ob diefer Milderungsd- 
Umftand auch demjenigen Anzeiger zu Guten fommen foll, der feiner- 
feit3 im guten Glauben Alles gethan hat, was das Gefeß hier von 
feiner (fubjectiven) Thätigkeit fordert, dem aber der objective 
Erfolg fehlt?" Es kommt nemlich praktifch nicht felten vor, daß ein Ber 
Ichuldigter zu einer Zeit, wo er glaubt, und nahweidbar gute 
thatſäch liche Gründe dafür hat, zu glauben, daß feine und feiner 
Genofjen Frevelthaten der Obrigkeit noch völlig unbefannt feien, in der 
Hoffnung, fih dadurch eine Milderung feiner Strafe zu verſchaffen, der 
Obrigkeit alle in der vorftehenden Gefeßesftelle erwähnten Angaben mit 
der zuverfichtlichen Voraus ſetzung macht, damit ganz neue Enthüllungen 
zueröffnen, während die Obrigkeit alle dieſe Thatfachen und Verbrecher, ſowie 
deren Aufenthaltsorte ſchon kennt, oder die Schuldigen etwa gar ſchon er: 
griffen hat. — Beim erſten Anblicke fcheint der gedachte Milderungs- 
Umstand allerdings auch einem ſolchen Anzeiger zu Guten kommen zu 
follen, da das Geſetz diefen Umftand ausdrücklich unter die ſub— 
jectiven Milderungsgründe eingereiht hat, alſo anerkannt zu haben 
ſcheint, dag es ſich hierbei lediglich um eine fubjective Eigenfhaft des 
Thäters, um ein Beftreben oder Thätigfein von feimer Geite, und 
weniger um einen objectiven That: Erfolg handle (vergl. oben Seite 
552 u. 553). — Dennod dürfte die entgegengefehte Anſicht, wornach 
ein folder Angeber fih der Wohlthat der Milderung der verdienten 
Strafe aus diefem Grunde fih nicht erfreuen foll, die richtigere fein. 
Der bejahenden Löfuna der aufgeworfenen Frage fteht einmal der be- 
fimmte Wortlaut der vorftehenden Gefegesftelle entgegen, indem das 
Geſetz durchweg ſich ſolcher Ausdrüce bediente („verborgen gewefen— 
entdeckt Hat — am die Hand gegeben hat“), welde offenbar einen ob- 
jeetiven Thaterfolg, ein thatſächliches Eingetretenfein der 
vorftehenden Borausfegungen fordern; was hier um fo fehärfer hervor: 
tritt, da das Gefeß doch unmittelbar vorher, nemlich unter der lit. g, da, 
wo es ſich mit einem blos fubjectiven Thätigfein, wenn auch ohne 
objectiven Erfolg, begnügen wollte, dieß deutlich genug zu bezeichnen 
wußte. — Dazu kömmt, dag nad der bisherigen Erörterung der ganze, 
unter lit. ı fefigeftellte Umftand wohl nit aus Gründen der juridi- 
Ihen Zurechnung als ein die Schuld des Thäters fubjectiv milder 
darjtellender Moment, fondern vielmehr nur als ein auf Klugheits— 
Erwägungen beruhendes Motiv zur theilweifen Begnadigung oder 
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Strafnahfiht angefehen werden muß, wobei e3 gewiß im Intereffe der 
öffentlihen Sicherheit liegt, von demfelben nur dann Gebrauch zu 
machen, wenn aus der Anwendung deffelben dem Staate wirklich ein Bor- 
theil zuwächſt, und diefe, in ihrem fittlihen Gehalte ohnehin fo zweifel⸗ 
bafte Belohnung der Angeberei auch nur infoferne in Ausficht zu ftellen, 
als die legtere auch noch objectiv rechtzeitig erfolgte, und als fid 
daher der Anzeiger auch mit Erfolg bemüht bat, fo [hleunig als 
möglich feine Denunciationen vorzubringen. — 

Zur lit. k. Es bedarf kaum einer Andeutung, daß aud hier 
firenge genommen nur von einem Begnadigungd-, aber nit von 
einem juridifhen Milderungs-Grunde die Rede if. Das Gefek 
jeugt nur von Humanität, wenn es ſchon im $. 17 andentete, daß 
unter gewiffen Borausfeßungen der Unterfuhungsverhaft in die Dauer 
der durch ein Strafurtheil verhängten Freiheitsſtrafe eingerechnet werden 
dürfe (vergl. oben Seite 378 u. 379 unter litt. aa); und wenn ed über- 
dieß bier felbft den Richter unterfter Inſtanz ermädtiget, Dem lnter- 
ſuchten, wenn er „wegen der ohne fein Berfhulden (alio ohne daß er 
etwa durch fein Räugnen, oder gar durch falſche Angaben dazu Anlap gab) verlängerten 


Unterfuhung (die alfo länger Dauerte, als dich vermöge der Dauer der von dem Gefege für 


die einzelnen Acte vorgefhriebenen Termine gewöhnlich der Fall iſt, weil z. B. weitläufige Er 
bebungen durd Aunftverftändige, Einbolung von Auskünften ans ſehr entiernten Orten u. dgl. 
notbmwendig waren, oder weil der Beihuldigte felbft, oder wichtige Zeugen durch längere Zeit 


wegen Krankheit nicht vernommen werden konnten u. m. A.) Durch längere Zeit (ats even 
nad) der gewöhnlichen Procedur nöthig geweien wäre) verhaftet (d. h. wirklich feiner verfün- 
lichen Freiheit beraubt, wenn gleich nur im der bie und da üblihen ſogenaunten einftweifigen, 
orer proviſoriſchen peligeilihen Verwahrung) war," — diefe ſchuldlos ausgeftandene 
Beraubung feiner Freiheit mit der Wirkung eines Milderungs- 
Umftandes in Rechnung zu bringen. — — — 

Da unfer Gefeg — wie fhon Seite 573 u. 574 nadhgewiefen 
wurde — aud die vorftehenden Milderungs-Umſtände nur beifpiels- 
weije aufgezählt Hat, fo fteht Nichts entgegen, ähnliche Umftände, 
aus weldhen, a contrario mit den im 8.43 rücfihtlih der Erfhwerung 
der Schuld feftgeftellten Grundfägen, auf das Dafein einer minder ge- 
fährlichen fubjectiven Befhaffenheit des Schuldigen ge 
hlofjen werden kann, als Milderungsgründe in Rechnung zu bringen. 
Sole Umftände wären z. B. wenn der Schuldige mehr der Ueberredung, 
Verheißung, Verführung, Berlodung oder Täufhung durch Andere, als 
einem aus eigenem Antriebe gefaßten Entfehluffe gefolgt ift; — wenn er bei 
der Ausführung des Verbrechens Schüchternheit, Unentfchloffenheit, mehr- 
maliges Schwanfen oder Wiederzurückgehen von dem Entfchluffe gezeigt; — 

35 * 
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wenn zahlreiche, verfchiedenartige und mächtige Anläffe und Lockungen 
(Beweggründe für die Selbſtſucht oder die Sinnlichkeit) zu dem Ber- 
brechen vorlagen; — wenn das Berbrehen von dem Thäter an feinem 
perfönlihen Feinde, oder an folchen Perfonen, die ihm früher Böfes zu- 
gefügt haben, begangen wurde;*) — wenn der Thäter während der 
Unterfuhung nicht blos durch das abgelegte Geftändnig (vergl. oben 
lit. h), fondern au auf andere Weife große Reumüthigkeit und innere 
Zerfnirfhung oder Beſchämung gezeigt hat, die jedoh wohl von der 
Heuchelei des gewandten Gauners unterfchieden werden muß u. f. f. u. ſ. f. 
Ebenfo würde der Richter gewiß nicht gegen den humanen Geift unferes 
Geſetzes verftoßen, wenn er nach Analogie mit der unter lit. k vorfom- 
menden Beftinnmung einem Unterfuchten au den Umftand mit der Wir- 
fung eines Milderungs» Grundes der Strafe in Rechnung brächte, wenn 
derfelbe etwa im Laufe der Unterfuchung ohne fein Berfhulden durch 
die Roheit eines Gefangen: Auffehers, oder gar durch ungefeßliche Vor— 
gänge von Seite des Unterfuhungs » Richters, 3. B. durch Zufügung von 
gefeglih abgefchafften |. g. Ungehorfamsftrafen (vergl. die Anmerkung * 
auf Seite 395 u. 396), oder duch ein zufällig fchlechtes oder gefund- 
heitnachtheiliges Unterfuhungs-Gefängnig mehrere oder größere Uebel 
erduldet hat, ald das Geſetz des Zweckes der Unterfuhung willen als un- 
umgänglih nothwendig vorgefchrieben hat. — 


$. 47. 6. 40.) 


hy, Auß Der Ber Milderungs-Umſtände in Rüdfiht auf die Beſchaffen— 
That.  Heit der That find: 

a) wenn es bei dem Verſuche geblieben ift, nah Maß, als 
der Verſuch noch von der VBollbringung des Verbrechens 
entfernt gewefen; 

b) wenn das Verbrechen mit freitwilliger Enthaltung von 
Sufügung größeren Schadens, wozu die Gelegenheit 
offen fand, verübt worden; 

ce) wenn der aus dem Verbrechen entftandene Schade ge: 
ring ift, oder wenn der Befchädigte volllommenen Er: 
fag oder Genugthuung erhält. 

) Selbft der Umftand, dag — zumal in Zeiten großer Noth — Eigens 
thums-Verletzungen an folhen Reihen begangen werden, die zugleih dur 
ihre Hartherzigkeit, durch wucherliche Vedrückungen, durch Abpreffungen gegen 
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Die Eingangsworte des vorftehenden Baragraphes, gleichwie deffen 
Randgloffe geben dafür Zeugniß, daß der Gefeßgeber hier zunächſt nur 
objective, d. h. ſolche Milderungs »Uimftände beifpieläweife geltend 
machen wollte, welche eine geringere objective Größe der durch die 
That berbeigeführten Rehtverlegung oder Rehtgefährdung 
wahrnehmen laffen (Seite 551 — 556), obgleich fich in concreten Fällen 
die Sonderung des objectiven Elementes von dem fubjectiven praktiſch 
oft nicht Durchführen läßt, fondern vielmehr jeder folder die Schuld ob- 
jectiv geringer darftellende Umftand zugleih auf eine geringere Theil« 
nahme des Willens, d. h. auf das gleichzeitige Mit-Eintreffen eines fub- 
jectiven Milderungs »Umftandes ſchließen läßt. Dieß ift namentlich 
ausnahmslos der Fall rüdfichtlich des in der lit. b dieſes Paragraphes 
feftgeftellten, dann aber auch in Beziehung auf den unter tit. a erwähnten 
Umftand der Fall, wenn das Nichtgelingen des DVerfuches in minderer 
Intenfität des böfen Willens, minder reifer Ueberlegung, minder ſorg 
fältiger Vorbereitung zu dem Verbrechen u. dgl. beruht hatte. — 

Was nun insbefondere den unter 

lit, a 
vorkommenden Umftand betrifft, fo find die von unferem Geſeztze rüdficht- 
lich der Beftrafung des (nur überhaupt ftrafbaren) Berfuches eines 
Verbrechens angenommenen Grundfäße bereits bei der Erläuterung des 
$. 8 (Seite 297 — 301) auseinandergefeßt worden. Unfer Gefeg hat 
erklärt, daß jede über ein Verbrechen überhaupt gegebene Beitimmung, 
und namentlih auch jede auf das vollbrachte Verbredhen verhängte 
Strafe — in der Regel au für das verfuchte Verbrechen zu 
gelten, und nur in Anfehung des letzteren der allgemeine Milderunge- 
Umftand in Anwendung zu bringen fei, daß es eben nur bei dem Ver— 
ſuche geblieben ſei. — 

Bei der weiteren Frage aber, in wie weit, d. h. in welchem 
Maße die Strafe des vollbradhten Verbrechens auch auf das verſuchte 


Arme, durch Zurüdhaltung aufgefpeicherter Lebens» Borräthe u. f. f. das Mit: 
gefühl Aller empören, muß pſychologiſch als ein die Echuld der Straf: 
baren wirflih mildernder Umftand in Rechnung fommen. Allein — „ge: 
fährlich ift’8, den Leu zu wecken!“ — Werden Milderungen der Strafe von 
Seite der Richter aus ſolchen Gründen laut, fo find dem Vorurtheile und 
der Rache-Wuth einer aufgeregten Volksmenge auch alle Schleußen geöffnet, 
um daraus die behördlihe Billigung communiftiiher und focialiftifcher Be— 
wegungen, und felbft der mildeften Erceffe fogenannter. Volks-Juſtiz zu 
folgen! — 
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Berbrechen angewendet werden fol, hat unfer Gefeß den Borgang der 
meijten früheren deutſchen Gejeßgebungen, welche befondere Strafnormen 
wenigſtens für den entfernten, für den nicht beendigten und be- 
endigten Verſuch feftftellen, verlaffen, und in der vorftehenden Gefeßes- 
ftelle Durch deren weite Kaffung, aus guten Gründen (vergl. oben auf Seite 
333 die Anmerkung), al’ diefe Unterfheidungen und Eintheilungen gänzlich 
aufgegeben, und hat es — gleichwie in neuefter Zeit auch das k. preuf. 
Strafgefes ($. 33) — der vernünftigen Beurtheilung des Richters anheim- 
geftellt, inwieferne er nach Verfchiedenheit der conereten Falle den Verſuch 
eines Verbrechens ala der Vollendung deffelben noch entfernt=, oder 
ihon nahe-, oder gar nächſtſtehend erkennen, umd hiernach auch die 
für das vollbrachte Verbrechen verhängte Strafe auf den bloßen Verſuch 
deffelben im annähernd geringften, mittleren oder höchſten Ausmaß in 
Anwendung bringen möge (vergl. die Erläuterung der 88. 48, 53 und 
54). — 

Im Grundfage alfo mug auf das verfuhte Verbrechen in 
allen Fällen, wo das Gefeß für den Verſuch nicht fpecielle Strafnormen 
feftgeftellt hat (vergl. Seite 298 unter lit. b), die nemlide Straf: 
Art und derfelbe Straf-Satz angewendet werden, welche auf das voll: 
brachte Verbrechen feftgefegt find. Hat daher das Gefek irgendwo bei 
dem vollbrachten Verbrechen wegen des Daſeins von Milderungs » Um: 
fänden eine geringere Strafart oder einen Fleineren Straffaß; — oder 
beim Eintreten gewiffer ErfhwerungssUmftände eine fchwerere Strafart oder 
einen größeren Straffaß verhängt, fo müffen diefe Strafarten oder Straf- 
füge auch bei dem unter eben diefen mildernden oder erfchwerenden Um: 
ftänden begangenen Verſuche diefes Verbrechens in Anwendung kom: 
men. Dieß thut fih praftifh Fund im jenen häufigen Fällen, wo unfer 
Gefeß entweder mit der allgemeinen Kormel: „bei erfhwerenden — 
oder befonders erfchwerenden — Umftänden“, oder mit fpecieller Aus- 
zeichnung gewiſſer erfchwerender Umftände einen größeren Straffaß, und 
bie und da nebftbei auch — ftatt der für das beftimmte Verbrechen in der 
Regel einfachen Kerkerftrafe — den ſchweren Kerfer feftjeßt, wie dieß in 
den 88. 70, 71,75, 77,79, 82, 84, 86, 87, 88, 89, 91, 94, 97, 100, 
103, 119, 123, 150, 154, 178, 179, 182, 184, 186, 202, 203, 204, 
208, 210, 213, 215, 218 und 221 der Fall ift. — In all’ diefen Fällen 
hat daher der Richter, wenn das in den vorftehenden Paragraphen voraus: 
geſetzte Verbrechen unter den dafelbft erwähnten erfchwerenden Umſtän— 
ftänden auch nur verfucht worden ift, ebenfo wie in jenen Fällen, wenn 
zwar die verbrecherifche That ſelbſt vollendet wurde, allein die bezeichneten 


1 Strafgef. T. Chl. IV. Haupt. &. 37.) 599 [Von Milderungs-Umfländen.] 


einen höheren Straffaß begründenden Erſchwerungs-Umſtände für fi 
felbft nicht vollendet, fondern nur im Stadio des Verſuches vorliegen, 
den erwähnten höheren Straffag (jedoh, nah Maßgabe der in dem 
nächſten Hauptftücde vorfommenden Beftimmungen über die Anwendung 
von Milderungs = Umftänden, mit geringerer Ausmeffung der Strafdauer 
innerhalb diefes Straffaßes eben wegen des Verfuches) zur Richtfehnur 
zu nehmen. Hat daher 3. B. Jemand ein Gericht in feiner Wirkfamteit 
gewaltthätig zu ftören unter befonders erfchwerenden Umftänden verfucht 
($$. 76 und 77), oder eine boshafte Beſchädigung des Staatstelegraphen 
mit befonderer Bosheit zu begehen verſucht (58. 89 und 90): — 
oder durch das verfuchte Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt einen 
großen Schaden zwar nicht wirklich herbeigeführt, aber herbeizuführen ges 
firebt ($$. 101 und 103); oder das Verbrechen der fihweren körper— 
lichen Befhädigung unter erfhwerenden Umftänden auch blos verfucht ° 
(88. 152 — 154), oder einen verbrecherifchen Diebftahl überhaupt unter 
erfchwerenden Umftänden ($. 178, zweiter Abſatz), oder mehr ala 300 fl. 
mit befonderer Verwegenheit, Gewalt oder Arglift zu ftehlen verſucht; 
oder hat er, betreten bei dem Verſuche eines Diebftahle, Gewalt gegen 
eine Perfon anzuwenden verfuht ($. 179*), fo find gegen den Verfuch 


*) Die im Terte vorfommende Behauptung wurde von mit ſchon in 
ber früher bezogenen Erörterung (Seite 297—301) aus dem flaren Wortlaute 
der in dem gegenwärtigen Gefege neu hinzugefommenen Zufag » Unords 
nung des $. 8 abgeleitet; fie hat aber feither namentlih in Beziehung auf 
das ebendafelbfi (Seite 301) erwähnte Beifpiel: „daß auch derjenige, welcher 
erweislich mehr ald 300 Gulden zu ſtehlen verjucht hat, nach dem Straf: 
fage des $. 179 zu behandeln fei“, zum Theile Widerfpruc erfahren. Würth 
erflärt nemlich (in der Gerichtäzeitung Nr. 125 vom J. 1852, Seite 495) 
diefe Enticheidung nah dem Wortlaute des $. 179 ala fehr zweifelhaft, ob« 
gleich er zugefteht, daß fie der Abſicht der Gefepgebung bei der Aufnahme 
der ebenerwähnten Schlußanordnung des $. 8 vollfommen entfprede. 

Ih habe dagegen auch anderwärts von gewiegten Juriſten Einwen- 
dungen erheben hören, und darum fei, bei der großen praftifchen Wichtigkeit 
und bei dem faft täglichen Vorkommen von Rechtsfällen, welche in dieſe Frage 
einfchlagen, die Würdigung der erhobenen Einwürfe fon hier am Platze! — 

Man bemerkt dagegen, fo viel mir befannt wurde, Folgendes: 

a. „Das Gefep habe im $. 179 den höheren Straffaß für den Fall 
eines Diebftahld von mehr ald 300 Gulden mit Harem Worte nur unter der 
Borausfegung angeordnet: „wenn die Summe ded Geftohlenen (alfo 
des wirklich Entzogenen, oder durch den vollbrachten Diebſtahl 
Weggenommenen, aber nicht des zu ſtehlen nur Verſuchten) 
mehr als 300 Gulden betrage.“ — Es ſei daher der $. 179 vermöge ſeines 
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dDiefer Verbrechen ebenfalls die in den erwähnten Paragraphen ausge⸗ 
zeichneten höheren Straffäge in Anwendung zu bringen. — 
Der unter der | 
lit. b 
des vorftehenden Paragraphes erwähnte Milderungs » Umftand ift zwar 
feiner unmittelbaren Wirkung nah ein objectiver Unftand, da 


—— 





Wortlautes eine derjenigen Ausnahmen von der im Nachſatze des $. 8 
als Regel feftgeftellten Schlußanordnung, welche bereitd ebendafelbt vor: 
behalten worden find. Rüdfichtlih de? erften im $. 179 vorkommenden 
Falles fei nun eben durch diefen Paragraph eine befondere Ausnahme 
von bem $. 8 dahin angeordnet worden, daß der dafelbit verhängte Strafſatz 
nur bei dem vollbrachten Berbrehen des Diebftahld, und keineswegs 
auch auf den Berfuh anwendbar fe.“ — 
Allein hat denn das Gefeg im 8.179 auch nur mit einer Sylbe an- 
gedeutet, daß ed dafelbft eine Ausnahme von der Kegel des $. 8 anordnen 
wollte oder feftgeftellt habe. Das Gefep fprüht im $. 179 zunächft nur die 
Strafe ded vollbrachten Diebſtahls aus, im vollen Einklange mit der von 
dem Gefepe gegebenen Begriffd-Beftimmung des Diebftahld, die ed im 
8. 171 ebenfalld nur von dem vollbradten, aber nicht auch von dem 
verfuhten Diebftahle hernimmt,. fowie im Ginklange mit dem übrigen 
beim Diebftahle beobachteten Syſteme, wornah es in dem ganzen davon 
handelnden (2iften) Hauptiftüde für den Berfuch des Diebitahld nirgends 
eine eigene Strafe feitgefegt hat. Es hat indbefondere in den $$. 173—176 
immer nur don „(wirflih) geftohlenen und entwendeten Saden“, fo: 
wie von „verübtem und vollbrahtem Diebſtahle“ gehandelt, und doch 
zweifelt Niemand, daß alle diefe Gefegeäftellen felbft ſchon nah dem alten 
Gefege (88. 153—156), welches doch die Zuſatz- Anordnung ded nunmehrigen 
$. 8 nicht hatte, allerdings aud auf den Verfuch des Diebſtahls an: 
wendbar feien. — — Unſer Gefeg hat alfo bei dem Diebftahle, gleichwie 
in allen übrigen analogen Öefegesftellen, die oben im Terte bezogen 
wurden, mo nemlich wegen gewiſſer Erfhwerunge-Umftände ein höherer Straf: 
fag feftgefegt wird, durchgängig und confequent nur von dem gewöhn: 
lien Falle des vollbrachten Verbrechens gehandelt, aber auch eben deß— 
wegen, um nicht bei jedem einzelnen Verbrechen den banalen Zuſaß 
wiederholen zu müffen, daß dieß auch von dem Verſuche dieſes Verbrechens zu 
gelten habe, unter den allgemeinen (d. b. fih auf alle Verbrechen be- 
ziehenden) Anordnungen ded erſten Hauptftüdes den durdhgreifenden 
Grundfag aufgeftellt: „Jede für ein Verbrechen überhaupt gegebene Beftim: 
mung, und namentlich auc jede für das vollbrachte Verbrechen gegebene 
Straf-Befimmung gilt auch für das verfuchte Verbrechen und deffen 
Beftrafung, wenn nicht das Gefeg (bei den einzelnen Strafen) befondere 
Ausnahmen anordnet.” — Eine ſolche Ausnahme müßte daher, um bei einem 
einzelmen Verbrechen zur Geltung fommen zu dürfen, nicht blos deßhalb, 
weil fie eben eine Ausnahme ift, und weil fonft immer für die Regel die 
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er die That, d. h. den objectiven durd fie herbeigeführten Schaden 
wirklich relativ geringer darftellt, als derjelbe mach der jonfligen Ber 





Bermuthung flünde, fondern noch überdieß vermöge des ausdrüdlihen 
und klaren Wortlauted des 8. 8 — in dem einzelnen Ausnahmd » Gefepe insbe: 
fonbere, d.h. dod wohl ausdrücklich und beftimmt, mit deutlichen Worte 
feftgeftellt fein, wie dieß in den von mir bereitd auf Seite 298 hervorgehobenen 
Ausnahmsfällen auch wirklich gefchieht. — An diefer Stelle aber, im 
8. 179 nemlich, ſollte das Geſetz ſtatt ausdrücklicher Hervorhebung, die Feft- 
ftellung einer folhen Ausnahme auf Einmal nur einer indirecten und fehr ſchwan— 
kenden Schlußfolgerung aud einem allgemeinen Ausdrude („Summe 
des Geſtohlenen“), der fich doch eben wieder nur auf den gewöhnlichen Fall, 
d. h. auf die Regel bezieht, überlaffen haben!? — Die Anhänger der Anficht, 
daß durch diefen Ausdrud das Gefep den Fall des verfuhten Diebftahld habe 
ausſchließen wollen, verlangen dadurch, daß die Befeggebung, um nad 
ihrem Sinne zu tertiren, nah jener unlogiihen Methode hätte 
vorgehen follen, wornad fie trog dem, daß fie voraus (im $. 8) ſchon 
in einer allgemeinen Regel die Anwendbarkeit jeder über das vollbrachte 
Berbrehen gegebenen Beftimmung auch auf den Berfuch vorgezeichnet hatte, 
dennoch bei jedem einzelnen Falle, wo eben diefe Regel zur Anwendung 
tommen fol, diefe Regel ausdrüdlih wiederholt haben ſollte. — Unfere 
Gejepgebung bekannte fih aber zu der entgegengefegten Methode, ' die 
fonft ald das Ergebniß der natürlichen Denklehre gefhildert wird, daß man 
nemlih eine vorausgeſchickte allgemeine Regel nicht bei jedem einzelnen 
Falle der Regel zu wiederholen brauche, ja um nicht neue Mißverftäubdniffe 
zu erzeugen, gar nicht wiederholen ſoll, fondern daß man vielmehr wur 
dann, wenn man von diefer Regel eine Ausnahme feftfegen will, dieß aus- 
drüdlichh anzuordnen habe. Die Anhänger diefer entgegengefepten Anſicht 
deuteln aus dem $. 179 die Behauptung heraus: „daß derſelbe fih nur oder 
ausfchließend auf den (mwirklih) vollbrachten Diebftahl zu beziehen habe“, 
welche doch weder im Wortlaute eben dieſes Paragraphes, und nod) weniger 
in der Ratio legis gelegen ift, die den Gefepgeber überhaupt zur Gleich— 
haltung des verfuchten Berbrehend mit dem vollbrachten beflimmt haben 
fonnte, außerdem aber den $. 8, und zumal den im gegenwärti» 
gen Gefege neu binzugefommenen Zufag defjelben, vornehm 
ignorirt, oder vielleicht darum über Bord werfen will, weil eben dieſer 
Zufag eine big dahin in der Praris ziemlich allgemein herrfhende, und darum 
vielen Praktikern liebgewordene oder mindeſtens altgewohnte Anficht zer: 
för. Man bat nemlih den Fall der Frage nah dem alten Gejege ($. 159 
des I. Theild) wirklich ziemlich allgemein nah der entgegengefegten An- 
ficht dahin entfchieden, daß derfelbe nah dem dürren Worte, „Summe dee 
Geſtohlenen“ auf den blos verſuchten Diebltahl nicht anwendbar fei. — 
Ich geftehe, daß mir diefe Anficht auch ſchon nach dem alten Gefepe von 
jeher problematifh fchien, weil ja doch auch damals fchon der $. 7 (des 
früheren Gefeges) feftgefept hatte: „daß der Verſuch eines Verbrechend das, 
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fhaffenheit der verbrecheriſchen Handlung hätte fein können. Allein in 
der Faffung, wie ihn das Gefek befchränft, kann er nur dann eintreten, 


i. e. das nemliche, wie das vollbrachte Verbrechen fei” (wergl. oben Seite 
297), und daß daher die für das vollbrachte Verbrechen gegebenen Beftim- 
mungen und Strafnormen in der Regel auch auf dad verfuhte anzu: 
wenden feien; und weil überdieß mehrere analoge Anfragen —: „ob nemlich ge 
wife von dem Gefege zunächft nur für ein vollbrachtes Verbrechen gegebene 
Strafnormen au auf den Verſuch dieſes Verbrechend anzuwenden feien ?* — 
von der höchſten Gefeggebung felbft, in den Hofdecreten vom 19. Auguſt 
1814, Nr. 1098 und vom 6. März 1838, Nr. 261 der 3. ©. ©. (letzteres 
namentlich in Beziehung auf den Diebftahl), fehen aus der erwähnten all» 
gemeinen VBorfchrift des $ 7 bejahend beantwortet wurden. Doch — laffen 
wir diefe Bedenken gegen die nach dem früheren Geſetze praftifch gewordene 
Anficht zur Seite, fo kann ja doc) nicht wegdifputirt werden, daß dag neue 
Gefeg ebendeßhalb, um den ewigen Zweifeln über die Beftrafung des 
Berfuches eined Verbrechens zu begegnen, und um insbefondere aud) 
bei dem Diebſtahls-Verſuche die über die Anwendbarkeit des 
höheren Straffaged des $. 159 (ded alten und 8. 179 des neuen Ge: 
feßed) in der Praris herrſchende negative Anficht wenigftend 
für die Zufunft zu befeitigen, die Zuſatzanordnung zur allgemeinen 
Berfuchsbeftimmung ($. 8) eingefügt habe, und daß daher diefe fortdauernde 
Berufung auf die frühere Prarid, — der beftimmteften Berfügung des Geſetz— 
geberd im neuen Gelege geradezu entgegenſtrebe. — 

Erheblicher fcheint im erften Anblide 

b) eine andere, gegen die hier verfochtene Anſicht aus dem $. 203 unſeres 
dermaligen Geſetzes hergeholte, Einwendung. — „In diefem Paragraphe habe 
nemlih — fo wird eingemendet — der höchſte Geſetzgeber, trog dem, daß er zuerft 
anordnet, daß beim Betruge der höhere Straffag einzutreten habe: „wenn der Be 
trug oder Werth, den fih der Thäter durch das Verbrechen zugewendet bat, die 
Summe von 300 Gulden überfteigt“, dennoh ausdrüdlich den Zufag und 
zwar im jegigen Gefege neu beigefügt: „oder worauf die Abfidt 
gerichtet gewefen ift“. — Dadurch aljo, wird nun weiter gefolgert, daß das 
Geſetz bier ded Verſuchs-Falles ausdrücklich erwähne, habe es aner- 
kannt, daß die Anwendbarkeit der vorausgehenden, zunächſt nur vom voll: 
brachten Verbrechen des Betruged handelnden Beftimmung eined höheren 
Straffaped, auch auf den Verſuch fih nicht von felbft verſtehe. Würde 
ſich nad der Anfiht des Geſetzgebers die Ausdehnung ded für den voll: 
brachten Betrug angeordneten höheren Strafſatzes auch auf den Verſuch 
fhon aus der allgemeinen Vorſchrift des $. 8 ergeben, fo hätte fich ja 
dad neue Gefek im $. 203 eined unbegreiflichen Pleonasmus ſchuldig ge 
macht. Hieraus ergebe fih aljo für den font aanz analogen 8. 179 die 
Schlußfolgerung, daß auch bier unter die für den vollbrachten Diebftahl feft- 
geiepte Beftimmung keineswegs auch der verfuchte Diebftahl jubfumirt werden 
dürfe, ja daß der Gefepgeber diefe Beftimmung bei dem Diebftahle auf den 
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wenn er zugleich aus einem fubjectiv minder gefährlichen Vorſatze her- 
vorging, d. h. wenn er fih zugleich als ein fubjectiver Nilderungs— 


Verſuch nicht ausdehnen wollte, fonft hätte er e8 ja eben fo ausdrück⸗ 
lich angeordnet, wie er es bei dem Betruge getban hat.” — 

Allein ganz abgefehen von der wohl Jedermann in die Augen fpringenden 
Bemerkung, daß ed gerade unbegreiflich, ja ungereimt wäre, daß der Gefepgeber 
den Betrug, den er fonft im Allgemeinen in Beziehung auf Beftrafung doch mil- 
der hält, ald den Diebftahl (vergl. den $. 178 mit 8. 202), von diefem Grundſatze 
auf einmal rüdfichtlich des Berfuches" eine Ausnahme machen, und den Verſuch 
des Betruges relativ ſtrenger, als den Verſuch des Diebſtahls beſtrafen 
ſollte; — zeigt ſich bei etwas tieferer Nachforſchung nach den Gründen, 
anf welchen der erwähnte neue Zuſatz des 5. 203 beruht, das völlig Un— 
gegründete der eben erwähnten Einwendung. — Es muß hierbei vor Allem 
die eigenthümliche Definition ded Betrugs in's Auge gefaßt, die un: 
fer Geſetz ($. 197) abweichend von den meiften übrigen europäifchen Straf: 
gefepgebungen aufftellt. Es ift nemlih nah unferem Geſetze der Betrug 
nicht nothwendig eine „aus Gewinnſucht“ feimende Geſetzes-Uebertretung; 
es kommt dabei wefentlih gar nicht darauf an, daß der Betrüger fi 
felbft einen Bortheil zuwenden wollte (wenn dieß aud dergewöhn» 
liche Fall fein wird), fondern ed ift zum Betruge nah unferem Gefege in 
Beziehung auf den dolus einzig und allein die Abſicht wefentlih: „daß 
dadurch Jemand an feinem Eigenthum oder an anderen Rechten Schaden 
leiden ſoll“. — Bei Feftftellung des höheren Straffages für den erften Fall 
de? 8. 203 hatte aber dad dermalige Gefeg, gleihmwie auch wörtlih damit 
übereinftimmend ber $. 182 des 1. Theild des früheren Befeged, nur den 
gewöhnlichen Fall des Betruges im Auge, daß nemlich der Thäter durch 
den Betrug ſich felbft einen Vortheil zuwenden wollte. Nun entitand 
für dad neue Geſetz, welches den im $. 8 audgefprocdhenen Grundfag der 
Sleichftellung des Verſuches mit dem vollbrachten Berbrechen conjequent burch- 
führen wollte, die weitere Frage: ob die obige Beſtimmung: „hat ſich der 
Thäter mehr ald 300 Gulden zugewendet“, auch auf den Fall anwendbar 
fein würde: „wenn er fih einen folhen Betrag erweislich nur zumenden 
wollte?“ — An der Bejahung diefer Frage konnte nach dem neuen Ge 
feße aus der bisher erörterten allgemeinen Borfchrift des 8. 8 fein Zweifel 
fein; dafür alfo war feine weitere Zuſatz-Beſtimmung im $. 203, und 
feine ausdrüdliche Verfügung nothwendig. — Allein das Geſetz mußte, wenn 
ed niht mit Grund ded Mangels an Umfiht befhuldigt wer- 
den follte, im Rüdblide auf die eben erft dargelegte eigenthümliche 
Definition ded Betruges aud noch den weiteren all in’d Auge faſſen, wie 
8 denn zu halten fei: „wenn der Betrüger durch den Betrug nicht ſich 
felbft einen Bortheil zumenden, fondern nur einem Andern im Betrage 
von mehr als 300 Gulden fhaden, oder etwa einem Dritten einen 
fo großen Vortheil zumenden wollte?“ Diefe Fälle hätten trog der allge 
meinen Vorſchrift des $. 8 ohne ausdrückliche Anordnung nicht unter 
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Umftand geftaltete. Das Geſetz hat nemlich das Eintreten des vorftehenden 
Milderungd-Umftandes zugleih an Bedingungen gefnüpft, die es in 


u 


den erften Sab des 8. 203: „hat der Thäter fih einen Bortheil zuge» 
wendet” fubfumirt werden fönnen, da er ja in diefen Fällen in feiner 
Weife „ſich ſelbſt“ einen Bortheil zuzuwenden auch nur verfucht hat. 
Darum alfo war der neue Zufap im $. 203 nothwendig, damit -nemlich 
der höhere Straffag deſſelben aud in dieſen Fällen zuverläffig zur Anwen: 
dung gebracht werde. Darum bat ihn aber aud das neue Gefeg nicht etwa 
in jener allgemeinen Form gefaßt: „wenn der Betrug nur verfucht wurde — 
oder wenn der Thäter fich (ſelbſt) einen fo großen Bortheil zuzumenden ver: 
fucht hat“, womit er allerdings eine pleonaftifche Wiederholung des $. 8 
auögefprochen haben würde; fondern das Gefep hat diefe Zufah-Anordnung mit 
wohlerwogenem Worte in einer ſolchen Faffung gegeben („worauf die Ab- 
fiht gerihtetgemwefen“), wodurd eben nur die erwähnten zwei Fälle aus— 
drücklich eingefchloffen wurden, die fonft um fo zuverläffiger ausgefchloffen gewefen, 
oder doch zweifelhaft geblieben wärcn, ald zwei Erläuterungd-Berordnungen des 
n. 5. Appellationd-Gerichtes vom 25. Auguft 1827, und 11. April 1828 zum 8. 182 
(ded alten Gefeged) — welche durch Maucher's beide Sammlungen in der 
Prarid aller Orten befannt und von ihr auch allenthalben vorherrfchend beobachtet 
wurden — der erwähnten Gefegeöftelle geradezu die entgegengefehte Deu: 
tung, nemlih den Sinn unterlegt hatten, daß die Deftimmung deffelben aus- 
fhließend auf den Fall anwendbar fei: „wenn der Thäter fih ſelbſt 
einen Bortheil wirklich zugemwendet hat.” Wollte daher dad neue Gefek 
diefer Anfiht für die Zukunft begegnen, fo lag für die bermalige Geſetz— 
gebung auch hiſtoriſch eine Nothwendigkeit vor, das Gegentheil davon im 
Gefege ausdrücklich zu erklären. — Darum hat endlich das Gejeg, eben- 
falld mit reifer Erwägung, einen ſolchen Zufag nur bei bem erften der drei 
im $. 203 erwähnten Fälle gemacht, weil er nur bei dDiefem nothwendig war: 
bei den übrigen Fällen dieſes 8. 203 aber, fowie im $. 179 einen folchen 
Zufag nicht gemacht, weil er fih an allen diefen anderen Stellen aus dem 
8. 8 von felbft ergibt, weil er überall da wirklich ein Pleonasmus gemwefen 
wäre, und weil daher das Gejeg durch die Erfüllung des von Mehreren ge- 
äußerten Wunſches: „ES wäre zweckmäßig gewefen, daß das Geſetz ebenfo, 
wie im $. 203, aud im $. 179 des Verſuches des Diebftahld ausdrück— 
lich Erwähnung gethan hätte“ fich nicht blos einer Sünde gegen eine fo 
wichtige Gefepgebungd-Marime: „nichts Ueberflüffiges im Gefege zu flatuiren” 
fhuldig gemacht, fondern ganz gewiß neue Zweifel angeregt hätte, ob nemlich 
dadurch nicht menigftend a contrario geradezu rüdfichtlih aller anderen 
Bunkte diefer beiden Paragraphe (58. 179 und 203) die Ausdehnung auch 
auf den bloßen Berfuh, beziehungsweife die Ausſchließung der Regel des 
8.58 bei diefen Fällen ausgefprochen werden isollte u. f. f. — — Un dieſer Be— 
trachtung ded wahren Sinnes deö $. 203, und der ihm zur. Folie liegenden 
Gründe dürften daher wohl auch alle gegen die von mir vertheidigte Inter— 
pretation des $. 179 aus dem Hinblide auf den $. 203 hergenommenen Argu— 
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Wahrheit verbürgen, daß in dem Thäter der Damon, welcher Anderen Böfes 
zuzufügen trachtet, minder intenfiv wirffam war. „Es muß die Belegen- 


mentationen: „daß nemlich dieſer leptere Paragraph angeblich pleonaftifchen 
Inhalt wäre, im Widerfpruche mit dem $. 179 ftünde u. ſ. f.“ — völlig 
Icheitern. — 

Eine legte Einwendung endlich gegen bie hier verfochtene Anficht wurde 
mir aud noch bemerkt, und wird 

ec) aus der Erwägung hergeholt: „daß man bei confequenter Durd- 
führung derfelben behaupten müßte, daß hiernach auch die Beträge der von 
demfelben Thäter vollbrachten Diebftäble mit den von ihm nur ver- 
ſuchten Diebftählen in Eine Summe zufammengerechnet werden müßten, 
und daß daher 3. B. derjenige, der einen Diebftahl von 200 Gulden voll- 
bracht, und einen zweiten ebenfalld von 200 Gulden nur verfudht babe, 
zufammen eines Diebftahld von mehr denn 300 Gulden fchuldig, und daher 
ebenfalld nah $. 179 zu behandeln wäre. Dieß aber, wendet man nun ein, 
wäre abfurd; denn der Gefeggeber könne ja naturgemäß doch nur gleich- 
artige Größen in Eine Summe zufammenrechnen laffen (vergl. oben Seite 
476), bei der obigen Gomputation würden aber ganz ungleihartige (heterogene) 
Größen, wirklich geftohlene und zu ftehlen nur verſuchte, oder richtiger! 
„geſtohlene und nicht geftohlene Gegenſtände“ (Sein und Nicht: 
fein!) „in Eine (homogene) Summe zufammengerechnet.” — — 

Die aus der vertheidigten Anficht gezogene Conſequenz muß zugegeben 
werden: allerdings find die Beträge eines vollbrachten Diebftahle mit jenen 
des bloßen Diebftahld - Verfuches zufammen zu rechnen: allein der hieraus ge 
folgerte Borwurf einer dadurd angeblich dem Gefege aufgebürbeten Ungereimt: 
beit ftellt fih bei näherer Prüfung als ungegründet dar. Dad Geſetz hat 
einmal im Grundfage (8. 8) das verfuchte Verbrechen dem vollbradıten 
gleihgeftellt, fomit beide Modalitäten der Begehung eined Verbrechens 
doch zuverläffig ald einander homogen erklärt; und hiernach dürfen nicht 
blos, fondern ed müffen nad der beftimmten Borfchrift des Gefepes bie 
Begenftände des vollbrachten und des verfuchten Diebftahld, eben meil fie 
beide „Diebftabl8-Gegenftände“ find, zufammen in Eine Summe ge 
rechnet werden. Wenn man hiernah den realen Gehalt der in dem Ein- 
wurfe liegenden Wort- Spielerei prüft, fo zeigt fih der allerdings durch 
Wi blendende Trugſchluß. Es werden nemlich in dem vorausgeſetzten Falle 
feinedwegd „geftohlene und nicht geftohlene”, ein „feiended und ein nicht 
feiended Berbrechen“, fondern vielmehr die Gegenftände „zweier wirklich 
begangenen Verbrechen der nemlihen Gattung und Art, alfo homo— 
genfter Natur” in Eines zufammengeredhnet, da denn doch dad verſuchte 
Berbrehen des Diebftahld nah unferem Geſetze fowohl, ald nah den Ge— 
fegen aller Welt ebenfowohl ein „wirklih begangenes Verbrechen“ ift, 
ald das „vollbrachte Verbrechen des’ Diebftahld”. — Die vorgeiworfene Unzu— 
tömmlichkeit der Gonfequenzen dürfte vielmehr auf die Gegenanfiht zuräd- 
fallen. Behauptet man nemlih, daß die Beträge eined verſuchten Dieb⸗ 
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heit zur Zufügung größeren Schadens (seil. als durd das Verbrechen wirklich ver- 
übt worden if) offen geftanden fein“, und, wie fih aus dem Zufammen- 
hange des Ganzen von felbft ergibt, dem Thäter zugleih bekannt ge- 
wefen fein, der Thäter aber „das Verbrechen mit freiwilliger Enthaltung 
von Zufügung diefes größeren Schadens verübt haben”. Diefe Richt- 
zufügung eines größeren Schadens muß daher ihren Grund in dem 
Willen oder eigenen, feies vor oder während der That, gefaßten 
Entſchluſſe des Thäters, und nicht etwa in feiner Unvermögenheit, in Der 


ſtahls mit jenen eines vollbrachten nicht zufammen zu rechnen feien, fo würde 
wohl derjenige, der 3. B. 30 Gulden, fei e8 in Einem oder in mehreren An- 
griffen, zu ſtehlen nur verfudht hat, nad der wortklaten Vorſchrift der 
88. 8, 171 und 173 und nad der hierüber felbft nad dem alten Gefege 
einftimmigen Prarid zweifellos des verfuchten Verbrechens ded Diebſtahls 
fhuldig fein; derjenige hingegen, der etwa in zwei Angriffen einen Diebftahl 
begangen und das erftemal 3. B. 24 Gulden wirklich geftohlen, das zweite 
mal aber nur 6 Gulden zu ftehlen verfucht hat, d. b. derjenige, der doch 
viel Gefährlichereg gethan, eine größere Schuld vollbracht hat, nur 
zweier Uebertretungen fchuldig fein!! — Un den Früdten möge man 
die Blüthe erfennen! — 

Zum Schluffe fei mir die Bemerkung erlaubt, daß Alle, welche mit 
mir die vorfichend verfochtene Anficht theilen, die ich, wie erwähnt, be- 
reitd im dritten im September 1852 audgegebenen Hefte (Seite 301) auf- 
geftellt habe, welche aber von fehr ausgezeichneten Praktifern eben fo leb— 
haft ala ausführlich beftritten wird, darin eine große Befriedigung finden 
werden, daß diefelbe feither auch von dem hoben Gaffationshofe als 
die richtige anerkannt wurde. — Es hatte nemlich in einem vorgefommenen 
Valle, wo der XThäter dringend vwerbächtig befunden wurde, zwei Dieb- 
ftähle, zufammen im Betrage von 270 Gulden, wirklich vollbracht, und 
einen dritten von 40 Gulden nur verſucht zu haben, die Anklagfammer 
eined Oberlandedgerichted in dem Verweiſungs-Erkenntniſſe denfelben wegen 
des Verbrechens des vollbrachten und des verſuchten Diebftahld in den An— 
klageſtand verſetzt, und nur nach 8. 178 ſtrafbar zur Verhandlung vor das 
Bezirks-Collegial-Gericht verwieſen. Dagegen ergriff der General: 
procurator die wohlbegründete Nichtigkeitsbeſchwerde, und der hohe Caſſations— 
hof hat mit Erkenntniß vom 1. April 1853, 3. 3210 „dieſer Nichtigfeits- 
beſchwerde ftattzugeben, das erwähnte Verweiſungs-Erkenntniß, infoweit als 
der Angeklagte nur nach $. 178 ftrafbar erkannt, und die Sache zur Ber: 
handlung vor das Bezirtd-Gollegial-Gericht verwiefen wurde, aufzuheben, und 
das dem Angeklagten zur Laſt gelegte Verbrehen des voll: 
braten und verfuhten Diebjtahls (mit Zufammenrechnung der 
obigen zwei Beträge in Eine Summe) nah $. 179 ftrafbar zu er— 
fennen, und zur Verhandlung vor dad Randedgericht zu verweilen ber 
funden.” — 
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Dazwiſchenkunft eines fremden Hindernifjes, oder in einem Zufalle ihren 
Grund gehabt haben (vergl. Seite 326— 331). Allerdings wird man 
daher nach dem Wortlaute diefer Gefeßesftelle, weldher dem Ausdrude: 
„Freiwillige Enthaltung“ keine weitere Unterfcheidung oder Beſchränkung 
beifügt, und auch nach dem offenliegenden Grunde des Geſetzes au den 
Fall darunter fubfumiren, wenn der Thäter ſchon urſprünglich den Vor— 
faß faßte, bei Begehung feines Verbrechens einen geringeren Schaden 
zuzufügen, ald wozu ihm die Gelegenheit offen fand. Dieß würde der 
Fall fein, wenn z. B. ein Dieb aus einer fremden Caffe, oder aus einem 
Bebältniffe, wo Lebensmittel aufbewahrt find, ſchon im Boraus nur fo 
viel wegzunehmen befchließt, und auch nur fo viel wegnimmt, als er gerade 
zur Dedung des augenblidlihen Bedürfnifjes braucht, obgleih er Ger 
legenheit zur Wegnahme von viel Mehrerem hätte; oder wenn Jemand 
von öffentlihen Greditspapieren nur jo viele nachmacht, ald er zur 
Dedung des nöthigen Lebendunterhaltes bedarf, obgleich es ihm bei fehr 
gelungener Nahmahung ein Leichtes gemwefen wäre, dieſelbe in viel 
größerem Maßſtabe auszuführen u. f. f. 

Allein der Ausdrud: „freiwillige Enthaltung“ dürfte nad 
Wort und Abfiht des Gefehgebers wohl nur bei jener Kategorie von 
Verbrechen Anwendung finden, wobei der Handelnde nah der Natur 
der Handlung einen pſychologiſchen Reiz zur Zufügung eines größeren 
Schadens in fih fühlen mußte, wie dieß insbeſondere bei allen jenen Ver— 
brechen der Fall ift, welche in Habſucht oder Gewinnfucht ihren Beweg- 
grund haben, umd welche nur auf fremdes Vermögen abjielen. Iſt 
nemlich in einem Menſchen, wie z. B. bei Greditäpapier- oder Miüngzver- 
fälfhung, Diebftahl, Beruntreuung oder Betrug, infoweit der Betrüger ſich 
felbft einen Bortheil zuwenden will (vergl. $. 197 und das oben Geite 603 
in der Anmerkung Gefagte), die Selbftfuht nur überhaupt bis zur 
Nichtachtung und pofitiven Verlegung fremder Rechte potenzirt worden, 
fo kann nah den Gefeken des menfhlihen Begehrungs-Vermögens 
nicht geläugnet werden, daß in ihm aud ein natürlicher Reiz, eine 
ſchwer bezwingliche innere Verlockung vorwalte, fich vergleihungsmeife „je 
mehr, defto lieber” aus dem fremden Bermögen zuwenden. Enthält er ſich 
bei offener Gelegenheit hierzu dennoch davon, fo zeigt er, daß die böfe Luft 
in ibm noch nicht bis zur vollen Intenfität erftarkt, daß noch ein Reit von 
Achtung fremder Rechte, oder von der Scheu, Anderen im größeren Maß« 
ftabe Schaden zuzufügen, in feinem Gemüthe zurücdgeblieben ſei. — 

Anders hingegen ift es bei Verbrechen, welche in Leidenſchaft, in 
Rachſucht, Eiferſucht u. dgl. beruhen, oder welche anderen Menfchen an 
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ihrem Leben, ihrer Gefundheit, ihrem Körper Schaden zufügen. Hier 
kann nicht behauptet werden, daß darum, weil die Gelegenheit zur 
Zufügung eines größeren Uebeld vorhanden war, pfychologifh auch Thon 
ein Reiz zur Ausführung defjelben vorhanden war. Man wird daber 
im Geifte des Gefekes denjenigen, der 3. B. fih darauf beſchränkte, 
feinen Feind nur zu [hlagen, aber ihn nicht blendete, oder tödtete, 
oder denjenigen, der beim Morde — fei diefer nun aus Rachſucht, Eiferfucht, 
Ehrfucht, Haß, aus Gefchlehtsbegierde, um z. B. den läftigen Gatten aus 
dem Wege zu räumen, und fih dem Buhlen in die Arme zu werfen, oder 
felbft aus Habjucht, wie 3. B. beim Raubmord entftanden — feinem Opfer 
ſchnell und möglichft ſchmerzlos ein Ende machte, ftatt es langſam mit 
verfhiedenen Qualen und Graufamkeiten zu martern, wozu etwa die Ge: 
legenheit offen ftand, wohl den Mangel eines pofitiven Er- 
fhwerungs-Umftandes, nimmermehr aber das Dafein eines pofitiven 
Milderungs-Umftandes zu Gute rechnen ; denn wer möchte die menfchliche 
Natur für fo entartet und verwildert denken wollen, um anzunehmen, daß 
dann, wenn einmal eine ſolche Leidenſchaft in der Bruft eines Menfchen 
Wurzel gefaßt hat, au ein natürlicher Reiz in ihm vorwalte, um 
dem Feinde fo viele und fo große Uebel als nur immer möglich zuzufügen, 
und daß es ſonach erft einer auf befonderer Anftrengung beruhenden 
Einfhränfung diefes natürlichen Reizes zur Zufügung fold’ größeren 
Uebels bedürfe, um daffelbe abzumenden ?! — — 
Die 
lit. 6, 

diefes Paragraphes enthält eigentlich zwei Milderungs- Umftände, deren 
erfter: „wenn der aus dem Verbrechen entftandene Schade gering it“, 
als contradictorifher Gegenfab des im $. 43 erwähnten Erfhwerungs- 
Umftandes: „je größer der dadurch verurfahte Schade oder die damit 
verbundene Gefahr ift”, feine Erklärung in demjenigen findet, was über 
den leßteren auf Seite 574 bemerkt worden ift. — 

Der andere hier erwähnte Umftand: „wenn der Befhädigte voll« 
tommenen Erfaß oder Genugthuung erhält” umfchließt, im Gegenfage zu 
dem im $. 46 unter lit. g erwähnten fubjectiven Milderungs = Umftande 
(vergl. darüber Seite 589 u. 590), nach feinem klaren Wortlaute und Sinne 
alle Fälle, wo dem Befchädigten objectiv, fei es daher von wem immer, 
von dem Berbreiher felbft, oder auch von einem Dritten „vollfommener 
Erfaß oder Genugthuung”, d.h. volle Entſchädigung zu Theil ge 
worden iſt. Diefe volle Entfhädigung muß ſich daher je nah Ber 
ſchiedenheit der Fälle ebenfowohl auf den Erfak des erlittenen (pofitinen) 
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Schadens, als des entgangenen Gewinnes und auf die Tilgung der ver- 
urfachten Beleidigung erftreden, wie fie von den Vorfchriften des Pri— 
vatrechts ($$. 1323—1332 des a. b. ©. 3.) vorausgeſetzt wird, ohne 
daß es hierbei irgendwie praftifch erheblich ift, in weldem Sinne das 
Strafgefeg die Ausdrüde: „Erfaß und Genugthuung“ gebraucht habe 
(vergl. Seite 550 u. 551). — Das Gefeh hat gerade durch die Art der 
Feftfeßung dieſes Milderungs » Umftandes eine große Sorgfalt au für 
die Brivatrehte der Staatsangehörigen hefundet. Dadurch, daß es 
felbft den Umftand, daß dem Befchädigten durch einen Dritten, ganz 
unabhängig von dem Willen und der Thätigkeit des Verbrechers, volle 
Entfhädigung zugewendet wird, dem Schuldigen zur Milderung 
feiner Schuld zu Gute rechnet, werden nemlich die nächften Angehörigen 
des Schuldigen zur Leiftung diefer Entfhädigung aufgemuntert, und dem 
Beihädigten wird dadurd die Wiederherftellung des vorigen, durch das 
Verbrechen verfchlimmerten Rechtszuſtandes zu Theil, d. bh. e8 wird da=ı | 
dur wenigftens der Eine Zweck der Juftizpflege im Staate, nemlih ' 
Wiederaufhebung des durch eine Rechtöverlegung herbeigeführten mas ' 
teriellen oder privatrechtlichen Schadens, erreicht. — Hieraus zeigt fid, 
daß diefer Umftand nicht eigentlih auf Gründen juridifcher Zurechnung, 
fondern auf Klugheits- Gründen der Gefeßgebung beruhe, oder mit 
anderen Worten, ein von der ältern Schule fonenannter politifcher 
Milderungsgrund fei (vergl. Seite 561 u. 562). — 


Fünftes Haupfftüc. 


Bon Anwendung der Erfhmwerungd- und Milderungs- 
Umftände bei Beftimmung der Strafe. 


8. 48, (6. 41.) 


Auf Erfhwerungs:Umftände ift nur in foferne Rüdficht ———— Dar. 
zu nehmen, ald dagegen nicht Milderungs: Umftände, und erben re 
eben fo auf Milderungs-Umſtände, in foferne dagegen Feine un) Riten 
Erfhwerungs:iimftände vorfommen. Nah Maß, als die einen 
oder die anderen überwiegend find, muß davon zur Verfehär- 
fung oder Verringerung der Strafe Anwendung gemadht 
werden. 

Es ift bereitd oben (Seite 572 u. 573) darauf hingedeutet wor: 


den, daß unfer Gefeg in diefem Hauptftücke unter dem Titel: „Anwen: 
Hye, Commentar. 39 
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dung der Erſchwerungs- und Milderungs- Umftände bei Beftimmung der 
Strafe” von den Rechtswirkungen handle, welche das Dafein diefer Um— 
ftände nad der pofitiven Borfehrift des Gefeked auf die Aus— 
meffung der Strafe haben fol. — Dadurch eben charakterifirt ſich 
unfere vaterländifche Strafgefebgebung des neungehnten Jahrhunderts von 
dem früher beftandenen Rechte, daß dermal das richterliche Ermeffen, 
um es nicht in Willführ ausarten zu laſſen, auch hinſichtlich 
des praktiſchen Einfluffes der vorhandenen Erſchwerungs- und Mil: 
derungs=Umftande auf die Bemeffung der Strafe an beftimmte Regeln 
gebunden, und in fcharf gezogene Gränzen eingefehränkt wurde, während 
ehemals auch in unferem Vaterlande, nicht nur, fo lange noch Volks— 
recht und durch Gerichtögebrauch recipirtes Necht beitanden hatte, fondern 
jelbft fpäter, nachdem bereits Geſetzes-Recht an die Stelle des Usus 
getreten war, es der faft unbeſchränkten Beurtheilung des Richters 
anheim geftellt blieb, wie er wegen Erſchwerungs- oder Milderungs - in: 
ftänden die Strafe wenigftend in Quanto fehärfen oder mäßigen, hie und 
da aber fogar ganz andere Straf- Arten, und felbft gegenfeitige Ber: 
wandlung zwifchen Todes: und Freiheitsftrafe verhängen mochte.“) — 


*) Vergl. hierüber die Art. XI—XIV in Berbindung mit Art. XXXIX 
$. 14 der Theresiana vom 31. December 1768; die 88. 13—16 des Straf: 
gefeßed und die $$. 167, 168, 171, 177 und 203 der Griminal- Gerichts: 
Ordnung Kaifer Joſef's II., und den $. 448 des weftgalizifchen Strafgefep- 
buche vom 17. Juni 1796. — In der Theresiana handelte ein eigener 
Artikel (VID) von den „außerordentlihen und willkührlichen Strafen“, 
und führte mit Confequenz das Syſtem aus, daß das Geſetz „bei viel: 
fältigen und unterfchicedlihen Fällen“ gar feine gewiffe Strafe aus: 
gemefjen, fondern deren Beftimmung der Willkühr des Richters über- 
laſſen babe; — bei vielen Verbrechen, 3. B. Art. 71, 72, 77, 101, 102 u. m. a., 
war ferner von diefem Gefege in der Regel zwar Geld = oder Reibed- (Freiheits-) 
Strafe, nah Schwere der Umftände aber, die der Richter zu beur- 
theilen hatte, — auch die Todesftrafe verhängt! — Ja felbft dad 
Sofepbinifche Strafgefeg, das doch dur die Bindung ded Richters an 
die buchjtäbliche Auslegung (vergl. Anmerkung * auf Seite 98) alle richter: 
liche Willführ abjchneiden wollte, hatte an mehreren Stellen, 3. B. $$. 49, 
53, 155 des J., und 60 des II. Theils u. m. a., theild nur dad Ausmaß der 
Strafe, theild fogar „die Wahl der Straf-Gattung“ dem richterlichen Er: 
meſſen überlaffen, welcher hierbei ohne nähere Begränzung „nah Umftänden” 
jich zu benchmen habe. „Die eigentliche Beftimmung der Grade der Ber: 
ſchärfung der öffentlichen Arbeit — ordnete der 8. 31 des I. Theils jenes 
Strafgeſeßes an — mit mehrerer Befchwerlichkeit, größerer Ungemächlichkeit 
oder Verlängerung der Arbeit, wird and den in jedem Lande eintretenden be: 
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Unfere heutige Gefeßgebung hat aber bei Feftftellung diefer Schran- 
fen dem vernünftigen Ermefjen des Richters noch immerhin den nöthigen 
Spielraum gelaffen, um die Strafe auch den wohl jedem concreten 
Falle individuell eigenthümlichen Erfhwerungs- und Milderungs- 
Umftänden genau anpaffen zu können (vergl. oben Seite 21 u. 31—33). 
Zu diefem Behufe ftellt es vorerft in dem $. 48 einen allgemeinen 
Grundfaß auf, weldhen der Strafrichter bei Beurtheilung des prak— 
tiſchen Einfluffes der Erſchwerungs- und Milderungs » Umftände auf die 


fonderen Umftänden dem Ermeffen des Richters überlaffen;* — 
und der $. 32 fügte fogar binfichtlih der Deftrafung mit Stod-, Kar- 
batſch- und Ruthenftreihen bei: „Die eigentlihe Ausmeffung 
fomwohl der Zahl der Streiche, die auf Einmal zu geben find, ale der 
Wiederholung diefer Züchtigung, hängt von vernünftiger Beurthei- 
lung des Griminalrihters ab.” — — — Diefer Billführ-Herr- 
haft des Richters, wodurch demſelben der Wirkung nah, mebft der 
richterlichen Gewalt, zugleich eine gefeggebende Gewalt mit dem felt- 
jamen Befugniffe eingeräumt war, für den concreten, in Beziehung auf 
die Beftrafung feiner Willführ überlaffenen Fall erft ein Gefeg zu 
fhaffen, und daffelbe auf den fchon vorhandenen, alfo früher began- 
genen Fall rückwirkend anzuwenden (!), fepte erft das St. ©. 2. 
vom 3. Eeptember 1803, allein natürlihb auch mur für jene Xheile des 
Reiched, wo ed mit Geſetzeskraft eingeführt wurde, ein Ziel. — In den 
ehemals fogenannten ungarifchen Ländern fpielte bis zur Ginführung 
bed dermaligen Strafgefeßed, d. h. bid zum 1. Geptember 1852 (!) 
gerade bei der Beftimmung der trafen, in Beziehung auf die Wahl 
der Gattung und Art derjelben, da in dem Gefegen oder durch den 
Usus auf mande Verbrechen nur alternative Strafen feflgefegt waren, 
fowie in Anfehung der Schärfung, Milderung und Verwandlung derfelben 
dad prudens oder liberum arbitrium judieis feine mächtige Rolle fort! — 
Man unterfchied allerdings „poenas secundum quid arbitrarias‘‘ von „poenis 
simpliciter arbilrariis‘; verftändige Richter zogen ſich bei Ausübung diefer 
überfchwänglichen, in ihre Hände gelegten Gewalt wohl ſelbſt Gränzen, theils 
aus der Analogie mit dem für ähnliche Fälle von den Gefegen felbft ftatuirten 
Strafen, theils aus ihrem natürlichen Rechts: und Billigfeits - Gefühle, aus 
den Grundfägen der neueren Wilfenfchaft, aus den Vorfchriften des öfter 
reichiſchdeutſchen Etrafgefeped vom 3. September 1803, felbft aus ganz 
fremden pofitiven Gefepen u. f.f. Doch gefeplich beftand in folhen Fällen 
für das fubjective Ermeffen des Richters feine Schranke! — Sollte nun 
wohl noch ein Zweifel darüber aufgeworfen werden fünnen, daß in dieſen 
Ländern durd die Einführung unferes dermaligen Strafgeſetzes, und hätte 
es ihnen auch ſonſt Nichts ala das vorliegende fünfte Hauptftüd gebracht, die 
Gewißheit dei Rechtes felbft für jeden Einzelnen der Gefelfhaft — einen 
unermeßlichen Fortſchritt gemacht hat. — 
39* 
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Beftimmung der Strafe ald Richtſchnur zu beobachten hat. Derfelbe 
faßt fi mit anderen Worten in dem kurzen Sage zufammen: „Er- 
fhwerungs- und Milderungs-Umftände find gegeneinander zu halten 
und zu compenfiren, hierbei aber („nad Maß, ale die einen oder anderen 
überwiegend find!“) magis ponderandae, quam nume- 
randae!* — — Bei diefer gegenfeitigen Abwägung äußern Die 
oben (Seite 560—567) gewürdigten verfehiedenen Eintheilungen, welche 
theild ſchon unfer Geſetz feldft (in fubjective und objective), theils in 
weiterer Ausdehnung die Schule angenommen hat, ihren praftifhen 
Einfluß. — Es handelt ſich nemlich Hier nad) der Natur der Sache um 
eine moraliſche Abwägung, oder vielmehr um die Bergleihung und 
Würdigung des inneren Gehaltes und Werthes der gegenfeitigen Er— 
ſchwerungs- und Milderungs-Umftände, wobei alfo in Beziehung auf das 
gegenfeitige-moralifche Gewicht nur Homogene Elemente, d. b. ſolche 
gegenüberftehende Umftände, welche auf analogen inneren Grün- 
den beruhen, einander aufheben, fönnen; während heterogene (ein« 
ander gegenüberftehende) Umftände, d. h. ſolche, welche von dem Gefek- 
geber nur aus folden Gründen, die einander ihrem Wefen nah ganz 
entgegengefebt find, als Milderungd- oder Erfchwerungs - Umftände feft- 
gefeßt worden fein konnten, ſich gegenfeitig nicht durch ihr Gewicht, fon- 
dern blos durch ihre gleihe Zahl aufheben können. Hiernach werden 
rein fubjective Milderungs - Umftände (vergl. S. 560) auch nur mit 
rein fubjectiven Erſchwerungs-Umſtänden abgewogen, dagegen 
mit rein objectiven nur der Zahl nad compenfirt werden können. Wenn 
z. B. der Thäter noch nicht zwanzig Jahre alt war ($. 46, lit. a), dennoch 
aber bei der Ausführung eines von Mehreren gemeinfam begangenen 
Berbrehens den Urheber, Anftifter oder Radelsführer gefpielt, oder 
Andere zu dem Verbrehen verführt hat ($$. 44 litt. d und e), fo wird 
jeder der leßterwähnten Erfehwerungs - Umftände den obigen Milderungd- 
Umftand gänzlich aufheben; denn der Grund, aus weldhem der Ges 
feßgeber das erwähnte mindere Alter ald Milderungs:Umftand feftgefekt 
hat, war die vorausſetzliche mindere Ueberlegung und geringere 
Intenfität des böfen Willens eines fo jugendlichen Thäterd. Das Wefen 
diefes Grundes ift aber im vorliegenden Falle nach dem befaunten Sape: 
„malitia supplet aetatem“ durch die vorliegende hervorragende Bös— 
artigkeit des Thäters gänzlich neutralifirt oder zerftört, daher wird man 
hier mit vollem Grunde den Erfhwerungs-Umftand als über: 
wiegend anzunehmen haben. — Aus ähnlicher Erwägung würde ber 
Milderungs - Umftand: „daß fi der Thäter von drüdender Armuth zu 
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dem Verbrechen hat verleiten laſſen ($. 46 lit. f)“ von dem etwa gegen- 
überftehenden Erſchwerungs-Umſtande eines durch das Verbrechen herbei- 
geführten relativ fehr großen Schadens, und eines von dem Thäter weit über 
die Gränzen feines Bedürfniffes fich widerrechtlich zugeeigneten Bortheils 
($. 43) überwogen werden; ebenfo ferner der Erſchwerungs-Umſtand einer 
längeren und relativ gefliffentliheren Vorbereitung ($. 43) durch den 
Milderungs- Umftand: „daß der Thäter allfogleich nad begangener 
That den verurfahten Schaden gut zu machen, und die weiteren üblen 
Folgen zu verhindern mit thätigem Eifer beftrebt war" ($. 46 lit. g) 
ganzlih aufgewogen werden u. |. f. — Dagegen wird man die im $. 44 
vorfommenden zunächft fubjectiven Erfhwerungs-Umftände mit den 
im $. 47 litt. a und e vorfommenden Milderungs-Umftänden, fo weit die 
legteren rein objectiv find, gegenfeitig nur abzählen fünnen. — 

Folgerichtig aus diefer Erwägung werden au juridifche nicht 
mit politifhen Erſchwerungs- und Milderungs: Umftänden (Seite 
561—562) gegeneinander abgewogen, fondern, weil fie innerlich auf 
wesentlich ganz anderen Gründen beruhen, nur zählungsweiſe com- 
penfirt werden fönnen, dagegen pofitine Umftände immer ftärfer oder 
überwiegender gelten, ald gegenüberftcehende blos negative (Seite 562 
und 563). — 

Endlich muß bier auch noch auf die Eintheilung der Er- 
fhwerungs- und Milderungs-Gründe in allgemeine und befondere 
(Seite 563 — 567) indbefondere in der Richtung hingewiefen werden, 
damit der Richter in denjenigen Fällen, wo das Gefeß einen ſchon in dem 
II. und IV. Hauptftüce als allgemeinen aufgeführten Erſchwerungs— 
oder Milderungé-Umſtand bei einzelnen Verbrechen auch wieder als einen 
befonderen auszeichnet, und eben deßwillen eutweder eine befondere 
Strafbeftimmung flatuirt,*) oder gar davon die Qualification der That zum 
Berbrehen überhaupt, oder zu einer anderen Gattung defjelben abhängig 
macht, **) eben diefen Umftand etwa nicht zum zweitenmale geltend 
made und in Rechnung bringe. 


*) Vergleiche dießfalld die zum Theile fhon auf Seite 564 beifpield: 
weife hervorgehobenen 85. 59, 70, 71, 72, 75, 77, 79, 84, 88, 95, 103, 105, 
108, 110, 111, 113, 115, 119, 121, 123, 136, 138, 145, 146, 150, 151, 155, 
156, 160 — 165, 167, 169, 178, 179, 182, 184, 186, 191—195, 203, 204, 
210 und 221. — - 

“) Dieß gefhieht 3. B. in den $$. 60, 63, 64, 68, 81, 85, 122, 127, 
131, 132, 153, 173—176, 181, 183, 186, 190, 199, 200, 214 und 217. — 
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Wenn fih aber bei der vorftehend erörterten Abwägung oder Ab: 
zahlung die Milderungd- und Erſchwerungs- Umftände gegenfeitig auf- 
wiegen und compenfiren, oder wenn je bei irgend einem Falle ſchon ur: 
fprünglih weder Milderungs- noch Erfehwerungs-Umftände zum Vorſchein 
kommen follten: fo ift die Strafe über das gewöhnliche gefekliche Aus- 
maß weder zu verfchärfen, noch zu mildern. Als dieſes gewöhnliche 
Ausmaß kann in dem vorausgefehten Falle wohl rur der Mitteldurd: 
ſchnitt zwifhen dem Mindeft- und Meift: Anfabe des gefeklihen Straf: 
faßes, daher bei der Dauer der Kerkerftrafe 

a) von ſechs Monaten bis zu einem Jahr ein neunmonatlidher; — 

b) von einem bis zu fünf Jahren ein zwei- und ein halbjähriger ; — 

c) von fünf bis zehn Jahren ein fieben- und ein halbjähriger; — 
und 

d) von zehn bis zwanzig Jahren ein fünfzehnjähriger Kerker an- 
geſehen werden. 

Wenn man nemlih die Gründe würdiget, melde den Gefeb- 
geber in allen Fallen, wo es ſich micht um Todes- oder lebenslange 
Kerkerftrafe handelt, zur Feftftellung eines Minimum und Marimum 
des Straf- Ausmaßes beftimmt haben (vergl. Seite 21 und 375—377), 
fo fann es wohl feinem Zweifel unterliegen, daß er ſich hierbei einen ge: 
wiffen Mitteldurchſchnitt diefer Art von ftrafbaren Handlungen vor: 
geftellt habe, über weldhen hinaus diefelbe als durch befondere Umftände 
erfhmwert, alfo Höher firafbar, oder unter welden herab fie durch 
Milderungs: Umftande gemildert, alfo minder ftrafbar erfcheint 
(vergl. Seite 558 und 559). Ueberall da alfo, wo weder von der einen, 
noch von der anderen Art Umftände vorliegen, welche dieſes Hinausgehen 
über oder unter den Mitteldurchfchnitt bedingen, ift demnach auch die 
Schuld fo anzufehen, daß fih die Wagfchale zwifchen beiden Gränz— 
Stadien gleihfam mitten inne hält, und eben deßhalb auch die Straf: 
fanction diefes Mitteldurchfchnittes in Anwendung zu bringen. — 

Damit fteht num freilich die Praris mancher unteren Strafgerichte, 
welche in dem vorausgeſetzten Falle faft regelmäßig das Straf-Mini- 
mum zur Anwendung bringen, nicht im Einklange; allein es bedarf nad 
dem Ebengefagten feines weiteren Beweijes, daß diefer Vorgang mit dem 
Geiſte und der Abficht des Gefekes ganz und gar im Widerfpruche fteht, 
und dag auf folhe Weife derjenige Verbrecher, welcher ein Verbrechen 
ohne alle Milderungs-Umſtände begangen hat, mit demjenigen, dem wirk— 
lich Milderungs-Umftände zur Seite ftchen, auf ganz gleicher Linie 
gehalten wird; denn im der Regel kann ja auch bei dem legteren Feine 
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weitere Ermäßigung der Strafe, ale bis auf das Minimum der gefep- 
lihen Dauer ftattfinden (vergl. jedoch die unten folgende Erläuterung der 
88. 53 und 54). — 

Mir find in diefer Beziehung, wenigftend aus früherer Zeit, 
Entfheidungd- Gründe von ftrafgerichtlichen Urtheilen befannt, die bei- 
fpielaweife ungefähr fo lauteten: 


„Auf das in Frage flebende Verbrechen ift im Geſetze Kerkerſtrafe von 1-5 Jahren feit- 
neiegt. Da nun im vorliegenden Falle weder Milderungd‘ noch ErſchwerungsUm— 
ſtände vorliegen (oder da fi Ddiefelben gegenfeitig aufheben), oder da gar Feine Mil» 
derungd-Umftände, Dagegen einige Erihwerungsd-Umflände vorliegen, fo 
wird die Strafe hiermit — auf Ein Jahr beſtimmt.“ — 


Im erften Anblide mag ein foldyes Urtheil, zumal in der leßt- 
erwähnten Alternative, geradezu ungereimt erfcheinen, und es ift und 
bleibt jedenfalls ungerechtfertigt, und dem Geifte des Gefeges widerftrebend. 
Allein ed erklärt fih ald ganz natürlich aus folgender Borausfekung. 
Man pflegte früherhin fehr Häufig den $. 48 des früheren Geſetzes 
vom 3. September 1803, und bie und da leider auch jeßt noch den 
$. 54 des neuen Gefeges ftatt als Ausnahme, vielmehr als Regel 
in Betracht zu ziehen (vergl. unten beim $. 54 die neuefte Belehrung des 
Juftigminifteriums vom 14. April 1853, 3. 3919. Auf Grundlage 
diefer falfhen Vorausfegung folgerte man nun weiter: Demjenigen, 
dem Feine Milderungs-Umftände zur Seite ftehen, oder deffen Schuld 
fogar mit einigen, aber nicht fehr überwiegenden Erſchwerungs-Um— 
ftänden ausgeftattet erfheint, werde ohnehin dadurch eine Erſchwerung 
der Strafe zu Theil, daß man auf ihn nicht die (implicite als Regel 
vorausgefegte) außerordentliche (!!) Milderung des 8. 54 (me, 
8. 48 alt) in Anwendung bringe: er erleide daher ſchon dadurd, daß 
man es felbit bei dem Minimum des gewöhnlichen Straffakes 
bewenden laffe, eine relativ größere Strafe, als er fonft, unter voraus: 
gefepter Anwendbarkeit der erwähnten außerordentlihen Milderung, er 
litten haben würde. So fam man aus der zu Grund gelegten falihen 
Prämiffe ganz folgerichtig zu dem obigen falfhen Schluffe, dab aud in 
den oben erwähnten Fällen das Minimum des gewöhnlichen Straf: 
faßes verhängt werden könne; man erhob auf ſolche Art diefen gewöhn— 
lihen Strafjaß, d. b. die Regel, zur Ausnahme, weil man früher die 
Ausnahme des $. 54 in die Regel verwandelte, und man prafticirte auf 
diefem Wege — durch mißbrauchsweiſe und maßloſe Ausbeutung der im 
$. 54 ausdgefprohenen Milde und Humanität des Geſetzgebers — die 
ernfte Drohung und die gerechte Strenge des Strafgefeßed zur Illuſion 
herab, und zerftört damit zugleich die Gerechtigkeit und Commenfurabilität 
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des gefeplihen Strafen : Syflemd! (vergl. Seite 361, Anmerkung, 
Zahl 1). — 

Möchte diefer, ehemals im unteren Regionen der Prari® nicht gar 
felten vorgefommene Vorgang insbefondere in jenen Ländern, wo unfer 
Geſetz neu eingeführt wurde, Feine Nachahmung finden, fondern vielmehr 
zur Warnungstafel dienen, in welches Labyrinth von Verirrungen und 
Ungerehtigfeiten der Richter gerathe, wenn er irgendwie — den Boden 
des Geſetzes verläßt! 


8. 49. (s. 42.) 
Beiäzränfung Bei Berihärfung Tann weder die Art der für jedes 


des Berichär- 


— Verbrechen beſtimmten Strafe geändert, noch dieſelbe über 
die geſetzlich ausgemeſſene Dauer hinaus verlängert werden. 


Nachdem das Geſetz im 8. 48 eine allgemeine Vorſchrift vor— 
ausgeſchickt hat, welche bei der praktiſchen Geltendmachung ſowohl der 
Erſchwerungs-, als auch der Milderungs - Umftände zu beobachten ift, 
gibt ed nunmehr Special-Normen: 


a) rückſichtlich der VBerfhärfung der Strafe, als praktiſchen 
Wirkung der in concreten Fällen fih als überwiegend herausftellenden 
Erfhmwerungsd-Umftände ($$. 49—51); und fo fort 


b) in Beziehung auf die Milderung der gefeblichen Strafen in 
jenen Fällen, wo Milderungs = Umftände ald überwiegend erfcheinen 
(88. 52—54). — Es hat jedod für diefe Special-Vorſchriften in beiden 
Beziehungen wieder einen durchgreifenden Grundfaß ($$. 49 und 53) 
vorgezeichnet, welcher bei der Berfhärfung der Strafe ($. 49) durd: 
weg feine Ausnahme zuläßt, jo daß die weiteren Detailbeftimmungen 
($$. 50 und 51) fi eben nur ala Folgerungen deffelben darftellen; 
während hinfihtlih der Milderung der Strafe diefer Grundfaß nur 
als Regel zu gelten hat, von welcher das Gefep felbft (8.54 u. a. m. a. O.) 
mehrfahe Ausnahmen zugejteht. — 


Da unfer Gefeß nur zwei (Haupt-) Arten der Strafe, nemlich 
die Todes- und die Kerkerftrafe kennt (8. 12), fo ergibt ſich der erfte Theil 
des im $. 49 ausgefprochenen Grundfaßes: „daß bei Berfehärfung nit 
die Art der für jedes Verbrechen (im Geſetze) beftimnmten Strafe geändert 
werden dürfe“, gewiffermaßen von felbft, wern man nicht dem Richter die 
überfhwänglihe Gewalt einräumen wollte, die Kerkerftrafe „nah Um— 
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ſtänden“ fogar in — Zodeöftrafe zu verwandeln.*) — Allein in Ent- 
gegenhaltung mit dem $. 51 ergibt fi, daß der Ausdruck: „Art der 
Strafe“ im vorftehenden $. 49 in einem weiteren Sinne zu nehmen 
fei, daß nemlich unter „der Art“ der Strafe aud der Grad der Kerfer- 
ftrafe in Beziehung anf ihre Strenge (vergl. 88. 14— 16) verftanden 
werden müffe, jo daß der Richter wegen Erfhwerungs - Umftänden auch 
den (einfachen) „Kerker“ nicht in ſchweren Kerker umwandeln darf, weil 
ihm nad $. 51 nur geftattet ift, die (zeitliche) Kerkerftrafe in der Dauer, 
nicht aber auch in Anfehung des Grades der Strenge abzuändern. — 

Ebenfo ausnahmelos, wie der erfte, ift auch der zweite Theil 
des im $. 49 enthaltenen Grundfaßes in unferem Geſetze durchgeführt, 
wornach der Richter wegen Erfchwerungs - Umftänden in feinem Kalle 
„uber die gefeglich ausgemeffene Dauer, d. b. über dad Marimum 
des geſetzlichen Straffaßes hinaus“ die Strafe verfhärfen darf. — 


8. 50. (88. 43 u. 44.) 
Bei der Todes: und lebenslangen Kerkerftrafe findet, Juöselondere 


. a) bei der Todes⸗ 
feine Verſchärfung Statt. Ka Vebenblengen 


KRerterfirafe; 


$. 43. 
Bei Berbrehen, worauf das Welch den Zod verhängt, findet feine Berfhärfung der Insbeſouder 
Strafe Statt. a) bei Tores- 


z. 4. Rrafen; 


Sind Verbrehen, worauf Iebenslanger Kerker beftimmt if, mit beſchwerenden b) bei lebens. 
ar —* fo iſt nach Beſchaffeuheit dieſer Umſtände auf Berihärfung nach dem langem Sterker ; 
j. 1T au erkennen. 


Wenn aud die Berfhärfung der Todesftrafe, fei ed nun durch 
vorhergehende Martern, d. h. duch die vor der Anwendung der 
Todesftrafe felbft, an dem Hinzurichtenden zu vollziehende Zufügung auch 
noch von anderen Strafübeln; — oder dur fogenannte begleitende 
Qualen, welche nemlich mit der Vollziehung dee Todesftrafe felbft ver- 
bunden werden, und wieder entweder in der graufameren Bollziehungs- 
art derfelben, oder in gleihzeitig mit der Vollziehung der Tödtung 
anzumendenden Strafübeln gelegen find; — oder duch nachfolgende 
Entehrung oder Mißhandlung des Körpers des Hingerichteten ;**) — aus 


*) Bergl. die Anmerkung * auf Seite 610. 

*) Es bedarf faum einer Erwähnung, daß Berfchärfungen der Iept« 
gedachten Art nur uneigentlich unter die Berfhärfungen der Strafe eingereiht 
werden, da ja wohl an dem Todten fein Straf-Uebel vollzogen werben 
fann! — Mlein ganz abgefehen von den Gründen, melde und die Aus. 
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dem Standpunkte der ftrengen Gerechtigkeit nicht geradezu verworfen 
werden kann (vergl. oben Seite 361 in der Anmerkung Zahl 1), fo ift 
man doc in der Wiffenfhaft, und ſelbſt in der europäiſchen Eodificationg- 
Praris längft darüber einig, daß verfhärfte Todesftrafen in vielfachen 
anderen Beziehungen verwerflich find, und daß dadurch diejenigen Gründe, 
aus welchen die Beibehaltung der Todesitrafe überhaupt gerechtfertigt wer- 
den kann, in ihrem innerften Wefen zerftört werden (vergl. Seite 363, An- 
merfung Zahl 5, und Geite 364). Darum fann ed nur gutgeheißen 
werden, daß auch unfere vaterländifhe Strafgefeßgebung ſchon bei der 
mit dem St. ©. 3. vom 3. September 1803 erfolgten Wiedereinführung 
der Todesftrafe (vergl. Seite 33 — 37) jede wie immer geartete Ber- 
fhärfung derfelben unbedingt unterfagte, und diefes Verbot au in das 
dermalige Strafgefeß übertrug. — 

Allein das lebtere ging noch um einen Schritt weiter, indem es 
die nad) dem oben angeführten $. 44 des alten Geſetzes (vom 3. Sep- 
tember 1803) allerdings zuläffig gewefene Verſchärfung auch der lebens- 
langen SKerkerftrafe aufgehoben hat. — 

Man Fann in diefer dur das gegenwärtige Strafgefeß neu ein- 
geführten Milderung der lebenslangen Kerkerftrafe nur einen be- 
friedigenden Fortſchritt in dem in unferem Baterlande feit einem Jahr: 
hundert confequent feftgehaltenen Syfteme der fteten Humanifirung 
der gefeglichen Freiheiteftrafen erkennen. Jedes menfchenfreundliche Ge- 
müth wird ſich darüber freuen; allein auch der ernfte Juſtiz- und Staats- 
mann werden deghalb den hie und da gehörten Vorwurf: „daß man in 
unferem Vaterlande auf Koften der allgemeinen Sicherheit, den Sträf: 
lingen in den Strafanftalten zu fhonungsvolle Rückſicht trage“ nicht 
theilen, wenn fie erwägen, daß der Endzweck, weldhen man dur Zu— 
fügung der im $. 19 aufgezählten Verſchärfungsarten der Kerker- 
ftrafe erreichen will, doch zu einem großen Theile auch darin gelegen ift, 


fhliegung des Leichnams hingerichteter Verbrecher von gemeihter Erde und von 
jedem ehrbaren Begräbniffe. ferner die Flechtung feines Körpers auf ein Rad, 
oder die Verbrennung, Durhpfählung oder andere mannigfaltige Verſtümmlung 
deffelben, die Ueberlaffung des Leichnams ald Aas zum Fraße für die Raub- 
vögel und andere wilde Thiere u. dgl. hiftorifch erflärbar machen, — bing 
in früheren Zeiten der Glaube des Volksrechtes und felbft der Gefeggebungen 
an dem Wahne, daß eine Abhaltung von den mit fo verfchärften Todesftrafen 
verpönten Verbrechen, wenn ſchon nicht in dem Strafübel der Lebensentziehung, 
fo doch in der Furcht vor der, dem Bollzuge der Todesftrafe nachfolgenden 
Entehrung bed Körperd des Hingerichteten gelegen ſei!? — 
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dadurd den Troß und phufifchen Uebermuth des Sträflings zu brechen, 
deffen legale Befferung für den Fall feiner einfligen Rückkehr 
in die Gefellfhaft anzubahnen, und durch derlei Erfagmittel die 
verdiente längere Freiheitsftrafe zum Vortheile des Sträflings feldft, 
feiner Angehörigen und des Staats in ihrer Dauer abzukürzen. — Alle 
diefe Zweckmäßigkeits-Rückſichten fallen aber bei dem lebenslangen 
Kerker größtentheild weg, und es ift daher felbft dann, wenn die Zur 
fügung einer ſolchen Berfchärfung wegen der fein Verbrechen begleitenden 
Erſchwerungs-Umſtände nicht ungerecht wäre, die Entfernthaltung 
aller Berfhärfungen der lebenslangen Kerkerftrafe um fo mehr durch die 
Nüdfichten der Humanität empfohlen, als fonft diefe Strafe bei einiger 
Anhäufung folder Verfhärfungen nur zu leicht wieder in eine langfame 
Todesqual ausarten wirde.*) 


*) Hatte in unferem PBaterlande doch fihon die Theresiana im 
Art. V, 8. Terlärt: „Der Todesftrafe wird gleihgeachtet die Berurtheilung 
zum ewigen Gefängniß!” und bei diefer Strafe den nur bei der zeit- 
lihen fFreiheitäftrafe vorfommenden Zufag (Art. VI, $. 10): „daß fie ge- 
ftalten Dingen nad mit ſchmaler Apung, oder durch gemwiffe Täg in Waſſer, 
und Brod zu faften, oder auh mit einer andermweiten Strafpver- 
meffung verbunden werben könne“ — nicht gemadt, — 

Wenn hingegen dad Joſephiniſche Strafgefeg (im $. 20) die Zobded- 
ftrafe außer dem ftandrechtlichen Verfahren gänzlich abgefchafft hat, und außer: 
dem wenigftend dem Namen nad feine lebenslange, wohl aber die fogenannte 
langwierige Gefängnißftrafe von 30— 100 Jahren (!) kennt ($. 23): fo 
wurde die Menfhenfreundlichkeit des hochherzigen Monarchen, der dieſes Gefeg 
gab, durd die Härte der mit folher langwierigen fFreiheitäftrafe vereinbarlich 
gewefenen Qualen der Anfchmiedung und dei ſchwerſten Gefängniffes 
(8$. 25 und 27), vor Allem aber durch die wirkliche Unmenfhlichkeit, womit 
die öffentlihe Arbeit volljogen ward, zur völlıgen Illuſion, und in 
cine langfame Todeömarter verwandelt, die gewiß weit graufamer war, als je 
eine ſchleunige Bollziehung der Zodeöftrafe geiwefen wäre. — „Die eigentliche 
Beftimmung der Grade jener öffentlichen Arbeit wurde (im $. 31 jenes Ge- 
feged) aus den in jedem Lande eintretenden befonderen Umftänden dem Er— 
meffen des Griminalridhterd überlaffen!“ — Der $. 188 der 
Griminal» Gerihtdordnung aber hatte beftimmt: „daß die Verbrecher männ- 
lichen Geſchlechts, melde wegen Mord, Raub oder Brandlegung zum harten 
Gefängniffe und zur öffentlihen Arbeit auf was immer für eine Zeit, 
oder wegen anderer Berbrehen auf anhaltende Zeit verurtheil 
wurden, zum Schiffzieben nah Ungarn abgefchiet werden jollen.“ — 
Wie aber diefe Strafverfchärfung des Schiffziehens volljogen wurde, erzählt 
und ein, fonft mäßig nnd unbefangen urtheilender, Zeitgenoffe in folgender 
Weile: „Ein von Menfchen gezogenes Donauſchiff ift ein fo ſcheußliches Scha u⸗ 
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8. 51. 6. 45) 


"en Kal Die zeitliche Kerkerftrafe hingegen foll wegen Erfchwe: 
Arafe. rungs⸗-⸗Umſtänden nad der Jüngeren oder längften von dem 
Geſetze beftimmten Dauer ausgemeſſen, diefelbe auch verhält: 
nißmäßig durch eine oder mehrere der im $. 19 aufgezählten 
BEER verfchärft werden. 


$. 45. 
c) bei zeitlichen Bei andern Berbrechen fol nah Wichtigkeit der ———— Umftände bie 
Kerker. Kerkerſtrafe nach der längeren oder längflen von dent Geſetze beſtimmten Dauer ausgemeſſen, 


dieſelbe auch verhaͤltnißmäßig nach Dem $. 17 verſchärfet werden. 


Nach der bisherigen Erörterung hat das Geſetz bei jeder zeit— 
lihen Freiheitsſtrafe nebſt einem Minimum ihrer Dauer auch ein Mari: 
mum derfelben eben deßhalb feftgefeßt, Damit der Richter innerhalb diefes 
Spielraumes, je nach dem Eintreten von mehreren oder wenigeren über: 
wiegenden Erſchwerungs-Umſtänden, die Bemeffung der Strafdauer 


fpiel, daß ein mit dem Rädern fo eben fertig geworbener Henkersknecht davor 
die Augen zudrüden würde. Man ſieht hier eine lange Schaar blaßgrauer, 
von Hunger und Elend verunftalteter Menfhen, mit Qumpen bedeckt, von 
welchen die haltbarften Lappen durch angefchmiedete Ketten weggewunden find. 
Das ſcharfe Eifen hat fih in die nadten Leiber hineingenagt, und Geſchwüre 
aufgeägt, in welchen Nefter von Würmern haufen. Blut und Eiter rinnen 
berab, und zeigen auf der Erde, der Mutter diefer umglüdlichen Kinder, die 
Spuren ihrer Leiden. Ein Heghund von Auffeher bellt nebenher, und peiticht 
die erihöpfte Natur mit der unmenfhlichften Graufamkeit beim Hinfinfen 
wieder auf, bis die letzte Lebenskraft entflieht, und der mitleidige Tod dad 
gequälte Gefhöpf in feine Arme nimmt. Gewöhnlich ift der letzte Schritt 
auch der legte Athemzug dieſer gemarterten Menfchen, und der nadte Felfen 
ift ihr Sterbelager. Die mehrften bleiben da, wo der Sand am tiefften ift, 
liegen, und werden ein Fraß der Geier und Raben, bis ‚die Wellen der Donau, 
durch NRegengüffe angefchwellt, die halb verzehren Reichname erreichen, und — 
fie mit ſich fortſchwemmen!“ — — 

Bei diefer rechtshiſtoriſchen Digreffion darf endlich nicht unerwähnt 
bleiben, daß Leopold der II., dem feine humane und umfichtövolle Gefepgebung 
in Toscana den Namen ded „Weifen“ erworben hatte, auch in feinen öfter: 
reihifhen Erbftaaten, obgleich feine Regierung dafelbft von fehr ephemerer Dauer 
war (1790— 1792), gerade in Beziehung auf die Milderung des beftehen: 
den Strafenſyſtemes, durch Abfchaffung der öffentlichen Züchtigung, der Brand: 
marfung und der Anfchmiedung, durch Verbefferung des traurigen Schidfald 
der Sträflinge in den Strafanftalten, durch Erleichterung der öffentlihen Arbeit, 
durch Einführung periodifcher Bifitationen der Strafhäufer u.m U. überaus 
wohlthätige Reformen eingeführt hat. — 


[Strafgef. 1. hl. V. Haupt. $. 54.) 621 [Yon Anm. d. Erfhw.- u. Mild.-Umftände.] 


diefem Marimum mehr oder weniger annähern oder bei dem VBorhanden- 
fein gar vieler, oder fehr ſchwer wiegender, unmittelbar auf dieſes Mari- 
mum felbft erkennen könne. — 

Allein das Geſetz geftaitet, daß wegen folder Umftände „die 
Strafe verhältnigmäßig auch dur eine oder mehrere der im $. 19 
aufgezäblten Berfhärfungsarten verfchärft werden dürfe." — Diefe Ber: 
fhärfungen können daher, weil fie der Gefeßgeber dur das Wörtchen 
„auch“ mit der Verfchärfung durch Verlängerung der Dauer in Ber- 
bindung feßt, ebenfowohl vereiniget mit und mebft der verhältniß- 
mäßigen Berlängerung der Dauer der Kerkerftrafe; als auch abge- 
fondert von derfelben, und für fih allein verhängt werden, um 
nemli durch die Ausmeffung einer längeren Dauer dia Freiheit « Ent- 
ziehung nicht etwa den Bamilien-Angehörigen des Verurtheilten einen zu 
großen Schaden zujufügen (vergl. $. 55). — — 

Sie können ferner, da das Gefeß nicht weiter unterfcheidet, eben- 
fowohl mit der Strafe des (einfahen) Kerkers“ ala „des ſchweren 
Kerkers“ in Berbindung gefegt, und es können, nah dem Flaren Worte 
des Gefepes („eine oder mehrere“) auch mehrere oder felbft alle der 
im $. 19 aufgezählten Berfchärfungsarten mit einander cumulirt wer- 
den. — Bei der Frage, welche von den verfchiedenen geſetzlichen Ber- 
fhärfungsarten in jedem einzelnen Kalle zu wählen fei, hat wohl das 
Geſetz den Richter in Feiner anderen Weife, ald durch die Bedingungen 
beſchränkt, unter welchen diefe Verfhärfungen überhaupt nur verhängt 
werden können ($$. 20— 25); allein der Richter wird, um das Gefeß in 
feinem Beifte anzuwenden, ſich dennoch felbft auch bei diefer Auswahl 
Schranken ziehen, diejenigen nemlich, welche in der Natur der Sache mit 
Beziehung .auf die Eigenthümlichkeit des Falles, und auf die Indi— 
vidualität des zu Beftrafenden gelegen find (vergl. die Aus: 
führungen auf Seite 396— 401). — 

Ebenfowenig ift endlich der Nichter auch bei der Beftimmung, in 
welhem Ausmaße jede diefer VBerfchärfungsarten etwa als Yequivas 
Ient, ftatt der fonft vielleicht wegen der Erfchwerungs » Umftände länger 
auszumeffenden Dauer der einfachen oder fchweren Kerkerftrafe, angewendet 
werden könne, irgendwie durch das pofitive Gefeß beſchränkt. Allein es 
wird für ihn im Geifte eines gerechten und humanen Gefeked auch hier, 
vor Allem die Individualität des Falles und der Perſönlichkeit 
des Verurtheilten maßgebend fein (vergl. 5. B. insbefondere die Anmer⸗ 
fung ** auf Seite 398 und 399). — 


Unmwendung der 
Milderungs⸗ 
— 

a) Bei der Tor 
desſtrafe; 


Anwendung der 
Milderungs⸗ 
Ber: 

a) bei der To— 
des» und lebend» 
langen Kerfer: 
ſtrafe; 
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$. 52. ($. 46.) 


Wenn bei Verbrechen, worauf Todesftrafe verhängt if, 
Mildernngsumftände eintreten, fo wird zwar der Richter das 
Urtheil nad dem Gefese fchöpfen, fich aber weiters nach den 
über das Berfahren erlaffenen Vorſchriften zu benehmen haben. 
— Wenn jedoch der Berbrecher zur Zeit des begangenen 
Verbrechens das Alter von zwanzig Iahren noch nicht zurück⸗ 
gelegt hat, fo ift anftatt der Todes: oder lebenslangen Ker- 
ferftrafe auf fchweren Kerker zwifchen zehn und zwanzig Jah— 
ven zu erkennen. 


$. 46. 


Wenn bei Verbrechen, worauf TZodesftrafe oder lebenslanger Kerfer ver: 
bänget find, Milderungs +» Umftände eintreten; jo wird zwar der Richter das Urtheil nad 
dem Geſetze ihöpfen, ih aber nod weiter nach der im zweiten Abfchnitte dieſes erſten 
Theiled des Strafgefeßes enthaltenen Vorſchrift zu benchmen haben. 


Wenn unfer Gefeß im Allgemeinen den Grundfaß feftgeftellt hat, 
daß von dem Richter weder wegen Erſchwerungs-, noch wegen Mil- 
derungd=Umftänden die Art der Strafe foll verwandelt werden können 
($$. 49 und 53), fo war die im erften Abſatze des vorftehenden Bara- 
graphes gegebene Vorſchrift, wornah den Gerihtshöfen aller In— 
ſtanzen unterfagt ift, wegen Milderungs-Umftänden die Todesftrafe in 
eine geringere Art von Strafen zu verwandeln, um fu folgerichtiger, da 
man im Sprachgebrauche der öfterreihifhen Strafgefehe „die Nach— 


ſicht der Todesſtrafe“ xar EHoxyrv mit dem Namen „Begna- 


digung“ bezeichnet, diefe aber im monarchiſchen Staate nah der 
innerften Wefenheit der Monarchie, und nad dem beftimmteften Wort: 
laute der eben bezogenen Gefepesftellen, nur dem Landesfürften, nie 
aber einem Gerihtshofe, zuftehen kann.) Der Richter was immer 
für einer Inftanz hat daher in allen Fällen, wo nad dem Gefeße auf 
Zodesftrafe zu erkennen ift, Diefe ohne weitere Rückficht auf die vorge- 
fommenen, wenn gleich noch fo überwiegenden, Milderungs - Umftände in 
feinem Urtheile auszufprecden, dann aber, mit feinem Antrage, ob und 
aus welchen Gründen ihm der zum Tod Berurtheilte der Nachficht der 


— — on 


*) Sieh’ den $. 444 des I. Theils des St. ©. B. vom 3. September 
1803; — den $. 349 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850, und den $. 31 
fowohl in der prov. Strafprocedurd-Borfhrift für Ungarn, die Wojwodfchaft 
und dad Zemefer Banat vom 28. December 1849, ald auch in jener für 
Kroatien und Elawonien vom 24. Zuli 1850, Nr. 312 des R. G. B. — 
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Zodeöftrafe im Wege der Allerhöchften Begnadigung durch den Kaifer 
würdig erfheine, der Höheren Behörde vorzulegen. ”) 

Diefe Behörde, und der Gang, der hierbei einzufchlagen ift, find 
aber verfdhieden, je nach den verſchiedenen Strafverfahrens » VBorfhriften, 
die derzeit noch in verſchiedenen Theilen des — beſtehen (vergl. 
Seite 90—97). — 

a) In den Rändern, für welde die St. PB. DO. vom 17. Jänner 
1850 in Wirkfamkeit fteht, hat das Landesgericht unmittelbar nad) der 
Verhandlung das erwähnte Gutachten abzufaffen, darin für den Fall, ala 
auf Begnadigung (Nabfiht der Todesftrafe) angetragen wird, fih aud 
über das Maß der zu fubftituirenden Strafe zu äußern, und diefes Gut- 
achten zugleich mit der gegen das gefällte, und dem Angeklagten (nad) 
$. 347 der St. P. D.) in der Gerichtsfigung verfündigte Todesurtheil 
etwa (von wem immer) eingebrachten Richtigkeitäbefchwerde, dem oberften 
Gerichts- und Eafjationshofe vorzulegen, wohin gleichzeitig auch der 
Staatsanwalt feine diepfällige abgefonderte Aeußerung zu erftatten hat. 
— Der oberfte Gerichts» und Caffationshof hat hierüber in dem Falle, 
wenn damit zugleich eine Nichtigkeitsbefchwerde verbunden wurde, zuerft 
über diefe zu erfennen, und wenn derfelben ftattgegeben wird (nach Bor- 
fhrift der 88. 363 — 374 der St. P. DO. und des $. 12 der Faiferlichen 
Verordnung vom 11. Jänner 1852, Nr. 5 des R. ©. B.), entweder das 
dem Geſetze entfprechende Erkenntniß zu fällen, oder das bisherige Ver- 
fahren und das darauf geftüßte landesgerichtliche Erkenntniß aufzuheben. 
Wenn jedoch die Nichtigkeitöbefchwerde verworfen wird, fo hat der oberfte 
Gerichtshof darüber ein Gutachten zu faffen: „ob Gründe für die Be- 
gnadigung des Berurtheilten ſprechen, und im bejahenden Falle, welche 
angemejfene*) Strafe ftatt der Todesftrafe zu beflimmen wäre?” 


— — 





Dieſe Vorſchrift bezieht ſich jedoch nur auf das ordentliche Criminal-, 
und keineswegs auch auf das ſtandrechtliche Verfahren; denn bei dem letzteren 
wird das von dem Standgerühte gefällte Todesurtheil ohne Vorlage an irgend 
eine höhere Behörde ohne Weiteres vollzogen ($. 510 des 1 Th. des St. G. 2. 
vom 3. September 1803 und Erläuterungen vom 14. September 1804 und 
11. Zuli 1816, in Maucher's größerem Handbuche Nr. 1521 u. 1520 und 
$. 496 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850). — — 

*) Das Raiferlihe Handfhreiben vom 14. Jänner 1851, Nr. 13 des 
R. ©. B., fprad nur von Subftitwirung einer zeitlichen Kerkerftrafe an 
die Stelle der im Begnadigungswege nachgefehenen Todesſtrafe, während bie 
fpätere aiferlihe Verordnung vom 28. Juni 1851, Nr. 139 des R. ©. B. 
von der angemefjenen, an deren Stelle zu beantragenden Strafe fpridht, 
daher es wohl zweifellos zu fein fcheint, daß nach dem Grundfape: „lex 
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und daffelbe fammt den Acten an den Juftizminifter zu leiten, welcher es 
mit feinem eigenen Antrage Sr. Majeftät dem Kaifer vorlegt ($. 349 der 
St. P. D., kaiferlihe Verordnungen vom 14. Jänner und vom 20. Mai 
1851, Nr. 13, und 139 des R. ©. B,, Minifterial-Erlaß vom 28. Juni 
1851, Nr. 178 des R. ©. B., und faiferliche Berordnung vom 11. Jän— 
ner 1852, Nr. 5 des R. G. B. 88. 2, 10 und 12). 


b) In jenen Ländern, wo das Strafverfahren noch immer nad 
dem 11. Abfchnitte des St. G. B. vom 3. September 1803 gehandhabt 
wird, ift jedes von dem Strafgerichte erfter Inftanz nach dem Geſetze ge- 
fällte Todes -Urtheil noh vor der Kundmachung fammt allen Acten von 
Amtswegen dem Criminal: Obergerichte vorzulegen (arg. aus 88. 433, 
435 lit. b und 443 lit. a), und von diefem vorerft in Beziehung auf die 
Geſetzmäßigkeit des Strafverfahreng zu prüfen. Findet es hierbei wefent- 
liche Bedenken, fo hat es dem untern Gerichte die Berbefferung des Ber- 
fahrens und die Schöpfung eines neuen Erfenntniffes aufzutragen. Sit 
dieß nicht der Fall, glaubt es aber, das Todesurtheil nah dem Geſetze 
abändern zu müffen, fo bat es dieß zu thun. — Findet es aber das 
Todesurtheil nah dem Geſetze zu beftätigen, fo hat es daffelbe famnıt 
allen Acten an den oberften Gerichtshof, und diefer an den Juftizminifter 
zur Vorlage an den Landesfürften zu leiten. Die Gerichtshöfe aller drei 
Inſtanzen haben fi bei der Borlage von Todesurtheilen beflimmt dar- 
über auszufprehen, ob und aus welchen Gründen fie den Berurtheilten 
einer Milderung der Strafe für würdig erfennen oder nicht, und im be- 
jahenden Falle auch darüber, welche Milderung nad ihrem Antrage ein: 
zutreten hätte ($$. 437—439, 443 lit. a, und 444 des I. Theild des 
St. ©. B. vom 3, September 1803, Juftizhofdecret vom 22. März 
. 1828, 15. Juni und 7. December 1835, und vom 14. März 1836, 
Nr. 1326 — 1329 in Maucher's größerem Handbuhe, und $. 9 des 
a. h. feftgeftellten Wirkungskreifes des Juftizminifteriumd vom Jahre 
1852*). 

c) In den Kronländern Ungarn, der ferbifhen Wojwodihaft und 
dem Temeſer Banate, Kroatien und Slawonien endlich find dießfalls die 


posterior derogat priori“ der oberfte Gerichtähof nunmehr auch auf Sub- 
fituirung der Tebendlangen Kerkerftrafe anftatt der Todesftrafe antragen, 
und infoweit der Monarch es demfelben überläßt, nad erfolgter Nachſicht der 
Zodeäftrafe auf diefelbe zu Recht erfennen könne. — 


*) Die Verfügung, daß Todesurtheile dem Landesfürften nur im Wege 
des Juſtizminiſteriums vorzulegen find, war übrigend bereit8 im $. 4 der in 
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gleichlautenden Vorfehriften vom 28. December 1849 und 24. Juli 1850 
maßgebend, wornad jedes von dem Strafgerichte unterfter Inftan; ge: 
fhöpfte Todes: Urtheil vor der Veröffentlihung von Amtewegen dem 
Diftrictö- Obergerihte (arg. aus den 88. 30 und 31 der berufenen 
Vorſchriften), von diefem aber nach der wortflaren Borfehrift des eben- 
bezogenen $. 31 fammt den Proceßacten an den oberften Gerichts: 
bof zur Revifion zu überfenden ift, welder, falls er das Todesurtheil 
zu -beftätigen findet, daſſelbe mit allen Acten und unter Anführung der 
Gründe, die etwa für die Milderung der Strafe ftreiten (im Wege des 
Juſtizminiſters — $. 9 des früher bezogenen Wirkungstreifes des Juſtiz— 
minifteriums vom Jahre 1852), dem Landesfürften vorzulegen hat. 

Die in dem zweiten Abſatze des vorftehenden Baragraphes vorkom— 
mende Anordnung („daß nemlich ein Verbrecher, der zur Zeit des begangenen 
Verbrechens noch nicht das Alter von 20 Jahren zurückgelegt hat, weder zur 
Todes-, noch zur lebenslangen Kerkerftrafe, fondern nur zum ſchweren 
Kerter von 10— 20 Jahren verurtheilt werden kann“) war für jene 
. Ränder, in welden früher das Strafgeſetz vom 3. September 1803 ge- 
golten hatte, bisher in den Borfchriften für das Strafverfahren, 
nemlich in dem $. 431 des 1. Theils jenes Geſetzbuchs und dem Hof- 
decrete vom 17. Jänner 1818, Nr. 1404 der J. G. ©., und für jene 
Länder, in welchen das Strafverfahren nad der St. P. D. vom 17. Jan- 
ner 1850 zu pflegen ift, im $. 345 derfelben enthalten, und ed wäre 
eben deßhalb, weil die Borfhriften über das Strafverfahren dur 
das gegenwärtige Strafgefek nicht aufgehoben, fondern fogar ausdrüdlich 
beftätigt worden find (vergl. Seite 8B1—83 und 90—97), rüdfihtlic 
diefer Kronländer nicht nöthig gewefen, die vorftehende Vorſchrift nun— 
mehr in dem materiellen Strafgefeße zu wiederholen. Allein abge- 
fehen davon, daß diefelbe ihrem Inhalte nach mehr in das materielle 
Strafrecht, als in das Gefeg über das Strafverfahren gehört, mußte fie 
fon darum in das materielle Strafgefeß aufgenommen werden, damit 
diefe Beflimmung nunmehr au in denjenigen Kronländern, wo das 
vorerwähnte St. G. B. vom Jahre 1803 bisher nicht beftanden hatte, 
nemlih in Ungarn, Kroatien, Slawonien, der ferbifhen Wojwodſchaft, 
dem Temefer Banate und dem Hermannftädter Bezirke von Siebenbürgen, 


Folge U. H. E. vom 19. Auguft 1848 kundgemachten Vorſchrift über den 
Wirkungsfreid des Yuftigminifteriumd vom 21. Auguft 1848 enthalten (Sieh 
diefelbe in Heyßler's Sammlung der Juftisgefepe vom Jahre 1848, 
©. 252 u. fag.). — 

Hye, Kommentar. 40 
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zur Geltung fomme. — Der Inhalt diefer Beftimmung, wornad in dem 
vorausgeſetzten Falle ſchon nach dem Geſetze, alſo auch von dem 
Richter unterfter Inſtanz weder auf die Todes-, noch auf die Iebens- 
lange Kerferftrafe erfannt werden darf, wird gleichmäßig durd die es 
rechtigkeit, wie Durch die Rückſichten der Humanität gerechtfertiget. Jene 
Gründe nemlich, welche den Geſetzgeber beſtimmt haben, bei der Zurechnung 
eines Verbrechens überhaupt billige Rückſicht auf das Alter des Thäters zu 
uchmen (vergl. Seite 174—183 und 580), führen auch dafür das Wort, 
daß man bei einer Perfon, die zur Zeit des begangenen Verbrechens noch 
nicht 20 Jahr alt war, wenigftens in der Negel auch nicht jene moralifche 
Depravation und volle Intenfität des böfen Willens annehmen könne, 
welche der Gefeßgeber doch umgezweifelt ala die gewöhnliche Willens: 
ſtimmung des Thäters bei denjenigen Verbrechen vorausfegt, die mit 
Todesftrafe bedroht find (vergl. Seite 37), und daß daher die Justitia 
distributiva, infoferne fie auch auf den relativen Grad des fubjec- 
tiven Momentes verbrecherifcher Schuld die gebührende Rückficht nimmt, 
bei foldhen Individuen von der Anwendung der Todeeftrafe Umgang zu . 
nehmen bat. — Gben diefe Justitia distributiva muß ferner billig 
auch die Rücficht im Auge halten, daß die lebenslängliche Ent- 
ziehung der Freiheit bei fehr jugendlihen Perſonen ein verhältnigmäpig 
viel härteres Strafübel wäre, als diefelbe ältere Perfonen, deren Reben 
ſich vielleicht auch nah dem gewöhnlichen Durchſchnitte der menfhlichen 
Lebensdauer nicht mehr lange Zeit gefriftet haben würde, je afficiren 
fönnte. — Darum müfjen wir es der Gerechtigkeit und Humanität des . 
Geſetzgebers Dank wiffen, dag er Perfonen, die zur Zeit des begangenen 
Verbrechens noch nicht 20 Jahre alt waren, auch von ber lebenslangen 
Kerferftrafe ausgenommen hat. — 

Bei der praftifchen Anwendung der. gefeklichen Borauäfegung: 
dag der Thäter „zur Zeit des begangenen Verbrechens“ 
noch nicht 20 Jahre alt war, müſſen jene Beſchränkungen beachtet 
werden, welche bei der analogen Gefebes: Stelle des $. 2 dit. d („zur 
‚Zeit der Begehung“) fhon auf Seite 178 — 180" audeinandergefegt 
worden find. Mit Keithaltung der dort vorkommenden Erwägungen 
würde daher 3. B. derjenige, der etwa in feinem 18., und dann 
wieder nach dem vollendeten 20. Lebensjahre eine Brandlegung begangen 
hat, keineswegs aus dem Titel des $. 167 litt. b und d zur lebenslangen 
Kerlerftrafe verurtheilt werden fünnen, weil das Geſetz dieſe Strafe nur 
auf die wiederholte, d. h. mehrmalige Brandfegung gefekt bat, 
und weil daher feine derjenigen Brandlegungen, auf deren Ber— 
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einigung erſt die ——— Kerkerſtrafe verhängt m— in jenem mins 
deren Lebensalter begangen fein darf. — 

Ebenſo werden aud die auf Seite 180— 183 — Er⸗ 
örterungen bei der frage in Anwendung zu bringen fein: „wie denn das 


voraudgefeßte mindere Lebensalter des Thäters, das ihn vor der Todes⸗ 


und ee Kerkerftrafe THügen fol, zu — ſei?“ — — 


S. 53. 47). 


In allen — wird zur Regel feſtgeſtellt, 
daß wegen Milderungsumſtänden weder die Art der Strafe 
noch die geſetzliche Dauer verändert werden kann, ſondern die 


b) in anderen -, 
- Ballen, - 


Strafzeit nur innerhalb des Raumes, den bie ii geftat= 


ten, zu verkürzen iſt. 


sa. 


Bei anderen-Berbrehen wird zur Megel feftgefeht. daß megen Mifverunge- 
Umftänden ebenfalls weder die Art der Etrafe, noch Die —* Dauer verändert werden kann, 
fondern die Etrafzeit nur innerhalb des Raumes, den die Geſetze geftatten, zu verkürzen ift. 

ie weit aber in beionderen Bällen auch davon eine Ausnahme Statt 


ftimmet. 


finde, -wird ebenfalls in dem aleichgedachten sweiten Abfhnitte ser 


b) bei der zeit: 
lichen Sterfer: 
ftrafe.. 


Derfelbe Grundſatz, ven das Geſetz in — auf die Ver⸗ 


j härfung— der Strafe wegen Erſchwerungs-Umſtänden im 8. 49 ala 
unverbrüdhliche und ausnabmelofe Richtſchnur vorgezeichnet hat (veral. 
Seite 616. und 617), gilt auch binfichtlih der Milderung der Strafe 
wegen vorhandener übermw iegender Milderungs - Umftände, bier jedod 


nur als Regel, die alfo mehreren Ausnahmen unterliegt, und zunächſt blos 


in Beziehung auf „alle anderen Fälle“, welche nemlich nicht ſchon im 
$. 52 normirt erſcheinen, alfo blos in Beziehung auf diejenigen Fälle, 
wo nicht auf Todesftrafe zu erkennen if, in Geltung gebracht wer- 
den ſoll. 

Aus den beim 8. 49 vorkommenden ——— (Seite 616 und 
617) ergibt fih, daß der Richter wegen Milderungs - Umftänden in der 
Regel weder den ſchweren Kerker in einfachen abändern, noch die 


lebenslange Kerkerftrafe in zeitliche Kerkerftrafe, noch bei der Ießteren die 


Dauer unter das gefehlihe Minimum herabfegen dürfe. — Daß Mil. 


derungs = Umjtäande in Beziehung auf zeitliche Kerkerftrafen regel- - 


. mäßig, jo lange nemlich nicht einer der nachfolgend zu erörternden Aud- 

nahmsfälle von der Regel dieſes Baragraphes eintritt, die Herabfegung 

der Dauer der Strafe nur bie auf das Minimum, d. h. demſelben ent» 

weder annähernd, oder jiffergenau daffelbe wirklich bemeſſend, aber nicht 
40° 
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ein Berabgehen unter daſſelbe bedingen können, erhellt aus dem auf 
Seite 614 Geſagten. — Daß ferner die Geſetzesbeſtimmung, wornach der 
Richter wegen Milderungs-Umſtänden nicht die Art der Strafe verändern 
dürfe, ſich im 8.53 fogar ausſchließend auf das Verbot beziehe, dem 
ſchweren Kerkergrad in einfachen Kerker zu verwandeln, erhellt ſchon 
daraus, weil fonft jene geſetzliche Verfügung gar feinen Sinn hätte. 
Die Beftimmung nemlih, daß von feinem Richter die Todesstrafe 
in eine andere Art von Strafe, da fie alfo nit. in Kerferftrafe um- 
gewandelt werden könne, ift ja ſchon im vorhergehenden 8. 52 gegeben 
“worden, eine dritte Hauptart von Strafen neben diefen beiden kennt unfer 
Geſetz bei Verbrechen nicht ($. 12), und es kan fi) daher die obige Vor— 
ſchrift um.fo gewiffer nur auf das Verbot der Berwandlung des ſchweren 
 Kerker- Grades in den einfahen Kerker bejiehen, als .unfere Geſetze 
überall da, wo es Ausnahmen von der im vorflehenden Baragraphe 
enthaltenen Regel macht (vergl. die nadhfolgende Erörterung Zahl 1—3) 
immer: wieder ausdrücklich beifügen, ob der Richter in ſolchen Aus— 
nahmsfällen nur zur Abkürzung der Dauer, oder aud zur Veränderung 
des Grades (der Art) der Kerkerftrafe ermächtiget fei. — | 
Unfere Gefeße haben nemlih von. der vorftehenden Regel ‚bald. 
nur in Beziehung auf das Verbot, die Dauer der Strafe unter das ger 
feglihe Minimum herabzuſetzen, bald aud in Beziehung auf die in der 
Regel unterfagte Veränderung des Grades (der Art) der Kerkerftrafe 
mehrere Ausnahmen feftgeftellt. ” Diefelben find in folgenden Se: 
feßesftellen enthalten: 
1. Für alle Kronländer, wo das gegenwärtige Strafgefek gilt 
im, nachfolgenden $. 54. Hierdurd) wird eine Ausnahme von beiden 
Momenten der vorftehenden Regel (in Beziehung auf Dauer und 
Grad) angeordnet, wie die nachfolgende Erläuterung des $. 54 aus: 
führlich darthun wird. **) 


— — — 





) Daß durch den 8. 53 des neuen n Gefepes in feiner Weife jene ver» 
jhiedenen Ausnahmen von der dadurch feftgefepten Regel, welche in den Ge: 
jeßen über dad Strafverfahren vorfommen, aufgehoben werben mollten, 
und auch nicht aufgehoben worden find, wurde bereitö auf Seite 78 — 83 
ausführlich nachzumweifen geſucht. — 

*) Im erften Anblide fcheint auch der &. 55 eine Ausnahme von ber 

im $. 53 feftgefegten Regel zu bilden, da in demfelben ebenfalld von der 
Herabfegung der ordentlihen Strafdauer unter dad gefeglihe Minimum 
die Rede ift. Allein aus der nachfolgenden Erklärung des $. 55 wird ſich er: 
geben, daß die dafelbft feftgefepte Herabminderung der Strafdauer keineswegs 
eine Milderung, fondern nur eine Berwandlung der Strafe im Wege 
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2. Rüͤgſichtlich jener Länder, für welche die St. [x O. 
vom 17. Jänner 1850 gilt: 


- a. in dem $. 346 derfelben, und in den ihn erläuternden. teiſer⸗ 

lichen Verordnungen vom 16. März 1851 (Mr. 66 des R. G. B.) 
und vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 des R. ©. 3.) $. 10, wodurd „dem 
- Zandesgerihte*) rüdfihtlih aller, feiner Judicatur in erfter In— 
ſtanz unterliegenden, ftrafbaren Handlungen das Recht eingeräumt ift, 
ſowohl in den Fällen, wenn der Angeklagte zur Zeit der Berübung des 
(zu. beurtheilenden) Verbrechens das Alter von 20 Jahren noch nicht zu— 
rückgelegt hat, oder wenn feit-der Verübung des Verbrechens ein Zeit— 
raum von 20 Jahren verfloffen ift, umd die Bedingungen (nunmehr) der 
88. 227 und 229 des Strafgeſetzes eintreffen, als überhaupt in allen 
Fallen, wo nah dem Geſetze die Strafe zwifchen zehn und zwanzig 
Jahren, oder auf Lebenszeit auszumeffen ift, diefelbe-wegen vorhan- 
dener Milderungs-Umftäande zwar nicht in der Art, wohl aber 
in der Dauer herabzuſetzen, jedod auch in diefer nicht unter drei 
Jahre. In Fällen, für welde die Strafe im Gefege zwifchen fünf und 
zehn Jahren beftimmt ift, darf der Gerichtshof diefelbe- wegen, mildernder 
Umftände fowohl in eine gelindere Art verändern, ald aud 
in der Dauer, jedod nie unter Ein Jahr, herabfegen.**) -Dieh 


— — — — 


des Erſatzes durch eine der abgekürzten Dauer äquivalente Strafverſchärfungs-⸗ 
Art ſein ſoll, und daß daher das daſelbſt den Strafgerichten eingeräumte Be— 
fugniß zur Beräuderung der Strafe in feiner Weiſe als eine Mopdification 
oder Ausnahme von der im $. 53 in Beziehung m — Milderung 
feſtgeſebten Regel dargeſtellt werden kann. — 


) Für die Bezirks⸗Collegial-Gerichte, denen übrigens nad 
den en Competenz ⸗Vorſchriften ohnehin nur ſolche ftrafbare Hand- 
(ungen zur Beurtheilung zutommen, worauf höchſtens fünfjährige. Kerker- - 
ſtrafe feftgefeßt ift, hat die genannte St. P. O. keine befonderen Vorfchriften 
in Beziehung auf Straf-Milderung gegeben. Wolgerichtig hieraus ergibt id, 
daß au für die Landes-Gerichte, injomweit fie über eben diefe geringeren 
Straffäle ald Derufungs- (ziveite) Inftangen erkennen, außer den im 
(materiellen) Strafgefege enthaltenen Borjchriften binfichtlih der Straf- 
Milderung feine befonderen Normen re (vergl. die ss. 384—387 ber 
gedachten St. P. D.). 

**) Ueber die Bedenfen, — ih aus dem Standpunkte der Gefep- 
gebung und Erfahrung gegen die Zugeftehung einer fo überihwänglichen 
 Strafmilderungd-Gewalt einzuwenden gedenke, wie fie in obiger Gefegeaftelle 
fogar fchon den Gerichtöhöfen ünterfter Inſtanz eingeräumt wird, vergl. 
unten auf Seite 639 und 640 die Erörterungen aus Anlaß des $. 54. — 
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iſt * ein Recht der Gerichtshöfe, e, bei deffen Handhabung fie durch 
die Staatsanwälte: nicht beirrt werden dürfen. Die lekteren haben. daher. 
ihre Strafanträge immer nur nad) dem in dem Strafgefeße auf das Ber- 
brechen, um das es fih handelt, feftgefeßten Straffage zu ftellen, und 
hierbei nicht unter das geringfte gefeglihe Strafmap herabzugehen. Es 
fteht daher dem Staatsanwalt nur frei, auf die geringfte gefeglide 
(seil, ordentliche) Strafe anzutragen, und dem Gerichtshofe die An- - 
wendung des 8. 346 der St. P. D..zu empfehlen, ohne jedoh 
in Beziehung auf dad Maß diefer Milderung einen be- 
ffimmten Antrag zu ftellen.“ 

Eine weitere Ausnahme von der im $. 53 aufgeftellten Regel für 
die ebengenannten Kronländer liegt. ferner 

ce. auch in der faiferlihen Verordnung vom 23. Mai 1851, 
- Nr. 141 des R. ©. B., wornah das Landesgeriht*) in allen Fällen, 
wo es einen ſchuldig erkannten Verbrecher einer ſokchen Mild erung 
der Strafe würdig erachtet, welche die den Kndesgerichten durh den 
8. 346 der St. PB. D. eingeräumte Macht überfhreitet, das 
Urtheil zwar innerhalb der Gränzen feiner Befugniffe zu fällen und zu - 
verfündigen, alle Acten aber mit feinem Milderungd-Antrage 
dem oberften Gerichtshofe vorzulegen hat, welcher darüber 
zu erkennen berufen iſt. — Wurde gegen ein ſolches Urtheil des 
Landesgerichtes eine Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, ſo hat der oberſte 
Gerichts- und Caſſationshof zuerſt über dieſe, und wenn er dieſelbe zu 


verwerfen Erb: über den Strafmitderungsantrag ju ent» * 


ſcheiden.“ — 

Aus — Verfagung erhellt alſo, Si: außerordeniliger 
Weife wegen. Milderungd- Umftänden noch eine weitere, felbft über 
die Gränzen des $. 346 der St. P. O. vom 17. Jänner 1850 hinaus- 
gehende, Milderung der Strafe überhaupt ftattfinden könne. Allein, 
wie weit hierin der oberfte Gerichtshof, am welchen der vorftehende 
Milderungs - Antrag zu richten ift, gehen dürfe, ift leider weder in diefer 
St. P. O. lie noch in der vorftehenden er 


" 6 bedarf feiner — daß ich in den oben bezogenen 
Worten der kaiſerlichen Verordnung vom 23. Mai 1851 allenthalben dem 
Ausdruck: „Schwurgerichtshof“ die Bezeichnung: „Landesgericht“ ſubſtituirt 
habe, weil bekanntlich mit der durch die ſpätere kaiſerliche Verordnung vom 
11. Jänner 1852, Nr. 5 des R. ©. B., erfolgten Aufhebung der Gefhwornen- 
gerichte, an die Stelle der letzteren die Randesgerichte getreten find. — 
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derfelben ausdrücklich beſtimmt worden.*) Da jedoch die ebenerwähnte 
der St. P. O. nahgefolgte faiferliche Verordnung vom 23. Mai 1851 
den oberften Gerichtshof mit wiederholtem Worte dazu anmeifet, über 
jenen außerordentlichen, die Gränzen des $. 346 überfhreitenden 
-Milderungs- Antrag zu „erkennen“, oder zu „entfheiden“, und 
diefem Auftrage Feine weitere Befhränfung beifügt: fo ſcheint 
ed wohl feinem Zweifel zu unterliegen, daß der oberfte Gerichtshof in 
Beziehung auf derlei, ihm nemlich zum Behufe einer außerordentlichen, 
den $. 346 überfchreitenden Milderung vorgelegte Strafurtheile, in der 
Strafmilderung an feine Schranke gebunden ift, oder daß 
— mit anderen Worten — in Beziehung auf die aus Diefem Titel der Ju: 
dicatur des oberften Gerichtshofes unterliegenden Straffälle, derfelbe außer 
der Todesftrafe, alle anderen Arten von Strafen wieder nach feinem 
freien Ermeffen mildern dürfe, wie dieß aud ehemals rückſichtlich 
der dem Erkenntniffe des oberften Gerichtshofes unterliegenden Straf: 
Urtheile überhaupt der war (vergl. den folgenden Abſatz, Zahl 3 
unter lit b). 

3. Rüuͤckſichtlich jener Kronländer, in welchen ſich das 
Strafverfahren über Verbrechen nah den Vorſchriften 
des II. Abfhnittes des 1. Theile des St. ©. 3, vom 
3. September 1803 richtet, find Ausnahmen von der im vor— 
ſtehenden Paragraphe enthaltenen Regel enthalten: 

a. In dem 8. 441 deſſelben, wornach „dem Griminal- Obergerichte 
in allen Fällen, wo ihm ein Strafurtheil erſter Inſtanz vor der Kund— 
machung von Amtswegen (jur Revifion) vorgelegt werden muß, die Macht 
eingeräumt iſt, im Fällen, wo nach der gefeßmäßigen Regel die Strafe 
zwifchen zehn und zwanzig Jahren ausgemeffen werden mußte, diefelbe 
wegen Milderungs: Umftänden zwar nie in der Art, wohl aber 

in der Dauer, aber auch im diefer nie unter fünf Jahren; und auf 


— 





) Bei dem Mangel einer poſitiven Beſtimmung über dad Mil— 
derungsrecht des oberſten Gerichtshofes in der St. P. O. vom 17. Jänner 
1850 wird daher auch behauptet, daß derſelbe in allen jenen Fällen, die ihm 
nur in feiner Eigenſchaft als Caſſationshof in Folge einer Nichtigkeits— 
beſchwerde vorgelegt werden, in Beziehung auf Milderung der Ztrafe 
nicht weiter geben könne, als jedes Landesgericht nah Maßgabe des mehre 
gedahten 8. 346; da ja doch auch der Baffationshof da, wo er in der Haupt 
ſache felbft zu erfennen hat ($. 364 der gedachten St. P. D.), immer nur 
nad dem Gefege zu erkennen bat, dag Geſeß aber ausdrücklich nir 
gends dem Gafjationshofe noch ein weiteres Milderungs-Befugnif einräumt! 
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gleiche Weife in Fällen, wo die gefegmäßige Strafe’ zwiſchen fünf und 
zehn Jahren beftimmt ift, nie unter zwei Jahren zu mildern. Die von 
dem Geſetze verhängte Todesftrafe oder lebenslange Kerkerftrafe darf 
von dem Obergerichte in feine gelindere abgeändert werden.“ *) — 

b. In dem $. 443 litt. a und d und der höchſten Eutſchließung 
vom 30. Jänner 1812, Nr. 970 der I. G. S., „wornach jedes von dem 
Obergerichte geſchöpfte Urtheil vor der Kundmahung von Amtswegen (zur 
Revifion) dem oberften Gerichtshofe vorgelegt werden muß, wenn entweder 
auf lebenslange Kerkerftrafe erfannt wurde, oder wenn das Ober: 
gericht erachtet, daß der Verbrecher einer folhen Milderung der Strafe 
würdig fei, welche die Grängen der dem Obergerichte eingeräumten Macht 
überfchreitet. Hierbei fteht dem oberften Gerichtshafe in der Beurtheilung, 
und insbefondere in Beziehung auf die Milderung der Strafe 
freie Macht nad der Vorſchrift des Geſetzes zu." **) 


— — —— — 


*) Aus der Vergleichung des $. 441 des J. Theils des St. G. B. vom 
3. September 1803 mit dem früher bezogenen. $. 346 der St. P. DO. vom 
17. Zänner 1850 ergibt fi alfo, daß zur Stunde in jenen Kronländern, wo 
das Strafverfahren noch nah dem Geſetze vom 3. September 1803 geübt 
wird, die Milderung der lebenslangen Kerkerftrafe nicht einmal den Cri— 
minal-Obergerichten zufteht, während in jenen Ländern, wo die St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850 gilt, fogar die Gerichtähöfe unterfter- Inſtanz die 
'; lebenslange Kerkerftrafe aus eigener Macht bid auf drei Jahre mäßigen 
können! — — 


*) Die obenbezogene h. E. vom 30. Janner 1812 — freilich nur 
den Einen Zweifel, der allein in Frage geſtellt worden iſt, behoben, daß 
nemlich „dem oberſten Gerichtshofe in den nach 8. 442 („wegen der Wichtig⸗ 
feit oder Art des Verbrechens, nicht aber wegen der Michtigfeit der 
Strafe”) feinem Erfenntniffe vorbehaltenen Fällen die freie Macht in der Be- 
urtheilung nad der Borfchrift ded Geſetzes zukomme.“ — Allein man bat 
meines Wiffend in der Prarid nie daran. gezweifelt, daß ihm rüdfichtlid 
jener 2änder, wo das Strafverfahren nah dem Gefehe vom 
3. September 1803 zu pflegen ift, das Recht zur unbefchränften 
Milderung der gefeplihen Criminal» Strafen (mit einziger Ausnahme der 
Zodeöjtrafe) ganz „nad feinem freien Ermeffen“ in Beziehung auf 
alle, au wad immer für einem Grunde feinem Erfenntniffe unter 
zogenen Griminal-Urtheile zutomme. Man kann für diefe praktiſch feftftehende 
- Anficht nicht nur die Analogie mit der eben bezogenen h. E. vom 30. Jänner 
1812, jondern auch den Geift aller einfchlägigen Gefepeöftellen, in ihrer 
allfeitigen Combination geltend machen. Das Gefeg hat nemlih im $. 443 
litt. a und d alle das Milderungsreht des Obergerichtes überfchreitenden 
Fälle zur Borlage an den oberften Gerichtshof — und zwar ohne 
irgend einen weiteren Beifag, ohne irgend weldhe Beſchränkung für den 
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Endlih 

e. in dem Juftighofdeerete vom 25: November 1815, Nr. 1191 
der 3. G. ©., wornach „in den Fällen, wo das Strafgeticht (der unterften, 
Inftanz) erachtet, daß ein Verbrecher, welchen es nach dem Gefege zu einer 
Strafzeit von fünf bis zu zehn Jahren zu verurtheilen hat, einer Mil- 
derung der Strafe unter fünf Jahre würdig fei, fein auf die fürzefte 
Strafdauer von fünf Jahren gefälltes Urtheil vor der Kundmachung dem 
Dbergerihte zugleih zur weiteren, Ihm nach dem $. 441 zuftehenden, 2 
Milderung, oder zu der demifelben nad 8.443 lit. d über- 
laffenen Begleitung an den AACKReR Grrigtahof amtlich. 


‚vorzulegen habe.“ *) — 


Bas aber endlich 

4. diejenigen Kronländer betrifft, in — für das — 
fahren weder die St. P. D. vom 17. Jänner 1850, noch das Geſetz vom 
3. September 1803 gilt, nemlid Ungarn, Kroatien, Slawonien, 
die ferbifhe Wojwodfhaft und das Temefer Banat: fo haben - _ 
die oftgedachten proviforifchen Strafverfahrens - Vorfhriften vom 28. Des 


legteren — verwiefen, und bat eben dadurd deutlich feine Abſicht kund⸗ 
gegeben, daß diefe weitere Milderung — dem oberften Ge— 
richtshofe ohne weitere Beſchränkung um fo gemwiffer zuftehe, da dad 
Gefeg a conträrio dort, wo es ſelbſt den oberften Gerichtshof befchränfen 
wollte, nemlih in Beziehung auf die Todeöftrafe ($. 444), dieß ausdrüd- 
lid gethan hat; und da es ferner in allen übrigen Fällen durch eine andere 
h. E. vom 13. Februar 1809 (in Maucher's größerem Handhude, Rr. 1335) 
den oberften Gerichtshof „in Beziehung auf die ihm nach $. 443 eingefendeten 
Urtheile“ nur hinſichtlich bes Berfhärfungs- Rechtes beſchränkt, daher 
au daburd wieder angedeutet hat, daß es ihn a contrario in — 
auf die Milderung — nicht beſchränken wollte. 


) Im erſten Anblicke könnte es ſcheinen, als ob auch noch der 8. 470 
des genannten Strafgefeged mit den vielen ihn erläuternden Novellen (fieh’ 
diefelben in den Handbühern Mauchers) ald eine Ausnahme von ber im 
5. 53 vorfommenden Regel anzufehen fein, da er ebenfalld den Fall einer 
‚außerordentlihen Milderung (oder theilweifen Nachſicht) der Strafe 
fprigt. — Allein bei genauerer Würdigung jeigt fh, daß diefe Beftimmung * 
unrichtig unter die Ausnahmen vom $. 53 eingereiht- werden würde, da im 
8. 470 nicht von einer Milderung der Strafe unter das gewöhnliche gefep- 
liche Ausmaß, fondern nur von einer abgekürzten Procedur eines eigentlich 
unter die Wiederaufnahme eines Strafproceffed zu fubfumirenden Straffalles 
die Rede ift, wobei eine durch das frühere Gefeg aus Irrtum nach dem Ge 
ſetze zu hoch bemeſſene Strafe erft auf das wahre geſebliche Ausm aß 
teducirt wird. 
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comber 1849 (8. ©. B. für Ungarn Nr: 2) und vom 24. Juli 1850 
(Rt. 312° des R.G.B.) in Beziehung auf ein Befugniß derStrafgerichte der 
‚unteren und höheren Inftanz zu einer außerordentlidhen Milderung 
der Strafe leider gar Nichts feftgefeßt, fondern in den 88.2, 4 und 6 nur 
im Allgemeinen angeordnet: „daß die Strafgerihte die Strafen wegen 
der ihnen zugewieſenen Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen „nach 
Maßgabe der beſtehenden Geſetze und der geſetzlichen 
Uebung oder des geſetzlichen Herkommens“ zu verhängen 
haben. — Da numn an die Stelle der früheren (noch im Jahre 1849 und 
. 1850 beftätigten) Gefege und Uebungen in Beziehung auf die Be- 
fttafung der Verbrechen; Vergehen und Uebertretungen das neue Straf- 
gefek (vom 27. Mai 1852) getreten ift: fo. bleibt es rückſichtlich des 
Straf-MilderungssBefugniffes der Strafgerihte in diefen Kronländern 
vorläufig, bis nemlich au in diefer Beziehung die erwartete neue 
Strafprocegordnung die fo fehr erwünfchte Einheit hergeftellt haben 
wird, einftweilen nur bei den Vorſchriften der $$. 52—54 diefes Straf: 
geſetzes. — Es muß hiernach behauptet werden, daß rüuͤckfichtlich der aus 
einem dieſer Kronländer herrührenden Straffälle weder den Landes: 
gerichten (fei es als Gerichts höfen erſter Inſtanz, oder als Berufungs— 
Behoͤrden), noch den Obergerichten, noch ſelbſt dem oberſten Gerichts— 
hofe ein weiteres Recht zur Milderung der geſetzlichen Strafe zuſteht, als 
den Strafgerichten überhaupt im $. 53 als Regel, und nur bei min: 
deren Fällen ausnahmsweiſe im $. 54 eingeräumt erfheint, fo dap eine 
nach dem Gefege über fünf Jahre zu bemeffende Strafe wegen Mil: 
derungd- Umftänden von feinem Gerichtshofe unter dieſes Minimum 
herabgefegt werden darf, fondern derzeit nur im Wege der U. 9. Be— 
gnadigung duch Se. Majeftät den Kaifer gemildert werden könnte. *) 


—— 





*) Es laßt fi) nicht laugnen, daß die obige Lücke von der Praxis der 
uberen Gerichte in den genannten Sronländern in manden Fällen ſchwer 
empfunden wird, und in grellem Mißklange fteht mit dem fo weitgedehnten 
Straf- Milderungd- Befugniffe, welches nad den vorftehenden Auseinander- 
" fegungen (Seite 629—633 Zahl 2 und 3) den Strafgerichten in’allen übrigen 
Kronländern zufteht. Allein diefem tranfitorifchen Mebelftande, der deun 
doch nur in feltenen Fällen eintritt, wird, mie fchon angedeutet, die neue 
Strafprocehordnung für immer abhelfen. — Zur Rechtfertigung der provi— 
forifhen Verordnungen von 1849 und-1850, ausweichen fich diefe Lücke 
ergibt, mag aber noch bemerkt werden, daß zu jener Zeit,. ald dieje beiden, 
nur für die Uebergangs-Periode berechneten PBerordnungen. erlaffen 
wurden, fein unmittelbares praftifches Bedürfniß vorlag, die erwähnte Lücke 
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Es bedarf nach dem bekannten Grundſatze: „Excepliones firmant 
regulam pro casibus non exceptis“ faum "einer Erwähnung, daß der - 
Richter in allen Fällen, wo nicht eine der vorftehend unter Zahl 1—4: 
aufgezählten Ausnahmen eintritt, fih in Beziehung auf Milderung "der 
Strafen firenge an die Regel des 8. 53 zu halten habe. Hieraus er- 
klärt fih denn aud die Entfheidung des Caſſationshofes vom 29. De- 
cember 1851. (Nr. 15 des Jahrgangs 1852 der Gerichtszeitung): „daß 
der Richter dann, wenn nicht die 88. 48 und 49 (des alten, $$.- :54 und 
55 des neuen Geſetzes) anwendbar find, bei Bemeffung der Strafe nie | 
unter das für den einzelnen Fall im Geſetze verhängte geringſte geſetz⸗ 
lie — herabgehen könne (dürfe).“ — 


8. 54. 6. 48.) 


Bei Berbrehen, für welche die Strafzeit nicht über ande 
fünf Jahre beftimmt ift, Tann fowohl der Kerker in einen 
gelinderen Grad verändert, als die gefegliche Dauer felbft 

unter ſechs Monate verkürzt werden, in dem Balle, daß 

mehrere und zwar. ſolche Milderungs-Umſtände zufammen: 

treffen, welche mit Grund Die Beſſerung des ——— 

erwarten laſſen. 
$ 48. 

{owoh E ne gi Beitehen —— Be eye 


kürzet werden. in dem Falle, daß - mehrere, und zwar folhe Umftände aufammentreffen, welche 
mit Grunde die Befferung bed Berbrechers erwarten laffen, 


Die Randgloffe diefes Paragraphes: „außerordentlihes Mil- 
derungsrecht“ (scil. der Strafgerichte), bezeichnet genau den Charakter 
amd Inhalt der vorftehenden geſetzlichen Beftimmung, die fih, wie ſchon 
„oben (Seite 628) ——— wurde, die erſte und inſoferne 


—— · — — 


auszufüllen, da ja eben die bezogenen ss 2, 4 und 6- vorläufig das gefepliche 
Serkommen beftätigt hatten, de.usu aber bid dahin den Strafgerihten in 
den genannten Kronländern ohnehin ein ganz erorbitantes Strafmilderunge- 
recht zuftand (vergl. die Anmerkung auf Seite 611). Ueberdieß hatte man " 
. damals die baldige GErlaffung einer neuen Strafprocefordnung auch für 
dieſe Kronländer im Auge (vergl. den a. u. Vortrag ded Juſtizminiſters 
- Schmerling vom 17. December 1849, womit eben die probiforifhe Bor: - 
fhrift vom 25. December 1849 zur U. H. Sanction vorgelegt wurde), und 
man glaubte alſo damals vorausfegen zu können, daß bei dem Eintritte 
eines neuen matsriellen Strafgefeges in diefen Kronländern auch der in 
— ſtehende Gegenſtand längſt — würde. — 
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vichtigſte Ausnahme von der Regel des $. 53 darftellt, als durch diefelbe 


den Strafgerichten aller, daher au der unterften Inftanzen das 
Befugniß zu der dadurch feftgefekten außerordentlihen Milderung der 
Strafe eingeräumt ift, und als dieſes Befugniß in der ertenfiven umd 
intenfiven Beziehung der Strafe weiter reiht, als das Milderungs- 
recht der Strafgerichte in. allen übrigen beim $. 53, 3.2—4 (Seite 
- 629—634) aufgeführten Ausnahmsfällen. — 

Die Bedingungen, welde vereiniget (finultan) vorhanden 
fein müſſen, damit von diefem außerordentlichen Milderungs- nr 
Gebrauch gemacht werden dürfe, find drei: 

Es darf nemlich daffelbe 

a. nur bei folgen Verbrechen fattfinden: „für welihe die Straf. 
zeit nicht über fünf Jahre beftimmt iſt.“ Dieß Tann ſich nad) der Natur der 
Sache nur auf den concreten Fall beziehen, fo daß diefe Bedingung 
nit blos in denjenigen Fällen eintritt, wo für das: vorausgefehte 
Verbrechen unter feinerlei Umfländen auf eine höhere, ald höch ſtens 
fünfjährige Kerkerfirafe erfannt werden könnte, wo alfo nur die unterften 
zwei geſetzlichen Straffäge von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, oder 
von einem bis zu fünf Jahren zur Anwendung kommen könnten (vergl. 
Seite 376); fondern allerdings auch in allen jenen Fällen vorhanden ift, 
wo nad dem Gefeße die ordentliche Strafe wenigftene für den vor— 
liegenden Fall — mit feinen conereten Umftänden — entweder 
zwifchen fechd Monaten und einem Jahre, oder zwiſchen einem und fünf 
Jahren auszumeffen wäre, obgleich für eben dieſes Verbrechen, unter Bor- 
ausſetzung anderer conereter (Erſchwerungs-) Umftände die Strafe auch 
nad einem höheren Straffage ausgemeffen werden könnte. Die trifft 
ein bei den $$. 66, 71, 72, 77, 86, 88, 95, 97, 103, 113, 115, 119, 
121, 123, 130, 138, 148, 151, 154, 160, 167 lit. a, 169, 178, 182, 
184, 202, 210 und 218. Die Strafgerichte find daher befugt, auch in. 
den Fällen diefer Paragraphe von der außerordentlihen Milderung des 
S. 54 dann Gebraud zu machen, wenn die vorausgefehten Verbrechen 

. Thon überhaupt nur unter folden Umftänden begangen worden find, 

‚dag man auf fie nicht einen in jenen Paragraphen nur eventuell oder 

alternativ angedrobten höheren Straffag von mehr ala fünf Jahren 
in Anwendung bringen kann. — 

b. Es müffen mehrere, und zwar 

e. ſolche Milderungs « Umftände zufammentreffen, welche mit 
Grund (d. h. mit Wahrfcheinlichkeit) die Befferung des N 
erwarten lafjen. — 
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Aus den oben (Seite-561—563) angegebenen Gründen, und aus 
den Erläuterungen des $. 46 ergibt fi, daß ald Milderungs- Umftände, 
worand eine moralifche, oder wenigftens legale Befferung des Ber: 
brechers erwartet werden kann, wohl nur fubjective, juridiſche umd 
pofitive Milderungs -Umftände, und keineswegs and rein objective, 
oder blos politifche (Begnadigungs» Gründe), und ebenfowenig die nega- 
tiven Milderungs: Umftände bezeichnet werden koͤnnen; daher wird man 
allerdings das Zufammentreffen von mehreren der in dem 8. 46 litt. a—h _ 
und $. 47.lit. b, keineswegs. aber auch von den im $. 46 litt. i und K, 
oder 8.47 litt. a und c erwähnten Umftänden dahin reinen, infoferne - 
bei den beiden feßteren das Dafein des mildernden Momentes nicht zur 
gleich in der Bethätigung einer — minderen Boͤsartigkeit begründet 
war. — 

Dabei verſteht fh aber aus — zum 8. 48 Geſagten (Seite 612 
und 613) von ſelbſt, daß dieſe „mehreren“ Milderungs-Umſtände 
zugleich überwiegend“, und nicht etwa durch entgegenſtehende Er⸗ 
ſchwerungs-Umſtände aufgehoben (neutraliſirt) oder geſchwächt ſein 
müſſen. — Es ſcheint hiernach im Geiſte des Geſetzes zu liegen, daß 
auf einen Rückfälligen (vergl. Seite 463—466) wohl nur in den 
ſeltenſten Fällen, auf einen beharrlich läugnenden Befhuldigten 
aber der $. 54 gar nie in Anwendung zu bringen fei.*) | 

Die Gränzen des den Strafgerichten durch diefen Paragraph zu⸗ 
geſtandenen außerordentlichen Milderungs-Befugniſſes find ſehr 
weit gezogen. Der Richter kann nicht nur „den Kerker in einen gelinderen 
Grad verändern,“ alſo den ſchweren Kerker in einfachen verwandeln, 


) Mebereinftimmend mit der oben ausgeſprochenen Anſicht iſt eine Ent- 
fheidung des Caſſationshofes vom 15. September 1851 (Gerichtäzeitung 
Nr. 240 vom 10. Dctober 1851), wo trotz des Vorhandenſeins mehrerer 
Milderungd» Umftände nicht auf. die Anwendbarkeit des $. 48 (alten, &. 54 
neuen Gefeged) erfannt wurde. — Die einfhlägige Stelle der Entſcheidungs— 
gründe diefed hohen Gerichtshofes Tautet wörtlih: „Mildernd ſprechen für 
den Angeklagten fein jugendlihes Alter von faum 21 Jahren, fein 
früherer unbefholtener Wandel; dann daß es fein Bater war, durch 
den er ſich zur (bloßen) Mithilfe verleiten lieh; daß diefe Mithilfe 
felbft minder bedeutend mar, emblich die feit zehn Monaten dauernde 
Unterfuhungshaft. — Diefe mehreren Milderungsamftände würden es recht: 
fertigen, bei dem Strafmaße auch unter den gefeplihen Straffag ber- 
abzugeben, wenn nicht das hartnädige Läugnen des Angeklagten 
einen hoben Grad von Berftiodtheit und den Abgang aller Reue 
verriethe” — 


BT: 1. Chl. V. Haupın. g. 64.) - 638: (Hop Anm. d Erſchw· u. MiN.-Umpfände, r 


umd eben- dadurch zugleich die inhaltgersichtigen, nachtheiligen Folgen. 
nachſehen, weldhe vermöge ‚$. 27 blos mit dem ſchweren Kerker ver- 
bunden find; fondern er darf auch „die gefekliche Dauer (alfo ſowohl des 
Kerkers von ſechs Monaten bie zu einem Jahre, ale auch feldft jenes 
jwifchen einem und fünf Jahren!) felbft unter fehe Monate“, . 
alfo — da das Gefep feine weitere Beſchränkung beifügt — ſelbſt bis auf 
die Dauer von wenigen Monaten, ja Wochen, Tagen und ſelbſt — 
bis auf wenige Stunden herabſeten!) — 
Das Geſetz hat es ferner durch die bezeichnenden Worte: R omwohl 
— als auch“, denen es keine weitere Beſchränkung beigefügt hat, völlig 
in die Hände des Richters gelegt, nach ſeinem Ermeſſen nöthigenfalls 
au die beiden in dieſem Paragraphe feſtgeſetzten Arten der Milderung, 
nemlich im Beziehung auf den Grad, und auf die Dauer der Strafe, 
- .fogar cumulativ in Anwendung zu bringen, fo daß et in Geltend- 
machung diefes' außerordentlichen Milderungsrechtes ſowohl «den im Ge- 
fee verhängten ſchweren Kerker in einfachen verwandeln, als auch zu- 
gleich die geſetßzliche Strafdauer * unter ſechs Monate a 
darf. — 

Durch den Ausdrud‘: — ſchien übrigens dad Gefet an⸗ 
zudeuten, daß es die Geltendmachung dieſes Befugniſſes zunächſt 
niccht zu einer eigentlichen Verpflichtung des Richters erheben wollte, 
fondern vielmehr feinem Belieben, oder- richtiger, feinem vernünftigen, 
billigen und humanen Ermeffen**) anheim geftellt habe. Diefe Anſicht 
wurde aud von jeher von dem Caſſationshofe feftgehälten, indem in ſehr 
vieten Erfenntniffen deffelben der Grundfaß zur Geltung gebracht wurde: 


) Nah dem Wortlaute ded früheren Gefeges vom 3. September 
1803. (fieh’ oben den 8. 48 deffelben) war es zweifelhaft, ob der Richter ins— 
befondere in dem Falle, wenn die gefepliche Strafe zwifchen einem bis fünf 
Jahren bemeffen war, diefelbe auch unter. das allertürzefte, im Gefege 


nur überhaupt angenommene ordentlihe Minimum .einer Criminal» Strafe 


von ſechs Monaten herabfegen dürfe. . In einer Reihe von Novellen (9. 
Refolution vom 9. Jänner 1804; — Hofdecret vom 31. März 1804, Nr. 661 
der 3: ©. S.; — Hofbecret vom 5. October 1804;.und vom 27. Juli 1805, 
Nr. 741 der 3. ©. S.; — wurde die Frage bejähend entfchieden, und 
dad dermalige Gefep hat daher mit einem beftimmten Ausdrude jeden 
Imeifel für die Zukunft abgeſchnitten. — 

») Eine Novelle zu dem.g. 48 des früheren Strafgefeßed vom 3. Sep: 
tember 1803, nemlich das Juftizhofderret vom 31. März 1804, Nr. 661 der 
J. G. &,, hatte dieß ebenfalld ziemlich deutlich ausgeſprochen, indem ed, un⸗ 
verfennbar im Hinblide auf die .in dem $$. 48 und 49 des alten ($$. 54 
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„daß das Geltendmachen von Milderungs »Umftänden in-unferem Gefeße - 
grundfäglid dem Ermeffen oder der Würdigung jedes Straf 
gerichtes überlaffen fei, und daß daher’ die Milderung der Strafe wegen 
folder Umftände ſchon überhaupt‘, mamentlih aber auch die außer— 
ordentliche Milderung der Strafe nad Maßgabe des $. 48 (alt, 

S. 54 neu), fowie ferner auch die Geltendmachung des $. 49 (alt, $. 55 
men), umd ebenfo die Beftimmung des Maßes, in welchem der Richter 
von der ihm in den „angegebenen Beziehungen zuftehenden Milderung 
oder Herabſetzung der Strafe innerhalb der geſetzlichen Gränzen Gebraud 
machen wolle, zu den Befugniffen des Gerichtöhofes. gehöre, deffen 
. Nicht- Geltendmachung ihm daher auch (eben weil hierbei fo Vieles von 
dem fubjectiven Ermeffen abhängt) nicht zum Vorwurfe gerechnet, nicht ' 
als ein ungeſetzlicher Vorgang angefehen, und eben deßhalb nad Wort⸗ 
laut und Geiſt der St. P. O. vom 17. Jaänner 1850 8. 352. it. k) 
feinen Nichtigkeitsgrund bilden kann.“) 


Es wurde übrigens fhon auf Seite 42 und 43 angedeutet, daß 
ih, aus dem Standpunkte der Gefepgebungs >» Klugheit, die 
Niederlegung einer fo weitgedehnten Straf-Milderungs- oder Ab- 
änderungs-Gewalt, wie fie hier und im nachfolgenden $. 55 feftgefeßt wird, 
in die Hände felbft des unterften Richters — ſchwerlich gutheißen läßt, 
weil fie aus übel verftandenem Mitleid nur zu leicht beinahe bis zur 
Straflofigkeit der Verbrecher, und eben dadurch zugleich zur — Sup: 
lofigfeit der Geſellſchaft mißbraudht wird. Diefe beiden Para- 
graphe geben rühmliches Zeugniß für die Humanität der öfterreichifchen 
Straf» Gsfepgebung, allein weder die früheren, über die, analogen 88. 48 


und 55 des neuen) Gefeped gebrauchten verſchiedenen Ausdrüde („kann“ 
im-&. 48, und „foll” im 8. 49) bemerkt: „der 8. 48 räume ben unteren 
Richtern das Befugniß ein, bei eintretenden mildernden Umftänden .die ins— 
gemein im Gefege audgemeffene Strafbauer zu verkürzen, und der,$. 49 wer: ' 
binde fie unter gewiffen Umftänden .fogar dazu.“ — Bergl. übrigens unten, 
Seite 648 und 649 die Anmerkung * zu der correlaten Stelle dee 8. 55. — 


*) Sieh‘ die Erkenntniſſe des Caſſationshofes vom 14. Sänner 1851. 
(Gerichtd » Zeitung, Nr. 19); — vom 11. Februar 1851 (©. 3., Nr. 37); — 
vom 22. April 1851 (©. 3., Nr. 107);. — vom 28. Juli 1851 (®. 3., 
Nr. 187); — vom 12: Jänner 1852 (G. 3., Nr. 33); — vom 23. Jänner 
1852, 8. 390 (®. 3., Nr. 55); — dum 19. Februar 1852, 3. 1288 (©. 3., 
Nr. 68); — vom 11. März 1852, 3. 2008 (G. 3., Nr. 84); — vom 11. Juni . 
1852, 3. 6018 (G. 3., Nr. 108); und vom 12. Juni 1852, 3. 5849 (G. 3., 
Nr.. 107). — — 
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‚und 49 des alten, noch felbft die neueren über die dermaligen $$. 54 


und 55 gemachten Erfahrungen fprechen diefer übergroßen Milde aus legi s⸗ 
lativem Standpunktedas Wort; zumal, wenn erwogen wird, daß fich mandhe 
Strafgerichte beifallen ließen, in dem 8.54, ftatt eine nur in außerordent- 
lihen Fällen anzumwendende. Ausnahme, fogar eine Regel erkennen 
zu wollen (vergl. Seite 614 und 615). — Daß diefe Beforgnig nicht _ 
ungegründet ift, zeigt eim in der neueften Zeit an die Oberlandesgerichte 
aller Kronländer zur Darnachachtung für ſämmtliche Strafgerichte 


ergangener Erlaß des Juſtizminiſteriums vom 14. April 1853, 3.3919, *) 


welcher wörtlich fo lautet: 


„Aus mehreren Kronländern und von — Seiten werden 
gegründete Beſchwerden darüber. erhoben, daß die Strafgerichte bei Be— 
meſſung der Strafe für die ihrer Beurtheilung unterliegenden Handlungen 
im Allgemeinen zu milde feien, und daß diefelben namentlih won dem 
auch den unteren Gerichten dur die 88. 54, 55, 260 lit. b und 266 
des Strafgefehes vom 27. Mai 1852, und durch den $. 346 der Straf: 


proceßordnung vom 17. Jänner 1850*) eingeräumten Rechte zur außer: 


ordentlichen Milderung, oder beziehungsweife zur Herabfeßung der Dauer 
der Freiheitsftrafen aus Rückſichten für die fhuldlofe Familie des Be- _ 
fhuldigten, einen übermäßigen Gebrauch machen, und daß aus diefer uns 
zeitigen Milde für die öffentliche und Brivat- Sicherheit die größten 
Nachtheile entftehen. | 
Um diefem Uebelftande zu begegnen, hat das Dberlandesgericht 
alle ihm untergebenen Strafgerichte auf die ftrenge Handhabung des Ge- 
ſetzes nachdrücklich aufmerkſam zu machen und insbefondere darüber zu 
belehren, daß nad; dem klaren Wortlaute des Geſetzes die erwähnten $$. 


“nur ald Ausnahmen von der in den $$. 53 und 265 des Straf: 


gefeßes feftgefeßten Regel, und nur bei dem Eintreffen jener 
außergewöhnliden Vorausſetzungen in Anwendung ge- 


bracht werden dürfen, welde eben dafelbft von dem Geſetze als 


Borbedingung zur Anwendbarkeit diefer Ausnahmen vorgejgriehen wor⸗ 
den find." 


x 
— — — ers —— 


*) Derfelbe iſt bereits in der Gericht s zeitung Nr. 55 vom 7. Mai 
1853, Seite 236 unter den „vermiſchten Nachrichten“ abgedruckt. 

*) Der obige, ſich auf den 8. 346 der St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 beziehende Zufag ift, wie fi von felbft verfteht, nur an die Oberlandes. 
gerichte, derjenigen Kronländer E Beipehat, wo die ebengenannte St. P. D. in 
Wirkfamteit if. — 
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8. 55. 6. 40) 


Auch fol bei Verbrechen, deren Strafe nach dem Ge: Beränderung der 


fege nicht über fünf Jahre zu dauern hätte, auf die fehuldlofe 
Familie zurüdgefehen, und foferne für diefelbe durch die län: 
gere Dauer der Strafe in ihrem Erwerbungsftande wichtiger 
Schade entftände, Tann die Strafdaner felbft unter fechs 
Monaten abgefürzet werden, jedoch nur in der Weife, daß 
die längere Dauer der Kerferftrafe durch eine oder mehrere 
der im $. 19 aufgezählten Verfchärfungen erfegt werde. 


$. 9. 


Auch foll bei Verbrechen, deren Strafe nad dem Belege nicht über fünf Jahre zu 
dauern hätte, auf die fhuldiofe Familie aurüd gefeben , und fofern für Diefelbe durch die Zunge 
Dauer der Strafe in ihrem Erwerbungsitande wichtiger Schade entitünde, die Strafdauner 
abgefürzet werden, jede nur dergeſtalt, daß fie mit Faſten oder Züdtigung ver— 
bunden, folglich die längere Dauer dur die empfindlichere Strafe erfeget werde, 


„Die Folgen der Strafe follen fih fo wenig, als 
nur immer möglich ift, auf die fhuldlofen Angehörigen 
verbreiten!“ — verkündete der zehnte Abfak des Kundmahungs- 
Patentes des früheren Strafgefeßes (vergl. oben Seite 23), und hier— 
- aus ergab ſich ald nothwendige Confequenz die vorftehende Geſetzes— 
beitimmung, welche auch faft wörtlich übereinftimmend *) in dem früheren 
Geſetze vorkam (vergl, oben Seite 44 und 45). — Das Geſetz bezeichnet 
diefelbe ſchon in der Randgloffe deutlich ala eine „Veränderung der 
Strafe”, und hat aud dur die im Terte felbit gewählten Ausdrüde 
(„die Strafdauer fol abgekürzt, jedoch durch andere Verfhärfungen 
erfeßt werden") klar ausgefprochen, daß es ſich hier nicht um eine Mil: 
derung der Strafe, fondern vielmehr um eine Verwandlung. der- 
felben, um Erfeßung (Surrogirung) einer gewiffen Art der Strafe 
dur eine andere Qualität; — nit um Rücfichten für den Schul— 
digen, fondern nur für deffen Familie handle, und daß daher aud die 


*) Die Abänderungen, welche in der obigen Gefebeöftelle dad neue 
Geſetz an dem Terte des früheren vorgenommen hat, beziehen fich wieder nur 
auf eine beftimmtere Faſſung, um nemlich einerfeits die oft vorgefommene 
Frage abzufchneiden, „ob der Richter auch hier die Herabfegung der Dauer 
der Strafe ſelbſt unter dad geringfte Minimum der gefeplichen Kerkerftrafe 
von ſechs Monaten vornehmen dürfe?“, und um and’rerfeit3 außer Zweifel 
zu ftellen, daß zur Erfagleiftung für die abgekürzte Dauer hier jede der ge 
feglihen Verfihärfungsarten der Kerkerftrafe, und daß aud mehrere der 
felben fimultan in Anwendung gebracht werden dürfen. — 

Hye, Eommentar, 41 


Veränderung der 
Strafe. 


[Btrafgef. 1. Chi. V. Haupt. $.55.1 642 [don Anm. d. Erſchw.· n. Mild.-Umfände.] 


im Wege der äquiparirenden Erfegung an die Stelle der verkürzten 
Strafdauer eintretenden Berfhärfungsarten nicht als eine eigentliche 
Berfhärfung, fondern immer wieder nur als ein Surrogat für 
eine andere Strafart angefehen werden können.) — 

Das Gefeh hat die Anwendbarkeit auch dieſer Beſtimmung an 
den Eintritt mehrerer Borbedingungen gefnüpft, die jedoch auch hier 
wieder fimultan vorhanden fein müffen, damit von der im $. 55 
angeordneten Veränderung der Strafe Gebrauch gemacht werden 
darf. — Es foll nemlich diefelbe 





*) Die leptere Bemerkung ift praftifh wichtig für die Löſung 
der unten vorfommenden Frage: „ob nebft der Milderung der Strafe nad 
$. 54, fimultan auch die Deränderung berfelben nah $. 55 Platz 
greifen könne?“ Diejenigen, melde in der durch den $. 55 angeordneten 
Beigebung der Berfchärfungsarten an der Stelle der abgelürzten Strafdauer 
eine Straf-Berfhärfung erkennen wollen, müffen freilich diefe Frage ver: 
neinen, weil man wohl folgerichtig dem Gefepgeber nicht zumuthen kann, daß 
er diefelbe Strafe zugleich gemildert und verfchärft fehen wollte. — Allein 
wie unrichtig dieſe Anfhauungsweife der eigentlihen Natur der im $. 55 
angeordneten Erſetzung einer Strafe durd eine andere fei, erhellt nicht 
blos aus dem oben im Zerte Gefagten, fondern namentlih auch aus zivei zum 
analogen 8. 49 des früheren Gefeped ergangenen Novellen, nemlich den Hof: 
decreten vom 27. Juli 1805, Nr. 741 der 3. ©. ©., und vom 27. Februar 
1835, Nr. 2690 der 3. ©. ©., welche und mit Maren Worten belehren, dab 
bie höchſte Geſetzgebung felbft in dem 8. 49 (alt, $. 55 neu) durchaus 
feine Berfhärfung erfannt habe. — Das St. ©. vom 3. September 
1803 ordnet nemlih im $. 435 lit. d an: „daß die Vorlegung eined bon 
dem unteren Strafgerichte gefhöpften Straf-Urtheild vor der Kundmachung an 
das Obergeriht auch dann flattfinden mäffe, wenn auf Züchtigung mit 
Streihen zur Berfhärfung der gefeplihen Strafe erfannt wird.“ — Run 
entftand die Frage: „ob nad Maßgabe diefer Vorfhrift die erwähnte Bor: 
legung au dann zu gefchehen habe, wenn auf Züchtigung mit Streichen im 
Wege der Erfegung der nad) $. 49 abgekürzten Strafdauer erfannt wurde?“ 
— und das Gefep entſchied diefe Frage nicht nur verneinend, fondern 
fügte feiner Entfheidung mit klarem Wortlaute den Grund bei: „weil der 
8. 435 die gedachte Vorlegung nur dann gebiete, wenn auf die Züchtigung 
zur Berfhärfung der gefeplichen Strafe, und nicht blos zum Erfape 
der nad $. 49 abgefürzten gefeglihen Dauer der Ketferftrafe erkannt 
wird.” — — Da aljo das Gefep felbft die Beigebung der Verſchärfungö— 
arten zur Kerkerfirafe nad - Vorfchrift des 8. 55 (neu, $. 49 alt) nur als 
einen Erfap, aber keineswegs ald eine eigentliche Verſchärfung er 
fennt, jo fteht auch von diefer Seite Nicht? im Wege, die Milderung der 
—— nach $. 54 mit der Veränderung derſelben nach $. 55 zu cumu— 

ren. — 
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a. nur bei folhen Verbrechen in Anwendung Fommen, „deren 
Strafe nah dem Gefege P. i. alfo deren ordentlihe oder regel- 
mäßige Strafe) nicht über fünf Jahre zu dauern hätte.“ Dieß ift alfo, 
wenn gleich mit etwas modificirten Worten, ganz die ſelbe Bedingung, 
welche von dem Gefebgeber auch zur Anwendbarkeit des $. 54 gefordert 
wird, und deren Inhalt fhon oben (Seite 636 unter lit. a) ausführlich 
erklärt wurde. — 

Es muß ferner 

b. auf „die Bamilie“ (seil. des Verurtheilten), 
jedoch 

e. nur infoferne zurüdigefehen werden, als dieſelbe „Thuld» 
los“ if. — 

Theorie und Praxis haben ſich vorlängſt darüber geeiniget, daß 
man in dieſer, nur Humanität athmenden Geſetzesſtelle den Aus— 
druck: „Familie“ nicht mit engherziger juriſtiſcher Spitzfindigkeit, nicht 
im civiliſtiſchen Sinne,“) ſondern im weiteſten Umfange, und in 
der populären Bedeutung des Wortes um ſo gewiſſer auffaſſen dürfe, 
da durch die noch fo weite Auffaſſung dieſes Ausdrudes an dieſem 
Plage in keiner Weife den Rechten dritter Perfonen nahe getreten wird. 
— Man verfteht daher de communi usu hier unter „Familie“, im 
BZufammenhange mit dem Nachſatze diefes Paragraphes, wo von dem Er— 
werbungsftande der Familie durch die Vermittlung des 
Berurtheilten die Rede ift, „den Inbegriff aller derjenigen Perſonen, 
welche mit dem Berurtheilten entweder durch das Band der Ehe, **) der 
Berwandtfhaft, Schwägerfhaft, oder dur Aufnahme in den häuslichen 
und Familien» Verband deffelben als Wahl-, Zieh-, Pflegefind, Pfleg- 
ling u. dgl. verbunden find, infoferne fie zugleih in ihren 
Unterhalts- oder Erwerbungs-Verhältniffen ganz oder 
theilweife von ihm abhängen.“ — In diefer weiteren Be: 


*) „Unter Familie werden die Stammeltern mit allen ihren Nadh- 
fommen verftanden. Die Verbindung zwifchen dieſen Perfonen wird Berwandt- 
haft; die Verbindung aber, welche zwifchen einem Ehegatten und ben Ber: 
wandten des anderen Ehegatten entfteht, Schwägerfhaft genannt“ ($. 40 des 
a. b. G. 3) — 

) „Die Familien-Verhältniſſe werben durch den Ehevertrag ge- 
gründet” (8. 44 des a. b. ©. B.). — „Der Mann ift dad Haupt der Fa» 
milie. In diefer Eigenfhaft — — liegt ihm die Verbindlichkeit ob, ber 
Ehegattin nad) feinem Vermögen den anftändigen Unterhalt zu ver 
ſchaffen“ ($. 91 ded a. b. ©. B.). — 

41° 
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deutung kann endlid das Wort „ Familie" im 8.55 um fo zuverficht- 
licher aufgefaßt werden, als eben diefer Ausdrud auch in anderen Stellen 
des Strafgefeßes, 3. B. in den $$. 281, 282, 489, 504, unverkennbar 
ebenfalls in einem weiteren, und mehr gemeinüblichen Sinne von 
dem Geſetzgeber felbft gebraudt wird. — 

Ebenfo human, und im Geifte des Geſetzes gewiß auch richtig, 
pflegt die Praris den anderen Beifaß: „ſchuldlos“ auszulegen. Ale 
fhuldlos kann man zwar die Familie nur dann anfehen, wenn fie 
an dem in Frage ftehenden Verbrechen nicht blos von aller Schuld, fon- 
dern au von jedem Verdachte rein iſt. Allein man nimmt in der bie- 
herigen Praris diefe Bedingung auch dann ald vorhanden an, wenn auch 
nicht gerade die ganze Familie des Berurtheilten ſchuldlos iſt, Tondern 
wenn fi etwa das eine oder andere Mitglied der Familie bei dem Ver: 
brechen des Berurtheilten betheiligt hat, aber „die übrige Familie" 
bieran ſchuldlos ift. Dieß entfpricht auch gewiß der Abfiht des menfchen- 
freundlichen Geſetzes, weil derfelben Doch gewiß entgegengehandelt werden 
würde, wenn z. B. die in Frage ftehende Wohlthat aus dem Grunde 
den fhuldlofen Kindern des Verurtheilten entzogen würde, weil fih an 
‚der Schuld des Vaters etwa — zu ohnehin noch größerem Unglücke 
der Kinder — auch feine Gattin, d. h. ihre Mutter betheiliget hätte; 
— oder wenn die fhuldlofe Gattin und die übrigen fhuldlofen Kinder 
des Verurtheilten darum unberücfichtiget bleiben würden, weil etwa das 
eine oder andere ungerathene von den mehreren Kindern der Familie, 
an dem Verbrechen des Vaters Theil genommen hätte. — Ebenfo nimmt 
man ferner feinen Anftand, die von dem Gefeße unabweislich geforderte 
Schuldloſigkeit der Familie regelmäßig nur auf das fpecielle 
Verbrechen zu befchränten, deffen der Verurtheilte ſchuldig ift, fo daß z. B. 
die hier gebotene Rückficht für die Familie des Berurtheilten noch immer 
in Anwendung kommt, wern auch die Familie etwa wegen einer anderen, 
aber mit dem gedachten Verbrechen des Yamilienvaters in gar feinem Zur: 
fammenhange ftehenden Gefeßes-Uebertretung ſchuldig erfcheint; zumal, 
wenn dieſe leßtere Hebertretung geringfügig ift, und nicht auf eigent- 
lich ſchlechter Triebfeder (Gewinnſucht, Unfittlifeit u. dgl.) beruht, 
fondern ihrer Natur nah mehr Polizei-Uebertretung ift (vergl. 
Seite 54). Auch diefe, obgleich ziemlich unbeftimmt und vag gehaltene 
Auslegung dürfte dem humanen Geifte des Gefeges entſprechen, und 
ſelbſt in ihrer Unbeftimmtheit wenigen Bedenken unterliegen, da in Be- 
ziehung auf die Anwendbarkeit der Beftimmung des $. 55 überhaupt 
das Geſetz dem vernünftigen und billigen Ermeffen des Richters einen 
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großen Spielraum gelaffen hat, und es daher immerhin feiner Beurthei— 
lung nad) den concreten Umftänden jedes einzelnen Falles über: 
laffen bleiben muß, ob er die Schuld der Familie an einer anderen 
Geſetzes-Uebertretung für fo gravirend erkenne, daß er fie der im 8.55 
angeordneten Rüdficht nicht mehr für würdig erachte. Endlih muß, da- 
mit die Wohlthat dieſes Paragraphes für die fhuldlofe Familie des Ver— 
in Anwendung kommen dürfe, 
d. „für diefelbe durch die längere Dauer der Strafe in ihrem Er— | 
werbungsftande wichtiger Schade entftehen würde." — 

Dieß wird wohl nur dann der Fall fein, wenn der Erwerbungs: 
ftand, d. 5. dasjenige Verhältniß oder diejenige Befchäftigungsart des 
Berurtheilten, wodurch für deffen Familie die Erlangung der zur Be: 
gründung des Lebens -Unterhaltes nöthigen Mittel bedingt ift, durch die 
nach dem Gefeße verwirfte Dauer der Strafe entweder gänzlich verfallen, 
oder wenigftend eine folhe Störung (Unterbrehung) oder eine fo be- 
deuiende Eintommend Verminderung erleiden würde, daß die Kamilie 
dadurch entweder in Noth, oder doch in empfindlihen Mangel an 
dem zum nöthigen Lebensunterhalte erforderlihen Einkommen erleiden 
würde Diefe Auslegung findet eine Beftätigung in den Parallel-Stellen 
des zweiten Theild unferes Strafgefeßes ($. 260), wo daffelbe den 
realen Charakter dieſer Beftimmung, d. b. dasjenige, was es unter „einem 
wichtigen Schaden in dem Erwerbungsftande“ verftehe, näher mit 
folgenden Worten bezeichnet: „wenn die Geldftrafe den Vermögens - Um: 
ftänden oder dem Nahrungs-Betriebe des zu Berurtheilenden, oder 
feiner Familie zum empfindlihen Abbruche gereihen;" — oder: 
„wenn durch die Dauer des geſetzlich beftimmten Arreftes die Erwer- 
bung des Sträflings oder feiner Familie in Berfall, oder doch in 
Unordnung gerathen könnte.” — Daraus ergibt fi vorerft, daß es 
nah dem klaren Worte und Sinne des Gefeßes nicht gerade nothwendig 
ift, daß das Haupt der Familie, d. i. der Kamilienvater, der 
allerdings vorzugsweife zur Erhaltung der Familie verpflichtet ift 
($$. 91 und 141 des a. b. ©. B.), der Verurtheilte fei, fondern es trifft 
diefe Bedingung der Anwendbarkeit des 8. 55 auch dann ein, wenn der 
Erwerbungsftand der Familie hauptfählih von einem anderen Mit: 
gliede derfelben, 3. B. von der Mutter oder einem Sohne abhängt, und 
daffelbe zu einer ſolchen Strafe verurtheilt wird. Dieß kommt befannt- 
lih in den gewöhnlichen focialen Verhältniſſen gewiffer Volksſchichten 
fehr häufig vor, wo z. 3. der geregelte Fortbeftand und das Gedeihen 
eines Gewerbes, eines Fabrikunternehmens, einer Landwirthſchaft, oder 
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felbft des Arbeitd«Berdienftes einer Tag» oder Wochenlohn-Arbeit nicht 
in dem Haupte der Familie, fondern in einem anderen, oft felbjt einem 
weiblichen Mitgliede der Familie ihren Stütz- und Angelpunft hat, und 
wo daher nicht gerade der Familienvater ald Brodgeber feiner Ange: 
hörigen erſcheint. — — Dagegen ergibt fih aber hieraus eben fo un- 
zweifelhaft, daß die in diefem Paragraphe vorgefehene Strafveränderung 
in all’ jenen (fehr vielen) Fallen nicht eintreten dürfe, wo die eben ange- 
gebene nachtheilige Folge „eines wichtigen Schadens für den Erwerbungs: 
ftand der Familie“, — beftünde fie felbft in dem gänzlihen Ruin der Ein- 
kommensquelle des verurtheilten broderwerbenden Familien-Vaters — nicht 
zunächft in der Dauer der Strafe, fondern vielmehr darauf beruht, dap 
überhaupt eine Griminal-Strafe, d. h. eine Verurtheilung erfolgte, 
wie dieß z. B. bei dem mit jeder Criminalftrafe verbundenen Berlufte des - 
von dem Verurtheilten befleideten öffentlichen Amtes oder Dienftes, der 
von ihm ausgeübten Advocatur, öffentlichen Agentie oder des Notariats, 
oder der von ihm genoffenen Penfion oder Provifion der Fall wäre (fieh’ 
8. 26 litt. d, f und g). — 

Das dem Richter dur den $. 55 zugeflandene Befugniß felkit 
unterfcheidet fih aber von dem im $. 54 feftgefeßten außerordentlichen 
Milderungsrehte nicht blos in den Vorbedirgungen, durch welche die An- 
mwendbarkeit des einen oder des anderen bedingt ift, *) fondern auch in 
dem Inhalte der dadurch eingeräumten Wirkfamkeit, indem einerſeits 
der Richter im alle des $. 55 keineswegs auch den Grad der Srafe 
abandern, alfo nicht etwa die ſchwere Kerkerftrafe in einfachen Kerker 
verwandeln darf (mas er allerdings beim $. 54 zu thun beredtigt ift). 
fondern nur die Strafdauer, doch diefe auch hier wieder felbft unter 
ſechs Monate herabfeßen fann; — und indem er and'rerſeits auch diefe ab: 
gekürzte Dauer durch Beigebung von einer oder von mehreren der im $. 19 
aufgezählten Berfhärfungen zu erfegen hat, **) Im jenen Ländern, in 


) Aus der Betrachtung der obigen vier Bedingungen des $. 55, und 
aus dem, was über den Charakter der nach diefem $. zur Geltung zu brin- 
genden Beziehungen ſchon oben in der Anmerkung * auf Seite 642 gefagt 
worden ift, ergibt fich zugleich, daß die hier feftgefepte Veränderung der 
Strafe, eben weil fie nur in Rüdfichten für die Familie des Verurtheilten, 
und nicht für ihm ſelbſt bedingt ift, auh dann zur Anwendung kommen 
darf, wenn für den Schuldigen felbft gar feine Milderungs »Umftände, ja 
wenn fogar nur Erfhwerungsd-Umftände vorhanden find. — 

») Die legisdlativen Gründe für diefe inneren Unterfchiede in der 
Geltendmahung des außerordentlihen Milderungs-Rehtes des $. 54 von 
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welchen die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 Geltung hat, kann nad 
Vorfchrift des $. 473 derfelben, zu diefer Abkürzung der Strafdauer 
aus Rüdfihten für die Kamilie des Derurtheilten, „wenn 
nemlich durch (die) fogleich eintretende oder ununterbrocdhene Vollſtreckung 
einer Freibeiteftrafe, welche jedodh die Dauer von ſechs Monaten nicht 
überfteigen darf, der Nahrungsftand oder Unterhalt derfelben 
gefährdet würde“, auch nod ein kurzer Auffchub des Beginnes, oder 
eine Unterbrechung derfelben, alfo die Ausftehung der Strafe in- 
unterbrochenen Zwifchenräumen hinzutommen.*) — 

In der weiteren Beftimmung, wie weit der Richter bei diefer 
Herabfegung der Strafdauer gehen dürfe; welche Arten derim 8. 19 
aufgezählten Verfchärfungen er in jedem einzelnen Falle am zwedfmäßig- 
ften als Erfag in Anwendung bringen foll;**) und in welhem Berhält: 








dem Straf-Beränderungd-Befugniffe des $. 55 ergeben fih ſchon aus 
den oben auf Eeite 141 und 142 vorfommenden Auseinanderfegungen. 

*) Der bezogene $. 473 der St. P. O. ſpricht freilih nur von „Auf— 
hub”, und keineswegs aud von „Unterbrehung” der Strafe. Da 
jedoh der Eingang diefed Paragrapbes fagt, daß der Auffhub der 
Strafe aud gewährt werben fönne: „wenn die erwähnte Gefährdung durch 
fogleih eintretende oder unterbrochene Vollſtreckung ber Freiheits— 
ftrafe zu beforgen wäre“, fo fcheint jene, meines Wiffend in der Prarid über: 
all feftgebaltene, Auslegung diefed Paragraphes die richtige zu fein, wornach 
in diefen Fällen nicht blos ein Auffhub des fogleichen Eintrittes oder Be: 
ginnes, fondern auch ein Auffhub in der Ununterbrodenbeit, d. h. 
eine Unterbrehung der Freiheitöftrafe bewilliget werden könne. — — 

Ob aber eine ſolche Ausftehung der Etrafe in unterbrochenen 
Zwifhenräumen noch den Ernft einer Etrafe an fi trage, und ob fi 
daher die Beibehaltung diefer gar weit getriebenen Humanität, auf Koſten der 
abbaltenden Wirkſamkeit der Strafgefepe, legislativ bevorworten ließe, 
mag — dahingeſtellt bleiben! — Vergl. auch den Schlußfag der Belehrung 
vom 27. November 1816 in der nächftfolgenden Anmerkung. — 

») Das frühere Gefep (5. 49) hatte nicht jegliche der gefeplichen 
Verfhärfungearten der Kerkerftrafe, fondern nur „Faften oder Züchtigung“ 
alde Erfap in dem voraudgejepten Falle zugeftanden. Dieß war eben fo 
weiſe ald human, weil dag frühere Geſetz ($. 17 deffelben) noch mehrere foldhe 
Verfhärfungsarten, wie 3. B. Anhaltung zur öffentlichen Arbeit, Austellung 
auf der Schandbühne, kannte, welche, wenn jie in diefem Falle flatt der 
abgefürzten Freiheitäftrafe ald Erfagmittel in Anwendung gebradht worden 
wären, die Familie des Verurtheilten vielleicht noch härter betroffen hätten, 
als felbft die längere Dauer der Freiheitäftrafe, und welche daher ber dem vor: 
liegenden Paragraphe zu Grunde liegenden Abſicht des Gefepgebers geradezu 
entgegen gewirkt haben würden. Darum hatte denn auch eine an das n. d, 


(Strafgef. 1. Chl. V. Hauptſt. $. 55.) 648 (Yon Anm. d. Erfdm.- u. Mild.-Umfände.] 


niffe er die Anwendung der einen oder anderen, oder gleichzeitig mehrerer 
diefer Berfhärfungen als Erfah der abgefürzten Kerkerftrafe anzufehen, 
d. b. nah welchem Maßſtabe er eine bejtimmte Dauer diefer Freiheite- 
firafe mit einem gewiffen Ausmaße jeder diefer Berfchärfungen zu äqui— 
pariren habe — — hat ihn das Geſetz nicht weiter befchräntt. Es 
bieibt daher dieß Alles feinem vernünftigen Ermeffen, und der 
billigen Abwägung der concreten Umftände jedes einzelnen Falles über- 
laffen. Hierbei mögen aber billiger Weife insbefondere auch die indi- 
viduellen Verhältniffe des Verurtheilten felbft forgfältige Beachtung 
finden. Außerdem wird jedoch auf die dem Richter hierbei zugeftandene 
Gewalt all’ Dasjenige Anwendung finden, was in diefer Richtung oben 
(Seite 638— 640) angedeutet wurde, wogegen aber auch jene legislativen 
Bedenken und Beforgniffe geltend gemacht werden können, welche ebenda- 
feldft erwähnt worden find, und welche in dem dort angeführten Erlaffe vom 
14. April 1853, 3. 3919 ein lautes Echo gefunden haben. *) 


Appellationdgericht ergangene Belehrung der oberften Auftizftelle vom 27. No- 
vember 1816 (in Kropatſchek-Goutta's Gefegfammlung, Band 37, Seite 351) 
erflärt: „daß es im Kalle dieſes $. nicht geftattet fei, die Kerkerftrafe gegen 
eine Berfhärfung durch öffentlihe Arbeit abzukürzen, oder (fügte 
diefe Belehrung in eben’ fo überflüffiger Weile noch bei, da fich dieß aus der 
Natur einer Strafe wohl von felbft verfirht) hierin den Bollzug 
der durch Urtheil beftimmten Strafart nah der Wahl des 
Sträflings einzurichten.” — — Da jedoch unjer dermaliges Etraf: 
gefeß Feine der genannten Verfchärfungsarten, wodurd der Verurtheilte zu: 
gleich öffentlich der allgemeinen Entehrung oder Beihämung Preis gegeben 
werden foll, aufgenommen bat, fo war aud in dem neuen $. 55 die früher 
wegen der Wahl der Erfagmittel beftandene Beihränfung nicht mehr nöthig, 
fondern man konnte diefelbe ganz dem Ermeifen des Richters überlaffen. — 
*) Nach der im Terte vorfommenden Behauptung werden alfo die zwei, 
dem Richter in den 88. 54 und 55 zugeftandenen Befugniffe wenigſtens in 
der Hinfiht einander gleich gehalten, daß die Beltimmung, ob der 
Richter, und in welhem Maße er davon Gebraud machen wolle, nicht blos bei 
der Milderung des 8.54, fondern allerdings auch bei der Strafveränderung des 
8.55, unter den Bedingungen und Gränzen des Geſetzes, ganz feinem fubjectiven 
Ermeſſen anheim geftellt fein ſoll. — Gegen diefe, übrigens auch von dem Eaffa: 
tiondhofe in Beziehung auf beide Paragraphe in all’ feinen oben (Seite 639 
Anmerkung *) bezogenen Entfheidungen durchgreifend feftgehaltene, Anficht 
fheint nun freilih der Wortlaut des Gefeges ſelbſt zu Sprechen, das ſich 
im $. 55 des Worted: „fol“, im $. 54 aber des Nusdruded: „Tann“ be- 
dient, und wirklich fchien die frühere Gefeggebung in ihrer fchon oben 
(Seite 638 Anmerkung *) bezogenen Novelle vom 31. März 1804, Nr. 661 
der J. ©. ©., auf diefe Berfchiedenheit der Ausdrüde in der Richtung ein . 
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Roc kann ein Zweifel darüber erhoben werden: „ob der Richter befugt 
fei, die Beftimmungen beider Baragraphe (54 und 55), vorausgefeßt, daß 
die Bedingungen beider Paragraphe eintreffen, in Beziehung auf den- 
felben Fall cumulativ (oder fimultan) anzuwenden, fo daß er die 
bereits nah $. 54 im außerordentlihen Milderungd- Wege, fei es nur 
dem Grade nad, oder auch in Beziehung auf die Dauer gemilderte Strafe 
neuerlich auch noch kraft des $.55 herabzufegen befugt ſei?“ — Mir 


— — — — 


Gewicht zu legen, als ob der Geſetzgeber im $. 54 dem Richter zunächſt ein 
„Recht“, im $. 55 abereine „Berpflihtung” zugemwiefen haben wollte. — 
Dennoch fcheint die neuere, implicite wenigftend in den Entfcheidungen des 
Gaffationdhofed ausgefprochene Anficht, welche die Geltendmachung der beiden 
in den $$. 54 und 55 feftgefegten Amtöbefugniffe des Richterö gleichmäßig 
von feiner fubjectiven Beurtheilung abhängig macht, die richtigere zu fein, da 
ja aus dem Standpunkte des Staatsrechtes jedes Recht eines Richters, ja jebes 
öffentlichen Beamten im Staate, in Beziehung auf die Ausübung 
jeine® Amtes, immer nur ein obligatorifched Befugniß fein fann, 
alſo unabmweislich zugleih mit der gleichartigen VBerpflihtung, es 
auszuüben, verbunden ift, und da fofort der Ausdrud: „Tann“ im $. 54 
nicht in dem Sinne gedeutet werden kann, ald ob ihm hierdurch etwa ein 
Privat-Reht eingeräumt werden wollte, das er lacultativ, oder nach feinem 
bon plaisir ausüben, oder unausgeübt laffen faun. — Es darf daher in 
ftaatdrehtlich richtiger Anfchauung des richterlihen Berufes auch fein realer 
oder praftifher Unterfchied zwifhen dem: „kann“ des $. 54, und dem: 
„Toll“ des $. 55 gemacht werden, fondern der Richter ift kraft feines Amtes 
verbunden, den einen und den anderen Paragraph in Anwendung zu 
bringen, fobald die Bedingungen dazu vorhanden find. — In diefem Sinne 
fann daher auch, in richtiger Würdigung der Entſcheidungen des Caſſations— 
hofes, von einem fubjectiven Ermeffen des NRichterd bei Anwendung 
der beiden $$. 54 und 55 nur infofern die Rede fein, ald dad Gefep über- 
haupt je irgendwo dem vernünftigen Ermeflen des Richterd einen Spielraum 
zugefteht, d. h. alfo nicht in dem Sinne, ald ob es irgendwann feinem Be: 
fieben (oder Plaifir) überlaffen wäre, davon Gebraud zu machen oder nicht, 
fondern er ift verbunden dieß zu thun; allein zur äußeren Berant- 
wortung fann er nad der Natur der Sache für die Ausübung oder 
Nichtausübung folder Befugniffe nicht gezogen werden, rückſichtlich welcher es 
cben feiner fubjectiven Benrtheilung überlaffen bleibt, ob er die gefeplichen 
Bedingungen zu ihrer Ausübung ald vorhanden anfieht oder nicht. — 

Uebrigend hat das Geſetz wohl auch durch das Eingangswort: „auch“ 
im $. 55 angedeutet, daß es in dieſem Paragraphe einen mit dem vorher: 
gehenden $. 54 homogenen Inhalt fefiftellen wollte, und daß es daher ge 
wiß feiner Abficht ferne lag, durch die verfchiedenen Ausdrüde: „kann“ und 
„Soll“ in den beiden Paragraphen in a er Richtung einen grundfäglichen 
Begenjag aufjuftelln. — — — 
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fheint die Frage ganz unzweifelhaft bejaht werden zu müſſen, da der 
Gefebgeber diefe cumulative Anwendung beider Paragraphe nirgends 
unterfagt hat, und da diefelben, wie die bisherigen Erörterungen aus- 
führlich nachwieſen, auf ganz verfchiedenen Gründen beruhen, ganz ver- 
fhiedenartigen Charakters find, und.da es demnach in feiner Weife einen 
Widerſpruch einfchliept, eine gemilderte Strafe auch nod im Erfah: 
Wege abzukürzen.) — Meines Wiffens hat auch die Praris 
des früheren Geſetzes vorherrfchend dieſe Auffaffung, obgleich gegen 
Jenull's Autorität, beobachtet, und auch die weitere Einwendung für 
unerheblich erachtet, daß nemlich der $. 55 (neu, 8.49 alt) nur von der Ab- 
fürzung der ordentlihen, nicht aber einer außerordentlihen, ohnehin 
fhon nach $. 54 (neu, $. 48 alt) abgekürzten Strafe fprehe, — Diele 
Einwendung wird auch wirklich, ſchon durch die einfache Hinweifung 
auf den klaren Wortlaut des Gefekes entkräftet. Daſſelbe fpricht 
nemlich im $. 55 weder von der ordentlichen, noch von der außerordent: 
lihen, fondern einfah „von der nah dem Gefege nicht über fünf 
Jahre zu bemeffenden Strafe”. Unter diefen Ausdrud aber laßt fi 
gewiß ebenfo ungezwungen der Fall fubfumiren, daß für das Verbrechen 
fhon die ordentliche oder insgemein zu verhängende Strafe höch— 
tens fünf Jahre beirage, als auch die andere Vorausſetzung dar: 
unter paßt, wenn diefe Strafe ohnehin ſchon nah 8. 54 gemildert 
oder herabgefeßt wurde, weil denn doch auch diefe Strafe noch immerhin 
eine „nad dem Geſetze“ bemeffene Strafe bleibt. Es fheint daher 
fein gegründeter Zweifel gegen die ſimultane REIS beider 88. 
(54 und 55) erhoben werden zu fönnen. — 


Sechstes Haupfftück. 


Bon den verfhiedenen Gattungen der Berbreden. 


$. 56. (s. 50.) 


Gintheitung der Die Verbrechen greifen entweder die gemeinfchaftliche 
“ Sicherheit unmittelbar in dem Bande des Staates, in den 
öffentlichen Vorkehrungen, oder dem öffentlichen Zutrauen an, 

oder fie verlegen die Sicherheit einzelner Menfchen, an der 

Perfon, dem N der Freiheit, oder anderen Rechten. 


) Sieh’ indbefondere die Entkräftung einer vergeten ſchon oben er— 
hobenen Einwendung in der Anmerkung * auf Seite 642. — 
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8. 57. @. 51.) 


Nach diefer Beziehung werden hiermit als befondere Binder Mar 
Gattungen von Verbrechen erklärt: brechen. 

1. Hochverrath. 

2. Beleidigungen der Majeftät und der Mitglieder des. 
faiferlichen Hauſes. 

3. Störung der öffentlihen Ruhe. 

4. Aufftand. 

5. Aufruhr. 

6. Oeffentliche Gewaltthätigkeit durch gewaltfames Han— 
deln gegen eine von der Regierung zur Verhandlung öffent: 
licher Angelegenheiten berufene Berfammlung, gegen ein Ge: 
richt, oder eine andere öffentliche Behörde, 

7. Deffentliche Gewaltthätigfeit durch gewaltfames Han 
deln gegen gefeglich anerkannte Körperfchaften oder gegen 
BVerfammlungen, die unter Mitwirkung oder Aufficht einer 
öffentlichen Behörde gehalten werden. 

8. Deffentliche Gewaltthätigfeit dur) gewaltfame Hand: 
anlegung oder gefährliche Drohung gegen obrigfeitliche Per: 
fonen in Amtsfachen. 

9. Deffentliche Gewaltthätigkeit durch gewaltfamen Ein: 
fall in fremdes unbeweglihes Gut. 

10. DOeffentlihe Gemwaltthätigfeit durch boshafte Be— 
fhädigung fremden Eigenthums. 

11. Deffentlihe Gewaltthätigfeit durch boshafte Hand: 
lungen oder Unterlaffungen unter befonders gefährlichen Ver: 
hältniffen. 

12. DOeffentlihe Gemwaltthätigfeit durch boshafte Be: 
fchädigungen oder Störungen am Staats:Telegraphen. 

13. Deffentlide Gewaltthätigfeit durch Menfchenraub. 

14. Oeffentlihe Gewaltthätigfeit durch unbefugte Ein: 
fhränfung der Förperlichen Freiheit eines Menfchen. 

15. DOeffentlide Gemwaltthätigkeit durch Behandlung 
eines Menſchen als Sklaven. 

16. Deffentliche Gewaltthätigkeit durch Entführung. 

17. Deffentliche Gewaltthätigkeit durch Erpreſſung. 

18. Deffentliche Gewaltthätigkeit durch gefährliche 
Drohung. 


Beiondere Gats 
tigen der 
Verbrechen. 
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19. Mißbrauch der Amtsgemwalt. 

20. Verfälſchung der öffentlihen Ereditspapiere. 
21. Münzverfälfchung. 

22. Religionsftörung. 

23. Nothzudt. 

24. Schändung. 

25. Andere Verbrechen der Unzucht. 
26. Mord. 

27. Todtſchlag. 

28. Abtreibung der Leibesfrucht. 

29. Weglegung eines Kindes. 

30. Schwere Förperlihe Beſchädigung. 
31. Zweifampf. 

32. Brandlegung. 

33. Diebftahl. 

34. Beruntrenung. 

35. Raub. 

36. Betrug. 

37. Zweifache Ehe. 

38. VBerläumdung. 
39. Den Verbrechern geleifteter Vorſchub. 


$. 31. 


Nach diefer Beziehung werden hiermit fiir Verbrechen erflärt : 

1) Sodwerratb, und andere die öffentlihe Ruhe ſtörende Handlungen. 
2) Aufftand und Aufruhr. 

3) Deffentlihe Gewaltthätigfeit. 

4) Rückkehr eines Berwiefenen. 

5) Mißbrand der Amtögemwalt. 

6) Berfälſchung der Öffentlichen Greditäpapiere. 

7) Müngverfälihung. 

8) Meligionsftörung. 

9) Notbauht und andere Unzuchtsfälle. 

10) Mord und Todtſchlag. 

11) Abtreibung der geibesfrunt. 
12) Weglegung eines Kindes, 

13), Verwundung ober andere förperlihe Berlegungen. 
14) Zweikampf. 

15) PBrandlegung. 

16) Diepitabl und VBeruntrenuungen. 

17) Ruub, 

18) Betrug. 

19) Bweifache Ehe. 

20) Berläumdung. 

21) Den Berbrechern geleifteter Vorſchub. 


Die Doctrin bezeichnet diejenigen Beftimmungen, welde in den 
vorhergegangenen fünf Hauptftücden unferes Geſetzes vorkommen, als den 
allgemeinen Theil eines Strafgefeßed oder des materiellen Straf: 
rechtes, weil in demfelben die Grundfäße enthalten find, was von Ver: 
brechen und deren Beftrafung überhaupt (im Allgemeinen, oder in 
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Beziehung auf alle Verbrechen), umd von der objectiven und fubjectiven, 
abfoluten und relativen Straf» Zurehnung in Beziehung auf diefelben 
gilt (vergl. S. 358, 553 Anmerkung *, und 568--573). — 

Mit dem fechften Hauptftüce unferes Gefeges hingegen beginnt 
der von der Schule fogenannte befondere Theil deffelben, oder die 
Lehre von den einzelnen Verbrechen. Die Ueberfhrift dieſes Haupt: 
ftüdes fpricht dieß auch mit beftimmtem Worte aus, indem das Geſetz, 
wie fih aus dem $. 57 ergibt, unter „den verfhiedenen Gattungen 
der Berbrechen“ nichts Anderes verfteht, ala jedes einzelne (befondere) in 
dem Namen umd der (fpeciellen) Begriffs - Beftimmung von jedem anderen 
abgefonderte, daher namentlih und begrifflich verfhiedene Ber- 
brechen. — 

Dadurch aber, dag au unfer dermaliges Gefeß, im Wefent- 
lihen die fhon im früheren Gefege (vom 3. September 1803) vor: 
fommende überfihtlihe Darftellung aller diefer einzelnen Verbrechen 
nad einer wiffenfhaftlihen Syftematit beibehalten hat, huldiget e8 dem 
zu Anfang des laufenden Jahrhunderts in den europäifchen Gefek- 
geßtingen überhaupt, und namentlich in unferer vaterländifhen Straf: 
gefeggebung vorherrfhenden Doctrinarismus, der bemüht ift, nicht nur 
die Gründe, die den Gefebgeber bei Erlaffung feines Geſetzes leiteten, 
offen darzulegen, fondern aud in dem Aufriß und gefammten Aufbau des 
Sefeges ein wiffenfhaftlihes Syftem nicht blos praftifh durchzu— 
führen, fondern fogar theoretifch aufzuzeigen (vergl. Seite 22— 26). 
Neuere Befeggebungen haben diefe doctrinäre Methodik überhaupt, nament⸗ 
lich aber jede ähnliche Syftematif, wie fie in unferem ſechſten Hauptſtücke vor⸗ 
fommt, verlaffen, da fih aus dem Standpunkte der Codification jede 
folhe Glaffification und ſyſtematiſche Gliederung nicht blos als über: 
flüffig, fondern in mehr als Einer Beziehung auch als bedenklich dar— 
ftellt. 

Borerft muß dagegen ſchon bemerkt werden, daß gar feine Eins 
theilung der Verbrechen, mag man was immer für einen Eintheilungsgrund 
oder leitenden Geſichtspunkt zur Bafis nehmen, mit voller wiſſenſchaft⸗ 
liher Schärfe durchgeführt werden kann, weil es fehr viele Verbrechen 
gibt, die entweder zufammengefeßgter Natur find, d. h. mehrere 
Rechtöbeziehungen zugleich (fimultan) verlegen (vergl. Seite 448 —450 
und 467—469), und daher ſowohl in die eine, ald auch in die andere 
Elaffe von Verbrechen gehören, oder welhe unbeftimmter Natur find, 
d. h. alternativ bald die eine, bald (oder) die andere jener ver 
fhiedenen Rechtsbeziehungen angreifen, deren Berfchiedenheit eben den 
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Eintheilungsgrund einer ſolchen Syftematik geben fol. Die Erläuterung 
der 88. 56 und 57 wird und dieß fogleich, vielfach bewähren. — 

Dazu fommt, daß die von dem höchften Gefeßgeber felbft vorge: 
nommene Einreihung eines Verbrechens unter diefe oder jene Claffe, 
und die dadurch angewiefene Stellung, die daffelbe in der gefeglichen 
Syſtematik einnimmt, und die Ueberſchrift, die ed gemein: 
fhaftlich mit anderen Berbrechen erhalten hat, zugleich den Geſichts— 
punft und die Rechtsbeziehung ansprägen, aus welchen der Gefep: 
geber diefed Verbrechen aufgefaßt hat, und welche er Dadurch zunächſt ale 
verlegt anfieht. Dieß wirkt aber auf die Auslegung der gefeglichen 
Begriffsbeftimmung diefes Verbrechens, und auf die Begränzung ihrer 
realen Inhalt? - Momente ſehr bedeutfam zurück, und führt nicht felten, 
bei der Feftftellung des wefentlichen Charakters dieſes Verbrechens, bei 
der Abgränzung feines objectiven und fubjectiven Thatbeftandes, und 
bei der Entſcheidung der Frage, ob ſich in einer beftimmten (ftrafharen) 
Handlung wegen der Mehrfachheit der dadurch verlegten Rechtsbeziehungen 
nur Ein Verbrechen, oder ein Zufammentreffen mehrerer Verbrechen, dars 
ftellt, — zu einfeitigen Deutungen und praktiſchen Gonfequenzen, 
die nicht entfernt in der Abſicht des Geſetzes Lagen. Derlei irrige 
Folgerungen werden aus den in einem ſolchen Schema liegenden gefeß- 
lichen Borausfeßungen vorzüglich Häufig bei ſolchen Verbrechen hinſichtlich 
der Feftftellung ihres eigentlichen Thatbeftandes abgeleitet, bei denen der- 
jenige Gefihtepunft, unter welchem das beftimmte Verbrechen von dem 
Geſetze vermöge feined gewöhnlichen Erfcheinungs »Verhältniffes als 
Regel aufgefaßt, und in eine gewiffe Claffe des aufgeftellten Schemas 
eingereiht wurde, ansnahmsweiſe in einzelen (concreten) Fällen 
nicht einzutreffen ſcheint, wo aber dennoch die Merkmale der gefeglihen Be— 
griffsbeftimmung des beftimmten einzelnen Verbrechens auf den 
conereten Fall volle Anwendung finden, und wornach daher fo leicht 
der Zweifel rege wird, ob man diefen concreten Fall nur nad der Ber 
griffebeftimmung des einzelnen Verbrechens, oder zugleich auch nad 
dem allgemeinen Schema beurtheilen, d. h. als Verbrechen dharafterifiren 
foll, oder nicht. — So wird es z. DB. praftifh nichts weniger als 
gleichgültig fein, ob man die Verbrechen der gewaltfamen Handanlegung 
oder gefährlichen Drohung gegen obrigkeitlihe Perfonen, des gemalt: 
famen Einfalld in fremdes unbewegliches Gut, der boshaften Befchädi— 
gung fremden Eigenthums, der unbefugten Einfhränfung der perfün- 
lihen Freiheit eines Menfhen, der Entführung, Erpreſſung, gefähr- 
lichen Drohung u. ſ. f., ferner auch das Verbrechen des Mißbrauchs der 
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Amtegewalt ($$. 81, 83, 85, 93, 96, 98, 99, 101) nur ale ſ. g. 
öffentliche (oder Staats-) Verbrechen („der gegen: öffentliche Vor— 
fehrungen gerichteten öffentlihen Gewaltthätigkeit“, vergl. $. 56 mit 
$.573.8, 9, 10, 14, 16, 17 u. 18 umd mit der Ueberfchrift des 
neunten Haupiſtücks), oder zugleich als foldhe Verbrechen auffaßt, wo— 
duch auch „die Privat⸗Sicherheit einzelmer Menſchen an ihrer Per⸗ 
fon, ihrer Freiheit, ihrem Vermögen ($. 56)" verlegt wird. — Go wird 
es ferner wichtige praktiſche Confequenzen nad) fi ziehen, ob man den 
Betrug als eine zunächſt fih nur auf Vermögens: Rechte bezichende 
ftrafbare Handlung anfieht, wofür die Syſtematik des Gefehes das Wort 
zu führen fheint ($. 56 verglichen mit $. 57, 3. 36), oder ob man ihn 
ald einen Angriff gegen was immer für Rechte charakterifirt, wie 
die geſetzliche Begriffebeftimmung ($. 197 „an Eigenthum oder an— 
deren Rechten“) andeutet; — ob man den Zweiftampf wirkli als 
ein f. g. Privat: Berbrehen (vergl. $. 56 mit $. 57, 3. 31), oder nicht 
vielmehr als ein Staats» Verbrechen, als eine angemaßte Selbfthilfe, als 
eine eigenmächtige Durchſetzung der Rechte mit Uebergehung der obrig- 
feitlihen Gewalt u. dgl. darftellt u. f. f. 


Ueberdieß wird durch ein ſolches Schematifiren entweder das Zufams- 
mengehörige unnatürlich auseinandergeriffen, wie z. B. in unferem Gefeße 
das Verbrechen der Ereditöpapier-Verfälfhung von jeder anderen Fälſchung 
von öffentlichen oder Privaturfunden gefondert wird (vergl. eilfted Haupt: 
ſtück mit $. 199 lit. d umd $. 201 lit. a), obgleich alle dieſe Verbrechen ihrer 
äußeren factifhen Erfheinung nah homogener Natur find, und 
zufammen unter das gemeinfame Moment der Fälſchung fallen; oder 
man würfelt Handlungen, in denen fih nur auf eine fehr gekünſtelte Weife 
ein gemeinfchaftlicher Charakter erkennen läßt, wie z. B. die verfchie- 
denen Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit im neunten Hauptftüde, 
— im Widerfpruche mit dem äußeren thatſächlichen Erſcheinungs-Ver— 
hältniffe, wornach fie fi als fehr heterogen von einander darftellen, — 
in Eine Kategorie zufammen u. ſ. f. u. ſ. f. 


Hieraus ergibt fih, daß eine ſolche theoretifhe Schematifirung 
aller einzelnen Verbrechen in einem pofitiven Geſetze beffer — ganz weg- 
bleiben dürfte, weil der einzige Gewinn, den die Gefeßgebung damit 
erreicht, nemlich die Erlangung einer überfihtlihen Zufammenftellung 
des Inhalts aller einzelnen Hauptftücte des Geſetzes eben fo gut, und ohne 
die angedeuteten "praktifchen Inconvenienzen, durch das bloße Inhalts- 
Regifter erreicht werden kann. — 
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Dadurch foll jedoch keineswegs behauptet werden, daß die Gefeß- 
gebung nicht bemüht fein foll, die einzelnen Verbrechen in einer logiſch 
richtigen Ordnung nach einander aufzuführen, und in demfelben Haupt- 
ſtücke, unter derfelben (gemeinfamen) Ueberfiht nur Homogenes zufammen 
zu ftellen: fie mag hierbei thatfählich aud einem beftimmten wiffen- 
ſchaftlichen Syſteme folgen, ohne es ausdrüdlich zu nennen. Auf diefem 
Wege wird, wie es die neueften europäifchen Strafgefeggebungen, unter 
ihnen vorzüglich das königlih preußifhe Strafgefeß vom 14. April 
1851, fo wie der neuefte. „ Entwurf eines Strafgeſetzbuches für das 
Königreih Sahfen, Dresden, 1853 *,*) praktifch darthun, einerfeits 
eine ſehr paffende Anordnung und lichtwolle Ueberfichtlihkeit im Geſetze 
felbft erreicht, und and’rerfeits all’ jenen Einwürfen und irrigen Folge— 
rungen ausgewichen, welche eben dargelegt wurden. — 

Als Eintheilungsgrund für jede ſolche Gliederung der Verbrechen 
nad verfchiedenen Kategorien (Llaffen, Gattungen, Arten) **) kann übrigens 
wohl vorzugsweife nur die Verfchiedenheit des Rechts-Objectes 
dienen, das durch ein Verbrechen zunächſt oder doch vorzugsweiſe 
afficirt, d. i. verlegt oder gefährdet wird, denn in diefer Verfhiedenheit 
des durch das Verbrechen zunächſt betroffenen Begenftandes (oder 
ftofflihen Subftrates des Rechts) ftellt fih auch die Verfchiedenartigkeit 
des Außeren thatſächlich en Erfcheinungd-Verhältniffes dar, in welchem 


— —— mn 


*) Sehr zweckmaäßig hat insbeſondere der letztgedachte k. ſächſiſche 
Entwurf in den einzelnen Capiteln alle äußerlich (factiſch) gleichartigen 
und verwandten ſtrafbaren Handlungen unter gemeinfhaftlihen Ueberſchriften 
zufammengeftellt, welche regelmäßig die wmefentliche Natur aller darunter be- 
griffenen Verbrechen bezeichnend auddrüden, zugleih aber auch in all’ den- 
jenigen Fällen, wo vielleicht bei dem einen oder anderen der darunter aufge- 
nommenen Berbrechen der für die gemeinfchaftliche Bezeichnung gewählte 
Ausdrud nicht vollftändig paſſen fönnte, oder wo die Ueberſchrift felbft 
nur eine Aufzählung der einzelnen darunter vorfommenden Berbrechen 
mit ihren ſprachgebräuchlichen Namen enthält, noch die allgemeine Appofition 
beigefegt: „und von anderen verwandten Berbrehen” (vergl. bie 
Ueberſchriften zum 2ten, Aten, Sten, Iäten und 15ten Hauptftüde des II. Theile). 
Dadurch wird all’ jenen theoretifirenden Mäfeleien, ald ob die eine oder 
andere Ueberſchrift nicht vollftändig wäre, yon Grund aus vorgebeugt. — 

) Dabei ift natürlich vorausgefept, daß ed fih hier nur mehr um 
die Glaffification der eigentlihen Verbrechen, d. h. — in der Sprade un- 
ſeres Geſehzes — derjenigen vorfäglihen und unmittelbaren Rechtverlegungen 
handle, die das Geſetz wegen ihrer relativ- größeren Gefährlichkeit, im Gegen- 
fage von Bergehen und Uebertretungen, ausdrüdlih ald Verbrechen aus: 
gezeichnet hat (vergl. Seite 51—67), — 
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fi bei den verfhiedenen Verbrechen factifch das Unrecht geftaltet.”) — 
Diefen Standpunkt hat auch wirklih unfer Gefeß eingenommen, 
wenn es in dem vorftehenden Parapraphe die Verbrechen zu oberft als 
Angriffe entweder 
A. gegen die gemeinfhaftlihe Sicherheit 
a. unmittelbar in dem Bande des Staates, 
b. in den öffentlihen Vorkehrungen, oder 
e. (in) dem öffentlihen Zutrauen; 
oder als Berlegungen 
B. der (Privat:) Sicherheit einzelmer Menfchen 
a, an der Berfon, 
b. (an) dem Bermögen, 
ec. (an) der Freiheit, oder 
d. (an) anderen Redten 
erklärt. — 


Die Grund-Eintheilung diefes Schema's in die zwei Haupt-Glaffen 
A und B hat das Gefeß unverkennbar der hiftorifch bergebradhten, **) 
und zu Anfang des laufenden Jahrhunderts in der Wiffenfchaft und Ge 
feßgebung allgemein gangbaren Eintheilung der Berbrehen in öffent: 
liche (Staatd-) und Brivat-Berbrehen entnommen. Man nennt die 
erfteren ſolche, durch welche zunächſt und unmittelbar der Staat 
felbft in feinem Beftande oder in irgend feiner (öffentlichen) Einrichtungen 


— — — — 


*) In den ſchon oben angedeuteten Fällen, wo durch ein Verbrechen 
zugleih mehrere und verfhiedenartige Dbjecte oder Rechte verlegt 
wurden, fann bei einer folch’ theoretifchen Schematifirung nur dad wichtigfte 
oder hauptſächlichſte diefer Rechte für die Einreihbung im dieſe oder jene 
Claſſe den Ausfchlag geben. — 

**) Allerdings ift die Eintheilung der Verbrehen in öffentlihe und 
Privat: Berbrehen nur dem Namen, und nicht eigentlih der Sache nad 
aus dem römifchen Rechte herübergenommen, weil jedem Kenner des lepteren 
wohlbefannt ift, daß die römifche Eintheilung der delicta in d. publica 
und privata don der heutigen in öffentliche und Privat» Berbrechen hochweit 
verjchieden ift, mag man nun die römifche Eintheilung zunächſt auf die Ge- 
richtsbarkeit und den Griminalproceß beziehen, wornach die delicla seu cri- 
mina publica „judicii publiei — im Gegenfage der delicla judicii 
privati vel extraordinarii — causam habebant“, oder mag man auf die 
meritorifche Auffaffung der Strafbarfeit einer Handlung zurüdgehen, 
wornach die d. privata nicht von Staatöwegen oder Über öffentlihe Anklage 
(Accusatio), fondern nur über Klage des Betheiligten (mit einer actio poenalis) 
verfolgt werden durften. — 

Hye, Commentar. 42 
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angegriffen wird, während bei Privat- Verbrehen zunächſt und un— 
mittelbar nur ein Private an feinen Rechten, und dadurch nur mittel- 
bar aud der Staat in feiner Rehtsordnung*) verlegt oder angegriffen 
wird. Wenn nun aud nicht verfannt werden kann, daß diefer Eintheilung, 
wenn man gewiffe Staats-Berbreihen, 3. B. Hochverrath, Aufftand, Auf- 
ruhr, mit den Verbrechen des Mordes oder anderer körperlicher Verletzungen, 
oder des an einzelnen Privaten begangenen Diebftahls, Betrugs u. dgl. 
entgegenhält, etwas Wahres an fih hat, fo laßt fih doch auch nicht läug— 
nen, daß die gegen eine derlei Syſtematik überhaupt geltend gemachten 
Bedenken ein verftärktes Gewicht dadurch erlangen, daß insbefondere die 
vorftehende, iht zur Grundlage gegebene Haupt- Eintheilung fih nie con— 
fequent durchführen laßt, indem nicht wenige unter die f. g. öffent- 
lichen Verbrechen eingereihte ftrafdare Handlungen zugleih auch un— 
mittelbare Angriffe auf hochwichtige Rechte einzelner Menfchen 
einfließen, wie dieß namentlich bei allen ſchon oben aufgezählten Ver— 
brechen der f. g. öffentlichen Gemwaltthätigkeit ($$. 81, 83, 85, 93, 96, 
98, 99 und 101) u. m. a. der Fall ift, während hingegen fo viele von 
unferem Gefege als Privatverbrehen erklärte ftrafbare Handlungen ver— 
möge ihrer Eigenthümlichkeit, wie 5. B. Zweikampf ($. 158), falfches ger 
richtliches Zeugniß oder gerichtlicher Meineid, um einen Schuldigen der 
verdienten Strafe zu entziehen ($$. 197 und 199 lit. a), Fälſchung von 
öffentlichen Urkunden, Stämpeln oder Siegeln ($. 199 lit. d), zweifache 
Ehe, zumal wenn der frühere Gatte hierzu einwilliget ($$. 206 und 
207) u. m. a. weit mehr den Charakter von Verleßungen der Rechte und 
Intereffen des Staates, Als der Privatrechte einzelner Menſchen an fich 
tragen. Dazu kommt, daß jedes f. g. Privat: Verbrechen gegen fremdes 
Eigenthum, fobald e8 am Staatseigenthum begangen wird, wie z. B. 
Diebftahl ($. 171) oder Unterfchlagung anvertrauter öffentliher Güter 
($. 181) fich wieder als ein öffentliches Verbrechen darftellt. Endlich 
wären diejenigen ſ. g. Privatverbrehen, welche ihrer Natur nach einen 


— ——— — — 
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*) Durch die obige Erklärungsweiſe, und insbeſondere durch die accen— 
tuirte Hervorhebung der obigen Ausdrücke: „unmittelbar“ und „zu— 
nächſt“ wird jener verbrauchten Einwendung begegnet, daß die obige Ein— 
theilung wenigſtens der modernen Auffaſſung des Staates gar nicht mehr 
anzupaſſen ſei, weil ja jede Rechtsverletzung, wenn ſie auch zunächſt nur 
einen Privaten verletze, mittelbar auch als ein öffentliches Ver— 
brechen, nemlich als ein Angriff auf den Staat, als eine Verletzung des 
durch ihn zu ſchüßenden Rechtsfriedens, oder der rechtlichen Ordnung im 
Staate erſcheine. — 
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gemeingefährlihen Charakter haben, wie z. B. Neligionsftörung 
($. 122), Brandlegung ($. 166), Raub ($. 190), Betrug durch Gebrauch 
falfhen Maßes oder Gewichtes, durch Berrüdung der Grängmarkungen, 
betrügerifchen Bankerott ($. 199 litt. e, e, f) u. m. a. richtiger unter die 
von unferem Gefege harakteriftifh ala „Angriffe auf die gemein: 
ſchaftliche Sicherheit” (ſeh' oben A), alfo eigentlich ald gemein- 
gefährlich bezeichneten öffentlihen Verbrechen einzureihen gewefen. — 

Bergleiht man num die Reihenfolge, in welcher die einzelnen 
Verbrechen im $. 57 aufgezählt werden, mit dem $. 56, fo ift unverfenn- 
bar, daß der Geſetzgeber hierbei" der im $. 56 angedeuteten Syftematif 
auch in der Äußeren Ordnung gefolgt ift, wie er dieß auch durch die 
Eingangsworte des 8. 57: „Rad diefer Beziehung“ ausdrüdlih aus: 
fpriht. — Es find hiernach die unter den Zahlen 1—21 und 39*) aufge- 
zählten Verbrechen von dem Gefepe felbft ald Öffentliche, jeme unter 
den Zahlen 22—38 namhaft gemachten aber ald Privat-Verbrechen 
claffificirt worden. Wenn ferner der Gefeßgeber bei der weiteren Unter: 
abtheilung der öffentlichen Verbrechen die erfte Unterclaffe derfelben (A, 
hit. a) als ſolche bezeichnet, welche die gemeinfchaftlihe Sicherheit „un« 
mittelbar in dem Bande des Staates angreifen“, fo kann im Hinblide 
auf die darunter zu reihenden Berbrehen (Zahlen I—3 des $. 57) unter 
diefem metaphorifhen Ausdrucke wohl nur der Inbegriff derjenigen Grunds 
einrichtungen und Momente des Staates verftanden werden, wodurch ders 
felbe zu einem Ganzen verknüpft (vereinigt) wird, und wodurd er 
erft fein Dafein zu erhalten, und fein Wirken zu bethätigen vermag. 
Die Eharakteriftif der unter den Zahlen 1—3 des $. 57 genannten 
Verbrechen, insbefondere des Hodjverrathes ($. 58) als eines Angriffes 
auf eines der drei Haupt» Fundamente des ftantlichen Lebens, wird dieß 
noch näher darthun, und zugleich nachweiſen, inmwieferne man Urſache hat, 
diefe Kategorie von Verbrechen xar 8’Foynv mit dem modernen Aus— 
drude: „politifhe Verbrechen“ zu bezeichnen. — 


*) Der Inhalt aller einzelnen unter der Zahl 39 und beziehungameife 
in dem 2öften Hauptftüde aufgeführten Begriffebeftimmungen, wornad die 
dadurch bezeichneten vier Verbrechen fich ihrer Natur nad auf jedes der 
oben unter den Zahlen 1—38, und beziehungsweiſe in den voraudgehenden 
Hauptftüden 7—25 vorfommenden Berbrehen beziehen fünnen, und wornach 
„die Verbrechen des Berbrehern geleifteten Vorſchubes“ gewiffermaßen nur 
ein Fülftud zu den allgemeinen Beftimmungen ‚über Verbrechen über- 
baupt, und vorzugsweiſe die Ausfüllung des im $. 6 nur angedeuteten In— 
halte bilden (vergl. Seite 234 und 235), — macht es erflärbar, warum der 
Gefepgeber diefes Hauptftüd allen übrigen Verbrechen nachgeſetzt hat. — 

42° 
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Unter die, wohl ebenfall® nur in den allgemeinften Umriſſen ge- 
baltene, Bezeichnung: Angriffe auf den Staat „in feinen dffent- 
lihen Vorkehrungen“ (A, lit. b) wird man alle diejenigen ftraf- 
baren Haudlungen einzureihen haben, welche eine unmittelbare Verlegung 
oder Gefährdung der von der Staatsgewalt zur Aufrehthaltung der recht: 
lihen Drdnung im Staate eingefegten Autoritäten und getroffenen Maß— 
regeln einfchließen, und welche daher entweder thatfächlich die öffentliche 
Ruhe und Drdnung flören, wie Aufftand, Aufruhr, und die in den 88. 76, 78 
und 81 aufgeführten Kalle der öffentlichen Gewaltthätigkeit (Zahlen —8 
des $. 57), oder in welchen ſich Eigenmächtigkeiten, widerrechtliche und ge— 
waltfame Handlungen darftellen, die zugleich eine Uebergehung oder eine 
Anmaßung der Autorität, oder der den allgemeinen Rechtsſchutz betreffen: 
den Geſetze des Staates einfhließen (Zahlen 9— 18), oder welde in 
einer DBerlegung der Pflichten eines öffentlichen Amtes (Zahl 19) oder 
anderer allgemeiner Rechts- oder Bürgerpflichten im Intereſſe der 
öffentlihen Rechtsordnung beftehen (Zahl 39).*) — 

Die dritte Unterclaffe der fogenannten öffentlichen Verbrechen, 
welche „die gemeinfhaftlihe Sicherheit in dem öffentliden Zu— 
trauen angreifen“ (A, lit. c), umfchließt in der Reihenfolge des 8. 57 die 
Zahlen 20 und 21, und es zeigt fich hieraus, daß der Gefehgeber hier 
unter dem „öffentlihen Zutrauen“ wohl nur den Finanz-Credit des 
Staates, d. h. das allgemein herrfehende, vorzugsweife aber das bei den 
Staats» Angehörigen, fowie bei den Staatsgläubigern nöthige Vertrauen 
verftehe, daß der Staat feine eingegangenen Berbindlichkeiten erfüllen 
fönne und wolle, und daß daher auch die von ihm ausgegebenen 
Merthzeihen (Ereditspapiere und Münzen) diefes allgemeine Vertrauen, 
oder die Zuverficht einer fiheren Eirculation genießen, und fofort in die- 


*) Dergleiche auch die (in gewiffer Beziehung fich beftimmter ausdrückende) 
Parallel-Stelle des $. 275 des zweiten Theiled unfered Gefeped, wornad eine 
Reihe von fehr analogen ftrafbaren Handlungen, die fih von den verwandten 
Berbrechen regelmäßig nicht in ihrer inneren Wefenheit, fondern nur durch 
eine relativ mindere gefährliche Ertenfion der Handlung unterfcheiden, in 
dreierlei Unter» Elaffen gefchieden werden: 

a. gegen bie öffentliche Ruhe und Ordnung; — 

b. gegen öffentliche Anftalten und Borkehrungen zur gemeinfchaftlichen 

Sicherheit; endlich 

ce. gegen die Pflichten eines öffentlichen Amtes. — 

Diefer dreifachen Unterabtheilung der Bergehen und Uebertretungen 
„gegen die öffentliche Sicherheit” entfprechen dann eben fo viele abgefon- 
derte Hauptftüde (V., VI. und VII. des zweiten Theile). — 
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fem Eredite wenigftend nicht durch Unterfchiebungen nadhgemadhter oder 
verfälfchter Zeichen leiden. — 

Wenn der Gefeßgeber bei der Unterabtheilung der fogenannten 
Privat-Verbrechen zuerft diejenigen heraushebt, welde „die Sicherheit 
einzelner Menfhen an der Perſon“ verlegen (B, lit. a), und wenn " 
wir, im Hinblide auf die äußere Anordnung des $. 57 wahrnehmen, daß 
der Gefeßgeber darunter aud die Religionsftörung und verfchiedene Un: 
zuchts-Verbrechen (Zahlen 22— 25), nebft allen eine körperliche Verlegung 
einfhliegenden Berbrehen (Zahlen 26 — 31) eingereiht hat: fo läßt ſich 
nicht verfennen, daß das Geſetz hierbei ftillfehweigend eine weitere Unter: 
abtheilung, nemlich Berlegungen der Perfon, entweder in Anfehung 
ihres -edleren Theils (ihres religiöfen Glaubens, ihrer Sittlichfeit im 
engeren Sinne und ihrer Geſchlechtsehre), oder hinfichtlich der Integrität 
des Körpers im Auge hatte. — 

Dieim $.57 unter den Zahlen 32—36 aufgezählten Verbrechen follen 
nach der (in den Eingangsworten deffelben angedeuteten) „Beziehung auf 
das Schemades$.56” unverkennbar als die, zunächft gegen dad Bermögen 
von einzelnen Menfchen gerichteten Berbredhen erfcheinen (B, lit. b), während 
die beiden folgenden (Zahlen 37 und 38) fih auf die Bezeichnung der 
„Berlegung anderer (ungenannter) Rechte“ (B, lit. d) beziehen, wornach 
man alfo die zweifache Ehe als ein Privat-Verbrechen, wodurd das 
Recht des anderen Ehegatten auf chelihe Treue verlegt wird, und die 
Berläumdung als eine Verlegung des Privat-Rechtes auf Ehre anzu- 
ſehen bat. Für die von dem Geſetze im $. 56 bervorgehobene dritte 
Unterclaffe der Privat Verbrechen, nemlich der „Berlegungen der Frei— 
heit einzelner Menſchen“ (B, lit. e) bleibt endlich in der Reihenfolge des 
$. 57 gar fein eigenes Verbrechen über, welches nemlich nad der 
äußeren vom Geſetze felbft beobadteten Ordnung nicht ſchon unter 
einen der früheren Gefihtspunfte file. Man kann daher, um die von 
dem Geſetze doch einmal aufgeführte Rubrik: „Angriffe auf die Frei: 
heit einzelner Menſchen“ nicht inhaltleer zu laffen, nur annehmen, daß 
mehrere bereitd unter anderen Gefihtspunften aufgezählte Verbrechen 
zugleich aud eine Verlegung der perfönlichen Freiheit in ſich ſchließen, 
und daher „in der Bezichung des 8.56“ fimultan auf mehrere 
der dafelbft angeführten Gefihtspunfte zurücdgeführt werden müffen. 
Dieß ift num wirklid immer der Fall mit den unter den Zahlen 6, 7, 8 
und 13—18 aufgeführten Fällen der öffentlichen Gewaltthätigkeit, ferner mit 

der Nothzucht und Schändung (Zahlen 23- und 24), und mit dem Raube 
(Zahl 35), welche fämmtlich zugleih eine Verlegung der perſönlichen 
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Freiheit des Angegriffenen einfchließen; dieß kann ferner auch bei einigen 
anderen Verbrechen, z. B. der unter Zahl 9 ($. 83) aufgeführten öffent- 
lihen Gewaltthätigfeit, bei einigen Arten der Religionsftörung, bei 
körperlichen Berlegungen u. f. f. der Ball fein. — 

Ebenſo fliegen auch verfhiedene andere Verbrechen, weldhe der Ge— 
feßgeber im $. 57 zunächſt in einer „anderen vereinzelten Beziehung 
des $. 56" aufgeführt hat, nebftdem die Verlekung eines zweiten, 
oder fogar noch mehrerer Gefihtspunfte in fih. So wird man z. B. den 
Betrug nad der vom Geſetze felbft gegebenen Definition ($. 197) nicht 
blos als einen Angriff auf Vermögen, fondern möglicher Weife ale 
eine Verlegung aller Arten von öffentlichen oder Privatrehten anzufehen 
haben; — ferner in den unter den Zahlen 9— 12 aufgezählten Fällen 
der öffentlihen Gewaltthätigkeit zugleih Angriffe auf das Privat: 
Eigenthum einzelner Denfchen, in der Brandlegung und dem Raube 
häufig auch Gefährdungen der perfönlichen Sicherheit; — in mandyen 
Arten der Religionsftörung und im Zweikampfe zugleih Angriffe auf 
Öffentliche Vorkehrungen erkennen müffen u. f. f.*) 

Aus der Bergleihung des Inhalts des 8.57 mit dem $. 51 dea 
früheren Gefeßes erhellt übrigens, daß unfer dermaliges Gefeß den — 
ſowohl in der Ueberſchrift diefes Haup tffüctes, als aud in den einleiten- 
den Worten des 8.57 gebrauchten — Ausdrud: „Gattung der Ber: 
brechen“ in einem ganz anderen Sinne genommen habe, als dieß von 
dem früheren Gefege gefchehen ift. Der frühere $. 51 hat nemlich nur fo 
viele „verfhiedene Gattungen“ der Verbrechen aufgezählt, als 
„verfhiedene Hauptftüde” im Gefege vorfamen, weldhe von be- 
fonderen Verbrechen handelten, und hat alfo eben dadurch unter der: 
felben „Gattung von Verbrechen * den Inbegriff aller derjenigen, wenn 
auch nah ihrer Art, Begriffsbeftimmung und wefentlihen Natur, ja 
felbft nah ihrem gefeglihen Namen noch fo verfehiedenartigen, Ver— 
brehen zufammengefaßt, welche in dem Gefeße in demfelben Haupt- 
ftüde vorkamen, fo daß z. B. Hochverrath und Störung der öffentlichen 
Ruhe (Zahl 1 des 8. 51 des früheren Geſetzes); — ferner alle unter 
fih zum Theil höchſt helerogenen Fälle der öffentlichen Gewaltthätigkeit 
(Zahl 3 ebenda); — die von einander fo weſentlich verfchiedenen Ver: 
brechen des Mordes und Todtfchlages (Zahl 10 ebenda), endlich Diebſtahl 


*) Die obigen beifpieldweifen Ausführungen mögen zugleich als ebenfo 
viele Belege für die im Eingange der Erörterung über diefe® Hauptftüd an- 
gebeutete Mißlichkeit und Unzulänglichkeit jeder theoretifirenden Spftematifirung 
in einem pofitiven Gefege dienen! — 
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und Deruntreuungen (Zahl 16 ebenda) zufammen als Verbrechen der 
nemlihen Gattung aufgezählt finden, während unfer dermaliges 
Geſetz (mie ſchon oben Seite 653 angedeutet wurde) alle eben aufge- 
zählten, fowie überhaupt alle in dem Geſetze felbft durh verſchie dene 
Begriffsbeftimmungen auseinander gehaltene Verbrechen ald „ver- 
fhiedene oderbefondere Sattungen von Verbrechen“ aufgezählt 
bat (vergl. die Ueberfchrift diefes Hauptftücdes mit den Eingangs» 
worten des $. 57, und indbefondere mit den Zahlen 1—18, 23— 26, 
33 und 34). — Diefe von dem früheren Gefebe abweichende Nomenclatur 
wird in dem dermaligen Geſetze confequent felbft in jenen Fällen durch— 
geführt, wo in demfelben mehrere von einander begrifflid verschiedene 
Verbrehen, obgleich für jedes einzelne derfelben eine eigenthümliche 
Species-Benennung feftgeftellt ift, dennoch zufanımen wieder unter 
einem gemeinfchaftlihen Gattungs- Namen aufgeführt erſcheinen. 
Dieß ift, nah Inhalt der Zahlen 6— 18 des $. 57 und des neunten 
Hauptſtückes, insbeſondere der Fall rückfichtlich der dreizehn verfchiedenen 
Fälle (Arten) des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit. 

Diefe im erften Anblide ganz unerheblich fcheinende Abänderung 
an dem früheren Gefege beruht nicht blos auf dem theoretifhen 
Grunde, daß man dem Ausdrude: „Gattung“ eine logifch richtigere, und 
zugleich confequenter durchgeführte Bedeutung geben wollte, als dieß 
früher der Fall war. Das ältere Geſetz Hat nemlich mit dem Ausdrude: 
„Gattung der Verbrechen“ bald wirklich nur den obigen Sinn ver: 
bunden, bald aber auch denfelben für gleichbedeutend mit „Arten”, ja 
Togar mit „Unterarten“ eines und deffelben, begrifflich gleichen 
Verbrechens genommen, wenn es z. B. in dem $. 118 (alt, nunmehr 
$. 135) von „Gattungen des Mordes”, alfo von mehreren oder 
verfehiedenen Gattungen Eined und defjelben (doch and’rerfeitd wieder 
mit dem davon wefentlich verſchiedenartigen Verbrechen des Todtſchlages in 
Eine Gattung zufammengewürfelten) Verbrechens des Mordes; oder wenn 
es ferner im $. 426 3. II. von „den mehreren unter dem allgemeinen 
Begriffe eines (scil. gemerifch beftimmten) Verbrechens enthaltenen 
Gattungen“ gefproden, und eben dadurch mannigfache und praktiſch 
wichtige Zweifel über das Verftändnig diefes Ausdruckes im all’ jenen 
verfhiedenen Stellen angeregt hat, wo diefer Ausdruck von dem früheren 
Geſetze gebraudt worden war.) — Allein diefer veränderte Sprach— 


) Jedem Kenner unferes früheren Gefepes ift befannt, was für 
praktifch wichtige Folgerungen daraus abgezogen wurden, ob man in ‚den 
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gebraud des neuen Geſetzes rüdfihtlih des Wortes: „verfhiedene 
oder andere Gattung von Verbrechen“ hat außer der eben ange: 
deuteten Bejeitigung alter Sontroverfen, wenigftens rückſichtlich jener 
Kronländer, in welchen die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 Geltung 
hat, auch noch einen anderen praktiſch wichtigen Grund für fih. Die 
eben angedeutete Mehrdeutigkeit des Ausdrudes: „andere Gattung 
von Verbrechen“ nad dem bisherigen materiellen Straf-Gefeke reagirte 
nemlih bisher auch auf das Verſtändniß eben dieſes Ausdrudes im 
8. 330 diefer Strafproceßordnung, *) und es war zweifelhaft, ob nad 
Borfchrift deffelben in jenen Fallen, wenn fich bei der Hauptverhandlung 
vor dem Gefchwornengerichte (jebt Landesgericht) die dem Angeklagten 
zur Laſt fallende Handlung als ein zwar begrifflid und der Art nad 
anderes Verbrechen darftellt, als wegen deffen die Auflage erfolgte, je: 
doch noch immer als ein ſolches, weldes zu derfelben Gattung 
gehört, d. h. welches mit dem durch die Anklage bezeichneten Verbrechen 
in demfelben Hauptftüde des materiellen Strafgefeßes vorkam (mie 
dieß z. B. bei Aufftand und Aufruhr, bei den verfchiedenen Fällen der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit, bei Todtfchlag und Mord der Fall war) — 
‚auf Antrag des Staatdanwalted eine Abbrehung der bisherigen Haupt: 
verhandlung zum Behufe der Schöpfung eines neuen Verweiſungs-Er— 
fenntniffes ftattfinden konnte oder nicht. Nach dem jegigen (materiellen) 
Strafgefeße fann über die Bejahung diefer Frage nicht weiter ge- 
zweifelt werden, da fih dermal alle nur überhaupt begrifflid ver: 
fhiedenen Verbrechen nad der klaren Aufzählung des $. 57, alfo nad 


88. 28, 37 lit. a, 190, 476, 477 und 555 deffelben, — den Ausdrud: „Sat: 
tung“ in dem in dem 8. 51 gebrauchten Sinne, oder in der, unverkennbar 
bei den $$. 118, 412, 426 Abſatz Il angewendeten viel engeren Bedeutung 
anzunehmen habe. — Diefen einft theoretifh wie praftifh gleich lebhaft 
geführten Gontroverfen hat das gegenwärtige Gefep durch die obige Textes— 
Abänderung ein Ziel gefeht. — 
*) Derfelbe lautet wörtlich: „Wenn aber aus der Verhandlung erhellt, 
daß die dem Angeklagten zur Laſt fallende Handlung ein Verbreden 
anderer Gattung begründet, welches mit gleicher oder fchwererer Strafe 
belegt ift, ald das in der Anklage bezeichnete, fo ift hierüber eine Zufapfrage 
nur dann zu ftellen, wenn der Staatsanwalt und der Angeklagte einverftanden 
find, daß über dieſes andere Verbrechen fofort das Urtheil gefällt werde. 
Außer diefem Falle fteht ed dem Staatdanwalte nur frei, von der 
Anklage abzuftehen, unter Einem aber wegen des anderen Verbrechens 
die Berweifung des Befchuldigten an dem zuftändigen Unterfuchungsrichter zu 
beantragen, worüber der Gerichtähof zu erfennen hat.“ 
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der Auffaffung des höchften Gefehgebers felbft. auch ald „verfhiedene 
Gattungen von Verbrechen“ darftellen.*) 

Am Schluffe diefes Hauptftüdes, welches nah dem bisher Ge- 
fagten nur eine „theoretifhe Einleitung“ zu den geſetzlichen Be— 
ftimmungen „über die einzelnen (befonderen) Verbrechen“ bildet, feheint 
es paffend, auch noch der Methode Erwähnung zu thun, nad) welcher 
die Erläuterung diefer Special-Beftimmungen erfchöpfend, und zugleich 
am überfihtlichften dargelegt werden kann. — Es leuchtet ein, daß diek 
am fiherften dadurch verbürgt wird, daß man auch hierbei einfach der 
Natur der Sache folge. — 

Wenn fih nun an jedem Verbrechen ein fubjectives und ein 
objectives Moment (der Thäter und die That) erkennen laffen, und 
wenn die natürliche und gefegliche Folge jedes Verbrechens die Strafe 
ift: ſo iſt ar, daß fih durch die allfeitige Beantwortung folgender fünf 
Haupt= und der in ihr enthaltenen weiteren Fragen der reale Inhalt 
der gejeßlichen Begrifföbeftimmung eines jeden Verbrechens und der dafür 
von dem pofitiven Gefepe gegebenen Strafnorm erfhöpfend aufzeige. — 


I. 


Wer it Subject des einzelnen Verbrechens, d. 5. welde 
Perſonen können nah der gefeglihen Begriffsbeftimmung möglicher 
Weife ale Thäter deffelden erfheinen? — Kann nemlid Jeder- 
mann, der nur fiberhaupt eines Verbrechens zuredinungsfähig ift (vergl. 
$. 2), oder können etwa nur Perfonen einer gemwiffen Kategorie, Claffe, 
oder eines beftimmten Standes ; können Perſonen beiderlei, oder nur des 
Einen Geſchlechtes, ferner Perfonen eines jeden (zurechnungsfähigen), 
oder nur eines beftimmten Alters; können In- und Ausländer gleich. 
mäßig, und beide fowohl im In» als im Auslande, dieſes beftimmte 


) Es bedarf zugleich feiner bejonderen Nachmeifung, daß dur die 
obige Beftimmung ded neuen materiellen Strafgefeped der Anwendung 
der citirten Stelle der St. P. D. eine wirklihe Berbefferung zugegangen 
ift, da gewiß nur die Eruirung der von dem Strafgerichte anzuftrebenden 
materiellen Wahrheit gewinnen kann, wenn in dem vorausgefepten Yalle 
die bisherige Hauptverhandlung eingeftellt wird, und wegen der neuen Formu— 
lirung der Anklage, die nunmehr auf ein oft fehr heterogenes Verbrechen 
gerichtet, auch ganz neue Gefichtöpunfte, eine andere Auffaffung, verſchiedenartige 
Erſchwerungs- und Milderungs-Umftände, oder felbft neue thatſächliche Er: 
hebungen bedingen wird, auch eine neue Berfegung in den Anklageftand ftatt« 
findet, wie dieß ja analog auch bei dem legten, im $. 303 diejer St. P. O. 
(im Schlußfape deffelben) vorausgefepten Falle angeordnet erſcheint. — 
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Berbreihen begehen? Kann das Verbrechen ferner etwa nur von Einer 
Berfon allein, oder auch von Mehreren zugleih, und von diefen eben- 
ſowohl vereinzelt, als vereiniget wirfend, oder muß es etwa, um über- 
haupt vorhanden fein zu können, von Mehreren begangen fein?*) 


Il. 


Was iſt das Rechts-Object des beftimmten Verbrechens, 
d. h. welches Recht oder welche Rechtsbeziehung wird nad der 
geſetzlichen Begriffsbeftimmung durd das Verbrechen zu näch ſt verlegt 
oder gefährdet? — Iſt es alſo zunächſt ein Recht des Staates (eine 
Beziehung der gemeinſchaftlichen Sicherheit), oder das Privat-Recht 
eines Einzelnen, und in beiden Fällen was für ein Recht derfelben (vergl. 
8. 56)? — —, Fällt insbeſondere das durch das Verbrechen afficirte 
Rechts-Object mit demjenigen Gegenſtande zuſammen, an welchem 
das Verbrechen that ſächlich begangen wird, oder find dieß zwei ver- 
fhiedene Momente? ””) 


*) Die legteren Fragen find 3. B. fehr erheblich rüdfichtlich des 
Unterfchieded, ob dad Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit des dritten 
Falles (5. 81), oder des Aufſtandes oder Aufruhres ($$. 68 und 73) vor- 
handen fei, ebenfo bei den in den $$. 76, 78 und 83 bezeichneten Verbrechen, 
bei dem Gefelfchafts » Diebftahle ($. 174 Fit. b) u. m. a. 

*) Regelmäßig ift der Gegenftand, an dem die verbrecherifche Hand: 
lung thatſächlich verübt wird, auch das dadurch verlegte Rechtsobject 
des Verbrechens; allein es ift dieß nicht immer der Fall. So ift z. 2. 
bei den Staats» Berbrehen begriffsnothwendig die verlegte Rechtöbeziehung oder 
dad Rechts-Object, ein Recht ded Staates, während die dad Verbrechen 
bildende verbrecherifche Handlung häufig, wie z. B. bei Aufftand und bei mehreren 
Fällen der öffentlichen Gewaltthätigkeit, zumächft thatfächlich an einem einzelnen 
Menfhen begangen wird. Bon diefer Unterfheidung zwifchen dem thatſäch— 
lihen Gegenftande, woran die verbredherifche Handlung begangen 
wird, und dem dadurch zumächft afficirten Rechtsobjecte hängt bei mehreren 
Verbrechen die Entſcheidung fo mancher Gorollar» Fragen ab. So ift es z. B. 
bei der Erklärung des 8. 96 praßtifch wichtig, hervorzuheben, daß das Verbrechen 
der Entführung einer verheiratheten Frau auch dann, wenn fie mit ihrer 
Einwilligung, allein mit Anwendung von Gewalt oder Rift gegen deren Gatten 
entführt wird, zwar noch immerhin an der Frau begangen werde, und daß daher 
diefe Frau allerdings der thatfähliche Gegenftand der Entführung ift, dag 
jedoh in diefem Falle keineswegs ihr, fondern vielmehr ihres Gatten Recht 
und, infoferne dad Gefeg die Entführung unter die Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit eingereiht hat, die Autorität der Staatsgewalt dad Rechts— 
Dbject dieſes Verbrechens bildet, weil fi hieraus die Folgerung ergibt, daß 
bie zu ihrer eigenen Entführung mitwirfende Gattin fih allerdings mit» 
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Worin befteht die von dem Gefeße zum Dafein des beftimmten 
Verbrechens geforderte verbreherifhe Handlungsweife, d. i. der 
fogenannte objective Thatbeftand des Verbrechens? — Kordert das Ge- 
feß hierzu eine einzige, oder mehrere Thathandlungen, und bis zu welchem 
Stadium müffen diefelben in beiden Fällen vorgefhritten fein, damit das 
Verbrehen im. Sinne des Geſetzes als vollbracht angefehen 
werden könne (vergl. indbefondere Seite 295— 297). Begnügt fich alfo 
etwa die gefeßliche Begriffsbeftimmung des concreten Verbrechens zum 
vollftändigen Verbrehen mit einer bloßen Berfuhshandlung, wobei 
ſelbſt nicht einmal das von dem Thäter angeftrebte Factum, gefchweige 
der daraus gewöhnlich herworgehende, oder beabfichtigte Enderfolg einge- 
treten zu fein braucht; oder fordert e& hierzu wenigftens eine gewiſſe 
vollendete Thatfahe, wenn gleich der beabfidhtigte Enderfolg 
noch nicht eingetreten ift; oder bedingt es endlich zu feiner Volftändigkeit 
fogar dus wirklihe Eingetroffenfein diefes, oder irgend eines anderen 
beftimmten, wenn gleich nicht unmittelbar beabfichtigten Enderfolges der 
Handlung? — Bann ift alfo im Sinne des Geſetzes diefes be- 
flimmte Verbrechen als vollbracht, und warn nur ald verfucht anzufehen: 
oder ift etwa bei demfelben ein ftrafbarer Verſuch gar nicht denkbar (vergl. 
Seite 351—355)? — 


IV, 


Worin befteht der von dem Geſetze zu dem einzelnen Verbrechen 
geforderte Vorſatz? Begnügt es ſich dießfalls mit der allgemeinen, 
ſchon im $. 1 enthaltenen Vorſchrift, daß der Wille des Thäters nur 
überhaupt auf diejenigen Thatmomente gerichtet war, welche den ob- 
jectiven Thatbeftand des Verbrechens ausmachen, oder fordert es etwa 
noch eine weitere Endahficht Hierzu (vergl. Seite 142); oder hat «8 
vielleicht — im diametralen Gegenfaße hiervon — rüdfihlih einzelner 
Beftandtheile oder Merkmale der verbrecherifhen That, als theilweife 


ſchuldig diefed Verbrechens, nemlih mitfhuldig der Verletzung der Rechte 
ihres Gatten, und der Eigenmäcdhtigfeit gegenüber der Staatdautorität 
made. — In ähnlicher Weife ift es nicht ohne Folgen, daß bei dem Betruge 
($-. 197) häufig eine von demjenigen, an welchem oder gegen welchen als 
Gegenftand der That bie Täufchung begangen wurbe, verſchiedene (dritte) 
Perfon, diejenige nemlich, welche dadurch an ihren Rechten Schaden leiden foll, 
das eigentliche Rechtsobject der ftrafbaren Handlung ift u. ſ. f. u. ſ. f. 
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Ausnahme von der Regel des 8. 1, den Vorſatz gar nicht gefordert, fon: 
dern fih mit der bloßen Fahrläffigkeit (Culpa) begmügt (vergl. Geite 
153—158)? — 


V. 


Welche iſt die von dem Geſetze für dieſes Verbrechen verhängte 
Strafe? Hat das Geſetz dafür nur Einen, oder mehrere Strafſätze 
feftgefebt? Bon welchen Erſchwerungs- und Milderungs - Umftänden 
hängt die Anwendbarkeit des einen oder anderen diefer mehreren Straf: 
füge ab? Hat das Gefeh für die Bemeffung der Strafe wegen diefes Ber: 
brechens außer den allgemeinen etwa auch noch befondere Erſchwerungs— 
und Milderungs =» Umftände, und mit welcher Wirkung zur Beachtung vor: 
gefchrieben? — — 

Nah Maßgabe diefes Fragen» Syftemd mögen num die einzelnen 
Berbrechen beleuchtet, und die Beftimmungen unſeres pofitiven Gefches 
darüber erflärt werden! — 


Siebentes Haupfftüc. 


Bon den Berbredhen des Hochverrathes, der Beleidigung 
der Majeftät und der Mitglieder des faiferlihen Haufes, 
und der Störung der öffentlichen Ruhe. 

— des VII Hauptſtücks des früheren Geſetzes: „Von dem — und 
ndern die öffentliche Ruhe ftörenden Handlungen.‘ 

Die Beränderung, welche das dermalige Gefeß an der Ueber: 
ſchrift diefes Hauptftücdes im Berhältniffe zum früheren Geſetze vor: 
genommen hat, zeigt und ſchon an, daß ed auch die darunter enthaltenen 
Verbrechen aus einem richtigeren Gefichtspunfte aufgefaßt habe. Das 
neue Geſetz zählt nemlich diefe Verbrechen mit den ihnen vom Geſetze 
beigelegten fpeciell eigenthümlichen Benennungen nunmehr auch in der . 
Meberfchrift dieſes Hauptftüces einzeln auf, und Hält fofort dreierlei, 
von einander auch im ihrer Wefenheit fehr vwerfihiedene, Verbrechen 
deutlich auseinander. Es unterfcheidet hiernach 

1. das Verbrechen des Hochverrathes (88. 58— 62); 

2. die Berbrechen der Majeftätd- Beleidigung und der Beleidi- 
gungen der Mitglieder des aiferlichen Haufes ($$. 63 und 64); 

3. das Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe ($$- 65 
und 66). — 
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Diefe Sonderung fteht auch im vollen Einklang mit der im $. 57 
(Zahlen 1—3) gegebenen Charakteriftit, wornad die eben aufgezählten 
drei Verbrechen ald eben fo viele „verfhiedene Gattungen“ von 
Verbrehen anzufehen find. Das frühere Gefeß hingegen hat, wie 
die oben angeführte Capitel-Ueberſchrift deffelben zeigt, die in diefem 
Hauptflüde aufgezählten Berbrehen als „Hochverrath und andere, 
die öffentlihe Ruhe ftörende Handlungen * bezeichnet, und hat eben 
dadurch, daß es diefe Verbrechen ſchlechtweg „als öffentlihe Ruhe— 
ſtörungen“ charakteriſirt, vorerſt ſchon einen am ſich (theoretiſch) un- 
richtigen Geſichtspunkt aufgeſtellt, indem mehrere der darunter begriffenen 
Handlungen, z. B. die Verletzung der ſchuldigen Ehrfurcht gegen den 
Kaiſer durch perſönliche Beleidigung oder Läſterung ($. 63 des neuen, 
und $. 58 des alten Gefeßes), ja häufig felbft hochverrätheriſche Angriffe 
gegen deſſen Perſon ($. 58 lit. a des neuen und $. 52 lit. a des alten 
Geſetzes) keineswegs nothwendig „Störungen, ja nicht einmal immer 
Gefährdungen der öffentlichen Ruhe“ find, diefen (leßteren) Zwed 
überdieß oft gar nicht beabfichtigen, fo daß alfo auch die Störung 
der öffentlihen Ruhe hierbei in feiner Weife im Vorſatze des Thäters 
gelegen war (vergl. $. 1). Derlei Handlungen tragen daher den von 
dem Gefeße felbft ihnen beigelegten Charakter in vielen Fällen weder 
objectiv noch fubjectiv an fi, fondern erzeugen fogar häufig durch 
die ungeheuere Indignation und den tiefen fittlichen Abfcheu, welche fie in 
der Bruft jedes Beſſeren hervorrufen, in ihren mittelbaren Nachwirkungen 
das gerade Gegentheil, nemlich eine um fo innigere Anhänglichkeit und 
Hingebung an die Perfon des verläfterten oder angegriffenen Landes— 
fürften, eine felbft in dem Gefühle der Staatdangehörigen um fo 
tiefere Berfeftigung der öffentlihen Ruhe, eine um fo fräftigere 
Erſtarkung der rechtlichen Ordnung. — — Allein ganz abgefehen von 
diefen theoretifchen Bedenken war die gefeßliche Bezeichnung diefer Ver: 
brehen als „Handlungen, weldhe die öffentlihe Ruhe ftören,“ 
auch praktifh höchſt bedenklich, da man aus ihr ebenfo wichtige. 
als gefährliche Folgerungen abzuleiten Anlaß fand. — 

Man deutete nemlih aus diefen Worten der Ueberfchrift des 
früheren VI. Hauptftüdes eine foldhe Auslegung aller einzelnen darunter 
begriffenen Gefegesftellen heraus, welche gewiß nicht in der urfprüng- 
lichen Abficht des Gefepgebers gelegen war, die aber in der von dem 
Geſetze felbft aufgeftellten (doctrinären) Charakteriftit einen um fo 
fefteren Anhaltspunkt zu finden glaubte, ald ja auch das frühere Ge— 
fe (Art. VI des K. M. P) die unverlegliche Richtſchnur vorgejchrieben 
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hatte: „daß nur dasjenige als Verbrechen behandelt werden dürfe, was 
in diefem Geſetze ausdrücklich (seil. mit deutfichem Worte — vergl. 
Seite 97— 111) als ſolches erflärt iſt.“ — Kann es da noch Wunder 
nehmen, wenn fih nach und nad die Anficht Bahn gebrochen, und im 
Laufe von fünf Jahrzehenden beinahe zur allgemeinen Praris er- 
hoben hat,) daß zu den in den 88. 57 und 58 des alten ($$. 65 und 
63 des neuen) Gefeßes bezeichneten Verbrechen, und daß insbefondere zu 
den im $. 58 des alten Geſetzes höchſt unpaffend noch insbefondere ald 
„Berbrechen der Störung der innerlihen Ruhe des Staates“ bezeichneten 
Läfterungen auf die Perfon des Landesfürften, um fie ald Verbrechen 
erklären zu können, ein ſolcher objectiver und fubjectiver Thatbeftand er: 
forderlih fei, wodurch vermöge der Befchaffenheit der frevelhaften 
Heußerungen an und für fih, vermöge der Eigenfdhaft der- 
jenigen PBerfonen, zu oder vor welden fie gefhahen, 
und vermöge der Subjectivität des Thäters, ald gewiß angenommen 
werden muß, daß daraus fubjectiv unvertennbar, und zugleich 
objectiv in den Zuhörern eine Abneigung gegen die Perfon 
des Landesfürften entftehen Fonnte, und dag alfo die Läfterung 
zugleich die Natur einer wenigftend drohenden „Störung der öffent: 
lihen Ruhe“ an fi habe, fowie daß dieß Alles erweisiih aud 
fubjectiv von dem Thäter beabfichtiget gewefen fein müfle! — Habe 
ja doch der höchſte Gefehgeber felbft diefe Merkmale ausdrüdlih und 
wiederholt vorgeſchrieben, indem er in der Ueberfchrift zum VI. Haupt: 
ftüde, in der (den $$. 57 und 58 des alten Geſetzes gemeinfchaft- 
lihen) Randgloffe, und im Terte des $. 58 deffelben („unter 
dieſes Verbrechen“, scil. „der Störung der öffentlihen 
Ruhe des Staates, werden auch Läjterungen auf die Perſon 
des Landesfürften gerechnet“) forderte, daß derlei Läfterungen, um 
ald Berbrehen behandelt werden zu können, den Charakter „einer 
die öffentlihe Ruhe ftörenden Handlung“ an fi tragen 
-müffe!!*) — 


*) Erft in der neueften Zeit haben die Erfenntniffe des Gaffationähofes die 
obige Auslegung des $. 58 des früheren Geſetzes freilich auch nur theilweife, 
fo weit nemlich die der Entfcheidung dieſes hohen Gerichtähofes vorgelegenen 
Fälle eben einen Anlaß hierzu boten, als irrig erflärt. Es wurde nemlich in den 
Entjheidungsgründen des Caſſations-Erkenntniſſes vom 21. Mai 1852, 3.4808 
(Gerichtözeitung, Nr. 103) ausgefprochen: „daß in derlei öffentlichen Läſterungen 
(objectiv) das im oftgenannten 8. 58 bezeichnete Verbrechen auch dann gelegen 
fet, wenn damit (nur überhaupt) die Gefahr verbunden tft, daß aus den- 
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Es bedarf Feiner Auseinanderfeßung, daß nah diefer Juter— 
pretation die frevelhafteften Läfterungen auf die Berfon des Landes: 


felben unverkennbare Abneigung entflehen kann, und daß baher jede grobe 
Beihimpfung dahin gehöre, welche dad Anſehen des befchimpften Landes: 
fürften in den Augen der Anwefenden herabwürdige (!), bie dem— 
ſelben ſchuldige Ehrfurcht verlege, Mißachtung erzeuge, und dadurch leicht 
zur Abneigung führe” — — daß ferner (in Anfehung des fubjectiven 
Thatbeftandes diefed Berbrehend) „zu diefem Berbrechen die Abficht, Ab- 
neigung gegen den Landesfürſten zu verbreiten, nah dem Ge- 
fege nicht erforderlich fei, fondern hierzu nur bie, in der willführlichen 
Handlung einer folhen Läfterung felbit gelegene Abficht erforderlich fei, gegen 
den Randesfürften die erwähnte Läfterung vorzubringen.” — — — 

Sn dem Erkenntniffe des Caſſationshofes vom 29. Juli 1852, 3. 7628 
(Gerihtögeitung, Nr. 123) wurde von demfelben anerfannt: „daß folche öffent: 
lich vorgebracdhte Heußerungen, weldhe ihrem Inhalte nah rohe Schimpf- 
worte über den Landesfürften enthalten, allerdings die objectiven Merk: 
male des im $. 58 bezeichneten Verbrechens in fich ſchließen, da fie als 
geeignet erkannt werden müffen, Verachtung und Nbneigung gegen ben 
Landesfürften zu erregen, indem hierdurch der moralifche Werth und dad An- 
fehen deffelber, und fomit das nothwendige Bertrauen der Unterthanen (über- 
baupt? — alſo nicht blod der Zuhörer einer folchen Läfterung!) in die Kraft 
und den Willen ded Monarchen gefhmwächt werden muß — — daß zwar aud 
bei dieſem Verbrechen die böfe Abfiht erforderlich fei, durch die vorge: 
brachten Läfterungen Abneigung gegen den Landesfürfterr zu erwecken, und daß 
demnach der Gaffationshof die von dem (in erfter Inftanz erfennenden) San: 
deögerichte ausgeſprochene Anficht, daß der Läfterer felbft daun, wenn der eben- 
gedachte böfe Borfag nicht erwiefen wäre, dennoch des gedachten Verbrechens 
fhuldig erfannt werden könne, nicht theilen könne (vergl. dagegen die vor: 
fiehende frühere Entfheidung des Gaffationdhofed vom 21. Mai 1852): 
„baß aber dieſe Abfiht klar in dem Ausftoßen folder Läſte— 
rungen an öffentlihen Orten liege, und nah $. 1 ded Ge- 
feged ald erwiefen angenommen werben müffe, weil diefes 
Hebel, nemlih die Abneigung gegen die Perfon ded Landes— 
fürften, hieraus leicht erfolgen fann, und weil daher von Seite bed 
Käfterers Alles gefhehen tft, was den Eintritt diefes Mebeld mit ame vor⸗ 
aus ſehen laͤßt.“ — — 

In gleicher Weiſe hat dieſer hohe Gerichtshof auch neueſtens mit Er- 
fenntniß vom 19. Mai 4853, 3. 4685 ausgeſprochen: „daß öffentlich oder in 
Geſellſchaft vorgebrachte Läfterungen allerdings das im $. 58 bezeichnete Ver- 
brechen bilden, weldhe dem Randesfürften Eigenfchaften beilegen, die, wenn er 
fie befäße, ihm die Verehrung feiner Unterthanen entziehen, ihn zum Gegen- 
ftande der Abneigung derſelben (alfo wieder der Untertanen überhaupt? 
d. h. nicht blos der zufällig bei der Läfterung anwefenden Zuhörer!) machen, 
daher allerdings die im $. 58 zum Verbrechen geforderten Folgen haben 


Hochverrath. 
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fürſten, wenn ſie z. B. vor durchaus loyalen Perſonen vorgebracht werden, 
in denen vermöge ihrer ehrenhaften Geſinnung und unerſchuͤtterlichen Ans 
hänglichkeit an den angeftammten Herrfher aus derlei Läfterungen nim— 
mermehr eine Abneigung gegen deſſen Perfon, fondern nur tiefe Ent- 
rüftung gegen den Läfterer entftehen kann — ftraflos bleiben, und daß 
demnach der Monarh im monarchiſchen Staate (!) gegen Schmähun: 
gen weniger gefhüßt fein würde, als jeder andere Staatsangehörige 
(vergl. 88. 237 und 241 des Il. Theild des alten, und 88. 491 und 
496 des neuen Geſetzes)! — Es leuchtet aber zugleich ein, daß von 
unferer Gefebgebung das zunächſt in der gänzlich mißlungenen Terti- 
rung des früheren Gefeßed gelegene Uebel erfannt, und an der 
Wurzel erfaßt worden ift; und daß das neue Geſetz dadurch, daß 
e8 die zu ſolchen Mipdeutungen Anlaß gebende Ueberfchrift des 
VI Hauptſtückes abänderte, und zugleich derjenigen Gefepesftelle ($. 63), 
welche an die Stelle des früheren, ebenfo vag als unpaffend tertirten 
$. 58 getreten ift, eine beftimmtere Faſſung, fowie den dießfälligen Ver: 
brechen felbft einen paffenderen Namen gab, all’ diefen bedenklichen Ge- 
ſetzes-Auslegungen wenigftend für die Zukunft ein Ziel gefeßt, und diefe 
Berbrechen auf ihre eigentlihe Natur zurückgeführt hat. — 

Was nun das erfte der im diefem Hauptftüce aufgenommenen 
und von einander in ihrer Gattung verfchiedenen Verbrechen, nemlich 
das „BVerbrehen des Hochverrathes“ betrifft, fo find die Normen 
darüber in den 88. 58—62, und zwar vorerft die Begriffsbeftim- 
mung des Hochverrathes in dem $. 58 enthalten. — 


$. 58. ($. 52.) 


Das Berbrechen des Hochverrathes begeht: wer etwas 
unternimmt, 

a) wodurch die Perfon des Kaifers an Körper, Gefundheit 
oder Freiheit verlegt oder gefährdet, oder eine Verhiu— 
derung der Ausübung ſeiner Regierungsrechte bewirkt 
werden ſoll; — oder 


könnten. — Da ferner derlei Läſterungen die eben angegebene Wirkung 


leicht, ja gewöhnlich (vergl. $. 1) bei jenen hervorbringen, die ben» 
felben Glauben ſchenken, fo fann diefed dem Läfterer nicht unbekannt 
fein; ed muß daher angenommen werden, daß er diefe Wirkung 
beabjichtiget, mit böfem VBorfape gehandelt babe.“ — — 
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b) was auf eine gewaltfame Veränderung der Regierungs: 
form; — oder 

ec) auf die Losreißung eines Theiles von dem einheitlichen 
Staatsverbande oder Länderumfange des Kaiferthums 
Defterreich, oder auf Herbeiführung oder Vergrößerung 
einer Gefahr für den Staat von Außen, oder einer Em: 
pörung oder eines Bürgerfrieges im Innern angelegt 
wäre; — es gefchähe folches öffentlich oder im VBerborgenen, 
von einzelnen Perfonen oder in Berbindungen, durch 
Anfpinnung, Aufforderung, Aneiferung, Verleitung durch 
Wort, Schrift, Druckwerke oder bildlihe Darftellung, 
Rath oder eigene That, mit oder ohne Ergreifung der 
Waffen durch mitgetheilte zu ſolchen Zweden leitende 
Geheimniffe oder Anfchläge, durch Aufwienlung, An: 
werbung, Ausfpähung, Unterftügung oder durd) was fonit 
immer für eine dahin abzielende Handlung, wenn die: 
felbe auch ohne Erfolg geblieben wäre. — 


Wenn die vorftehend erwähnten Handlungen gegen die 
Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Verfaffung 
des deutfchen Bundes gerichtet werden, fo find fie ebenfalls 
als Hochverrath zu beurtheilen und zu beftrafen. 


8. 52. 


Das Verbrechen des Hochverrathes begeht : 

Der die verfönlidhe Sicherheit des Dberhaupts des Staates verlepet. 
Der etwas unternimmt, was auf eine gewaltſame Beränderung der Staatéver— 
fafiung, auf Zuziehung oder Vergrößerung einer Gefahr von Außen gegen den 
Staat angelegt wäre, es geichehe öffentlich , oder im Verborgenen, von einzelnen Per 
fonen, oder in Verbindungen, durch Anipinnung, Math, oder eigene That, mit oder 
ohne Ergreifung der Waffen, durch mitgetbeilte, zu ſolchem Bwede leitende Geheimniſſe 
oder Anschläge, dur Aufwieglung, Anmwerbung, Ausirähung, Unterftügung , oder durch 
was jonit immer für eine dahin abzielende Handlung. 


($. 23 des prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849, Nr. 161 des R. ©. BI.) 
Wer durch Drudjcriften Andere zu Handlungen auffordert, aneifert, oder zu verleiten 
ſucht, durch welche 

a) die gewaltſame Losreißung eines Theiles von dem einheitlichen Staatsverbande oder 
Laänderumfange des Kaiſerthums Deſterreichs bewirkt, eine Gefahr für Den Staat von 
Außen ber, Empörung oder Bürgerfrieg im Innern berbeigeführt oder vergrößert ; 

b) eine gewaltfame Umänderung der Reichs- oder Landesverfaffungen ; 

c) eine gewaltfame Verletzung oder gefährliche Bedrohung der erfon des Staats ⸗Ober⸗ 
banptes an Körper, Geſundheit oder Freibeit, oder eine gemwaltthätige Verhinderung der 
Ausübung feiner Regierungsrechte bewirkt, oder . 

d) der allgemeine öfterreihifche Neichötag oder die Landtage der einzelnen Kronländer in 
ihrem Bufammenbange , Beftande oder in ihrer Wirffamfeit gewaltthätig geftört oder 
behindert werden follen, wird mit ſchwerem SKerfer von zwei bis zehn Jahren beftraft. 
Bei periodifhen Druckſchriften ift überdieß auf den Verfall der Caution ſelbſt bis zum 

vollen Betrage derfelben zu erfennen. 


So viele und vielfältige Phaſen auch immerhin die vechtsgefchicht- 
liche Entwiclung des Majeſtäts-Verbrechens von feiner urfprüng- 


lihen Geftaltung und mannigfahen fpäteren Um- und Husbildung im 
Hye, Gommentar. 43 


» 
— 


Hochverrath. 
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vömifhen Rechte angefangen, *) — fortgehend durch das canonifche Recht 
und die goldene Bulle (Carl's IV.**), — fi) mannigfach modificirend im 
altgermanifchen Rechte bis zur C. C. C.,***) und theilweife ſich wieder anders 


*) Wenn auch der Umfang, den die Perduellio im römifchen Rechte 
unter der Königeregierung hatte, noch immer nicht ganz genau feftgeftellt ift, fo 
ift doch fo viel gewiß, daß fie fehr viele, nach heutiger Vorftellung in feiner 
MWeife unter den Begriff des Hochverraths fallende Handlungen, nemlih eine 
Reihe von ſchweren Verbrechen einfchloß, durd welche fi der Thäter als ein 
Feind (Perduellis, d. i. den inneren Feind des Staates im Gegenfage 
des äußeren Feinded — hostis — oder aud beides zufammen bedeutend) 
des römifhen Staated zeigte. Späterbin ging dieſe Perduellio in dem 
Crimen majestatis und den verfihiedenen leges majestatis auf, welches 
Verbrechen unter der Republik alle abſichtlichen laesiones majestlatis 
publicae „adversus populum Romanum, vel securitatem ejus“ umfaßte, 
und unter der Kaifer-Regierung nah Maßgabe der berühmten lex Julia (von 
Cäſar, oder Auguftus, oder vielleicht von beiden) alle jene Perſonen aufnabm, 
„qui dolo malo contra imperatorem, vel rempublicam ali- 
quid moliuntur“ und in diefer Geftalt auch in die Yuftinianeifchen 
Sammlungen überging. — Hierbei ward alfo Hohverratb im heutigen 
Sinne ded Wortes von dem Verbrechen der Majeftätd- (Ehren-) Beleidigung in 
der modernen Auffaffung diefes Ausdrudes (ſieh' auch unten den $. 63 unfered 
gegenwärtigen vaterländifchen Geſetzes) nicht gefchieden. — 

) Dem canonifchen Rechte war es vorbehalten, aus den vielen leges 
majestatis der Juftinianeifchen Sammlung gerade diejenige herüber zu nehmen, 
deren Inhalt der traurigfte Ueberreft jener wechfelnden Gefepgebung ift, nem: 
li die denfwürdige Berordnung ded Kaiferd Arcadiud, welde einerfeitd 
fogar einen Angriff auf das Leben eines Minifterd, Senators u. dgl. (nam 
et ipsi pars corporis nostri — scil. Imperatoris — sunt!) ald das Majeftätd- 
Verbrechen ftempelte, und and’rerfeitd auch die (für fich fhuldlofen) Kinder 
jedes Hocverrätherd mit Infamie, Erbunfähigkeit u. f. f. ftrafte (Const. 5. 
Cod. ad leg. Jul. Majest, (IX. 8); — ce. 22, Caus. 6. qu. 1; — Dist. 1, 
cap. 9 de poenil.; — cap. 5 de poenis in 6to, und vergl. endlich die An- 
merfung * auf Seite 440—443 dieſes Werkes)! — Diefelbe terroriftiidhe 
Beftimmung war aber auch in die guldene Bulle (von 1356) cap. XXIV 
übergegangen. — 

, Im germanifhen Rechte wurde diefed Verbrechen zunädft aus 
dem Standpunkte der Zreulofigkeit (Infidelitas) oder des Treubrudes, und 
zwar in früheren Zeiten als Berratb an Land und Volk, oder an dem Ge: 
meinwefen, fpäterhin aber ald Verlegung der dem Herrn, Lehens-, Dienft-, 
Schutz⸗Herrn, Heerführer, König u. f. f. fehuldigen Treue, Ergebenheit und 
Ehrerbietung aufgefaßt, und daher zunähft ald Berrätberei bejtraft, fo 
z. B. in der lex Ripuar. (tit. 69), Alamann, (tit. 24), Saxon. (kit. 3, 
$$. 1 und 2), Capit. Paderb. (ec. 11); — im Sahfenfpiegel (I. 40 und 
11. 13) und im Schwabenfpiegel (cap. 17), und felbft noch in der pein- 
lihen Gerihtsordnung Carl's V. von 1532 (C. C. C.) Art. 124, indem die 
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geftaltend in den älteren Particular⸗Geſetzen der einzelnen öſterreichiſchen 
Erbländer“) — — durchlaufen hatte: jo prägt fi doch allenthalben ſchon 


felbe ebenfalls „die boshaftige DVerrätherei, fo ein Land, Stadt, feinen 
eigenen Herrn x. beträfe, mit dem Tode beftraft, und nur im Borbeigehen 
in dem befannten General-Supplementar-Artifel 218 auch „des Rafterd der 
beleidigten Majeftät* Erwähnung thut; — troß dem, daß ihre beiden 
Borläufer, nemlich jowohl die Bambergensis als die Brandenbur- 
gensis in ihren Art. 132 und 135 ausdrüdlich von dem Verbrechen fprechen: 
„fo einer Röm. Kayſerl. oder Königl. Majeftät leftert, verbindtnuß oder eyni- 
gung wider diefelben Majeftät dermaßen mahet, daß er damit zu latein 
genannt Crimen lese majestalis gethan hat” und diejenigen ald 
ftrafbar erffärt: „fo boßhafftiger weyß ftete, Schloß oder Bevefligung über: 
geben oder wider guten glauben und ir Pflicht von jren herren zu den 
Feinden ziben.” — — 

*) Das öfterreihifhe Particular Strafrecht hat auch hinfichtlich des in 
Frage ftehenden Momentes, wie bei fo vielen anderen Beziehungen, wenigſtens 
zum Theile, feine felbfitändige und von der Fortbildung des gemeinen 
deutfchen Rechtes abweichende Entwidlung genommen, zumal feit ed fih aus 
dem Statutar- und Städte-Rechte einzelner Orte und Gorporationen zu einem 
eigentlichen Geſetzes⸗Rechte ganzer Provinzen geftalter hatte — Wenn 
man nun bei diefem lepteren Stadium, d. i. mit dem Anfang ded fe: 
zehnten Jahrhunderts anfnüpft, fo überzeugt man fich bald, daß man in 
den Geſetzen der öfterreichifchen Länder bald zu einer richtigen Auffaffung des 
Weſens des Hocverrathed und feines Unterfchiedes von der Majeftätd-Beleibi- 
gung gelangte. — 

a) Die Marimilianifhe Landgerichts » Ordnung für Defterreih unter 
der Ennd vom 21. Auguft 1514 (fieh’ die Ausgabe derjelben von Hye in der 
öfterreichifchen Zeitfhrift für Nechtögelehrfamkeit, Jahrgang 1844, I. Band, 
Seite 353 u. fag.) hat dreierlei Beftimmungen hierüber. 8. 31: „Wer feinen 
Herrn in den Tod gibt, oder ym heymlich oder offentlih wid gethane ande- 
pfliht ſchedlich untrew thuet;“ — $. 32: „wer wider fein herrfhaft, obrifait 
und Landtfridn verretterey gneubt oder getriben bat“ und $. 36: „Wer bed 
Landsfurſten oder feiner furſtlichen gnadu obrigfhait glaidt: oder angelobten 
Frid frevenlih bricht“ — — 

b) Die nemlihen Beftimmungen finden fih auh in der 2. ©. O. 
für Krain von 1535 (in den Abjägen 2 und 6 der Aufzählung der einzelnen 
Malefiz- Händel, jedoch fhon mit dem Beifake: „oder wer wider ihr verorbent 
Obrigkeiten und Borgeher Auffruhr zu bewegen fich unterfiehet.” — 

c) Die fteiermärf. 8. ©. DO. von 1574 hatte in ihren Art. 89 des 
erften Theils nur wörtlich den Art. 124 der Carolina herübergenommen; 
während 

d) und e) die Ferdinandea für Defterreih unter der Ennd von 
1656 im Art. 61 und die Leopoldina für Defterreih ob der Enns von 1675 
(Art. III des IN. Theild) bereits „ven dem Laſter ber beleidigten 
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in diefen älteren Rechtsanſchauungen, und nicht erſt jeßt, der in den neueren 
Strafgefeßbüchern des heutigen Europa’s übereinftimmend feitgehaltene 


Majeftät, Landes-Verrätherey, Rebellionen, [hädlihen Con— 
fpirationen, Landöfrieden- und Geleit-Bruch“ ſprechen. — 


Um vieled weiter griff 


f) die Theresiana (bon 1768), obgleich fie hierbei unverkennbar 
von römifhen Rechts-Anſichten beherriht war. Sie erflärt im Art. 61, 
8.1: „daß das abſcheuliche Laſter der beleidigt-weltlihen Majeftät und 
Randesverrätherei begangen werde, und zwar im erft- und höchften 
Grad, wenn ein Unfriger Unterthan, oder Landesinſaß fih höchſt vermeſſentlich 
beigehen ließe, unmittelbar wider Und, oder den gemeinen Staat 
mit gefährlich und feindlihem Gemütb etwas zu unternehmen: ed be- 
ſchehe fodann öffentlih oder heimlich, mit Rath oder That, mit oder ohne Er— 
greifung der Waffen, von einer oder mehreren Perfonen, durch Aufruhr, 
Zufammenfhwörung, Berrätberei, Entdeckung der Staatsge— 
heimmiffe, oder durch Verbindung mit den Feinden, deren Be: 
förder- und Hilfeleiftung, Hinübertretung zu denfelben, oder durch was immer 
für eine Mifhandlung, fo gerade und unmittelbar auf die Lan— 
desherrfhaft, oder deren fürftlihes Haus, auf den gefammten 
Staat, oder einigen Theil deffelben gerihtet wäre.“ — Der $. 2 diefes 
Artikels unterfhied dann noch einen zweiten oder minderen Grad dieſes 
Laſters, wenn nemlich die Mißhandlung zwar nicht gerade und unmittel: 
bar auf die Verlegung der Landedherrfhaft und des Staates 
abgefehen ift, jedoh mittelbar und in der Folge zu Verachtung und 
Abbrud der fandesfürftlichen Hoheit und zur Verwirrung des Staates gereichet, 
ald da: eine thätige Vergreifung an den Miniftern, Läfterung der Hof- und 
Landeöftellen, ſchwere Beleidigung landesfürftlicher Räthe oder Commiſſarien 
in ihrer Amtöverrihtung, Amtsmißbrauch von Seite öffentliher Beamten, An: 
maßung landeäherrlicher Hobeiten oder Borrehte u. f. fe — Um ferner dieſes 
Berbrechen von Aufrubren und Tumulten, d. i. von Auflauff und Zufammen- 
rottirung mehrerer Perfonen, um der Obrigkeit Widerftand zu Teiften, zu 
unterfheiden, hatte überdieß der Art. 62 im $. 1 beigefügt: „daß ein Auf: 
ftand oder Empörung, fo unmittelbar auf die Landesherrſchaft 
oder den Staat anzielet, zu dem Laſter der beleidigten Majeftät 
gehöre” — 

Das bunte Chaos der hier unter Ein Verbrechen zufammengewürfelten 
Handlungen firebte zuerft 


g) dad Zofephinifhe St. G. B. von 1787 zu fihten, indem es in den 
88. 41 und 43 ald „Berbrechen der beleidigten Majeftät nur das gewaltfame 
Handanlegen, oder fih Vergreifen an der Perfon des rehtmäßigen (!) 
Landesfürften“, fo wie diejenige Handlung erklärt, wornah „Jemand bie 
pflihtmäßige Ehrerbietung gegen den Landesfürften aus den Augen 
fegt, und in öffentlichen Reden oder Schriften denfelben anzugreifen die Ver: 
meffenheit bat;“ — während es in den $$. 45 und 48 „denjenigen, ber feind« 


[Strafgef. I. Chi. Vil. Hauptf. $. 58] 677 Von d. Verbrechen d. Hochwerrathes ze. 2.) 


und deutlich formulierte Grund» Gedanke aus, daß man unter den Ber- 
brechen wider die Majeftät des Staates oder unter dem Hochver— 
rathe, d. h. dem Berrathe wider den Etaat in höchſter Potenz (oder 
Berrath per eminentiam) nur Angriffe auf die Grundfeften oder gegen den 
Feitbeftand des Staates entweder in feinem ftaatlihen Dafein, oder in 
feiner wefentlihen Kundamental-Einrihtung, oder endlich im 
feiner Wirkſamkeit aufzufaffen habe. Hiernach gliedert ſich diefes 


felig etwas unternimmt, das mittelbar ober unmittelbar zum allgemeinen Nadj- 
theile des DVaterlandes oder Staated gereichte (!!), oder das Entdeden der 
einem Beamten in feinem Amte bekannt gewordenen Staatögeheimniffe, und 
das Ausfpähen von militärifchen Geheimniffen, um fie dem Feinde mitzutheilen, 
als Landesverrath“ bezeichnet. — 


Die Aufregung, welche die franzöfifhe Revolution von 1789 auch in 
mehreren öfterreihifhen Erbländern herbeigeführt hatte, gab der damaligen 
oberften Juftizftelle den Anlaß, in Uebereinftimmung mit der Damaligen oberften 
Adminiftrativ - Gentral» Stelle, nemlich dem „k. k. Directorium in cameralibus 
et publico-Politieis* unaufgefordert und proprio molu fhon im Jahre 
1794 einen a. u. Antiag an den Monarchen zu richten: „daß bei den der- 
maligen fritifchen Zeiten, und friegerifhen Umftänden zur Erſtickung böfer 
Gefinnungen, wie fie mehrere Imquifiten bereits geäußert haben, und die 
vieleiht noh an fehr vielen Orten der Monarchie ſich veroffenbaren könnten, 
und um dem auffeimenden Uebel aufrührifher Grundfäge noch zu rechter Zeit 
zu begegnen, dad einzige Mittel in der Schärfe der Gefege zu 
finden fein dürfte, welche Strenge in nichts Anderem, ald in der wider 
berlei öffentliche Frevler und Beleidiger des Staates und des 
Landesfürſten zu verhängenden Todesſtrafe beftchen fünne, weil es 
der Bernunft, den Umfländen, der Größe der Gefahr und felbft der landes— 
päterlihen Güte ded Monarchen angemefjfener zu fein fcheine, einige hundert 
boshafter, unbefonnener Menfchen aus dem Wege zu räumen, als die Sicher- 
heit, das Eigenthum, und den Wohlftand mehrerer hunderttaufend guter Bürger 
in offenbare Gefahr fommen zu laſſen.“ — — 


Aus diefen Anträgen entftand dad Patent vom 2. Jänner 1795, Nr. 209 
der 3. G. ©., welches fofort wörtlich in die 83. 43— 48 des weftgalizifchen 
Strafgefegbuches vom 17. Juni 1796, und aus diefem in die (oben beim Terte 
dieſes Werkes ohnehin von mir mit abgedrudten) 88. 52—57 dei St. G. 2. 
vom 3. September 1803 übernommen worden if. — Der (weiter oben nad 
dem Texte des $. 63 unfered dermaligen Gefepes mitabgedrudte) 3. 58 des 
Gefeped vom 3. September 1803 war in demfelben neu binzugefommen. 

Vebrigend mag nod erwähnt werden, daß dad a. h. Patent vom 2. Jänner 
1795 in dem Abdrude, welcher in der Sammlung der politifhen Gefepe 
und Verordnungen (Band 6, Seite 1) vorkommt, eine fehr forgfältige Moti— 
virung dem Gefeped-Terte vorausgeſchickt hatte, welche in dem in der Juftize 
gefepfammiung enthaltenen Abdrude gänzlich fehlt. — 
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Berbrechen je nad der Verfchiedenheit ded Dbjectes wefentlich in drei 
Unterarten: 

1. gegen die Eriftenz des Staates als ſolchen, d. h. gegen deifen 
innere oder Äußere Sicherheit, Selbftftändigfeit oder Gebiete- 
Integrität; — 

2. gegen deflen Berfaffung oder Inbegriff derjenigen Fundamental: 
Einrihtungen (grumdgefeglichen Beftimnumgen) des Staates, wodurch 
feftgefeßt erfeheint, welchem Subjecte die höchſte Herrfchergewalt im 
Staate zukommt, und nah welchen Modalitäten es diejelbe auszu- 
üben befugt ift (Beherrfchungs: und Regierungsform, oder auch nur 
Regierungsform genannt); — oder endlich 

3. gegen das Subject der höchften Staatsgewalt jelbft, d. i. gegen den 
Herrſcher, fei es num gegen deſſen Regierungsgewalt oder gegen 
deffen Berjon. — 

Nach diefem, wohl ſchon im innerften Weſen der Sache liegenden, 
und eben deßhalb durch das Vernunftrecht aufgezeigten, Unterſchiede 
hat num auch das öfterreichifche Strafgefeß, und zwar ſchon das frühere 
vom 3. September 1803, fo wie das vorliegende den Real Begriff des 
Berbrechend des Hochverrathes feitgeftellt, indem es hierbei nur — aus 
fhuldiger Rücdfiht für das monarchiſche Princip — die dritte Unterart, 
welche nemlich die Angriffe gegen die Perſon des Monarchen einfließen, 
den beiden übrigen vorausſchickt. — 

Diefe legtangedeutete Unterart findet nemlich ihre Normirung 


in der lit. a des vorftehenden $. 58. — 


Hiernach iſt 
J. 
Subject dieſes Verbrechens (vergl. oben die Erörterung zu I—V auf 
Seite 665 — 668 d. W.), und zwar nicht blos der erften ad a bezeichneten, 
fondern auch jeder der beiden, ad b und c folgenden, Unterarten deffelben — 
da ſich die Eingangsworte des $. 58: „wer etwas unternimmt“ auf alle drei 
Abtheilungen dieſes Paragraphes beziehen — Jedermann, der nur über: 
haupt eines Verbrechens zurehnungsfähig ift, Daher nicht blos Inländer 
im Ins und Auslande (vergl. oben Seite 513 u. fgg. die Erörterung 
zum $. 36), jondern allerdings auh Ausländer, und zwar fowohl dann, 
wenn fie dieſes Verbrechen im Inlande begehen ($. 37), ale nad dem 
Haren Wortlaute des $. 38 felbft dann, wenn fie diefes Verbrechen im 
Auslande begangen haben, und in der Folge im Gebiete des öfter- 
reichiſchen Kaiſerthums betreten werden, da doch Niemand daran zweifeln 
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wird, daß die Worte des 8. 38: „hat ein Fremder im Auslande das Ber: 
brechen des Hocwverrathes in Beziehung auf den öſterreichiſchen 
Staat ($. 38) begangen“, nicht blos auf die in den Abfagen b und c 
des $. 58 enthaltenen Unterarten des Hochverrathes, wo unmittelbar 
vom Staate im Ganzen die Rede ift, fondern allerdings auch auf die im 
Abſatze a dieſes PBaragraphes beftimmte Unterart anwendbar ift, da es 
fih hier zwar zunachft um das Oberhaupt des öſterreichiſchen 
Staates, aber eben deßhalb auch um die Spike und den weſent— 
lihften Moment des monardifchen Staates handelt, daher ein Hod- 
verrath, begangen am Staatsoberhaupte des öſterreichiſchen Staates, 
zuverläffig denn doch aud ein Hochverrath „in Beziehung auf den 
Öfterreichifhen Staat ” ifl.*) — 


) Dur die obigen Beftimmungen hat unſere vaterländifche Geſetz⸗ 
gebung zugleid die befannte Controverſe ded gemeinen Rechtes abgefchnitten: 
„ob das Verbrechen des Hochverrathes nur von eigentlichen (d. i. bleibenden 
und perfönlichen) Untertbanen des Staates, oder auch von Ausländern, 
fei ed nun während ihres zeitlichen Aufenthaltes in einem fremden Staate, 
wodurd fie gewiffermaßen zu temporären Unterthanen deffelben werden, oder 
fogar während ihred Aufenthaltes im Auslande begangen werden könne?“ — 
Wird diefe Frage aus dem Standpunkte des Vernunftrechtes beleuchtet, 
fo dürfte fie fi) ald mäßig darftellen, da ihre Bejahung nah den Grund» 
fügen der natürlichen Gerechtigkeit außer Zweifel fteht (vergl. ©. 531 u. fgg. 
diefes Werkes), indem wohl Niemand beftreiten wird, daß jeder Staat das 
Recht habe, Angriffe, welche auf feine Exiſtenz, ſtaatliche Selbſtſtändigkeit, 
Gebietd-ntegrität, Berfaffung oder gegen den Träger feiner höchften Staats- 
gewalt woher immer, alfo auch von Ausländern, und aus dem Auslande 
gerichtet werden, mit Gewalt zu unterdrüden, und wenn fie dennoch gefchehen 
find, durch Geltendmachung des ihm aus dem inmerften Weſen des Staates zu: 
ftehenden Strafrechted aud zu ahnden. — 

Nur nad gemeinem Hiftorifchen Rechte wurde die Sache bezweifelt, 
freilich zunächft aus dem rein doctrinellen Grunde, weil diejenigen, melde 
zu einem Staate nit in dem engen Pflicht- Berhältniffe eigentlicher Unter: 
thanen fichen, an demfelben auch keinen (Hoc) Berratb begehen können! — 

Es leuchtet ein, daß im Gegenfaße diefer Spigfindigkeit — Oeſterreich's 
Gefepgebung auch hierbei weniger den Namen, als vielmehr die Sache in’d 
Auge faßte. — Dabei war es aber überflüffig, im Geſetze erft noch ausdrüd« 
lich den Zufag hinzuzufügen, daß auch diefed Verbrechen dem Thäter fub- 
jectiv nicht mehr ald folches zugerechnet werden dürfe, fobald er die im $. 58 
bezeichneten Handlungen gegen einen Staat, etwa als Unterthan eines frem— 
den Staates im Auftrage feiner Staatögewalt vollzieht (vergl. oben auf 
Seite 220 und 221 die Anmerkung “), was 3. DB. bei einem zwifchen beiden 
Staaten ausgebrochenen Kriege der Fall fein würde. Hier handelt auch der 
einzelne Unterthan des fremden Staated ale Feind, und feine Handlungs 


[Strafgel. 1. Chl. Vi. Saupti. $.58.] 680 LYomd. verbrechen d. Hochverrathes ac. ꝛc) 


Aus eben diefen Worten des Geſetzes erhellt zugleih, daß das Ber: 
brechen des Hochverrathes nad öfterreihifchem Gefege nicht blos von 
einem Complotte oder einer f. g. Verſchwörung (Confpiration — 
vergl. oben Seite 255 und 256), — ſondern allerding® auch von einer ein— 
zelnen Berfon, oder zwar zufammen von mehreren Perfonen begangen 
werden könne, ohne daß diefelben jedoch zu einem Gomplotte, oder zu 
einer Berfhwörung verbindet zu fein brauchen. Dieß ftellt fih nad 
unferem pofitiven Gefeße um fo gewiffer heraus, als in der näheren 
Auseinanderfeßung der verfehiedenen Begehungs:- Modalitäten diefes 
Verbrechens, welche das Geſetz ſelbſt in der lit. ce von den Worten an: 
„es geſchähe ſolches ꝛc.“ folgen läßt, und welche gefeglihe Er- 
flärung fih nah dem Elaren Zufammenhange dieſes Para- 
graphes auf alle drei Unterarten des Hochverrathes be— 
zieht, der Gefeßgeber fogar ausdrüdlich beigefügt hat: „daß diefes 
Verbrechen ebenfowohl von einzelnen Perfonen, als in Ber: 
bindungen *) begangen werden könne." — — 


ll. 
Als (Rechts-) Object (vergl. Seite 66E d. W., Abſatz IT) dieſer 
erjten Unterart des Verbrechens des Hochverrathes erklärt das Gefeß felbit: 
1. „die Berfon des Kaifers an Körper, Gejundheit oder 
Freiheit"; und 
2. „die Ausübung feiner Regierungsredhte". 


Zu 1. — Aus den klaren Worten des Geſetzes („die Perſon des 
Kaifers“) ergibt fich zweifellos, daß in Defterreich dieſe Art des Hodver- 


weife kommt daher ausfchliegend nah dem internationalen Rechte zu 
beurtheilen. — 

Uebrigend wird wenigftend nach dem heutigen praftifchen internationalen 
Rechte die Frage wohl nur rüdfichtlich der unter litt. b und e des $. 58 ent« 
haltenen Ihätigfeiten, keineswegs aber auch in Betreff der daſelbſt unter lit. a 
bezeichneten Angriffe auf die Perfon des Negenten eines fremden Staates 
praftifh werden können, da die Völkerſitte der Jeptzeit — Gott zum 
Danke! — meuchlerifche Angriffe gegen die Regenten der befriegten oder feind- 
lichen Staaten nicht mehr ald Kriegsrecht erkennt, fondern als gemeines Ber- 
brechen — ald Meuchelmord befiraft! — — 

*) Das Gefep begnügt fih alfo felbft für jene Fälle, wo dieſes Ber 
brehen von mehreren Perfonen begangen wird, mit einer bloßen Berbin- 
dung bderjelben, worunter man jede auf Lebereinftimmung der Gefinnungen und 
auf Einheit der angewendeten Mittel zur Erreihung eines gemeinfchaftlich an- 
geftrebten Zwedes beruhende Bereinigung mehrerer Perſonen verftcht, ohne daß 
es nöthig ift, daß fie unter fih ein förmliched Complott verabredet haben. — 
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rathes nur unmittelbar an der Perfon desjenigen begangen werden 
kann, welchem in dem öſterreichiſchen Kaiſerthum nad den Grundgejegen 
deffelben die kaiferliche Gewalt als eigenes Recht bereits wirklich zus 
kommt, ohne weiteren Unterfchied, ob er diefe höchſte Staatsgewalt auch 
factiſch und in eigener Perſon ausübe oder nicht, ob er volljährig fei oder 
nicht, ob er fih im Inlande oder im Auslande aufhalte u. ſ. w., und daß 
biernah diefe Art des Verbrechens an der Gemahlin oder Witwe ded 
Kaiſers, an dem Kronprinzen, oder jonftigen präfumtiven Thronfolger, an 
dem Reichs-Regenten, Reiche - Bormunde, oder an dem vom Kaiſer ſelbſt, 
etwa während einer längeren Abwefenheit, Krankheit oder anderweitigen 
Verhinderung, beftellten Stellvertreter (Alter-Ego) des Kaifers, und auch 
fogar an der Perfon eines früheren Kaifers, der etwa dem Thron ent- 
fagt hat — da er im ftaatsrechtlichen Sinne des Wortes nicht mehr „der 
Kaifer“ ift*) — gefchweige an den übrigen erlauchten Mitgliedern des 
Kaiferhaufes, nicht begangen werden fann. — 


Allein nur „der Körper" (alfo nicht blos das Leben, fondern die Integrität 
und Unverlegtheit des Leibes im Allgemeinen und in Beziehung auf ale einzelnen sKörpertheife), 
die Gefjundheit (und zwar, da das Geſetz nicht weiter unterſcheidet, nit bloß im 


abfoluten Sinne des Wortes, d. i. derjenige Zuftand des Geiſtes und Körpers, wo alle 
Theile deffelben vollfommen unverfchrt erſcheinen und ungeftört ihre normalen Functionen 
verrichten; fondern aud der relative Zuftand des individuellen bisherigen geiftigen 
und körperlichen Wohlbefindens, inden aud die Berihlimmerung dieſes relativen ®efund- 
heits-Zuftandes, fogar eines bereits Aranfen, ald eine Berlegung feiner Gefundheit angeſehen 


werden muß), und Die Freihe it @. i. die fogenannte perfünliche oder körperliche Freiheit, nem 


lich die phyſiſche Möglichkeit, mit feiner Perfon jede beliebige örtliche Veränderung vorzunchmen,und 
überhaupt jede Urt won förperlicher Thätigfeit nur nach eigenem Belieben zu äußern, was ebenio, wie 
bei der Geſundheit, ſowohl im abſoluten, al® im relativen Sinne genommen. werden muß, indem 
man auch an einem in feiner perſönlichen Freiheit bereits theilweife Gehemmten eine noch weiters 
gebende Beſchraͤnkung derjelben, alſo eine Berlegung feiner relativen freiheit begehen kann) 


des Kaifers“ find die unter den Schuß diefes Geſetzes geftellten Güter 
feiner Berfon, daher Berlegungen oder Gefährdungen anderer Güter oder 
Rechte deffelben, wie namentlich feiner Ehre und feines Vermögens, 


) Aus eben jenem Worte des Geſetzes, nemlich aus dem Gebrauche des 
beftimmenden Geſchlechts-Artikels im Gefege („bie Perfon des Kaiferd“) 
erhellt auch ſchon, daß nah öjterreihifchen Gefege nur ein Angriff ‚auf 
die Perfon des Einen, oder beftimmten Kaiferd, nemlich des Kaiferd don 
Defterreih als Hochverrath beftraft werden könne, was poſitiv um ſo 
zweifelloſer iſt, da der $. 66 unſeres Geſetzes jeden der im 8. 58 bezeichneten 
Angriffe „gegen das Oberhaupt eines fremden Staates“ nicht mehr ald dad 
Verbrechen des Hochverrathed, fondern unter den dort angegebenen Beihrän- 
kungen, infoferne fi nemlich darin nicht ein fihwerer verpöntes Berbrechen 
(4. B. Mord, Zodtfhlag u. ſ. w.) darftellt, wielmehr ald das Berbreihen ber 
Störung der öffentlichen Ruhe erflärt, — 
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infoweit fie ohne Angriff oder Gefährdung der früher genannten Momente 
ausgeführt werden können, nicht mehr unter den Hochverrath, fündern unter 
andere Rubriken, wie z. B. unter das Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung 
($. 63) fallen. — 


Hingegen hat das Geſetz 


Zu 2. auhnoh „Die Ausübung feiner Regierungsrechte“ 
(alfo nit das Regierungsrecht als ſolches, im Beziehung anf welches die Uttentate zur gewalt« 
famen Aufhebung oder Veränderung deffelben vielmehr unter die lit. b dieſes Paragraphes fallen 
werden, fondern zunähft nur die Ausübung derfeiben von Seite des Kaiſers, d. h. die 
faetifhe Geltendmahung der dem Kaiſer zufommenden, nemlih feiner Regierungs« 


rechte oder höchſten Serrſcher » Gewalt) als Dbject des Verbrechens des Hochverrathes 
„erklärt. 
Ad II. 
Die zu diefer Unterart des Verbrechend des Hocverrathes erforder- 
lihe verbreherifhe Handlungsweife (vergl. Seite 667, Abfa 11) 


feßt das Gefeß darein, daß „der Thäter etwas unternimmt (.b. irgend 
eine Äußere Thätigfeit entweder vollftändig ausführt, oder au mur in ihrem Beginnen 


fegt), wodurd 
ad 1. die Berfon des Kaifers an Körper, Gefundheit, oder Freiheit 


verleßt (. d. wirttich beihädiget) oder auch nur gefährdet Calfo menu aud 
nur der Gefahr, d. h. der mit der nahen Ausführbarkeit verbundenen Möglichkeit einer Ber 


ſchaͤdigung ausgejegt); oder 
ad 2. eine Berhinderung P. i. Bewirtung, dag Etwas nicht gefhehe) Der 
Ausübung feiner Negierungsrechte bewirkt werden ſohl.“ — 


Aus dem legten Worte: „Toll“ ergibt fich alfo zweifellos, daß nad) 
dem dDermaligen Gefege dad Verbrechen des Hochverrathes im 
Sinne des Gefeßes (vergl. Seite 295 d. W. zu A.) nicht nur in jenen Fällen, 
wenn die dargeftellte Befhädigung, Gefahrherbeiführung oder Verhinderung 
bereitö wirklich gefchehen oder ald Erfolg eingetreten waren, fondern 
allerdings ſelbſt dann als vollbracht anzufehen fei, wenn die Ab— 
ſicht, einen diefer Erfolge herbeizuführen, au nur durch bloße Vor— 
bereitungs- Handlungen hierzu äußerlich bethätiget worden, ohne daß 
der beabſichtigte Erfolg felbit irgendwie eingetreten zu fein braudyt. — Die 
Richtigkeit diefer Interpretation wird überdieß duch die Schlußworte des 
Abſatzes e dieſes $. 58, welche fich auf alle drei Abſätze a, b und e diefes $. 
beziehen (vergl. oben auf Seite 680 den Schluß zu 1.), beftätiget, indem 
das Geſetz hier ſelbſt erklärt, daß dieſes Verbrechen in allen feinen drei 
Unterarten als begangen anzufehen fei „Durch was immer für eine dahin 


) Bergl. die noch ausführlihere Erklärung des Ausdıudes: „unters 
nehmen“ oben ouf Seite 303 d. W. zu II. 
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abzielende Handlung, wenn diefelbe auch ohne Erfolg ge- 
blieben wäre." — 

Hiernad würde alfo 

ad 1. nicht blos die wirkliche Tödtung des Kaifers, möchte nun 
diefelbe mit der Abficht, den Kaifer zu tödten, oder mit einer anderen, gegen 
den Kaifer gerichteten feindfeligen Abficht erfolgt fein (vergl. die 88. 134 
und 140); — ferner eine wirkliche körperliche, fei es ſchwere oder leichte, 
abfichtliche Befhädigung (vergl. die $$. 152 und 411), fo wie eine wirk— 
liche Beſchränkung der körperlichen Freiheit des Kaifers duch gewaltfame 
oder liftige Fortbtingung deffelben von dem felbft gewählten Aufenthalts: 
orte wider oder doch ohne deffen Willen, Perfons- Raub oder Entführung, 
Sefangenhaltung, Einſchließung in einen beftimmten Gebietötheil (Con— 
fination) oder Ort, oder in einer gewiffen Räumlichfeit, Hemmung oder 
Hinderung des vollen Gebrauches feiner perfönlihen Freiheit in was immer 
für einer Weife (vergl. die $$. 90, 93, 96 und 149); jondern au ſchon 
die bloße Bedrohung der Perfon des Kaiferd mit einem dieſer Uebel, 
geſchehe num diefelbe, um dem Kaifer dadurch zu einer Leiftung, Duldung 
oder Unterlaffung zu zwingen, oder in was immer für einer anderen End- 
abſicht (vergl. die $$. 98, 99 und 190), fo wie ferner jede andere, wenn 
nur vorfäßlich unternommene Handlung (5. 1), wobei die Abfiht des 
Handelnden dahin gerichtet war, einen der ebenerwähnten Erfolge herbei 
zuführen, das vollbracdhte Verbrechen des Hocverrathes conftatiren. — 

Daffelbe gilt aber auch von den 

unter 2. zu fubfumirenden Fällen. Hiernach würde alfo z.B. nit 
bloß diejenige abfichtliche Handlungsweife, wodurd es dem Kaifer, wenn glei) 
ohne alle Gewaltanwendung (da tm Falle der lehteren die Handlung ohnehin ſchon unter Die 
ad 1 erwähnte Verbrechens - Art fallen würde), ſondern etwa nur durch Lift unmögs 
lich gemacht werden follte, einen Souverainetät- Act, fo etwa die Sanction 
eines Gefeges, die Unterfcpreibung irgend einer Regierungs- Berfügung, 
oder die Vollziehung was immer für eines Herrſcher-Aectes auszuüben, 
oder wodurch das von dem Kaifer beabfichtigte perfönliche Erſcheinen des— 
felben an einem beftimmten Orte, um dafelbft einen Act der oberften An⸗ 
ordnungs-, Aufſichts- oder Vollzugs: Gewalt geltend zu machen, eine 
Truppen: Schau oder Mufterung vorzunehmen, wider deſſen Willen be- 
hindert würde; oder wodurd) dem Kaifer etwas Anderes zur Unterfchrift oder 
zur Vollziehung vorgelegt würde, ald was er angeordnet hatte, oder die 
zur a. h. Beftätigung oder Unterfhrift beftimmten Vorlagen, oder auch die 
bereits ausgefertigten Raiferlihen Anordnungen, Ernennungs-Acte u. dgl. 
unterfhlagen, vernichtet, verfälſcht werden würden u. ſ. f. uff, — fondern 
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allerdings aud die entferntefte Berfuhe- oder Vorbereitungs-Hand— 
lung, welche beabfichtigte, einen Diefer Erfolge herbeizuführen, felbft wenn fie 
in ihrem allererften Beginne vereitelt wurde, im Sinne der gefeglichen Begriffs— 
bejtimmung bereit3 das vollbrachte Verbrechen des Hochverrathes bilden. *) — 
Dabei bedarf e8 nach den über den 8. 5 gegebenen Erörterungen (vergl. 
insbefondere Seite 226 — 232 d. W.) faum noch einer Erwähnung, daß 
Jeder, der fich auf eine der daſelbſt bezeichneten viererlei Arten an der eben 
augeinandergefeßten verbrecheriſchen Handlungsweife betheiliget, fich des 
nemlichen Verbrechens, d. i. des Hochverrathes, als Mitfchuldiger oder 
Theilnehmer, ſchuldig made. Dabei macht es alfo in Beziehung auf 
die Frage: „ob Jemand ſich des Verbrechens des Hochverrathes über: 
haupt fhuldig gemacht habe?” auch feinen Unterfchied, ob er fidh die ver- 
brecherifche Ihätigkeit auf dDiefe oder jene Art (Modalität) des äußeren 
Handelns, fer es z.B. mittelft intellectueller Einwirkung auf Andere, um 
fie duch Wort, Schrift, Druckwerk n. dgl, duch Anfpinnung, Auf: 
forderung, Aneiferung, Berleitung, Aufwieglung oder An- 
werbung Wie ſich der Radyfag der lit. c dieſes $.angprüdt) zu einer ſolchen verbrecheriſchen 
Thätigkeit zu bejtimmen, oder mittelft eigener phyſiſcher That, oder mittelft 
Hilfeleiftung zur Ihätigkeit Anderer u. dgl. zu Schulden kommen ließ, wenn 
nur jeine Wirkfamkeit unter eine der im $. 5 beftimmten Handelns- 
Modalitäten jubjumirbar if. Hieraus ergibt ſich aber zugleich, daß die 
im Gefeße ſelbſt, am Schluffe des Abſatzes c diefes $. 58, folgende (mit 
den Worten: „es gefchähe folhes 20.“ beginnende) nähere Auseinander- 
febung der verjchiedenen Modalitäten, nad melden eine hochver- 
ratherifche Thätigfeit, und fofort das Verbrechen des Hochverrathes, be- 
gangen werden kann, welche Auseinanderfeßung ſich auf alle drei Abſätze a, 


) Durch die firengere Definition, welche dad dermalige Gefek im Ber: 
gleiche zu dem früheren Geſetze rüdfichtlich der erften Unterart des Hochverrathes 
aufgeftellt hat, indem es nemlich nicht bloß, wie dieß im Gefeße vom 3. September 
1803 gefchehen war, die wirkliche Berlegung, fondern auch fihon die bloße 
Gefährdung der Perfon des Staatdoberhauptes als das vollbradhte Ber: 
brechen des Hochverrathes erflärte, hat es zugleich die manderlei Gontroverfen 
über die Frage: „inwieferne man auf den Verſuch dieſes Verbrechend die— 
felbe Strafe, wie auf deſſen Bollbringung ftatuiren fol?” (vergl. unten nad) 
dem Zerte des $. 59 des gegenwärtigen, den $. 53 des früheren Geſetzes) — 
abgefhnitten; fo wie es durch die ſcharf präcifirte Aufzählung der einzelnen 
Dbjecte der dießfälligen Rechtöverlegung („Perfon des Kaiſers an Körper, 
Sefundheit oder Freiheit“) die aus dem früheren vagen Ausdrucke („die 
perſönliche Sicherheit des Oberhauptes des Staates“) hervorgegan« 
genen Zweifel befeitiget hat. — 
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b und ce diefes $. 58, und fofort auf alle drei Unterarten dieſes Verbrechens 
bezieht (vergl. oben auf Seite 680 den Schuß zu I.), ftrenge genommen, 
eine ganz überflüffige Paraphrafe des $. 5, in fpecieller Anwendung auf 
das Verbrechen des Hocverrathes und auf die bei demfelben nach der 
Natur diefes Verbrechens am leichteften denkbaren, oder am gewöhnlichften 
vorfommenden Begehungs-Modalitäten ift, da in diefer Aufzählung durch— 
weg Nichts vorkommt, was ſich nicht [hon unter den allgemeinen Wortlaut 
dee $. 5 fubfumiren laßt. — Dieß zeigt das Gefeg felbft am evidenteften, 
indem es die lange Aufzählung oder Specification mit der allgemeinen, 
und die ganze vorhergehende Enumeration wenigftens zu einer Beifpiel- 
fammlung herabdrüdenden, Claufel ſchließt: „oder durch was font 
immer für eine dahin abzielende Handlung, wenn diefelbe 
auch ohne Erfolg geblieben wäre.“ — — 


Immer aber ift nach dem klaren Wortlaute des Geſetzes zu dieſem 
Verbrechen ein Unternehmen („wer etwas unternimmt”), alfo eine 
äußere Thätigfeit wefentlid, erforderlich, und ed genügt daher hierzu 
ein bloßes „Sichanſchicken“, fo lange es fich noch nicht nach Außen be— 
kundet hat, oder eine bloße Aeußerung, dab man dieß thun wolle oder 
werde, odereinef.g. Borherfagung, daß dieß gefchehen werden. dgl. — — 
zu diefem Verbrechen noch nicht. — 


AdIV, 


Nücfichtlih des zu dieſer Unterart des Hochverrathes geforderten 
Borfaßes (vergl. Seite 667, Abfak IV) hat das Geſetz feine befondere 
Borfchrift gegeben, daher es bei der allgemeinen Norm des $. I bleibt, 
wornach es zum Dafein diefes Verbrechens genügt, daß der Thäter feinen 
Willen nur überhaupt auf eine der fo eben unter II. auseinandergefeßten 
Handlungeweifen gerichtet habe, und daß ihm daher nur befannt ge 
wefen fei, daß diejenige Perfon, welche nach feiner Abſicht an ihrem Körper, 
ihrer Gefundheit oder Freiheit verlekt oder gefährdet, oder in der Aus- 
übung eines Negierungsrechtes gehindert werden follte, wirklich der Kaiſer 
gewefen fei (vergl. oben Seite 153 u. fgg. d. W.). — — 


Unter lit. b 
des vorftehenden $. 58 erklärt unfer Gefeß ald zweite Unterart des Ver— 
brechens des Hochverrathes die Handlungsweife desjenigen: „wer etwas 
unternimmt, was auf eine gewaltfame Veränderung der Regierungs- 


fo tm (seil. des öſterreichiſchen Kaiferftaates, weil das Geſetz wieder nur von der, alfo 


von einer ganz beffimmten oder von der Regierungsform per eminentiam ſpricht, und weil 
Die gleidhgeartete Handlungsweife gegen die Verfaſſung eines fremden Staates durch den $. 66 
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als ein anderes Berbrechen erflärt it"), oder (fügt der Schlußabfaß diefes $. bei) 
der Berfaffung des deutfhen Bundes angelegt wäre.” — 


Mas nun einmal wieder 
l. 


das Subject diefer Unterart des Hochverraths-Verbrechens betrifft, fo 
fommt auch hier Alles dasjenige in Anwendung, was oben (Seite 678—680) 
in der analogen Beziehung der erften (ad a erörterten) Unterart dieſes Ver— 
brechens dargeftellt wurde. — 


Als Object diefer Unterart des Hochverrathes erklärt das Geſetz 
nach dem Gefagten: 

1. die Regierungsform des öfterreichifchen Kaiferftaates, d. h. 
den Inbegriff derjenigen organifchen Einrichtungen und Bundamental: 


*) Die obige wohl ſchon in der Natur diefed Verbrechend liegende, und 
nach dem heutigen Gefehe aus der Bergleihung mit $. 66 zmweifellofe, 
Auffaffung wurde übrigend auch ſchon über den Sinn ded früheren (in 
diefem Punkte mit dem gegenwärtigen Gefeße gleichen) Gefeped von den 
fämmtlihen Senaten der oberften Zuftizftele und von der ehemaligen Hof: 
commifjion in Juftizgefeßfachen übereinftimmend als die richtige anerkannt, in- 
dem fie mit Beſchluß vom 17. October 1834, 3. 6362, die Anſicht ausfprachen: 
„daß der $. 52 (ded früheren Gefehed vom 3. September 1803) auf öfter: 
reihifche Untertbanen pel solo concorso prestato in einer Empörung 
gegen eine ausländifche Negierung nicht anwendbar fei,“ und dieſe An- 
fiht wurde auch durch eine a. h. E. des Kaiferd Franz vom 20. Juni 1834 
genehmiget. — 

Hiernach ftellt fih eine entgegengefegte, frühere Belehrung des 
Hoffanzlei- Präfidiums vom 1. März 1834, 3. 380 (abgedrudt in der n. öft. 
Provincial» Gefepfammlung, Band 16, Seite 163 u. fgg.), infoferne fie im 
2. Abfage erflärt hat: „daß auf öfterreihifche Unterthanen, welche eines 
der in dem Patente vom 4. Jänner 1834, Nr. 2637 der 3. ©. ©. Wodurch 
der Staatsvertrag zwiſchen Oeſterreich, Preußen und Rußland zur gegenleitigen Auslieferung der— 
jenigen Individuen publicirt wntde, welche in den öfterreichifchen, preußiſchen oder ruſſiſchen 
Staaten ſich der Verbredien des Hochverrathes, der beleidigten Majeftät oder der bewaffneten 


Enmpörung ſchuldig gemadıt, oder ſich im eine gegen Die Sicherheit Des Thrones und der Megierung 
gerichtete Verbindung eingelaffen baben, infoferne fie von derjenigen Regierung, welder 


fie angehören, reclamirt werden), bezeichneten Verbrechen gegen den ruffifchen 
oder preußifhen Staat begehen, der $. 52 des (genannten früheren) 
Strafgefeßed Anwendung finde, weil derjelbe den Fall eined auswärtigen 
Unternehmens nicht (?) ausſchieße“ — — — ald offenbar irrig dar. — 
Bergl. übrigens dasjenige, was oben in der Anmerkung auf Seite 681 d. W., 
über die analoge Frage rüdfichtlih der erften ad a erörterten Unterart diefes 
Verbrechens bemerkt worden iſt. — 
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Beilimmungen des Kaiſerthums Defterreih, wodurch theild in Gemäßheit 
ausdrüdlicher Grumdgefege, theild in Folge der gefchichtlihen Entwidlung 
der Berfaffungs - Zuftände unfetes Kaiſerſtaates im Ganzen und feiner ein- 
zelnen Beftandtheile, nunmehr defien monarchiſche Beherrfhungs- und 
gewöhnlich f. g. abjolute Regierungs = Form, die Erbfolge im Haufe Habe- 
burg= Defterreich » Lothringen nach der gemifchten Linealerbfolge in der 
Primogenitur, und fofort die monarchiſche Vollgewalt des Herrfchers in un- 
beſchraͤnkter Ausübung der fih aus dem wefentlichen Begriffe der abfoluten 
monarchiſchen Herrfchergewalt ergebenden Hoheits- oder Majeftäts - Rechte 
feftgejeßt und in anerfannter Wirkſamkeit beftehend erfcheint.*) — 

Als 

2. mögliches Object diefer Unterart des Hochverraths-Verbrechens 
erflärt das Gefeß, wie ſchon erwähnt, im Schlußabfage des 8. 58 auch 
noch: „die Berfaffung des deutfhen Bundes”, d. i. den 
Inbegriff derjenigen grundgefeglichen Beftimmungen, wodurd das MWechfel- 
verhältniß der den deutichen Staatenbund bildenden Bundesglieder unter: 
einander, fo weit ſich daffelbe auf diefen Staatenbund bezieht, fo wie das 
Berhältniß der Bundesgewalt (Bundes - Berfammlung) zum Bunde und zu 
defien einzelnen Gliedern feftgeftellt wird.**) — Diefe Verfügung unferes 
dermaligen Geſetzes ftüßt fich bekanntlich auf den Bundesbeſchluß des deutfchen 
Bundestags vom 18. Auguft 1836, welcher in Defterreich, und zwar in 


*) Vergl. die erfhöpfende Zufammenftellung der älteren Grundgefege 
des Kaifertbumd Defterreich und feiner einzelnen Kronländer in „Springer 
Statiſtik des öfterreihifchen Kaiferftantes, Wien, 1840, I. Band, Eeite 209-213 
und dazu die faiferlichen Patente und Gabinetd- Schreiben vom 31. December 
1851, Nr. 2, 3 und 4 des R. ©. Bl. vom J. 1852, wodurd die ephemeren, 
in den Jahren 1848 und 1849 hervorgefommenen Umänderungen in der Staatd» 
Berfaffung des Reiched und feiner einzelnen Kronländer außer Wirkfamfeit und 
Kraft gefeht, und namentlih (im Abſatze 1 der dem genannten Gabinetd- 
Schreiben, Nr. 4 des R. ©. Bl., beigefügten „Grundfäße für organifhe Ein- 
rihtungen in den Kronländern des öfterreihifchen Kaiſerſtaates“) erklärt worden 
ift: „Die unter den alten biftorifchen oder neuen Titeln mit dem öfterreichifchen 
Kaiferftaate vereinigten Länder bilden die untrennbaren Beftandtheile der 
öfterreihifchen faiferlihen Erb-Monardie” — 

+) Bekanntlich beruht die Verfaffung des deutfchen Staatenbundes vor: 
zugsweiſe auf den beiden Haupt: Grundverträgen von 1815 und 1820, nemlich 
auf der deutichen Bundesacte vom 8. Juni 1815 und der Wiener - Schlußacte 
vom 15. Mai 1820, und wurde nach der im Jahre 1848 durch befannte Er» 
eigniffe erfolgten thatfächlichen Suspenfion, und nad verfchiedneen Entwidlung?- 
Phafen, melde fie in den Jahren 1848 — 1850 durdlief, gegen Ende des 
Jahres 1850 im ihrer urfprünglichen Geftalt reftaurirt. — 
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diefem Theile feines Inhalts nicht bloß rückfichtlich der zum deutfchen Bunte 
gehörigen, ſondern auch in Anfehung der nicht dahin gehörigen Staaten, in 
welchen das frühere allgemeine Strafgefeb vom 3. September 1803 galt, 
bereit3 mit dem Patente vom 27. October 1837, Nr. 236 der J. ©. S., 
zur genauen Befolgung vorgefchrieben worden war. Durch diefen Bundes- 
Beihluß wurde erflärt: „Da nicht nur der Zweck des deutfchen Bundes 
in der Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverleßbarkeit der deutichen 
Staaten, fo mie jener der äußeren und inneren Ruhe und Sicherheit 
Deutfchlands befteht, fondern auch die Verfaffung des Bundes wegen ihres 
wefentlihen Zufammenhanges mit den VBerfaffungen der einzelnen Bundes- 
ftaaten als ein nothwendiger Beitandtheil des leßteren anzufehen ift, mit- 
bin ein gegen den Bund oder deffen Berfaffung gerihteter 
Angriff zugleih einen Angriff gegen jeden einzelnen 
Bundesftaat in fih begreift, jo ift jedes Unternehmen 
gegen die Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder 
die Berfaffung des deutfhen Bundes in den einzelnen Bundes- 
ftaaten nach Maßgabe der in den letzteren beftehenden oder in Wirkſamkeit 
tretenden Geſetze, nad welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bundes: 
ftaat begangene Handlung ale Hochverrath, Landesverrath, oder 
unter einer anderen Benennung zu richten wäre, zu beurtheilen und 
zu beftrafen.“ — 

Es war demnach nur eine bundesgetreue Ausführung des vor- 
ftehenden Bundestags-Befhluffes von Seite Defterreich’3, wenn das gegen- 
wärtige Gefeß feftfeßt: „daß die nemliche Handlungsweife, welche, wenn 
fie gegen die Berfaffung (Regierungsform) des Kaiſerthums Defterreich be- 
gangen wird, das Berbrechen des Hochverrathes bilden würde, dann wenn 
fie gegen die Berfaffung des deutihen Bundes begangen wird, 
ebenfalls ald Hochverrath zu beurtheilen und zu betrafen iſt.“ — 


Die Handlungsweife der hier in Rede ftehenden Unterart des Hoch— 
verrath3= Verbrechens bezeichnet das Gefeg mit den Worten: „wer etwas 
unternimmt, was auf eine gewaltfame Beränderung der Re 
gierungsform (des öſterreichiſchen Kaiferantes) oder der Verfaſſung des deutfchen 
Bundes angelegt wäre.“ — 

Der Kernpunkt der diehfalligen verbrecherifhen Thätigkeit Liegt 


daher in einer gewaltfamen (. $. durd Anwendung von phyſiſchem oder pfycho⸗ 
logifhem Zwaug, alfo entweder mit mechanifher Gewalt, oder mit Anwendung von gefährlichen 
Drohungen — vis seu metus — umd mit Uehberwältigung eines entgegenftehenden Widerſtaudes 


erfolgenden) Veränderung (. h. gängliche Aufhebung oder theilweife Um« oder Andere 
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oeftaltung) der angegebenen Regierungsform oder Berfaffung. — Allein es 
ift hierbei vor Allem in's Auge zu faſſen, daß das Gefeh das Prädicat: 
„gewaltſam“ nicht dem zu nächſt die Handlungsweife des Thäters be- 
zeichnenden Ausdrude: „wer etwas unternimmt”, fondern vielmehr 
demjenigen Worte beigefügt hat, welches ſich auf den beabfichtigten 
Erfolg („Beränderung der Regierungsform") bezieht. Hiernach 
wird alfo von dem Gefeße die Gewaltſamkeit nicht zur Handlung 
oder Unternehmung des Thäters, fondern vielmehr nur zu dem von 
ihm beabfichtigten Erfolge gefordert, oder es ift mit anderen Worten 
zum Dafein diefes Verbrechens keineswegs nöthig, daß von dem Thäter 
felbft eine Gewaltthätigkeit angewendet wurde, fondern es genügt, daß die 
hierdurch beadfichtigte Beränderung (dev Regierungsform des öfter- 
reichifchen Kaiferftaates oder der deutfchen Bundes: Berfaffung) eine ge- 
waltjfame fei, d. h. nicht auf gefeßliche Art oder im organischen Reform- 
Wege, jondern durch Anwendung von widerrechtlicher Gewalt, im Wege des 
erzwungenen Umflurzes des zu Necht Beftehenden, d. h. durch Revolution 
vor fich geben foll. — Dazu fommt, daß das Geſetz auch bei der zweiten, 
gleichwie bei der erften (ad a erörterten) Unterart dieſes Verbrechens — obgleich) 
mit anderen, aber im Wefen der Sache aufdas Nemliche hinauslaufen- 
den Worten — in jeder, wenn auch noch fo entfernten Berfuhs- oder Vor— 
bereitungshbandlung („wer etwas unternimmt" — vergl. hierüber Seite 682), 
welche auf die gedachten gewaltfamen Veränderungen (au nur) angelegt 
wäre (d.h. darauf abzielt, und diefen Erfolg herbeizuführen auch objectiv geeignet fein würde), 
bereitö das vollbrahte Verbrechen des Hochverrathes erfennt. — 
Es gilt daher alles oben (Seite 682—685) über die bloßen Verſuchs- oder 
Borbereitungs- Handlungen zur Herbeiführung des in Rede ftehenden ver- 
brecherifchen Erfolges Gefagte, auch hinfichtlich diefer unter lit. b des $. 58 
beftimniten Unterart des Hochveratrhs-Verbrechens. — 


IV, 

- Auch in Anfehung des zu diefer Unterart des Hochverraths-Verbrechens 
erforderlichen (böfen) Vorſatzes hat unfer Gefeß feine befondere Ver— 
fügung getroffen, daher in Gemäßheit der ganz allgemein lautenden Worte: 
„wer etwas unternimmt, wad — — — angelegt wäre“ auch hier 
wieder nur die General» Vorfchrift des $. 1 zur Anwendung zu kommen 
hat, wornach es zureicht, aber zum Dafein der Schuld diefes Verbrechens 
auch unerläßlich ift, daß dem Thäter nachgewiefen werde, er habe bei feiner 
Thätigkeit wirklih „eine gemaltfame Veränderung der Regierungdform 
Defterreih’8 oder der Verfaffung des deutfhen Bundes beabfichtiget, 

Hye, Gommentar, 44 
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d. h. bedacht und beſchloſſen ($. 1), oder erreichen (i. e. herbeiführen) 
wollen; ” denn nur unter diefer Vorausſetzung finden die Worte: „ans 
gelegt wäre" auf ihn gerechte Anwendung. — 

Allein die richterliche Beurtheilung wird fi hierbei vor zwei gleich 
gefährlichen, und gleich ungerechten Ertremen zu verwahren wiffen. Das 
Erftere derfelben läge darin, wenn man etwa nur denjenigen ald diefes 
Borfages überwiefen und fofort des angegebenen Verbrechens ſchuldig 
zeihen wollte, der die erwähnte Abfiht, ala auf gewaltfame Veränderung 
der erwähnten Momente gerichtet, geradezu eingefteht, oder von welchem be- 
reits eine, unmittelbar eine folhe gewaltfame Veränderung wenigftens in 
ihrem Beginne einfhließende, Thätigkeit vorliegt. Bei diefer Auffaffung 
des Geſetzes würde der hartnädige Läugner des in Rede ftehenden Vor— 
faßes, der zugleih fchlau genug war, um Andere ald unmittelbare 
Faifeurd der ebengenannten Thätigkeit worzufchieben oder hinzuftellen, für 
ſich felbft aber bloß mit Rathſchlägen wirkt, oder gar mit, ſcheinbar von 
jeder Gewaltthätigfeit abrathenden, Aufftahlungen Anderer zu ſolchen Ge— 
finnungen und zu einer ihr entfprechenden Thätigkeit im Hintergrunde 
bleibt, fi) am Ende aus jeder verbrecherifchen Schuld herauslügen fönnen, 
obgleich auch ihm im Geifte der 88. 1 und 5 des vorliegenden Straf: 
gefebes, jo wie des $. 268 der neuen St. P. D. vom 29. Juli 1853, der 
erwähnte böſe Vorſatz und die verbredherifche Schuld zweifellos, und regel- 
mäßig fogar in erhöhter Potenz zur Laft fallt, da er als intellectueller Ur— 
heber oder Anftifter des Verbrechens Anderer gewiß auch relativ ftrafbarer 
erfcheint, ald die von ihm vorgejchobenen, und gerade bei dem Verbrechen 
des Hochverrathes jo oft jelbftbetrogenen, und gan; blind und täppifch 
eingreifenden Werkzeuge der unmittelbaren verbrecherifhen Thätigkeit. — 
Hier mehr, als bei irgend einem anderen Berbredhen, wird gar häufig die 
Erfhließung des hochverrätherifchen Borfaßes bei einem ſcheinbar nur 
politifhe Träumereien fafelnden Anftifter aus deſſen fonftiger Gefinnung 
und Handlungsweife, aus der ihm bekannten Sinnes-Richtung und 
Gemütheftimmung derjenigen, denen er feine politifchen Faſeleien vortrug, 
fo wie aus allen übrigen begleitenden Umftänden am Platze fein; gerade 
bei diefem, fo wie überhaupt bei allen |. g. Tendenz-Verbrechen, wird 
die Schlußftelle des $. 1 des Strafgefeßed: „daß der gedachte auf eine 
gewaltfame Beränderung gerichtete Vorſatz auch dann ald vorhanden, 
und zur Schuld fallend anzunehmen fei, wenn aus einer anderen (angeblich 
auf ein geringeres Uebel gerichteten) böfen Abfiht etwas (im vorliegenden Kalle 
3. B. eine geiftige Einwirkung auf Andere) unternommen oder unterlaffen 
wurde, woraus das Uebel, welches daraus entftanden iſt (memlih eine zur ge» 
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mwaltfamen Beränderung der angegebenen Momente, wenn gleich mur in ihrem Beginne 
führende Thätigfeit anderer Berfonen), gemeiniglich erfolgt oder doch leicht erfolgen 
kann;“ — bei folder Sachlage wird ferner diejenige Stelle des 8. 268 der 
neuen St. P. D. volle Anwendung finden, wornah das Läugnen des 
böfen Vorfaßes, ald auf den erwähnten Erfolg gerichtet, nicht weiter zu 
beachten, fondern diefer Borjaß dennoch als erwiefen anzunehmen ift: 
„wenn das Uebel ſchon in der Handlung felbit gelegen 
war“ (vergl. die Erläuterung diefer Gefegesftelle in meinen leitenden 
Grundfägen der öfterr. St. P. DO. vom 29. Juli 1853, Seite 295). — 


Allein ebenfo forgfältig wird fich ein gewiffenhafter Richter auch vor 
dem entgegengefegten Ertreme zu hüten wiffen, daß er nemlich nicht etwa 
ſchon bei jedem politifhen Schwärmer den (böfen) Borfaß, eine gewalt- 
fame Veränderung der bezeichneten Berfaffungs - Zuftände der Gegenwart 
herbeiführen zu wollen, ipso facto als vorhanden oder erwielen annehme, 
da ſich unter derlei Schwärmern nur zu viele, zumal jugendliche, Perfonen 
befinden, welche — in politifhen Dingen nur den Gebilden ihrer Phantafie 
folgend, und nirgends den gegebenen Zuftänden der Wirflichleit Rechnung 
tragend, fi) von dem Schwindelgeifte einer gewiffen Zeitrichtung, oder von 
ihren eigenen utopifchen Träumereien hinreißen laffen, und dann auch in ihren 
Neußerungen gegen Andere, ohne alle böſe oder gar verbrecheriſche Abficht, 
ja nicht felten felbft in reiner, edler Begeifterung, diefe oder jene von der 
Negierungsform unferes Baterlandes verſchiedene Verfaflung als das 
anzuftrebende Ideal, oder als die Panacee für alle focialen und politifchen 
Uebel der Gefellfhaft oft mit den glühendften Karben zu fchildern pflegen, 
mit ihren Worten aber die Gemüther Anderer zünden, oder zur ver- 
brecheriſchen That entflammen, ohne daß fie felbft in ihrer jugendlichen Un— 
befonnenheit, oder phentaftifhen Aufgeregtheit irgendwie einen ſolchen 
Erfolg beabfihtigten, oder ſich diefes Caufalzufammenhanges mit ihrem 
Wirken auch nur als möglich bewußt worden wären. — Ebenfowenig wird 
man, wenn nicht andere Inzichten einer fchlechten Tendenz vorliegen, den 
erwähnten verbrecherifhen Vorſatz bei demjenigen annehmen dürfen, der 
etwa im einier ernften, wiffenjchaftlichen Abhandlung eine von den wirklichen 
Berfaffungs » Zuftänden der Gegenwart abweichende Geftaltung der politi- 
fhen Verhältniffe ald das Ergebniß und den Zielpuntt feiner wifjenfchaft- 
lihen, hiftorifchen oder philofophifchen Forfhung hinftellt, Theorieen und 
wohlgemeinte Borfhläge für eine vermeintliche Verbefferung oder 
Umgeftaltung im friedlichen Wege aufftellt, oder felbft befcheidenen, aber 
nach allen Umftänden zu ſchließen, redlich gemeinten und nur auf geſetz— 
mäßige Umänderungen abzielenden Tadel der befteyenden Zuftände ein- 
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mengt, wenn gleich wielleicht der Unverftand oder die Bögartigkeit Anderer 
darin eine Nufforderung zur That und zum gewaltfamen Handeln findet u. f. ſ. 


Ueberhaupt wird nur eine fehr forgfältige Erwägung aller einzelnen 
die That begleitenden, ihr vorhergehenden und nachfolgenden Umftände, fo 
wie eine pfychologifch tief eingehende Combination mit der fonft befundeten 
Gefinnung, mit dem Vorleben, und dem ganzen übrigen Leben und Treiben 
des Beihuldigten den Richter bei Beurtheilung diefes Verbrechens vor jenen 
beiden Gefahren bewahren fönnen, um einerfeits nicht wirklich fhuldige 
Berbrecher, die aber zugleich hinterliftige Gleißner find, ſtraflos durch— 
ſchlüpfen zu laffen, und um andererfeits auch nicht etwa arglofe Phantaften 
oder unbewußt Berführte ungerechter Weife als Verbrecher zu verdammen. — 

Die dritte Unterart Diefes Verbrechens bezeichnet das Geſetz 

unter lit. e des $. 58. 
In Beziehung 
J. 
auf das Subject des Verbrechens kommt aber zu dem, was ſchon oben 
ad litt. a und b in der analogen Beziehung (Seite 678—680 und 686) 
erwähnt wurde, nichts Neues zu bemerken, da fich das Gefek dießfalls für 
alle drei Abfähe (a, b und ce) deffelben ollectiv- Ausdrudes: „wer 
etwas untenimmt ꝛc.“ bedient hat. — 


Dagegen mögen bei diefer Unterart des Hochverraths-Verbrechens 


II. und IN. 


die gefeglichen Beftimmungen über das Object und die Handlungs- 
weise, wegen ihres untrennbaren Zufammenhanges untereinander, auch 
vereiniget in Betracht gezogen werden. — 


Das Geſetz beftimmt: „daß diefe Art des Hochverrathes begehe, wer 
etwas unternimmt, was (entweder) 


1. auf die Los reißung @-. i. gewaltfame Abtrennung) eines Theiles 


von dem einheitlihen Staatsverbande (. i. derjenigen mun- 
mehr thatfählich wollendeten, und in anerfannter Wirkfamfeit beftehenden Bereinigung der 
verfchledenen Rändertbeile und Kronländer des öſterreichiſchen Kaiferftaates , wornach Die- 
felben gegenwärtig zu Einem Gefammtftaate verbunden und nidt bloß wie 
eine Perfonal» Union unter gemeinfhaftlihem Herrſcher fiehend, fondern aus der früheren 
Staaten-Bielheit zu wabrhaftiger Neal-Union, und durh gemeinfame Staats: 
Berfaffung (Beberrihungs und Megierungsform) zu einem einzigen Staate ver 
einiget, und alleſammt zugleih mit Rechts- und Geſetzes Einheit und mit Einer 


gemeinfhaftlihen Gentral»-Etaatsverwaltung umfchlungen erfcheinen), oder 
2. von dem Länderumfange des Kaiſerthums Defterreid 


ſd. i. von dem eigentliben Staatögebiete — Territorium — des öſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
ſtaates, wornad die mit demjelben dermal vereinigten Ränder die untrenubaren 
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Beſtandtheile der öſterreichiſchen kaiſerlichen Erb» Monardie bilden — vergl. oben 
Seite 687, zumal die Anmerbung *), oder 


3. auf Herbeiführung oder Dergrößerung einer Gefahr für den 


Staat von Außen (. t. irgend eine Handlung, wodurch die Gefahrlofigkeit 
des Staates nad Außen, oder deffen Sicherheit gegen äußere Angriffe vermindert, oder 
gänzlich aufgehoben, alfo in den Zuſtand einer Gefahr oder fogar der Wirklichkeit eines 
ſolchen äußeren Angriffes verſetzt, oder dieſer äußere Angriff in feiner Wirkſamleit verſtärkt 


4. einer Empörung (d. i. eine gewaltſame Widerfeplicfeit wider die Perſon oder 


die Befehle des Monarhen felbft, im Gegenfage eines Widerftandes gegen andere 
Drgane der Staatögewalt, wo nur Vergeben des Auflaufes, oder Verbrechen der öffent 


lichen Gewaltthätigkeit, des Anfftandes oder Aufruhres vorhanden it”) oder 


5. eined Bürgerfrieges im Innern (@.tfactifhe gegenfeitige Bekämpfung 
von Staatdangehörigen untereinander, welche bereits mit Waffengewalt und in folder 
Ausrehnung vor fi geht, daß fie ſprachgebräuchlich bereits mit dem Namen: Bürger: 
Krieg bezeichnet wird") angelegt wäre; — oder wenn endlich (fügt nemlich 
die Schlußftelle des 8. 58 bei) 


6. eine dDiefer Handlungen gegen die Eriftenz (- i. alfo im Hinbtide auf 
die Beftimmung, dab umter das Verbrechen des Hochverrathes wider den deutſchen 
Bund vermöge des auf Seite 687 eitirten Bundesbefchluffes nur gleihartige Hand 
lungen, wie foldye nemlid ein Hochverrath gegen den eigenen Staat fein würden, zu 
fubfumiren find, und in Berbindung mit der vorhergehenden Gefegeöftelle „jede Unter 
nehmung gegen den Beftand des Deutfhen Bundes ald Staaten-Bereinigung 
zunähft zum Zwecke der Erhaltung der Umabhbängigfeit und Unverleßbarfeit der 


deutſchen Etaaten, fo wie der Äußeren und inneren Sicherheit Deutfhlande“), Die 


Snte grität (d. h. jede gegen die Unverletzbarkeit des deutfhen Bundesgebietes 
gerichtete Unternehmung, die darauf abzielen würde, einen Theil von dem Länderumfange 
deffelben loszureißen) oder die Sicherheit des deutſchen Bundes 
(d. i. wieder im Zufammenbange mit den früheren Abfägen „jedes gegen deſſen Befahr- 


*) Bergl. die 85. 68, 73, 76, 78, 81, 279-284. — 

Der oben angedeutete Unterfchied des Verbrechens des Hochverrathes 
durh Empörung von ähnlichen ftrafbaren Handlungen des Widerftandes 
gegen bie Obrigkeit, wornach nemlich die Empörung eine Widerfeglichkeit gegen 
das Subject der höchſten Staatögewalt, d. i. unmittelbar gegen den 
Landesfürſten felbft, einfchließt, während Widerftand gegen andere obrig- 
feitliche Organe zunächſt eine andere von den genannten ftrafbaren Handlungen 
bildet — war in Defterreidh wenigftend der Wefenheit nad bereitd in der 
Theresiana ausgeprägt (fieh’ die dießfälligen Gefepesftellen — oben 
Seite 676 in der Anmerk. unter lit, f). — 

*) Bergl. die Zufammenftellung der verfchiedenen Bedeutungen des 
Wortes „Krieg“ nah den Autoritäten der anerkannteſten Völkerrechtslehrer 
in meiner Mittbeilung fchiedsrichterliher Entfheidungen über die Erfap- 
pflichtigkeit binfichtlich der im October Aufrubre des Jahres 1848 in Wien 
verurſachten Beihädigungen in Haimerl's Magazin für Rechts- und Staats- 
wiffenihaft, Bd. 5, Heft 3, Seite 307 u. fgg., und in der Gerichtögeitung, 
Jahrgang 1852, Nr. 71, 73 und 76 — 77. — 


[Strafgef. 1. Chl. Vit. Haupıfl. $. 58.) 694 [Von d. Terbredyen d. Hochverrathes ze. 2c.] 


Iofigfeit nah Außen oder nah Innen durch Herbeiführung oder Gefahrver- 
mehrung eines Äußeren oder eined (inneren) Bürger⸗Krieges, und jedes durch eine wirkliche 
oder jelbft bloß verfuchte Empörumg gegen beffen oberfte Bundesgewalt gerichtete Unter, 


nehmen“) gerichtet wird." — 

Die eigentlihe Handlungsmweife wird alfo zunächſt wieder nur 
durch diejenigen Worte beftimmt, deren fi) das Gefek in derjelben Be- 
ziehung bei der zweiten (ad b erörterten) Unterart diejes Verbrechens be- 
dient hat, nemlich: „wer etwas unternimmt, was (auf einen der eben unter 1—6 
angegebenen Zwecke audı nur) angelegt wäre”, und es kommt demnach in 
dieſer Richtung alles dasjenige zur Anwendung, was in der analogen Be: 
ziehung oben (auf Seite 682— 685) auseinandergefeßt worden ift. — Da— 
durch aber, daß das Gefek in der beigefügten Beifpielfammlung — welche 
nemlich in den Worten liegt: „es geſchähe ſolches öffentlich 2c. 2c.: oder 
durch was fonft immer für eine dahin abzielende Handlung, 
wenn diefelbe auch ohne Erfolg geblieben wäre" — jede wie immer 
geartete Thätigkeit, wenn fie nur unter den bisher erörterten allgemeinen 
Wortlaut diefes $. 58, fo wie unter eine der im $. 5 zergliederten viererlei 
Wirkfamkeits- Arten in Beziehung auf ein Verbrechen fallt (vergl. hierüber 
das oben auf Seite 684 Geſagte), ald Schuld an diefem Berbreden 
erflärt,*) hat es einerfeits jene vielen Specificationen und cafuiftifchen An- 





) Nur durd die befonderen Anordnungen rüdfichtlich dreier anderer 
Berbrechen werden die Beftimmungen unſeres allgemeinen Strafgefepes über 
den Hochverrath in gewiffen Beziehungen auf engere Grenzen eingefchräntt, 
ald fie durch den allgemeiner gehaltenen Wortlaut des 8. 58 gezogen erfheinen. 
Es gefchieht dieß nemlich durch die 88. 67, 92 und 222 unſeres Strafgefepes 
in Verbindung mit dem noch fortan in voller Giltigfeit beftehenden Geſetze 
vom 20. Zuliz2l. October 1821, Nr. 1808 der 3. G. S., und dem Pat. vom 
6. Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. BL., 8. 5. — Durh die erwähnten Para: 
graphe des Strafgeſetzes wird nemlich erflärt: „daß derjenige, der fi der da- 
feloft näher bezeichneten Ausfpähung (Spionerie) gemwiffer militäriſcher 
Momente mit der Abfiht, um fie einem fremden Staate mitzutheilen, oder 
der dort angegebenen Ginverftändniffe mit dem Feinde; — oder der bafelbit 
näher harakterifirten unbefugten oder Falfh-Werbung zum Nachtheile des 
eigenen, und zu Gunften eines fremden Staates; — oder endlich der Ver— 
leitung eined Soldaten zur PVerlegung milttärifcher Dienftpfliht und Hilfe 
leiftung zu militärifchen Verbrechen fchuldig macht, von den Militär Gerichten 
nah den darüber beftebenden befonderen Borfchriften zu be— 
ftrafen fei.” — Bergleicht man nun damit die eben citirten Gefege von 
1821 und 1852, fo überzeugt man fih, daß der Gefepgeber vermöge des 
klaren Wortlautes der $$. 6 und 9 des obigen Gefeped von 1821 felbft dann nur 
dad militärifche Verbrechen der Husfpähung, und nicht das Verbrechen des 
Hochverrathes ald vorhanden annimmt, „wenn die erwähnten militärifchen 
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führungen erfpart, welche in anderen modernen Gefepen als einzelne 
Fälle des Berbrechens des Hochverrathes aufgezählt werden; — und 


Ausfpähungen eigen in der Abſicht, um dem Staate eine Gefahr von Außen 
zuzuziehen, oder eine ſolche Gefahr zu vergrößern (. i. alfo in hochverrätheriſcher 
Abſicht), geihehen find." Hiernach ift alfo das Verbrechen des Hochverrathes, 
infomweit daffelbe nach der im Abfape c des $. 58 enthaltenen Erpofition durch 
„Berbindungen — Anfpinnung — dur mitgetheilte, zu ſolchen (. i. hoch⸗ 
verrätherifhen) Zwecken leitende Geheimniffe oder Anfchläge — oder dburh Aus: 
fpähung” gefchieht, dahin einzuſchränken, daß derlei Ausfpähungs- Hand- 
lungen, wenn fie, obgleich in hochverrätheriſcher Abſicht, fih 
auf die im $. 67 bezeichneten militärifhen Momente beziehen, und die 
ebendafelbft bezeichnete Geftaltung annehmen, aufhören, Berbrehen ded Hoc» 
verrathed zu fein, und in das befondere auch bei Eivilperfonen von den 
Militärgerihten zu beftrafende militärifche Verbrechen ber Ausfpähung 
übergeben, was übrigens in Beziehung auf die Strafe ohne Wirkung ift, 
da vermöge des bezogenen &. 6 des Gefehed vom Jahre 1821 auch dieſes 
Specials Verbrechen der Ansfpähung in dem Falle, wenn ed in der hoch— 
verrätherifhen Abſicht gefhieht, jedenfalls mit dem Tode durch den Strang 
beftraft wird. — 

Anders ift ed mit den beiden anderen genannten Berbrechen, nemlich in 
Anfehung der Falfhwerbung und der Berleitung der Soldaten. — 
Bei diefen haben nemlich die hierüber beftehenden befonderen VBorfchriften feines: 
wegs denfelben Beifaß, wie er fo eben in Bezug auf die Ausſpähung erörtert wurde, 
aufgenommen, daß nemlich auch dieſe beiden Berbrechen, fobald fie fih auf die 
dadurch betroffenen militärifhen Momente beziehen, aufhören follen, Ber: 
brechen des Hochverrathes zu fein, und in die erwähnten militärifchen Special« 
Berbrehen überzugehen hätten; daher bleibt ed rüdfihtlih diefer beiden 
Verbrechen bei der allgemeinen, gleihmäßig in der Natur der Sache, wie in 
unferem pofitiven Gefepe begründeten Regel: „daß überall dann, wenn zu den 
Merkmalen eines der in frage ftehenden zwei Specials Berbrehen noch das 
weitere, die Handlung um fo viel mehr gravirende Merkmal einer Hod- 
verrätheriſchen Abfiht hinzutritt, die Handlung eben dadurd in dad von 
dem Gefepe für viel ſchwerer angefehene, und auch mit größerer Strafe ver- 
pönte Verbrechen ded Hochverrathes übergehe“ (vergl. Seite 480 lit. b, 
und 486— 488 d. W.). — Die Einhaltung diefer Regel bei den zulept er- 
wähnten zwei Berbrechen ift um fo nothivendiger, weil die rüdfihtlich derfelben 
beftehenden befonderen Militär-Gefepe keineswegs (mie dieß nad) dem vorher Ge» 
fagten vermöge $. 6 des Geſetzes vom 20. IJuli/21. October 1821 allerdings rückſichtlich des Ber» 
brechens der Ausfpähung der Fan if) anordnen, daß diefe beiden Verbrechen dann, 
wenn fie in hocpverrätherifcher Ubficht begangen werben, mit der Todesſtrafe 
zu ahnden feien, und weil daher ohne Anwendung ber ebenerwähnten 
Regel derjenige, der eine diefer verbrecherifhen Handlungen in hochver— 
räthberifher Abſicht, alfo im Grunde denn doch dad Berbreden bed 
Hochverrathes beginge, mit einer geringeren Strafe durchkäme, ald wenn 
er dad Verbrechen des Hochverrathes in irgend einer anderen, vielleicht fogar 
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and’rerfeits auch viele von denjenigen Handlungen unter das Verbrechen 
des Hochverrathes eingereiht, welche anderwärtd häufig als ein von 


in Beziehung auf die Handlungdmweife minder firafwürdigen Weife be 
gangen hätte! — — 

Obgleich alfo nah dem eben Gefagten die Begriffsbeſtimmung 
unſeres Strafgefeges über den Hochverrath durch die hinfichtlich der Falſch— 
werbung und der Berleitung der Soldaten derzeit beftehenden befon- 
deren Geſetzes-Vorſchriften Feine Beſchränkung erleidet (mas nah dem früher @e- 
fagten allerdings in Beziehung auf das Verbrechen der Ausſpähung der Ball if): fo wird 
dennoch die Anordnung unferes allgemeinen Strafgefeges auch rückſichtlich 
diefer beiden Verbrechen in anderer Beziehung eingefchränft, dadurch nem- 
(ih, daß das früher bezogene Patent vom 6. Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. Bl., 
im $. 5 vorfchreibt: „daß in allen Fällen, wenn eined der erwähnten drei 
Berbrehen — Nusfpähung, Falfhwerbung oder Soldaten » Verführung — von 
einer fonft den Strafgerichten des Givilftandes unterfichenden Perfon, wenn 
auch als Mittel zur Derübung eines größeren Verbrechens als 
3: B. des Hochverrathes begangen wird, oder wenn bei demjenigen, 
der fich eines dieſer Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates fhuldig 
gemadht hat, noh andere Verbrehen (io 3. 8. das am ſich ſchwerer verpönte 
Berbrehen des Hochverrathes), Vergehen oder Uebertretungen zufammen: 
treffen, der Schuldige wegen all’ diefer firafbaren Handlungen nicht 
mehr von dem Strafgerichte des Givilftandes, fondern von dem Militär: 
Berichte zu unterfuchen und zu beftrafen iſt.“ — Daffelbe gilt übrigend aud 
von der Falfchwerbung eines öfterreihifchen Staatsuntertband in Beziehung 
auf die Truppen ded Staated von Parma, da dur einen in Defterreih mit 
Geſetzeskraft (durch Hoffanzleidecret vom 1. Februar 1836, Nr. 121 der 3. ©. ©.) 
kundgemachten Staatövertrag zwifchen Defterreih und Parma erklärt worden 
ift: „daß die Falfchwerbung in Beziehung auf jeden der contrahirenden Staaten 
denjelben Strafen unterliegen fol, welche die Geſetze eines jeden der beiden 
Staaten über das gleiche Verbrechen verhängen, wenn ed gegen die eigenen 
Zruppen begangen wird.“ — 

Praktiſch teilt fih alfo für die Strafgerihte des Civil— 
ftandes die Sache fo heraus, daß überall dann, wenn fid an 
der Handlungöweife eines Befhuldigten die Merkmale eines 
ber drei genannten Militär-Berbrehen vorfinden, möchte fid 
übrigend darin aub das Berbrehen des Hochverrathes er- 
fennen laffen; oder wenn wider einen Unterſuchten nebft irgend 
einer ftrafbaren Handlung, wegen welder er bei dem Civil— 
Strafgerihte in Unterfuhung ſteht, noch die Befhudigung 
eines der drei erwähnten Militär-Verbrechen wider die Kriegs— 
macht ded Staates hervorkommt, von dem Civil-Strafgerichte 
die Unterfuhung fogleih abzubrehen, und das gefammte 
Strafverfahren an das Militär:Gericht abzugeben ift. — 

Der vorfichenden Behauptung liegt die Vorausſetzung zu Grunde, daß 
er 3.5 des mehrerwähnten Patente? vom 6 Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. Bl, 


[Strafgef. 1. Chi. VIt. Haupt. 8. 58.7 697 Bon d. Verbredyen d. Hochverrathes ıc. ꝛc] 


dem Hochverrathe verfchiedenes und geringer ftrafbares, nemlich als das 
Verbrechen des Landes: oder Staats-PVerrathes*) erflärt werden. 
— Es fallen ſonach beifpielsmweife folgende Handlungen nad) der Bes 


noch in voller Rechtskraft beftehe. Diefer Vorausfegung ſteht nemlih das 
fpätere Strafgefep vom 27. Mai 1852, und die noch fpätere St. P. O. 
vom 29. Juli 1853 keineswegs entgegen: denn dur das erftere (Art. I des 
K. M. P.) wurden wohl alle früheren, fih auf die Gegenflände des 
neuen Strafgeſetzes Eber das materielle Strafreht) beziehenden Geſetze 
und Berordnungen, daher 3. B. allerdings der 8. 1 des ebengedadhten 
Patente aufgehoben und beziehungsweiſe abgeändert, weil die in 
diefem $. 1 enthaltene Begriffsbeftimmung des Berbrechend der Soldaten: 
Berführung wirflih einen Gegenftand des neuen Strafgeſetzes, nemlich 
des $. 222 deffelben bildet, und diefer darüber menigftend theilmeife eine 
andere Definition aufgeftellt hat; keineswegs aber ift hierdurch dem $. 5 
jened Patentes derogirt worden, da die in dieſem Paragraphe enthaltene 
Anordnung feine Beftimmung ded materiellen Strafrehted, daher fein 
Gegenftand des neuen materiellen Strafgefeßed, fondern nur eine Gerichts— 
Eompetenz- Verfügung if. — — Ebenfowenig ift diefer im $. 5 des 
Patented vom 6. Mai 1852 enthaltenen Gerichts - Zuftändigfeitg- Beftimmung 
dur die St. P. D. vom 29. Juli 1853 derogirt worden, da durch den $. 47 
der lepteren vielmehr die vorftehende, fih auf eine Zuſtändigkeits-Frage 
der Militär-Gerichte beziehende Beftimmung ausdrüdlich mit dem 
Worten beftätiget worden ift: „Das Strafverfahren gegen Perfonen, die nad 
befonderen Borfchriften (und eine ſolche ift doch gewiß aud der $. 5 
bed mehrerwähnten Patentes vom 6. Mai 1852) in Straffällen der Militär» 
Gerichtsbarkeit unterftehen, blefbt auch fernerhin den Militär» 
Gerichten vorbehalten.” 

) Diejenigen ausländifchen Gefege, welche ein von dem Hochverrathe 
verfchiedened Verbrehen des Landes» oder Staatd-Berratbes kennen, 
verftehen fo ziemlich übereinftimmend darunter ein zwar vorfäpliches, aber 
nicht in hochverrätheriſcher Abficht gefchehened Unternehmen gegen die 
Außere Sicherheit des Staates, wobei nemlich die Abfiht des Handelnden 
weder auf den Untergang ded Staates, noch auf den gewaltfamen Umfturz 
feiner Berfaffung, noch gegen die innere, fondern nur gegen die äußere 
Sicherheit des Staated, und felbft in diefer Beziehung nur auf bie theil— 
mweife Geführdung derfelben, nicht aber auf gänzliche Vernichtung der 
äußeren Selbftftändigkeit deffelben gerichtet ift, indem im Iegteren Falle felbft 
diefe fremden Gefepe fehon wieder Hochverrrath annehmen. — Unfer vater 
ländifches Geſetz hat diefen fubtilen Unterfchied zwifchen Hoch- und Landes« 
oder Staatöverrath wahrſcheinlich darum nicht adoptirt, weil er fi wohl faum 
durch die innere Wefenheit der Sache rechtfertigen läßt, indem fi vielmehr 
alle diejenigen Handlungen, welche in den erwähnten fremden Gefegen als 
Landes Derrath bezeichnet werden, ihrer wefentlichen Natur ald Berrath 
gegen den Staat und eben deßhalb auch ald ein Verrath per eminentiam, 
oder ald Hochverrath erkennen laſſen. — 
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griffsbeſtimmung unferes Gefeges ganz ungezweifelt unter den Begriff 
des Hochverrathes: wenn ein öfterreichifher Staatsunterthan während 
eine? Krieges die Waffen gegen Defterreich oder deffen Kriegs-Allüirte trägt, 
oder im feindlichen Heere Kriegsdienfte nimmt; — wer immer außer dem 
Falle, wo er dieß als Unterthan oder Soldat eines fremden von Defterreich 
befriegten Staates thut (wergl. oben Seite 679 die Anmerf.), einem fremden 
Staate während des Krieges öfterreihifhe Feftungen, befeftigte Pläße, 
Städte, Päffe, oder was immer für Bertheidigungspoften, Häfen, Orte oder 
Gebietötheile, Schiffe, Magazine, Waffen, Munition, Kourage, Geld, Mann— 
fhaft, oder was immer zur Begünftigung der Kriegsführung des fremden 
Staates gegen Defterreich dienen kann, überliefert, oder deren Wegnahme zu 
Gunften des fremden Staates veranlaßt; — oder den Feind gegen unferen 
Staat während eines Krieges auf was immer für eine Weife abficht- 
lich unterftügt, vorausgefeßt, daß Feine diefer Thätigkeiten unter das oben 
(Seite 694— 697 in der Anmerkung) erörterte Verbrechen der Spionerie 
fällt. — Ingleihen macht fich nach der weiten Faſſung unferes Geſetzes des 
Verbrechens des Hochverrathes fehuldig jeder Öfterreichifche Staatsunterthan, 
der eine Berbindung mit Auswärtigen eingeht, oder im Inlande Unruhen 
erregt, um dadurch die Abſicht eines auswärtigen Staates, einen Theil des 
öfterreichifchen Stantögebietes einem fremden Staate einzuverleiben, zu 
unterftüßen; — wer einen fremden Staat zum Kriege gegen Defterreich 
auffordert, oder denfelben auf was immer für eine Weife abfihtlich ver— 
anlaßt oder befördert; — wer die Staatsgrenzen zum Nachtheil des 
eigenen Staates abfichtlich werrüdt oder ungewiß macht; — oder ein ihm 
aufgetragenes Staatsgefchäft mit einem fremden Staate abfihtlih in der 
Weife ausführt, daß dadurch die äußere Sicherheit des öfterreichifchen 
Kaiferfiantes gefährdet oder gefchmälert, oder die gewaltfame Abtrennung 
eines Theil® von feinem Staatsgebiete bewirkt werden foll, oder wer zu 
gleichem Zwede Urkunden, Schriften, Beweismittel einem fremden Staate 
ausliefert oder vernichtet, unterdrückt, verfalfcht, oder fich in Unternehmungen 
einläßt, welche dahin abzielen, um auf gewaltfame Weife die frühere ftaat- 
liche Selbftftändigkeit einzelner Kronländer des öſterreichiſchen Kaiferftaates, 
und fohin deren Abtrennung von dem Einheits - Staatsverbande unfereg 
Kaiſerthums wieder herzuftellen; — oder fi) mit Anderen in eine Ber- 
bindung einläßt, welche auf irgend einen der eben genannten Zwede hin— 
zielt) u. ſ. f. u. ſ. f. — 


*) Es iſt nicht unwichtig, daß unfer Geſetz auch bei dieſer Unter— 
art des Verbrechens des Hochverrathes dem Beiſpiele mehrerer anderer Geſetze, 
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Die V. derjenigen Hauptfragen, welde nah Maßgabe der auf 
Seite 668 enthaltenen Erörterung bei jedem Verbrechen zu löſen kommt, 
nemlih die Art der Beftrafung deffelben, wird in Beziehung auf den 
Hochverrath durch den nachfolgenden 8. 59 geregelt. — 


Am Schluffe der Erläuterung des $. 58 mag aber noch die in jüng- 
fter Zeit hinfichtlich deſſelben erfchienene Zufag-Berordnung vom 27. April 
1854, Nr. 107, ihren Blaß finden. — Sie lautet wörtlid: 

„Seine f. f. Apoft. Majeftät haben mit Allerhöchſter Entſchliezung vom 27. April.1854 
‚zu verordnen gerubet, daß die Einfuhr, der Berfehr, das Unfihbringen und die Verbreitung von 
Geldgeihen und Ereditäpapieren der revolutionären Propaganda, ald: Mazzini-Loſen, KRofuth- 
Dollaruoten u. f, w. ald Mitfhuld an dem Verbtechen des Hochverrathes anzufehen und zu 
behandeln ift; jeder aber, welcher auf eine Weife, wodurd weder die Mitihuld an dem Ber 
brechen des Hochverrathes, noch ein anderes Verbrechen begründet wird, in die Inhabung 
foldyer Papiere gelangt, und Diefelben nicht unverzüglich an die Behörde abliefert, fi durch die 
unterlaffene Üblieferung eined Vergehens [huldig macht, worauf ftrenger Arreft von drei Monaten 
bis zu Einem Jahre, und außerdem eine dem Bwanzigfachen des Betrages, worauf Diefeiben lauten, 
gleichkommende Beldftrafe zu verhängen ift. 

Diejenigen, welche ſich bereits im Beſitze folder Papiere befinden, werden wegen biejes 
Beſitzes zu feiner Strafe gezogen werben, wenn fie dieielben längftens bis 1. Juni 1854 am Die 
Behörde abliefern.” 


Ueber die Auslegung diefer Novelle hat fich bereits ein literarifcher 
Streit erhoben, deſſen Kämpfer zwei weit auseinander gehende Meinungen 
verfechten.*) — Zwei Punkte bilden den Gegenftand der Differenz; 
nemlich 

erſtens: die Frage: „ob und inwieferne durch den erſten Abſatz dieſer 
Novelle, wodurch nemlich die Einfuhr, der Verkehr, das Anſichbringen 
und die Verbreitung von Geldzeichen und Creditspapieren der revolu- 
tionären Propaganda als Mitfhuld an dem Verbrechen des Hoch— 
verrathes erklärt wird, etwad Neues, und beziehungsweife eine 
Modification des bisherigen Strafgefeßes, und namentlich des $. 58 
defjelben feftgefeßt worden ſei?“ — und 


welche ald weientlihed Merkmal von derlei hochverrätherifchen, duch Mehrere 
ausgeführten Unternehmungen eine Berfhwörung oder ein Gomplott 
unter benfelben erfordern, nicht gefolgt ift, fondern fi vielmehr auch hier 
wieder (memlih in dem auf alle drei Unterarten diefes Verbrechens Bezug 
nehmenden Zufaße der lit. e des $. 58) der Worte bedient: „es geſchähe 
ſolches hochverrätherifche Unternehmen von einzelnen Perfonen, oder in Ber- 
bindungen.“ Bergl. hierüber dad auf Seite 680, zumal in der Anmerkung 
dafelbft Gefagte. — 

*) Sieh’ hierüber den Auffag des Herrn Profefford Dr. W. Weffely 
in der Gerichtszeitung, Nr. 84 des Jahrganges 1854; — und den Gegen« 
Auffag des Herrn Dr. 8. Laſch, ebenda, Nr. 101. — 
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zweitens: „ob die ebenerwähnte, hiernach als Mitfchuld an dem 
Verbrechen des Hochverrathes zu behandelnde Handlungsweife nad 
Maßgabe des $. 59, oder nad Analogie der 88. 60 und 61 zu 
betrafen ſei?“ — — 

Zur erfteren Frage behauptet Weffely, daß die mehrerwähnte 
Thätigfeit, da fie eine Mitwirfung zu hodwerrätherifchen Plänen der 
revolutionären Propaganda fei, infoferne die verbrecheriſche Qualität der 
den Gegenftand diefer Thätigkeit bildenden Papiere dem Mitwirkenden be— 
fannt war, nad) dem Elaren Wortlaute des $. 58 lit. e („dur was fonft 
immer für eine dahin — d. h. auf die aufgeführten hochverrätherifchen 
Zwecke — abzielende Handlung") das Verbrechen des Hochverrathes 
felbft begründe, und daß demnah duch die obige Novelle nur in for— 
maler Beziehung, nemlich darin eine Modification des $. 58 des Straf- 
geſetzes eingetreten fei, indem jeßt die genannte Handlungsweife nicht mehr 
ald das unmittelbare Verbrechen des Hochverrathes, fondern nur als 
Mitfhuld an demſelben behandelt werden dürfe. — 

Laſch hingegen behauptet in Anfehung diefes erften Fragepunftes, 
daß durch die erwähnte Novelle ein neues Verbrechen, weldhes nemlich in 
dem bisherigen Strafgefeße ($$. 58— 62) nicht vorfomme, aufgeftellt 
werden wollte und daß alfo dadurd der $. 58 des Strafgefeßes wefent- 
lich modificirt worden fei, indem von diefem neueften Nachtrags⸗ 
Geſetze bei der darin bezeichneten Handlung eine hochverrätheriſche Abſicht, 
d. h. die Abſicht des Thäters, durch die Einfuhr, das Anfihhringen, die 
Verbreitung und den Verkehr von derlei Papieren einen der im 8.58 
litt. a—e angedeuteten Zwecke herbeizuführen, nicht vorausgefeßt, fondern 
vielmehr die bezeichnete Thätigkeit jedenfalls, daher auch ohne die 
eben angedeutete hochverrätheriſche Abſicht als Mitfhuld am 
Verbrechen des Hochverrathes erklärt worden fei, wofür ala Ratio legis 
einerſeits die in folder Thätigkeit liegende objective Beförderung hoch— 
werrätherifcher Zwecke, und and’rerfeits die nimia ineuria, mit welcher 
fih der Thäter über die den Staat bedrohenden Gefahren hinausſetzt, fo 
wie „die indirecte, wenn auch nicht gewollte, jo doch leiht ein— 
sufehende Herbeiführung von Gefahren für den Staat anzufehen 
ſei.“ — — 

Mir ſcheint, daß Herr Dr. Laſch über ſeine Auslegung dieſes neuen 
Geſetzes durch ſeine eigenen, hier zuletzt mit den Anführungszeichen „“ 
hervorgehobenen Worte den Stab bricht. Dadurch nemlich, daß er zu— 
geſteht, daß in der vorausgeſetzten Thätigkeit mit den Geldzeichen und 
Creditspapieren der revolutionären Propaganda „eine indirecte, und 


[Btrafgef. 1. Thi. VIL. Hanpif. $. 58.] 701 (Yon ». Verbrechen d. Hochverrathes zc. ac] 


leiht einzufehende Herbeiführung der Gefahren für den 
Staat“, d. h. mit anderen, nemlich mit den Schluß: Worten des $. 1 
unferes vorliegenden materiellen Strafgefeßes, der ſ. g. indirecte böfe Vor— 
faß des Thäters gelegen ift, wornach er erkennen mußte, daß aus feiner 
Abſicht und Handlungsweife mit folhen Papieren das verbrecherifche Uebel, 
nemlich die im $. 58 bezeichneten hochverrätherifchen Gefahren leicht er— 
folgen können, ift auch ſchon zugeftanden, daß in der erwähnten 
Thätigkeit nicht bloß eine nimia incuria oder hoher Grad von Fahrläffig- 
keit, jondern allerdings fhon dolus, nemlich die auf Hocverrath ge— 
richtete, jedoch häufig von dem Thäter nicht einbefannte, fondern nur in: 
directe, nemlih aus den concludenten Thatumftinden feiner Handlung 
erwiefene Abficht*) zu erkennen fei, und diefelbe daher im vollen Einflange 
mit der Vorfchrift des $. 1 ald Verbrechen des Hochverrathes behandelt 
und beftraft werden könne. — 

Dieß ſcheint mir denn auch ganz unzweifelhaft der Sinn der in Rede 
ftehenden Geſetzes-Novelle zu fein. Es kann doc feinem Zweifel unter: 
liegen, daß die von diefem neueſten Geſetze als Mitfhuld am Verbrechen 
des Hochwverrathes erklärten Thätigkeiten, nemlih „die Einfuhr, der 
Verkehr, das Unfihbringen und die Verbreitung” der erwähnten 
Sreditspapiere ihrer Natur nach und vermöge der unbeftreitbaren fprad- 
gebräuchlichen Bedeutung diefer vier Ausdrüde durchweg nur ab, 
fihtlihe, und nicht etwa bloß culpofe, d. h. durchweg nur ſolche 
Handlungen find, wobei der Handelnde feiner Thätigkeit vollkommen 
bewußt if. Erwägt man num ferner, daß nach der weiteren Voraus— 
feßung diefes neueften Geſetzes eine ſolche bewußte oder abſichtliche 
Thätigfeit mit Greditspapieren „einer revolutionären Propa- 
ganda“ vor ſich geht, und daß auch dieſe Eigenſchaft der Ereditöpapiere 
dem Thäter befannt fei (was vermöge $. 1 ebenfalls vorhanden fein muß, damit man 
überhaupt von jenen abjihtlihen Handlungen mit Greditspapieren einer revolutionären 
Propaganda fprehen könne), daß er alfo wiffe, daß derlei Geldzeihen und Cre— 
ditspapiere dazu beftimmt find, entweder einft von jener auf die gewaltfame 
Beränderung der beftehenden Regierungsform und auf den Umſturz aller 
geiellihaftlihen Ordnung brütenden revolutionären Gewalt, die fich felbft 
künftighin als factifche Regierung an die Stelle der legitimen Staatégewalt 
zu fegen träumt und hofft, als wirkliche Geldwerthe eingelöfet zu werden, 


*) Bergl. die Erörterung über den f. g. dolus indirectus im Gegen: 
faße des dolus directus oben auf Seite 145—149 und die weitere Beleuchtung 
diefer Eintbeilung mit Hinblid auf unfere neue St. P. D. vom 29. Zuli 1853 
in meinen leitenden Grundfägen der fepteren, Seite 294, in der Anmerkung. 
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oder ald Gredits - Anweifungen auf deren eventuelle revolutionären Regie: 
rungs-Finanzen, und zugleich ald mächtigfte Beförderungsmittel der Revo: 
Iution felbft zu dienen, um nemlich diefelben ſchon jekt ald Waare zu ver- 
faufen und fofort in dem dafür einzulöfenden wirklih werthhabenden 
Selde, den Förderern der Revolution ein wirkfames Vehikel für ihre 
verruchten Endzwecke zu fchaffen: fo kann man wohl nicht beftreiten, daß 
in der bezeichneten abfichtlihen Handlungsweife nicht nur objectiv eine 


der in den $$. 5 und 58 als verbredherifch bezeichneten Thätigkeiten („wer 
aufwas immer für eine Art zu einer von dem Geſetze als Berbrechen erklärten Uebelthat 
Borfhub gegeben, Hilfe geleiftet, zu ihrer fiheren Bollftrefung beigetragen“ 
— und „ed gefhäbe die Mitwirkung au hochverrätherifhen Endzwecken au nur durd Unter» 
ſtützung oder durch was fonft immer für eine dahin abzielende Handlung"), 


fondern zugleich auch die Abficht, dadurch die hochverrätherifchen Endzwecke 
der revolutionären Propaganda wenigftens mittelbar fördern zu wollen, 
doch gewiß indirecte conftatirt vorliege ($. 1 des materiellen Straf- 
gefeßes), oder daß nad den Worten des 8. 268 unferer neuen St. P. D. 
„das verbrecherifche Uebel, nemlich die Abfiht der Beförderung hochver— 
rätherifcher Zwede hier in der Handlung felbft gelegen iſt;“ — 
daber konnte die in Rede ftehende Novelle ohne Ungerehtigkeit, und 
in vollem Einklange mit dem $. 58, aber auch im Einflange mit $. 1 
des Strafgefeges und $. 268 der St. P. D. feftfegen, daß die erwähnte 
Thätigkeit als eine dolofe, und ald Schuld an dem Verbrechen des 
Hochverrathes anzufehen fei. Diefe Novelle hat daher hiermit nichts 
Neues feitgefegt, fondern nur einen Saß ausgeſprochen, der fi) aus einer 
eingehenden Combination der erwähnten Gefegesitellen der bisherigen 
Strafgefeßgebung allerdings fhon von felbft ergeben hätte. — Dennoch 
war ed höchſt wünſchenswerth, daß dieß von Seite des höchften Gefeh- 
aebers felbft ausdrücklich angeordnet und über allen Zweifel feftgeftellt 
werde, weil ohne folde ausdrüdlihe Erklärung von Seite der geſetz— 
gebenden Gewalt nur zu viele Borwände gegen die Anwendung des 
8. 58 auf die erwähnte Handlungsweife gerade für ſolche Bälle offen ge— 
blieben wären, in, welchen aud Herr Dr. Laſch die Anwendbarkeit des 
$. 58 läugnet, wenn nicht eben diefe Novelle binzugetreten wäre, wenn 
z. B. Jemand derlei Geldzeichen an fih brachte, angeblich, um fie aus 
Liebhaberei feiner Raritäten: Sammlung einzureihen, oder, wenn er damit 
Handel triebe, um fic zu bereichern, oder ſolche ankaufte, und hinterliftiger 
Weife in eines andern Wohnung oder unter deffen Papiere zu bringen 
wüßte, um diefen einer Verlegenheit auszuſetzen u. |. f. Gerade um ſolchen 
elenden Ausflüchten zu begegnen, denen gegenüber doch vielleicht ein 
ferupulöfer Richter Anftand nehmen Fönnte, das Dafein des böfen, d. h. 
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hoch verrätheriſchen Vorſatzes anzunehmen, hat nun das neuefte Gefek 
angeordnet, daß die erwähnte Thätigkeit als Mitfhuld am Hochverrathe zu 
behandeln fei, fo daß alfo bei dem Dafein einer diefer vier 
Thätigkeiten auf Seite des Thäterd auch ipso facto der 
hochverrätherifhe Borfak als erwiefen und vorhanden an— 
zufehen ift.*) — Dabei ift aber von diefem neueften Gefege die Anwend» 
barkeit auch des $. 2 unferes allgemeinen Strafgefeßes, d. h. die Voraus— 
feßung nicht ausgeſchloſſen, daß derjenige, der ſich einer der erwähnten 
Thätigkeiten objectiv fhuldig gemadht hat, den Gegen beweis des von 
der Novelle ald vorhanden vorausgefehten Dafeind des böfen Vorſatzes 
liefere, und z. B. nachweife, daß die von ihm eingefauften oder unentgelt- 
lich an fi gebrachten Ereditöpapiere der revolutionären Propaganda, wenn 
z. B. ihre nähere Bezeichnung etwa in einer ihm erweislid ganz fremden 
Sprache gedrudt ift, ihm als folhe nicht erfennbar waren, und 
daß er daher in feiner Handlungsweife auch nicht ein Verbrechen erfennen 
konnte ($. 2 lit. e). — Ja diefes neuefte Gefeß hat fogar die ſe Voraus— 
jegung, daß Jemand in die Innehabung [. b. in ein factifhes Berhättuig, 
welches nicht nothwendig das Bewußtfein feines Beftehens von Seite des Inhabers einfchlieht) 
folder Papiere fommen könne, ohne fih des Hochverrathes fhul- 
dig zu maden, in dem Nachſatze ausdrücklich beigefügt, indem es 
erklärt, daß eine ſolche Inhabung nicht bloß ein anderes Verbrechen 
(4. B. Betrug, Verläumdung, Mißbrauch der Amtsgewalt) fein könne, fon- 


) In analoger Weife hatte die öfterreichifche Gefehgebung auch in 
früheren Zeiten bei ähnlichen Anläffen, nemlih in Anfehung der Bereinigung 
der „Carbonari“ und der „Giovine Italia“ mit dem Hoffanzleipräfidial: 
Decrete vom 10. November 1821, 3. 32698 (polit. ©. ©., Bd. 49, ©. 328), 
und dem Hoffanzleidecrete vom 20. Juli 1833 (polit. ©. ©., Bd. 61, ©. 187) 
erflärt: „daß derjenige, der künftighin in eine dieſer Vereinigangen eintritt, ober 
die Fortfchritte derfelben zu hindern, oder ihre Mitglieder anzuzeigen unter: 
läßt, nah den Beftimmungen des Strafgefeped ald mitfchuldig ded Berbrechend 
des Hochverrathes zu behandeln fei, ohne daß er fih mit ber Unwiffen- 
beit des Geſetzes foll entfhuldigen (ohne daß er alfo den Mangel des hoch— 
verrätherifhen Borfages fon vorfhügen) fönnen. — In ganz gleicher Richtung, wie 
dur die vorſtehenden zwei Novellen aud den Jahren 1821 und 1833, ift 
demnach auch durch die oben in Rede fiehende Berordnung vom 27. April 1854 
audgefprodhen worden: „daß in den erwähnten Thätigfeiten in Beziehung auf 
die Ereditöpapiere der revolutionären Propaganda auch der hochverrätherifche 
Borfag dedjenigen, der ſich einer folhen Thätigkeit fhuldig macht, ipso facto 
conftatirt fei, und feines befonderen Beweifes für deffen Dafein bedürfe; daß 
baber vielmehr demjenigen, der trog einer folhen Thätigkeit den Mangel eines 
böfen Borfages behauptet, der Gegenbeweis obliege.” — 
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dern jedenfalld als ein dafelbjt näher- beftimmtes Vergehen anzufehen 
und zu beftrafen fei, in welch' legterer Beziehung übrigens diefe Novelle 
allerdings ganz neue, aber feiner befonderen Erläuterung bedürfende 
Beſtimmungen ) angeordnet hat. — 


) Im Königreihe Ungarn wurden zwar im Sabre 1849 mehrere 
analoge Berordnungen erlaffen, wodurh „die Banknoten, Geldnoten und andere 
wie immer geartete Geldzeichen, welche von den ungarifhen Rebellen ald Papier- 
geld ausgegeben wurden, und namentlich die f. g. Koffuth-Noten (von den 
Jahren 1848 und 1849) ala ungefeklich erklärt, unbedingt von allem Berkehre 
ausgefchloffen, und deren Anfihbringung, Annahme, Berfendung bald ald Theil- 
nahme am Aufruhr erklärt, bald wieder deren bloßer Befig ald den firengften 
(übrigend nicht näher normirten) Strafen, jo wie der kriegsrechtlichen Be— 
handlung unterliegend erklärt worden find.“ Dahin gehören die Proclamationen 
der Armee- Obercommandanten Welden und Haynau vom 20, Mai 1849, 
29. $uni 1849, 1. Juli 1849, 30. Suli 1849, 2. October 1849, 13. October 
18549, und 12. December 1849 (in der amtlihen Sammlung der für Ungarn 
erlaffenen a. h. Manifefte und Proclamationen und der Kundmachungen der 
Dperbefehlähaber der Faiferlihen Armee in Ungarn — Dfen, 1850 — Nr. 50, 
57, 59, 79, 111 und 118). — Mllein alle diefe Proclamationen waren nach 
Inhalt und Tendenz theild nur auf die Dauer ded damaligen Bürgerfriegeg, 
theil® wenigftens nur für die Dauer des über Ungarn durch das Manifeft des 
Kaiferd und Königs vom 3. October 1848 (in vorftebender Sammlung Nr. 3) 
verhängten Kriegs- oder Belagerungsd» Standes berechnet gewefen, und zwar 
umfomehr, als auch die von Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige dieſen 
Armee» Oberbefehlähabern ertheilte Bollgewalt ihrer Natur nah nur auf 
die Dauer diefed AUsnahms-Zuſtandes wirffam war. Da nun ver: 
möge der Verordnung vom 11. April 1854, Nr. 87 des R. ©. DL, mit 1. Mai 1854 
der Belagerungsitand im Königreiche Ungarn aufgehört bat, fo ſcheint auch die 
Wirkſamkeit jener Verordnungen erloſchen zu fein, und feit diefer Zeit dürfte 
daher auch in Ungarn der bloße Befig, oder felbft der Verkehr mit derlei 
älteren f.g. Koffuthnoten für fich allein, wenn nemlich nicht etwa andere 
Umftände hinzulommen, welche zeigen, daß diefer Befik oder Verkehr nur ala 
Mittel zu einer anderen ftrafbaren Handlung flattgefunden hat, vermöge Art. IV 
des 8. M. P. des St. G. nicht mehr als ftrafbar angefehen werben fönnen, 
bis dieß nicht etwa dur ein neues Geſetz erklärt werden wird. — 

Darüber, daß auf den Beſitz, Berfehr, das Anfichbringen und die Ver— 
breitung diefer älteren Kofuthnoten nicht etwa die obige Novelle vom 
27. April 1854, Nr. 107 de R. ©. Bl., angewendet werden fünne, dürfte bei 
dem klaren Wortlaute der legteren faum ein Zweifel aufgeworfen werden können, 
da ja diefelbe ausdrüdlih nur von den Geldzeichen und Greditöpaieren „der 
revolutionären Propaganda” fpricht, und in Beziehung auf Koffuth- Roten 
fogar namentlih nur die Kofuth- Dollar: Roten beraushebt, wohin doch 
gewiß die älteren f. g. Koffuthnoten von 1848 und 1849 nicht gehören. — — 
Man hat zwar praftifch verfucht, diefe Novelle mit einer gewiffen Diftinction 
wenigftend auf einen Theil diefer älteren Koffuthnoten, nemlich auf jene der 
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Aus diefen Gründen glaube ich daher die oben angedeutete Anficht 
des Herrn Dr. Laſch als irrig, und in ihren Gonfequenzen fogar als be— 
denklich erkennen zu müffen, da fie die offenliegende Tendenz des Geſetzes 
nad beiden Richtungen hin geradezu vereitein würde, indem Laſch einer 
feits auf die in diefer Novelle bezeichnete Thätigkeit, felbft wenn fie 
ermweislich in der Abficht gefhehen wäre, dadurch hochver— 
rätherifche Zwede zu fördern, jedenfalld nur die geringere Straf 
norm der 88. 60 und 61, und nicht jene des 8. 59 anwendbar erklärt; *) 
und indem er and'verfeits die oftermähnte Handlungsweife felbft bei er- 
wiefenem Abgang aller hochverrätheriſchen Abfiht noch 
immer nah Maßgabe diefer Novelle, d. i. alfo mit anderen Worten, fogar 





jweiten Gmiffion vom 1. Jänner 1849, melde bereitd von einer rebelliſchen 
(revolutionären) Regierung ausgegeben worden feien, in Anwendung zu bringen; 
nicht aber auf jene der erften Emiffion vom 1. Eeptember 1848, weil diefe 
Iepteren von dem ungarifhen Rinanzminifterium bereit? mit Erlaß vom 
7. September 1848, alfo zu einer Zeit ausgegeben worden feien, wo das 
felbftftändige ungarifke Minifterium, fo wie überhaupt die damalige 
ungarifhe Regierung noch legitim gewefen fei, nemlich noch auf Grundlage 
königlicher Ernenmung beftanden babe, indem dieſe Regierung erft mit dem ſchon 
oben erwähnten Manifefte ded Kaiſers und Königs vom 3. October 1848 auf 
gelöfet worden if. — Alleın ich halte diefe Anficht aus doppeltem Grunde 
für unrichtig, dorerft darum, weil die angegebene Diftinction zwifchen den 
älteren Koffutbnoten der erften und zweiten Gmiffion des geſetzlichen 
Bodens ermangelt, indem aud die erfte Emiffion vom 1/7. Eeptember 1848 
jwar von einem nomimell nod legitimen ungarifden Finanzminifterium, 
allein ebenfalls fhon unberedhtiget und ungeſetzlich audgegeben wurde, 
da befanntlich der dießfällige Neichetaga-Befhluß wegen Ausgabe von Papier 
geld nicht nur nicht die fünigliche Eanction erhielt, ſondern überdieß durch 
die Manifefte ded Kaiferd und Könige vom 3. Detober, 20. October umd 
6. November 1848 (in obiger Sammlung Nr. 3, 5 und 6) alle nicht ſanctio— 
nirten Reihstagabeihlüffe, und darunter fogar namentlich aud jene wegen 
ded Papiergeldes, auädrüdlih als ungefeplih und ungiltig erklärt 
worden find. — Ich fann daher die Diftinction zwifchen den Koffuth-Noten der 
erften und zweiten Emiffion auf dem Boden ded Nehts nicht für erheb- 
lich anfeben, und muß diefe Noten beider Emiffionen für gleich ungeſetz— 
lich und ungiltig erfennen. — Dennoch halte ich aber die mehrerwähnte 
neuefte Novelle vom 27. April 1854 darauf nicht für anwendbar, meil die— 
felben wohl Geldzeihen einer rebellifhen Gewalt oder Regierung, nimmer 
mehr aber, wie es diefe Novelle fordert, „einer revolutionären Propaganda” 
nd. — — — 

*) Vergl. über die Anwendung der Strafbeſtimmungen des 8. 59, und 
nicht der 88. 60 und 61, auf obige Thätigfeit noch die nachfolgende Gr- 
drterung über die zweite oben aufgeworfene Frage. — 

Hye, Kommentar. 45 
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denjenigen als ſchuldig des Hochverrathes ſtrafen will, der den oben 
von mir angedeuteten Gegenbeweis zu liefern vermag, daß er die von 
dem höchſten Geſetzgeber in dieſer Novelle vorausgeſetzte hochverrätheriſche 
Abficht nicht hatte, weil ihm z. B. derlei in feinem Beſitze vorgefundenen 
Papiere erweislich gar nicht als ſolche bekannt waren! — — 

Hieraus erhellt zugleich, daß ich hinſichtlich der erften oben auf: 
geworfenen Frage vielmehr die von dem Herm Profeffor Weffely ver- 
fochtene Anficht, jedoch nur in demjenigen Punkte ald die richtige er— 
kenne, als er behauptet, daß die viel erörterte Novelle den $. 58 in 
materieller Beziehung nicht modiflcirt habe. — Allein den zweiten 
Theil feiner Behauptung, daß hierdurch eine Abänderung des beftehenden 
Gefeges in formaler Beziehung gefchehen fei, indem die oft erwähnte 
Thätigkeit mit folhen Papieren nunmehr ald Mitfhuld am Hochverrathe 
erflärt werden müffe, während fie fih nah $. 58 ald unmittelbare 
Schuld darftellen würde, kann ich nicht als richtig erkennen, obgleich diefe 
Behauptung auf einen leeren Wortftreit Hinausläuft, der ohne alle praftifche 
Folgen ift, weil Weffely nichtsdeftoweniger zugefteht, daß auf die in Rede 
ſtehende Mitfchuld dieſelbe Strafe, wie auf die unmittelbare Schuld, 
nemlich die Strafbeftimmung des 8. 59, und nicht jene der $$. 60 und 61 
anwendbar fei. — Ich halte nemlich dafür, daß durch die obige Novelle 
die darin bezeichnete Thätigkeit in voller Hebereinftimmung mit dem Sprad- 
gebraudhe unferes Gefekes ald Mitfhuld an dem Verbrechen des Hoch— 
verrathes erflärt worden fei, indem in dem $. 5 und in fo vielen anderen 


Parallel-Stellen dieſes Geſetzes der Ausdruck: Mitfchuld " (ats opiectives 
Gorrelat des im Gefeße viel öfter vorfommenden, auf das Subject hindentenden Ausdrudes: 


„Mitfähuldige) im weiteften Sinne foaar zur Bezeichnung des Inbe— 
griffes aller vier in dem $. 5 bezeichneten Mitwirkungs« Arten zu einem 
Verbrechen, im engeren Sinne wenigftend für den Inbegriff der in den 
erften drei Abſätzen diefes $. 5 erörterten Wirkungskreisarten im Gegen: 
faße des vierten Abſatzes er die Theilnahme im engeren Sinne einſchließth ge: 
braucht wird, alfo in beiden Bedeutungen noch immer auch die von 
Weffely f. g. unmittelbare Schuld an einem Verbrechen einfchliet, 
und ſelbſt in einer dritten noch engeren Bedeutung nur den Gegenfak 
von Hauptthäter und Urheber, alfo doch noch immer diejenige Hilfs— 
Thätigfeit umfaßt, wodurch „Jemand (mie es ja gerade in der gedachten Novelle 
vorausgefeßt wird) dem Verbrechen eines Anderen (uemlich der revolutionären Propa- 
gande) in mittelbarer Weiſe Vorſchub gibt, oder zu deren 
fiheren Vollſtreckung beiträgt” (8. 5 des Strafgeſetzes).) — 


) Die Nachweiſe diefer verfchiedenen Bedeutungen des Ausdruckes: 
„Mitfhuld“ (oder „Mitfhuldige”) in un ferem Strafgefepe fammt dem 
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Aus eben diefen Gründen hat daher die neuefte Novelle die erörterte 
Hilfs-Thätigkeit zu dem Hochverraths-Verbrechen der revolutionären 
Propaganda, in voller Uebereinftimmung mit dem Sprachgebrauche unferes 
Strafgefepes, als „Mitſchuld“ am Berbrechen des Hochverrathes bes 
zeichnet, da nach dem Ebengefagten im Sinne dieſes Gefehes die Mit- 
ſchuld an irgend einem Berbrechen nicht eine eigene Art von Verbrechen, 
fondern regelmäßig nur eine Schuld an dem Verbrechen bezeichnet, deffen 
man eben mitfehuldig wird. — 

Aus diefer Auseinanderfegung ergibt ſich aber zugleich meine Löfung 
der zweiten von den oben rücfichtlich der Novelle vom 27. April 1854 
aufgeworfenen Fragen. Ich halte nemlich, wie bereits oben angedeutet 
wurde, die Anficht des Herm Dr. Laſch, daß die in diefer Novelle bes 
zeichnete Thätigkeit nach Analogie der $$. 60 und 61 nur mit 5—10jähri- 
gem ſchweren Kerker zu betrafen fei, fhon aus dem Grunde für irrig, 
weil man diefer Aushilfe der Anwendung einer analogen Gefeßesitelle 
im vorliegenden Falle gar nicht bedarf, indem nad dem Klaren Wortlaute 
des 8. 5 (was übrigens auch Herr Profeffor Weffely a. a. D. behauptet) 
jeder, der eines beftimmten Verbrechens mitfchuldig ift, ald des nem— 
lichen Verbrechens, wie der vorausſetzliche unmittelbare Thäter, fhuldig 
erkannt, daher auch mit der ſelben Strafe belegt werden muß, welche den 
letzteren treffen muß, infoferne das Geſetz für einzelne Fälle nicht befondere 
Ausnahmen feftgefebt hat.) Nun gibt aber der $. 59 ausreichende Vor— 
fhriften für alle Perfonen, welhe fih auf was immer für eine 
Weife des Verbrechens des Hochverrathes mit-ſchuldig gemacht haben, 
und es findet namentlich der zweite Abſatz der lit. b diefes 8. wörtlich 


leidigen Zugeftändniffe, daß daffelbe dießfalls einen fehr ſchwankenden Sprad: 
gebrauch beobachte, wurden von mir in den Anmerkungen auf Seite 230—232 
geliefert. — — Mebrigend ift diefem in unferer vaterländifchen Gtraf« 
Befebgebung nun einmal beftehenden, wenn gleich ſchwankenden, aber Tange 
eingewohnten Sprachgebrauche, auch unfere neuefte St. PB. D. vom 29. Juli 
1853 gefolgt, indem fie den Ausdruck „Mitfchuldige” regelmäßig in ber erften 
der obenerwähnten drei Bedeutungen, nemlich im weiteften Sinne ($$. 140 
3. 5 und 6, 176, 183, 261 3. IV, 271 und 408); — einigemafl auch in der 
mittleren ber obigen Bedeutungen, ald Gegenfaß von Theilnchmeru ($$. 60, 
341, 353 und Art. IV des K. M. P.), und nur ein einziges Mal, da nem- 
ih, wo e8 fih um eine formale und möglichſt gemaue Bezeihnung 
der verbreherichen Thätigfeit handelt, au in der engften ber obigen brei 
Bedeutungen ($. 283 lit. a) gebraudt hat. — — — 

*) Bergl. die nähere Begründung ded obigen Sapes auf Seite 233 und 
234 d. W. 
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Anwendung auf die in Rede ftehende Thätigkeit derjenigen, die fidh Die 
Einfuhr, den Verkehr, das Anfihbringen oder die Verbreitung von derlei 
Greditspapieren der revolutionären Propaganda zu Schulden fommen 
laffen, indem fie fi) durch diefe Ihätigkeit, vorausgeſetzt, daß diefelbe 
ifolirt, d. b. ohne Zufammenhang mit einer anderweitigen hochver- 
rätherifchen Thätigkeit bleibt, jedenfalls nur „auf eine entferntere 
Weiſe an dem bochverrätherifchen Unternehmen der erwähnten Propaganda 
betheiliget haben.“*) — 


) Bei der obigen Beweisführung blieb ih ausfchließend bei dem mir 
unzweifelhaft erfheinenden Wortlaute des 8. 5 ftehen; und abftrabirte von Der 
weiteren Annahme des Herrn Dr. Laſch (worin ihm übrigen auch Herr Pro— 
feffor Weſſely beiftimmt): „daß troß dem Art. IV des 8. M. P. unferes 
Et. ©. in dem Falle, wenn zwar irgend eine beflimmte Handlung von dem 
Gefepe als frafbar erklärt, aber mit feiner beftimmten Strafe bedroht ift, im 
Beziehung auf die Straf: Bemeffung allerdings eine analoge Anmwen- 
dung einer anderen Gefepeäftelle, und beziehungämweife die Anwendung Der 
im Gefege für einen anderen analogen Etraffall verhängten Strafe ftattfinden 
dürfe, und daß dur den erwähnten Art. IV die Analogie nur rüdfihtlich der 
frafbaren Qualität der im Gefeke nicht ausdrüdlih ald Verbrehen, Ber: 
gehen oder Uebertretung erflärten Handlungen ausgeſchloſſen ſei“ — — Ich 
halte auch dieſe, obgleich hier durch zwei tüchtige Gewährdmännner gegen die 
entgegengefegte (von mir auf Seite 99 lit. b, ©. 100 vorlegter Abfak, und 
S. 103— 104 d. W. aufgeftellte) Gefeped + Auslegung verfochtene Anfiht nad 
Wortlaut und Geift unſeres Gefekes für unrichtig. Die Herren Gegner 
haben weder die Gründe, die ich für meine Anficht geltend gemadt habe, 
widerlegt, noch für ihre eigene Meinung einen anderen Grund, ald die Be- 
rufung auf den klaren (angeblich für fie fpredhenden) Wortlaut ded mehr: 
erwähnten Art. IV angeführt. Allein ih muß es dem Uriheile jedes Lefers 
überlaffen, wie der Mare Wortlaut diefed Artiteld, der da fagt: „nur dad: 
jenige fann nah Maßgabe diefes Strafgefeges ald Verbrechen, Ber- 
geben oder Uebertretung behandelt und beftraft werden, was in demfelben 
ausdrüdlich ald Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung erklärt wird" — — 
die Anfiht der Herren Gegner unterftügen foll! — So lange niht andere 
Gründe für diefe entgegengefegte Anficht vorgebradht werden, dürfte wohl die 
don mir a. a. Orte dargethane Auffaffung des Art. IV, wornadh die Analogie 
auch in Beziehung auf eine wenigftend firengere Straf-Bemeffung aus— 
gefhloffen ift, nit ald widerlegt erfcheinen. Zum Glüde ift der Streit, 
wenigftend in Beziehung auf den wichtigften dabei in Frage kommenden 
Moment, praktifch unfruhtbar. Es wäre die nemlich der Fall, wenn etwa 
irgend eine Handlung von dem Gefege ald Verbrechen erklärt, darauf aber 
gar feine Strafe feftgefept wäre. Allein eine folhe Lüde fommt in unferem 
Gefege nicht vor. — — 

Nur no gegen Eine Behauptung ded Herrn Dr. Lafch glaube ich 
Proteft einlegen zu müffen, daß nemlih „feine Auffaffung des Art. IV be— 
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Degen diefes Verbrechens ift auf Todesftrafe zu erkennen: Etrafedes 504 
a) gegen Jeden, der fich einer der im $. 58 lit. a bezeich— 

neten Handlungen fchuldig gemacht hat, wenn diefe aud 

ohne Erfolg geblieben ift; 


reitd durch zwei Entſcheidungen des Caſſationshofes vom 21. October 1852, 
3. 10958, und vom 21. April 1855, 3. 3764, volllommen unterftügt (dad 
will doch fagen, ebenfalld als die gefeplihe auch von dem Gaffationdhofe 
angenommen — ? —) worden fei. — Allein wenn man biefe beiden Ent- 
fheidungen ded Gaffationghofes, jo wie fie in der Gerichtözeitung abgedrudt 
erfheinen (Jahrgang 1353, Nr. 11 und 64), durchgeht, fo überzeugt man fi, 
daß darin von dem in Frage flebenden Art. IV aber auch nicht im Entfernteften 
die Rede if. Es Handelt fih bei diefen zwei Entfheidungen vielmehr um 
die frage: „ob die Zufammenrechnung der Beträge mehrerer Angriffe und 
Facta, welche rüdjichtlich des Diebftahls im 8. 173 ausdrüdlich angeordnet ift, 
au beim Betruge flattfinden dürfe?” — Der Gaffationdhof bejahte diefe 
Frage (wie auch ich fie bereits in dem im Auguft 1852 erfchienenen erften 
Hefte des vorliegenden Werkes, Seite 109 und 110, bejaht hatte), allein nicht 
etwa mit Berufung auf die Analogie mit $. 173, fondern vielmehr vermöge 
des Mortlauted ded $. 200 felbft, im welchem memlich der Ausdrud: „Be— 
trügereien“ darauf hinweiſe, daß das Gefep nicht bloß ein einzelnes Be— 
trugsfactum, fondern alle die verfchiedenen, wenn nur noch unbejtraften 
Betrugsfacta des Befhuldigten zufammen im Auge hatte, wenn ed fih um 
die Berehnung ded Betrages handelt, und umnterftügt diefe Auffaffung des 
Geſetzes aus deffen ganzem Geifte Hinfihtlih aller Bermögend » Derlegungen, 
und rechtögefchichtlich aus der Entwidlung deö 3. 173 aus dem früheren Hof- 
decrete vom 11. Mai 1816, Nr. 1243 der %. G. S. — — Scheinbar 
wenigftens hätte Herr Dr. Laſch aus diefen zwei Entfcheidungen des Gaffationd- 
hofes vielmehr die Behauptung ableiten können, daß diefer hohe Gerichtähof 
dadurch vielmehr felbft demjenigen Audfpruche des oftgedachten Art. IV, deffen 
Inhalt fonft allgemein zugeftanden ift, zuwider — fogar die Qualifica- 
tion einer Handlung ald Berbrehen (aud der Betragshöhe nemlich) ex 
analogia mit $. 173 ausdgefprohen habe. Auf diefe Bemweisführung gebt 
nemlich ein anderer mit Scharffinn durchgeführter Auffap ded Herrn Profefford 
Rulf (in Haimerl's Magazin für Rechts- und Staatäwiffenfchaft, VIII. Bd., 
1. Heft, Seite 70 u. fgg.) hinaus, wenn er behauptet, daß dad Zufammen- 
rechnen der Beträge aud mehreren Angriffen in Eine Summe aud bei dem 
Betruge, der Beruntrenung und der bodhaften Befhädigung fremden Eigen- 
thums geradezu gegen den beftimmten Wortlaut ded Art. IV anftoße. — Allein 
ed wurde fchon früher darauf hingewiefen, daß der Gaffationdhof feine Ent— 
ſcheidung nicht auf den Art. IV, und ſelbſt nicht einmal auf die Analogie mit 
dem 8.173, fondern auf andere Argumente fügte, welche auch Herr Pro- 
feffor Rulf nicht miderlegt hat, und welche derzeit bereits die allgemeine Anz 


[Strafgef. 1. Thl. VII Hauptfl. $. 59.) 710 Won d. Verbrechen d. Hochverrathes ac. ꝛc.] 


b) gegen die Urheber, Anftifter, Rädelsführer und alle die- 
jenigen Perfonen, welche bei einer hochverrätherifchen 
Unternehmung der im $. 58 lit. b und c bezeichneten 
Arten unmittelbar mitgewirkt haben. — 

Gegen alle diejenigen aber, welche fi) bei einer fol- 
chen Unternehmung auf eine entferntere Weife bethei- 
liget haben, ift die Strafe des ſchweren Kerkers von 
zehn bis zu zwanzig Jahren, bei befonderer Gefährlich: 
feit des 1nternehmens oder des Thäters aber die Strafe 
des lebenslangen ſchweren Kerkers zu verhängen. 

Wurde endlich 

ec) durch öffentlich oder vor mehreren Leuten vorgebrachte 
Reden, duch Druckwerke, verbreitete bildliche Darftel- 
Jung oder Schriften zu einer der im $, 58 bezeichneten 
Handlungen aufgefordert, angeeifert oder zu verleiten ge- 
ſucht, und iſt diefe Einwirkung ohne Zufammenhang 
mit einer anderen verbrecherifchen Unternehmung und 
ohne Erfolg geblieben ($. 9), fo ift auf ſchweren Kerker 
zwiſchen zehn und zwanzig Jahren zu erkennen. 

Für den Erfah des durch das Verbrechen des Hochver- 
rathes dem Stante oder Privatperfonen verurſachten Schadens 
bleibt jeder Schuldige mit feinem ganzen Vermögen verant- 
wortlid. — 


erfennung der Praris gefunden haben, fo daß es nunmehr faft nuplos erfcheint, 
jur weiteren Begründung biefer Anficht erſt noch viele Worte zu verlieren, 
wenn man auch dem Herrn Profeffor Rulf zugefichen mag, daß es wünſchens— 
werth geweſen wäre, daß dad zevidirte Strafgeſetz die citirte Novelle vom 
11. Mai 1816, Nr. 1243 der J. ©. ©., vollftändig, nemlih nicht Bloß 
beim Diebftahle, fondern au bei dem genannten übrigen drei Vermögens— 
Verbrechen aufgenommen, und fofort die Frage auch rüdfichtlich diefer drei 
firafbaren Handlungen ausdrücklich entfchieden hätte. — — Vergl. übrigens 
auch den Auffap eines Ungenannten (D.) in der Gerichtszeitung, Nr. 20, 
vom 16. Februar 1854, welcher die Anfiht Rulf's in Beziehung auf den Betrug 
und bie bodhafte Beſchädigung fremben Eigenthums gut heißt, dagegen die von mir 
in Beziehung auf alle diefe Vermögens-Verletzungen verfochtene und von dem 
Gafjationshofe anerkannte Zufammenrehnung allerdings rüdfihtlih der Ber— 
untreuung zugefieht, weil diefe im Gefepe überhaupt ganz gleihartig mit 
dem Diebftahle behandelt werde, und weil dieß namentlich aus dem $. 186 lit. b 
erhelle, wo nemlich Theilnehmungen an der Deruntreuung ganz homogen mit 
jenen an einem Diebftahle behandelt werden. — 
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Auf diefes — wäre es auch ohne allen Erfolg nur bei dem Verſuche geblieben, _ 2 —— 
wird die Todesftrafe verhängt. 


n. Wär, 106, pre = —— des Abſatzes lit. d des $. 23 des prov. Preßgeſetzes vom 

Rachdem die wohlgemeinten Ereiferungen edler Menfchenfreunde (deren 
Reigen Beccaria führte, umd als deren kräftigfter und ausdauernd- 
fter Kampfgenoffe in Deutfchland wohl Grohmann genannt werden mag) 
für die Abſchaffung der Todesftrafe überhaupt, an den ernften Beweis⸗ 
gründen der a hi und praftifhen Nothwendigkeit ge- 
Theitert waren,”) erhob fih das Feldgeſchrei gewifler politifch er Par— 
teien, daß dieſe Strafe wenigſtens bei den |. g. politifchen Verbrechen 
nicht mehr in Anwendung kommen ſolle. So fordere es die Staatsklug— 
beit (29) und die Civiliſation des neunzehnten Jahrhunderts! | 

Allein faft alle neueren Strafgefeßgebungen, zumal in den deutſchen 
Ländern, antworteten hierauf mit der Feftfegung ? der Todesſtrafe auf den 
Hochverrath,“) und zwar regelmäßig nicht bloß auf die Vollendung, 
fondern ſelbſt auf bloße Verſuchs— und Vorbereitungs— Handlungen 
dejjelben, ohne Zweifel aus der naheliegenden Betrachtung, weil es einer 
ſeits nur felten in der Macht des auch erſt nur im Stadium des Verſuches 
einer hochverrätheriſchen Unternehmung Stehenden liegt, den Fortſchritt 
der von ihm ſelbſt getroffenen Anſtalten zur Vollbringung des Hochver⸗ 
rathes zu hemmen, ſomit ſchon der eiſte Verſuch deſſelben unabfehbare, 
höchſt gefährliche Folgen herbeiführen Tann; und weil and rerſeits der 
vollbrachte Hochverrath, zumal dann, wenn er eine eigentliche Revo— 
lution im Gefolge hat, wohl regelmäßig dem Arme der ftrafenden Ge⸗ 
rechtigkeit entrückt iſt, und weil demnach die Strafgeſetzgebung, ſoll die Ver⸗ 
wirklichung ihrer Strafe gegen wirklich vorgekommene Verbrechen und eben 
dadurch auch ihre abhaltende Wirkſamkeit nur überhaupt noch eine ir 
heit fein, dem Beginne folder Unternehmungen entgegentreten muß. 
ganz verfchiedene Urtheil, welches nicht bloß von den Strafgerichten * 
Staates (von dieſen freilich nur nothgedrungen), ſondern ſelbſt von der 
„Weltgeſchichte als Weltgericht“ hinfichtlich jeder bloß veiſuchten, aber 
mißlungenen, und eben darum mit Strafe verfolgten, im Gegenſatze der 


) Vergl. die Erörterung auf Seite 38 u. fgg. d. W. 

"*) Die ephemere Unterbrehung, welche die gefeplidhe Geltung der 
Todesſtrafe in mehreren Ländern des deutfchen Staatenbunded durch die Ein— 
führung der befannten „Örunbrechte | des deutſchen Volkes“ im Jahre 1849 er⸗ 
litten hatte, fann kaum in Betracht fommen, da bekanntlich Thon im Jahre 
1851 diefe Grundrechte wieder überall außer Kraft gefept waren. — 
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gelungenen, dann aber nur zu haufig mit Bürger: und felbft mit Herrfcher- 
Kronen belohnten Revolution gefällt wird, hat wohl Niemand tiefer und 
geiftvoller gefchildert, als der große Dichter in den befannten Worten: 

„Gedacht blog und mißglüdt — iſt's nur ein Frevel, 

Vollbracht iſt's ein unfterblich Unternehmen! — 

Und was nur glüdt, dad wird dann auch verziehen, 

Denn — jeder Ausgang ift ein Gotted- Urtheil!” 

In diefer Fait-accompli-Theorie des wirklihen Lebens der Staaten 
und Bölfer, mag fie auch mit der Idee der ewigen Gerechtigkeit in noch fo 
fchneidendem Contraſte ftehen, liegt die Genefis der legislatorifhen Strenge 
faft aller Zeiten — gegen den bloßen Verſuch des Hochverrathes!) — 

Iſt nun aber einmal die Beibehaltung der Todesftrafe überhaupt 
fowohl aus dem Standpunkte der Idee des Rechtes, ald der Unent= 
behrlichkeit derfelben zur Sicherung der gefellihaftlihen Ordnung ge— 
rechtfertiget: fo ift fie ebendadurch auch insbefondere gegen Diejenigen 
Verbrechen ald die gerechte und alleinig zwedentfprehende Strafe ges 
techtfertiget, welche eben diefe gefellfchaftlihe Ordnung in ihren Grund» 
feften unterwühlen, und dadurch nicht bloß den Beitand der Geſellſchaft 
im Ganzen, fondern insbefondere auch die theuerften Güter jedes einzelnen 
Mitgliedes derfelben, welche Leben, Freiheit und Eigentbum aller Ange- 
börigen des Staats den größten Gefahren ausfeßen! — — 

Dennoch fah fih unfere dermalige Gefeßgebung, offenliegend aus 
Humanitäts-Rückſichten, bewogen, die von der vaterländifchen Ge— 
‚feßgebung von jeher, und aud noch durch den 3. 53 des Strafgefeßes vom 
Jahre 1803 gegen jeden Hochverraths-Verſuch ohne alle Unterfcheidung 
verhängte Todesjtrafe zum Theile wieder aufzugeben, und von derfelben 
mwenigftens für die minder gefährlichen Theilmehmer an hochverrätherifchen 
Unternehmungen um fo weniger einen Gebrauch zu machen, als ja auch 
bisher factifh, troß der Strenge des Geſetzes, in unferem Baterlande 


) Auch die fhon mehrfach gehörte Einwendung, daß es gegen die Ge— 
feßgebungd: Klugheit fei, fhon auf den bloßen Verſuch des Hochverrathes 
eine fo firenge, und indbefondere die nemliche Strafe, wie gegen den voll» 
brachten Hochverrath feftzufegen, indem dann der Verſucher defto zuverläffiger 
das Berbrehen zu vollbringen bemüht fein wird, wenn ihn dafür keine 
härtere Strafe, als für das bloß verfuchte Berbrechen ereilen fanın — — 
teifft wenigftend unfer vaterländifches Gefeg nicht, da der $. 62 deifelben 
jedem folhen Berfuher Reizmittel genug an die Hand gibt, um von der Boll- 
bringung feines bisher nur verfuchten Unternehmend aus eigener thätiger 
Reue abzuftehen, indem ihm für diefen Fall nicht bloß eine geringere, ſon- 
dern gar feine Strafe mehr trifft. — — 
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von der Todesſtrafe gegen Hochverräther, außer in den Ausnahmalagen 
des Kriegs⸗- oder Belagerungsftandes und des Standrechts, faft gar nie, 
und felbft nicht einmal gegen die Häupter foldher Unternehmungen ein Ges 
brauch gemacht worden iſt.) — 
Das gegenwärtige Geſetz war dadurch zugleich in die — gleichmäßig 
duch die Gerechtigkeit, gleihwie durh Klugheits-Rüdfichten 
gerechtfertigte — Rage gefeßt, hierbei ſachgemäß einerfeits diejenige Unterart 
diefes Verbrechens, weldhe im monarchiſchen Staate relativ am ſtraf— 
würdigften erfcheint, nemlich Angriffe auf die Perfon des Kaifers ($. 59 
lit. a vergl. mit $. 58 lit. a), von den übrigen Arten desfelben, und 
and’rerjeitö bei den legteren die Verführer und Hauptfchuldigen von 
den Berführten und minder Schuldigen ($. 59 lit. b erfter Abfag im 
Gegenfaße des zweiten Abfages) zu fheiden. Hiernach behielt das Gefege 
die Todesftrafe bei: 
1. gegen Alle, welhe-auf was immer für eine Art, fi einer 
der im $. 58 lit. a bezeichneten Handlungen, gegen die Berfon 
des Randesfürften, fhuldig gemacht haben, wenn gleich diefe 
Handlung ohne allen Erfolg geblieben iſt;“) — 

. gegen die Urheber, 

. Anftifter, 

. Radelsführer,***) umd 

. alle diejenigen, welche bei einer hochverrätherifhen Unternehmung 
der zweiten und dritten Unterart dieſes Verbrechens, nemlich bei einer 


der im $. 58 unter litt. b und c bezeichneten Arten unmittelbar 
(das will fagen, gerade bei einer derjenigen Handlungen, fm welder ih zunädft die 
Merkmale einer bochverrätherifhen T hätigfeit und nicht etwa felbft wieder mur eine mit- 
telbare Hilfeletftung zur bodverrätheriihen Handlungsweile eined Anderen er 
tennen laffen, und zugleich — wie fih aus dem Begenfage mit der im mädftfolgenden 
Abfage vorfommenden Ausdrudsweile: „anf eine entferntere Weiſe“ ergibt — 
auf eine diefe hocverrätherifche Unternehmung in einem nahen und unmittelbaren 


Gaufal +» Zufammenbange mit ihrer möglichen Ausführung fördernde Weife) mitgewirkt 
haben. — 


BA60 


*) Vergl. die ſtatiſtiſche Ueberſicht auf Seite 41d. W., wornach in dem 
Zeitraume von 44 Jahren (vom Jahre 1804—1848) von 121 von den ordent« 
lihen Strafgerichten wegen Hochverrath gefällten Toded-Urtheilen nur zwei 
in Ausführung gebracht, die übrigen 119 aber im Wege der landesfürft- 
fihen Beanadigung gemildert oder gänzlich erlaffen wurden. — 

**) Die aus dem Abfage lit. e diefes $. 59 folgende Beſchränkung 
der obigen Anordnung fieh' unten auf Seite 714 in der Unmerkung ”. — 

+) Bergl. über die Bedeutung der obigen Ausdrüde die Erörterung 
auf Seite 228 d. W. 


[Strafgef. I. ht. VII. Hauptf. $. 59.] 714 [Von d. Verbrechen d. Hochverrathes zc. 2c.] 


Dagegen hat unfer Gefeh gegen diejenigen, welche fi 
I. bei einer ſolchen (d. h. in den Abſätzen b und c des $. 58 bezeich— 
neten) Unternehmung auf eine entferntere Weife (vergl. hier 
vorne die Erklärung des gegenfäßlihen Ausdrudes: „unmittelbar“) 
betheiliget Haben (zweiter Abfaß der lit. b), oder welche ſich 
II. der im 8. 9 bezeichneten (intenectuelten! Einwirkung (auf den Willens-Entſchluß 
Anderer) hinfichtlich einer der im $. 58 bezeichneten Handlungen (atfe 


binfihtlih was immer für einer in diefem 8.58 vorfommenden Handlung, alfo aller 
dings fogar in Beziehung auf die im Abſade a des $.58 vorfommenden Handlungen *) ſchuldig 


gemacht- d. h. zu einer diefer Handlungen (wenn aub) durch öffentlich oder 
vor mehreren Leuten vorgebrachte Neden, durch Druckwerke, verbreitete 
bildlihe Darftellung oder Schriften **) (alſo — ergibt ſich a majori ad minus von 


*) Dur diefe Beftimmung erleidet alfo die unter lit. a des $. 59 vor- 
kommende Beftimmung: „daß Seder, ber ſich einer der im $. 58 lit. a bezeidh- 
neten Handlungen (auf was immer für eine Weife, denn das Gefch unterſcheidet nicht 
weiter — baber allerdings auch auf die im $. 9 bezeichnete Weile) fchuldig gemacht hat, 
wenn biefe auch ohne Erfolg geblieben ift, mit dem Tode zu befirefen fei“ 
wieder eine Beſchränkung, indem nah dem Elaren Wortlaute der lit. e ded 
8.59 derjenige, der etwa einen Anderen zu einem Angriffe auf die Perfon des 
Kaiferd vergeblich zu verleiten fuchte, dennoch nur mit ſchwerer Kerker— 
firafe von 10—20 Jahren zu belegen ift. — Diefe im erften Augenblide 
fehr auffallend und bevenflih erfcheinende Milde unſeres Geſetzes gegen 
foldhe verruchte Perfonen, welche, wenn gleich vergeblich Andere zu Angriffen 
gegen die Perſon des Kaifers aufzuftacheln bemüht waren, kaun ihre Erklärung 
nur in der perfönlidhen Gnade des Kaiferd in Beziehung auf alle Ber: 
brechen, die unmittelbar deffen eigene Perfon betreffen, und in der Erwägung 
finden, daß nah dem früheren Gefege, menigftend nach der vorherrſchend 
praftifhen Deutung defjelben, ein folder erfolglofer Unftiftungd-Ber- 
fuh gar nicht ald firafbar erfannt wurde, und daß erſt durch den 
8. 9 des vorliegenden neuen Geſetzes die Strafbarkeit auch folder gänzlich 
mißlungener Anftiftungsverfuhe überhaupt feftgeftellt worden ift (vergl. 
oben Seite 334— 342). Da mohte es nun der Gefepgebung genügend er 
feinen, auf eine fo entfernte Berfuhdhandlung, welche nicht einmal den 
Entfhluß eined Anderen zur wirklichen Bornahme einer unmittelbar hoch— 
verrätherifchen Thätigkeit, geſchweige auch nur den erften Anfang der leßteren 
nah fi zog, fo daß fie von der früheren Legislation ald bürgerlich ganz 
ftraflo8 angefehen werden mochte, nunmehr bloß eine Freibeitd-, aber nicht die 
Zodesftrafe zu flatuiren. — 

») Meber den Sinn der obigen Ausdrüde: „öffentlih — vor 
mehreren Leuten u. ſ. f.,“ welche im 8.59 mindere Bedeutung haben, da fie 
dafelbft offenbar nur beiſpielsweiſe angeführt werden, ſieh' unten bie 
Erläuterung des $. 63. — — In einer Bertheidigungsfgprift habe ich übrigend 
auch ſchon die feltfame Interpretation des Abfaped c des $. 59 gelefen, daß 
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ſelbſt — iſt dieſe mildere Strafe um fo mehr dann anzuwenden, wenn eine foldje Einwirkung 
nicht auf die ebenerwähnte Weife, fondern nur vertraulih auf Einzelne verſucht wurde) 


aufgefordert, angeeifert oder zu verleiten gefucht haben, infoferne 
diefe Einwirkung ohne Zufammenhang mit einer anderen 
verbreherifchen (scil. hochverrätheriſchen) Unternehmung und ohne 


Erfolg geblieben ift . H. entweder ohne daß dasjenige geſchehen if, was 
der intellectuelle Einwirfer beabfihtigte, daß alfo entweder der Andere, auf welden in» 
telleetuell eingewirft wurde, nicht zu dem beabfichtigten Willens⸗Entſchluſſe gebracht wurde, 
ober dab diefe Einwirkung und der Dadurd in dem Anderen wirflih erzeugte Willens 


bierdurh von dem Gefehgeber die im $. 58 enthaltene Definition des Ver— 
brechend des Hochverrathes in der Richtung eingefchränft worden wäre, daß 
man diefed Verbrechen durch erfolglofe Aufforderung an Andere nur 
dann begehe, wenn diefe Aufforderung „öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
durch Drudiwerke, verbreitete bildlihe Darftellung oder Schriften”, mit Einem 
Worte: auf eine der im &. 59 lit, e bezeichneten Urten geſchehen fei, indem 
in biefer legteren Gefegeöftelle nur (?) die auf eine der ebenerwähnten 
Deifen gefhehene Aufforderung als ftrafbar erklärt worden fei, und daß daher 
z. B. eine folhe nur vertraulih an einzelne Perfonen gerichtete Auf- 
forderung, wenn fie erfolglo® bleibt, von dem Richter als ftraflos angefehen 
werden müffe. — — Ich glaube faum bemerken zu dürfen, daß diefe Anficht 
fhon durch den 8. 9, der fi auf alle Verbrechen, daher doch wohl auch auf 
den Hochverrath bezieht, widerlegt werde, indem durch diefen $. 9 jede, wenn 
auch mur an einzelne Menfhen und vertraulich gefchehende Aufforderung 
zu was immer für einem Verbrechen, auch wenn fie erfolglos bleibt, als ver- 
fuchte Verleitung zu eben diefem Verbrechen erklärt wird (vergl. Eeite 339 bis 
343 d. W.). — Dazu kommt, daß der $. 59 ſowohl nad feinem Inhalte, ald 
auch zum Weberfluffe noch überdieß nach der Maren Andeutung der Randgloffe 
(„Strafe des Hodpverrathed*) ausſchließend dazu beftimmt ift, feftäuftellen: 
„wie die verfchiedenen Arten des Hochverrathes zu beftrafen feien?“ Feined- 
wegs aber dazu dienen foll, feftzufegen: „was als Hochverrath anzufehen, 
oder ob diefe oder jene Handlung ale diefed Berbrehen, und daher ob 
überhaupt ftrafbar zu behandeln ſei?“ — Es hieße doch wahrhaftig dem 
Sefepgeber eine wunderfame Logik unterftellen, wenn man annähme, er habe 
die Definition eines Verbrechens erft wieder durch die Straf-Beftim- 
mung für daffelbe fo wefentlih limitiren mwellen, da doch denfrichtig von 
jeder Strafnorm die Definition des Verbrechens, wofür die Strafe feft- 
geſetzt wird, ſchon ale volftändig voraudgefept werden muß. — Rod felt« 
ſamer iſt diefe Unterftellung im vorliegenden Falle, als die der Definition 
des Hochverrathed in dem Nachſatze der lit. e des $. 58 beigefügte DBeifpiel- 
Sammlung ausdrüdlich mehrere Momente (3. ®. dab diefed Verbrechen aud „im Ber 
borgenen,, von einzelnen Perfonen — dur Nufforderung — Uneiferung — Berleitung — Auf 
wieglung, wenn diefe auch ohne Erfolg bleibt", begangen werden könne) aufzäblt, die offen« 
liegend darauf hinweifen, daß aud „eine der gedachten Aufforderungen, felbft 
wenn fie vertraulich und an vereinzelte Perfonen gefchicht und ohne Er« 
folg bleibt“ unter den verfchiedenen Begehungsarten dieſes Verbrechens voraud« 
gefegt werde (vergl. Seite 684 d. W.). 
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Entſchluß wenigftens ohne Thaterfolg geblieben ift, indem bei dem Eintreten eines 
Thaterfolges der letzteren auch die intellectuelle Einwirkung eines ſolchen Anftifterd oder 
Urhebers fhon wieder unter die Strafbeftimmung der lit, a, oder des erften Ubfages ber 


lit. b diefed 5. 58 fallen würde) — — nur die Strafe des fchweren Kerkers 
zwifhen 10 — 20 Jahren, und gegen die unter Abfag I genannten 
Mitwirker erſt „bei befonderer Gefährlichkeit des Unternehmens oder 
des Thäters“ die Strafe des lebenslangen ſchweren Kerkers ver- 
hängt. — 

Der Schluß - Abfah unferes vorftehenden $. 59, weldher die civil« 
rehtlihe Erſatzpflichtigkeit der des Hochverrathes fhuldig erflärten 
PBerfonen für allen durch ihr Verbrechen dem Staate oder Privatperfonen 
verurfachten Schaden feitfegt, hat erft durch den $.360 der neuen St. P. O. 
vom 29. Juli 1853 und durch die Verordnung vom 2. September 1854, 
Nr. 225 des R. G. Bl., die Bürgfchaften feiner fiheren Berwirklihung 
erlangt. — 


8. 60. (s. 54) 


—— Wer eine in den Hochverrath einſchlagende Unterneh— 


.) Dur Unter MUNG , die er leicht und ohne Gefahr für fih, feine Ange: 
binderung; hörigen ($. 216), oder diejenigen Perfonen, die unter feinem 
geſetzlichen Schuge ftehen, im ihrer weiteren Fortfchreitung 
verhindern Eonnte, zu verhindern vorfäglich unterläßt, macht 
fi des Verbrechens mitfchuldig, und foll mit fihwerem Ker— 

fer von fünf bis zu zehn Jahren beftraft werden. 

. 54. 

Mitfhuld am eine in den Hochverrath — eig Ss er leiht und ohne eigene 


Wer 
Hodverrathe. Gefahr in ihrer weiteren Foriſchreitung verbindern fonnte, zu bindern vorfäglich unterläßt, macht 
a) durch Unter, ſich des Verbrechens mitjhuldig, und fol lebenslang mit ſchwere ſtem Kerker beftrafet wer den. 


laffung der Ber- 
8. 61. (55) 


inderung ; 
ee Auch derjenige macht fid) des Hochverrathes mitſchuldig, 
wie der eine hochverrätherifche Unternehmung oder eine Perſon, 
von welcher ihm eine foldhe Unternehmung befannt ift, der 
Behörde anzuzeigen vorſätzlich unterläßt, infoferne er diefe 
Anzeige machen konnte, ohne fih, feine Angehörigen ($. 216), 


*) Vergl. über die obige Deutung ded Ausdruded: „ohne Erfolg * 
die bereit8 auf S. 339 d. W. vorkommende Erörterung, und die dafelbft in 
der Anmerkung ausgeführte Polemik gegen eine andere, von Herrn Dr. Fier- 
Linger mit vielem Scharffinn verfochtene Interpretation diefer Geſetzesſtelle. — 
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oder diejenigen Perfonen, die unter feinem gefeglichen Schutze 
ftehen, einer Gefahr auszufegen, und wenn nicht aus den Um— 
fländen erhellet, daß der unterbleibenden Anzeige ungeachtet 
eine fchädliche Folge nicht mehr zu beforgen iſt. Ein folder 
Mitfchuldiger foll ebenfalls mit fchwerem Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren beftraft werden. 


$. 58. 
Auch gs macht ſich mitfhuldig, der * ibm befannten des mes fhuldigen b) durch Unter 
Berbrecher der Obrigleit anzuzeigen bedächtlich unterläßt, wofern wicht and den Umftänden laffung der Anı 


erbeDet, daß der unterbleibenden Anzeige ungeachtet, eine ſchädliche Folge nicht mehr zu bes zeige des Ders 
forgen it. Gin folder Mitſchuldiger fol lebenslang mit ſchwerem Kerter beftrafet werden. bredyers. 


Die Vernunftrehts-Wiffenfhaft hat den Saß bereits über 
allen Zweifel feftgeftellt, daß durch die Jdee des Staates, und durch die in 
ihr jelbft liegende Berechtigung der Staatsgewalt zur Anordnung und 
zwangsweifen Durchführung alles deffen, was des Rechtes und der Er- 
haltung der Ordnung der Gefellfhaft willen nothwendig ift, namentlich 
auch jenes Befugniß des Staates gerechtfertiget ift, wornach er von feinen 
Staatd-Angehörigen nicht bloß die Unterlaffung aller Eingriffe in diefe 
Ordnung und in fremde Rechte, fondern felbft pofitive Thätigkeiten 
zum Schutze und zur Erhaltung diefer Ordnung, fo wie überhaupt zur 
Förderung der Staatszwecke, nöthigenfall® mit Anwendung jeder Art von 
Rechtszwang, alfo au mit Straf-Sanction zu fordern berechtiget ift. — 
Hiernach ftellen fih dem Staate gegenüber allerdings auch bloße 
Unterlaffungen als Rechtsverletzungen dar, welche die Gefebgebung des 
Staates allerdings als ftrafbare Acte erflären und behandeln darf und 
foll,*) wenn gleich zugeftanden werden kann, daß aus dem Standpunfte 
des abftracten Rechtes (abgefehen von der, eben durch die Idee des 
Staates erft gefchehenden Gliederung des Wechfelverhältniffes der Men» 
fhen zur menfhlihen Gefellfhaft), Menfh gegenüber von Menſch, 
Niemand dem Anderen zu einer pofitiven Thätigkeit verpflichtet fei, und 
daher auch in abstracto durch eine bloße Unterlaffung feinen wider das 
Recht eines Anderen gerichteten (widerrechtlihen) Act begehen könne. — 


Dieſem Grundfaße folgten denn auch einftimmig alle neueren Gefeß- 
gebungen, indem fie nicht bloß regelmäßig in Beziehung anf alle Ber- 
brechen die Unterlaffung der Hinderung (vergl. hierüber den $. 212 


*) Bergl. die dießfällige Erörterung oben auf ©. 45—50 d. W., und 
die ebenda, Eeite 59 — 60, in der Anmerkung unter den Buchftaben a—1 ge 
ſchehene Aufzählung aller derjenigen Fälle, wo unfer Gefeg bloße Unter- 
saffungen fogar ald Berbredhen erklärt hat. — 
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unferes Gefekes), fondern bei den wichtigsten fogar die Unterlaffung 
der bloßen Anzeige derjelben an die Obrigkeit als ftrafbar erflärt 
haben. — 

Unfer Geſetz beſchränkt diefe letztere Vorſchrift, d. i. in An— 
fehung der Unterlaffung der Anzeige, auf drei Verbrechen, nemlich auf 
den Hochverrath ($. 61), und auf die militärifchen Verbrechen der 
Spionerie und der Falfhwerbung ($. 213 in Verbindung mit 
88. 67 und 92); — während es die Unterlaffung der Verhinderung 
eines Verbrechens regelmäßig im $. 212 als ein eigenes Verbrechen 
(nemlich der Borfchubleiftung), und nur ausnahmaweife bei vier Ver— 
brechen (memlich bei dem Hochverrathe, der Spionerie, der Falfehwerbung 
und der Duldung der Behandlung eines Menfhen ald Sclaven auf einem 
Schiffe von Seite des Capitäne) ald Mitfhuld am dem dadurch negativ 
unterftüßten Verbrechen felbft erflärt ($. 215 in Verbindung mit $$. 60, 
67, 92 und 95), wobei alfo der Ausdrud: „Mitſchuld“ offenliegend 
in einem anderen, nemlih noch weiteren Sinne gebraucht wird, als 
diefes Wort nach der oben (Seite 706) gelieferten Nachweiſung fonft in 
unferem Gefeße fprahüblic vorfommt.”) — — 

Die in den vorftehenden zwei Paragraphen feitgefeßten zwei Arten 
von Mitfhuld am Verbrechen des Hochverrathes haben aber nicht bloß das 


*) Ueber die Mitfhuld an einem der zwei militärifchen Verbrechen 
der Spionerie oder Falfchwerbung, fei ed nun durch unterlaffene Hin- 
derung oder durch unterlaffene Anzeige, entfällt bier jede weitere 
Erörterung, da diefelbe nad der bereitd früher (Seite 694—697 in der An: 
merkung) gegebenen Ausdeinanderfegung völlig außer der Beurtheifung ber 
Eivil-Strafgerichte Liegt. — 

Uebrigend mag zugeftanden werden, daß auch unfer bermaliged Gefeh 
aus dem Standpunkte de lege lerenda in den bier oben in Rede ftehen: 
den Beziehungen Manches zu wünſchen übrig läßt, indem nicht abzufeben 
ift, warum dad Geſetz die abfichtliche Nichthinderung eines Berbrechend bald 
als ein befondereö Verbrechen, bald ald Mitfhuld an dem nicht behin- 
derten Verbrechen bezeichnet (vergl. meinen eigenen Geſetz-Vorſchlag auf Seite 270 
und 2712. W. $. a letzter Abfak und $. e). — Uebrigens mag ed auch noch 
dahin geftellt bleiben, ob nicht vielleicht die Gonfequenz mit dem oben im 
Texte ald für diefe ganze Partie leitend aufgeftellten Rechtsgrundſatze, fo mie 
hochwichtige Rüdfichten der Gefepgebungd-Klugheit auch dafür dad Wort führen 
würden, die Nicht-Anzeige eined Verbrechens auch noch bei mehreren anderen 
fehr gefährlichen Verbrechen, 3. B. bei Mord, Raub, Brandlegung u. dgl., ald 
firafbar zu erklären, wie es in neuerer Zeit dad bra unſchweigiſche ($. 48), 
badiſche ($. 146), preußiſche Strafgefeb ($. 39) zum Theile noch in viel 
größerer Ausdehnung gethan haben. — 
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bisher erörterte Merkmal gemein, daß fie beide „durch eine bloße 
Unterlaffung“ begangen werden; fondern e3 ift auch noch eine andere 
Beflimmung in beiden Fällen von dem Gefepe ald ganz gleihartig 
eintreffend vorausgefeßt, weil fie der Gefeßgeber in beiden Paragraphen 
genau mit denfelben Worten firirt hat: „daß nemlich in dem einen 
Falle die Unterlaffung der Hinderung, und in dem anderen Falle die 
Unterlaffung der Anzeige nur dann die Mitfhuld am Hochverrathe be- 
gründet, wenn der Unterlaffende die Hinderung der hochverrätheriſchen 
Unternehmung in ihrer weiteren Kortfchreitung und beziehungsweife die 
Anzeige einer hochverrätheriſchen (oder — wie ſich das Gefek ſelbſt ab- 
wechfelnd ausdrüdt — einer in den Hocverrath einfhlagenden) Unter: 
nehmung (mag ſich übrigens dieſe Unternehmung feldft in was immer für einem Stadium, 
nemlih fhon nahe an, oder noch fo weit entfernt von der Vollbringung befinden) oder 
die Anzeige einer Perfon, von welder ihm eine ſolche Unternehmung 
bekannt ift @. H. aus deren eigener Mittheilung oder aus anderen Umfländen auch mur 
wahrſcheinlich ift, Daß ihr eine hochverrätherifche Handlungsweiſe zur Laft falle), leicht 0. h. 
ohne außergewöhnliche Anftrengung feiner Kräfte, und ohme befonderen Aufwand an Bermögen), 
und ohne Gefahr für fich (m. H. ohne das ſich aus der Hinderung oder Auzeige 


der hochverrätherifchen Unternehmung, oder Perfon, für das Leben, die Geſundheit, Integrität 
des Körpers oder die Freiheit des Hindernden oder Anzeigerö ſelbſt eine unmittelbare Be 


drohung einer Verlegung oder Echmälerung diefer Güter ergibt”), feine im F. 216 be- 
zeichneten Angehörigen **) oder diejenigen Perfonen, die unter feinem ge— 
fegliden Schuße ftehen (wohin 3. B. Wahl- und Pflege-Kinder, Mündel, ferner 


*) Daß im Sinne ded Gefeped nur eine unmittelbare Gefahr der 
gedachten Art, und nicht etwa jene entfernteren Gefahren gemeint feien, 
welche fi für den Hinderer oder Anzeiger aus der Beforgniß einer möglichen, ihm 
vielleicht in fernerer Zukunft von dem Hinderer oder Anzeiger, oder von den 
Angehörigen drohenden (Blut:) Race ergeben könnten, leuchtet daraus ein, weil 
fonft die obigen zwei Paragraphe gar nie zur Anwendung fommen könnten, 
indem eine folhe entfernte Gefahr wohl aus jeder Hinderung oder Anzeige 
eines folhen Berbrechend oder Verbrechers beforgt werben fünnte. — 

Dieß find, nah dem Wortlaute des $. 216, des Betheiligten „Ber: 
wandte und Verfchwägerte in auf» und abfteigender Linie (alfo deſſen Eltern, Groß— 


eltern, Urgroßeltern u. f. f., Rinder, Enkel, Urenfel u. f. f., Schwiegereltern, Schwiegergroß- und 
E chwieger + Urgroßeltern u. ſ. f., Schwieger-Söhne und Schwirger-Töhter, Schwiener-Enfel und 
Schwieger « Urentel n. f. f.), wie auch feine Gefchmwifter (Brüder und Schweſtern), Ge: 
fchwifterfinder (Better nnd Bafen im eigentlichen Sinne des Wortes, oder and im Deutjchen 
ihon häufig Couſins und Goufinen genannt), oder die ihm noch näher verwandt find 
(weile alfo mit ihm im dritten Brade der Geitenlinien verwandt find, da die damit ver» 


glichenen unmittelbar vorbergebend bezeihneten Gefhmwifterfinder mit einander im vierten Grade 
der Seitenlinien verwandt find, d. i. alfo Ohelm oder Onfel und Muhme oder Tante, Neffe und Nichte), 


fein Ehegenoß, die Gefhmwifter feines Ehegenoffen und die Ehegenoffen feiner 
Geſchwiſter (. i. die Schwäger und die Schwägerinnen im eigentlichen Sinne des Wortes).“ — 
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Geiſtliche oder Didensperſonen in Beziehung auf ihren geiftliden Oberhirten oder ihren Ordens 
Borfeber gehören), vollziehen konnte.” — 


Nach dem Elaren, ohne alle Unterfheidung und Reftriction fprechen- 
den Wortlaute diefer beiden Gefekesftellen, womit auch die übrigen Barallel- 
Stellen diefes Gefebes (88. 212 und 216) vollflommen übereinftimmen, 
erfcheint ed mir ald unzweifelhaft, daß vermöge der Beftimmungen unferes 
jetzigen Geſetzes die in Rede ftehende, und für den Unterlaffungsfall mit 
der Berpönung als eigene Mitfchuld an dem Verbrechen des Hochverrathes 
fanctionirte, Berpflihtung zur Hinderung oder Anzeige hochverrätherifcher 
Unternehmungen oder Berfonen für Niemanden in dem Kalle beftehe, wenn 
feine im $. 216 bezeichneten Angehörigen oder geſetzlichen Schußbefohlenen 
felbft die unmittelbaren Thäter einer ſolchen hochverrätheriſchen Unter- 
nehmung find, und wenn zugleich die Hinderung oder Anzeige derfelben nur 
mit einer der erwähnten unmittelbaren Gefahren für dieſe Perfonen ausge— 
führt werden könnte; denn die vorftehenden beiden Paragraphe (58. 60 
und 61) des neuen Geſetzes, fo wie die angedeuteten Parallel: Stellen 

($$-. 212 und 216) haben den Umftand, daß die Erfüllung der angege- 
benen Berpflihtung mit einer folhen Gefahr für die genannten Perfonen 
verbunden wäre, [hlehiweg und in fo allgemein lautenden Worten 
ald Entfhuldigungsgrund von diefer Verpflichtung und beziehungs— 
weife von der, in ihrer Nichterfüllung Tiegen follenden verbrecherifchen 
Schuld erflärt, daß allerdings auch der angegebene Kal umfomehr als 
mit⸗ eingeſchloſſen erſcheint, al8 ja gerade die ſer Fall der gewöhnlichfte 
iſt, umd eben darum aud der von dem Gefeßgeber bei diefer Anordnung 
zunächſt und vorzugsmweife im Auge gehaltene Fall gewefen fein 
dürfte; und als die hier entfcheidenden Worte (ohne Gefahr für die genannten An 
achörigen und gefeglihen Schußbefohlenen) in dem früheren Gefeße von 1803 (fieh’ 
oben defien 88. 54 und 55) gänzlich fehlten, und erft von dem jekigen 
Gefege neu aufgenommen wurden, wobei alfo das gegenwärtige Geſetz 
doch fiherlich feine andere Abfiht vor Augen haben konnte, als diejenige, 
welche in der analogen, fhon im früheren Befeße von 1803 ($. 195) 
vorkommenden, und auch von dem jegigen ($. 216) wieder aufgenommenen 
Beftimmung wortdeutlich ausgefprochen ift: „daß nemlich fünftighin 
auch in Defterreih Niemand verpflichtet fein foll, feine eigenen nächſten 
Angehörigen und gefeßlihen Schußbefohlenen durch Selbft-Anzeige bei der 
Obrigkeit u. dgl. dem ftrafenden Arme der Gerechtigkeit zu überliefern. " *) — 


*) Haben doch auch andere Gefehgebungen der Neuzeit die nächften 
Ungebörigen von der Pflicht zur Anzeige, und theilweife felbft von der Ver— 
pilihtung zur Berbinderung hochverrätherifcher Unternehmungen, wenn dieſe 
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Diefe unverfennbare humane Abficht des höchſten Geſetzgebers erfcheint 
mir um fo zweifellofer, als in voller Webereinftimmung hiermit neueftens 
auch die St. P. D. vom 29. Juli 1853 im $. 113 lit. a die erwähnten 
nächſten Angehörigen ſchlechtweg Lohne das Verbrechen des Hochverrathes davon 
auszunehmen*) von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugniffes wider 
ihre Angehörigen entbunden, alfo neuerlich ausgefprochen hat, daß das 
Geſetz derzeit eine der erwähnten peinlichen Verpflichtungen gegemüber 
feinen nächſten Angehörigen und gefeglihen Schußbefohlenen überhaupt 
nicht mehr feitjeßen wollte. — Dabei fcheint es faft überflüffig, erft noch 
auf die ernften Gejekgebungs- Gründe und Humanitäts - Rüdfichten hin- 
zuweifen, welche einer ſolchen Geſetzes-Beſtimmung das Wort fprechen, und 
welche die öfterreichifche Geſetzgebung, gleich fo vielen anderen Legislationen 
der Jebtzeit beftimmt haben mögen, eine fo hochherzige Beftimmung in ihr 
Geſetz aufzunehmen, wodurd der Familien-Verband geftärkt und die Zer- 
ftörung der Unbefangenheit und offenen Zutraulichkeit der nächften Ange- 
hörigen untereinander, welche fih aus dem Beftehen einer gegenfeitigen 


nur mit perfönlihen Gefahren für diefe nahen Angehörigen möglich geweſen 
wäre, entbunden, und bie Unterlaffung diefer Anzeige und beziehungämeife 
biefer Hinderung unter der erwähnten Borausfegung nicht für ftrafbar erflärt- 
fo 3. B. bad württembergifche Strafgefeb, Art. 93 und 94; — braun» 
fhmweigifhe und detmoldifche, $$. 48 und 49; — hannoverſche, 
Art. 126; — heffifche, Art. 1345 — weimarifche, Art. 37; — badiſche, 
88. 146 und 147 u. ſ. f. — — — 

) Die Vergleihung der obigen Gefepeäftellen unferer neueften vaters 
ländifchen Gefege mit dem Strafgefepe vom 3. September 1803 weifet über: 
zeugend nad, daß unfere dermalige Gefebgebung die nächſten Angehörigen 
eined Verbrechers felbft bei dem Hochverrathe von der erwähnten traurigen 
Berpflihtung entbinden wo/lte. — Der $. 377 des I. Th. ded St. G. B. vom 
3. September 1803 hatte nemlich diefe Angehörigen von der erwähnten Pflicht 
zwar im Allgemeinen, nemlich in Beziehung auf alle übrigen Verbrechen wirk— 
lich enthoben, jedoch den ausbrüdlichen Beifag hinzugefügt: „daß fie hie— 
von nicht enthoben feien, fobald es fih um das Verbrechen ded Hochver— 
rathed handelt.“ — Allein bereit? die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
($. 160 lit. a) hatte bei der analogen Verfügung den eben bezeichneten be- 
ſchränkenden Zufag — weggelaffen; in Uebereinftimmung hiermit hatte nun 
vorerft das fpätere materielle Strafgefe vom 27. Mai 1852 die genannten 
Ungebörigen von der Unzeigepfliht ſchlechtweg in Beziehung auf alle Ber: 
brechen, alfo auch binfichtlih des Hochverrathes enthoben; und folgerichtig 
bat auch die neuefte St. P. D. vom 29. Juli 1853 im $. 113 lit. a den 
obigen Zufap des $. 377 ded GStrafgefeped vom 3. September 1803 nicht 
wieder aufgenommen. — Liegt nun die Abficht des Gefepgeberd, dad 
ältere Geſetz bießfalld zu mildern, nicht klar zu Tage? — — 

Sye, Gommentar, 46 
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traurigen Denunciationgpflicht in Bezichung auf gewiſſe Verbrechen nur zu 
leicht ergeben würde, hintangehalten wird. Abgefehen davon, daß die ent- 
gegengefegte Anordnung eines Gefeßes, welche nemlih den Sohn ver- 
pflichten würde, felbft feinen Bater, und diefen, den eigenen Sohn u. dgl. 
der Obrigkeit ald Verbrecher anzuzeigen und dem Arme der Straf-Zuftiz 
zu überliefern, wohl auf den Ruhm Anſpruch machen könnte, daß fie bei 
ihren Unterthanen einen ftoifchen Heroismus und einen fid) felbft gänzlich 
vergeffenden Patriotismus vorausfeße, und daß fie von ihnen pfychologifch 
faft unmögliche Opfer fordere, nimmermehr aber, daß fie für Menfhen — 
menſchliche Geſetze vorgeichrieben habe.) — 


*) Aus den oben angegebenen Gründen glaube ich Daher die entgegen- 
gefepte Anfiht, welche auch unferem dermaligen Gefege von einem der 
geachtet'ſten vaterländifhen Criminaliſten unterlegt wird, für irrig erflären zu 
dürfen. — Es ift nemlih Wafer, der in einem, übrigens trefflichen und fehr 
lehrreichen, Auffage über die $$. 60 — 62 unferes vorliegenden Geſetzes in der 
Gerichtszeitung, Nr. 31 und 32 des Jahrgangs 1853, die Meinung gel- 
tend macht: „daß die in den $$. 60 und 61 unferes jesigen Gefepes feft- 
gefepte Entfhuldigung und Straflofigkeit nicht Plag greife, wenn der Hoch⸗ 
verrath von den dort bezeichneten nächften Angebörigen des (nach Wafer aud 
in diefem Falle) zur Berhinderung und Anzeige bei fonftiger Mitfhuld an dem Ver— 
brechen Verpflichteten, felbft unternommen worden iſt;“ — weil — fo begründet 
Wafer diefe feine Meinung — „a) das Geſetz diefe Pflicht zur Hinderung einer 
verbredyerifchen Unternehmung dur die Verwandtſchafts- oder Freundſchafts⸗ 
Verhältniſſe nicht beſchränken wollte (22); und weil b) das gegenwärtige Gefen, 
wenn ed dieje Ausnahme von der allgemeinen Verhinderungs- und Anzeige: 
Pfliht zu Gunften der nächſten Angehörigen hätte feftfegen, und damit eine 
fo bedeutende Abweichung von der dießfalld ganz ausnahmslos lautenden Be- 
Rimmung der älteren öfterreichifchen Gefepe (namentlich von der Theresiana 
und dem Strafgefege von 1803) neu einführen wollen, die gewiß ausdrüd: 
lich gethan, und nicht bloß der Erfchließung aus anderen Paragraphen über: 
laffen haben würde.” — — Ich hoffe, oben im Terte nachgewiefen zu haben, 
daß dad dermalige Gefe wirklih mit ausdrüdlichen Worten und zwar 
mit ganz beftiimmtem Wortlaute und in deutlich zu Tag liegender Abſicht 
die erwähnte Abweichung von den analogen Beſtimmungen der früheren öfter: 
reichiſchen Gejepe feftgefept hat, womit alfo der von Waferadb erwähnte Grund 
entfällt; und daß gegen biefe ganz zweifellofe Beftimmung der lex lata die von 
Waſer ad a angeführte Erwägung, die ihrer Natur nach nur ala eine ratio 
de lege ferenda gelten könnte, wohl um fo weniger in Betracht fommen fann, 
ald die von Wafer behauptete rüdfichtslofe Etrenge eines Geſetzes fich 
nad dem Gefagten wohl auch legislatorifch faum empfehlen liege. — 

Aus eben diefen Gründen, und inäbefondere aus der, hier vorne in der 
Anmerkung auf Seite 721 gelieferten vergleichenden rehhtöhiftorifchen Nach⸗ 
weifung, halte ich auch die weitere, von Wafer ebendafelbft gemachte Be- 


(Strafgef. I. Chi. VII. Haupt. 8.60.61.) 723 [Bon d. Verbrechen d. Huchverrathes zc. 2c.] 


Außer den bisher erörterten, den beiden in den $$. 60 und 61 feft- 
gefeßten Arten der Mitfchuld an dem Verbrechen des Hochverrathes gemein- 
fhaftlihen, Beziehungen find noch zwei andere Momente hinfichtlich 
beider in den $$. 60 und 61 beftimmten Unterarten der Mitfchuld an dem 
Berbrechen des Hochverrathes, nah gemeinfamen Grundfäßen zur Löſung 
zu bringen. Es ift dies nemlich vorerft die Frage: „ob fich diefer eigen- 
thümlichen zwei Arten der Mitfhuld am Hochverrathe bloß Inländer, 
oder auch Ausländer fhuldig machen können?“ — Die Löfung derfelben 
ſcheint mir zweifellos fchon duch den Wortlaut aller einfchlägigen Ges 
feßesftellen gegeben zu fein. — Darüber nemlich, daß ein Auslinder, wenn 
er während feines zeitlichen Aufenthaltes im Inlande (d. b. in irgend 
einem Gebietstheile des Kaiſerthums Defterreich) von einer derlei hochver— 
rätherifchen Unternehmung oder Perſon Kenntniß erhält, und fie unter den 
nach $$. 60 und 61 die Mitfhuld am Hochverrathe begründenden Um- 
ftänden nicht hindert oder anzeigt, ebenfalls diefes Verbrechens ſchuldig 
werde, kann nach den beftimmten Morten des $. 37 wohl um fo weniger 
ein Zweifel auffommen, als für die Strafbarkeit der Ausländer unter 
diefer Vorausſetzung auch alle oben (Seite 526 d. W.) geltend gemachten 
legislativen Gründe das Wort führen. — 

Anders aber ift es in dem Falle, wenn ein Ausländer in die eben 
vorausgefegte Lage zu einer hochverrätherifchen Unternehmung gegen den 
öfterreichifchen Staat, oder zu einer ihm wegen einer folhen Unternehmung 
bekannten Perſon im Auslande fommt, und die Hinderung oder Anzeige 
unterläßt. Hier kann er, wenn er fpäterhin nach Defterreich kommt, wegen 
einer folhen bloßen Unterlaffung nicht ftrafgerichtlich verfolgt werden, 
weil der $. 38, welcher die Strafbarkeit der Ausländer für im Auslande 
begangene Verbrechen nad dem öfterreichiichen Geſetze feſtſetzt, in An— 
ſehung des Hochverrathes, gewiß mit klugem Vorbedacht, nur den 8. 58, 
keineswegs aber auch die 88. 60 und 61 citirt, und eben dadurch an— 


kauptung für unrihtig: „daß nemlich die von der St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 im $. 160 lit. a den nächſten Angehörigen eines Befchuldigten zugeftandene 
Wohlthat, fih von dem gerichtlichen Zeugniffe wider ibn zu entfchlagen, bei 
dem Berbrehen des Hochverrathes feine Anwendung finden fol.” — Die 
Sache ift auch dermal, trog dem, daß die St. P. D. von 1850 der neuen vom 
29. Zuli 1853 Plap gemacht hat, ſehr praftifch, da der 8. 113 lit. a der zulept 
genannten, jetzt geltenden St. P. O. die gedachte Gefegesftelle aud der St. P. O. 
von 1850 wörtlih, ohne den befchränkenden Zufag des Geſetzes vom Jahıe 
1803 übernommen bat, und daher die Behauptung Waſer's, wenn fie hinficht- 
ih der St. P. O. von 1850 richtig wäre, auch auf die jepige St. P. O. 
von 1853 Anwendung finden würde. — 
46* 
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gedeutet hat, daß die im $. 38 feftgefehte Strafbarkeit auch nur auf Die 
unmittelbare und pofitive hocwverrätherifhe Thätigfeit der Ausländer 
im Auslande gegen Defterreih, Feineswegs aber auch auf bloße Unter: 
laffungs- Handlungen derjelben Anwendung finden ſoll.) — 

Die zweite fi noch auf beide PBaragraphe ($$. 60 und 61) 
gleichmäßig beziehende Frage betrifft den (böfen) Vorſatz, der nach 
der Beſtimmung des Gefeßes zu diefen zwei Arten der verbrecheriſchen Mit- 
ſchuld am Hochverrathe erforderlich ift. — Das Geſetz hat num zwar aller- 
dings in beiden Paragraphen das Merfmal, daß die Unterlaffung der 
Hinderung oder Anzeige „vorſätzlich“ gefchehen müffe, ausdrücklich 
wiederholt, "*) allein in feiner Weiſe etwas Näheres verfügt, worin denn 
etwa gerade bei diefen zwei Arten eines Berbrechens das Weſen des 
(böfen) Vorfaßes zu beftehen habe, und noch weniger hierzu irgend eine 
weitere End-Abficht oder einen [peciellen Beweggrund gefordert. 
Eben deßhalb bleibt es auch rückfichtlich diefer zwei Verbrechen bei der 


) Die obige Anficht wurde übrigend von mir ſchon bei der Erläuterung 
des 8. 38 auf Seite 535 unter lit. e behauptet, und auch legislativ aus dem 
innerfien Wefen der Gerechtigkeit begründet, fo wie nachgewiefen, daß gerade 
in diefer erft dur das neue Geſetz feitgefegten Einfhränfung, wieder ein 
wefentliher Borzug vor dem früheren, fich hierüber fehr unbeftimmt aus— 
Iprechenden Gefepe liege. — Geither wurde eben diefe Anfiht in unferem 
Baterlande meines Wiffend von Doctrin und Praris unbeftritten angenommen. 

»*) Es kann nicht in Abrede geftellt werden, daß, firenge genommen, die 
ausdrüdlihe Wiederholung des Wörtchens: „vorfäglih” in den 
88. 60 und 61 mit Rückſicht auf den ohnehin jo fategorifch lautenden erften 
Sap des $. 1 völlig überflüffig ift, und wenn irgendwo, fo findet der befannte 
Saß: „superflua non nocent“ bei der Redaction von Gefegen feine Anwen: 
dung. — Allein diefe Wiederholung mag dadurch gerechtfertiget erfcheinen, daß 
diefelbe bereitd in dem älteren Strafgefege von 1803 ($$. 54 und 55), und 
dafelbft überdieß mit flörenden Barianten im Ausdrude (das eine Mal Hick 
es „vorfäglih"; — dad andere Mal „bedähtlih“ — vergl. hierüber 
oben ©. 141) vorgefommen war; und daß fie, nach der präfumtiven humanen 
Abſicht des Gefepgeberd, indbefondere jene, fonft bei ängftlihen Richtern doch 
leicht mögliche falfche Auffaffung fhon im Boraus abwehren follte, wornad 
man etwa wegen der Wichtigkeit diefed Verbrechens und wegen der großen 
Gefahren, die aus den in Rede fiehenden Unterlaffungen fo leicht entftehen 
fönnen, hätte glauben können, daß das Gefep vielleicht auch fchon die auf 
einem bloßen Mangel der nöthigen Aufmerffamteit auf das Leben und Treiben 
derjenigen, mit welchen Jemand häufiger umgeht, oder daß es wenigftend die 
grobe Fahrläffigkeit in Nichtwahrnehmung und fofort auch in Richthinderung 
und NRichtanzeige von derlei bochverrätherifchen Unternehmungen Anderer, al 
Mitfhuld an ihrem Verbrechen babe ftrafen wollen. — — 
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allgemeinen Beftimmung des $. 1, wornach es genügt, daß dem die 
Hinderung oder Anzeige Unterlaffenden nur überhaupt befannt fei, daß 
es fih um eine ſolche Unternehmung oder Perſon handle, die nach ihrer 
thatfächlihen Befchaffenheit im Sinne des Gefepes bereits ald eine hoch⸗ 
verrätherifche anzufehen ift, und welche er leicht und ohne eine der 
früher erörterten Gefahren zu hindern oder anzuzeigen in der Lage war. 
Hiernach reicht es zu, daß er nur überhaupt die Untrrlaffung der Hinderung 
oder Anzeige einer ſolchen Unternehmung oder Perfon wußte (bedachte) 
und wollte (befhloß), ohne daß es nöthig ift, daß er auch gewußt habe, 
daß die erwähnte, wenn von ihm nur überhaupt als ftrafbar (als Unrecht) 
erfannte Unternehmung oder Thätigfeit der zu hindernden oder anzuzeigen: 
den Perfonen in dem Geſetze auch bereits Hochverrath heiße, da ja nad 
8.2 litt. e und f wohl die ignorantia und der error facti, keineswegs 
aber auch die ignorantia und der error legis von dem Verbrechen ent: 
ſchuldiget (vergl. die oben auf Seite 184— 191 und 214— 218 vor: 
fommenden Erörterungen). — Ebenfowenig ift hiernadh zu diefen zwei 
Berbrechen die weitere Endabſicht des Unterlaffenden nothwendig, um etwa 
durch die unterlaffene Hinderung oder Anzeige die Ausführung der nicht ger 
hinterten oder nicht angezeigten hochverrätherifchen Unternehmung zu bes 
fördern, oder zu unterftüßen, weil e8 eben bei allen Verbrechen, wo das 
Geſetz außer dem allgemeinen böfen oder verbrecheriſchen Vorſatze feine 
weitere fpecielle Endabficht fordert, im Sinne unferes Gefeßes auf die 
weitere Endabjicht, den Animus oder Beweggrund des Handelnden 
gar nicht ankommt (vergl. oben Seite 139— 141). — — 

Dagegen unterfheiden fich die beiden in den 88. 60 und 61 be- 
ftimmten Verbrechen von einander durch die verfhiedenen Arten der 
von dem Geſetze hierbei vorausgefeßten Unterlaffungs- Handlungen, 
indem das Geſetz im Falle des $. 60 die Unterlaffung einer „Verhin— 
derung” der bodverrätherifchen Unternehmung „in ihrer weiteren 
Fortſchreitung“ vorausſetzt, alfo fordert, daß man, um fi von dieſer 
Art Unterlaffungs-Verbrehen frei zu machen, auf was immer für eine 
Weifedie Fortſetzung diefer Unternehmung unmöglich macht, fo z. B. da- 
durch, daß man die Unternehmer des Hochverrathes durch Zuredungen, Bitten, 
Borftellungen, oder durch die Drohung einer Anzeige an die Behörde u. dgl. 
zur Selbft-Einftellung ihres verbrecherifchen Unternehmens veranlaßt, 
oder daß man die Ausführung eines ſolchen Unternehmens durch Dazwifchen 
geworfene Hinderniffe, oder durch unmittelbare perfänliche Einwirkung, To 
etwa durch Zurückhaltung der zur Ausführung des Attentats fehreiten 
wollenden Berfonen mittelft überlegener Gewalt, durch Gefangennehmung 
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derjelben und Einfperrung u. dgl. vereitelt, oder daß man die Unter: 
nehmer durch falfche oder liſtige Vorftellungen täuſcht, um fie zu der beab- 
fihtigten Ausführung die rechte Zeit oder den rechten Drt verfehlen zu 
machen, oder daß man das beichloffene Attentat vehtzeitig, wo ed nem: 
lich noch mit überlegener Kraft unterdrückt werden kann, der Obrigkeit an- 
zeigt, womit man fich zugleih von der zweiten, im $. 61 feſtgeſetzten 
Mitfhuld loszählt, u. 1. f. u. ſ. f. 

In dem anderen Falle (nemlich im Falle des 8. 61) erflärt dagegen 
das Gefeh die Unterlaffung „der Anzeige der hochverrätheriſchen Unter 
nehmung oder Perfon an die Behörde (alfo an was immer für ein Öffentliches Amt) 
als das Verbrechen, und fordert, daß man diefe Anzeige made, „wenn 
niht aus den Umftänden erhellt, daß der unterbleibenden 
Anzeige ungeahtet eine [hädlihe Folge nicht mehr zu be- 
forgen iſt.“ — Aus diefen Maren Worten erhellt alfo, daß man ſich von 
dieſer Mitfchuld frei machen könne, fobald man nur überhaupt an irgend 
eine Öffentliche Behörde, wenn es auch nicht gerade die zunächft zur Auf 
rehthaltung und Ueberwachung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Drd- 
nung berufene Polizeis oder politifche Behörde, oder an die Staatsanmwalt- 
haft oder an ein Strafgeriht, fondern wenn auch nur an irgend ein 
anderes öffentliches Amt jene Anzeige macht, weil nach dem Gefege ohnehin 
„Tammtliche öffentlichen Behörden und Aemter verpflichtet find, alle auf was 
immer für eine Weife zu ihrer Kenntnig gelangten ftrafbaren Handlungen, 
welche nicht bleß auf Berlangen des Betheiligten zu unterfuchen find, ohne 
Verzug zur Kenntniß des Unterfuhungsgerichtes zu bringen“ ($. 71 der 
St. P. D. vom 29. Juli 1853) und weil daher felbft dadurch, daß der 
Anzeiger einer hochverrätberiichen Unternehmung oder Perfon diefelbe was 
immer für einer öffentlichen Behörde befannt gibt, ſchon die gefeßlice 
Bürgſchaft erreicht ift, daß diefes Unternehmen fowohl dem Strafgerichte, 
und von diefem in allen Fällen, wo nur irgendwie weitere polizeiliche Bor 
fehrungen im Intereffe der öffentlichen Sicherheit erforderlich fein könnten, 
zugleich der Sicherheitöbehörde befannt gegeben werde ($. 61 zweiter Abfak 
der St. P. D.), und fofort alle Garanticen vorhanden find, daß die von 
dem Gefeße durch den $. 61 des Strafgefehes beabfichtigte Hinderung hoch— 
verrätherifcher Unternehmungen von Seite der öffentlihen Gewalt reiht: 
zeitig dazwifchen treten könne. — 

Aus eben diefem, von dem Gefeke hierbei angeftrebten Zwecke 
ergab fich für die Gefeßgebung folgerichtig auch ſchon der einfchränfende 
Zufaß: „daß die Unterlaffung diefer Anzeige nicht mehr ftrafbar fein ſoll, 
wenn feine fchädlihe Folge mehr zu beforgen ift.“ Es kann hierbei nur in 


[Strafgef. I. Cl. VII. Haupt. $. 62.) 727 [Won d. Verbrechen d. Hochverrathen 2c ıc.] 


Frage fommen, ob das Geſetz mit diefen Worten zunächft den objectiven 
Sachverhalt, oder dasjenige, was ſich als joldher fubjectiv für den Nicht- 
anzeiger herausftellt, im Auge gehabt babe. Mir fcheint aus dem Wort: 
laute („wenn nit aus den Umftänden erhellt“ — welde Worte 
denn zunächſt doch nur auf das, was fubjectiv apparirt, und weniger 
auf dasjenige hindeuten, was objectiv wirklich ift), und aus dem Zufammen- 
bange mit $. 1 die le&tere Anficht die richtige zu fein, und fofort be- 
bauptet werden zu können, daß in jenen Fällen, wo der Nichtanzeiger 
glaubt, und aus den Umftänden auch gute thatſächliche Gründe 
für feinen Glauben anzugeben vermag, daß ihm erhellte, es fei, troß des 
Unterbleibens feiner Anzeige, eine [hädliche Folge aus dem hochwerrätheri- 
ſchen Unternehmen nicht mehr zu beforgen (indem er z. B. guten Grund 
hatte, anzunehmen, daß der Bolizeibehörde diefes Unternehmen und die 
darin verwidelten Perfonen längft befannt feien), auch von der Schuld eines 
Verbrechens auf Seite des Nichtanzeigers nicht mehr die Rede fein kann, 
weil ja zu jeder verbredherifchen Schuld ($. 1) und Hier um fo gewiffer 
vermöge der ausdrüdlichen Forderung des Geſetzes „böfer Vorſatz oder 
Borfäglichfeit” unerläßlich iſt, dieſes Erforderniß aber felbft in der 
oben (Seite 724 und 725) von mir feftgefepten, ohnehin firengeren Auf 
fafung gänzlih mangelt. — — — 


8. 62. (. 56.) 


* * * St N - feit 

Wer ſich in eine auf Hochverrath abzielende Verbindung ee 
eingelaffen, in der Folge aber, durch Reue bewogen, die Mite Neu. 
glieder derfelben, ihre Sapungen, Abfihten und Lnterneh: 
mungen der Obrigkeit zu einer Zeit, da fie noch geheim 
waren, und der Schade verhindert werden Fonnte, entdedt, 
dem wird die gänzliche Straflofigkeit und die Geheimhaltung 
der gemachten Anzeige zugeſichert. 

8. 50. 
Wer fid in die, in dem zweiten Punkte des 52 8 angedenteten, auf Hoch Rahfidt der 

verrath abzielenden Verbindungen eingelaſſen, in der Folge aber durch Reue bewogen, die Mit» Etrafe wegen 
es derielben, ibre Satzungen, Abſichten und Unternehmungen der Obrigkeit gu einer Zeit, da der thätigen Rene, 


ie noch gebeim waren, und der Echade verhindert werden fonnte, entdedet, dem wird die gänz⸗ 
lihe Strafloſigkeit, und die Geheimhaltung der gemachten Anzeige gugefichert. 


Bereit? in der Anmerkung auf Seite 328 wurde auf die über- 
wiegenden Gründe der Gefehßgebungs- Klugheit hingedeutet, welche 
alle Legislationen der Neuzeit beftimmt haben, für jeden Berfuch einer 
ftrafbaren Handlung die gänzlihe Straflofigkeit feitzuftellen, wenn der 
Verſucher von der Bollbringung feiner That freiwillig abfteht, vor- 
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audgefeßt, daß dieß zu einer Zeit gefchehe, wo durch feine Verfuche- 
handlung noch feine objective Webelthat herbeigeführt worden ift. — Diefe 
Gründe der Strafpolitit treten im erhöhten Maße aus Rüdfihten für 
die Öffentliche Sicherheit bei dem Verbrechen des Hochverrathes ein, weil 
durch die Ausficht auf die Straflofigkeit, fo manches ſchon dem Ausbruche 
nahe kochverrätherifhe Unternehmen in feiner Fortſetzung vereitelt wird 
und dadurd für die öffentliche Sicherheit beffer geforgt wird, als durch das 
ftarre Fefthalten an dem Grundfage der rüdfichtslofen Beftrafung eines 
Jeden, der ſich auch nur im Stadium des Berfuches an einem Hochverrathe 
betheiliget hat (vergl. oben Seite 712 die Anmerkung). — In der hohen 
Gefährlichkeit dieſes Verbrechens für den Thron und die öffentliche Sicher- 
heit liegt zugleid — wie ſchon früher an analoger Stelle (Seite 591 bis 
593 d. W. unter lit. i) auseinandergefeßt worden ift — das Motiv, welches 
der Gefeßgebung die gebieterifche Pflicht auferlegt, von jenem traurigen 
Selbftvertheidigungd-Mittel Gebrauch zu machen, welches dem Denuncianten 
feiner Kameraden (i. e. Berbreihend-Genoffen) Straflofigkeit und Geheim- 
haltung feiner Anzeige zufihert, und dadurch in das Lager verbündeter 
Hochverräther Mißtrauen und Berrath verpflanzt, eben dadurch aber dem 
Staate nicht felten die Rettung vor der Ausführung der fubverfiven Pläne 
und Unternehmungen diefer Verbündeten bringt. — 

Da jedoch bei dem Hochverrathe das Geſetz ſchon die entferntefte 
Berfuchs- oder Borbereitungshbandlung ald das vollbrachte Verbrechen 
des Hochverrathes erklärt hat (vergl. Seite 682 — 685, 688 und 689, 
und 694): fo hätte auf die freiwillige Abftehung von der Vollbringung 
eines hochverrätheriſchen Unternehmens der $. 8 des Geſetzes feine 
Anwendung mehr finden können, weil derfelbe ja nach feinem beftimmten 
MWortlaute das Strafloswerden bloß in Anfehung des Berfuches eines Ver— 
brechens, nimmermehr aber rückfichtlich eines bereits vollbradhten Ver— 
brechens normirt. Deßhalb war, um diefe Straflofigfeit auch bei dem Hoch— 
verrathe in jenen Fällen zur Geltung bringen zu fönnen, wo zwar dad 
Verbrechen des Hodverrathes nach Maßgabe der gefeglichen Begriffe: 
beftimmung ſchon vollbracht erfcheint, wo aber die verbrecheriſche Handlung 
thatſächlich noch feinen üblen Erfolg herbeigeführt hat, fondern „noch 
aller Schade verhindert werden kann“, und wo daher das hoch— 
verrätherifhe Unternehmen im vulgären Sinne des Wortes noch 
nicht als vollendet erfcheint,*) eine befondere gefepliche Beftimmung 


*) Bergl. die auf Seite 295 und 296 vorfommende Erörterung über 
den Unterfchied eines vollbrahten Verbrechens im Sinne des fpeciellen 
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nothwendig, welde nun eben durch den vorliegenden $. 62 gegeben 
wurde.*) — 


Sprachgebrauches unferes pofitiven Gefeßes, von einer vollbrachten That 
nad der Redeweife bed gemeinen Sprachgebrauches. — 

) Gonfequent mit der oben entwidelten Anfiht hatte das Geſetz vom 
3. September 1803 im (oben angeführten) $. 56 die in Rede ftehende Beftim- 
mung bed Strafloswerdens eined hochverrätherifchen Unternehmens durch frei- 
willige Abftehung nur auf die Fälle der lit. b des ehemaligen &. 52 (b und c 
des jepigen $. 58) eingefhränft, und hierbei über die Fälle der lit. a jenes 
8. 52 gänzlich geſchwiegen. — Dieß ſtand nemlih nah der Zertirung des 
damaligen $. 52 im vollen Einklange mit der oben von mir im Texte ent: 
widelten Anfiht; — denn nad diefem früheren Gefepe wurbe das Verbrechen 
des Hochverrathes durch einen Angriff auf die Perfon des Landesfürften erft 
duch die wirklihe Verlegung feiner perfünlichen Sicherheit vollbracht, 
und eine bloße Gefährdung bderfelben konnte daher nur ald ein Verſuch dieſes 
Berbrehend angefehen werden (vergl. oben die Anmerkung auf Eeite 684). — 
Wenn fih nun 3. B. Jemand in eine hochverrätherifche Berbindung der in 
der lit. a ded 8. 52 des früheren Geſetzes bezeichneten Art eingelaffen hatte, 
welche auf eine Berlegung ber perfönlichen Sicherheit des Randesfürften abzielte, 
und fpäter felbft, aus eigener Reue und noch zur rechten Zeit, d. b. bevor noch 
die geringfte Uebelthat diefed Unternehmens vollzogen wurde, von bdemfelben 
zurüdgetreten, und noch überdieß alle übrigen im ehemaligen $. 56 voraus: 
gefepten Reue- und Abſtehungs⸗Acte vollführt hat, fo war er ja, eben weil er 
fih nad der damaligen gefeplihen Definition diefer Unterart des Hoch— 
verrathed, erft im Verſuche dieſes Verbrechens befunden hatte, ſchon ver« 
möge $. 7 des früheren ($. 8 des jetzigen) Geſetzes ftraflos, und für diefen 
Fall, d. h. für die Unternehmungen der lit. a des chemaligen $. 52, hatte 
daher das frühere Gefep nicht weiter nöthig, eine Anordnung zu treffen, 
wie fie im früheren $. 56 enthalten war. — Darin nun, aber aud 
darin allein erkannte ich den nad meinem Erachten fehr richtig berechneten 
Grund, warum dad frühere Gefep im $. 56 nur der Fälle der lit. b, und 
nicht auch der lit. a deö $. 52 gedacht hatte, und ich kann daher Waſer's 
auch neueftend wieder (a. a. D. in Nr. 32 der Gerichtözeitung, Seite 125 in 
der Anmerkung), obgleich mit Jenull getheilte Anſicht, dad das frühere Gefeg 
e8 zweifelhaft gelaffen habe, ob der $. 56 aud auf die Fälle der lit. b 
des $. 52 Anwendung finde, nicht ald gegründet anfehen. — Anders ftellte 
fih die Sache für unfer jegiges Geſetz heraus. Dieſes hat nemlich im $. 58 
lit. a ſchon die Definition der erften Unterart des Hochverrathed abgeändert, 
und nicht erft die wirflihe Verlegung, fondern auch ſchon die bloße Gefähr- 
dung ber Perfon des Kaiferd, d. h. alfo die entferntefte dießfällige Verſuchs⸗ 
handlung ald das vollbrachte Berbrehen des Hochverrathes erklärt; 
eben defhalb wäre auf derlei Handlungen, felbft wenn der Verſucher noch vor 
allem üblen Erfolge aus eigener Neue von deren Bollbringung abſtehen würde, 
nad dem neuen Gefege der nur vom Verſuche handelnde 8. 8 deffelben nicht 
mehr anwendbar gewefen. Wollte nun die Gefepgebung dennoch die freiwillige 
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Man hat bei der Würdigung derfelben zweierlei Momente in’d Auge 
zu faffen, nemlich: 

erftens die Bedingungen, unter welchen die Straflofigkeit erlangt 
werden kann; und 

zweitens den näheren Inhalt der von dem Geſetzgeber in diefer Ger 
feßesftelle gegebenen Zufiherung. — 
In der erfteren Beziehung feßt das Gefek 

a) voraus: „daß fih Jemand in eine auf Hochverrath (es möge die was 


immer für eine der in dem $. 58 beftimmten Arten fein, nam lex non distinguit; — 
und in was immer für einem Stadium der Ausführung fliehen, wenn nur noch aller 


Schade verhindert werden kann — vergl. hier unten lit. d) abzielende Verbindung 
(dieß feßt alfo immer ein von Mehreren beabfihtigtes hocwverrätherifches Unternehmen 
voraus — vergl. oben Seite 680 und die Anmerkung auf Seite 698) ”) eingelafjen 


Abftehung von der Vollbringung auch diefer Art hochverrätherifcher Unter: 
nebmungen mit der Ausfiht auf Straflofigkeit motiviren, fo mußte fie den 
8. 62 auch auf die Fälle der lit. a ded nunmehrigen $. 58 auddehnen. — 

) Es mag auffallend foheinen, daß auch das gegenwärtige Gefek 
wieder, fo wie das frühere, die thätige Reue wohl bei dem gefährlicheren 
Falle einer hochverrätberifhen Berbindung, nicht aber auch bei dem minder 
gefährlichen Falle ded Hochverrätherifchen Unternehmens eined Einzelmen mit ber 
Straflofigfeit belohnt. — Allein diefe fheinbare Snconfequenz verſchwindet, 
wenn man erwägt, daß für den letzteren Fall eine ähnliche Anordnung, wie fie 
im 8. 62 enthalten ift, ganz unpraftifch wäre. Hat nemlich ein Einzelner einen hoch⸗ 
verrätherifhen Plan gefchmiedet, und er fteht von demfelben aus eigener thätiger 
Neue ab, noch bevor er irgend eine äußere hierauf abzielende, und damit be 
reitd in einem objectiven Gaufalnerus ftehende Thätigfeit unternommen hat, 
oder hat er felbft fehon derlei Borbereitungdhandlungen vorgenommen (menn er 
fih 3. 8. bereits bewaffnet an den Ort verfügt hätte, wo er ein verruchtes Attentat an der Perfon 
des Kaiſers ausführen wid), und er tritt von der Ausführung zurüd, bevor dad 
Ihändlihe Vorhaben irgendwie äußerlich bethätiget worden ift: fo weiß ja 
nach der Borausfegung ohnehin Niemand von der ganzen Sache, und man 
wäre noch weniger im Stande, unter diefen Umftänden gegen den Thäter den 
Beweis herzuftellen, daß feine bisherige Handlung bereits in objectivem Gaufal- 
Zufammenhange mit der erwähnten hochverrätheriſchen Abficht geftanden fei. 
Für diefen Fall wäre daher, da bier eine äußere Strafbarkeit für folde 
Borbereitungähandlungen eined Bereinzelten nicht eintreten fann, die Feſt— 
ftellung feiner Straflofigkeit für den Fall feiner Reue geradezu überflüffig und 
faft lappifch gewejen. — Wird er aber auf folder Vorbereitungshandlung ertappt, 
ohne daß er erweislic fchon Etwas gethan hat, um von der Bollbringung aud 
eigenem Entjchluffe abzuftehen, fo ift wohl nicht der geringfte Grund vorhanden, 
ihn ſtraflos zu laffen. — Nach der Natur der Sache fann aljo eine äh: 
liche Vorſchrift, wie fic im $. 60 enthalten ift, nur in folhen Fällen praktiſch 
fein, wo es fih um das Unternehmen Mehrerer handelt, und wo fofort der 
Einzelne nit bloß feine eigene, fondern vor Allem die Thätigkeit Anderer 
unihädlid zu machen hat. — 
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(d. b. fih auf irgend eine der im $. 5 als verbrecheriſch bezeichneten Wirfiamfeits + Arten 
daran betheitiget) Habe." — Nach dieſem allgemeinen Wortlaute erfcheint 
es mir daher unzweifelhaft, daß diefer Paragraph allerdings auch auf 
die Urheber, Anftifter und Rädelsführer einer foldhen Ver: 
bindung Anwendung finde, weil eben darin, daß fie diefe Verbindung, 
wenn auch ala Begründer derfelben, mit Anderen eingehen (anfävenn, 
verabreden, zu Stande bringen u. |. f.) auch ihrerfeits das Einlaffen 
in diefelbe liegt,*) umd weil die erwähnten Gründe der Strafpolitit 
für die Firirung der Straflofigfeit unter den hier nachfolgenden Vor— 
ausfeßungen, gerade rücfichtlih der Urheber, Anftifter und 
Häupter von derlei Verbindungen im erhöhten Mafe eintreffen, 
inden gerade diefe Häupter regelmäßig vorzugsweiſe in der Lage 
find, den von dem Gefeße im $. 62 angeftrebten Dienft der öffent- 
lihen Sicherheit des Staates zu leiften. — 
Das Geſetz fordert ferner, daß der in eine folche hochverrätherifche 
Verbindung Verwicelte die nachfolgende Thätigkeit 
b) „durch Reue bewogen“, oder wie fich die Randgloffe ausdrüdt: 
„wegen thätiger Reue“ ausführe. — Diefe Worte können wohl nicht 
in jenem engeren Sinne genommen werden, wie etwa die Ethik das 
Wort „Reue“ auffaßt, nemlich als jenes innere Gefühl der fittlichen 
Betrübniß über das, was man gethan hat, zunächſt darum, weil es 
unfittlih oder unrecht ift, nam de internis non judicat praelor; — 
fondern fie können wohl nur die äußere Reue, d. h. dasjenige 
äußere Verhalten („tHätige Reue" — fagt deßhalb ganz richtig die Randgloffe) 
bezeichnen, welches fih im äußerlichen Erſcheinungs-Verhältniſſe jo 
darftellt, ald 0b es aus innerer Neue entftanıme, ohne Rückſicht 
auf den inneren Beweggrund dieſes Handelns; alfo im 
Grunde nur ein äufßerlih freiwillig erfheinendes, oder im 


) Ich würde mich nicht in die obige Haarfpalterei eingelaffen haben, 
wenn fie nicht dazu nothwendig wäre, um die von einem tüchtigen Gewährs— 
manne, nemlih von Wafer (a. a. O. ©. 126) behauptete, und gerade aus 
dem Worte: „eingelaffen“ zu begründen verfuhte, entgegengefepte 
Anfiht zu widerlegen. Wafer meint nemlich ebendafelbft: „daß von der 
Wohlthat des 8. 62 die Urheber oder Anftifter einer folden Berbindung 
ausgefhloffen feien; denn da der Urheber die Berbindung urfprünglid bes 
gründet hat, und diefe vor feiner Wirkfamkeit nicht eriftirt hat, fo fünne man 
auch nicht fagen, er habe ſich im eine hochverrätherifche Verbindung ein: 
gelaffen.” — Ich hoffe, oben nachgewiefen zu haben, daß diefe Argumenta- 
tion weder in dem richtig und natürlich interpretirten Worte: „eingelaffen“, und 
noch weniger in der ratio legis einen Stügpunft findet. — 
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eigenen Willen berubendes und unabhängig von äußeren Hinderniflen 
erfolgendes Handeln, im Gegenfage von Unvermögenheit, von Ge- 
zwungen- oder Berhindertwerden durch fremdes Hinderniß, von Da- 
zwifchenfunft eines Zufalles u. dgl. Dieß zeigt der Zufammenhang 
mit der bier ad litt, e und d nachfolgenden Erörterung, wornad) 
nemlich die in diefem Paragraphe feftgefeßte Straflofigkeit vor Allem 
durch das rechtzeitige Handeln und Unfhädlidmaden 
der vorhandenen Gefahr bedingt ift, und es ergibt fi die Richtig- 
keit diefer Auffaffung auch aus mehreren Parallel» Stellen unferes 
Geſetzes, namentlih aus den 88. 8, 165 lit. e, 168, 187, 188, 
466 (vergl. auch die Erörterung auf Seite 328 — 331 d. W.), 
in welchen nemlich der Charakter einer thätigen Neue im Sinne 
des Strafgefehes auf die ebenerwähnte Weife erklärt wird. — 
Hiernah wird alfo die in diefem Paragraphe zugefiherte Straf: 
lofigkeit allerdings auch demjenigen zu Statten fommen, der z. 2. 
erweislich nicht aus fittlicher Neue über Die Verruchtheit feines Unter: 
nehmens, fondern aus Furcht vor der Strafe, aus Weigheit oder 
Zurückſchreckung vor den mit der Ausführung verbundenen perfön- 
lihen Gefahren und Hinderniffen, aus Haß, Feindfhaft oder Rache 
gegen den einen oder anderen Mitverfchwornen, oder aus was immer 
für einem anderen unedlen Beweggrunde die nachftehend (sub litt. c 
und d) bezeichnete Thätigkeit vornimmt. — 
Das Geſetz fordert nemlich, daß der Renige 

ec) „die Mitglieder derfelben (d. i. der auf Hochverrath adzielenden Berbindung), 
ihre Satzungen, Abfihten umd Unternehmungen der Obrigkeit 
anzeige.” — Aus dem Wörthen „und“ Fönnte man nun ver: 
ſucht werden, anzunehmen, daß die Wohlthat diefes Paragraphes nur 
demjenigen zu Gute fomme, der alle eben aufgeführten viererlei 


Momente cumulativ oder fimultan der Obrigkeit (p. i. einer ſolchen 
öffentlichen Behörde, welhe im Namen der Staatshoheit irgend einen Theil der ftaatlihen 
Bwangdgewalt auszuüben bat, im Gegenfaße anderer öffentlihen Behörden — vergl. 


oben Seite 726) anzeigt, und dieſe Anficht ift auch bereits praktiſch ver— 
fochten worden. — Allein ich halte fie in diefer Allgemeinheit ſchon 
aus dem Grunde für unrichtig, weil gewiß hochverrätherifche Ver: 
bindungen gedacht werden können, bei denen nicht alle angegebenen 
Momente vorkommen, welche z. B. Feine eigentlihen Saßungen 
haben, oder noch feine Unternehmungen gemacht haben, und doch 
fpriht die ratio legis gewiß für die Straflofigkeit auch desjenigen 
das Wort, der nur alle übrigen Momente, nemlich die Namen der 
Mitglieder und die Abfichten der Berbindung, der Obrigkeit an- 
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zeigt, da ja vorausſetzlich bei ihm von einer Anzeige auch der übrigen 
Momente feine Rede fein fann. — 

Hieraus folgt, daß diefer Gefegesftelle vielmehr jene natürliche 
und einfache Deutung unterlegt werden müfle, daß der Anzeiger, 
um die bier bezeichnete Straflofigkeit zu erlangen, alle jene Mo: 
mente der hochverrätherifchen Verbindung der Obrigkeit anzuzeigen 
habe, die ihm nur felbft befannt und je nad der verfhiedenen 
Beftaltung folder Berbindungen nur überhaupt vor— 
handen und der Obrigkeit noch unbekannt find, und 
deren SKenntniß zur Berhbinderung jedes weiteren 
Schadens für die Obrigkeit noch von Wichtigkeit ift 
(vergl. nachfolgend dielit.d), mögen dieß nun Namen von Mitgliedern, 
Satzungen, Abfihten oder Unternehmungen, oder was immer 
für andere Momente derfelben fein.) — — 

Diefe Anzeige muß aber ferner 

d. „zu einer Zeit gefchehen, da diefe Momente (seil. für die Obrigkeit) noch 
geheim waren, und der Schade verhindert werden konnte.” — Da 
das Geſetz diefes Erforderniß ganz objectiv Hingeftellt hat, und da 
ed nach der mehrgedacdhten ratio legis hierbei auch zunächſt darauf 
abgefehen ift, die der öffentlichen Sicherheit drohenden Gefahren zu 
befeitigen: fo erhellt auch Kar, daß in dem Kalle, wenn der Anzeiger 
zwar glaubt, daß die von ihm angezeigten Momente der Obrigkeit 
noch unbekannt feien, dieß aber in Wirklichkeit nicht der Fall if, 
dem Anzeiger die Straflofigkeit nicht zu Statten fommen könne 
(vergl. Seite 594 d. W.). Iſt aber der Obrigkeit nur ein Theil 


*) Mit diefer Auslegung ſteht auch dad Wörtchen: „und“ keineswegs 
im Widerſpruch; denn es ift befannt, daß diefes Verbindungswort in der 
deutfchen Sprache nicht bloß in der copulativen Bebeutung, fondern fehr 
häufig auch im (didjunctiv) aufzäblenden Sinne gebraudt wird. So wird 
man 3. B. in den Worten: „mer ftiehlt, betrügt und raubt, ift ein für bie 
Geſellſchaft gefährliches Subject”, gewiß nicht die Bedeutung fuchen, daß das 
Subject, um gefährlich zu heißen, alle drei Thätigfeiten copulativ gethan haben 
müffe, fondern ed will dadurch gefagt werben, daß ſo wohl derjenige, welcher 
ftiehlt, als auch jener, der betrügt, fo wie derjenige, der raubt, gefährlich fei. — 
Noch häufiger kommt dieſe disjunctiv aufzählende Bedeutung der Copula 
„und“, in negativen Sägen vor, 3. B. „du follft nicht ſtehlen, betrügen 
und rauben“, d. h. du follft weder ftehlen, noch betrügen, noch rauben. — 
In diefer Bedeutung fommt nun offenliegend das Wörtchen „und“ auch im 
vorliegenden $. 62 vor; — wobei aber nicht geläugnet werden mag, daß eine 
fehr reine Sprachfügung ſolche uneigentlihe Redewendungen, wie fie der pul- 
gäre Sprachgebrauch häufig gebraucht, beffer ganz vermeiden würde. — 
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diefer Momente bekannt, ein anderer noch unbekannt; kennt fie be 
reits einige Mitglieder der hochverrätherifchen Verbindung, andere 
aber nicht, und der Anzeiger entdeckt nun auch die leßteren, jo 
fommt ihm nach Wortlaut und Abficht des Geſetzes die Straflofigfeit 
dann nod immer zu Gute, wenn erwiefen wird, daß gerade erft 
durch dieſe feine Entdeckung jeder weitere Schade verhindert wurde, 
und daß zugleich er Alles entdecte, was ihm von der Sache be- 
kannt war. — Dagegen kann, ohne Inconfequenz mit diefer Be: 
hauptung, aus dem Geifte diefer Gefegesftelle zugegeben werden, 
daß (wie Wafer a. a. D. behauptet) demjenigen, der ſelbſt bereits 
der Antheilmahme an einer folchen Verbindung, oder überhaupt des 
Hocverrathes rechtlich befchuldiget erfcheint, und deßhalb in Unter 
fuhung gezogen wird, und nunmehr andere Mitfchuldige diefes 
Verbrechens enideet, die Mohlthat diefed Paragraphes nicht zu 
Statten fomme, weil nad) der ratio legis die hier zugeficherte Straf- 
lofigfeit doch nur als Lohn für die freiwillige eigene Ab- 
ftehung von der Ausführung eines hochverrätherifchen Unternehmens, 
oder, wie fih das Geſetz felbft ausdrückt, für die thäatige Reue 
eines Schuldigen in Ausficht geftellt wird, Diefe Gründe aber gewiß 
bei demjenigen nicht mehr eintreffen, der bereits felbft wegen eigener 
Schuld, ohne fein Zuthun, entdeckt erfcheint, und deffen weitere 
Entdeckungen ihm daher auch nach dem klaren Ausipruche des Gefekes 
($. 46 lit. i) nur eine Milderung, nicht aber gänzliche Straflofig: 
feit feiner Schuld verfchaffen fönnen (vergl. oben die Erörterung auf 
Seite 593 und 594). — 

Mas aber den zweiten oben hervorgehobenen Punkt, nemlich den 
Inhalt der von dem Gefebe in diefem $. 62 dem Anzeiger von derlei 
hochverrätherifchen Unternehmungen gegebenen Zufiherung betrifft, fe 
fommt zu erwägen, daß durch die demfelben zugeficherte „gänzliche 
Straflofigkeit“ zugleich nicht bloß die Zuficherung gegeben ift, dab 
er wegen feiner eigenen Schuld von aller Strafe verfohont werden wird, 
fondern daß gegen ihn auch feine weitere ftrafgerichtliche Unterfuhung als 
Beihuldigten flattfinden werde, da ja eine ſolche wider eine beftimmte 
Perfon nur wegen der rechtlichen Befchuldigung einer ftrafbaren Hand: 
lung Platz greifen darf (88. 1, 144 und 416 der St. P. D. vom 29. Juli 
1853), eine folche Befchuldigung aber bei ihr wegen der im Voraus geſche— 
henen Erklärung der Straflofigfeit ihrer Handlung nicht mehr zutrifft. — 

Ebenfo fchließt die Zuficherung „der Geheimhaltung der Anz 
zeige“ felbftverftändlich auch verfchiedene Einſchränkungen mehrerer fonft 
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dur die St. P. D. vom 29. Juli 1853 für zuläjfig erflärten, und fogar 
gebotenen Procedurd-Mafregeln in Beziehung auf dasjenige Strafverfahren 
ein, welches über die auf folche Art angezeigte hochverrätherifche Verbindung 
und gegen deren Theilnehmer eingeleitet wird. Soll nemlich die von dem 
höchiten Gefeßgeber einem ſolchen Anzeiger zugeficherte Wohlthat „der Ge: 
heimhaltung der Anzeige" ihm nicht etwa wieder auf einer anderen Seite 
entzogen, d.h. follnicht das kaiſerliche Gefeßes-Wort an ihm zurückgenommen 
werden, fo muß er das Recht haben, fich nicht nur jede Namhaftmahung feines 
Namens als Anzeiger und Zeugen, gegemüber den von ihm angezeigten 
Mitfhuldigen, zu verbitten, fondern auch jede perfönliche Gegenftellung 
mit denfelben, fowie feine perfönliche Erfeheinung und Vernehmung bei der 
mündlihen Schlußverhandlung zu verweigern, ferner zu verlangen, daß 
feine Anzeige und etwaigen fpäteren Depofitionen nicht bei denjenigen 
Acten hinterlegt werden, deren Einſicht jedem Angeklagten und feinem 
Bertheidiger geftattet ift (vergl. die $$. 175, 183, 200 lit. f, 215, 219, 
220 und 222 der St. P. D. vom 29. Juli 1853), kurz alle jene Ein- 
ſchränkungen der Unmittelbarfeit und Deffentlichkeit, felbft der f. g. Parteien: 
Deffentlichkeit in Beziehung auf das Strafverfahren, welches gegen die 
von ihm angezeigten Inculpaten eingeleitet wird, in Anſpruch zu nehmen, 
ohne welche die ihm zugeficherte Geheimhaltung feiner Anzeige in ihrer 
Wirkung vereitelt werden würde. — 


8 63. (s$. 58 und 59.) 


Wer die Ehrfurcht gegen den Kaifer verlegt, es gefchehe — 
dieß durch perſönliche Beleidigung, durch öffentlich oder vor 
mehreren Leuten vorgebrachte Schmähungen, Läſterungen 
oder Verſpottungen, durch Druckwerke, Mittheilung oder 
Verbreitung von bildlichen Darſtellungen oder Schriften, 
macht ſich des Verbrechens der Majeſtäts-Beleidigung fchul: 
dig, und ift mit fchwerem Kerker von einem bis zu fünf 
Sahren zu beftrafen. 

$. 58. 
Unter dieied Verbrechen werden auch Läſterungen auf Die Berivn des Landesfürfteu, aus 
melhen unverfennbare Abneigung gegen denfelben entfteben fann, wenn fie 
in Geſellchaft, oder öffenthich —— worden, wie auch dergleichen Ehriften, oder 
pöttifhe Borftellungen, wenn fie Jemandem mitgetheilt worden, gerechnet. 
(8. 35 des prov. Preßgeleßes vom 13, März 1949.) 
Für Laͤſterungen oder Er Berlegungen der ——„ Ehrfurcht gegen 


das Staatsoberbaupt, wodurch deſſen Perſön der Geringfhäßung Breis gegeben 
wird, verfält der Schufdige in eine Eirafe des [hmeren Kerferä bie iu drei Jahren. 
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Bei veriodifhen Drudihriften ift außerdem auf den Verfall der Gaution bis zum Betrage 
von 1500 Gulden EG. M. zu erkennen.) — 


In dem mouarhifhen Staate ift die Perfon des Monarchen die 
Spike und das Wefen der Staatsverfaffung, fo wie der Brennpunkt der 
ftaatlihen Ordnung, daher ſchon deßwillen auch der Gegenftand der höchſten 
Ehrfurcht, d. i. Ahtung, gepaart mit Furcht, oder jener lebhaften Er- 
fenntniß und Hochachtung der über alle Anderen erhabenen Größe, Würde 
und Macht (i. e. Majeftät) des Monarchen, melde ſich äußerlich in der 
Unterordnung unter ihn, und in dem forgfältigften Beftreben (Furcht) be— 
thätiget, Alles zu vermeiden, was die gewöhnliche Ehre eines unbeſcholtenen 
und ehrenhaften Menfchen überhaupt beleidigen würde, oder was insbe— 
fondere der Ueberlegenheit der erhabenen Stellung des Monarchen über 
uns, was alfo deffen Majeftät entgegen wäre. — Darin prägt ſich auch 
der Charakter der abfoluten Unverlegbarkeit, Unantaftbarkeit und äußeren 
Unverantwortlichkeit gegen andere Menſchen, die f. g. juridifhe Heilig = 
feit des Monarchen (sanctites a sancitus, i.e. vorzugsweiſe gefhügt durch die Strafgefege 
gegen jede Verlegung) aus, in welcher zugleich die Bürgfchaft für die Macht der 
höchſten Negierungsgewalt und für die Kraft ihrer Vorkehrungen gelegen 
ift. — Damit vereiniget fih, insbefondere in der Erb-Monardie, die 
religiöfe Auffaffung, welche in dem legitimen Herrſcher, weil ihn nach 
der zu Recht beftehenden und ſonach duch das Walten der überirdifchen Pro- 
videnz auf Ihn gelenkten Succeffionsordnung die Nachfolge trifft, den 
„Bott-Gewollten”,„Bott-Erkornen" und „Gott-Gegebenen“ 
erkennt, dem die höchſte Herrſchaft im Stcate, die Souveränetät und Majeftät 
nicht nur im Allgemeinen als ein göttlicher Beruf (Jus divinum, 
nam „omnis Polestas a Deo !*),— wie diefe Auffaffung ſchon im germanifchen 


*) In ähnlicher Weife hatten auch die beiden früheren öfterreichifchen 
Preßgefege (vergl. über deren Genesis und furzdauernde Geltung die An— 
merfung auf Seite 272—274 d. W.) dad Verbrechen der Majeftätd-Beleidi- 
gung begrifflich feſtgeſetzt. Die proviforifche Verordnung gegen die Uebertretung 
der Preßgefege vom 31. März 1848 fegte im $. 17 wörtlich feft: 

„Die vorfäßlide Beleidigung des Landesfürften durch Läfterungen, Schmä— 
bungen oder verhöhnende Darftellungen in Drudihriften oder den Druckſchriften 
pleichgeftellten Bildwerfen ift ald Verbrechen mit Einem bis zu fünf Jahren zu beftrafen.* 

Die proviforifche Verordnung gegen den Mißbrauch der Preffe vom 
10. Mai 1848 aber feste die analoge Verfügung mit folgenden Worten feft: 

„Läferungen und alle Arten von bödwilligen Berlegungen der ſchul— 
digen Ehrfurcht gegen die Berfon des Landesfürften, welche durch Drudihriften erfolgen, find 
ald Verbrechen, und zwar dann, wenn fie in der Abſicht geicheben, um Abneigung oder Berady- 
tung gegen das Stantsoberhaupt zu erweden, mit ein» bis fünfjährigem ſchwerem Kerker, wenn 
aber diefe Abſicht nicht erweislich ift, mit Kerter von 6 Monaten bis au einem Jahre zu beftrafen.* 
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Mittelalter vorherrſchte — fondern eben vermöge der „ Erb-Ordnung“ zu— 
gleih in individueller Berufung, daher in wahrhaftiger Weife „von 
Gottes Gnaden“ zufommt. — 

Diefer Grundgedanke, daß in der Monarchie dem Monarchen die 
höchſte Ehrfurcht von Rechtswegen gebühre, erhielt fi daher, weil ex 
dem innerften Wefen der Monarchie entflammt, auch in allen Phaſen der 
biftorifchen Entwidlung des Strafrehts, wie die oben (Seite 674—676 
in der Anmerkung) gegebene rehtshiftorifche Ausführumg nachweiſet, wenn gleich 
die Trennung des Verbrechens der Majeftäts-Beleidigungim befonderen, oder 
engeren Sinne (d. i. der Majeſtäts-Ehrfurcht-Verletzung) von dem allge- 
meinen Majeftätd-Verbrechen erſt der fpäteren Zeit ihr Dafein dankt. Bei 
den Römern hatte ſich nemlich nah Maßgabe diefer rechtögefchichtlichen Auf⸗ 
zeigung das, während der Republik bloß als ein Verbrechen adversus po- 
pulum Romanum erflärte, Crimen Majestatis in ein zugleich*) contra 


*) Oanz confequent mit der fonftigen Auffaffung der Monarchie im römifchen 
Rechte wurde in demfelben auch unter ber Kaiſerzeit das Crimen Majestatis, wenn es 
zunächit adversus Imperatorem gerichtet war, immer zugleich auch als ein Crimen 
contra rempublicam und beziehungemweife contra Populum Romanum erklärt; 
denn im römifchen Rechte herrfcht keineswegs die heutige rechtsphiloſophiſche 
Auffaffung des monarchiſchen Principes vor, welche die Monarchen ald Herrfcher fraft 
eigenen Rechtes erkennt; fondern es huldiget daſſelbe ausſchließend dem Principe 
dervon dem Volke ausgehenden, und von die ſem an den Monarchen über- 
tragenen Gewalt, und fpricht dieß mit dürren Worten in der lex regia aus: 
„Quod Prineipi placuit, legis habet vigorem: utpote cum lege regia, 
quae de imperio ejus lata est, populus ei et in eum omne suum im- 
perium et potestatem conferat“ (D.1L 4. fr. 1, pr.), oder gar nur „con- 
cedat* — tie fih die Inftitutionen (I. 2, $. 6) ausdrüden. — Ebenfo Gajus 
(I. 5): Constitutio Principis est, quod Imperator deereto, vel edicto, vel 
epistola constituit, nec umquam dubitatum est, quin id legis vicem obtineat; 
cum ipse imperator per legem imperium accipiat.“ — Es fcheint 
gerade jegt an der Zeit zu fein, den Verbammern und Berbächtigern der Ber. 
nunftrechtd= Wiffenfhaft in Erinnerung zu bringen, daß die Doctrin der 
vom Bolfe an den König übertragenen Gewalt, d. i. die Wurzel 
des f. g. Staatövertrage®, ihren Urfprung nicht den Raturrechtölehrern 
des 17. und 18. Jahrhunderts zu danken habe, fondern bei getreuer geſchicht— 
liher Auffaffung des Rechtes, vielmehr ungefähr anderthalb Jahr— 
taufende früher zu fuchen, und indem (überhaupt ganz von republifanifhem 
Geifte durchſeelten) Rechte der Römer zu finden ſei; — und daß cd da- 
gegen die viel verläfterte Rehtsphilofophie und namentlich dad Staats— 
recht der Jetztzeit find, weldhe nah dem Zeugniffe ihrer berufenften Stimm« 
führer, das Phantom des Rouffeau’fhen Contrat social nicht etwa crit feit 
heute und geftern, fondern ſchon feit mehreren Jahrzehenden gänzlich 
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Hye, Commentar. 
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Imperatorem gerichtetes Verbrechen verwandelt; — in der Carolina, und 
noch deutlicher in ihren Vorbildern, der Bambergensis und Branden- 


aufgegeben, und nachgewiefen haben, daß der Ichte Grund des Rechtsver— 
bandes des Staates überhaupt (des f. g. nexus eivilis, wie ihn die älteren 
Publiciſten nannten), und inäbefondere des Herrfcherrehtes der beſtehen— 
den Staatsgewalt, fo wie der Unterwerfung der Staatsangehörigen unter 
dDiefelbe, nicht in einem fogenannten Staatövertrage, fondern viel— 
mehr in den ewigen Ideen der Gerechtigkeit und des Staates felbit 
berube, welche nemlich die Gliederung der menfhlichen Gefellfchaft unter einer 
ftaatlichen Ordnung, fo wie unter einer beftimmten oberherrlichen Gewalt in ber- 
felben unbedingt fordern, und ebendadurd mit Bernunft-Notbmwendig- 
feit die immere Berechtigung der hiftorifch begründeten Staats» 
gewalt und Herrfcher-Dynajtie zur Herrſchaft, und zur Erhaltung 
der rechtlichen Ordnung im Staate bearünden. — 

Die hohe und praftifche MWichtigfeit der hier befprochenen wiſſenſchaft— 
lihen Frage möge die gegenwärtige Digreffion an diefem Orte entfchuldigen. 
Sie foll ja — mit Vorbehalt einer ausführlichen Erörterung an einem paffen= 
deren Orte — nur zur vorläufigen Abwehr gegen gewiffe unfundige oder 
unredliche Stimmführer in öffentlichen Blättern dienen, welche in Dingen der 
Wiffenfhaft, ftatt mit inneren Gründen und Sach-Kenntniſſen, vielmehr nur 
mit politifchen Verdächtigungen jeder ihnen mißliebigen wiffenfchaftlichen 
Richtung, und zugleich mit Verdächtigung aller jener Perfonen zu argumentiren 
gewohnt find, welche nicht unbedingt der einfeitigen Pflege der geſchichtlichen 
Behandlung des Rechtes buldigen! — Dabei wird nemlich vorzugsweife dag 
Schreckgeſpenſt des ſ. g. Staatövertraged und der vom Bolfe ausgehenden und 
von diefem an den Regenten gleihfam nur mandatorio nomine übertragenen 
Staatsgewalt — d. ti. der Keim aller revolutionären Doctrinen und Praftifen 
der Geptzeit (wie man es zu nennen belicht!) — dem f. g. Naturrechte in die 
Schuhe gefhoben, und dabei verfchwiegen, Daß gerade von der Staatsrechts— 
Philofophie der Neuzeit (und zwar von den Belennern der verſchiedenſten philo- 


fophifchen Syſteme, und wenn gleih aus den verjchiedenartigiten Standpunften und mit den 
mannigfaltigften Begründungs- und Deductiondarten, dennoch ın diefem (Finen Punkte überein« 


fimmend) dieſe Theorie am energifcheften befämpft und widerlegt 
Wird (ich nenne beifpielöweife nur die Namen: „Ahrens — Bluntihli — Bülau — Ber: 
fäder — Hegel — Kant — Kraufe — Maurenbreder — Schilling — Schmitt» 
benner — Schön — Stahl — 9. U Zachariä — K. © Zachariä — Zöpfl. — 
Freilich wird von jenen Widerfahern der Rechtephilofophie weiter auch ver— 
fhwiegen, daß ſich entgegen eben fo viele Gewährsmänner aufzählen laffen, 
welche die hiftorifchen Nachweiſe liefern, daß die Keime jener Staatövertrags: 
Theorie, und der auf „pacts und gedingweifen Bereinbarungen mit dem 
Volke, und auf Wilfüren“ beruhenden Entftehung der königlichen Gewalt, 
vielmehr im biftorifchen, und zwar nicht bloß im römifchen, fondern aller« 
dings auch im germanifchen Rechte, jo wie in der Rechts- und Verfaffungs» 
Gefhichte der Deutſchen und anderer Völker, und felbft in der Bibel (nemlich 
vielfach in den Schriften des alten Teftamentee) zu finden feien! Wollen etwa 
deßhalb die einfeitigen Pfleger des hiſtoriſchen Rechtes, fei es num des 
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burgensis zeigt ſich bereit das von dem Hochverrathe gegen die faifer- 
lihe Majeftät gefonderte Verbrechen der beleidigten Majeftät oder 
Läfterung derfelben, und in Defterreich hatte namentlich das Joſephi— 
nifche Strafgefeh von 1787 „die Berlekung der pflichtmäßigen 
Ehrerbietung gegen den Landesfürften durch Angriff auf denfelben 
in öffentlihen Reden oder Schriften“ als eine eigene Art des Ber: 
brechens der beleidigten Majeftät erklärt. Aus dieſem Geſetze ging das ger 
dachte Verbrechen zwar nicht in das weftgalizifche, wohl aber in das 
Strafgefeß vom 3. September 1803 über (ſieh' hier vorne auf Seite 735 
den Tert des $. 58 deffelben); das leßtere nahm übrigens darunter auch jebt 
nur folche Läſterungen gegen die Perfon des Landesfürften auf, wodurch Ab— 
neigung (alfo ein großer moralifcher Abſcheu) gegen deſſen Perfon ausgeſprochen 
wird, und auch in Anderen begründet werden könnte (vergl. hierüber die Er— 
örterung auf Seite 670 — 672 d. W.), mweldye aber eben deßhalb, um als 
diefed Verbrechen angefehen werden zu können, entweder öffentlich oder in 
Geſellſchaft vorgebraht, oder Durch an Jemanden mitgetheilte Schriften 
oder bildlihe Darftellungen verbreitet worden fein müffen. Ueberein— 
ftimmend hiermit wurden auch in den hier vorne aufgeführten früheren vaters 
ländifchen Pre = Gefeßen, die ihrer Natur nad ſich bloß auf die durd 
Drudfchriften oder ihnen gleihgehaltene Bervielfältigungsarten verübbare 
ftrafbare Handlungen bezogen, nur die im Wege der Preffe verbreiteten 
gröberen und bögwilligen Ehrfurdht-Berlegungen, wodurd die Per» 


römifchen, oder feines Antipoden, des germanifchen Rechtes (welder 
Gegenſaß zwiſchen beiden freilih von foldhen — unberufenen — Stimmführern ebenfalls regel- 
mäßig ganz überjehen wird), fobald fie einmal von dDiefem Baume der Erfenntniß 
gepflüdt haben werden, die wilfenfchaftlihe Forfhung auch des biftorifchen 
Rechtes gänzlich einftellen? — Sollte alfo nidyt ſchon dieſe kurze Digreffion 
zureichend zeigen, daß man die Wiffenfchaft mit bloßer Verdächtigung der 
Gegner nicht fördert, und daß, fo mie überhaupt bei der Anftrebung aller 
großen Aufgaben der Menfchheit, namentlich aud bei der Wiffenfhaft und 
Pflege des Rechtes vor Allem die Ertreme und die Einfeitigfeiten 
vermieden werden mögen! — So kann und wird denn aus der Wilfen- 
ſchaft und Pflege unferes vaterländifchen Rechtes ihr Gedeihen erſt durch 
die Bermittlung der angedeuteten ertremen Gegenſätze, d. b. erft dann 
gefichert werden, wenn fich nebft der Ddogmatifch-praftifchen Behandlung dee» 
felben — die Bereinigung einer gründlich philoſophiſchen und hiftorifchen 
Erforſchung unferer Rechts-Inſtitute ihre Bahnen gebrochen haben wird, worauf 
auch bei und ſchon mehrmals, und namentlich auch von mir (und zwar nicht etwa 
erft heute oder geftern, fondern fhon im Jahre 1844! — nemlich in der Zeitfchrift für öſter— 
reichiſche Rechtögelehrfamteit, I. Band, Seite 353 u. fag.) mit energifcheftem Nachdrude bins 
gewiefen worden ift! — — 
47* 
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fon des Kaifers der Geringſchätzung preisgegeben wird, als ſtraf— 
bar erklärt. — 

Hiernach prägt fih der in ımferen vaterländifhen Gefeßen feit 
jeher feftgehaltene Charakter des Verbrechens der Majeftäte - Beleidigung 
vorzüglich in folgenden drei wefentlihen Merkmalen aus. Es follen 
darunter 

1. nur Verletzungen gegen die äußere Würde oder Ehre, d. h. gegen 
die Majeftät des Landesfürften im engften Sinne des Wortes 

(Potestas et dignitas major, quam omnes aliae), und keineswegs 

auch Angriffe auf andere Momente oder Rechte feiner Perſon (vergl. 

oben Seite 681, 3. 1), daher nur f. g. Injurien (Ehrenbeleidigungen) 

im engeren Sinne des Wortes gegen die Berfon des Monarchen ver— 

ftanden werden. — Es wurden ferner 

2. immer nur größere, oder grobe und böswillige Verfeßungen der 
fhuldigen Ehrfurcht gegen den Landesfürften, woraus entweder Ab— 
neigung gegen deffen Berfon in Anderen enttehen kann, oder wodurd 
deſſen Berfon der Geringſchätzung (natürlich wieder nur bei Anderen) 
preißgegeben wird; und endlich auch diefe 

3. nur dann ale das in Nede ftehende Verbrechen erflärt, wenn fie mit 
irgend einer Art von Deffentlichfeit begleitet, oder fonft ver— 
breitet worden waren. — 

Diefen wefentlihen Charakter hat num das Verbrechen der Majeftätz- 
Beleidigung auch in dem $. 63 unferes vorliegenden Gefeßes beibehalten, 
wenn man die Anordinungen deffelben nicht bloß nach feinem dürren Wort: 
laute, der allerdings hie und da eine etwas fchärfere Präcifirung wünſchen 
laßt, Sondern im Zufammenhange mit Parallel» Stellen und anderen ein 
fhlägigen Beſtimmungen unferes Gefeßes, fowie im Geifte der diefer Ans 
ordnung zur Kolie liegenden Ratio legis, und der rehtshiftorifchen Ent: 
wicklung aus den früheren Geſetzen auffaßt. — 

Betrachten wir nun dieſes Verbrechen nah den fünf gewohnten 
Hauptgefihtepunften (vergl. Seite 665 — 668 d. W.); fo ergibt id 

" zu L. 
aus dem klaren Wortlaute der 88. 36 — 40 unſeres Geſetzes ganz un—⸗ 
zweifelhaft, daß als Subject dieſes Verbrechens Inländer ſowohl im 
Ins, als im Auslande, Ausländer aber nur, inſoferne fie ſich deſſelben im 
Inlande ſchuldig machen ($. 37), keineswegs aber unter der Vorausſetzung 
anzufehen feien, als fie daffelbe im Auslande begehen, weil diefes Ver— 
brechen feines der im $. 38 genannten, d. h. Feines derjenigen ift, wofür 
der Ausländer, auch wenn er fie im Auslande begeht, bei feiner Betretung 
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auf öfterreichifchem Gebiete nah unferem Strafgefeße zu behandeln ift. — 
&$ bleibt daher für diefen Fall der Borausfeßung bei der Borfchrift der 
88. 39 und 40, wornad der Ausländer wegen einer folchen gegen unferen 
Kaifer im Auslande verübten Ehrfurcht» Verlegung in leßter Auflöfung nur 
nad dem Strafgefeße desjenigen Staates behandelt werden dürfte, in deſſen 
Gebiete er folch’ rohen Frevel begangen hat, was übrigens im Hinblicke auf 
die neueſten europäiſchen Strafgefeße, zumal auf jene der deutfchen Bundes» 
ftaaten, großentheild zur Folge hat, daß derlei Injurien, wenn fie in 
jenen Ländern gegen für fie felbft fremde Souveräne begangen werden, 
und zumal thätliche Ehrenbeleidigungen gegen diefelben — und zwar au 
iu dem Falle, werm fie nicht ohnehin zugleich ein ſchwereres Verbrechen, 
3. B. ſchwere körperliche Verlegung, oder gar Tödtungen einfließen, und 
daher als das dadurch begründete ſchwerere Verbrechen behandelt werden — 
nicht bloß als einfache Injurien, wie gegen andere Private, fondern als eine 
höher qualificirte frafbare Handlung, meiftentheils fogar ald Berbrehen 
geahndet werden. *) — 
3u H. 

Als Object diefes Verbrechens erklärt das Oeleh ſelbſt: „die Ehr- 
furcht gegen den Kaifer.“ — 

Daß man in einem das äußere Verhalten der Menſchen regelnden, 
umd auch nur dieſes mit Strafen fanctionirenden Geſetze (vergl. $. 11) 
winter Ehrfurcht nur Das dem inneren Gefühle der höchſten Achtung, ge 
paart mit Furcht, entfprechende äußere Benehmen verftehen könne, wobei 
man Alles vermeidet, was der erhabenen Würde des Monarchen und der 
Ueberlegenheit feiner hohen Stellung über uns entgegen wäre, wurde bereits 
oben (Seite 736) augeinandergefeht. — 

Daß ferner auch hier nur von dem Kaifer von Defterreich, und von 
dem lebenden und regierenden Kaifer die Rede ift, zeigt wieder der be» 
ſtimmende Gefchlehts- Artikel („Ehrfurcht gegen den Kaifer“) und Die 
früher bei den analogen Stellen (Seite 680 und 681 unter 3. 1, und 
Seite 686 lit. b) gegebene Erklärung, welche im vorliegenden Falle um 
fo mehr Anwendung findet, ald die Vergleihung mit $. 494 lit. a bes 
währt, daß unfer Gefeg Injurien gegen fremde Souveräne, infoferne 





*) Bergl. 3. B. die Strafgefepbücher von Baiern und Didenburg 
Art. 306, und inäbefondere das bairifche Preßgeſetz vom 17. März 1850, Art. 22; 
— für Sadfen Art. 90 und 91; — für Braunfhmweig 8:94; — Württem: 
berg Art. 284; — für Heffen-Darmftadt Art. 145; — fürBaden 8.299; — 
für Weimar Art. 965— 98; — für Eoburg Art. 96— 99; für Preußen 
8. 79, u. m. a. — 
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fie nicht etwa eine ſchwerer verpönte ftrafbare Handlung, wie z. B. das 
Berbrechen der fehweren körperlichen Befchädigung, des Todſchlags, des 
Mordes u. ſ. f. einfchließen, nur wie gewöhnliche Privat-Ehrenbeleidi- 
gungen, d. h. ald Uebertretungen ahndet, wohl aber den Umitand, 
daß fie gegen das Oberhaupt eines mit dem öfterreichifchen Kaiferftaate 
in anerkannt völkerrechtlichem Verkehre ftchenden Staates begangen werde, 
als einen befonderen Erfhwerungs=-Umftand in Rechnung bringt. — — 

Außerdem kann es aber natürlich feinen Unterfchied in Beziehung auf 
das Dafein diefes Verbrechens machen, ob die ehrfurdhtverlegende Thätigkeit 
gegen den Kaifer mit namentlicher Bezeichnung, oder durch andere auf 
ihn paffende Kennzeichen (vergl. 88. 488 und 491); — ob fie ferner 
gegen ihn individuell, oder etwa durch eine Gollectiv-Bezeihnung, 
wie z. B. durch eine Befchimpfung der gefammten faiferlihen Bamilie”) 
oder aller lebenden Souveräne u. dgl. gerichtet wird; — und ob jie end» 
lich den Kaifer als Herrfcher, oder wie man's auszudräden pflegt, gegen 
den Regenten als ſolchen (erimen laesae Majestatis) oder als Privat- 
mann (crimen laesae venerationis) anzugreifen wagt, da die Majeftät des 
Herrfchers von feiner Privatperfon unzertrennlich ift, und in allen voraus: 
gefeßten Fallen denn doch immer, unmittelbar oder mittelbar, die dem 
Kaifer fhuldige Ehrfurcht verlegt wird. — Hieraus folgt von felbft, das 
die ebenerwähnte, hie und da von der Doctrin gemachte Unterfcheidung 
jwifchen erimen laesae Majestatis und erimen laesae Venerationis 
in unferem vaterländifchen Gefeße fo wenig, als in dem natürlichen 
Rechte einen Boden findet. — 

In Beziehung auf die 

zu II. 

zu evörternde „Handlungsmeife diefes Verbrechens “ ift zum Behufe der 
richtigen Auffaffung und genauen Würdigung des vorliegenden Paragraphes 


*) Im Sinne der obigen Auffaffung unferes Geſetzes fcheint e8 mir daher 
aud) unzweifelhaft zu fein, Daß derjenige, der fih Schmähungen, Läfterungen, Ver 
fpottungen u. dal. gegen die gefammte kaiferlihe Familie erlaubt, da— 
durch fi) zugleich des Verbrechens der Majejtäts-Beleidigung ($. 63) und ber 
Beleidigung der Mitglieder der faiferlichen Familie ($. 64) fchuldig mache, d. h. 
daß hier eine wirkliche Concurrenz zweier Verbrechen eintrete, weil in der 
Eollectiv- Berfon: „kaiſerliche Familie“ fowohl die Perfon des Kaifers, ald 
Haupt und Mitglied diefer Familie, als alle einzelnen Mitglieder derfelben mit- 
enthalten erfcheinen. — Dieß hat auch bereits der Eaffationshof in einem ein« 
zelnen Falle mit Erfenntnig vom 28. Juni 1854, 3. 6869, ausgeſprochen. — 
Dergl. übrigens unten auf Seite 776 die Anmerkung ** zu $. 64. — 
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vor Allem zu beachten, daß das Geſetz vorerft einen allgemeinen Saß 
vorausſchickt: 


„Wer die Ehrfurcht gegen den Kaiſer verletzt (. b. durch eine 
positive Thätigleit gegen die aus der hoben Würde, Macht und Erhabenheit des Kaifers über und 
fließende Verbindlichkeit zur äußeren Bethätigung von Hochachtung und Furt handelt: obne weiteren 
Hnterfchied, ob die etwa vorgebrachten ehrfurchtverlegenden Aeußerungen auf Wahrheit beruben könnten 
oder nicht, da e# hierauf eben vermöge der Unverlekbarfeit der Majeftät des Landesfürften nicht ans 
tommen kann). — 


Diefe allgemeine Beitimmung wird fofort von dem Geſetze durch den 
folgenden Nachfaß näher erflärt: 
„88 geichehe dieß 
a) durch perfönliche Beleidigung (. b. durd ein ſolches in Gegenwart des 
Kaifers, fei ed nun — denn das Gefeh unterfcheidet nicht weiter — vorihm allein, .. ®. 
wäbrend einer Audienz,*) oder bei Mit-Anmefenbeit noch anderer Perfonen, an was immer für 
einem, privaten oder öffentlichen, Orte, gegen feine Perſon beobachtetes tbatjahlihed Be» 
nebmen, oder burd eine ſolche gegen ibn, oder in jeiner Näbe, fo daß er es hören fann, 
(nicht gerade muß — was übrigend Frübwald a. a.D. Seite 73, 3.1, behauptet —) 
vorgebrahte Aeußerung, wodurch deſſen Ehre auf eine Weife berabgefept oder beſchimpft 
wird, daß dieſe Sandlungsweife, felbft wenn fie unter gewöhnlichen Boraudiekungen einem ebr- 
liebenden Privaten angetban wird, demjelben auch perfönlich eine unangenehme Empfindung — 
Leid — verurfachen, oder ihn fränfen müßte; **) 


*) Der Caſſationshof bat in einem einzelnen Falle felbit bei einer Be— 
leidigung einer Wache mit Erkenntniß vom 13. Jänner 1853, 3. 199 (Gerichtd- 
zeitung, Nr. 46), entfchieden: „daß zu einer Beleidignng gemüge, wenn auch 
der Beleidigte allein die befeidigenden Worte vernahm.” — Um tie viel 
mehr muß dieß bei dem Verbrechen der Majeftätd- Beleidigung behauptet 
werden, wo es fich nicht um die Herabjeßung der Ehre des Monarchen gegen- 
über von anderen Perfonen, fondern nur um die Berlepung der Ehrfurdt 
gegen feine Perſon handelt! — 

) Eine foldye perfönliche Beleidigung (Verlegung der Ehre — oder Ins 
jurie) kann alfo auch gegenüber dem Kaifer ebenſowohl durch Worte, ald durch 
andere finnbildliche Zeichen, Mienen, Geberden oder Gefticulationen, oder durch 
Thathandlungen geſchehen (Verbal-, ſymboliſche oder Real-Injurien); nur darf die 
leßtere, die f. g. Real-Injurie oder thätliche Beleidigung nicht bis zu einer un« 
mittelbaren HSandanlegung an denfelben, oder einem thätlihen und ge— 
waltfamen Angriffe auf feine PBerfon, d. b. nicht bis zu einer Verlegung, 
Bedrohung oder Gefährdung der förperlichen Sicherheit, oder der Aus— 
übung der Regierungsrehte des Kaiſers ausarten, weil fie fonft in das im 
$. 58 lit. a bezeichnete Verbrechen des Hochverrathes übergeht (vergl. Seite 682 
und 683 d. W.). Hieraus ergibt fi von felbft, daß in jedem Hochverratbe, 
der durch unmittelbaren Angriff auf die Perfon des Kaifere begangen wird, 
allerdings auch die Merkmale einer Majeftätd-Beleidigung enthalten wären; 
allein es erhellt zugleih aus den über die Concurrenz erörterten Grunde 
fügen, daß die Handlungsweife desjenigen, der einen Angriff gegen die Perſon 
des Kaifers ausführt, wegen diefer Einen Handlung und Einen Rehtsver- 
legung nicht zugleid; wegen eines zweiten Verbrechens der Majeftätd » Beleidi- 
gung geftraft werden dürfe, weil dieß nur eine Schein» Goncurrenz ift (vergl. 


Strafgel. L. Chi. VII. haupiſt. $. 63.) 744 (Von dem Verbrechen der Majeftäts-Peleidig.] 


b) duch Schmähungenti. b. folche Aeußerungen, wodurch der Kaifer entweder ehren. 
rühriger Handlungen befchuldiget, oder Schimpfworte gegen ihn ausgebracht oder in anderen 
Worten Verachtung gegen ihn an den Tag gelegt würde); — oder 


ec) durch Läſterungen (. 5. dur ſolche Aeußerungen, wodurch der Kaifer grober 
Unvolltommenbeiten in fittlicher Beziehung, oder ſchänd licher Dinge befchuldiget würde; — 
oder 
d) durch Verſpottungen (d. h. ſolche Aeußerungen oder dem Sinne des Auges 
unterlegte Anſchauungen, wodurch die Perſon des Kaiſers, oder einzelne moraliſche, geiſtige 
oder koͤrperliche Eigenſchaften deſſelben verächtlich dargeſtellt oder wenigſtens lächerlich 
gemacht würden); — — nur müſſen dieſe letzteren, nemlich die unter den 
Buchſtaben b, ce und d erwähnten Injurien, entweder 
aa) öffentlich (.i. im Gegenſatze von geheim ober verborgen, nemlih auf ſolche 
MWeife, daß ed aub von Anderen, unbeitimmt welchen und wie vielen Perfonen 


gehört oder gefeben werden Tann, wenn auch nicht wirflich gehört oder 
gefchen worden ift; — oder an einem foldhen Orte, wozu Jedermann der Zutritt 


offen ift*) —); oder 


insbefondere Seite 478 — 498 d. W.). — Uebrigens leuchtet aus der obigen 
Geſetzesſtelle zugleich ein, daß das jepige Gefek durch die ausdrüdliche Vor— 
forge gegen perfönliche Beleidigungen des Kaiferd eine wefentlihe Lücke 
des früheren Geſetzes ($. 58) verbeffert habe, indem ed nad dem Ichteren 
zweifelhaft war, ob derlei perfönliche Beleidigungen des Kaiferd, wenn fie 
nicht in unmittelbare Thätlichkeiten ausarteten, wie z. B. eine dem Monarchen 
bei einer Audienz in’d Ungeficht gefagte Schmähung oder Beihimpfung, unter 
Diefe oder jene Gefegeäftelle, ja fogar, ob fie nur überhaupt unter das ge— 
gebene Strafgefeb jubfumirbar waren. — 

*) Die obige Erklärung des Wortes „öffentlich“ entſpricht völlig 
der Bedeutung desjenigen lateinifchen Ausdruckes („Palam® im Gegenfaße 
von clam, latenter, occulte, seereto, und daher wohl zu unterfcheiden 
von publice), von welchem das deutfche: „öffentlich“ nur die Ueber: 
fegung if. Den juridifhen Sinn des römifhen: „palam“ erflärt aber 
am befien, und in voller Hebereinftimmung mit der obigen, von mir nur aus 
dem gemeinüblihen Sprachgebraude berübergenommenen, Bedeutung des 
deutſchen „öffentlich“, das römische Necht felbft, nemlich Ulpianus in der be— 
kannten Stelle Dig. 28. L fr. 21, pr. in den Worten: „Quid est palam? non 
utique in publicum, sed ut exaudiri possit; exaudiri autem 
non ab omnibus, sed a testibus.“ — Dabei glaube ich zugleich mit 
Nachdrud auf die, meined Wiſſens bieher von der Praxis unbeadhtet gebliebene, Be— 
merkung aufmerffam machen zu follen, daß unfer jetziges Geſetz nicht bloß in dem 
$. 63, fondern in allen übrigen Parallelſtellen, wo es zur Strafbarfeit einer Hand= 
Iung oder Aeußerung eine gewiſſe Publicität derfelben fordert, fich des bezeichnenden 
Wortes: „öffentlich“ bedient (vergl. die 88. 59 lit.e, 65, 80, 300, 303, 
305, 489, 491 und 496), und denjelben überall an die Stelle des 
Huddrudes: „an einem öffentlichen Orte, geſetzt hat, der zum Theile 
von dem früheren GStrafgefege vom 3. September 1803 an analoger Stelle 
(vergl. insbefondere den 8. 241 des UL. Iheild Diefes älteren Geſetzes) gebraucht 
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bb) vor mehreren Leuten (.i. in Gegenwart von mehr denn Einer Perfon, alfo 
vor oder zu wenigftend zwei Perfonen, ohne Unterfchied, ob diefelben gleich» 


worden if. — Diefe Vermeidung des Iegterwähnten Ausdruckes 
in unferem neuen Gefekle, und die Subftituirung deffelben durch 
das Wort: „öffentlih” ift von dem Gefeßgeber gewiß nidht ohne 
Borbedacht geſchehen. Die Gründe für diefe Veränderung liegen 
auf offener Hand. — Es kann nemlih nah der Natur der Sadıe 
in Beziehung auf die Frage, ob eine der erwähnten Handlungen ober 
Aeußerungen bereitd den zu ihrer Strafbarkeit erforderlichen Charakter der 
Publicität an fih trage, zumächft nicht auf den Ort, wo, fondern viel 
mehr nur auf die Art, wie die Thätigkeit, ob nemlich geheim und vers 
borgen, oder öffentlid und jo, daß fie von Anderen wahrgenommen werben 
konnte, begangen wurde oder gejchehen iſt. — Iſt dieß aud an einem pri— 
vaten und nur für wenige Menjchen zugänglichen Orte, aber auf die eben» 
erwähnte Art geicheben, fo iſt die Strafbarfeit vorhanden; — wurde fie aber 
an einem noc jo öffentlichen Drte, jo etwa auf dem Hauptplage einer volk— 
reichen Stadt, in einer Kirche, einem Gerichts- oder öffentlihen Hörfale, in 
einem Kaffee: oder Gaſthauſe, aber zu einer Zeit und unter ſolchen Umſtänden 
verübt, daß die Aeußerung dafelbft von Niemandem gebört werden konnte, oder 
wurde fie dafelbjt nur einer einzigen Perfon in’d Ohr geflüftert, fo wäre es 
nad) der Ratio legis geradezu lächerlich, eine Strafbarkeit anzunehmen. — In 
diefem natürlichen, und durch den geſunden Menfchenverfland dictirten Sinne 
hat denn auch unfer Eaffationshof fogar den früheren Ausdrud: „an einem 
öffentlihen Orte“ von jeber gedeutet, wie man aus jenen vielen einfhlägigen 
Entſcheidungen deffelben entnehmen kann, welche Herbft in feiner trefflichen 
Sammlung der „grundfäßlichen Entfcheidungen des Gaffationshofes, Wien, 1853” 
auf Seite 22—24 lichtvoll zufammengeftellt hat. — Danfen wir ed nun unferem 
neuen Gefeke, daß es durch das forgfältiger gewählte Wort: „öffentlich“ ftatt 
ded vagen und in wörtlicher Anwendung — wie eben gezeigt»wurde — nach 
beiden Richtungen gleih unpaffenden Ausdrudes: „an einem öffentlihen 
Orte“ das künſtliche Deuteln diefer lepteren Ausdrudeweife, um ihr einen ver⸗ 
fändigen Sinn zu geben, überflüffig gemacht, und daß cd gegenwärtig zu— 
nächſt gar nicht auf den Ort anfomme, wo bie in Rede ftebenden Handlungen 
oder Thätigkeiten vorfallen. — Hiernach fheint mir auch die Auslegung, welche 
Frühwald a. a. D. ©. 74 lit. a dem Ausdrude „öffentlih* dur die 
Paraphrafe: „d. h. auf der Straße, oder am einem Orte, wo Jeder— 
mann Zutritt hat”, in mehr ald Einer Beziehung unrichtig und unzulänglich 
zu fein. — 

Su der Wefenheit, nemlid in Anſehung der praktiſchen Wir» 
tungen, fällt mit meiner vorfichenden Erklärung des Ausdrudes: „öffent- 
lich“ wohl auch diejenige Auffaffung dieſes Worted zujammen, womit der 
Saffationshof ein Erfenntniß vom 10. Februat 1853, -3. 1226, motivirt hat, 
obgleich demfelben unverkennbar die (nah meinem Grahten nicht richtige) Doraus- 
fegung zum Grunde liegt, ald ob auch das jetzige Gefep im $. 63 noch immer 
den Ausdrud: „öffentlich“ mit dem früher üblihen: „an einem öffent— 
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jeitig anwefend waren oder nicht; ob ed ferner dem Echmähenden befannte oder 
fremde Berfonen, oder etwa deſſen nächite Angehörige, Gatte, Berwandte u. dal. waren, 
denn das Gefch unterfcheidet in all’ diejen Beziehungen nicht weiter; jedoch unter der Bors 


lihen Orte“ identificirt hätte. — Es heißt dafelbit wörtlih: „Es ift unrichtig, 
daß zum objectiven Thatbeftande der Majeftätsbeleidigung nad) $. 63 des St. ©. 
vom Jahre 1852 das Vorbringen von Schmähworten vor mehreren Leuten ers 
fordert werde. Diefer Thatbeftand ift vielmehr auch ſchon dann vorhanden, 
wenn die Schmähworte öffentlidy ausgeſprochen werden, welcher Ausdruck 
öffentlich im $. 63 nur auf den Drt, (9) wo die Schmähworte vorgebracht 
wurden, nicht aber auf die Anweſenheit mehrerer Leute bezogen 
werden fann, weil das Gefeß die Worte „öffentlih“ und „vor mehreren 
Leuten” nicht conjunctiv, fondern disjunctiv gebraudht, und erfteres Wort 
ganz überflüffig wäre, wenn der Gefebgeber darunter die Anweſenheit mehrerer 
Leute gemeint hätte. Wenn nun der Ausdruck „öffentlich“ auf den Ort (®) 
zu bezichen ift, jo hat der Angeklagte die bemerkten Schmähworte in der That 
öffentlich vorgebracht, da er diefelben nicht an einem bloß zu feinem oder 
feiner Familie Privatgebrauche beftimmten, fondern in Gegenwart des Erecutiond- 
mannes an einem Grte, welcher für Jedermann zugänglich ift, und 
obne Hinderniß betreten werden fann, wo cr wegen des vorbei— 
führenden Weges leicht von Mehreren gehört werden fonnte, und 
wo wenigftens die Gefahr vorhanden ift, von Mebreren gehört zu 
werden, unter welchen Umftänden der allgemeine Spradhgebraud 
einen Drt als einen öffentlihen bezeichnet, mit lauter Stimme 
ausfprad. Es ift daher in feiner Handlung der Thatbeftand des Verbrechens 
der Majeftätsbeleidigung in objectiver Beziehung allerdings vorhanden.“ — — 
Diefelbe Bemerkung gilt auch in Beziehung auf zwei noch fpätere Entſchei— 
dungen des Gaflationshofes (vom 5. Juli 1854, 3. 6929, in der Gerichtäzeitung 
Nr. 92, und vom 12. Juli 1854, 3.7304, ebenda Nr. 106), in welchen zunächt 
mit Rüdjicht auf den $. 496, der Ausdrud: „öffentlih“ im MWefentlichen 
zwar ebenfalls auf die ebenerwähnte Weife erklärt, allein immer zugleich wieder 
von der Borausfebung audgegangen wird, ald ob auch unfer jeßiges Geſetz bei 
allen angeführten Stellen die Strafbarfeit der Aeußerung zunächſt davon ab- 
hängig mache, daß diefelbe „an einem öffentlihen Orte geſchehe.“ — 
Es heißt nemlich in der erfteren dieſer Entfcheidungen wörtlih: „Wenn eine 
Beihimpfung zwar bloß in einem Haushofe und nur vor einer Perfon, aber 
in der Art gefhab, daß man diefelbe nad den Zeugenaudfagen 
hbäufermweit hören konnte, fo kommt unter diefen Umftänden auch der Drt, 
wo die Befhimpfung vorfiel, ald ein öffentlicher zu betrachten.“ — In dem 
anderen diefer beiden Erfenntniffe aber wird gefagt: „Daraus, was von Seite 
des Caſſationshofes fo oft ſchon Über den nefeglichen (2) Begriff des Ausdrudes: 
„Difentliher Ort“ (diefer Ausdrud kommt jedod, wie ſchon erwähnt, im gegenmwär 
tigen Gefepe gar nicht mehr vor) gefagt wurde, ergibt fih, daß der Ort, wo bie 
Gemeindeverfammlung abgehalten wird (auch damals, wenn zufällig kein einziger anderer 
Menih, aufer dem Schimpfenden, an demjelben anweſend, oder auch nur im der Nähe ift?), 
als ein öffentlicher anzufchen ift, und es auch dann bleibt, wenn au 
nicht Jedermann der Zutritt zur felben geftattet if. — — 
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ausfeßung, daß diefe mehreren Perfonen die Meußerung zu hören und zu verſtehen 
{aufzufaflen) in der Sage waren*); — oder 


ec) durd Druckwerke (d. b. durch, auf was immer für einem mechaniſchen oder 
chemiſchen Wege vervielfältigte, Erzeugniſſe des Geiſtes oder der bildenden Kunſt — arg. 


*) Meine obige Erklärung der Worte: „vor mehreren Leuten“ 
jhliept vier Behauptungen ein, deren jede einzeln hier um fo ausführlicher 
gerechtfertiget werden möge, als fih das Geſetz auch dieſer Ausdrudsmeife 
wieder an allen in der vorigen Anmerkung citirten Geſetzesſtellen (mit einziger 
Ausnahme des $. 489) bedient, und als daher die nach allen Seiten hin genau ab— 
zugrenzende Beftimmung der Bedeutung diefes wichtigen Ausdruckes zugleich 
auch den wichtinften Theil der Erläuterung aller chen bezogenen Paragraphe eins 
ſchließt. — ; 

Sch fage num über den Ausdrud: „vor mehreren Leuten” — 

1. „daß auch fchon zwei Perfonen ale mehrere anzufehen feien.” — 
Dieß liegt nicht bloß in dem gemeinen Spradygebraudhe, fondern erhellt nod) ins— 
befondere aus dem ſpeciellen Sprachgebrauche unſeres Geſetzes, welches nem— 
lich im $.81 ald Gegenſatz von „Mehreren“ Einen Menſchen für ſich allein 
erklärt, daher deutlich ausſpricht, daß auch ſchon Zwei eine Mehrheit von Per: 
fonen bilden, wie aud der Caſſationshof ſchon in verſchiedenen Entſcheidungen, 
und neuejtens in dem Erfenntniffe vom 10. November 1853, 3. 11558, an— 
erfannt hat. — Ich bebaupte ferner 

2. daß eine gleichzeitige Anwefenbeit der mehreren Perfonen nicht 
nothwendig fei, fondern daß es genüge, wenn auch die ehrfurdjtwerleßende 
Handlung oder Heußerung vor oder zu den mehreren Perfonen nur verein— 
zelt und nad einander (fucceffive) geſchehen ſei. — Diefer Auffaffung fteht 
einmal der Wortlaut des Geſetzes nicht entgegen, denn wenn gleich zugegeben 
werden fann, daß man unter dem Ausdrude: „vor mehreren Leuten“ in der 
Ableitung- von dem lateinifchen: „coram pluribus“, i. e. coram oculis seu in 
conspectu plurium, gewöhnlich die gleichzeitige Gegenwart der Mehreren 
verfiche, fo trifft der Wortlaut doch immer auch den zweiten Fall, wenn nemlich 
die Handlung oder Aeußerung nacheinander in Gegenwart verfhicdener 
Perfonen, vor oder zu jeder derfelben vereinzelt gefchicht, da es doch auch in 
diefem Falle immer wahr bleibt, daß die Handlung (in der Zufammenfaffung 
der mehreren TheilsActe derfelben in Eine Gefammthandlung) vor mehreren 
Perfonen gefchehen fei. — Selbſt die üblihe Erklärungsweife des lateiniſchen 
Ausdruded: „Coram* ftcht dem nicht entgegen, wenn ed da heißt: „Coram 
differt a palam, quod palam ad omnes, coraım autem magis ad certas personas 
refertur.* Dazu fommt aber die Ratio legis, wornach das Gefährliche der 
in Frage ftehenden Handlung doch offenbar darin liegt, daß die erwähnten ehr— 
furchtverlegenden WMeußerungen unter mehrere Perſonen verbreitet wurden, 
oder doch verbreitet werden fonnten, was nun gewiß auch bei den ver— 
einzelt gegen mehrere Perfonen vorgebrachten Aeußerungen der Fall ift. 
— Hiernady müßte man es doc ungereimt finden, daß derjenige ftrafbar 
fei, welcher etwa in der gleichzeitigen Anmwefenheit zweier Perfonen eine 
ehrfurchtverlegende Aeuferung gegen den Kaifer ausfpriht, oder cine Schrift 
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ex Urt. U des K. M. P., übrigens nah Maßgabe der in den SS. T und 10 enthaltenen Bes 
ſtimmungen); — oder endlich 


dd) durch Mittheilung oder Verbreitung von Schriften oder 
bildlichen Darftellungen (seilicst: des erwähnten ehrfurchtwerlehenden 


folhen Inhalts auch nur einer einzigen anderen Perion mittheilt (vergl. oben 
unter litt. dd); während derjenige ſtraflos fein follte, der eine vielleicht um Vieles 
frevelhaftere Läfterung des Kaiſers nacheinander etwa felbit an hunderte von 
Perfonen, aber fchlauer Weife immer nur vereinzelt vor einer einzigen 
Perfon geäußert hat! — Soll wohl der Gefepgeber einer fo leichten Umſchiffung 
des Geſetzes die Gelegenheit haben bieten wollen? Oder foll etwa die Majeftät 
des Landesfürften gegen derlei, weil nur vor einzelnen, wenn gleich nacheinander 
vor noch fo vielen Perfonen vorgebrachte Verunglimpfungen weniger gefchüßt fein, 
ala jeder Private? (vergl. $$.488 und 497). — Seit Einführung der neuen St.P.D. 
vom 29. Juli 1853 fällt auch die Beſorgniß weg, daß in Confequenz der von 
mir behaupteten Anficht etwa Jemand auf Grundlage der ijolirten Ausfage 
eined einzigen Singular» Zeugen des Verbrechens der Majeftäts- Beleidigung 
fchuldig erflärt werden könnte, da vermöge der 88. 270, 3. 4 und 282 derjelben, 
zur Ueberweifung der chrfurchtverlegenden Neußerungen gegen den Kaifer, welche 
vereinzelt und nacheinander „vor mehreren Zeugen” geſchehen fein 
follen, die übereinftimmende Ausfage von mindeftend drei Zeugen erforder 
ih if. — Uebrigend glaube ich noch erwähnen zu müſſen, Daß meine in 
Frage fichende Anficht, wenn fie auch hie und da neu und überrafchend cr» 
ſcheinen mag, bereits die hochwichtige Bekräftigung durd die Autorität des 
Caſſationshofes gefunden bat. Derfelbe hat nemlich, mit Bezug auf die ganz 
gleihlautende Stelle des $. 59 lit. e in den Entiheidungsgründen feines 
Erkenutniffes vom 25. October 1854, 3. 11585, fid) wörtlich dahin ausgeſprochen: 
„Der Eriftenz diefed Verbrechens (ded Hochverratbes) kann es nicht abträglid 
fein, daß die erwähnten Zeugen bei den von dem Angeklagten geführten Reden 
nicht gleichzeitig anwesend waren, und daß er gegen jeden der Zeugen 
einzeln die incriminirten Aeußerungen vorgebracht habe, da es, fo der 8.59 
lit. c erheifcht, doch immer wahr bleibt, Daß er vor mehreren Reuten, 
gleichviel ob diefe gleichzeitig anwefend waren, oder ob er gegen 
diejelben eingelm diefe Reden führte, die ibm zur Schuld gege⸗ 
benen Aeußerungen vorbrachte.“ — — 
Ferner ſchließt meine obige Erklärung 
3. die Behauptung ein, daß das erwähnte Verbrechen nicht wegfalle, 
wenn auch die mehreren Perſonen die nächſten Angehörigen, der Gatte, die Kinder, 
Eltern, oder andere Verwandte des Injurianten waren. Dieß folgt ebenſowohl 
aus dem Wortlaute des Geſetzes, der ja dieſen Fall keineswegs ausſchließt, als 
aus der Ratio legis, welche eine derlei ehrfurchtverletzende Thätigkeit gewiß eben— 
falls als gefährlich und ſtrafbar, ja nicht ſelten wegen des moraliſchen Ueber— 
gewichtes des Injurianten über ſeine nächſten Angehörigen für gefährlicher 
halten muß, als wenn ſie gegen fremde Perſonen vorgebracht wird. — Auch 
dieſe Anſicht hat der Caſſationshof ſchon einmal, in der bereits oben unter 
Zahl 1 citirten Entfcheidung vom 10. November 1853, 3. 11558, mit fpecieller 
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Inhalte) gefchehen fein (. $. in der Meife gefchehen fein, daß man eine ge— 
fhriebene, nemlih handfhriftlihe Schmäbung, Läſterung oder dal. des Landes⸗ 
fürften, oder eine dem Einnesorgane ded Auged in Form einer Zeichnung oder eines 


Bezugnahme auf den 8.63 zu Recht erkannt. ch kann daher die entgegen« 
gefehte Meinung, die Frübmwald mit Bezugnahme auf den, meines Er— 
achtens gar nicht hierher paffenden, $. 216 ausfpridht (a. a. D. ©. 74 lit. b), 
nicht für richtig erfennen. — Wenn ich aber endlich 

4. behaupte, daß es den mehreren Berfonen, vor welden die ehrfurdht- 
verlegende Aeußerung vorgebradht wurde, menigftend möglich newefen fein 
müffe, diefelbe phnfifh zu hören, und geiftig aufzufaffen und zu verftchen: 
fo beantwortet fich diefe Deutung des Geſeßzes wohl durch die Natur ber 
Sache, und durch den gefunden Menfchenverftand, weil eine für die Anweſenden 
entweder gar nicht hörbare, oder ihrer Auffaffung gänzlich ungugängliche Aeußerung 
nicht mehr ald eine „vor ihnen“, oder „zu ihnen” im inteklectuellen Sinne 
des Wortes gefchehene Aeußerung angefehen werden fann. — Hieraus ergibt ſich 
von felbft, daß, wenn die Anweſenden etwa 3. B. taub, oder blöd, oder örtlich fo 
weit entfernt waren, daß fie die Worte des nur leife Sprechenden gar nicht vers 
nehmen konnten, oder wenn fie die Sprade, in welcher die Aeußerung gemacht 
wurde, gar nicht verfichen, oder wenn biefe mehreren Leute fleine, noch ganz 
unverftändige Kinder find u. dgl., nimmermehr von einer „vor mehreren 
Leuten“ vorgebrachten Schmähung u. ſ. f., und daher auch nicht von dem Ver— 
becchen des $. 63 die Rede fein kann. — 

Auch im diefer legteren (ad 4 erörterten) Beziehung erjcheint meine 
eben entwidelte Anficht bereits durch mehrere Entfcheidungen des Gaffationd- 
hofed befräftiget. — In dem Erfenntniffe vom 27. Mai 1853, 3. 5225 (im 
der Gerichtäzeitung, Nr. 77 vom Jahre 1853), Spricht fich diefer hohe Gerichtd- 
hof mit Beziehung auf die ganz gleichlautende Stelle des $. 496 dahin aus: „Bor 
mehreren Leuten wird eine Befchimpfung auch dann audgefprochen, wenn fich 
diefe Perfonen nicht gerade in unmittelbarer Nähe des Schimpfenden, doch in 
einer foldyen Stellung zu demfelben befinden, daß dad, was jener 
fpridht, von diefen gehört werden kann.“ — — Mit unmittelbarer Be— 
ziebung auf den $. 63 aber, motivirte der Gaffationshof fein Erkenntniß vom 
20. October 1853, 3. 10872, mit Folgendem: „Allerdings fordert der $. 63 nicht, 
daß die die Majeftätd-Beleidigung enthaltende Läſterung oder Schmähung von 
den anweſenden Leuten au wirklich gehört und aufgefaßt worden fei, aber 
die Möglichkeit, daß fie von den Anderen aufgefaßt werde, muß 
doch vorhanden fein.” — — Noch ausführlicher hat der Gaffationdhof eben 
diefe Anfiht in den ad 4. erwähnten Beziehungen, in dem Erfenntniffe vom 
25.Sänner 1854, 3. 311, mit folgenden Worten motivirt: „Es ift zwar richtig, 
daß eine öffentlich oder vor mehreren Leuten gemachte, die Ehrfurcht gegen 
den Monarchen verlegende Aeußerung, wenn fie auch nur leife gefchah, 
das Verbrehen der Majeftätsbeleidigung begründen kann, wenn 
nemlich die betreffenden Worte doch in der Art gefprochen wurden, daß fie 
nicht bloß von dem, gegeh welchen fie zunächſt ausgefprohen 
wurden, fondern aud von andern in der Nähe befindlichen, oder 
mögliherweife in die Nähe fommenden Leuten vernommen werden 
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Gemäldes unterlegte Anfchauung (wie z. B. eine Garricatur, welche eine die Ehrfurcht 
gegen den Kaifer verlehende Vorftellung einſchließt, — mag übrigens diefe Schrift oder 
bildliche Darftellung von dem Mittheildt felbft, oder von einem Anderen verfaßt fein — 
nam lex non distinguit — bei anderen Perfonen verbreitet, d. b. wenn auch nur 
einer einzigen Perfon auf eine ſolche Meife mittheilt oder befannt macht, daß entweder 
für fie felbft die Möglichkeit des Auffallend oder Verftehend der gemachten Mittbeilung 
oder wenigftend der durch fie erfolgenden weiteren Befanntgebung an Andere vorhanden 
war, ohne das ed nötbig ift, daß der Empfänger oder irgend eine andere Perſon von 
dem Inhalte auch ſchon wirklih Kenntnig genommen habe’). — — 


Eonnten. Diefe Vorausſetzung hat ſich jedoch nicht bewährt, nachdem dad 
Landesgericht aus dem Ergebniffe der Verhandlung in thatfächlicher Bezichung ent» 
nommen hat, daß N. N. feine Rede an den Gendarmen &. nur im Geheimen 
und fo leife gerichtet habe, Daß fie von niemand Anderem, ſelbſt nicht 
von den unmittelbar neben ihnen gefejienen Zeugen vernommen 
werden fonnten. Dieß widerftreitet geradezu dem Begriffe des öffent— 
lich, oder vor mehreren Leuten gefchehenden Kundgebend des Gedankens; es 
fehlt dadurh ein nah dem Sinne und Wortlaute des $. 63 des St. ©. 
wefentlihes Erforderniß, wodurd fich eben eine folche Aeußerung wegen ber 
möglichen Gefährdung der Sicherheit im gemeinen Wefen zum Verbrechen fteigert, 
hinweg. Es konnte daber die dem N. N. zur Laft gelegte That dem $. 63 des 
Strafgefeßed nicht unterzogen werden.“ 

Darüber aber dürfte endlich fein Zweifel obwalten, daß das jekige 
Geſetz in den Text des 8. 63 jedenfalls auch dadurd eine wefentliche. Ver» 
befjerung gebracht habe, daß es an die Stelle des vagen, und zu fo mancherlei 
Zweifeln und widerfprechenden Entjcheidungen Anlaß gebenden Ausdrudes des 
früheren Geſetzes ($. 58): „in Geſellſchaft“ — die fo eben erörterte, 
wenigitend viel beftimmtere und auf conjequentere Entfcheidungen führende Bes 
zeichnung: „vor mehreren Leuten“ gefebt hat. — 

*) Die obige Dentung „über die Möglichkeit der Auffaffung ober de? 
Verſtehens von Seite derjenigen, an welde die Mitteilung gefcheben ift,“ ergibt 
ſich aus demjenigen, was eben erft in der unmittelbar vorhergehenden Anmerkung 
zur Zahl 4 über die analoge Stelle: „vor mehreren Leuten etwas äußern“ ge 
fagt wurde. — 

Allein aus denfelben inneren Gründen, welche von mir ebenda unter 
Zahl 2 geltend gemacht wurden, glaube ich bier behaupten zu müflen, daß 
die Strafbarkeit fchon durch die phyſiſche Mittheilung einer ſolchen Schrift 
an eine andere Perfon unter Vorausſetzung der angegebenen Möglichkeit, 
daß entweder der Empfänger felbft davon Kenntniß nehme, oder diefelbe 
wieder anderen Perfonen mittbeile, begründet werde, und daß hierzu nicht er» 
forderlich fei, daß der Empfänger oder dritte Perfonen von dem Inhalte der 
Schrift au ſchon wirklich Kenntniß genommen haben; denn dad Ge— 
fährlihe bei der Mittheilung einer majeftätsbeleidigenden Schrift liegt, 
weil fie cben eine litera seripta und darum auch im Gegenfaße der verba 
volantia eine manens ift, darin, daß der Inhalt der Schrift von Anderen 
zur Kenntniß genommen und fofort weiter verbreitet werden fann, und daß 
daher der Thäter eine ſolche Handlung gefept habe, wodurd diefe Gefahr 
bereit$ begründet erfcheint, ohne daß deren Wiederunterdrüdung mehr in feiner 
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Bei der Erklärung diefer Gefeßesftelle drängt fih nun vor Allem 
die Doppelfrage auf: „ob einerfeits die unter a—d aufgezählten vierer- 


Hand ftcht, was num allerdings auch dann ſchon der Fall ift, fobald auch nur 
die phyfifche Mittheilung einer folhen Schrift unter der erwähnten Voraus— 
fegung, und wenn felbft nur an ‚eine einzige Perfon, erfolgt if. Diefe 
Auffaffung des Geſetzes fteht auch in vollem Einklange mit dem aus einer 
analogen Stelle, nemlih aus dem $. 10, hervorleudtenden Geifte unferes 
Geſetzes (vergl. Seite 344 und 345 d. W.); und derfelben ſteht endlich auch 
der Wortlaut des $. 63 ſelbſt keineswegs entgegen, da fih das Geſetz 
dafelbft mit dem Worte: „Mittbeilung“ ohne weitere Unterfheidung 
begnügt, worunter gewiß auch die nur phyſiſche Mittheilung paßt, fo daß diefer 
Ausdruck nicht gerade in der intellectuellen Bedeutung, d. b. in dem Sinne 
aufgefaßt werden muß, als ob die Mittheilung der Schrift auch ſchon geiftig 
gefchehen, d. h. deren Inhalt von dem Empfänger oder einem Anderen in 
fih geiftig aufgenommen, oder zur Kenntniß genommen fein müßte. — 
Es Scheint mir demnach unzweifelhaft zu fein, daß die Strafbarkeit der Hand- 
lung für den Mittheiler einer folhen Schrift allerdings fhon begonnen 
babe, wenn er 3. B. Diefelbe einem Anderen zum Behufe der jpäteren Durch— 
lefung in die Hand gibt, oder wenn er eine ſolche Schrift, obgleich verfiegelt 
oder fonft verfchloffen, unter der Adreffe an einen Dritten, einem Boten, Aus— 
träger (Golporteur), oder der Poftanftalt zur Abgabe an diefen Dritten über: 
geben hat, ohne daß es nöthig jſt, daß irgendwer diefe Schrift auch ſchon wirk— 
lich gelefen babe. — Da es aber in legter Tendenz bei Diejer Begehungsart 
von Berbrechen denn doh auf die geiftige Mittheilung des Inhalts einer 
folhen Schrift an Andere ankommt, jo kann man — nad dem Geiſte des 
Geſetzes und nad der Haren Analogie mit der gleichartigen Löſung dieſer Frage 
bei Abgabe von Schriften zur Drucklegung (vergl. Seite 346— 350) — in jener 
Ihätigkeit, wornach Jemand eine folhe Schrift zwar bereitd an einen Anderen 
phyſiſch abgegeben hat, ohne daß jedoch auch fchon deren Inhalt zur Kenntniß 
eines Anderen gekommen ift, noch nicht das vollbradhte Berbredyen, fun» 
dern nur den Anfang oder Verſuch deffelben erfennen. — Dieß ift von großer 
praftifcher. Wichtigkeit für alle jene Fälle, wo etwa der Mittheiler einer ſolchen 
Schrift diefelbe in der Folge, noch bevor irgend jemand Anderer ihren Inhalt 
eingefeben hat, aus eigener Reue fie von dem Empfänger oder fonjtigen In— 
baber wieder abnimmt, indem er fich durch diefe freiwillige Abjtchung von der 
Bollbringung des Verbrechens nad $. 8 gänzlich ftraflog machen fann. — Für 
die Richtigkeit diefer Folgerung ſprechen überdieh auch jene Gründe, welche oben 
(Seite 349 d. W. unter litt. c und d) für die gleiche Beantwortung der analogen 
Frage in Anfehung der Uebergabe einer Schrift zur Drudlegung geltend gemacht 
worden find. — 

Dagegen fcheint mir im Geifte chen diefer Auffaffung behauptet werden 
zu müffen, daß in dem Falle, wenn Jemand einem Anderen den Inhalt einer 
folhen Schrift nur vorlieft, oder ibm ein foldhes Bildwerk nur vorzeigt 
(jeben läßt), deffen Thätigfeit nicht unter die hier in Rede ſtehende „Mit 
theilung”“ falle, da ja hier nicht die Schrift felbft, d. h. nicht das 
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fei Arten der Ehrfurcht-Verletzung; — und ob and’rerfeits die unter 
litt. aa— dd erwähnten viererlei verſchiedenen Aeußerungsarten 


geſchriebene und bleibende Moment mitgetheilt, fondern nur deren Inhalt 
mündlich vorgebradt wurde, wornach alfo die Thätigkeit vielmehr unter 
den oben sub litt. bb erwähnten Abſatz fällt, daher hierauf all! dasjenige ans 
wendbar ift, was hinfichtlich eben dieſes Abfakes bb im der unmittelbar vorher 
gehenden Anmerkung auseinandergefegt wurde. — Es gilt demnach von derlei Vor— 
Tefungen oder Borzeigungen aus vorliegenden Schriften oder Bildiwerfen 
indbefondere auch die Beftimmung, daß fie allerdings dann ftrafbar find, wenn 
fie an mehrere Perfonen (wenn gleich vereinzelt nacheinander) gefchahen, daß 
dagegen ihre Strafbarfeit noch nicht begründet erfcheint, wenn fie nur an eine 
einzige Perfon gefchehen find. — 

Unſer Gefeg ift daher eben — mit Rückſicht darauf, daß die littera scripta 
manet, und daß durch die Mittheilung diefes bleibenden Momented auch 
nur an eine einzige Perfon die Gefahr der weiteren Verbreitung 
bereitd begründet, umd die MWiedervertilgung dicfer bleibenden Gefahr 
fofort häufig gar nicht mehr in der Willfür und phyſiſchen Möglichkeit des 
Mittheilers ift — in Anſehung der Mittheilung von Schriften frenger, ala bei 
bloß mündlichen Neußerungen, indem es feftfegt, daß bei den erfteren zur Straf: 
barkeit der Handlung die Verbreitung oder Mittheilung auch nur an eine einzige 
Perfon genüge. — Daß aber im ſprachgebräuchlichen Sinne unferes Geſetzes die 
Verbreitung einer Schrift oder bildlichen Darftellung (woßlgemerft: nicht einer 
Druckſchrift, rücfichtlich welcher der $. 24 der Prefortnung vom 27. Mai 1852 eine beſondere 
Erklärung der gefepwidrigen Verbreitung feitgefeht bat) wirklich fchon durch die bloße „Mit- 
theilung“ am eine einzige Perfon als gefchehen anzufehen fei, zeigt gerade 
der vorftichende $. 63 dentlih. Es ift dich nemlich in der arithmetifchen Para- 
graphen-Reihe unferes vorliegenden Geſetzes die erſte Gefekesftelle, wo dag 
Geſetz zur Strafbarfeit der Handlung die „Verbreitung der Schrift” des ſträf— 
lichen Inhalts fordert. — Hier nun ſchickt es diefem Ausdrucke das Wort: 
„Mittbeilung” woraus, und verbindet beide Worte mit dem Bindungsworte: 
„oder“, während es in allen folgenden analogen Stellen, nemlich in den 
88. 65, 80, 300, 303, 305, 489 und 491 nur mehr von „Verbreitung“ 
oder von „verbreiteten Schriften oder bildlichen Darftellungen“ redet. — Aug 
diefer Entgegenhaltung der chen erwähnten Parallel-Stellen fcheint fih Mar zu 
ergeben, daß das Gefeh die Copula: „oder“ im 8. 63 in der fehr häufig 
vortommenden erflärenden (erplicativen) Bedentung, — in dem Sinne alfe, 
in welchem nicht felten dag lateinische „seu“ für „id est“ gebraudht wird — 
und fofert in diefer erften Stelle Ein für Ale Mal, nemlidy zugleid auch 
ſchon für alle folgenden Parallel-Stellen, den Sinn feines Ausdruckes felbft mit 
den Worten erklärt habe: „Mittheilung, oder („das heißt”) Verbreitung 
von Schriften.” 

Aus den oben audeinandergefeßten Gründen bin ich übrigens nicht im Stande, 
die nachfolgende, in der Entfcheidung ded Caſſationshofes vom 16. Auguft 1854, 
3. 8906 (melde gedruckt in der Gerichtszeitung Nr. 124 vorliegt), vorkommende 
(Frörterung ald im Wortlaute, und nod weniger im Geiſte des Geſetzes 
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derfelben, in dem Gefepe beifpielsweife (dDemonftrative) oder aus— 
fhliegungsweife (tarative) aufgezählt ſeien?“ — 

Mir fheint nun im Einklange mit der inneren Wefenheit diefes Ver— 
brechens, jo wie mit der natürlichen ratio legis, ald auch im Geifte der oben 


gegründet anzuerkennen, fo peinlich ed mir auch fällt, in irgend einem Punkte der hoch- 
wichtigen Autorität dieſes höchften Gerichtshofes des Reiches, deffen Entfcheidungen 
ic) fonft regelmäßig mit emfiger Sorgfalt als wichtigfte Stüße für meine eigenen An- 
fihten ausfindig zu machen beftrebt bin, entgegen treten zu müffen. — Es heift 
dafelbft wörtlih: „Nicht fo unftatthaft ift die Bemerkung, daß man nicht fagen 
fonne, die Befchimpfung fei öffentlich erfolgt. Das Landesgericht (Rovigno) 
erachtet wohl (nad meiner oben entwidelten Anficht ganz richtig), daß die vorgebrachten 
Beſchimpfungen deßwegen zu öffentlichen geworden find, weil die Eingaben, die 
ſelbe enthalten, bei einer Stelle überreiht wurden, bei der über felbe in einem 
aus mehreren Richtern beftehenden Senate verhandelt werden muß (in Gonfequenz 
mit meiner- oben entwidelten Anſicht gebe ich noch weiter, und behaupte, daß die auch dann der 
Fall wäre, wenn eine folhe Schrift aud am einen Einzeln-Richter abgegeben, oder über- 
haupt bei was immer für einer Behörde überreicht worden if). — Diefe Anficht 
jedoch fann der Gaffationdhof für richtig nicht erkennen, denn aus 
den 88. 300, 489, 491 und 492 des St. ©. 2. läßt fih fhon entnehmen, 
daß das Gefeg eine in einer Schrift vorgebrachte Beihimpfung oder Beleidigung 
einer mündlich öffentlich vorgebradhten nur dann gleichitellt, wenn diefe Schrift 
verbreitet wird, eine Berbreitung einer Schrift im Sinne des Ge- 
jeßges findet aber durch deren Ucberreihung bei einer Behörde 
nod nicht Statt (?), und der Umftand, ob über eine foldye Eingabe nur von 
einem Richter oder von einem Collegium entjhieden wird, kann hier nicht von 
Einfluß fein.“ — — 

Wenn diefe von dem hoben Gaffationshofe audgefprochene Auffaffung 
des ‚gefeplihen Sinnes des Ausdrudes: „Berbreitung einer Schrift“ ober 
„verbreitete Schriften“ auf alle jene Gefegesftellen ausgedehnt wird, 
wo fih unfer Gefeß eben diefed Ausdruded bedient, fo z. B. namentlicd auf den 
8. 65, fo müßte confequent behauptet werden, daß auch derjenige, der etwa 
in einer bei irgend welcher Behörde überreichten Eingabe (Schrift) „zur Veradı- 
tung oder zum Haſſe wider die Perfon des Kaifers, wider den einheitlichen 
Staatöverband des Kaifertbumd, wider die Regierungsform oder Staatsverwal- 
tung aufzureizen fuchen würde” ($. 65 lit. a), ſich des dafelbft bezeichneten Ber« 
brechend der Störung der öffentlichen Ruhe nicht (!) fchuldig machen würde, 
weil feine Schrift durch die Ueberreihung bei der Behörde noch nit (2) als 
eine im geſetzlichen Sinne des Worted „verbreitete” anzuſehen fei, 
was fie, um nur überhaupt firafbar zu fein, nad der gefeplichen Begriffe- 
beftimmung des 8. 65 doch chen fo gut, wie in dem Fällen der vom Caflations- 
hofe obenbezogenen $$. 300, 489, 491 und 492 fein müßte. — — Ich habe 
feinen Zweifel darüber, daß der hohe Gaffationshof felbft, die ſe, obſchon un ab⸗ 
weislich in der Conſequenz feines obigen Erkenntniffes liegende Behauptung 
vorfommenden Falld nicht gutheißen, fondern vielmehr die Erklärung des ge- 
ſetzlichen Sinnes des Ausdrudes: „Berbreitung von Schriften" aus 

Hye, Commentar. 48 
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(Seite 737 und 738) nachgewiefenen, und auf Seite 739 unter den 
Zahlen 1—3 in ihren Refultaten zufammengeftellten rechtshiſtoriſchen 
Entwidlung unferes heutigen Gefeßes behauptet werden zu können, daß 
die erwähnte Aufzählung wenigftens in der erfteren Beziehung eine bloß 
demonftrative fe; — denn man wird im Geifte jener legislaterifchen 
Erwägungen, auf welchen die Feftftellung dieſes Verbrechens beruht (vergl. 
oben Seite 736), zugeftehen müffen, daß am umd für fih jede (gröbere 
und pofitive) Ehrfurcdhtverleßung gegen das Staatsoberhaupt, wenn fie 
auch nicht gerade in einer der viererlei unter litt. a—d aufgezählten Arten 
befteht, den Charakter dieſes Verbrechens an fi trage, und daß auch unfere 
vaterländifche Geſetzgebung von jeher jede ſolche, wenn auch fonft wie 
immer geartete Ehrfurchtverleßung als diefes Verbrechen behandelte, daher 
man fchon aus diefen Gründen die unter litt. a—d aufgezählten viererlei 
Arten der Ehrfurhts Verlegung nur als eben fo viele Beifpiele des 
gefeglihen Hauptfaßes und Principes: „wer die Ehrfurcht gegen den 
Kaifer verlegt” anzufehen hat. — Dafür fpricht aber auch der Wortlaut 
des vorftchenden $. 63. Die Worte, durch welche diefe Aufzählung mit dem 
eben erwähnten Hauptfaße in Derbindung gefeßt wurden, nemlich die Formel: 
„88 geſchehe dieß“, weifen nemlich nicht bloß nach ihrer allgemein 
jprahüblihen Bedeutung auf eine eremplificative Induction hin, 
fondern es erhellt diefe Bedeutng und Tendenz noch deutlicher aus der 
Pergleihung mit ſolchen Parallel» Stellen ($$. 491 und 496), in 
welchen unſer Gejeb bei den analogen Ehren» Beleidigungen gegen 
Private Diejenigen Merkmale, die es offenliegend nur beifpielsmweife 
beifügen wollte, mit ganz ähnlichen Worten (nemlich mit den Austrüdenı es 
jei“; oder: „es fei auch”) bezeichnet, während es fih Dort, wo es ausdrücken 
wollte, daß ausſchließend nur gewiffe Ehrenbeleidigungsarten ale 
ftrafbar behandelt werden follen (wie 3. B. inden $$. 209, 487, 488 und 489), 
fih aud einer ganz beftimmten und ſcharf abſchneidenden Wortfaffung 


dem 8.63, d. h. aus den in dieſem Paragraphe von dem Gefepe ſelbſt gebrauch— 
ten Ausdrüden: „Mittheilung oder (das it:) Verbreitung“ (menn glei nur 
an eine einzige Perfon, aljo um fo gewiſſer die Ueberreichung bei irgend einer Behörde) erholen 
würde. — 

Diefe von dem Geſetze felbft gegebene Erklärung de3 vorftchend erörterten 
Ausdrudes ift daher nicht bloß für den $. 63 und 64, fondern auch für alle 
jene folgenden Paragrapbe, in welchen derfelbe vorfommt (88. 65, 80, 300, 

‚303, 305, 489 und 491), von großem praftifchen Belange, fo wie denn über 

“ haupt alle vorftchenden Erläuterungen der oben unter litt. aa—dd vorkom— 
menden Ausdrüde zugleih auch ſchon ald anticipirter Gommentar eben diefer 
Parallel-Stellen unferes Gefeped angefeben werden wollen. — 
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bedient hat. — Ebenfo weifet auch der im $. 64 vorfommende Ausdrud: 
„derlei Handlungen“ im fprachgebräuchlihen Sinne zunächſt auf eine vor 
hergehende beifpielsmweife Induction bin, und unterſtützt dadurch, daß 
fich diefe Bezeichnung gerade nur auf den Inhalt des vorausgehenden $. 63 
bezieht, die ebenerwähne Interpretation. — 

Diefe Anficht, daß nemlich die unter litt. a—d erwähnten Verletzungs⸗ 
arten im $. 63 nur beifpielsweife aufgezählt fein, wurde auch von 
dem Caſſationshofe ſchon wiederholt ausgeſprochen und als ftehende Anficht 
mehreren Erkenntniffen deffelben zum Grunde gelegt und auch von dem 
Suftizminifterium als die gefeßlich richtige anerfannt.*) — 

Nichtsdeftoweniger ift die in Rede fichende, wenn auch nur eremplis 
ficative Aufzählung der gewöhnlichſten und wichtigſten Ehrfurcht— 
verleßungsarten im Gefege (litt. a— d) nicht ohne praftifhen Werth, 
weil fie ung die Grenzlinie andeutet, innerhalb welcher der höchite Gefeß- 
geber ſelbſt eine Ehrfurchtverletzung gegen den Kaifer ald Verbrechen 


*) In einem Grkenntniffe vom 1. Juli 1853, 3. 6599, motivirte der 
Caſſationshof feine Entjcheidung unter Anderem wörtlich mit Folgendem: „Die zu 
dem (im $. 63 bezeichneten) Verbrechen erforderliche böfe Abſicht liegt daher 
nad) denfbarem und bejtimmtem Wortlaute, jo wie nad) der Abficht des Gefepeg, 
für fih ſelbſt fhon in dem Ausjtoßen von Reden, wodurd die der 
Majejtät des Staatdoberhauptes ſchuldige Ehrfurcht verletzt wird, 
und es gebören dazu nicht bloß die Shmähungen, Läfterungen 
und Verfpottungen, welche im $. 63 nur beifpiels: und nicht aus: 
fhließungsweife bezeichnet werden, fondern Aeußerungen jeder Art, 
welche die dem Landesfürften [huldige Ehrfurdt verlegen.” — — 

In gleicher Weife entfchied derſelbe hohe Gerichtshof auch unter'm 
20. October 1853, 3. 11040: „daß die im 8. 63 (und folgerichtig auch im 
8.64) aufgezählten Arten der Ehrfurdtverlekung daſelbſt nur bei— 
fpielsweife, und nihttarative aufgezählt feien — und daf der Caſſa— 
tionehof johin Aeußerungen, wenn fie auch nicht unter die Begriffebeftimmung der 
Worte: „Schmähungen, Läfterungen oder Berfpottungen“ fielen, als dag Verbrechen 
der Majeftätd- Beleidigung anerkenne, fobald in demfelben eine Verlegung der 
fhuldigen Ehrfurcht gegen Se. Majeftät (oder beziehungsweiſe gegen ein hobes 
Mitglied des durchlauchtigften Kaiferbaufes) enthalten war.” — — 

In voller Uebereinftimmung hiermit äußerte fih aud) das Juftizminifterium 
in einem Erlaffe an die mähriſch-ſchleſiſche Generalprocnratur vom 12. December 
1853, 3. 18772, dahin: „daß es die bisher praftifch eingehaltene Anficht, wor» 
nach die in dem 8.63 (und folgerichtig auch in dem $. 64) aufgezäblten Arten 
der Ehrfurdtwerlegung, nemlih „Schmähungen, Läfterungen, und Verfpottungen“”, 
nur als beiſpielsweiſe und nicht als tarative Aufzählung anzufehen 
feien, ald die nach dem Wortlaute des Gefeges in feinem Zufammenbange und 
nad der klaren Abficht des Gefepgebers allein richtige Auslegung anerkenne.“ — 

48* 
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behandelt wiffen will, oder weil ſie uns mit anderen Worten ein ficheres 
Kriterium, oder den Mapftab (Gradmeffer) an die Hand gibt, nad 
welhem zu beurtheilen ift, ob und wann irgend ein unchrerbietiges oder 
doch unziemliches Benchmen gegenüber der geheiligten Berjon des Monarchen 


bereits als eine eigentliche „Berleßung der Ehrfurcht“ (werunter man nach der 
oben auf Seite 743 gegebenen Huseinanderfeßung felbit im Sinne ded gemeinen Sprachgebrauches 
immer nur ein pofitives und intenfiv ſtärkeres, dabergröbliches Entgegenhandeln gegen 


die fhuldige Ehrfurcht vertteht) angefehen, und fofort als „Verbrechen der Maje- 
ftäts- Beleidigung“ angefehen werden fol. Im Geifte der geſetzlichen Bei— 
fpiele wird man Daher allerdings jede andere ehrfurchtverlegende Handlung 
oder Aeußerung in Beziehung auf den Kaifer, obfchon fie fih auch nicht gerade 
in der Form einer perfönlihen Beleidigung, einer Schmähung, Läfterung 
oder Verfpottung ausprägt, wenn fie nur einen, diefen Beifpielen 
gleihfommenden, Charakter einer gröblichen Unehrerbietigkeit, 
d, h. einen die Ehrfurdt wirklich verlegenden Charakter an fi 
trägt, allerdings ala das Verbrechen der Majeftätg = Beleidigung erkennen 
müfjen. Dabin gehören z. B. alle Arten von Neußerungen oder fenftigen 
Thätigkeiten, wodurdh irgendwie, unmittelbar oder mittelbar, Haß, Ver— 
achtung, Abneigung oder Abſcheu gegen den Kaifer manifeftirt werden würde, 
fo wie alle Beihimpfungen und Aeußerungen, wodurch der Kaifer irgend 
eine im Gefeße als ftrafbar bezeichnete, oder eine andere chrenrührige, une 
chrenhafte, oder ſolche unfittlihe Handlung, welche die Berfon des Monarchen 
in der Meinung Anderer vwerächtlich zu machen, oder herabzufeßen geeignet 
wäre, zur Laſt gelegt, oder derfelbe verächtlicher Eigenihaften oder Ge- 
finnungen geziehen werden würde (vergl. 88. 209, 487 — 489, 491 und 
496); — ferner entehrende Handlungen an Statuen, Büften, Bild- 
niſſen, Monnmenten u. dgl., welche den Kaiſer vorftellen, jo wie alle Billi- 
gungen oder gar Lobpreifungen der von einem Anderen gegen den Kaifer 
begangenen Majeftätsbeleidigung, und um fo gewiffer die Robpreifungen 
eines gegen die geheiligte Perfon unternommenen bochverrätherifchen Atten- 
tates, weil ja mittelbar dadurch in craffefter Weife zugleich eine wahr: 
haftige Verletzung der Ehrfurcht gegen den Kaifer felbft an den Tag gelegt 
wird ) u. ſ. f. u. ſ. f. 


*) In Conſequenz der oben erörterten Anficht erſcheint demnach die mir 
bekannt geivordene Entjcheidung verfchiedener Gerichtähöfe, wornach fit Lob— 
preifungen des verruchten Attentatd vom 18. Februar 1853, oder die Aus— 
bringung eines Lebehoch! u. dal. auf das Ungebeuer, welches als Urheber diefes 
Aitentatd genannt wurde, als Verbrechen der Majeſtäts-Beleidigung erflärt und 
befiraft haben, duch den $. 63 unferes Geſetzes volllommen gercchtfertiget. 
Auch der Caſſationshof hat fon einmal in den Entjcheidungsgründen eines 
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Dagegen können mancherlei unſchickliche Aeußerungen gegen die Perfon 
des Landesfürften gedacht werden, und find hie und da bereits vorgefommen, 
welche man allerdings mit ſerupulöſem Anklammern an den bloßen Wortlant des 
Geſetzes ald unehrerbietig, umd fofort im weiteften Sinne des Wortes ald 
„ehrfurchtwidrig“ oder „ehrfurchtverletzend“ charakterifiren könnte, in 
welchen aber kein verftändiger umd gerechter Richter das „Verbrechen 
der Majeſtäts-Beleidigung“ erkennen wird, und um fo weniger, da die 
Derbheit ungebildeter Menfchen Durch derlei Aeußerungen nicht felten fogar 
feme Bewunderung und Ehrfurcht für den Kaifer und für gewiffe her: 
vorragende Vorzüge oder Tugenden deffelben auszudrücken glaubt.*) Aus 


feiner Erfenntniffe, nemlich unter'm 17. November 1853, 3. 11693, diefe Anficht, 
und zwar ebenfalls ald ganz unzweifelhaft im Gefege begründet ausgeſprochen. 

*) Die hohe Wichtigkeit und Heiklichkeit der in Frage ftehenden Erörterungen, 
und das jedemloyalen Unterthan feines Kaiferd und Herrn natürliche Streben, gerade 
bei dDiefem Verbrechen vor Ertremen und bedenklichen Mißgriffen nah beiden 
Richtungen hin zu warnen, wird c8. entfchuldigen, wenn ich hier einzelne Fälle 
aus der rauhen Wirklichkeit mit al’ ihren Detaild anführe.. Mit dem bei der 
Erörterung diefes Berbrechend von den meiften Schriftftellern beobachteten Hin» 
überfhlüpfen über alle Detail-Entwidlung aus vermeintliher Zartheit — wird 
der guten Sache in feiner Weife genügt. Gerade hier muß die Erwägung, daß 
das monarchiſche Anfehen durch cine überfhwängliche, unbillige oder gar 
unverftändige Auffaffung und Anwendung der hierauf Bezug habenden 
Strafgefehe gewiß chen fo wenig, als durd eine zu lare Handhabung der: 
felben geftärft, fondern vielmehr pofitiv geſchwächt wird, den redlichen Schrift- 
fieller um fo ernfter und heiliger verpflichten, eine richtigere Gefepes- Auf 
faffung zu vermitteln, und er darf ſich daher auch nicht durd die Rüdfichten 
einer falfchen, und bier gewiß fehr übel angebrachten Delicateffe abhalten 
laffen, wirklich vorgefommene Fälle, wo er nach bereits vorliegen» 
den Erfahrungen die Praris bie und da auf gefährlihe Abwege 
verirren ficht, auch mit jenen Details offen zu befprechen, deren genauefte Mit- 
theilung eben zur Bermittlung eines richtigen Verftändniffes unerläßlich erfcheint. — 
Daher zur Sahe! — Als in einer Wirthäftube unter fchlichten, durd und durch 
lopalen und ihrem angeſtammten Herrn und Kaifer unerfchütterlichetreuen Landleuten 
mehrere Züge von der ritterlihen Tapferkeit und Furchtloſigkeit unferes Kaiſers 
im lebten Feldzuge von Italien (ald Prinz), und fofort in Ungarn (ſchon als 
Kaifer) erzählt wurden, äußerte dieſer und jener: „Unfer Kaifer ift doch ein 
Morde, ein Teufels-, ein fak'rifcher, ein verbammter ....!“ — Ein anderes Mal 
Außerte Jemand unter ganz ähnlichen Berhältniffen, ald vor mehreren Leuten zarte 
und gemüthliche Züge aus dem Familienleben des Monarchen erzählt wurden: „Er 
ift doch ein lieber und cin ganzer...., Diefer Kaifer Franz Joſeph!“ — Im 
einem dritten Falle fagte Jemand öffentlich, nachdem cin Anderer erzählt hatte, 
daß der Kaifer bei dem Befuche eines Militär-Spitals fi) auf's Genaueſte nad 
allen Details erfundiget und perfünlich die geringfügigiten Kleinigkeiten befichtiget, 
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gleichem Grunde wird man im Geifte des Geſetzes auch andere unſchickſame 
Reden ungebildeter Menfchen, oder felbft unzarte Witzworte und rohe Scherze 
in Beziehung auf die Berfon des Kaifers, denen aber nicht im Entfernteften 
eine üble Meinung, oder gar die Abficht, oder nach der niederen Bildungs- 
ftufe und fonftigen loyalen Gefinnung des Sprechers auch nur das Bewußt- 
fein, damit etwas Umehrerbietiges gegen den Kaifer zu fagen, gefchweige 
eine eigentliche Verletzung der Ehrfurcht gegen denfelben zu begehen, zum 
Grunde liegt, nicht umter die Begriffsbeftimmung diefes Verbrechens fub- 
fumiren können, fo z. B. die oft vorfommenden, unter gewiffen Borausfeßungen 
höchſt unziemlichen, unter anderen Umftänden aber ganz bedeutungslofen, 
jedenfalls aber im Munde eines ungebildeten — wenn nur fonft loyalen — 
Menfchen kaum böswillig gemeinten Reden: „wenn ich rechtfchaffen lebe und 
al’ meine Schuldigfeit thue, jo fürchte ich Niemanden auf der Welt, und 
felbft den Kaifer nicht!“ oder: „dieß oder jenes kann mir felbft der Kaiſer 


fo wie ſich bei vielen einzelnen Kranken durch an fie geftellte Fragen um die De 
handlung u. dgl. erfundiget habe: „Ah! dem kann fein Menſch ein £ für ein U vors 
machen; der iftein ganzer Kaifer — der fledt doch überall felbft die Naſe hinein!" — 
Mer nun möchte zweifeln, daß diefe und hundert ähnliche Aeußerungen, obgleich fie 
unter einer rauben Schale in ihrem Kerne nur der Ausbruch der Bewunderung, der 
dankbaren Anerkennung und begeifterten Hingebung für einen gelietten Monarchen 
find (das angedeutete Kraft» Wort: „. . . .“ hat Übrigens in der urmwüchfigen Sprache des 
Volkes feine primäre Bedeutung, wornach ed bekanntlich gleichbedeutend mit: „Karl“ mar, 


und diefes letztete Wort wieder nichts Undered, ald Mann, und indbefondere ein tapferer, 
oder ftarfer Mann bedeutete, auch heut zu Tage in vielen Gegenden Deutjchlands nod bei 


behalten), Dennoch nad ihrer Form höchſt unfhidfam und unchrerbietig, und 
eben deßhalb tadelnswerth feien?! Wenn aber überſchwängliche Eifrigkeit darin 
eine eigentlihe „Ehrfurcht-Verletzung“ und fofort dad „Verbrechen der 
Majeftäts-Beleidigung” erbliden, und mit der Strafgewalt des Staates (fatt 
mit gemütblicher Belehrung, dit hier vorzugemweife am Orte wäre) dazwiſchen treten wollte: fo heißt 
dieß nicht bloß die Strafjuftiz, die fih doch allenthalben in die Denk, Empfin- 
dungs-, Anfhauungd- und Rede-Weiſe der zu beftrafenden Individuen 
hineindenfen foll, dem Leben entfremden, fondern es wird durch ſolch' über: 
zeitigen Eifer audy der Verband der Liebe, des Vertrauend und der treuen Hin 
gebung des Volkes für feinen Monarchen gefhwächt, und gewiß auch dem ge 
rechten und hochherzigen perfönlihen Willen des Lehteren geradezu — ent 
gegengehandelt! — — Gerade bei diefem Verbrechen wird weife Mäfigung 
und klarbewußtes Einhalten der richtigen Mitte zwifchen den beiden Ertremen 
auh von Seite der Strafgerichte, und die befonnene Auffaffung und An— 
wendung des Strafgefeped dem Anfehen des Thrones und der Majeftät des 
Fürften förderlicher fein, als ein vielleicht wohlgemeinter, aber nur zu leicht über’d 
Biel hinaus treffender terroriftifher Eifer! Möchten ſich doch überhaupt vor 
Allem die Richter bei Ausübung ihres heiligen Amtes gleich weit von dem 
Liebäugeln mit der f. g. Volksmeinung, ald von ferviler Kriecherei fernehalten! — 
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nicht befehlen!“ (sumat wenn es ſich um eine dem Sprecher zugemuthete ungebührliche Leiſtung, 
oder gar um eine ihm angejfonnene unehrenhafte Handlung handelt, ın welch’ Ichterem Falle feine 
Aeußerung indirecte vielmehr wieder nur ein Lob auf den Raifer enthält) U. T. f. Dahin ger 
hören ferner wenigftend regelmäßig bloße Unterlaffungs- Hand- 
lungen, ald da die Unterlaffung der dem Monarchen fhuldigen Höflichkeits— 
Bezeigungen, fo 5. B. das Nichtabzichen des Hutes, das Nicht-aus⸗-dem—⸗ 
Mundernehmen der Tabakspfeife oder Eigarre, das Gißenbleiben oder 
Nichtausweichen vor dem vorübergehenden Monarchen, das Nichtzugeftehen 
des Bortrittes an den Monarchen bei einer Gelegenheit, wo mehrere Menfchen 
mit Ihm etwa bei der nemlichen Thüre eintreten, das Vorfahren vor dem— 
felben u. ſ. f. u. ff. Zweifellos wird jeder Unbefangene in diefen Mani— 
feftationen roher Pöbelhaftigkeit einen an ſich nicht bloß höchſt tadelns-, 
fondern allerdings auch ahndungswürdigen Frevel erkennen, und die 
gerechte Entrüftung aller Beffergefinnten wird ähnliche Erceffe der Roheit 
nicht jelten mit ftrengerer Strafe belegen, als diejenige ift, Die je nach dem 
Geſetze dafür entfallen würde. Allein zwifchen Ahndungsmwürdigfeit eines 
frechen Bubenftüces, das auch am richtigften im polizeilichen Wege mit- 
telft einer bübifhen Strafe gezüchtiget werden mag, und einer Criminal— 
Strafe fcheint denn doch noch eine weite Kluft zu Liegen, und wenn zu 
folhen Unterlaffungen der fhuldigen Chrerbietungs » Bezeigung Feine 
anderen Umftände binzufommen, welche eine pofitive Ehrfurdt- 
verlegung ausdrüden, fo dürfte man nah Wortlaut und Tendenz 
unferes Geſetzes im derlei Noheiten wenigftend das Verbrechen der 
Majeftäts- Beleidigung noch nicht finden,*) da bei derlei bloßen Unter- 
0°) Aus der Wirklichkeit ift mir z. B. ein Fall mitgetheilt worden, wo 
Jemand, der als befonders kühner und fchnellfahrender Kutſcher befannt war, 
mit einem Anderen eine Wette eingegangen hatte, daß er mit feinem Einfpänner 
troß einer um eine halbe Stunde fpäteren Abfahrt dem mit Poft-Relaid und 
4 Pferden fahrenden Kaifer vor dem Ende der zweiten Poſtſtation vorfahren 
werde. — Wenn er die nun ausführt, fo mag ſolch' bübiſcher Frevel aller: 
dings ftrenge geahndet werden: ob aber in dem Falle, wenn der Thäter ein 
fonft durchweg loyaler Mann, und feine Handlung nur auf das Beftreben, eine 
höchſt unpaffende Bravour zu zeigen, keineswegs aber auf eine ehrfurdhtverlegende 
Tendenz gegen die Perfon des Kaiſers hinweifet, demfelben dad Verbrechen 
der Majeftätd » Beleidigung zur Laft falle, ſcheint denn doch ernftlich bezweifelt 
werden zu müffen. — Mir ift zwar nicht unbekannt, daß ahtbare Autoritäten 
auch in diefer Handlungsweife, gleihwie in allen obigen Unterlafjungen 
wirklich die Merkmale des in Rede ftehenden Verbrechens zu erkennen glauben: 
allein ich muß wiederholt auf die ſchon oben gemachte Bemerkung hinweiſen, 
daß man mit derlei erorbitanter Anwendung des Criminal-Geſetzes ber 
Berfeftigung des monarchiſchen Principes und Anſehens gewiß feine Förderung 
bringt. — 


1Strafgef. 1. Cpl. VIE. Hauptft. $.63.] 760 Won dem Verbrechen der Majetäts-Beleidig.] 


laffungshandlungen, das von dem höchften Gefebgeber felbft durch die Bei- 
fügung der obigen Beifpiele ausgefprodhene Kriterium der verbrecheri— 
Then Qualification folcher Unehrerbietigkeiten um fo weniger einzutreffen 
fheint, als fih aus der ſchon mehrerwähnten rehtshiftorifhen Nach— 
weifung (f. insbefondere Zahl 2 auf Seite 740) ergibt, dag unfere vater- 
ländiſche Gefeßgebung von jeher nur gröbliche und pofitive Ehren- 
beleidigungen gegen den Monarchen ala das Verbrechen der Majeſtäts— 
Beleidigung erflürt habe. — 

Wird die letzterwähnte Anficht für richtig erfannt, daß nemlid das 
Geſetz die anfgezählten Beifpiele nur darum beigefügt habe, um anzu— 
deuten, daß alle derlei Aeuferungen oder Handlungen, um als Verbrechen 
der Majeftäts-Beleidigung angefehen werden zu können, den hierdurch ange— 
zeigten intenfiv gröberen und gefährlichen Charakter an ſich Haben müſſen, 
fo ift der zweite Theil der oben (auf Seite 751— 753) aufgeworfenen Doppel= 
Frage ohne praftifchen Werth: denn wenn man auch zugeftehen würde, daß Die 
oben unter litt. aa—dd aufgezählten Aeußerungs arten der mehrerwähnten 
Ehrfurchtverleßungen im Geſetze ebenfall® nur beifpielsweife und nicht 
ausſchließungsweiſe aufgezählt feien, jo müßte man in Gonfequenz mit der 
zuleßt dargelegten Anficht doch immerhin behaupten, daß nur eine den unter 
aa—dd aufgezählten Aeußerungsarten ähnliche, und an Gefährlichkeit 
des Charakters gleichtommende Aeußerungsart einer derlei Ehrfurhte 
verlegung, oder daß mit anderen Worten außer einer perfönlichen Beleidi- 


gung des Kaiſers (welche der Gefchedtert ganz abgefondert von den übrigen Arten der Ehr— 


furchtverletzungen, und daher auch außer allem Zufammenbange mit dem die Veußerungsarten 
der übrigen Ghrfurdhtverlepungen bezeichnenden Epitethis: „öffentlih, vor mehreren Leu— 


ten uf. f" angeführt hat), alle übrigen ehrfurchtwerleßenden Handlungen oder 
Aengerungen erft dann ald Verbrechen der Majeftätd-Beleidigung augeſehen 
werden können, wenn fie den Charakter einer gewiffen Oeffentlichkeit, 
oder der Gefahr einer Verbreitung unter mehrere Perfonen, 
oder eines nahtheiligen Einfluffes auf mehrere Berfonen an fi 
tragen, und daß daher eine derlei Aeußerung, wenn fie nur vertraulich 
gegen eine einzelne Perfon gemacht wird, nicht unter die Begriffg- 
beftimmung diefes Verbrechens falle,*) wie dieß auch wieder der Hinblick 


*) Treffend erfcheint diefe Anficht begründet in den Entfheidungsgründen 
des ſchon oben (Seite 749 in der Anmerkung) bezogenen Erfenntniffes des 
Eaffationdhofes vom 20. October 1853, 3. 10872, in folgenden Worten: „Da— 
durch, daß das Geſetz im $. 63 eine Schmähung gegen Se. Majeftät den Kaifer 
nur dann ald cin Verbrechen erflärt, wenn fie Öffentlich oder vor 
mehreren Leuten vorgebradt wurde, ift die nur einer einzelnen, 
und an feinsm öffentlichen Orte mitgetheilte oder ausgeſprochene 
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auf die rechtshiſtoriſche Entwicklung diefes Verbrechens in unferer vater- 
ländifchen Gefeßgebung darthut, wornach in derfelben von jeher eine ge- 
wiſſe Publicität von derlei Neußerungen als wefentliches Merkmal des 
in Rede ftehenden Verbrechens erklärt worden war. — 

Auf dieſes Ergebniß aber würde in leßter Auflöfung auch die ent— 
gegengefehte Löfung der aufgeworfenen, nunmehr rein formellen Frage, 
nemlih die Behauptung hinauslaufen, daß die unter litt. aa—dd aufge 
führten Neußerungsarten der ehrfurchtwerleßenden Aeußerungen im $. 63 
tarative aufgezählt feien, weil mit eben diefer Aufzählung zugleich alle jene. 
denkbaren Manifeftationsarten erfchöpft erfcheinen, in welchen ſich der zu 
diefem Verbrechen wefentlich erforderliche Charakter der Publicität offenbaren 
ann. — Dafür aber, daß das Gefeß diefe den Charakter der Bublicität 
bezeichnenden Aeußerungsarten auch im $. 63 tarative aufzählen wollte, 
würde die Vergleihung deffelben mit allen jenen Parallel- Stellen unſeres 
Geſetzes das Wort führen, wo daffelbe die nemlichen Veröffentlichungs— 
arten irgend einer am fich felbft ſchon fträflichen Aeußerung fordert, um fie 
auch nach dem Strafgefeße zu einer ftrafbaren Handlung zu geftalten, d. i. 
mit den $$. 65, 300, 305, 308, 309, 310, 489 und 490, indem daſelbſt 
die correlaten Worte noch deutlicher in der Art gefaßt find, daß übre deren 


tarative oder ausſchließungsweiſe Bedeutung Fein Zweifel obmwalten 
fann.*) — 


Schmähung, der Anwendung diefes Geſetzes klar und deutlich 
entzogen. — Auch chrenverlegende Aeußerungen, die lichtſcheu nur unter 
zwei Perfonen von Mund zu Mund gehen, können gefährlid 
werden und flörend einwirken. Die gegebene Veranlaffung und Gelegenheit 
der leichteren Verbreitung, und dadurch der leichteren Erregung übler Gefinnung, 
oder auch nur de Nergerniffes im größeren Kreife, fo wie der fi offenbarende 
höhere Grad von Kedheit des Thäters find es, welche die öffentlich, oder vor 
mehreren Leuten kundgegebenen Schmähungen gegen die erhabene Perfon des 
Monarchen als eine die Sicherheit im gemeinen Wefen im höheren Grabe ver- 
legende Ihat von gefährlicherer Befchaffenheit erkennen läßt, welcher daher das 
Geſetz durch Behandlung und Beftrafung diefer That ald Verbrechen entgegen. 
treten mußte.” — Vergl. ferner die oben (auf Seite 749 in der Anmerkung 
am Ende) citirte Entfcheidung des Gaffationshofes vom 25. Jänner 1854, 
8.311, wo diefelbe Anficht gleich überzeugend motivirt erfcheint. — 

*) Das Gefammtergebnif der Auslegung des vorftchenden 8. 63 in ben 
bisher erörterten Beziehungen läßt fich in folgender Auffalfung des $. 63 zu— 
fammenftellen: 

„Wer die Ehrfurcht gegen den Kaifer verlekt, mag dieß durd was immer für Handlungen, 


oder durch Schmähungen, Fäfterungen, Berfpottungen, oder andere ähnliche Aeußerungen, infoferne 
diefelben öffentlich, wor mehreren Leuten, durch Druckwerke, Mittheilung oder Berbreitung von bild- 
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In Beziehung auf den 
IV. 

Haupt-Moment diefes Verbrechens, nemlic in Anfehung der Beichaffenheit 
des zu Diefem Verbrechen erforderlihen böfen Vorſatzes kommt aus: 
ſchließend die Vorfchrift des $. 1 zur Anwendung, da der $. 63 felbft hier— 
über gar Beine befondere Beftimmung gibt. Es reicht alfo zum Dafein 
des Verbrechens der Majeftäts - Beleidigung zu, daß der Thäter einer der 
eben erſt erwähnten ftrafbaren Aeußerungen oder Handlungen nur überhaupt 
‚im zurehnungsfähigen Zuftande gehandelt, und daher erfannt und 
gewußt babe, daß fich diefelben auf die Perfon des Kaifers beziehen, 
und ebenjo, daß er bei der Mittheilung oder Verbreitung von derlei Drud: 
oder Hand-Schriften oder bildlichen Darftellungen an Andere deren Inhalt 
gekannt habe, ohne daß eine weitere böfe Endabficht, fo etwa die Abfiht, 
dadurch in Anderen gegen den Kaifer Abneigung, Haß, Verachtung u. dgl. 
zu erwecken, oder gar eine Störung der öffentlichen Ruhe herbeizuführen, *) 


lichen Darftellungen oder Schriften vorgebracht werden, oder durch perfönliche Beleidigung des Kaijers 
geſchehen, macht ſich des Verbrechens der Majeftäte- Beleidigung jhuldig.” — 

Dabei mag alfo, wie ich ſchon im Eingange diefer Grörterungen (oben 
auf Seite 740) angedeutet habe, nicht in Abrede geftellt werden, daß es wün— 
ſchenswerth geweſen wäre, wenn ber Tert des $. 63, um den eben dargelegten 
Sinn beftimmt und unzweifelhaft auszudrüden, vielleicht etwas ſchärfer präcifirt 
worden wäre. — f 

*) Bergl. über den dießfälligen Unterfchied ded gegenwärtigen Ge 
ſetzes von dem früheren, nach welch' letzterem es allerdings wenigſtens zweifel: 
haft war, ob nicht zu dem analogen Verbrechen ($. 58 des St. G. B. vom 
3. September 1803) auch nod die End-Abficht, dadurch in anderen Mitbürgern 
Abneigung gegen die Perfon des Landesfürften zu erwecken, und eine Störung 
der öffentlichen Rube herbeizuführen, — die fhon oben (Seite 670-672) vor 
fommenden Erörterungen. — Wird aber aus den die That begleitenden Um— 
ftänden (vergl. $. 268 der St. P. D. vom 29. Juli 1853) nachgewiesen, 
daß der Thäter wirklich aud noch die Endabfiht gehabt habe, 
durch feine ehrfurchtverletzenden Aeußerungen oder Handlungen 
„zur Verachtung oder zum Haffe wider die Perfon des Kaiferd 
aufzurcizen“, fo geht feine Handlung nad) der klaren Vorſchrift 
des Abſatzes a des $. 65 in das Verbrechen der Störung der 
dffentlihen Ruhe über. — Ich behaupte alſo hiermit, daß in Diefem 
Falle die Handlung aufhöre, Berbrechen der Majeſtäts-Beleidigung zu 
fein, und in das ebengenannte andere Verbrechen übergebe. — Es findet 
alfo in dieſem Falle nicht etwa eine Goncurrenz beider Verbrechen ftatt, 
weil nach den von mir früher (Seite 478—498 d. W.) entiwidelten Grundſätzen 
Eine und die nemliche Handlung, wie dieß hier der Fall iſt, wodurch immer 
nur Eine und die nemliche Rechtsbeziehung (nemlich die Majeſtät oder höchſte Würde 
des Kaiſere) verlegt wird, nicht als cin zweifaches Verbrechen zugerechnet werden 
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oder einem Privatgrolle, einer politifhen Leidenfchaftlichkeit, oder einer 
perjönlichen Rache, etwa wegen eines vermeintlich durch einen Regierungs- 
act des Kaifers erlittenen Unrechts, oder wegen einer zurückgewieſenen Bitte 
Luft zu machen, oder daß auch nur der f. g. animus injuriandi zu diefem Ber- 
brechen erforderlich wäre; denn das Geſetz fordert von dem Allen Nichts, 


fann; und weil daher in dem vorausgefegten Falle, wo allerdings die Be— 
griffsbeftimmungen beider vorgenannten Verbrechen auf die in Frage ftehende 
Handlung anwendbar erfiheinen, diejenige der beiden Definitionen den Bor: 
zug verdient, welche nebft allen Merkmalen ded Einen der beiden Verbrechen, 
zugleich auch noch die weiteren Merkmale des zweiten Berbrechend ein- 
ſchließt. Dieß ift nun offenliegend der Fall im PVerbältniffe des $. 65 lit. a 
zu $. 63, weil bei jenem alle Merkmale des $. 63 eintreffen können, außer» 
dem aber zu dem Dafein des $. 65 lit. a auch noch das weitere Merkmal 
der erwähnten tweiteren böfen Endabficht erforderlich ift, fo daß nad) der ge- 
feglihen Begriffebeftimmung vorausgeſetzt wird, daß die ehrfurdhtverlegenden 
Yeußerungen oder Handlungen in Beziehung auf die Perfon des Kaiſers, welche, 
abgefehen von jeder weiteren Endabfiht, ſchon für fih allein das Verbrechen 
der Majeftätd = Beleidigung bilden würden, gleihfam ald Mittel zu dem, 
im 8. 65 lit. a ald Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe 
erklärten, Zwede gefebt worden find. — — 

Eben diefe Anfiht über das Wechſelverhältniß zwifchen $. 63 und $. 65 
lit. a findet aud bereits Bekräftigung in einem Erfenntniffe des Caſſations— 
hofes vom 11. Auguft 1853, 3. 8092, welches zwar auch in der Gerichtszeitung, 
Nr. 107, angedeutet, allein nur in einem fehr dürftigen Auszuge mitgetheilt 
worden ift. — Die Entjcheidungsgründe dieſes Gaffationshofs- Erfenntniffes 
lauten in der hierher gehörigen Stelle wörtlich: „Was dagegen das Verbrechen 
der Störung der öffentlichen Ruhe betrifft, welches in der die a. h. Perjon 
Sr. Majeftät des Kaifers betreffenden Neuferung enthalten fein foll, fo bat 
das Landesgericht fih dahin ausgeſprochen, daß dem Angeklagten diefelben 
Aeußerungen, wegen welder er des Verbrechens der Majeftätd- 
Beleidigung für fhuldig befunden, und zur Strafe des ſchweren Kerkers 
von acht Monaten verurtheilt wurde, niht auch als das Verbrechen der 
Störung der öffentlihen Ruhe angerechnet werden fünnen. — 
Diefer Anfiht muß auch der Caſſationshof beipflihten, indem 
eine und diefelbe Handlung nicht aus einem doppelten Geſichts— 
punkte nah verschiedenen, überdich einen gleichen Strafſatz enthaltenden, 
Strafgefegen als ftrafbar angefeben werden kann. — Sierzu aber 
kommt nod), daß das Landesgericht die nach dem $. 65 lit. a erforderliche böfe 
Abficht, zum Haffe gegen Se. Majeftät aufzureizen, nicht ald erwiefen annahm, 
weil in dem Vorleben des Angeklagten fein Anhaltspunkt zu der 
Unnahme einer folhen Abfiht vorhanden fei; ferners er feine der 
anmwefenden Berfonen kannte, und er auch bei denfelben mit feinen 
Aeußerungen feinen Anklang fand, und weil er durch den Genuß geiftiger 
Getränke in einem aufgeregten Zuftande war.” — — 
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fondern feßt das Wefen diefes Verbrechens in die „ Ehrfurdt-Verlegung"; 
diefe aber liegt auch ſchon ſubjectiv erwiefen vor, ſobald dem Thäter nur 
überhaupt erkennbar war, daß feine Aeußerung oder Thätigkeit, oder die 
von ihm einem Anderen mitgetheilte Druck- oder Hand-Schrift oder bildliche 
Darftellumg gegen den Kaifer gerichtet war, und daß in derfelben, nad) der 
fubjectiven Auffaffung, Bildungsſtufe und Redeweife des Thäters überhaupt 
eine Ehrfurcht-Verletzung gelegen ſei. — Iſt diefe Doppelte Er- 
fenntniß vorhanden, fo ift alfo auch ſchon der zu diefem Ber: 
brechen erforderlihe böſe Vorſatz conflatirt, weil er ja Klar in 
dem Ausftoßen folder ehrfurdhtverlegenden Neußerungen oder 
in der Begehung ähnlicher Handlungen felbft gelegen ift.*) — 


*) Die obige Anficht wurde aud von jeher von dem Gaffationdhofe nad 
dem Zeugniffe der in der Anmerkung * auf Seite 670—672 aufgeführten Ent: 
fheidungen, felbft mit Rüdjicht auf das ältere Strafgefek vom 3. September 
1803, welches doch (mie in der unmittelbar vorhergehenden Anmerkung angedeutet wurde) Über 
die Befchaftenheit des zu dieſem Verbrechen erforderlichen böfen Vorſatzes einige 
Zweifel übrig ließ, feinen Erfenntniffen zu Grunde gelegt. — Um wie viel mehr 
muß fi diefe Anficht als die geſetzlich richtige jetzt herausftellen, wo einer 
feitd dad materielle Strafgefes ($. 63) die den biepfälligen Zweifel an 
regenden Worte des früheren 8. 58 gänzlich wegagelaffen, und and’rerjeitd das 
neue Straf Procefgefek vom 29. Juli 1853 im $. 268 ausdrücklich fell 
gefeßt bat: „daß in jenen Fällen, wo bei dem Daſein einer (objectiv ver- 
brecheriſchen) Handlung das Uebel ſchon in der Handlung felbft ge: 
legen ift, aud der hierauf gerichtete böfe Vorſatz des Thäters troß 
feines Läugnens als erwiefen anzunehmen ſei!“ — Eben diefe Anſicht 
wurde daher von dem Caſſationshofe auch mit Rüdfiht auf das dermalige 
Strafgefep ſchon mehrmals, und zwar namentlich in dem, Erfenntniffe vom 
1. Zuli 1853, 3. 6599, auf welches, unter wörtlicher Anführung der auch in 
Anfehung des hier in Frage ftehenden Momentes entfheidenden Stelle, bereits 
oben (Seite 755 in der Anmerkung) hingewiefen worden ift; — dann neuerlid 
wieder fehr marfirt in einem Erfenntniffe vom 27. October 1853, 3. 10735, 
mit folgenden Worten ausgefprodhen: „Der Gaffationsbof ift nicht be 
rufen, in die Gründe einzugeben, aus welchen dad Landesgericht die Ueber: 
zeugung von dem Mangel des böfen Borfaßes genommen hat, und fann wegen 
der dem Angeklagten zur Laft gelegten That nur in jenen Fällen, ungeachtet 
das Gericht den Beſtand des böfen Vorfaßes nicht erkannte, Dennoch den 
Thäter des Verbrehens (der Majejtätd- Beleidigung) ſchuldig cr- 
kennen, wenn in der von dem Erfenntnifrichter als erwieſen 
angenommenen That auch die böfe Abficht zweifellos erkennbar 
ift. — So würde die Kundgebung folder Reden, deren Inhalt zweifellos eine 
Gottesläfterung enthält, nach $. 122 des St. ©. das Verbrechen der Religions 
ftörung begründen, ohne daß ein anderer Beweis der böfen Abſicht erforderlich 
wäre, und cbenfo bedarf es dann, wenn eine Aeußerung ſchon nad 
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Dabei find aber wieder alle jene Beichränfungen in Betracht zu 
ziehen, welche fhon oben (Seite 755— 761) in Erwägung gezogen wurden, 
wornach man nemlich bei der Beurtheilung, ob dem Thäter dieſes Ver— 
brechens auch nur der allgemeine zu diefem Verbrechen erforderliche böſe 
Borfag zur Laft falle, vor Allem den fubjectiven Bildungsgrad des— 
felben in's Auge zu faffen, und fofort nad dem dort Gefagten weder die 
bei diefem Verbrechen weſentlich bedingte objective Thätigkeit, und noch 
weniger den hierzu erforderlichen böfen Vorſatz als vorhanden anzunehmen hat, 
fobald der Thäter nach feiner geringen Bildungsftufe oder jubjectiven Anz 
ſchauungs- oder Ausdrucksweiſe in irgend einer (obgleich in fich ſelbſt un- 
ehrerbietigen) Aeußerung, Handlung oder Unterlaffung durchaus noch feine 
eigentliche „VBerlekung der dem Monarchen fchuldigen Ehrfurht“ zu er 
fennnen glaubte. — Daffelbe ift ferner der Fall bei fo vielen Aeußerungen 
ungebildeter, aber ihrem Monarchen treu ergebener und von Liebe, Ehrfurcht 
und Hingebung für die Perſon des Kaifers tief erfüllten Perfonen, welche 
fi aber über irgend eine Regierungs- oder behördliche Maßregel un— 
zufrieden fühlen, und fofort ihrem Aerger durch irgend eine Schimpfrede 
gegen den Kaiſer Luft machen, ohne aber dabei auch nur entfernt an die 
Perfon des Kaifers zu denken, weil fie in ihrer ungebildeten Ausdrucks— 
weife die Idee des Kaifers nicht von der Idee der Regierung loszutrennen 
vermögen, und weil fie fih in ihrem tief verwurzelten monarchiſchen Gefühle 
— das fid) namentlich bei den Völkern des öfterreichifchen Kaiſerthums ur— 
wüchfig und weitwerbreitet vorfindet — jede Regierungs-, ja nicht felten 
fogar Die im öffentlichen Intereſſe auch bloß von der Gemeinde» Verwaltung 
ausgegangenen öffentlihen Mapregeln als nur auf Anordnung des Kaiſers 
beruhend vorftellen, und fofort die Idee (nicht Die Berfon) des Kaifers 
immer mit dem Staate und der Regierung zu identiftciren gewohnt 
find. In ſolchen Fällen möge daher jeder Strafrichter mit größter Behut- 
famfeit zu erforfchen fuchen, inwieferne der tadelnden oder gar fhmähenden 
Aeußerung des Thäters nach deffen Subjectivität die Abficht, dadurch nur 


ihrem Wortlaute, nad dem zweifcllofen Einne ihres Inhalte, 
eine Shmähung, Läfterung oder Berfpottung des Kaiferd aus— 
drüdt, Feiner befonderen Nachweiſung eines böfen Vorſatzes, weit 
er nothwendig aus der Aeußerung felbft erfennbar ift, daher ber 
Caſſationshof cine folhe Aeußerung auch dann unter den Be— 
dingungen des $. 63 für das dort bezeichnete Verbrechen erkennen, 
und den Thäter deſſelben fhuldig erflären würde, wenn aud ber 
Erkenntnißrichter noch cine weitere Rahmeifung der böfen Ab— 
fiht erforderlid halten, und diefe ald nit vorhanden erkennen 
würde” — 
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die Re gierung (d. h. die öffentlichen Behörden ale foldye,oder irgend eine öffentliche Mafregel, 
ein Gefeß, eine Anordnung, Verwaltungs» Mafregel, oder eine beflimmte Erledigung eines eins 
zelnen Gefuches), oder die Perfon des Kaifers felbft zu fhmähen, zum Grunde 
liegt, weil gerechter Weife umd im Geifte des $. 1 dem Thäter nur im 
leßteren Falle das Verbrechen der Majeftäts- Beleidigung zur Laft gelegt 
werden kann, während er auch im erfteren Falle keineswegs ftraflog 
bleiben fol, allein fich nicht diefes Verbrechens, fondern irgend einer anderen 
ftrafbaren Handlung ſchuldig machen wird, wie fiez. B. inden $$. 65, 300 und 
492 vorgefehen wird. — „Es muß daher — wie fich auch der Caſſationshof 
in dem ſchon oben (Seite 764 in der Anmerkung *) in anderer Beziehung citirten 
Erfenntniffe vom 27. October 1853, 3. 10735, treffend ausdrüdt — die 
Schmähung des Kaifers unzweifelhaft fein, und es find daher 
Aeußerungen, welche (nur) dahin gedeutet werden können, daß hierin eine 
Schmähung Str. Majeftat des Kaifers enthalten fein könnte, noch nicht als 
das Verbrechen des $.63 anzufehen.“ Man wird hiernah wenigftens in 
der Regel auch demjenigen die zu dem Verbrechen der Beleidigung der 
Majeftät des Kaifers doch immerhin erforderliche Abficht, durch feine Thätig— 
feit mindeftens die Ehrfurcht gegen den Kaifer verlegen zu wollen, 
und fofort das Verbrechen des $. 63 nicht zur Laft legen können, der in 
unverkennbar ganz arglofer Weife erzählt, daß ein Anderer diefe oder 
jene ehrfurchtverlegenden Aeußerungen oder Handlungen gethan habe, oder 
daß über diefe oder jene Majeftäts - Beleidigung eine ftrafgerichtliche Ver— 
handlung, oder eine Anzeige bei der Behörde ftattgefunden habe u. dgl. *) 


*) &8 erfchien mir nicht überflüffig, felbft diefer letzteren, obgleich ſchein— 
bar felbfiverftändlichen Negative zu gedenken, da mir aus der Wirklichkeit 
ein viel .grellerer Fall befannt wurde, bei welchem übelverftandene Hyper— 
Eifrigkeit (?) einen Anlaß zur ftrafgerüchtlihen Verfolgung wegen des Verbrechens 
der Majeftätd-Beleidigung zu finden glaubte, obgleich eine nüchterne Geſetzes— 
Auffaffung darin gewiß noch um Vieles weniger, ald bei der obigen Voraus— 
feßung, einen Anhaltspunkt zur Anwendung des $. 63 finden wird. Es hatte 
nemlich der A bei einem Gerichte gegen den B mündlich die Anzeige zu Protocoll 
gegeben, daß B in feiner (ded A) und mehrerer anderer Perfonen Gegenwart 
verfhiedene Schmähworte gegen die Perfon des Kaiferd ausgeſtoßen babe, und 
der A wiederholte fofort bei feiner Bernehmung vor dem Unterfuchungsrichter 
und dem Protocollführer alle jene Schmähworte, welche nad) feiner Angabe B 
geäußert haben fol. — Bei der hierüber gegen den B eingeleiteten Unterfuchung 
konnte jedoch, weil die übrigen Zeugen, welche die Neuerungen des B gehört 
baben jollen, betheuerten, daß fie auf das, was der B gejagt habe, nicht auf- 
gemerkt hätten, gegen den B der Beweis, daß er ſich wirklicd in der ibm von 
A zur Laſt gelegten Weife geäußert habe, nicht hergeſtellt, und fofort gegen ihn 
die ftrafrechtliche Verfolgung auch nicht aufrecht erhalten werden. — Nun wollte 
man alles Ernſtes den A wegen Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung () 
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Dabei bedarf es kaum einer Bemerkung, daß die jo eben empfohlene 

Behutfamkeit von Seite des Strafrichterd aber auch in der entgegen 
gefeßten Richtung dringend nothwendig fei, damit nemlich nicht vielleicht 
gerade die gefährlichfte, weil fchlauefte umd heimtücifchefte Elaffe von 
Majeftäts-Beleidigern unter ſchalen Ausflüchten der gerechten Strafe ent- 
fchlüpfen, weil fie nemlich ihre Schmähungen gegen die geheiligte Perſon des 
Monarchen Hinter zweideutigen Floskeln oder unter dem Borwandezu mas— 
firen wiffen, daß fie nur naherzählen, was angeblich ein Anderer gegen 
die Perfon des Monarchen geäußert habe, oder was in dieſer Richtung bei 
diefer oder jener Strafbehörde vorgefommen fein joll, oder welche fich etwa 
gar den Heiligen Schein tiefer Entrüftung geben über das, was fie an- 
geblich gehört haben, umd unter diefem Präterte vielleicht die ſchändlichſten 
Schmähungen gegen die Perfon des Monarchen vorbringen u. ſ. f. u. 1. f. 
Auch bei dieſem Verbrechen wird, wie dieß analog bei dem Verbrechen des 
Hocverrathes (oben auf Seite 692) dargethan worden ift, nur eine jehr 
umfichtige Bedachtnahme auf die Individualität, auf Die fonftige politifche 
Gefinnung und auf das Vorleben des Thäters, verläfjige Anhaltspunkte über 
deſſen fubjective Abficht zu gewähren im Stande fein, und es möge jeder 
gewiifenhafte umd verftändige Richter hierbei den weifen Rath be- 
herzigen, den ſchon Modestinus in der berühmten Pandecten » Stelle: 
„lib.: XLVII, tit.IV. fr. 7. 8.3* allen Richtern mit folgenden Worten ge— 
geben hat: „Hoc tamen crimen (Majestatis nempe)’ a judieibus non in 
occasionem ob Principalis Majestatis venerationem habendum est, sed 
in veritate: nam et personam spectandam esse, an potuerit 
facere, et ante quid fecerit, et an cogitaverit, etansanae 
mentis fuerit: nee lubricum linquae ad poenam facile tra- 
hendum est: quamquam enim temerarii digni poena sint, tamen ut 
insanis illis parcendum est, si non tale sit delietum, quod vel ex sceriptura 
legis descendit, vel ad Exemplum legis vindicandum est! — — 

Was endlich den 


2 


V. 
Hauptmoment dieſes Verbrechens, nemlich die Strafe deſſelben, betrifft, ſo 
hat ſie das Geſetz ſelbſt ſehr einfach, mit Feſtſtellung eines einzigen Straf— 


verfolgen, weil er — ſo wurde praktiſch der Antrag begründet — die dem B 
in den Mund gelegten ehrfurchtverletzenden Aeußerungen wider die Perſon des 
Kaiſers nach ſeiner Angabe zwar nur erzählend und denuncirend dem 
B nachgeredet, der Wirklichkeit nach aber, da ſich feine Anzeige nicht erwahret 
habe, im Grunde felbftftändig, und zwar vor Gericht, daber öffentlich 
und vor mehreren Leuten voracbraht habe! — — 
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faßes — „ſchwerer Kerfer von einem bis fünf zu Jahren“ — beftimmt, und 
dadurch, Daß es demfelben feine befonderen Erſchwerungs- und Milderungs- 
Umftände beifügte, ftillfichweigend auf die hierüber gegebenen allgemeinen 
Borfehriften des IL, IV. und V. Hauptſtückes ($$. 43 —55) diefes Ge- 
ſetzes zurückgewieſen.“) 


8. 64. 
Beleidigungen ber Werden derlei Handlungen, oder thätlihe Beleidigungen 


itglieder des kai⸗ 

Triigen Haufe gegen andere Mitglieder des Faiferlihen Haufes vorgenommen, 
fo find fie, infoferne fi darin nicht ein ſchwerer verpöntes Ver: 
brechen darftellt, als Verbrechen mit Kerker von einem bis zu 
fünf Sahren zu beftrafen. 


Die dem Staatsoberhaupte überhaupt, zumal in der Erb-Monarihie, von 
Seite der Staatsangebörigen ſchuldige höchſte Ehrfurcht (vgl. Seite 736 d.W.) 
ſchließt auch die Verpflichtung zu einem höheren Grad von Ehrerbietung 
gegen alle übrigen Mitglieder der nach den Grundgeſetzen des Staates zur 
Herrichaft berufenen Dymaftie ein, nicht nur deßhalb, weil in der Verletzung 
der Ehrerbietung gegen irgend ein Mitglied der regierenden Familie mittel: 
bar auch eine Verlegung der Ehrfurcht gegen den Monarchen felbit, als das 
Haupt diefer Familie enthalten ift,**) fondern wohl auch darum, weil je nach 


*) Am Scluffe der Erörterung des $. 63 alaube ih noch erwähnen 
zu müffen, daß die vwaterländifche Literatur über diefen Paragraph unferes 
neuen Geſetzes bereitd eine fehr fhäßbare und tief eingehende Abhandlung 
eines ſehr geachteten Griminaliften bejiget, nemlih von Wafer, unter der 
Ueberfhrift: „Das Verbrechen der Majeftäts- Beleidigung”, in der Gerichts— 
zeitung, Jahrgang 1843, Nr. 41—43. — Wenn id; nun in meiner vorftehenden 
Erläuterung diefed $. 63 mehrfady von den Anfichten des chen genannten Ge— 
währsmannes abweihe, und mehrere von demfelben mit Stillſchweigen über: 
gangene Punkte ausdrüdlich berühre, und ausführlich beleuchte, fo habe ich 
dafür überall meine Gründe angegeben, und diefe dllein, nicht aber Autori« 
täten, können in Dingen der Wiffenfchaft und Geſetzes-Auslegung entfcheiden. — 

. *) Fühlt fih doch auch im gewöhnlichen Leben jeder Private, zumal 
jedes Familien-Haupt durch eine irgend einem Mitgliede feiner Familie, 3. B. 
feiner Gattin, feiner Tochter oder Mutter, feinem Sohne oder Vater zugefügte 
Beleidigung auch felbft beleidiget, und hält ſich berechtiget, die auf ſolche Art 
mittelbar zugleih ihm felbft zugefügte Beleidigung aud im eigenen Namen 
zu fühnen, zu rächen u. f. f. Hat doch ferner unfer gegenwärtiges Gefek 
im $. 492 in Verbindung mit $. 495 jedem einzelnen Mitgliede einer Familie 
das Recht zugeftanden, jede feiner Familie in Collectiv » Bezeichnung zugefügte 
Ehrenbeleidigung ftrafgerichtlih zu verlangen, und ebenfo im $. 495 das 
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Verſchiedenheit der Grund» und Succeſſions-Geſetze in der Regel jedem 
Mitgliede der Herrfiher: Dynaftie eine nähere oder entferntere Anwartichaft 
auf den Thron felbft zufonmt. — Freilich hat diefer einfache von der Ver— 
nunftrehtswiffenfhaft und namentlih von dem Staatsrechte der 
Jetztzeit aufgezeigte Geſichtspunkt feinen Anhalt im hiftorifchen Rechte, da 
er fih auch in unferer vaterländifchen Gefeßgebung, gleichwie in dem ges 
meinen Strafrechte und in den Legislationen der übrigen deutſchen Länder, *) 
erſt ſpät feine Berechtigung errungen hat, indem die erfte Spur einer Her: 
vorhebung ſolcher Beleidigungen ale ein eigenes Verbrechen erft in der 
prov. Prepverordnung vom 31. März 1848 (melde aber gar nie zur gefeklichen 
Geltung kam — vergl. die Anmerkung auf Seite 272-274 9. W) vorkommt,“) und -in 
den beiden folgenden Preßgeſetzen vom 10. Mai 1848 und 13. März 1849 


Befugniß, die Beftrafung auch derjenigen zu verlangen, welche einen feiner ver» 
ftorbenen nächſten Familien» Angehörigen fchmäbten u. dal.! — Warum follen 
denn biefe zarten Beziehungen gerade in Bezichung auf den Monarchen, dem 
im monarchiſchen Staate doch die höchſte Ehre gebührt, minder forgfältig ge— 
fhügt fein? — Iſt es daher nicht confequent, in jeder Beleidigung irgend eines 
Mitgliedes der regierenden Familie auch cine mittelbare Beleidigung oder 
Ehrfurcht-Verletzung des Hauptes der regierenden Familie, d. h. des Monarchen 
felbt zu erfennen, und .infoferne die leßtere relativ ftrafbarer, als die Injurie 
eines anderen Staatsangehörigen ift, und ein befonderes Verbrechen. bildet, folge» 
richtig auch die Ehrenbeleidigungen gegen andere Mitglieder des Faiferlichen 
Haufes ald cin analoges und eigenes Verbrechen zu behandeln? — 

*) Während das römische Recht felbft die Senatoren und höchſtgeſtellten 
Beamten des Kaiferd zum Gegenftande feines beſonderen Schußed erhob (weral. 
die Anmerkung ** auf Seite 674), und darin ſelbſt unſere waterländifche The- 
resiana ihm nachfolgte (fich’ die Anmerkung auf Seite 676): hatte diefes Ältere 
Recht für die der Pietät des Monarchen doch nächftitehbenden Familien-Angehörigen 
deffelben fein befonderes Strafgefeg! — — Erft das preußiſche Landrecht 
(it. 20, $. 203 u. fag.) erfannte in der Beleidigung der Königin und der 
übrigen Mitglieder des königlichen Hauſes auch eine mittelbare Verlegung der 
Majeftät des Könige, und ihm folgte fohin, wenigftens theilweife, ſchon früher 
dad bairifche Strafgefehbuh von 1813 (Art. 312— 314) und dad olden- 
burgifche (Art. 317— 319), in neuerer Zeit aber wohl alle deutfchen Straf: 
geſetze nach, ald da: für Sahfen Art. 100-103; — Württemberg Art. 154 
bis 156 und 284; — Braunfchweig $$. 93 und 9; .— Hannover 
Urt. 1405 — Heffen-Darmftadt Art. 152 und. 153; — Baden $$. 610 
bis 613; — Weimar Art. 92—99; — Preußen & 77 uff. — — — 

**) E83 war nemlich der $. 18 der erwähnten Berordnung, welcher wört— 
ih folgende Anordnung enthalten hatte: „Wenn die Beleidigungen der ange» 
führten Art (d h. der im unmittelbar vorbergegangenen — hier oben auf Seite 736 in ber 
Anmerkung angegogenen — $. 17 erwähnten Art) gegen ein Mitglied der Familie 
des Landesfürften gerichtet find, fo. follen diefelben mit ſchwerem Kerker 
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wieder der Uebermacht der Damals herrfehenden Anfichten weichen mußte, fo 
daß diefe beiden fpäteren Gefeße von diefem Verbrechen wieder gänzlich Um— 
gang genommen haben, und daß bis zum Eintritte der Wirkjamkeit des jekt 
geltenden Strafgefeßes Ehren » Beleidigungen gegen Mitglieder des kaiſer— 
lichen Haufes nur wie Ehrenbeleidigungen gegen andere Private behandelt 
werden konnten, und bloß der Umftand, daß man doch wenigſtens zwijchen 
jedem foldhen Beleidiger und dem beleidigten Mitgliede des Faiferlichen 
Haufes „das Verhältniß der Ehrerbietung“ annehmen mußte, ald 
Erfhwerungs-Umftand der ftrafbaren Handlung in Anfchlag kam ($. 239 
des II. Theils des St. G. B. vom 3. September 1803). — 

Die vorftehende Beftimmung des 8. 64 unferes heutigen Geſetzes 
ift einfach und Elar, und bedarf nach der vorausgefchieften ausführlihen Er 
läuterung des $. 63 nur in zwei Punkten einer näheren Beleuchtung. — 

Dadurch nemlih, daß der 8. 64 in unmittelbarer Anreihung an den 
8. 63 mit den bezeichnenden Worten: „derlei Handlungen“ beginnt, if 
der ganze Inhalt des $. 63 auch auf den $. 64, d. h. auf die Mitglieder 
des faiferlichen Haufes herabbezogen, und es haben fofort alle über den 
8. 63 gegebenen Erklärungen, mit der einzigen Modification, daß es fidh bei 
dem letzteren um die Ehrfurcht- Verleßung gegen die Perfon des Kaifers, 
und im $. 64 „gegen andere Mitglieder des Faiferlihen Haufes“ 
handelt — und mit einer Verfchiedenheit in der Straf-Beſtimmung,“) — 
auch auf den $. 64 ihre volle Anwendung zu finden. Abweichend von 
dem $. 63 find daher, außer der eben angedeuteten Verfchiedenheit der Straf⸗ 
Beſtimmung, im $. 64 nur noch in Erwägung zu ziehen: 

A. das verfchiedene paffive Subject (Object) der im $. 64 bezeich⸗ 
neten ftrafbaren Handlung; und 

B. die nebft den, durch Bezugnahme auf den $. 63 erwähnten, „Ehr: 
furdt-Berlegungen der im $. 63 aufgezählten Arten“ im $. 64 


von ſechs Monaten bis zu einem Jahre beftraft werden.“ — Es wurden alle 
durch diefe Geſetzesſtelle die Ehrenbeleidigungen gegen die Mitglieder der faifer: 
lichen Familie zwar nicht ausdrüdlich als Berbrehen erklärt; allein dadurch, 
daß fie mit Kerker- (mit Arreſt-) Strafe, und fogar mit ſchwerem Kerfer 
verpönt wurden, die Strafe des Kerkers aber in der öfterreichifchen Straf 
gefeßgebung feit dem Jahre 1803 fonft nur auf Verbrechen feftgeftellt erfchien, 
wurden derlei Ehrenbeleidigungen wenigftens in Anfehung ihrer wichtigften 
Rechtswirkung den Berbrehen gleich geſtellt. — 

*) Auf das Verbrechen der Majeftäts- Beleidigung ift nemlich im 8. 63 
die Strafe des fchweren, auf jenes der Beleidigung eines anderen Mitgliedes 
des kaiferlichen Haufes aber im $. 64 nur des (einfachen) Kerkers, übrigend 
bei beiden in der gleichen Dauer von einem big zu fünf Jahren feftgefeßt. — 
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noch weiter genannten „thätlihen Beleidigungen, infoferne 
fih darin nicht ein fhwerer verpöntes Verbrechen dar- 
ſtellt.“ — 

Ad A. 


Das Geſetz erklärt als Object (oder hie und da auch paſſives Sub- 
ject genannt) dieſes Verbrechens „die anderen*) Mitglieder des kaiſer— 
lichen Hauſes.“ — 

Frägt es ſich nun darum, wer als Mitglied des kaiſerlichen Hauſes 
des Kaiſerthums Oeſterreich anzuſehen ſei, ſo kann dieß wohl nur aus den 
Grund- und Hausgeſetzen des Kaiſerthums, fo wie aus den Familien— 
Statuten des Faiferlihen Haufes, deren letztes bekanntlich vom 3. Februar 
1839, aber, gleich den früheren, nicht allgemein kundgemacht ift, entfchieden 
werden. — Nah Maßgabe diefer Entfcheidungsquellen unterliegt es nun 
feinem Zweifel, daß alle aus dem durchlauchtigſten Haufe „Habsburg— 
Deiterreich = Lothringen "in ehelicher (. b. aus vollftändiger und nicht etwa bloß 
morganatifcher oder Che zur linken Hand abftammenden), ftandesmäßiger**) und 
agnatiſcher“) Abftammung männlichen und weiblichen Abftämmlinge 
(Prinzen und Brinzeffinnen und bezicehungsweife Erzherzoge und Erz: 


*) Durdy das MWörtchen: „andere“, im Zufammenbange mit dem une 
mittelbar vorhergehenden $. 63, wo nur von dem regierenden Kaifer die 
Rede ift, hat das Geſetz auch diefen felbft ald „ein Mitglied des kaiferlichen 
Haufes“ erklärt, was nicht unwichtig ift, weil dadurch einer bereitd mehrfach in 
der Praris vorgefommenen, unten (Seite 774—776) erörterten Bedenklichkeit in 
Beziehung auf die Frage: „ob man etwa auc einen gewefenen Kaifer von Oeſter— 
reich unter die Objecte diefed Verbrechens reihen könne?“ begegnet wird. — 

) Daß nur die Descendenz eines öfterreichifchen Erzherzogs aus che 
liher ſtandes mäßiger Abftammung die Prärogative von Mitgliedern des 
faiferlihen Haufes cerlange, wurde bisher wenigftend von der Obfervanz 
beobachtet (ſieh' hierüber, und namentlid) über einen berühmten älteren Fall 
mit der Philippine Welfer, deren eheliche Söhne mit dem öfterreichifchen 
Erzherzog befanntlih nur den Namen: „Markgrafen von Burgau“ führten, 
Schrötter'3 Abhandlungen aus dem öfterreihifchen Staatsrechte, Wien 1766, 
5. Theil, Seite 293 u. fgg.). 

»*) Daß nur die agnatiſche, d. b. die durh Männer aus dem Haufe 
„Habsburg⸗Oeſterreich-Lothringen“ abftammende Descondenz als Mitglieder des 
kaiferlihsöfterreihifchen Haufes anzufehen fei, liegt wohl fhon in der Natur 
der Sache, weil eine öfterreihifche Erzherzogin durch ihre Berheirathung an 
einen fremden Souverän oder Prinzen zivar für ihre Perfon die Präro» 
gative einer öfterreichifchen Erzherzogin beibchält, ihre Nahkommenfhaft 
aber, wie natürlich, und nad) den hierin übereinftimmenden Gefeßen aller Länder, 
den Namen, Stand und die Prärogative des Vaters annimmt, und daher in 
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herzoginnen), gleichwie auch die durchlauchtigſten, im rechtmäßiger und 
ftandesmäßiger (nicht etwa bloß in morganatifher) Ehe einem öfterreichifchen Erz— 
herzog angetrauten Gemahlinnen, *) ala Mitglieder des kaiſerlichen Haufes 
anzufehen jeien; ohne weiteren Unterfchied, ob fie nach den erwähnten Grund: 
und Hausgefeßen den Titel: „Laiferlich-Tönigliche * oder bloß: „könig— 
liche Hoheit” führen. **) — Alle diefe Erzherzoge und Erzherzoginnen 


feiner Weiſe auf die Vorrechte öfterreihifcher Erzberzoge oder Erz 
berzoginnen Anspruch machen, daher auch nicht unter die Mitglieder unferes 
faiferlichen Haufes gezählt werden kann. — 

*) Daf die rechtmäßig, in vollftändiger (nicht bloß morganatifcher) und 
ftandesmäßiger Ehe einem öfterreihifchen Erzherzoge angetraute Gemahlin 
ebenfalls die Prärogative einer öfterreihifchen Erzherzogin erlange, erhellt ſchon 
aus dem 8. 92 unferes a. b. ©. B., der feftfeßt: „die Gattin erhält den 
Namen des Mannes, und genicht die Rechte feines Standes.“ — 

**) Die obige Bemerkung ift praftifch mwichtia, weil befanntlich nicht alle 
Grzberzoge und Erzherzoginnen des faiferlichen Haujes „Habsburg » Defterreid: 
Lothringen” den Titel: „Paiferliche Hoheit” führen. — — Dur) das a. b. 
Refeript vom 19. April 1755 (Codex austriacus, tom. V., pag. 995) wurde 
nemlih „allen Erzherzogen und Erzherzoginnen des Hauſes: „Habsburg 
Dofterreich » Lothringen“ ftatt des bis dahin üblichen Titeld: „Durchlaucht“ nur 
der Titel: „königliche Hoheit“ ertheilt. — Als aber fpäter Kaijer Franz mit 
dem a. b. Patente vom 11. Auguſt 1804, Nr. 677 der 3. ©. ©., für das Haus 
Defterreich den erblichen Kaifertitel annahın, wurde von Ihm mit eben diefem 
Patente auch „allen Seinen, und Seiner Nachfolger in der Regentichaft 
des Erzhauſes Defterreih Descendenten beiderlei Geſchlechts der Titel: 
„Laiferliche, königliche Hoheiten“ ertbeilt, und nad) Inhalt eines ſpäteren Sof 
fanzleidecretes vom 26. December 1806 (abgedrudt in der politifchen Geſeß— 
fammlung, Band 27, Seite 207) „eben diefer Faiferliche Hoheitstitel auch 
fümmtlihen Herren Brüdern und Frauen Schweftern des Kaifers 
Franz (und nah Maßgabe des 8. 146 unſeres a. 6. ©. B, welcher dabin lautet: „Die (ehelichen) 


Kinder erlangen den Namen ihres Baters, fein Wappen und alle übrigen nicht bloß 
perfünlihen Rechte feiner Familie und feines Standes — folgereht wohl auch deren 


weiterer Descendenz) beigelegt.” — Auf diefe Weife aber wurden in die Berleibung 
de8 kaiſerlichen Hoheitstitel® nicht einbezogen diejenigen Erzherzoge und Erz— 
herzoginnen des Erzhauſes Dofterreich, welche weder Doscondenten, noch Brüder 
oder Schwetern des Kaifers Franz (ald deuticher Kaifer der II, als Kaifer von 
Defterreih der L) find, noch von den letzteren abftammen, und welche ſonach 
bloß den Titel „königliche Hoheiten“ beibehalten haben. Es find dieß die 
durchlauchtigen Erzberzoge und Erzherzoginnen, welche Abftämmlinge des vierten 
Sohnes der Kaiferin Maria Therefia, des Erzherzogs Ferdinand, find, mwelder 
Zweig bekanntlich, nachdem er die Regierung von Modena angetreten hatte, 
zugleid den Namen „Eſte“ angenommen bat, und ſowohl in dem derzeit in 
Modena regierenden Haufe der Erzherzoge von „Oeſterreich-Habsburg-Lothringen · 
Eſte“, ald auch in einem im Kaiferthume Oeſterreich felbft lebenden Mitgliede 
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behalten ferner nach eben diefen Haus-Gefegen und Familien-Statuten für 
ihre Berfon lebenslänglich die Prärogative, Titel und äußeren Ehren- 
bezeigungen eines öfterreichifchen Erzherzogs oder einer öfterreichifchen Erz— 
herzogin, und find daher auch. in Bezug auf den $. 64 unſeres 
Strafgejeßes fortan als Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes 
anzufehen, wenn etwa auch die Erzherzoge einen auswärtigen Thron 
innehaben (mie dieß z. DB. bei der öſterreichiſchen Secundo⸗ und Tertio-⸗Genitur der Großherzoge 
von Toscana, und der Herzoge von Modena ſammt ihrer ganzen ehelichen und ſtandesmäßigen, 
agnatiſchen Dedcendenz der Fall ift), oder wenn aud eine öfterreichiiche Erzherzogin 
einem fremden Eouverän oder Prinzen angetraut wird. — 

Hiernah ift ungezweifelt wohl auch jeder gewefene Kaifer von 
Defterreih aus dem Haufe „Habsburg = Defterreidh = Lothringen“, möge er 
nun duch Tod oder Thron» Entfagung aufgehört haben, Kaifer zu fein, 
wenigftens ald „ein Mitglied des kaiſerlichen Hauſes“ anzufehen, 
da es ja bei der Entjcheidung diefer Frage ausfchliegend auf die Ab- 
ſtammung (oder bei Frauen auch auf die Antrauung) ankommt, und die 
biergegen mir aus der Prarid bekannt gewordenen Bedenken einer ges 
wiſſen publiciftifhen Spikfindigfeit oder vielmehr Rabulifterei — daß nem» 
lih ein gewefener, eben jo wenig, als der regierende Kaifer als ein 
(einfaches) Mitglied des Kaiſerhauſes angefchen werden könne, um fo unerheb- 
licher ift, als fhon oben (Anmerkung * auf Seite 771) hervorgehoben 
wurde, daß fogar der dürre Wortlaut des $. 64 allerdings auch den 
regierenden Kaifer als „ein Mitglied des kaiſerlichen Hauſes“ er 
klärt hat. — 

Damit fteht insbefondere auch noch die, ſchon mehrfach praftifch ges 
wordene, Frage im Zufammenbange: „ob das im $. 64 bezeichnete Ver— 
brechen auch gegen bereits verftorbene Mitglieder des kaiſerlichen Haufes, 
3. B. durch Schmähungen, Läfterungen, Berfpottungen, Befchimpfungen 
gegen Ddiefelben begangen werden könne?“ — Ih Tann die bejabende 


u 





diefed durchlauchtigſten Haufes repräfentirt ift. — Es fann daher nur ald eine 
auffalfende, und den Rechten des cben erwähnten Zweiges des öfterreihifchen Erz: 
hauſes nabe tretende Unrichtigfeit bezeichnet werden, wenn Frühwald (a. a. O. 
€. 74) ald „Mitglieder des Taiferlihen Haufes von Defterreih nur jene bes 
zeichnet, welchen das Prädicat: „Raiferliche königliche Hoheit gebührt“; da ja 
die eben genannten Erzherzoge und Erzherzoginnen des Zweiges „Oeſterreich— 
Habäburg » Lothringen » Efte” dadurch, dap ihnen in den Jahren 1804 und 1506 
nicht ebenfalls der Titel: „kaiſerliche Hoheit” verlichen worden ift, gewiß nicht 
aufgehört haben — obgleich bloß ala königliche Hoheiten — Erzherzoge und 
Erjherzoginnen von Defterreich, d. b. Mitglieder des regierenden (nun« 
mehr Eaiferlihen) Haufes Defterreich zu fein! — 
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Löſung diefer Frage, die mir umgezweifelt im Geifte unferes Geſetzes zu 
liegen fheint, nicht beffer begründen, als durch die wörtliche Anführung 
der Entfcheidungsgründe, womit der Caffationshof in jüngfter Zeit fein Ers 
fenntniß vom 5. April 1854, 3. 3390, motivirte, durch welches er — 
unter Aufhebung eines die eben -aufgeworfene Frage verneinenden Er- 
fenntniffes eines Landesgerichtes — Jemanden wegen einer vor mehreren 
Leuten ausgeſtoßenen Schmähung gegen den verftorbenen Kaifer Franz als 
ſchuldig des im $. 64 bezeichneten Verbrechens erflärt hat. — 


Der Caſſationshof ſpricht fich hierüber in eben jo ausführlicher, als 
überzeugender Weife wörtlich aus, wie folgt: 

„Das Landesgericht erkennt an, daß die von dem Angeklagten in 
einem öffentlichen Amte, und in Gegenwart mehrerer Perfonen über weiland 
St. Majeftät Kaifer Franz ausgeftoßene Schmährede eine Beleidigung ent- 
halte, erachtet aber darin den Thatbeitand des im $. 64 des St. ©. bes 
zeichneten Verbrechens der Beleidigung eines Mitgliedes Des Faiferlichen 
Hauſes nicht erkennen zu können, weil diefer Paragraph, in Berbindung mit 
dem $. 4 des St. G., nur lebende Perfonen zum Gegenftande habe, Ver: 
ftorbene hingegen, da ſie weder Rechte, noch Pflichten haben, der menſch— 
lichen Geſellſchaft entriffen feien, nur mehr der Gefchichte angehören, daher 
an denfelben ein derlei Verbrechen gar nicht begangen werden könne. 


Allein es lautet weder der $. 64 des St. G. dahin, daß das darin ber 
zeichnete Berbrechen nırr durch Beleidigungen noch lebender Mitglieder des 
kaiſerlichen Hauſes begangen werde, noch bietet hiefür der $. 4 einen ent 
fheidenden Anhaltsgrund. Das Wefentlihe der Beftimmung des letztern 
Taragraphes befteht darin, daß das Verbrechen aus der Bosheit des Thäters 
entjtche. Im $. 56 werden die Verbrechen eingetheilt in folche, welche die 
gemeinfchaftlihe Sicherheit unmittelbar im Bande des Staates, in den 
öffentlichen Vorkehrungen oder dem öffentlichen Zutrauen angreifen, umd in 
jolhe, welche die Sicherheit einzelner Menfchen an der Berfon, dem Bers 
mögen, der Freiheit oder anderen Rechten verleken. Zu erfterer Gattung 
gehört auch das Berbrechen der Majeftätsbeleidigung, und das diefem nächſt— 
geftellte Verbrechen der Beleidigung dev Mitglieder des Taiferlichen Haufes, 
daher fie auch in das Hauptftüc von dem Verbrechen des Hochverraths umd 
der Störung der öffentlichen Ruhe eingereiht find. 

Es handelt fih nemlich in vielen, ja in den meiften Fallen diefer 
Verbrechen nicht von der unmittelbaren Berührung und individuellen Ges 
fühlsverlegung der allerhöchften, oder der hohen Perſonen, gegen die die Ber 
(eidigung vorgenommen wird, und welche davon meiftens gar keine Kenntniß 
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erlangen, fondern von der Verlegung der fhuldigen Ehrfurdt 
gegen den Monarchen und das Kaiſerhaus, welche aus Rüdficht 
der gemeinfhaftlihben Sicherheit in dem Bande des Staates 
und des öffentlihen Zutrauens, wenigftens öffentlih oder vor 
mehreren Leuten, nicht verlegt werden darf, und unter dieſen Umftänden 
als ein Verbrechen erklärt ift. 


Es ift nicht bloß die gegen das einzelne Mitglied, fondern 
gegen das Kaiferhaus überhaupt fhuldige Ehrfurht, welche 
durch die im $. 64 mit Bezug auf den $. 63 angedeuteten 
Schmähungen oder Läfterungen verlegt wird. Die Ehrfurdt 
gegen das faiferlihe Haus wird aber unbeftreitbar ebenfomwohl 
durch Schmähungen, Läfterungen oder Berfpottungen ver- 
ftorbener, wie lebender Mitglieder deffelben verlegt. Dieß muß 
hier um fo deutlicher in die Augen fallen, da es fih um ein Mitglied des 
faiferlihen Haufes handelt, der in der ehrerbietigen, dankfühlenden Er— 
innerung feiner vielen noch lebenden Zeitgenoffen, und in den vielen während 
feiner langen Regierungsperiode gefchaffenen Werken noch fortlebt. 


Das Landesgericht bezieht fich in der Begründung feiner Anficht auch 
auf den $. 495 des St. G., welcher eine Ausnahme von der Regel auf 
ftelle, die daher auf den dafelbit befprochenen Fall befchränft werden müſſe. 
Allein diefer Paragraph ftellt keine Ausnahme von einer Regel auf, 
fondern er enthält vielmehr nur einen wortdeutlihen Beleg, 
daß das allgemeine St. ©. auch das Andenken der Verftorbenen 
ſchützen wolle; es bedurfte jedoch hinfichtlich der in den $$. 487— 494 
bezeichneten Ehrenbeleidigungen gegen Privatperfonen, da eine Unter 
fuchung und Beftrafung derfelben nur auf Berlangen des betheiligten Theiles 
ftattfindet, der ausdrüdlichen Erwähnung, daß das Recht, diefes Verlangen 
zu ftellen, welches von dem Berftorbenen nicht ausgeübt werden kann, auf 
deſſen binterbliebene Angehörige übergehe, was bei dem von Amtswegen zu 
unterfuchenden und zu beftrafenden Verbrechen des $. 64 ausdrücklich zu 
erwähnen nicht erforderlich war. Daß das Gefeh nur das Andenken 
verftorbener Privatperfonen, nicht aber auch das Andenken ver 
ftorbener Mitglieder des kaiferliben Haufes, an deffen Unver- 
letzbarkeit ſich das öffentlihe Intereffe knüpft, in Schuß ge— 
nommen habe, läßt ſich mit haltbarem Grunde nicht behaupten. 


Die dem Angeklagten zur Laſt gelegten, vor mehreren 
Perſonen gegen weiland Se. Majeſtät den Kaiſer Franz aus— 
geſtoßenen Schmähreden begründen daher allerdings das im 
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8. 64 des St. ©. bezeichnete Verbrechen der Beleidigung eines 
Mitgliedes des faiferliben Hauſes.“) — — 

Wird nun einmal eine der im $. 64 erwähnten „ehrfurchtverletzenden 
Handlungen oder Aeußerungen der im $. 63 bezeichneten Art, oder eine 
thätliche Beleidigung“ gegen ein Mitglied des Faiferlihen Haufes begangen, 
fo ift e8, wie dieg oben (Seite 742) bei der analogen Beziehung binfichtlich 
des Berbrechens der Majeftits - Beleidigung dargethan worden iſt, gleid)- 
giltig, ob eine ſolche Beleidigung gegen dafjelbe namentlich, oder durch 
andere auf dafjelbe paſſende Kennzeichen; — ob individuell, oder durch 
eine Sollectiv- Bezeichnung gefchieht, wie 3. B. gegen die gefammte kaiſer— 
lihe Familie, indem hierdurch auch alle einzelnen Mitglieder derfelben 
mitsbeleidiget erfcheinen; **) — ob ferner die Ehrfurcht gegen den Beleidigten 


*) Die in den vorftchenden Entſcheidungsgründen enthaltene Entwidlung 
fchließt zugleich die weitere Behauptung ein, daß auch Ehrenbelcidigungen gegen 
verftorbene Mitglieder des a. h. Kaiferbaufes, aleichwie jene gegen die leben— 
den, und fo wie das Verbrechen der Majeftätd-Beleidigung von Amtswegen 
verfolgt werden müffen, während Ebhrenbeleidiqungen gegen Private nadı Vor— 
fchrift des $. 495 nur auf Verlangen des Beleidigten, und gegen Verftorbene 
nur auf Begehren feiner hinterlaffenen nächiten Angebörigen ftrafgerichtlich ver- 
folgt werden dürfen. — Diefer Unterfchied ift ebenfalls tief im Syſteme unferes 
pofitiven Gefeked begründet. — Bei Verbrechen kennt nemlich unfer Gefeß 
feine einzige Ausnabme von dem Grundfake der. flrafgerichtlichen Ver— 
folgung von Umtswegen (vergl. meine leitenden Grundſätze der öfterreichifchen 
et. P. ©. vom 29. Juli 1853, Seite 23 die Anmerkung), und es mußte alfo 
dieſes Princip um fo gewilfer bei den in den 88. 63 und 64 bezeichneten Verbrechen 
feitgehalten werden, als fie unfer Geſetz (mie auch die vorftchenden Entſcheidungs- 
gründe ausführlich darthun) nicht aus dem Standpunkte der Verletzung der Privat: 
Rechte des Kaifers oder der Mitglieder des Kaiferhaufes, fondern ale f. 9. 
öffentliche Verbrechen auffaßt (vergl. Seite 657 —659 d. W.), bei welchen 
daher ſchon nad ihrer inneren Natur der Grundfaß der Verfolgung von 
Amtöwegen in Anwendung fommen muß. — Uebrigens ift die hier oben be» 
hauptete Anficht, daß nemlich der $. 64 allerdings auch auf Beleidigungen be— 
reits verſtorbener Mitglieder des a. h. Kaiferbaufes Anwendung finde, meines 
Wiſſens bisher wenigftens vorherrſchend auch von der Praris der unteren 
Gerichte in den meiften Kronländern fejtgebalten, und auch in einer an die ob 
der enns. Sencralprocuratur ergangenen Belchrung des Juftizminifteriums 
vom 10. Juni 1854, 3. 5887, als die geſetzlich richtige anerfannt worden. — 

»N Bergl. oben auf Seite 742 die Anmerkung. — In dem daſelbſt 
bezogenen Erfenntniffe vom 28. Juni 1854, 3. 6868 hat der Gaffationshof ins— 
befondere auch die obige, von mir verfochtene Anficht, daß man nemlich durch 
Schmähungen über die Faiferlihe Familie im Allgemeinen nicht bloß das 
im 8.63 bezeichnete Verbrechen der Majeftätsbeleidigung, fondern noch überdich 
(eoncurrendo) auch das im $. 64 vorgefehene Verbrechen begebe, in einem einzelnen 
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als Privatmann, oder mit Beziehung auf die won demfelben vielleicht zu- 
fällig eingenommene öffentliche Stellung verlegt wird, und ob die gegen 
den Angegriffenen vorgebrachten Aeußerungen, eben weil es fich hier wieder 
nur um Berlegungen der den Mitgliedern des kaiferlihen Haufes ſchuldigen 
Ehrfurcht handelt, auf Wahrheit beruhen oder nicht. — — — 

Ad B. 

Perſönliche Beleidigungen gegen den Monarchen hören dann, wenn 
ſie in eine unmittelbare Handanlegung gegen deſſen Perſon, ſei es auch 
nur in der Form einer leichten körperlichen Verletzung oder einer bloßen 
Bedrohung (Gefährdung) feiner körperlichen Sicherheit ausarten, auf, 
Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung zu fein, und gehen in das Verbrechen 
des Hochverrathes über (vergl. oben Seite 743 die Anmerkung **). — Anders 
aber iſt dieß bei den übrigen Mitgliedern des kaiferlichen Haufes, welche, ver 
verglichen mit allen übrigen Staats-Einwohnern, von dem Gefebe durch den 
8.64 allerdings in Beziehung aufihre Ehre im einen vorzugsweiſen Schuß 
genommen, binfichtlich aller anderen Güter und Rechte aber bei der allgemeinen 
Gleichftellung belaffen worden find. — Darum mußte für den Fall, wenn 
perfönlihe B eleidigungen @.i. Handlungen, wodurd ihre Perfon oder Ehre auf eine 
ihnen Leid verurfachende, oder für fie kränkende Weiſe angegriffen wird — vergl. lit. a auf Seite 743) 
gegen ein anderes Mitglied des KRaiferhaufes auf thätliche Weife (v. H. ent- 
weder auf eine fih gegen den Anderen durch unmittelbare Gewaltjamteit, oder gemaltigen Angriff 


auf feine Perfon, oder aud ohne foldhe, nur durch Thathandlungen anderer Art außernde 
Weile, fo daß auch jede thätige Beleidigung oder Real» Injurie darunter zu fubfumiren {ft *) 


Falle zu Recht erfannt, und mit folgenden überzeugenden Worten motivirt: 
„Das Geſetz wollte die Ehre nicht nur einzelner phyſiſcher Perfonen, fondern 
auch der Familien fchüßen, wie fich dieß aus der Beftimmung des $. 492 un— 
zweideutig ergibt, nach welcher die Angriffe auf die Ehre der Familie als ſtraf— 
bar erflärt werden. Wenn nun das Geſetz Schmäbungen der Familien 
von Privat-Perfonen dem Strafgefeße unterwirft, fo muß dich 
nothbwendig um fo mehr bei Shmähungen der faiferliden Familie 
der Fall fein, gegen welde Jedermann zu einer bejonderen vor: 
zugsweifen Ehrerbietung verpflichtet if.“ — — 

*) Die obige Bedeutung des Wörtchens: „thätlich“, wornach daſſelbe 
bald im weiteren Sinne für ſynonim mit „thätig“ genommen, daher unter 
einer „thätlihen Beleidigung” eine jede ſich durch Thathandlungen 
(factis, seu re) was immer für einer Art, daher 3. B. allerdings durch Ge— 
berden oder Gofticulationen, ohne unmittelbaren gewaltfamen Angriff auf die 
Perfon des Beleidigten, äußernde Beleidigung, mit Ginem Worte jede j. g. 
Real: und ſymboliſche Injurie, darunter verftanden wird (vergl. die Anmer— 
fung ** auf Seite 743); — bald aber auch nur in einem engeren Sinne 
aufzufaifen ift, wornad der Ausdrud: „thätliche Beleidigung“ zugleich den 
Nebenbegriff einer unmittelbaren Handanlegung, oder eined gewalttbätigen 
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vor fi gehen, eine befondere Vorſorge getroffen werden, damit derlei Thät— 
fichkeiten, wenn fie bis zu eimer gefährlichen Bedrohung oder gar wirklichen 


Angriffes auf die Perfon des Beleidigten einfhließt — — rechtfertigt ſich 
fhon aus dem gemeinen Sprachgebrauche, und aus den Paralfelftellen der 88. 312 
und 313 unſeres Gefeges, wo nemlich die Bezeichnung: „thätliche Beleidi— 
gung“ ald Gegenfag der „wörtlichen“ gebraucht, und eben dadurch ange» 
deutet wird, daß das Geſetz den Ausdruck: „thätliche Beleidigung“ aud im 
weiteren Sinne gebraucht, d. b. jede nicht durch Worte, fondern auf eine 
andere Art fih bethätigende Imjurie verſtehe, indem fonft ohne diefe 
interpretation das Geſetz eine offenbare Lücke darbieten, nemlich alle nicht eben 
durch Worte oder gewaltthätigen Angriff auf die Perfon des Beleidigten gefches 
henden Beleidigungen (die doch häufig, 3. B. durch jpottende Geberden, durch Ausſpucken vor 
Jemanden mit einer veradhtungbezeigenden Gefticulation u. dgl., um Vieles prägnanter find, als 
bloße Berbal-Injurien) geradezu ausgelaffen haben würde. — In diefem weiteren 
Sinne hat auch der Caſſationshof gerade bei den oben angezogenen Parallel 
Stellen den Ausdrud: „thätliche Beleidigung“ von jeher gedeutet, und feinen Ent: 
ſcheidungen zu Grunde gelegt. So bat or z. B. mit dem Erfenntniffe vom 4. Jänner 
1854, 3. 13608 (das auszugsweiſe auch in der Gerichtözeltung, Nr. 28, mitgetheilt 
wird), nach Auseinanderfegung der dem Angeklagten zur Laſt liegenden Thatſache, 
wornad) „derfelbe gegen einen in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages bes 
griffenen Gerichtsabgeordneten unter heftigem Geſchrei und Schimpfen dic 
Fäufte erhoben, dievon dem Gerichtsabgeordneten überbrachte Bor» 
ladung zufammengeballt, und dem leßteren vor die Füße geworfen 
batte“, und in welchen Thatbandlungen der deßhalb „wegen thätlicher 
Beleidigung des Gerichtsabgeordneten” verurtbeilte Nichtigkeits-Beſchwerdeführer 
wenigſtens feine thätliche Beleidigung erkennen wollte, diefe Nichtigkeits— 
Befchwerde verworfen, und dieß ausdrüdfich mit folgenden Worten begründet: 
„Es Liegt alfo in der Handlung des Beſchwerdeführers die im 
$. 312 erwähnte Uebertretung (seil. der thätlichen Beleidigung eined Amts: Abgeordneten) 
zu deren Begriffe nicht eben eine unmittelbare Sandanlegung 
an den Gerihts-Abacordneten erforderlich ift, da cine (seil. aus dem 
Zufammenhange thätlihe) Beleidigung auch auf andere Art, z. B. durch 
fpottende Geberden geſchehen fann.“ — — WVebereinftimmend hiermit 
erklärte der Gaffationshof in feiner Entfcheidung vom 10. Mai 1854, 3. 4549 
(in der Gerichtszeitung, Nr. 76, abgedrudt), gegen die (Nichtigkeitd-) 
befchwerdeführende Staatsanwaltfchaft (welche behauptet hatte: „daß eine thätliche Ber 
leidigung immer eine mechaniſche Handlung, eine phyſiſche Berührung vorausſeßze“) —, unter 
Berwerfungdiefer Behauptung und Beſchwerde— wörtlich Folgendes: 
„Der im 8.331 gebraudhte Ausdrud: „thätliche Beleidigung“ hat 
nicht Die befchräntte Bedeutung einer unmittelbaren phyfifchen 
Berührung oder mehaniihen Handanlegung, fondern, fowie Darunter 
nach der ausdrüdlichen Erklärung des Geſetzes indbefondere ungefegliche Ver— 
baftnehmungen begriffen find, welche in den mehreren Fällen ohne phyſiſche 
Berührung der Perfon bloß dadurch erfolgen, daß der Betreffende dem an ihn 
ergebenden Befehle Folge leiftet, und an dem ihm angewiefenen Orte verbleibt, 
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körperlichen Verletzung augarten, nicht etwa mit der geringeren Strafe 
einer bloßen Ehren-Beleidigung durchſchlüpfen, fondern vielmehr als 





ebenfo muß unter einer thätlihen Beleidigung jede andere Be- 
fhränfung in der Freiheit des im Allgemeinen erlaubten Thund 
oder Laſſens, welche fih cine Amtöperfon ald folhe unberech— 
tiget und obne hbinreihenden Grund anmaßt, verflanden werben. 
— Nicht in den Worten des (an die Beleidigten) ergangenen Befchld (der im Falle 
der Frage dahin gerichtet war, daß fie auf der Gaſſe nicht miteinander reden, und nicht miteinander 
geben follten), fondern in dem ihnen dadurch angethanen, thatſächlich wirken— 
den Zwange, das zu unterlaffen, wa® gemeiniglih Jedermann zu thun frei 
fteht, liegt das fie vor ihren Mitbürgern Herabſetzende, fomit die 
thätlihe Beleidigung.“ — Ebenfo beftimmt fpricht fi) der Caſſationshof 
in gleihem Sinne in feiner Entfcheidung vom 6. September 1854, 3. 9523 
(Gerichtäzeitung, Nr. 132), mit den Worten aus: „Auch dag Droben mit 
der Fauft in's Geſicht des Markttcommiffärd (in Beziehung auf welden 
es fih um Dafein einer wörtlichen oder thätlihen Beleidigung nah 8. 312 im Falle der 
Frage handelte) ift eine thäatliche Beleidigung, ohne daß es nöthig wäre, 
daß cine foldhe Beleidigung, wie es der Angeklagte behauptet, 
ein unmittelbared Einwirken auf den Körper des Marttcommif: 
färd haben müßte, weil fonft eine große Anzahl von Beleidi- 
gungen ftraflos bleiben müßte, wie 3. B. fogenannte Katzenmu— 
jiten, Spottbilder, das mit verachtenden Mienen begleitete 
Ausfpuden vor einer Perfon u. dal. m., welde Handlungen nad 
Umftänden allerdings (seil. thätlihe) Beleidigungen bilden fönnen, 
ohne daß der Beleidigte dadurdh an feinem Körper auf irgend 
eine Art berührt wird.” — 

Bon minderem Belange find diejenigen einfchlägigen Entfcheidungen des ' 
Caſſationshofes, welche fich noch auf das frühere St. G. B. vom 3. Scptember 1803 
beziehen, weil daffelbe an den analogen Stellen nicht den Ausdrud: „thätlich“ 
fondern vielmehr „thätig“ hatte (fich’ die $$. 72, 73 und 86 des IL Th. deffelben). 
— Dahin gebört 3. B. das Erfenntniß vom 11. Sept. 1851 (Gerichtszeitung, 
Mr. 234), womit „das Werfen mit Steinen nah Jemandem“; ferner 
die Entſcheidung vom 21. Mai 1852, 3. 5062 (Gerichtszeitung, Nr. 100), 
wodurh auch „das Ergreifen eines im Dienfte begriffenen Beamten, oder 
einer Wache an der Bekleidung, wenn ed nicht im Scherze oder in Zutrau- 
lichkeit, fondern in Folge eines Streites mit demfelben gefchieht, ala thätige 
Beleidigungen erflärt worden find,“ u.m. a. 

Fragt man aber nach den Gründen, welche das dermalige Geſetz ber 
wogen haben mögen, die Auddrudsweife det früheren Geſetzes: „thätig“ an 
den bezogenen Stellen zu verlaffen, und dafür dag Wort: „thätlich“ zu 
gebrauchen, jo dürften fie wohl in der Betrachtung liegen, daß einerfeitd gerade 
audy der frühere Ausdrud: „thätig” mannigfache Zweifel und Gontroverfen 
herbeigeführt hatte, wie man fih aus Kudler's Gommentar über den IE Theil 
des St. G., und deffen in den verfchiedenen Auflagen wechfelnden Deu— 
tungen diefed Nusdrudes, fo wie aus den mannigfachen dagegen von den ver- 


[Strafgef. I. Chi; VII. Haupt. 8.64] - 780 [Beleidig. der Mitglieder des haiferl, Hanfes.] 


dasjenige ſchwerer verpönte Verbrechen behandelt werden, welches fie, 
abgefehen von dem $. 64, bilden. — 

In diefem Sinne hat alfo der vorftehende $. 64 den befchränfenden 
Zufaß aufgenommen, daß „thätlihe Beleidigungen gegen andere Mitglieder 
des faiferlihen Haufes nur infoferne ald Das (mit relativ geringerer Strafe bedrohte) 
Berbrechen der (Ehren-) Beleidigung gegen diefelben geahndet werden follen, als 
fich Darin nicht (ohnehin ſchon nad) anderen Gefepeäftellen) Die Merkmale eines ſchwerer 
verpönten (d. b. mit einer, entweder in Beziehung auf ihre Qualität fehärferen, oder hin« 
fichtlich ihrer Ertenfion größeren, Strafe bedrohten — vergl. Seite 456 —460 d. W.) Wer: 
brechens erkennen laſſen“, in welchem Falle alſo — ganz im Einklange mit 
denjenigen Grumdfägen, welche unfer Gefeb confequent bei allen analogen 
Fällen einer folhen Schein-Concurrenz durchführt (vergl. Seite 487 d. W.) — 
nicht etwa eine Goncurrenz beider Verbrechen, fondern nur das Eine 
derfelben, und zwar die Begriffs - Beftimmung und Strafe des ſchwerer 
verpönten Verbrechens auf eine derlei thätlihe Beleidigung Anwendung 
finden fol. Als folhe Schwerer verpönte Verbrechen, in welche eine 
thätliche Beleidigung ihrer Natur nach ausarten kann, jtellen ih nun denk— 
barer Weife dar die Verbrechen des Aufftandes ($. 65), Aufruhres 
($. 73), der öffentlichen Gewaltthätigfeit der m den 88. 76, 78, S1, 83, 
85, 87, 90, 92, 93, 95, 96, 98 und 99 bezeichneten Fälle, des Miß— 
brauches der Amtsgewalt ($. 101), felbit der Religionsftörung unter ge- 
wiffen Umftänden ($. 122 lit. b), der Nothzucht, Schändung, Berführung 
zur Unzucht oder Kuppelei in Beziehung auf eine unfchuldige Berfon ($$. 125, 
127, 128, 132 und 133), des Mordes oder Todichlages ($$. 134 und 
140), der Abtreibung der Leibesfrucht ($$. 144 und 147), der Weglegung 
eines Kindes ($. 149), der fehmweren Förperlihen Beſchädigung (88. 152 
und 153), des Zweifampfes ($. 158), der Brandlegung unter gewiffen Um: 
ſtänden ($. 167 litt. a und f), des Diebftahls unter gewiffen Umftänden 


fchiedenen NRecenfenten gemachten polemifhen Bemerkungen überzeugen kann; — 
und daß andererfeitd das neue Gefeg hierbei doch auch zu berüdfichtigen hatte, 
daß an den bezogenen ®efekes » Stellen von dem Dafein einer thätigen oder 
thätlihen, im Gegenfage einer bloß wörtlichen Beleidigung inöbefondere die 
größere Strafwürdigkeit der erjteren abhängig gemacht wird, eine ſchwerere 
Beftrafung für derlei Injurien aber nach der Natur der Sache oder legislativ ins— 
befondere dann motiwirt erfcheint, wenn eine folhe Real» Injurie mit einem 
gewaltfamen oder gewöhnlich fogenannten thätlihen Angriff auf die 
Perfon des Beleidigten begleitet iſt, wornach es alfo für die Geſetzgebung ange— 
zeigt war, vorzugsweise auch diefed Merkmal („thätlich“ im eminenten 
Sinme des Worte) durch den für derlei Injurien zu wählenden Ausdruck 
anzudeuten. — 
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($. 174 3.1 und $ 179), des Raubes ($. 190), des Betruges ($. 197), 
felbft der zweifachen Ehe unter gewiffen Umftänden ($$. 206 und 208) und 
der Verlaumdung ($. 209). — Dagegen folgt aus diefer gefeßlichen Be— 
flimmung a contrario von felbft, daß alle jene thätlichen Beleidigungen 
gegen andere Mitglieder des Faiferlichen Haufes, in welchen fih, abgeſehen 
von dem $. 64, nur ein Vergehen, oder eine Lebertretung, z. B. eine 
der in den $$. 335, 411, 431, 487 — 491, 496 u. f. f. bezeichneten 
förperlihen Verleßungen oder Ehrenbeleidigungen erfennen laffen würde, 
nicht mehr Diefe Baragraphe und geringer verpönten flrafbaren Hand- 
lungen, fondern ausſchließend das im $. 64 bezeichnete Verbrechen zur 
Anwendung zu kommen habe. — 


8. 65. (88: 57 und 59.) 


Des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe Che Kin. 
macht ſich fchuldig, wer Öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
oder in Drudwerken, verbreiteten Schriften oder bildlichen 
Darftellungen 
a) zur Verachtung oder zum Haſſe wider die Perfon des 

Kaifers, wider den einheitlichen Staatsverband des Kaifer: 

thumes, wider die Regierungsform oder Staatsverwaltung, 

aufzureizen fucht, oder 

b) zum Ungehorfam, zur Auflehnung oder zum Widerftande 
gegen Gefete, BVBerordnungen, Erkenntniſſe oder Ber: 
fügungen der Gerichte oder anderer öffentlicher Behörden, 
oder zur Verweigerung von Steuern oder für öffentliche 

Zwede angeordneten Abgaben auffordert, aneifert oder zu 

verleiten fucht. 

Des gleichen Verbrechens macht fi auch derjenige 
fchuldig, der 
e) Verbindungen zu fliften, oder Andere zur Theilnahme an 
ſolchen zu verleiten fucht, oder felbft in mas immer für 
einer Weife daran Theil nimmt, die fich einen der unter 
lit. a und b bezeichneten ftrafbaren Zwede zur Aufgabe 
ſetzen. 

Die Strafe dieſes Verbrechens iſt ſchwerer Kerker von 

einem bis zu fünf Jahren. 
8. 57. 


Ber boshafter Weife anderen Mitbürgern durch Reden, ſchriftliche oder bildlihe Störung ber 


Darftellungen folhe Gefinnungen einzuflößen fudhet, woraus Abneigung gegen bie u er 
€ , 


— 
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Negierungsform, Stantsverwaltung, oder Landesverfaſſung entſtehen kann, 
begeht das Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe. 


(88. 26 und 27 des prov, Preßgeſetzes vom 13. März 1849) 
($. 26.) 
„Wer durch Drudichriften (entweder) 


a) Andere zum Ungeborfam, zur Auflchnung oder zum Widerftande gegen Befche, Ber: 
ordnungen, Grläffe der Gerichte, ln Ta ai der öffentlichen Behörden oder wider die zu deren 


Vollziehung berufenen Organe — — auffordert, aneifert oder zu verleiten fucht, wird, wenn | id 


die Handlung nicht als eine ſhwerer verpönte andere Uebertretung darſtellt, 
mit Kerker bis zu zwei Jahren beftraft.” 


($. 27.) 
.  ,„Derjelben Strafe unterliegen Schmähungen der Reiche- oder Landesverfaffung. — — — 
Bei periodifhen Druckſchriften ift überdieh in den Füllen diejes und des vorhergehenden aragrapkes 
auf den Berfall der Gaution bis zum Betrage von taufend Gulden E, M. zu erfennen. *) 


Die rehtsgefhihtlihe Entwicklung des vorftehenden Geſehzes 
hat in unferem Baterlande einen fehr eigenthümlichen Gang genommen, wo— 
bei man die drei Abſätze a, b und e defjelben augeinanderhalten muß. — 


Dasjenige, was nunmehr im Abſatze a des vorftehenden $. 65 an 
geordnet ift, verlor fih, infoweit es bereits als eine Aufforderung zu einem 
Unternehmen contra securitatem des Staates felbft angefehen werden 
fonnte, in unſeren älteren Gefeßen, gleichwie in dem römischen und in dem 
gemeinen Strafrechte unter dem Majeftäts-Berbrechen im weiteren Sinne 
des Wortes, und infoweit e8 fih um Aufftahlung zum Haſſe oder zur Ber: 
achtung gegen die Perfon des Landesfürften handelt, unter dem Verbrechen 
der Majeftäts-Beleidigung im engeren Sinne (vergl. die oben auf Seite 674 
bis 676 im den Anmerkungen citirten Stellen der früheren Gefege). Erit 
das Patent vom 2. Jänner 1795, Nr. 209 der 3. G. ©. (ſieh' deſſen 
Genefis auf 677 d. W. in der Anmerkung), hatte aus „dem frechen Tadel 
in öffentlichen Reden, Schriften oder bildlihen Darftellungen, wodurd die 
Gemüther zum Mipvergnügen gegen die Regierungsform, Staatsverwaltung 
oder Landesverfaffung aufgewiegelt werden fönnten“, ein befondered 
Verbrechen „der Störung der öffentlichen Ruhe” confteuirt, und mit diefem 


*) Im ähnlicher Weife, wie durch die vorftehenden zwei Paragraph: 
des proviforifchen Preßgeſetzes vom 13. März 1849 wurden auch ſchon durch 
die beiden früheren, in ihrer Geltung jo ephemeren proviſoriſchen Verord— 
nungen vom 31. März 1848 und 18. Mai 1848 (vergl. die Anmerkung auf 
Seite 272— 274 d. W.) analoge Angriffe durdy die Prefje für ftrafbar erklärt, 
jedoch mit dem denkwürdigen Unterjchiede, daß in der erfteren ($$. 19 und 20) 
jowohl „die Gonftitution ale aud die Verwaltung des öfterreichiichen 
Kaiferfiaates gegen Shmähungen und verhöhnende Darftellungen“, 
in der legteren ($. 12) hingegen nur die Gonftitution (teineswegs mehr die Staate- 
Verwaltung), und felbjt die erftere gegen dergleichen Darftellungen nur infoferne 
in Schuß genommen wurde, als derlei verhöhnende Darftellungen zugleih uns 
wahr warn! — — 
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NRamen,*) gleihwie mit geringen Abanderungen in der Real» Definition, 
ging diefes Verbrechen in den F. 57 des St. G. B. vom Jahre 1803, und 
aus diefem, mit Einfchaltung des fih auf die Perſon des Monarchen bes 
ziebenden ganz neuen Zufaßes, in die lit. a unferes vorftehenden 8. 65 über. — 

Ebenfo find auch die in den Abſätzen b und e diefes Paragraphes 
enthaltenen Beftimmungen, wenigftens infoweit dadurch ein eigenes Ver— 
brechen feſtgeſetzt wird, in unſerer vaterländifchen Strafgefeßgebung neu. — 


) Es mag nicht in Abrede geftellt werden, daß der obige, wenn 
gleih nunmehr ſchon feit ſechs Jahrzehenden bei und eingebürgerte Name: 
„Störung der öffentlichen Ruhe“ die darunter begriffene Sache nicht fehr 
glücdlich bezeichnet, oder wenigſtens der damit verbundenen gefeplichen Begriffs— 
beftimmung nicht für alle Fälle entfpricht; denn aus den im 8. 65 unter 
allen drei Abſätzen vorkommenden Aufforderungen fann wohl und wird 
ſehr häufig eine wirklihe Störung der öffentlihen Ruhe im Staate, 
3. 2. ein Aufftand, Aufruhr, Empörung, Bürgerkrieg u. ſ. f. entftehen; es ift 
dieß aber keineswegs nothmwendig der Fall, und liegt auch nicht nothiwendig in 
der Abficht des Aufforderers. — Es fcheint daher nicht ganz zweckmäßig zu 
fein, den Namen eines Verbrecheng nad einer nur zufälligen, und nur bie 
und da eintretenden factijchen Wirkung zu wählen, und es fcheinen mir jene 
neueren Geſetzgebungen den Vorzug zu verdienen, welche für die in unferem 
vorftehenden $. 65 vorkommenden Verbrechen entweder gar feinen beflimmten 
Namen, oder die für Die im Abfage vorkommenden Aufreizungen die Bezeich- 
nung: „Herabwürdigung der Staatsverfaffung und Beleidigung der Landes- 
tegierung 2c.” gewählt haben. Pielleiht wäre auch die ganz allgemeine Bes 
zeihnung: „Berbrechen der Aufwieglung“, welche unfer Geſetz für ein ganz 
analoged Vergehen gewählt hat ($. 300), nicht ganz unpaffend. — Vergl. 
übrigend die verwandten Gefepeöftellen der neueren deutfchen Strafgefege in 
C. F. Müller’s bekannter Sammlung „des preuß. St. G. B., zufammen- 
geftellt mit den übrigen deutfchen Strafgefegen, Halle 1852“ bei den Zufägen 
zu den $$. 87, 93 und 101, und in deffelben Berfaffers Zufammenftellung 
„des dfterr. St. ©. B., mit den übrigen deutfhen Strafpefegen, Peſt und 
Wien 1853“, bei den Zufäßen zum $. 65. — — 

Bei diefem Anlaffe glaube ich überhaupt unfere öfterreihifhen Juriſten 
vorzugsweiſe auf dad letztere, fo viel mir befannt wurde, bisher in unjerem 
Baterlande noch viel zu wenig bekannte Werk aufmerffjam machen zu follen. 
Es ftelt, unter wörtlihem Abdrude unſeres Strafgefekes vom 27. Mai 
1852, und nad der Paragraphen-Ordnung deffelben, vergleichend bie 
jedem einzelnen Paragraphe unferes Geſetzes correlaten oder doch analogen Stellen 
aller neueren deutfchen Strafgefeke, beginnend von dem bairifchen vom Jahre 
1813, bis einfhließig zum preußischen vom 14. April 1851, mit wörtlichem 
Addrude diefer Parallel-Stellen der fremden Geſetze, nebeneinander, 
und verfchafft hiermit in der fürzeften Zeit den gewünfhten Ueber» 
blid zum Behufe des vergleichenden Studiums der neueren deutſchen 
Strafgefeganebung mit unferem vaterländifhen Strafrchte — 
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Die erftere derfelben hat, infomweit fie nicht mit der Aufforderung zu Auflauf, 
Aufftand, Aufruhr, Hochverrath (durch Empörung, Bürgerkrieg) u. ſ. f. zu 
fammenfällt, wo fie nah Umftänden wohl auch fehon nach den früheren Ge 
feßen als Urheberſchaft (Mitfhuld) oder Verfuch eben diejer frafbaren 
Handlungen anzufehen und zu ahnden war, ihr Dafein zunachft der Ent- 
feffelung der Preffe von der Cenſur zu danken; *) während die zweite, nemlich 
die unter lit. e diefes Baragraphes enthaltene, Anordnung eigentlich nur ein 
aus den gefeßlichen Strafbeftimnungen über Theilnahme an geheimen Gefell- 
fchaften, welche in unferer Gefeßgebung bisher im Allgemeinen nur als Ueber: 
tretung oder Vergehen behandelt wurde, **) ausgefchiedenes, und unter die 
Verbrehen herübergenommened Segment iſt. — 

Uebrigens finden die pofitiven Beftimmungen des vorftehenden Para— 
graphes ihre Erklärung zum Theile ſchon in mehreren vorausgegangenen Er- 
örterungen über die Verbrechen des Hochverrathes und der Majeftäts-Beleidi- 
gung; — die außerdem noch nöthig erfheinenden Erläuterungen defjelben 
mögen hier nach der vom Geſetze ſelbſt angedeuteten dreifachen Abtheilung 
(a — b — ec) angeführt werden. — 


*) Mährend des Beſtandes der Genfur war der Fall faum denkbar, daß 
im Inlande eine Schrift des bier in Frage ftehenden fträflichen Inhalts gedrudt 
werden konnte; wäre der Fall dennoch eingetreten, fo fchien e8 dem damaligen 
Gefepe ($. 63 des II. Th. des St. ©. B. vom 3. September 1803) genügend, 
ganz allgemein auf die einfchlägigen Beltimmungen des St. G. B. über 
Berbrechen hinzumeifen. — Erft mit dem Aufbören der Genfur und dem Ein 
tritte fogenannter Preß-(Repreſſiv-) Gefege hatte es (wie die oben auf Seite 782 
vorfommenden Gitate beweifen) auch unfere vaterländifhe Geſetzgebung für 
notbiwendig erkannt, die öffentlich, und zumal durch Drudfchriften, geichehenden 
Aufforderungen ähnlichen aefährlichen Inhalte, die fich nicht ohnehin ſchon unter 
eine der Strafbeftimmungen des beftchenden allgemeinen Strafgefeßes fubfumiren 
laffen, alö befondere frafbare Handlungen zu erflären, wofür ſowohl der vor- 
ftehende 8. 65 unferes gegenwärtigen Strafgefeßes, aber auch die 88. 300, 303, 
304, 305, 308, 310 u. m. a. ald Belege dienen. — 

**) Aus der Bergleihung der in der lit. c des gegenwärtigen 8. 65 vor— 
kommenden Anordnung mit den 88. 38 — 49 des II. Th. des St. G. B. vom 
3. September 1803, fo wie mit den 88. 6 und 18 des prov. Affociatione-Gefeked 
vom 17. März 1849, Nr. 171 des R. G. Bl. ferner mit $. 3 des definitiven Vereind 
Geſetzes vom 26. November 1852, Nr. 253 des R. G. Bl., und mit den $8.285— 295 
des gegenwärtigen Strafgefeges ergibt ſich nemlich, daß jedes Bemühen, eine der 
im $. 65 lit. e bezeichneten Verbindungen zu ftiften, oder Andere zur Theilnahme 
an folhen zu verleiten, fo wie die Selbft- Antheilnahme daran, abgefehen chen 
von dem 8. 65 lit. c, nach den übrigen (fowohl früheren als dermaligen) Vorſchriften 
unferer Strafgefehe zwar ftrafbar fein, aber auch nad) dem dermaligen Gr 
feße nur ein Vergeben bilden würde. — 
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Ada. 


Das Geſetz hat es mit den einleitenden Worten diefes Paragraphes, 
welche ſich nach dem deutlichen Gonterte auf die beiden erften Abſätze (a 
und b) beziehen, ganz beftimmt ausgefprochen, daß fich des unter lit. a (gleich- 
wie unter lit. b) erwähnten Verbrechens nur derjenige fehuldig mache, welcher 
eine der dafelbft bezeichneten Aufreizungs-Beftrebungen auf eine der im Ein- 
gange tarative aufgezählten*) viererlei Aeußerungsarten (nemlich entweder 


aa) „öffentlich“, — oder bb) „vor mehreren Leuten“, — oder ce) „in Drudwerten“, 
— oder „in verbreiteten Schriften oder bildlihen Darftellungen“**) bethätiget. 

Die von dem Geſetze zu diefer Art des Verbrechens vorausgefeßte 
verbreherifche Thätigkeit felbft beftcht darin, daß „Jemand („wer — 
jagt dad Geſeß — worüber die Erörterung ad I. auf Seite 740-741 verglichen werden mag **”) 
zur Pera chtu ng (d.h. zu einem folchen Gefühle oder ſogar außerlich an den Tag gelegten Urtheile, 
wornad man eine gewiſſe Perfon oder einen gewiſſen Gegenftand nicht nur unferer Achtung unmertb, 
fondern fogar unfered fittlihen Abſcheues würdig hält) oder zum Haſſe (d. h. zu jenem, 
den Gegenſatz von Liebe bildenden hohen Grade des Mißfallens an einer Perfon oder an einem 


Gegenftande, und jener damit verbundenen Leidenſchaft, wornah wir Freude über deffen 
Unglüd und Uebefergeben fühlen, und ihn in unjerem Gefühle verabſcheuen, daher uns 


von ibm abwenden, oder ihm ganz bei Seite zu ſchaffen fuchen) wider die Perfon des 
Kaiſers (vergl. S. 680 und 681 zu 1.), wider den einheitlihen Staatsverband 
des Kaiſerthums di. Seite 692 unter 1.), wider die Negierungsform (vergl. 


Seite 686 und 687 zur 3.1) oder Staatsverwaltung (. b. das Syſtem, oder der 
Inbegriff derjenigen organifchen Einrichtungen, Grundfäße, Mafregeln und Mittel, wornach und 
womit in dem öfterreichifchen Staate die Zwecke der Regierung realifirt zu werden pflegen, feines» 
wegs aber auch die Perfonen, welche diefe Regierungsthätigfeit auf ſich haben oder voll» 


zieben +) aufz ureizen (d. b. einen Anderen auf eine lebhafte Weife zu einer beflimmten 


*) Daß die im Eingange dieſes $. 65 vorkommende Aufzählung der 
daſelbſt erwähnten Beröffentlihungsarten eine taratine oder augfchließende, 
und nicht bloß eremplificative Enumeration fei, ergibt fih unzweifelhaft fchon 
aus der deutlihen Wortfügung, aus der Haren Abficht und rechtähiftorifchen 
Entwidlung des Gefeges, wie bereitd früher — nemlid auf S. 760 und 761 — 
dargethan worden ift. — 

**) Ueber die Bedeutung der oben sub aa—dd erwähnten Ausdrüde 
fieh' oben die Erörterung auf Seite 744— 752. — 

) Ron dem paffiven Subjecte, worauf die Einwirkung zu gefchehen 
bat, damit das obige Verbrechen vorhanden fei, gefchieht im Gefepe gar feine 
Erwähnung. Es ift daher im Sinne des Geſetzes gleichgiltig, auf wen 
immer, ob auf cine einzelne, ober auf mehrere, ob auf bejtimmte und 
bekannte, oder unbeftimmt welche oder unbelannte Perfonen diefe intellectuelle 
Einwirkung verfuht wird, wenn fie nur auf eine ber sub aa—dd erwähnten 
Manifeftationdarten gefhieht. — 

+) Daß im Sinne des gegenwärtigen Geſetzes „Aufreizungen zur 
Verachtung oder zum Haffe wider beftimmte Perfonen ald Organe der 
Staatöverwaltung, wenn aleich mit Beziehung auf ihre öffentlihe Wirkſamkeit, 
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Empfindung, Gefinnung oder gar Thätigleit aufregen, indem durch die Partikel: „auf“ in Zw 
jammenfeßung mit dem einfachen: „reizen“ — chen das Heftige, oder in die Höhe und 
Bewegungs Sehen, ſynonim mit „Aufheben“, außgebrüdt wird) ſucht“ (d. h. äußerlich 
thätig beftebt ift, arg. ex $$. 8 und 11). — 

Aus dem klaren Wortlaute diefer Gefepesftelle ergibt fich, daß es ſich 
bier zunächſt um ein |. g. Tendenz-Verbrechen handelt, wobei die 
objective Thätigkeit fehr häufig keine andere iſt, als welde das Gele 
noch bei manchem anderen verwandten Berbrechen, z. B. bei dem Hodver- 
rathe ($. 58 litt. a—c), der Majeftätsbeleidigung ($. 63), der Beleidigung 
eines anderen Mitgliedes des kaiſerlichen Haufes ($. 64), oder bei dem da- 
mit fehr nahe zufammengrenzenden Bergeben des $. 300 voraus: 
feßt, der Unterfehied von demfelben aber vorzugsweife in dem Dafein der 
im $. 65 lit. a ald wefentlich vorausgefegten Endabſicht: „zur Ber: 
ahtung oder zum Haffe wider die erwähnten Momente aufjus 
reizen“ gelegen ift, daher der Richter zuleßt den Accent darauf zu legen 
hat, das Dafein diefer Endabficht zu erweifen, wobei ihm zunächſt wieder 
Die im $. 1 des materiellen Strafgefeßes und im $. 268 der (neuen) St. P.D. 
gegebenen Borfchriften zum Anhaltspunkte zu dienen haben werden. — Aus 
den über die ſ. g. Schein-Concurrenz entwidelten Grundfäßen (5.478 
bis 498 d. W.) ergibt fih aber, daß in allen Fallen, wo fich in einem 
ſolchen Aufreizungs » Beftreben die Merkmale der wirklichen oder aud nur 
verfuchten Uxheberfchaft ($$. 5 und 9) eines ſchwerer verpönten Der 
brechens, z. DB. des Hochverrathes, erkennen laffen, die Handlungsweilt 
nicht mehr als das im $. 65 lit. a bezeichnete Verbrechen der 
Störung der öffentlihen Ruhe, fondern als diefes ſchwerere Ber 
brechen zu ahnden fei, daß entgegen aber auch z. B. die im $. 300 bezeich⸗ 
neten Aeußerungen oder Handlungen, jobald dem Thäter aus der Beſchaffen⸗ 
heit feiner Handlungsweife unter den concreten Umftänden des einzelnen 


oder auf die von ihnen ald Drganen der Regierung manifeftirte Thätigkeit“ 
nicht unter das im $. 65 lit. a beflimmte Verbrechen der Störung der öffent 
lihen Ruhe zu fubjumiren, und daß daher hier oben von dem Ausdrude: 
„Staatsverwaltung“ auch alle „Berfonen“ auszufcheiden feien, leuchtet 
unzweifelhaft aus der Entgegenhaltung mit dem $. 300 ein, indem dafelbit 
Aufreizungen der ebenerwähnten Art wider die genannten Perfonen jogar 
namentlich aufgezählt, und ausdrücklich nur ald Vergehen erklärt werden. — 
Diefe Anficht findet eine weitere Beftätigung auch in dem $. 492, wornach 
Ehrenbeleidigungen gegen Organe der Regierung auch mit Beziehung auf ihre 
ämtlihe Wirkſamkeit gleichfalls nur ald Mebertretungen, oder infoferne 
fie durch Drudjhriften begangen werden, als Bergehen ($. 493) zu ahnden 
find. — 
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Falles Die eben erft erwähnte End-Abſicht nachgewieſen werden kann, 
nicht mehr ald das im $. 300 beftimmte Vergehen angefehen werden können, 
jondern ſchon wieder in das im $. 65 lit. a feſtgeſetzte Berbrechen über 
gehen.) — 

Dabei hat ſich aber das Geſetz in keine nähere Erörterung derjenigen 
Thätigkeitsarten eingelaffen, durch welche denkbarer Weife eine ſolche 
Aufreizung zur Beratung oder zum Haffe wider die Perfon des Kaifers 
oder wider die erwähnten fachlichen Momente gefchehen kann. Es leuchtet 
aber ſchon aus der Natur der Sache ein, daß dieß durch alle Arten von 
Schmähungen, Läfterungen, Berfpottungen, Beſchimpfungen, entehrende 


) Daß felbft Schmähungen oder andere chrfurdtverlegende Aeußerungen 
oder Handlungen gegen die Perfon des Kaiferd oder gegen andere Mitglieder 
des faiferlichen Hauſes, welche fonft vermöge ihrer objectiven Befhaffenheit die 
in den 88. 63 und 64 bezeichneten Verbrechen bilden würden, in jenem falle, 
wo aus ihnen die im 8. 65 lit. a vorausgeſetzte Endabficht hervorleuchtet und 
nachweisbar ift, in das Verbrechen der Störung der öffentlihen Rube 
übergehen, wurde fchon früher (Seite 762 und 763 in der Anmerkung) nad) 
zuweiſen geſucht. — 

Freilich ſcheint es wenigſtens in Beziehung auf das Wechſelverhältniß 
zwiſchen dem &. 63 und 65 praktiſch gan; unerheblich zu fein, ob irgend 
Jemand wegen feiner chrfurdhptverlegenden Acußerungen oder Handlungen gegen 
die Berfon des Kaiſers — des Verbrechens der Majeftätd-Beleidigung nach 8. 63, 
oder des Verbrechens der Störung der öffentlihen Ruhe nah 8. 65 fchuldig 
erklärt wird, da beide Paragraphe die nemliche Qualität der Strafe und den« 
felben Straffag (nemlih ſchweren SKerker von 1—5 Jahren) haben, fomit 
in beiden fällen nur diefe Strafe in Anwendung kommen wird. — Allein 
ein Richter, der nicht bloß am dürren Worte lebt, fondern auch den Geift des 
Geſetzes aufmerkfam verfolgt, wird diefe felbe Strafe firenger ausmeffen, 
fobald er im vorausgefepten Falle den Thäter des im $. 65 bezeichneten Ver— 
brechens ſchuldig erklären wird, ald wenn er ihm nur nad) $. 63 zu verurtheilen 
haben würde; denn dadurch eben, daß unfer Gefep bei dem Hinzufommen 
der ofterwähnten Endabſicht zu allen übrigen Merkmalen deö 8. 63 nicht 
mebr diesen, fondern vielmehr den $- 65 in Wirkſamkeit treten läßt, hat es 
zugleich angedeutet, daß ihm das in dem letzteren Paragrapbe bezeichnete 
Verbrechen der Störung ber öffentlichen Ruhe als ein relativ gefährlicheres 
Berbrechen erfcheine, ald das Verbrechen der Majeftäts Beleidigung, welches 
eben zu dem erfleren, nebft allen Merkmalen des letzteren, noch ein 
weiteres, und zwar in fich felbft durch feine Gefährlichkeit fehr auffälliges 
Merkmal, nemlich die oft erwähnte böfe Endabficht fordert. — Dabei mag es 
dahingeftellt bleiben, ob es nicht vieleicht de lege ferenda vorzuzichen ge— 
wefen wäre, in dem 8. 65 der Perfon des Kaiſers gar nicht mehr zu erwähnen, 
da denn doc auch die Aufreizung zur Beratung oder zum Haffe gegen beffen 
Perfon bereits indem $. 63 involvirt geivefen wäre. — 
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Handlungen, kurz durch alle jene Aeußerungen oder Thathandlungen 
in Beziehung auf die ebenerwähnten Gegenftände, welche hinſichtlich der 
Perſon des Kaifers, abgefehen von der bei dem Verbrechen des 8. 65 lit. a 
unerläßlichen böfen Endabficht, das Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung 
bilden würden, *) infoferne fie an fich (objectiv) geeignet erfcheinen, daß daraus 
nothwendig, gemeiniglich oder wenigftens leicht „in Anderen Haß oder Ber 
achtung gegen jene Gegenftände entftehen werde” ($. 1),vorausgefegt, daß diefer 
Cauſal⸗Zuſammenhang zwifchen der Handlungsweife und der ebengedadhten 
Wirkung auch fir den Thäter nach deffen fubjectiver Bildungsftufe, Auf 
faffungs- und Redeweife erkennbar war und gewollt wurde, oder „chen 
in der Handlung felbft gelegen war“ (vergl. den $. 268 der St. P.D. 
und das oben auf Seite 757—759 Gefagte). — Es find daher hier, wo 
das Geſetz nebft dem allgemeinen Vorfaße noch eine weitere böfe End- 
abficht zum Verbrechen fordert, um fo mehr alle jene Beſchränkungen umd 
Borfihten in Anfehung des böfen Vorſatzes im Auge zu halten, die ſchon 
früher (Seite 765 — 767) bei dem verwandten Verbrechen der Majeſtäts— 
Beleidigung auseinandergefeßt worden find; daher wird man z. B. die in 
Frage ftehende Endabficht noch nicht ala vorhanden annehmen können, wenn 
gegen angebliche einzelne Mißgriffe, Ungefchieklichkeiten oder Eigenmächtig— 
feiten der Regierung noch jo feharfer Tadel ausgefprochen, oder überhaupt 
nur einzelne Anordnungen oder Entjeheidungen derfelben getadelt, oder 
fogar durch Schmähungen, Verfpottungen, Entftellungen oder unwahre An— 
gaben herabgewürdiget werden, weil hier nach dem Haren Wortlaute des 
$. 300 mur das in dieſem Paragraphe bezeichnete Vergehen eintritt; 
allerdings aber wird fich in derlei Herabwürdigungen das im $. 65 lit.a 
beftimmte Verbrechen erkennen laſſen, fobald diefelben die Perfon dee 
Kaifers, oder den einheitlihen Staatsverband, die Regierungsform oder 
Staatsverwaltung im Ganzen als folche Gegenftände hinftellen, welche 
ihren Zwed nicht nur nicht erreichen, fondern den vernünftigen und redt- 
lihen Staats » Intereffen überhaupt, der Feftigkeit der Autorität und recht: 
lihen Drdnung nah Innen, oder den Rechten, dem Anfehen und Madt: 
Einfluffe des öfterreichifhen Staates nah Außen (in internationaler 
Beziehung), oder dem Eredite des Staates; oder den Rechtsanſprüchen, der 
bürgerlichen Freiheit und den vernünftigen Lebenszwecken der Staatk 
angehörigen überhaupt Abbruch thun, oder durch welche die Gerechtigkeit 
in parteiifher Weife gehandhabt, die Geſetze nur in einfeitiger Gunft 
bezeigung für diefe oder jene Claffe, diefen oder jenen Stand, oder gar bloß 





*) Bergl. die Beifpie-Sammlung auf Seite 756 d. W. 
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für gewiffe Parteien des Staates gegeben oder gehandhabt werden; — 
ebenjo ferner Lobpreifungen des entgegengefeßten oder eines früher 
dageweſenen Syſtems, wenn darin zugleich in greifbaren Gegenfägen die 
BVerhöhnungen oder Herabwürdigungen des gegenwärtigen liegen, *) weil 
dur ſolche Darftellungen ganz ungezweifelt in den Staatsangehörigen, 
wenn gleich oft nur mittelbar, Abſcheu, Abneigung, Haß oder Verachtung 
gegen die in Frage ftehenden Gegenftände angeregt werden wird; und weil in 
al’ diefen Fällen der nothwendige, gewöhnliche, oder doch fehr leichte Cauſal— 
Zufammenhang diefes Erfolges mit den zuleßt erwähnten Neußerungen 
oder Thathandlungen von dem Thäter auch wirklich eingefehen werden 
mußte ($. 1), oder mit anderen Worten das Uebel des Eintretens diefer 
Folgen ſchon in feiner Handlung ſelbſt gelegen war ($. 268 der St. P. D.), 
daher ihm chen diefe üblen Folgen, felbft im Falle des Läugnens des böfen 
Vorſatzes, und beziehungsweife derjenigen böfen Endabficht, in welcher fich 
das Charakteriftifche des Vorſatzes bei diefem Verbrechen darftellt, ohne Uns 
gerehtigkeit auch zur Schuld zugerechnet werden können. — 


) Aus den oben angegebenen Gründen nehme ich feinen Anftand, mit 
voller Ueberzeugung der mir aus den verfchiedenften Kronländern des Reiches 
befannt gewordenen Prari der Gerichte beizupflichten, welche ein bei einem 
Trinkgelage, oder fonft irgendwo öffentlich ausgebrachtes „Lebehoch“ auf diefen 
oder jenen verbrecherifchen Agitator, der über unfer Vaterland durd fein ver— 
brecherifches Treiben fo großes Unglü gebracht hat, oder fortan die beftchenden 
Staatdordnungen durd Revolution, Empörung, Soldaten: Verführung und 
Königsmord aufzulöfen, die in unferem Paterlande eingeführte monarchiſche 
Regierungdform gewaltfam umguftürzen, oder einen Theil unferer Ränder von 
dem öfterreichifchen Staatöverbande loszureißen bemüht ift, — als das im $. 65, 
und ziwar nad Umftänden unter alle drei Abſätze (a, b und c) deffelben ſub— 
fumirbare Verbrechen zu behandeln gewohnt find; voraudgefegt, daß folcher 
Jubelruf von einer Perfon ausgeht, weldyer das Treiben des auf ſolche Weife 
gefeierten Verbrecherd wohl befannt ift, und welcher daher ohne Ungerechtigkeit 
auch fubjectiv das klare Bewußtſein ihrer Aufforderung, und fofort die hier 
in Frage ftchende verbrecherifche Endabficht zur Laft gelegt werden kann. — 
Oder follte etwa in einem folchen — öffentlich au&gebracdhten — Lebehoch! auf einen 
Frevler, der durch fein vwerruchtes Treiben Empörung, Bürgerkrieg, gewaltfame 
factifche Lostrennung eines Theiles vom öfterreichifchen Staatsverbande, und 
fogar Berluftigerflärung des Throne für die legitime Herrfcher- Dynaftie ange 
facht hat, und auf dieſe Ziele, gleihwie auf Wiederzerflüftung des 
einheitlihen Staatsverbands und auf gewaltfame Zerftörung der 
zu Recht beftebenden Staatöverfaffung unferes Kaiſerthums los— 
fteuert, und fortan Werkzeuge wirbt und entfendet, um für dieſe 
Zwede zu wühlen und zu wirfen, nicht die deutlichite lobende Anerkennung, 
und eben dadurch zugleich eine mittelbare Aufreizung zum Haffe gegen Die 
beftehenden Inftitutionen der bezeichneten Kategorie gelegen fein?! — 
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Adh. 


Auch zu der unter dem Abſatze b des $. 65 bezeichneten zweiten 
Hauptart des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe fordert das 
Geſetz im Eingange (wie ſchon oben, auf Seite 785, auseinandergefekt 
worden ift) eine der daſelbſt sub litt. aa—dd genannten viererlei Aeußerungs⸗ 


arten, und beftimmt weiter, daß man auf eine dieſer Arten Andere (ei dieß 


num ein Einzelmer, oder mehrere Andere, weil ſich das Geſetß hierüber gar nicht ausſpricht — 
vergl. das oben auf Seite 785, in der Anmerkung *** Gejagte) (entweder) 


e) „zum Ungehorfam (p. 5. zu der inneren Abneigung und zugleich zur Bethätigung 
der Abneigung, fein Verhalten nach einer gewiffen verpflichtenden Borfchrift einzurichten und 
beziehungsmeife zu der Geneigtheit, diefe Vorſchriften zu übertreten), (oder) 

P) zur Auflehnung (faft ſynonim mit dem nachfolgenden: „Widerſtand“, nemlich 
eine thätige Wibderfeplichkeit in ſich fchliegend) oder 

y) zum MWiderftande (innonim mit „Widerfepung“, d. b. alfo zur tbätigen und 
gewaltſamen Hinderung der Ausführung irgend einer Mafregel, oder zu gewalt · 
ſamem Nichtgeſchehenlaſſen derſelben, wobei man alſo zunächſt nur gewaltſam abwehrend 


ober defenſiv, nicht aber unmittelbar offenſiv-angreifend zu Werke geht?) gegen 


*) In dem obigen Sinne, wornach nemlich das Wort: „Wider- 
ftand“ und der mit ihm ſynonime Ausdrud: „Widerfegung” zunächft auf 
eine gewaltfam abmwehrende Thätigkeit, im Gegenfage einer bis zum ums 
mittelbaren Offenfiv «Angriff fih fteigernden Gemaltthätigkeit, befchränft wird, 
Iheint das obige Wort namentlich im fpeciellen Sprachgebrauche unferes 
Gefeged genommen werden zu müffen. Dieß erhellt aus der Bergleihung der 
$$. 279 und 280 mit dem $. 81. In jenen beiden Paragraphen wird die an 
Andere gerichtete Aufforderung, und die über eine folhe Aufforderung gefchehene 
Sich» Zugefellung bei der Mithilfe oder „Widerfegung“ gegen ein in Aus— 
führung eines öffentlichen Amtsactes begriffenes obrigkeitliches Organ nur ala 
Bergehen des Auflaufes, im $. 81 hingegen bie Aufforderung zu, und bie 
Antheilnahme an der „gewaltfamen Handanlegung” gegen ein folches 
Organ, bereit ald das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit erffärt. — 
Run läßt fih aber, will man nicht der Sprache und dem Gefepe noch mehr 
Zwang anthun, ein Unterſchied zwiſchen den erwähnten beiderfeitigen Handlungs: 
weifen anders nicht ausmitteln, ala wenn man einerfeitö den Ausdrud: „Wider- 
fegung“ nur auf eine hindernde, abwehrende oder defenfin gegen die 
Ausführung des obrigkeitlichen Amtactes gerichtete Gewaltſamkeit beſchränkt, 
and'rerſeits aber unter die „gewaltſame Handanlegung“ eine gegen den obrig⸗ 
feitlihen Abgeordneten gerichtete, ihn unmittelbar und perfünlich angreifende, 
ober körperlich auf ihn einwirkende („Hand an ihn legende*) und auf 
Ucberwältigung einer entgegengefegten Gewalt berechnete Dffenfiv-Gewalt- 
ſamkeit verftcht. — Bergl. auch die an anderen verwandten Stellen unferes 
Geſetzes vorkommenden Gegenfäße von „einer Perſon wirtlih Gewalt an- 
thun“ und „fie gefährlich bedrohen“ in lit. a des 8. 98 mit lit. b deffelben und 
mit $. 99; — ferner „thätliche Beleidigung“ oder dad damit ſynonim 
gebrauchte: „gewaltthätige Sandanlegung“ ($$. 190, 193 und 194), im 
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Geſetze (melde in unferem Kaiſerthume — wo die gefehgebende Gewalt nach den zu Recht 


beftebenden organifdhen Staatseinrihtungen vom 31. December 1851 in dem Monardıen 
ſelbſt umd allein concentrirt Hit — derzeit nur Ausflüffe dei autonomen Willens des Landes⸗ 


fürften fein fönnen), Merord nung en (melde auch von den Minifterien und anderen 


oberſten Gentral-Bebörden des Reiches oder ſelbſt von Landesbehörden einzelner Aronländer 
innerhalb ihres Wirkungdfreifed erlaffen werden lönnen — Rat. vom 27. December 1852, 


Rt. 260 des R. ©. Di. $. 4 ut. a und $.9) Grfenntniffe oder Verfügungen 


der Gerichte oder anderer öffentlicher Behörden (wohin alſo nicht nur alle Arten 


von richterlihen Sentenzen, Urtbeilen, Befcheiden, Verordnungen und Aufträgen der Gerichte 
im ftreitigen und michtitreitigen, fo wie im Straf» Berfabren, fondern aud alle von was 
immer für anderen öffentlichen, politifchen, polizeilichen, finanziellen, militärifhen Admini⸗ 
ſtrativ oder Vollzugs-Behörden, und ſelbſt die von bloßen Manipulationd oder Kanzlei« 
Aemtern ausgegangenen Grläffe, Aufträge, Deerete, Anordnungen fo wie jene der Ges 
meinde-Bebhörden gehören, mindeſtens infoferne fie von diefen in dem ihnen durch 
die Befehe — 4. B. durch das prov. allgem. Gemeindegefeh vom 17. März 1849, Nr. 170 de# 
R. ®. Bl., und durch die fpeciellen Gemeinde-Drbnungen einzelner Städte — f. g. über- 
tragenen Wirkungdfreije erlaffen werden, oder polizeiliche Anorbnungen betreffen, 
da fie in diefen zwei Richtungen ald öffentliche Behörden wirken, und den öffentlichen 
Behörden auch ſonſt gleichgeſtellt And; — vergl. auch 88. 68, 101, 300, 315, 316 und 
320 lit. e, und die unten bei $. 68 vortommende Grörterung über den Ausdrud: „Bes 


meinde»Bebörde”), — oder zur Verweigerung (d. b. äußerlich bethätigten Nicht» 
feiftung) von Steuern (bb. ſolche von den Etaatdangehörigen aus ihrem Bermögen 


jwarngämäßig aur Dedung des GStaatdaufmandes zu leiftende Entrichtungen, welche bie 
Regierung von ihnen ohne befondere Gegenleiftung der Regierung, aus allgemeiner Bürger 
pflicht und nad) einem allgemeinen Mafftabe einfordert) oder für Öffentliche Zwecke 
angeordnete Abgaben (mögen daher ſolche — da das Geſeh nicht weiter unterſcheidet — 
von wem immer, wenn nurgefchmäßig und fürdffentlidhe Zwecke angeordnet, und 
entweder ald allgemeine Auflagen, welche von allen Angehörigen ohne befondere einzelne Ver: 
anlaffung, und ohme zu erwartende Gegenleiftung, wie die Steuern, nad einem allgemeinen 
Maßſtabe umgefchrieben werden, oder eigentlihe Gebühren, d. b. ſolche Auflagen fein, 
meldhe wie 3. B. Taren bei einer befonderen Berührung einzelner Etaatdangehörigen 


Gegenfaße von „Drobung“ ($$. 190—192), welche Gegenfäke fi aber wieder 
in dem Gattunge-Ausdrude: „Gewalt antbun“ Gedoch wohlgemerkt, ohme das im 
$. 98 lit. a gebrauchte Epitethon: „wirkliche Gemalt anthun”) vereinigen. — 

Daß die oben hieraus abgeleitete beſchränktere Bedeutung ded Wortes: 
„Widerftand“ oder „Widerſetzung“ wirklih dem Sinne unferes Geſetzes 
entfpreche, zeigt aud die Berbindung deffelben mit dem Ausdrude: „Mithilfe“ 
in den $$. 279 und 280, wornach nemlich das beigefügte Verbindungswort 
„oder“ auch nur im erplicativen Sinne, für „das ifl“ genommen werden 
kann, fo wie ferner der ganze Gontert diefer beiden Paragraphe, indem daſelbſt 
zunächft wirklich nur von einem Wibderftand gegen die Ausführung einer 
öffentlihen Mafregel, von einer Behinderung oder Abwehr gegen einen 
obrigkeitlichen Abgeordneten die Rede ift. — Daffelbe ift nun offenbar aud 
im $. 65 lit. b der Fall, indem auch da zunächſt von der Aufforderung zu 
einem Widerftande gegen Gefege u. dgl., um fie nicht in Bollziehung 
treten zu laffen, alfo zunächſt auch nur von einer Aufforderung zu einem 
diefe Gefege u. f. f. bebindernden oder abwehrenden Widerftande die 
Rede if. — — 
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mit der Regierung zugleich ald Vergütung für eine einzelne mit Koften verbundene Ma$- 
tegel der vollziehenden Gewalt abgefordert werden") auffordert, aneifert oder zu 
verleiten ſucht (ſ. die Erklärung diefer Ausdrüde bei der Erläuterung des $. 9, oben 
auf Seite 339 d. W.). — 


*) In neuefter Zeit finden wir übrigens in dem Geſetze felbft eine 
beifpielsweife Aufzählung der wichtigften Arten derjenigen zu öffentlihen 
Zweden angeordneten Abgaben, welche nicht zu eigentlichen Steuern gehören. 
Es ift dich nemlich die faiferlihe Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 des 
R. G. Bl. (melde an die Stelle der eben dadurch abgefchafften Berordnunge nvom 11. Mai 1851, 
Nr. 127, und 14. Auguft 1853, Nr. 163 des R. ©. Bl, getreten ift), in welcher (58. 2, 3 und 4) 
beftimmt wird, welche Arten von öffentlichen Abgaben über Anordnung der 
politifhen Behörde auf die für die Einhebung der Steuern beftimmte Weife 
erecutirt werden fünnen, und biefelben werden nun dafelbft in folgender Weife 
aufgezählt: „Liquide Leiftungen, welche durch Zufhlag zu den directen 
Steuern umgelegt werden; — — jene Reiftungen, die durch das Geſetz 
binfihtlih ihrer Einbringung den Steuern gleichgehalten werden; 
— — vorfhriftmäßig auferlegte oder beſtehende Gelbleiftungen 
anderer Art, welche im Gefchäftsfreife der politifhen Berwaltung 
zu öffentlihen Zwecken einzubringen find, 3. B. Curfoften und andere 
Sanitätöbeiträge, Geldbußen, Bezüge der von der Staatsverwaltung auf Koften 
der Gemeinden angeftellten Gemeindebeamten, Beiträge für Kirchen, Pfarren und 
Schulen, Schulgelder u. dgl; — die bisher der Einbringung im politifchen 
Wege zugemwiefenn NRaturalleiftungen für Kirhen, Pfarren und 
Schulen; — — Öeldleiftungen, welche nad dem Geſetze oder nad 
einem von der competenten politifchen Behörde genchmigten Ge» 
meindebefchluffe, zu einem Gemeindezwede ftattzufinden haben, 
und nicht in Zufchlägen zu den directen oder indirecten Steuern beſtehen.“ — — 

Schon vermöge diefer lepterwähnten ausdrücklichen Geſetzes-Vorſchrift, 
allein auch vermöge des im vorfichenden $. 65 gebrauchten weitgreifenden Aus» 
drudes: „für öffentliche Zwede angeordnete Abgaben“, und nad) demjenigen, 
was hier oben bei der Erläuterung des Ausdrudes: „öffentliche Behörden“ 
gefagt wurde, find daher auch die von den Gemeindebehörden vorfrift« 
mäßig auf die Gemeinde-Angehörigen umgelegten Gemeinde-Um- oder Aufs 
lagen ald zu einem öffentlichen Zwede angeordnete Abgaben anzufehen. — 
Daffelbe gilt aber auch won den durch andere Eorporationen, z. B. durch Zünfte 
auf ihre Angehörigen umgefchriedenen Auflagen, infoferne einer folchen Corporation 
das Recht zur Umlage von derlei Abgaben an ihre Angehörigen entweder durch dag 
Geſetz, oder durch eine befondere Bewilligung der competenten Staatöbehörde zu= 
geftanden ift, und infoferne derlei Abgaben nicht bloß privatrechtlicher 
Natur, fondern nad den bejtehenden gefeglichen Vorſchriften zugleich, wenigſtens 
mittelbar, auch ald zu einem öffentlichen Zwecke dienend anzufchen find, was 
3. B. bei folden Zünften der Fall ift, deren Erhaltung die Regierung im öffent» 
fihen, fei ed auch nur polizeilichen Intereſſe vorſchreibt, und wobei fie jeden 
Genoſſen eines beftimmten Gewerbes zur Antheilnahme an diefer Zunft, fo wie 
zur Entrihtung der von. der Corporation ſelbſt vorfhriftmäßig auf die einzelnen 
Mitglieder umgefchriebenen Auflagen verpflichtet. — 
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Aus der Bergleihung diefer Gefegeöftelle mit den $$. 68, 73, 76, 
81, 279— 284 und 312—314 ergibt fi, daß das Gefek im $. 65 lit. b 
nur die Aufforderung zum Widerftand wider Die dafelbft beftimmten ſach— 
lihen Momente (Gefeße, Berfügungen der Behörden, Steuern umd 
Abgaben) im Auge hatte, während es den Widerftand, und fofort auch die 
Aufforderung zu ſolchem (88.5 und 9) wider die Perſonen, welche ald Staats⸗ 
oder Regierungs-Organe derlei Verfügungen der Regierung zu vollziehen 
haben, als eine ganz andere flrafbare Handlung, und zwar, da es ſich bei 
Iebteren bereit um eine unmittelbare und perfönliche Gefahr der 
Vollzugs-Organe der Regierungs-Acte, und eben dadurch auch regelmäßig 
zugleich um eine imminentere Gefahr für die letzteren handelt, je nad 
den verfchiedenen Gradationen des Widerftandes, zum Theile aud als viel 
fehwerer verpönte Verbrechen erklärt hat. — Hieraus leuchtet aber, im Hin- 
blife auf die von umferem Gefege über die (von mir f. 9.) Schein: 
Soncurrenz feftgehaltenen Grundſätze (vergl. Seite 478 — 498 d. W.), 
zugleich ein, daß in all’ jenen Fällen, wo eine der im $. 65 lit. b bezeich- 
neten Aufforderungen zum Widerftande gegen die dDafelbft genannten realen 
Momente zugleich eine Aufforderung zum Widerftande gegen Perfonen, 
als Regierungs- Bollzugd-Drgane diefer realen Momente, einfhließt, und 
die Merkmale eines ſchwerer verpönten Verbrechens, wie z. B. des 
Aufftandes oder Aufruhres an fih trägt, alfo um fo mehr dann, 
wenn eine derlei Aufforderung etwa gar die Merkmale der Aufftahlung 
zu einer bochverrätherifhen Unternehmung, 3. B. zur Empörung 
($. 58) annimmt, diefelbe aufhört, Verbrechen der Störung der öffent- 
lichen Ruhe zu fein, und in das angedeutete ſchwerer verpönte Verbrechen 
übergehe. — 

Daß übrigens die in Rede ftehende Aufforderung (Aneiferung oder 
Berleitung) nicht bloß durch Worte, fondern auch durch andere Thats 
hbandlungen, 3. B. durch das öffentliche Ausſtellen, Selbfttragen oder 
Aufhängen von Fahnen, Abzeichen, oder Symbolen, welche bereits als verein- 
barte Wahrzeichen einer der im $. 65 lit. b bezeichneten Widerftandsarten, 
oder durch das öffentliche Ausrufen gewiffer, wenn auch an ſich ganz arg- 
los fcheinender, aber in ähnlicher Weife ald Signale zu derlei Aufforderungen 
dienender Worte, oder auch durch Abreißen oder Befudeln der Faiferlichen 
Fahnen oder Wappen, oder durch eine der im $. 315 bezeichneten Hand- 
lungen (wo dann felbftverftändlidh die in diefem Paragraphe bezeichnete Hebertretung in das 
Verbrechen des 8. 65 Mi. b übergeht) u. dgl. geſchehen könne, bedarf faum einer 
Erwähnung, da ja das Gefeß ganz allgemein von Aufforderung fpridt, 
fohin ebenfo gut die duch Worte, als duch Thathandlungen, die 
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unmittelbar oder mittelbar gefchehenden derlei Aufforderungen der 
erwähnten Art darunter fubfumirbar find. — 

Uebrigens gilt auch bei dieser (zweiten) Unterart des Verbrechens 
der Störung der öffentlichen Ruhe dasjenige, was oben (Seite 786) von 
der erften Unterart (ad a) gefagt wurde, Daß es ſich nemlich hier ebenfalls 
um ein ſ. g. Tendenz- Verbrechen handelt, bei dem es vorzugsweife auf 
die Ermweifung der von dem Gefeße geforderten böfen Endabfiht an— 
fommt, und wobei daher in dem Falle, wenn der Thäter diefelbe läugnet, 
wieder Alles darauf anfommt, ihm nachzuweiſen, daß er auch nady feiner 
fubjectiven Auffaffungsweife und Bildungsftufe den Caufal- Zufammen- 
hang feiner Aeußerung oder Thathandlung mit der Folge, dat Dadurch 
Andere (fei es nun ein Einzelner, oder mehrere Andere”) zum Ungehorfam, zur 
Auflehnung oder zum MWiderftande gegen die erwähnten Real- Momente 
nothmwendig aufgeregt werden müffen, oder doch leicht aufgeregt werden 
könnten, einfehen mußte ($. 1), und daß daher diefes Uebel fhon in 
feiner Handlung felbit gelegen war ($. 268 der St. P. D.). — 

Mannigfache Beifpiele diefer zweiten, nemlich der unter lit. b des 8.65 
feftgefeßten, Unterart des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe boten 
in neuefter Zeit verfchiedene Vorfälle dar, welche aus Anlaß der von der 
Staatsverwaltung ausgegangenen allgemeinen Aufforderung an alle öfter- 
reichifehen Staatsbürger zur Betheiligung (Subfeription) an dem mit dem 
a. h. Patente vom 26. Juni 1854, Nr. 158 des R. G. Bl., eröffneten 
freiwilligen (1. g. National-) Anlehen vorfamen. Manche bösmwillige Wühler 
benüsten nemlich diefen Anlaß, um ihre Mitbürger von der Subfeription 
überhaupt, oder doch von der Betheiligung mit einem größeren Betrage ab- 
zubalten, und gebrauchten hierzu die mannigfachſten Zuredungen und Bor: 
ftellungen, indem fie diefelben bald directe von der Subferiptions-Erflärung 
oder von dem Erfcheinen bei den von der politifchen Behörde zu dieſem 
Behufe angeordneten Local» Commiffionen oder Gemeinde- Berfammlungen 
abzureden, bald dieß nur mittelbar dadurch zu erreichen fuchten, daß fie 
die großartige Unternehmung der Staatsverwaltung in dem gehäffigften Lichte 
und mit den perfideften Entftellungen Darzuftellen bemüht waren, oder felbft 
geradezu fagten, daß die Beamten die Unterthanen hierbei nur um ihr Geld 
prellen, ihnen unter einem anderen Borwande eine große Bermögensfteuer 
abpreffen wollten, daß man die auf diefem Wege eingehende Summe nicht 
zu den im a. b. Faiferlihen Batente zugeficherten, fondern zu anderen Zweden 
verwenden, dag man den Staatsgläubigern feine Zinfen bezahlen, oder 


*) Beral. die oben auf Seite 785 vorkommende Anmerkung ***, 
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fie wenigftens nicht in der verfprochenen klingenden Münze entrichten 
werde u. f. f. u. ſ. f. Es bedarf keiner weiteren Auseinanderjegung, daß 
in allen ähnlichen Aufforderungen die Merkmale des hier in Rede ftehenden 
Berbrehens, nemlih mindeftens der Aufforderung „zum Ungehorfam 
gegen die von der höchſten Stantöverwaltung angeordneten Derfügungen“ 
dit. b des $. 65), wenn nicht fogar regelmäßig „zur Verachtung oder 
zum Haffe wider die Staatsverwaltung ($. 65 lit. a) enthalten 
find, und daß in allen eben angeführten fällen die von dem Geſetze zu 
diefem Verbrechen weſentlich geforderte böfe Endabficht (Tendenz) auch ſchon 
durh die Handlung felbft (in re ipsa seu ipso facto) zweifellos conftatirt 
vorliegt. — 

Hieraus ergibt ſich aber a contrario wieder von felbft, Daß beleidigende, 
pöbelhafte oder rohe Aeußerungen in Beziehung auf die erwähnten Gegen- 
ftände, und felbft Schmähungen, gehäffige Entjtellungen und herabwürdigende 
Berhöhnungen derfelben, wenn fie auch an und für fih (objectiv) wirklich 
geeignet erfcheinen, die im $. 65 lit. b erwähnte Folge herbeizuführen, dann 
noch nicht als das im $. 65 lit. b bezeichnete Verbrechen, fondern nad 
Umftänden nur ald das im $. 300 erwähnte Vergeben, oder als die in 
den $$. 11 und 12 der Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 des 
R. G. Bl. (und beziehumgsweife für das lombardifch - venetianifche König- 
reich in den $$. 4 und 5 der Verordnung vom 25. April 1854, Nr. 102 
DER. G. Bl.), bezeichnete Uebertretung angefehen und behandelt werden 
fönnen, wenn der Thäter auf einer fo tiefen Bildungsftufe fteht, oder über: 
haupt von ſolch' roher Gefinnung ift, daß ihm nad Maßgabe feiner Sub: 
jectivität, und der bei ihm gewöhnlichen pöbelhaften Ausdrudsweife, ge- 
rechter Weife nimmermehr die Endabfiht unterlegt werden kann, daß er 
durch feine Aeußerungen oder durch fein rohes umd erceffives Benehmen 
auch Andere zum Ungehorfam, Auflehnung oder Widerftand gegen die er- 
wähnten Momente habe aufreizen wollen. — Diefe gleihmäßig im 
Wortlaute der vorliegenden Gejeheöftelle, verglichen mit dem $. 1 des ma- 
teriellen Strafgefeßes und dem $. 268 der St. P. D., fo mwie im Geifte 
einer gerechten Geſetzgebung überhaupt berubende Deutung wurde dem 
8. 65 lit. b auch von dem Gaffationshofe in feinem Erkenntniffe vom 
5. April 1854, 3. 3203, mit folgenden Worten gegeben: „Die dem An- 
geflagten nach der Annahme der Anklagefammer fhuldgegebene Aeußerung 
ift allerdings roh, pöbelhaft, und wenn felbe auf die Gefeße im 
Allgemeinen bezogen wird, herabwürdigend. — Um felbe jedoch 
ala das im $. 65 lit.b des St. ©. normirte Verbrechen der 
Störung der öffentlihen Ruhe erflären zu fönnen, müßte that— 
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ſächlich feftgeftellt fein, daß der Befchuldigte den gebrauchten un 
ehrerbietigen Ausdruck wirklich auf die Geſetze bezogen, und hierbei die 
Abficht gehabt habe, zu Ungehorfam, Auflehnung oder Wider- 
ftand gegen die Gefeke, oder zur Verweigerung von Steuern und 1? — oder) 
Abgaben aufzufordern, anzueifern oder zu verleiten." — 


Ade, 


Sah fi unfere vaterlandifche Gefebgebung, gleich den meiften 
neueren auswärtigen Legislationen, veranlapt, die Antheilnahme an was 
immer fir einer geheimen, gefeßwidrigen, unerlaubten oder verbotenen, zus 
mal politifch bedenflichen, Affociation für ftrafbar zu erklären (88.285 — 298): 
fo legten ihr die in neuerer Zeit gemachten traurigen Erfahrungen die ges 
bieterifche Pflicht auf, mit erhöhter Strenge dem im Finfteren fchleichenden 
Treiben jener Umſturz-Partei zu begegnen, welche für ihre Tendenzen auch in 
Anderen fortan Sympathien wach zu rufen und zu erhalten bemüht find, ohnedaß 
fich ihr niederträchtiges Wirken bereits äußerlich in unmittelbaren Angriffen 
auf die ftaatliche und gefellihaftliche Ordnung, oder auf die beftehende Re- 
gierungsform Fundgibt. Dieß gilt num vorzugsweife der tückiſchen Handlungs 
weife derjenigen, welche in Zeiten ruhiger und friedlicher Entwicklung des 
Staates insgeheim bemüht find, Gefinnungs-, und zum Rosfchlagen in 
dem Augenblide der Kataftrophe bereit ftehende That-Genoſſen ihrer ver- 
ruchten Anfchläge dadurch anzumwerben, daß fie Anderen nicht nur gleich 
ſchlechte Gefinnungen einzuflößen, fondern unter ihnen auch Verbindungen, 
d. h. Vereinigungen ihrer Willen und ihrer gemeinfchaftlihen Thätig— 
feiten*) zu Stande zu bringen fuchen, welche zunächſt zwar wieder nur 
darauf abzielen, auch Anderen ähnliche Gefinnungen einzuflößen, und fie 
namentlich zu einem der in den beiden eriten Abſätzen (litt. a und b) des 
8.65 erwähnten Zwede aufzuftacheln, in ihren ferneren Nachwirkungen aber 
unter allen Vereinigten — die fih nicht felten untereinander faum dem 
Namen, gefchweige der Perfon nach Fennen, und von einander, fo wie von 
ihrer alffeitigen Theilnahme an folcher, nur den Häuptern befannten, außer 
dem aber unfichtbaren, Bereinigung faum wiffen — eben nur die Be: 
reitſchaft wach erhalten follen, mit gemeinfamen Kräften die weiter 
greifenden Umſturz-Pläne derjenigen in Ausführung zu bringen, welche ald 
geheime, aber defto ficherer wirkende Triebfräfte fo lange feige im ficheren 
Verſtecke bleiben, als die Ausführung nad Gefahren darbietet, dann aber, 


*) Vergl. über die Bedeutung des Ausdruded: „Verbindungen“ die 
Anmerkung * auf Seite 680. — 
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wenn es fih um die Ausbeutung der Bortheile der von ihnen genährten 
Gefinnungd-, Willen» und That- Genoffenfhaft handelt, mit der kecken 
Zuverſicht der Häuptlinge herwortreten. Diefem, nad der Erfahrung der 
jüngften Jahre vorzüglich von mehreren im Auslande weilenden verruchten 
Feinden aller gefellichaftlichen und ftaatlichen Ordnung ausgehenden, ver- 
ruchten Treiben, wodurch insbefondere die, in unferem Baterlande nach fo 
jhweren Kämpfen kaum wieder gefeftigten, öffentlichen Verhältniſſe ftetig bes 
droht erjcheinen, — wollte nun unfer dDermaliges Gefeß Durch die im Abſatze e 
des $. 65 vorkommende Beitimmung nah dem Grundfaße: „principiis 
obsta, sero medicina paratur“ im Keime begegnen, indem es eine drei— 
fache Thätigkeit in Beziehung auf derlei ftaatsgefährliche Bereinigungen 
Ihon ald Verbrechen erklärt. — Es erfcheint hiernach des Verbrechens 
der Störung der öffentlichen Ruhe fchuldig: 

aa) derjenige, welcher derlei Berbindungen zu ftiften (. b. ihre Entftehung 

herbeizuführen, fie in's Leben zu rufen, und ihr Dafein, jo wie ihre Fundamental-Errichtung 
zu begründen); — fo wie ferner jener, dei 

bb) Andere (. h. einen Einzelnen, oder mehrere Andere, da hier der Ausdruck un 
verfennbar in der Gollectiv- Bedeutung genommen ift, wo er ebenſowohl dad Kine, wie das 
Andere ausdrüdt) zur Theilmahme an ſolchen Verbindungen (d 6. zu einer 
derjenigen Thätigfeiten im Beziehung auf eine folche Verbindung, welche das Gefep felbft 
im $. 257 ald Theilnahme am einer geheimen Geſellſchaft bezeichnet) zu verleiten 
(d. d. ſowohl in ihrem Willen, ala auch ihre Thätigkeit zu beftimmen) ſucht (menn ihm 
alfo auch fein Beftreben nicht gelungen ift); umd endlich derjenige, der 
„Telbit in was immer für einer Weife (morunter alſo um jo mehr die im $. 297 
bezeichneten Thätigfeitsarten gehören) daran Theil nimmt.“ 

In der eben erwähnten Handlungsweife ift zugleich die Charakteriftit 
des zu dieſer Unterart des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe 
erforderlichen böfen Vorſatzes enthalten. — Das Beſtreben, eine gewiſſe 
Verbindung zu ftiften, oder Andere zur Theilnahme daran zu bejtimmen, 
fo wie auch jede von den im $. 287 bezeichneten Selbft-Theilnahmen 
an einer ſolchen Verbindung, ſetzen ſchon ihrer Natur nach ein bewußtes 
Handeln voraus; — damit aber eine diefer Thätigkeiten ein Verbrechen 
fein könne, muß fie nad) der Borfchrift des $. 1 mit der wirklichen Kennt» 
niß gefchehen fein, daß jene Verbindung, in Beziehung auf welche die Bes 
theiligung von dem Gefeße ald verbrecheriſch erflärt wird, wirklich einen 
der in den Abſätzen a und b des 8. 65 bezeichneten Endzwecke verfolge; 
und es würde fofort derjenige, der etwa fich bei einer ſolchen Verbindung 
betheiliget, z. B. ihren Zufammenfünften beiwohnen würde, ohne jene ver— 
brecherifhen Zwecke zu kennen, die fie in der That verfolgt, obgleich deren 
Unkenntniß auf feinem Verſchulden (Fahrläffigkeit) beruht, wegen Mangel 


cc 


— 
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des böfen Vorfaßes nicht mehr des im $. 65 Hit. e erwähnten Verbrechens, 
fondern nad Umftänden höchſtens des in den $$.285 und 287 bezeichneten 
Vergehens der Theilmahme an einer geheimen Sefellfchaft fehuldig geziehen 
werden fönnen. — 

Nur gegen Eine, in Anfehung diefer Gefekesftelle ($. 65 lit. c) 
bereits aufgeftellte Behauptung glaube ich, da fie, als von einem geachteten 
Praktiker herrührend, leicht bei dem vaterländifchen Richterftande Eingang 
finden könnte, noch eine Bemerkung beifügen zu müſſen. — Es ift nemlich 
Frühwald, welcher in dem erſten (Ende des Jahres 1854 ausgegebenen) 
Hefte der neuen Ausgabe feines Handbuches des ofterreihifchen Straf: 
gefeßes zu Diefer Geſetzesſtelle (Seite 96) wörtlich Folgendes behauptet: 
„Inſoferne eine foldhe Verbindung, wie wohl ſtets vorauszufeßen ift, die 
Eigenfchaft einer geheimen Gefellfchaft ($. 286) an fih trägt, kann aud 
ein Ausländer vom Auslande ber fich dieſes Verbrechens fhul- 
dig machen, wenn daffelbe auch im $. 38 nicht namentlich angeführt ift, 
indem bei der Beitrafung des Ausländers nad $. 295 die verbrecheriſche 
Eigenschaft der Verbindung unmöglich außer Auge gelaffen werden kann.“ — 
Ich halte dieſe Behauptung für irrig, da fie der ganz beftimmten Anordnung 
der 88. 38 — 40 widerfpricht, und da fofort nach Frühwald's Behauptung 
an einem ſolchen Ausländer, der fategorifchen Anordnung des Art. IV des 
KM. BP. zuwider, eine Handlung im Inlande durch ausdehnende Ge 
feßes-Auslegung ald Berbrechen beftraft werden würde, welche von dem 
Gefebe ($. 38), infoferne fie von einem Ausländer im Auslande be 
gangen wird, keineswegs ausdrüdlich als ein nach dem öfterreichifchen 
Strafgefehe zu ahndendes Verbrechen erklärt ift, und daher in Folge des 
8. 40 nur mit der in dem Strafgeſetze des Drtes, wo diefe Handlung bes 
gangen wurde, darauf gefeßten Strafe, oder, fo weit fie fi) ald das im 
$. 295 bezeichnete Bergehen darftellt, gerade wieder vermöge des aus— 
drücklichen Wortlautes diefes leßteren Baragraphes, bloß mit der 
im $. 294 beftimmten (Bergehens-) Strafe beftraft werden darf. — 

Daß die im Schluß Abfake diefes $. 65 enthaltene Beftimmung der 
„Strafe des fehweren Kerkers von 1—5 Jahren“ fi) auf alle drei Abfähe 
(a, b und e) des $. 65, und fofort auf alle drei in diefem Paragraphe feſt⸗ 
gefeßten Unterarten des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe bes 
ziehe, bedarf faum einer Erwähnung. — 


$. 66. 


Wer eine der in dem $. 58 bezeichneten Handlungen 
gegen einen deutſchen Bundesftant oder gegen ein Oberhaupt 
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eines diefer Staaten begeht, macht fih, infoferne fi darin 
nicht ein fehwerer verpöntes Verbrechen darftellt, ebenfalls des 
Berbrechens der Störung der öffentlihen Ruhe fhuldig, und ift 
mit Kerker von einem bis zu fünf Iahren, bei erfchwerenden Um: 
ftänden aber mit fchwerem Kerker von fünf bis zu zehn Jahren zu 
beſtrafen. 
Deſſelben Verbrechens macht ſich ſchuldig, und iſt auf die⸗ 
felbe Art zu beſtrafeu, wer eine dieſer Handlungen gegen einen 
anderen fremden Staat oder gegen deſſen Oberhaupt unter: 
nimmt, infoferne von deſſen Gefegen oder durch befondere Ver: 
träge die Gegenfeitigfeit verbürgt, und im Kaiferthume Deſter⸗ 
reich gefeglich kundgemacht ift. 


| Auch diefes Verbrechen wurde in unfere vaterlandifche Gefeßgebung 
erſt Durch das gegenwärtige Strafgefeß vom 27. Mai 1852 eingeführt. 

Allmählig nur reift an der Sonne edlerer Völkerfitte zur Frucht — der 
doch fo nahe liegende, und von dem vernünftigen internationalen Rechte 
wohl ſchon längft als vollberechtiget aufgezeigte Gedanke, daß alle jene 
Handlungen, welche, begangen gegen den eigenen Staat, von dem Gefeße 
als Verbrechen feftgeftellt werden, dephalb nicht aufhören follen, als Ber: 
brechen geahndet zu werden, weil fie gegen einen fremden Staat begangen 
werden.“) Man könnte derlei Berbrehen gegen fremde Staaten nad dem 
rühmlichen Borbilde, das ung ein fpanifcher Gefeß-Entwurf vom Jahre 1822 
zeigt, paffend „Verbrechen gegen das Völker» oder internationale Recht“, oder 
mit dem preußischen Straf-Gefege vom 14. April 1851 au: „feindliche 
Handlungen gegen fremde (befreundete) Staaten“ nennen. Allein erjt die 
deutschen Geſetzgebungen der neueren Zeit fingen an, Diefem Gedanken 
auch feine außere Berechtigung wenigftens in Beziehung auf Diejenigen 
ftrafbaren Handlungen zuzugeftehen, welche, wenn fie gegen den eigenen 
Staat begangen werden, das Verbrechen des Hochverrathes conflatiren 
würden.**) — 


*) Bergl. die Anmerkung auf Seite 532 d. W. — 

**) Schon frühe hatte das bairifche und das oldenburgiſche Straf: 
gefeßbud; von 1813 und 1814 (Art. 306, 3.2) dem oben erwähnten Gedanken 
wenigftend theilweife gehuldiget, indem fie denjenigen, der Staatöverträgen 
wiffentlich und vorfäglich zumiderhandelt, die Häupter fremder Staaten oder 
deren Geſandte, Bevollmächtigte durch verbrecherifche Handlungen perfönlich be« 
feidiget, falls die Beleidigung nicht zu einem noch ftrafbareren Berbrechen gehört, 
des vierten Grades des Staatöverratbed ſchuldig erflärt haben. — Die 
neueren Strafgefeße von Sachſen, Braunfchweig, Hefjen-Darmftadt, 
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Mit diefer Einfhräntung hat denn nun aud das neuefte öfter- 
reichiſche Geſetz nur diejenigen rechtwerlegenden Handlungen gegen fremde 
Staaten, und beziehungsweife gegen die wölkerrechtlichen Beziehungen mit 
denselben ala ein felbftftändiges Verbrechen erklärt, welche in Gemäßheit des 
8.58, wenn fie gegen den eigenen Souverain oder Staat begangen würden, 
als Verbrechen des Hochverrathes zu ahnden fein würden,*) dabei aber 
wieder einen Unterfchted zwifchen den Etaaten des deutſchen Bundes und 
anderen fremden Staaten gemacht, indem es derlei Handlungen, nad dem 
Vorgange der meiften von den eben erft genannten deutfchen Legislationen, 
bei den erjteren (vermöge ded engen internationalen Berhältniffes, welches zwiſchen allen 
Gliedern ded deutfchen Staatenbundes beſteht — vergl. aud die Erörterung zur Zahl 2 oben 
auf Seite 687 und 685) ohne Weiteres; rückjichtlih aller übrigen fremden 
Staaten aber nur bedingnißweife, wenn „nemlich von deren Gefeßen 
oder durch befondere Verträge die Gegenfeitigkeit verbürgt, und im Kaifer- 
thume Defterreich gefeßlich kundgemacht ift“ **) ala Verbrechen erklärt hat. — 
Diefe Bedingung ift aber derzeit noch bei feinem einzigen (nicht= 
deutfchen) Staate in Berwirklihung getreten, daher auch die zweite 


Baden, Weimar und Preußen (f. die einfchlägigen Stellen in Müller’ 
oben — auf Seite 783 in der Anmerkung — citirten Sammlung zum öfterr. 
Strafgefege, bei dem $. 65) haben diefen Geſichtspunkt auf die wichtigften 
Arten des Hoch und Landesverrathes gegen befreundete fremde, und zumal 
gegen die deutſchen Bundesftaaten angedeutet wird. — 

*) Webrigend hat unfer Geſetz auch das obige, obgleich ganz neu in die 
vaterländifche Gefeßgebung eingefügte, Verbrechen mit jenem Namen („Störung 
der öffentlichen Rube”) bekleidet, der zwar (wie ſchon in der Anmerkung auf 
Seite 783 dargethban wurde) in Defterreichh für ein verwandte Verbrechen feit 
langer Zeit üblih war, an diefem Orte aber die darunter enthaltene Sache 
um fo weniger glüdlich bezeichnet, ald daburd das Charakteriſtiſche diefer 
Handlungen, daß nemlich dadurd fremde Staaten und internationale Bes 
ziehungen verlegt werden, in feiner Weife angedeutet wird. — 

**) Nach dem Haren Wortlaute der obigen Gefegesftelle muß alſo, damit 
die Schlußftelle des $. 68 in Anwendung fommen fünne, die von dem bezüg— 
lichen fremden Staate zugeficherte Gegenfeitigfeit nicht bloß in dem Falle, wenn 
fie durch befondere Uebereinkunft verbürgt, fondern allerdings auch) dann, „wenn 
fie in den Gefegen deffelben beftimmt ift“, im Kaiſerthum Defterreich 
gefeßlich (d. h im Wege des öfterreichifchen Reichsgeſetbblattes — arg. aus 88.1, 4 und 6 des 
Geſehes vom 297. December 1852, Nr. 260 des R. ©. Bi.) kundgemacht worden fein. — 
Dieß ift praftifch wichtig, weil in anderen, ſowohl ſtraf- als ciwilrechtlichen, 
Fällen, wo es fih um den Beweis des Beſtandes, oder eines gewiffen Ins 
haltes fremder Geſetze handelt, diefer Beweis auch nah öfterreihifhem 
Geſetze (3. B. 8. 33 des a. b. ©. 3.) und Serichtögebrauhe auf andere MWeife 
geführt zu werden pflegt. — 
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Unterart dieſes Verbrechens, welche ſich nemlich eben auf die nicht-deutſchen 
Staaten beziehen foll, derzeit auch in Defterreich noch völlig unanwend- 
bar iſt. — 

Die Merkmale dieſes Verbrechens bedürfen übrigens feiner weiteren 
Erörterung, da das Gefek fich jelbft einfach auf den $. 58 bezieht, und eben 
dadurch zugleich ausgeſprochen ift, daß alle Erläuterungen des $. 58 auch 
auf den $. 66 mit der einzigen Mobdification in Anwendung zu bringen 
find, daß bei dem Dbjecte des Berbrecheng überall ftatt des Randesfürften, 
der Regierungsform, der äußeren Sicherheit u. ſ. f. des öfterreihifhen 
Kaiferftaates, hier die correlaten Beziehungen des fremden Staates zu 
fubfumiren kommen. — 

Der von dem Gefeße hier ausdrücklich beigefügte Zufaß: „daß 
man fih durch die erwähnten Handlungen gegen fremde Staaten nur infos 
ferne des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe fchuldig mache, 
als jih darin nicht ein ſchwerer verpöntes Verbrechen dar— 
ſtellt“ — — ergibt fih im Grunde wohl fhon von felbft aus den won 
unferen Gefeße rükfichtlich der fogenannten Schein-Concurrenz mehrerer 
ftrafbarer Handlungen beobachteten Grundfäßen (vergl. Seite 487 d. W.); 
es mochte aber der Gefeßgebung nicht überflüffig fcheinen, diefen Zufaß bier 
ausdrücklich zu wiederholen, weil ſich gerade unter derlei zunächſt ald An— 
griffe gegen fremde Staaten erfcheinende Handlungen nur zu leicht Rechts— 
verleßungen der.gefährlichiten Art gegen den Feitbeftand, oder die außere 
Sicherheit des eigenen Staates verftedden werden, jo z.B. der Hochverrath 
gegen die deutfche Bundes - Berfaffung oder gegen die Sicherheit und Inte: 
grität des deutfchen Bundes (ſ. den Schlußfaß des $. 58), oder durch An— 
griff auf die Außere Sicherheit eines mit Defterreih durch Kriegs- Alliance 
verbundenen Staates mittelbar zugleich die Gefährdung der äußeren 
Sicherheit des öfterreihifchen Staates ($. 58 lit. ce), oder das Ver— 
brechen der Ausfpäahung, indem man z. B. ein Einverftändnig mit dem 
Feinde eines dritten, aber mit Defterreich verbündeten Staates unterhält, und 
dadurch wohl zunächſt die äußere Sicherheit jenes dritten Staates ge 
fährdet, mittelbar aber zugleich einem mit der kaiſerlich-öſterreichiſchen 
Armee verbündeten Heere Nachtheil zumendet (Schlußfaß des $. 67), oder 
nah Umftänden ſelbſt das Verbrechen der unbefugten Werbung ($. 92), 
der Soldaten- Verführung ($. 222) u. f. f. Im all’ diefen Fallen follte 
alfo der verſchmitzte Thäter, weil er feine ruchlofen Anſchläge gegen 
den öfterreihifhen Staat hinter der Maske eines angeblichen 
Nationalhaffes und Angriffe gegen einen fremden Staat zu verbüllen 
verfteht, nicht etwa mit der leichteren Strafe des $. 66 durchſchlüpfen 
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können.“) Daffelbe hat aber auch in jenen Fallen zu gelten, wo ſich etwa 
in perfönlihen Angriffen gegen das Oberhaupt eines fremden Staates 
irgend ein anderes ſchwerer verpöntes (f. g. Private) Verbrechen, 3. 2. 
Mord, Todihlag, ſchwere körperliche Beihädigung, Raub u. f. f. darftellen 
follte. — 

Endlich möge noch insbefondere darauf hingewiefen werden, daß im 
$. 66 nur die im 8. 58 erwähnten Handlungen, keineswegs alfo auch 
die in den $$. 60 und 61 erwähnten (bloß pafliven) Arten verbrecherifcher 
Mitfhuld, und eben fo wenig die in den 88. 63, 64 und 65 bezeichneten 
Handlungen, infoferne fie gegen fremde Staaten oder deren Oberhäupter, 
und feien dieß auch Mitglieder des deut ſchen Staatenbundes, begangen 
werden, als ein Verbrechen erflärt find. Hieraus folgt von felbft, daß Die 
Unterlaffung der Verhinderung oder der Anzeige einer ausfchliehend nur 
gegen einen fremd en Staat (und nicht etwa mittelbar zugleich gegen den öfter: 
reihifhen Staat oder gegen den deutſchen Bund) gerichteten hochverrätherifchen 
Unternehmung oder Perfon gar nicht ftrafbar, Ehren » Beleidigungen gegen 
fremde Souveräne, infoferne fie nicht zugleich durch thätlichen Angriff auf ihre 
Perfon eine Gefährdung derfelben an Gefundheit, Körper oder Freiheit eins 
ſchließen (mo fie nemlich im Zufammenhaft mit $. 58 lit. a allerdings unter den 8. 66 fallen), 
fo wie gegen andere Mitglieder der regierenden Familien fremder Staaten 
unter derfelben Befchränkung (infoferne fie nemlich in der Form thätlicher Angriffe nicht 
etwa ſchon an fid die Merkmale einer ſchweret verpönten Handlung einfließen) nur wie Be— 
leidigungen gegen andere Brivate nach den $$. 209, 210 und 487—497 
zu ahnden,**) die in dem $. 65 bezeichneten Handlungen aber in Beziehung 


*) Daß fih nach der obigen Nudeinanderfegung die von Frühwald in 
der neuen Ausgabe feines Handbuches (Seite 96 unter I) aufgeftcllte Be- 
hauptung: „daß ein ſchwerer verpöntes Verbrechen nur bei den im $. 58 lit. a 
bezeichneten (aber nicht aud bei den unter litt. b und c des $. 58 erwähnten) 
Thathandlungen vorliegen könne“ — ald unrichtig darftelle, bedarf faum noch 
einer Erwähnung. — 

**) Das Gefep hat ed nur im $. 494 Hit. a als einen befonderen Er— 
ſchwerungs-Umſtand erklärt, daß derlei Ehrenbeleidigungen „gegen das 
Dberbaupt (oder gegen einen mit öffentlichem Charakter befeideten Vertreter) 
eined mit dem öfterreichifchen Kaiferftaate in anerkannt völferrechtlichem Berkehre 
fiehenden Staates begangen werden.” — Dabei mag nicht in Abrede geftellt 
werden, „daß diejenigen fremden Geſetze mehrerer deutſchen Staaten, wie 
3. B. Baiern, Oldenburg, Sachſen, Braunſchweig, Württemberg, Hannover, 
Baden, Weimar und Preußen, welche auch bloße Ehrenbeleidigungen gegen 
fremde Souveräne, und theilweife fogar gegen andere Mitglieder fremder 
regierender Häufer ald Verbrechen erklären, oder wenigftend mit einer, den 
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auf einen fremden Staat in der Regel ebenfalld gar nicht ftrafbar fein 
werden, da fie von unferem Gefeße ausdrüdlich nirgends als ftrafbar er- 
klärt find (Art. IV des K. M. P. zum Strafgefeße). — — 

Zum Schluffe der Erörterung der in den 88. 58 — 66 bezeichneten 
Verbrechen des Hochverrathes, der Majeftäts-Beleidigung, der Beleidigung 
der Mitglieder des Laiferlihen Haufes und der Störung der öffentlichen 
Ruhe mag endlich nod auf die $$. 10 lit. a, 14, 15, 16, 42, 250, 252 
und 373 der neuen St. P. D. vom 29. Juli 1853 bingewiefen werden, 
weil durch diefelben die ebengenannten Berbrechen einem befonderen Ge- 
rihtsftande, nemlich „dem Landesgerichte desjenigen Ortes unterworfen 
find, wo die politifche Landesbehörde (Statthalterei, Randesregierung oder 
Statthalterei-Abtheilung) ihren Sig hat." *) 


8. 67. (6. 60.) 


Wer ſolche Verhältniffe oder Gegenftände, welche auf bie, rue iräbung 


Spionerie) und 


militärifche Bertheidigung des Staates oder die Operationen derantere inoer 


Armee Bezug haben, in der Abficht ausfundfchafte, um dem 
Feinde auf was immer für eine Weiſe davon Nachricht zu geben; 
oder wer im Frieden ſolche Vorkehrungen oder Gegenftände, 
welche auf die Kriegsmacht des Staates oder die militärische 
BVertheidigung deſſelben Beziehung haben, und die von dem 
Staate nicht öffentlich getroffen oder behandelt werden, in der 
Abſicht austundfchaftet, um einem fremden Staate davon Nad)- 
richt zu geben, macht fi) des Verbrechens der Ausfpähung 
(Spionerie) fhuldig, und wird nad den hierüber beftehenden 


Berbrehend: Strafen analogen, größeren Beftrafung ahnden, — ben von 
mir oben (Seite 799) geltend gemachten internationalsrechtlichen Standpunkt der 
heutigen Bölkerfitte noch beffer verwirklichen, als die öfterreihifhe Strafgefeh- 
gebung. — 

*) Sieh’ über die Motive der Feſtſetzung diefer gegenftändlid- 
privilegirten Gerichtöbarkeit „meine leitenden Grundfäße der genannten 
&t. P. O.“ Seite 112 und 113. — Dazu mag endlid noch bemerkt werben, 
daß rüdfihtlih Eines der vorgenannten Verbrechen, nemlih des Hochver— 
rathes, das Geſetz (memlich der $. 396 der St. P. D.) auch nod die Er» 
rihtung ded Standrechts für zuläflig erflärt, und daß im lombardiſch— 
venetianifhen Königreihe zur Unterfuhung und Beftrafung eben dieſes 
Verbrechens (gleichwie auch der Verbrechen des Aufftandes und Aufruhres) durch 
die Verordnungen vom 21. April 1854, Nr. 97 des R. ©. Bl., Art. IV, und 
vom 22. Mai 1854, Nr. 126 des R. G. B., ein Special-Gerihtähof zu 
Mantua eingefeßt worden iſt. — 

51* 


ftändniife mit dem 


Feinde. 
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befonderen VBorfchriften von den Militärgerichten unterſucht und 
beftraft. 

In gleicher Art find and andere Einverftändniffe mit dem 
Feinde und fonftige Unternehmungen zu behandeln, welche beab= 
fihtigen, der Faiferlich=öfterreichifchen Armee oder einem mit der= 
felben verbündeten Heere einen Nachtheil, oder dem Feinde einen 
Bortheil zuzumenden. 

Auf die meines Wiffens wohl unter allen europäifchen Strafgefeßen 
der Jebtzeit nur dem öfterreichifchen Rechte eigenthümliche Einrihtung, 
wornad drei, zunächft gegen die Kriegsmacht des Staates gerichtete 
Verbrechen, nemlich: 

a) die fogenannte militärifche Biss oder Ausfpähung, und andere 
Einverftändniffe mit dem (militärifchen) Feinde ($. 67), welches Ver— 
brechen anderwärts manchmal auch „militärifcher Landesverrath“ 
genannt wird; — ferner 

b) die unbefugte oder Falſchwerbung ($. 92) und 

e) die Soldaten-Berführung, auch wenn fie von Perfonen des 
Civilftandes begangen werden, unbedingt und zu jeder Zeit 
(d. h. nicht etwa bloß in Kriegszeiten, oder während der Dauer des 
fogenannten Belagerungs- oder Kriegs - Zuftandes) von den Militärs 
Gerichten nach den für das Militär beftehenden Vorſchriften 
zu unterfuchen und zu beftrafen find, — — ift ſchon früher (in der 
Anmerkung auf Seite 694— 697) ausführlich bingewiefen worden. — 

Aus eben dieſer Erörterung ergibt fih aber zugleih, daß auch 
ſchon nah Maßgabe der rückfichtlich Diefer drei Verbrehen bisher be— 
ftehenden Special-Gefeße für die Strafgerichte des Civilftandes jede weitere 
Wirkfamkeit aufzubören habe, fobald irgend Jemand eines diefer drei Ber: 
brechen, ſei es nun für fih allein, oder in Concurrenz mit irgend einer 
anderen, fonft der Jurisdictton der Civil» Strafgerichte unterftehenden 
ftrafbaren Handlung befchuldiget erfcheint, und dag daher nicht nur für 
die Strafgerichte des Civilſtandes jedes praftifche Intereffe an dem vor: 
jtehenden Paragraphe entfalle, fondern zugleich eben dieſe Geſetzesſtelle 
nur ald eine Hinweifung auf andere Gefeße, und keineswegs als 
ein integrirender Beftandtheil des vorliegenden Strafgefeßes 
ſelbſt anzufehen fei, eben deßhalb aber auch nicht mehr in 
den Kreis meines gegenwärtigen Erläuterungswerfes ge— 
gehöre. — Nur die Eine Bemerkung fei mir erlaubt, daß das Gefeh vom 
20. Zuli/21. October 1821, Nr. 1808 der J. G. ©. (welches nebft dem 
8. 5 des Patented vom 6. Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. Bl., die einzige 
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beſondere Vorſchrift ift, welche in der angeregten Beziehung derzeit noch be- 
fteht), fchon duch den Schluß-Abjak des vorftehenden $. 67 eine wefentliche 
Erweiterung erhalten hat, indem die in diefem Schlußabfake des $. 67 
enthaltene Anordnung in dem genannten Gefege von 1821 gar nicht vorkam, 
fondern in Demjelben nur die im erften Abſatze des 8. 67 bezeichneten Thätig- 
keitsarten, fo wie jede vorfüßliche Hilfeleiftung zu denfelben, dann aber auch 
jede vorfäßlihe Unterlaffung der Hinderung einer folden Aus— 
ſpähung, und die vorfäßliche Unterlaffung der Anzeige eines 
Ausfpähers ald das bezeichnete Verbrechen erklärt worden waren. — — 
Bom 1. Juli 1855 angefangen aber, mit welchen Tage das fo eben mit 
dem a. b. Patente vom 15. Jänner 1855, Nr. 19 des R. ©. BL, 
fundgemachte neue Militär-Strafgefegbuch in Wirkfamkeit treten wird, 
haben vermöge Art. Iund IV, 3. 2, des 8. M. P. deſſelben, auch für die 
PBerfonen des Civilftandes an die Stelle des mehrerwähnten Gefeßes vom 
20. Zuli/21. October 1821, Ar. 1808 der J. ©. ©., hinfichtlich der drei 
vorgenannten Verbrechen die 88. 304 — 331 dieſes neuen Militär - Strafe 
gefeßbuches „von den Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates und 
deren Beftrafung“ zu treten. — Im $. 305 diefes neuen Militär: Straf 
gefeßbuches ift num die in den 88. 67, 92 und 222 des Civil-Strafgeſetzes 
enthaltene Anordnung: „daß die Unterfuhung und Beftrafung der oben- 
genannten drei Verbrechen, mit Ausnahme der im $. 318 (des Militär, 
und beziehungsweife des $. 220 unferes vorliegenden Eivil-Strafgefekes) 
bezeichneten Vorfchubleiftung auch gegen Eivilperfonen, ohne Rüdficht 
auf ihren ordentlichen Gerichtöftand, den Militärgerichten zugemwiefen 
ſei“, ausdrüdlich wiederholt worden. — Durch den Nachſatz des $. 305 
ift aber ferner auch Die bisher in dem $. 5 des Patentes vom 6. Mai 1852, 
Nr. 101 des R. G. Bl., enthaltene (und von mir oben auf Seite 696 in der Anmerkung 
wörtlich angeführte) Anordnung, wornach diefe drei, wenn gleich von Civil 
perfonen begangenen Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates jeden— 
falls, aud wenn fie ala Mittel zur Verübung eines größeren Verbrechens, 
z. B. des Hochverrathes oder Aufruhres, begangen werden, oder mit anderen 
Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen defjelben Thäters zuſammen— 
treffen, zur Straf-Gerihtsbarkeit des Militär-Gerichtes ge- 
hören“ — — ausdrüdlid wiederholt worden. Es ftellt ſich daher die 
von mir a. a. D. mit gejperrten Lettern herausgehobene praftifche 
Eonfequenz, Daß über diefe drei Verbrechen die Strafgerihte des 
Givilftandes nie und unter feiner Vorausſetzung Amt zu hans 
deln haben, auch nah dem Stande der neuesten vaterländifchen Gefeß- 
gebung ald unverändert zu Recht beftehend dar, — — 
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Vergl eicht man aber diejenigen materiellen Rechts-Beftimmungen diefes 
neuen M ilitär-Strafgefeßbuches, welche fpeciell von demjenigen dieſer drei 
Berbrehen handeln, welches hier oben unter lit. a erwähnt, und worauf im 
8.67 unferes vorliegenden Eivil-Strafgefeßes hingewiefen wird, nemlich die 
88.321 —331 des neuen Gefebes, mit dem bisher beftehenden Rechte, fo 
überzeugt man ſich bald, daß das neue Militär-Strafgefeßbuch nicht nur die 
vorftehend herausgehobene, im Schlußabfaße des $. 67 des Eivil- Strafe 
gejeßes enthaltene Erweiterung der gefehlichen Begriffsbeftimmung diejes 
Verbrechens aufgenommen, fondern diefelbe im $. 327 auch überdieh dahin ver- 
vollftändiget hat: „Daß dieſes Verbrechen (auch) derjenige begebe, der fih auch 
ohne ein Einverftändnig mit dem Feinde was immer für einer 
Handlung oder Unterlaffung ſchuldig macht, um dur ſolche Ein- 
verftändniffe, Handlungen oder Unterlaffungen der kaiferlich = öfterreichifchen 
Kriegs macht oder einem mit derfelben verbündeten Kriegäheere einen Nach— 
theil, oder dem Feinde einen Bortheil zuzuwenden, (und zwar) ſelbſt dann, 
wenn in einer ſolchen Handlungsweife die Merkmale eines 
anderen Verbrechens oder Bergehens liegen.“ — Ferner hat 
der $. 321 des neuen Militär» Strafgefeßbuches die Begriffsbeftimmung 
des im vorftehenden $. 67 des Givilftrafgefeßes angedeuteten Verbrechens 
noch in mehreren anderen Beziehungen erweitert und vervollftändiget, 
indem nunmehr vor Allem der Unterfchied zu berücfichtigen ift: „ob derlei 
Ausfpähungen in Kriegszeiten oder zu einer (dem Kriendzeiten gleihgehaltenen) 
Zeit, wo es offenkundig ift, daß militärifhe Maßregeln oder 
Nüftungen wider einen zu beforgenden äußeren Feind, oder 
(gegen) im Inlande auftretende Aufrührer getroffen werden, in der 
Abfiht, um dem Feinde, oder jener Macht, mit welcher der Krieg aus— 
zubrechen droht, oder den Aufrührern auf was immer für eine Weife 
davon Nachricht zu geben ($. 321);“ — oder „ob fie zu einer anderen 
Zeit, um einem fremden Staate oder Aufrübrern davon Nachricht zu geben 
(8. 324)“ begangen werden; — und indem ferner diefe Ausfpähung aus— 
drüdlih auch auf Verhältniffe und Gegenftände der Marine ausgedehnt 
wird (8. 321). — — Ueberdieß haben die übrigen, fih auf diefes Ver— 
brechen beziehenden Beſtimmungen des neuen Militär» Strafgefeßbudhes 
($$. 322, 323, 325, 326, 328— 331) fehr jorgfältige Strafabftufungen 
in Beziehung auf die vwerfchiedenen Arten von Mitfhuld und auf die Be 
günftigung durch Niht-Hinderung oder Nicht-Anzeige, fo wie auch 
eine befondere Berfügung hinfichtlich der durch thätige Reue bedingten Nach— 
fit der Strafe angeordnet. — 
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Achtes Haupfftück. 
Bon dem Aufftande und Aufrubre. 


Mit der Idee des Staates ift — fo lehrt es das philoſophiſche 
Staatsreht — der Gedanke der juridifchen Unwiderftehlichkeit ihrer oberften 
Gewalt (Potestas irresistibilis), um die rechtliche Ordnung der Geſellſchaft 
zu ſchaffen und zu erhalten, und hiernach ihre eigene, innere (vernunftnoth- 
wendige) Berechtigung zur zwangsweifen Abwehr jedes ſich ihr entgegen- 
ftellenden Widerftandes unabweislich gegeben! — Wir finden daher auch zu 
allen Zeiten und bei allen Völkern mit der Entwicklung eines geordneten 
Staatöwefend die Widerfeglichkeit gegen die Staatsgewalt und 
deren Organe, d. h. gegen die Obrigkeit im weiteften Sinne des 
Wortes als einen mit der Idee der Staatsordnung abfolut unverträglichen 
Moment, als einen Angriff gegen die gemeinfchaftliche und öffentliche Sicher: 
beit, und eben dadurd zugleich als eine Gefährdung der Sicherheit aller 
Einzelnen mit mehr oder weniger ftrengen Strafen bedroht. — 

Darüber nur, wann die Unbotmäßigkeit (Ungehorfam und Widerſetz— 
lichkeit) gegen die Obrigkeit die legtere nur zu Zwangsmaßregeln gegen die 
Miderfpänftigen, oder bereits zur Anwendung von Strafen berechtige, und 
nad) welchem Kriterium die denkbar verfchiedenen Gradationen der ftrafbaren 
MWiderfeglichkeit abgeftuft werden follen, herrſchte nach dem Zeugniffe der 
Rechtsgeſchichte zu allen Zeiten eine große Berfchiedenartigkeit, und zum 
Theile felbft eine große Unklarheit der Anfichten,*) won welcher fich felbft 


*) Schon nad dem gemeinen Rechte zog der einfache Ungehorſam des 
Einzelnen (injoweit darin nicht etwa zugleich eine Verlegung einer befonderen 
Dienft: oder Amtspflicht gelegen war), d. h. die bloße Verweigerung des Ges 
horſams oder Nichtbefolgung des Befchld der Obrigkeit nur die Anwendung 
ihrer zwingenden Gewalt, und höchſtens eine Ordnungsftrafe (judicium poenale) 
nad fich, und ging in eine eigentlich jtrafbare Handlung erft dann über, wenn 
damit eine gewaltfame, d. h. mit phyfiichem oder pſychologiſchem Zwang 
verbundene Widerfeglichkeit verbunden war. Wllein nach welchem Geſetze 
die Beftrafung einzutreten hatte, ift jelbft heute noch nicht als unbeftritten an« 
zufehen, indem eine ſolche Widerfeglichkeit bald ald erimen vis unter die Sanction 
der lex Julia de vi publica fubfumirt wurde, bald fich unter dem wagen Begriffe des 
erimen majestatis im weiteften Sinne des Worted (vergl. die Anmerkung * auf 
Seite 674) verlor. — Nur der Eine Gedanke ſcheint in den römiſchen Rechts: 
quellen mit Beftimmtheit feftgehalten zu fein, daß nemlich derlei Widerfeglichkeiten 
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unfer vaterländifches öfterreichifches Recht erft mit dem St. G. B. vom 
3. September 1803 loszumachen verftand.*) Durhprüft man aber felbft 


vorzugsweife dann als ſtrafbar angefehen werden follen, wenn fie per sedi- 
tionem, seu tumultum G. e. per coneitationem populi — si coetus conven- 
tusve fiat, hominesve ad seditionem eonvocentur — Dig. 48, tit. IV, fr. 1. 
8.1; oder: „si quis contra evidentissimam jussionem suscipere plebem 
et adversus publicam disciplinam defendere tentaverit — Cod. IX, 
tit. 30, c. 1) oder in turba („multitudinis hominum turbatio et coetus* — 
D. 47, tit. VII. fr. 4, 8. 3) gefcheben. — 

Diefer Grundgedanke, daß die Strafbarfeit von derlei Widerfeblichkeiten 
gegen die Obrigkeit. die Staatsgewalt zu bejonderer Strenge dann auffordere, 
wenn fie von einer Volks-Menge („turba*), von größeren Menfchen «Haufen, 
durh Rottirung oder Zufammenrottung gefchehen, herrſchte auch in ber 
Reichegefehgebung des römifhedeutfhen Reiches vor, indem auch fie — fe 
namentlid; die Neihsabfchiede von Augsburg von 1526, $. 4, von Speper 
1526, 88. 1, 8, von Augsburg 1530, $. 70, u. m. a. — dad Dafein dei 
Aufruhres wefentlih von dem Merkmale der Rottirung (einer größeren 
Bolfämenge), um gegen die Obrigkeit ſich widerfeglih zu zeinen, abhängig 
machte, und hatte endlich feine Verfeftigung in dem 127. Artikel der C. C. C. 
(vor 1532) gefunden, welcher wörtlich alfo lautet: „Item fo eyner inn eym land, 
ftatt, oberfeyt, oder gepiet, geverliche fürfeßliche und bogshaftige auffruren des 
gemeinen volcks wider die oberfeyt macht, und das alfo auff jn erfunden 
würde, der foll nad groff und gelegenheyt feiner Mißhandlung jn zu zeitten 
mit abfchlahung ſeins haupts geftrafft, oder mit rutten gefirichen, und auf dem 
land, gegendt, gericht, ftatt, fleden, oder gepiet, darinnen er die auffruren er 
wedt, verweist werden, darinn Richter und urtheyler gebürlichd radts, damit 
niemandts unrecht geſchehe, und folh bösslich embörung verbüt, 
pflegen follen.“ — — — 

*) Unter den öfterreihifhen Particular- Landacrihtd -Ord— 
nungen (vergl. die Aufzählung derfelben oben auf Seite 675—677 in der Ans 
merfung) erwähnt den Anfruhr, in Sonderung von dem allgemeinen Majcjtätd 
Berbrechen, zuerft die 2. G. O. für Krain von 1335 (fich’ die dießfällige Stelle 
am eben a. D.) unter lit. b, während die ſteyermärkiſche von 1574 in ihrem 
92. Artikel nur wörtlich den Art. 127 der Carolina (f. denfelben bier vorne in der 
unmittelbar vorhergehenden Anmerf. a. E.) aufgenommen bat; die Ferdinandea 
für Defterreich unter der Enns von 1656 hingegen im Art. 61, und die Leopoldina 
für Defterreih ob der Ennd von 1675 im Art. DIT des II. Theild zu den ſchon 
früher (a. a. O. lit. e) aufgezählten Verbrechen (welche einem befonderen Ge— 
richteftande vorbehalten wurden, und worunter namentlich auch: „Rebellionen“ 
gehörten) am Schluffe auch noch die Klausel il „Auffrührer wider 
die landesfürftlide Obrigkeit u. dal.” — 

Inzwifchen hatte auch in den öfterreichifchen, gleichwie in anderen 
deutſchen Landen die Landeshoheit gegen öffentliche Tumulte duch Special: 
Strafpatente (durch f. g. Aufruhr» Patente, anderwärts auch Empörungd 
Berordnungen), oder durch Standrechts-Kundmachungen Abhilfe geſucht. Dabin 
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unfer neueftes vorliegendes Strafgefeß vom 27. Mai 1852 in allen hier 
einfchlagenden Stellen, fo muß man zwar zu der befriedigenden Weber 


gehören 3. B. die Patente K. Rudolf’3 IL. vom 20. October 1595, 14. December 
1596, und 3. Jänner 1597 (Codex austriacus, tom, I, pag. 205 — 206), 
gegen rebellifhe Bauern und Zufammen-Rottirungen; — de 
Kaiferd Mathiad vom 15. Februar und 21. März 1597 (ebenda, pag. 207); — 
gegen Auffwidler und Auffrübrer, ebenfalld vom Kaifer Mathias, vom 
14. Juni 1610 und vom 8. Ferdinand II. vom 3. Juni 1626 (ebenda, ©. 137 
und 138); — das Straf- Patent Ferdinand III. vom 2. Mai 1643 (cbenda, 
tom. II., pag. 362) „gegen diejenigen, die fich unterftehen, denen von den nach— 
gefegten Gerichten ergangenen gerichtlihen Erfenntniffen und Verordnungen 
nicht allein ftraffmäßig zuwiderzuleben, derofelben abgeordneten 
Commiſſarios bei denen Ginantwortungen und anderen Berrihtungen 
fpöttlihen zu tractiren, fondern aub gar die Gewaltträger oder 
Possessores, fo von Gericht auß in die geurlaubt — und eingeantworten Güter 
eingefeßt werden, mit allerband Bedrohungen, ja gar mit Gefahr 
ihres Leibes und Lebens, armata manu auß der Possess gewalt— 


thätig zu heben und zu treiben; — — alle dergleichen künftig beiretten« 
den Delinquenten werden ald Turbatores pacis et Justitie an Leib, 
Gut und Blut zu beftrafen fein.“ — — gegen Studenten=-TZumuflte 


in Brag vom 14. März 1686, 14. März und 19. April 1688; — dann ein 
etwas allgemeiner gehaltenes Hofrefeript vom 17. Mai 1719, wornach 
„Se. Majeftät zu refolviren gerubt haben, daß, wenn in einem Erblande 
ein Aufftand oder Empörung der Untertbanen oder gemeinen Volks 
fih äußern follte, die Länderftellen, welche zuvorderſt wegen Beibehaltung 
gemeiner Sandesrube aufgeftellet worden, ihr Amt hierüber handeln und traten 
follen, dergleihen Unruhen gleih im Anfange zu ftillen, allenfalls, ohne ſich 
bei Hof anzufragen, der Urheber und Radelsführer nah Möglichkeit 
fih zu verfichern, wider felbe fummariter, jedoh mit genugfamen 
Grund verfahren, auch felbenah Befund der Sahen, und dba ed um 
ein erfpieglendes Beifpiel zu thun, gleih abzuurtbeilen, dad Ur: 
theil vollzichen, von Zeit zu Zeit aber auch den Urfprung, Hergang und Erfolg 
der Sachen nach Hof berichten, mithin nach ihrem beften Wiffen und Gewiſſen 
dasjenige vorkehren, was Seiner faiferlihen Majeftät höchſter Dienft, die Landes- 
rube und gemeine Wohlfart erheiſchet.“ — In ähnlicher Weiſe wurde durch dad 
Hofrefeript vom 24. Jänner 1747 (Codex austriacus, tom. V, ©. 242) „von 
einer landesfürftlichen hoben Obrigkeit jedermänniglih auf das nachdrudjamfte 
ermahnet, und gewarnet, daß ein jeder, wer er immer fei, fih aller Zufam- 
menrottirungen und Auffrubren, befondersaber des freventlihen 
Steinwerfend und Vergreifung gegen die Wache alfo gewiß ent- 
halten, und ſich friedfam aufführen, zuworderft auch ein jeder Hausvater 
allen feinen jungen Leuten obiges Verbot ernftlid einbinden, und felbe 
zu Haus halten folle, wie im widrigen die dawider Handelnde mit 
ihärfefter Reibesftrafe und nad geftalten Dingen gar mit ber 
Lebensſtrafe angefeben werden mögen.“ — Es wurden ferner unterm 
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zeugung gelangen, daß unfere vaterländifche Strafgefeggebung forgfältig 
bemüht war, die verfchtedenen denkbaren Gradationen von Ungehorfam und 


1. December 1724 (ebenda, tom. IV, pag. 250), 23. Februar 1754 (ebenda, tom. V, 
pag. 853), und 21. April 1755 (ebenda, tom. V, pag. 998) befondere Straf: 
patente, fogar mit Androhung des Standrechtes, erlaffen „wider alle diejenigen, 
welche fih gegen die aufgeftellte Rumor-Sicherheits-, auch Tag- nnd Nacht: 
wachte, oder Militärwache mit Worten oder Werfen vwergreifen, fie befhimpfen, 
oder welche gewiſſe Waffen, die zur Hindanbaltung der im Schwunge 
gehenden Widerfegung gegen die Wache unter Einem verboten wurden, 
tragen, oder folche gegen die erfannte Wächter, oder etwann dabei befindliche 
gerichtliche Commissarios, wenn felbe in Functione officii begriffen find, oder 
das Seitengewehr nur zu entblößen fih erfühnen.” — — 

Allein erſt durch die Theresiana wurde eine gefegliche Begriffsbeſtimmung 
des Aufruhres, im Unterfchiede von dem Hochverrathe durch Empörung gegen den 
Landesfürften felbft, und vom Majeftätd-Berbrechen (vergl. oben Seite 676 lit. f 
und die Anmerkung * auf Seite 693) feftgeftellt, und mit unverfennbarem Hin» 
blicke auf das römische Recht das Wefen des Aufrubres in der Zufammen- 
rottung mehrerer Perfonen erfannt, die Widerfeplichleit Einzelner aber 
gegen die Obrigkeit unter den allgemeinen Begriffen der öffentlihen Gewalt 
(vis publica) fubfumirt. — Es heißt dafelbit im 62. Artikel unter der Ueber— 
fhrift: „Bon Aufrußren und Zumulten“ im $.1 wörtlih: „Es ift bier 
nicht die Rede von einem Aufftand oder Empörung, fo unmittelbar auf 
die Landesherrſchaft oder den Staat anzielet; allermaßen alle 
dberlei verdammliche Unternehmungen in das after der beleidigten 
Majeftät im erften Grad einfhlagen, wovon erft vorber gehandlet wor— 
den. Sondern es verftcht fich diefer Artikel von einem Auflauf, und Zus 
fammenrottirung mehrerer Berfonen, weldhe unter allerhand Vor— 
wand einer vermeintlichen Beſchwerde entweder entgegen ein= oder andere 
audgefchriebene Abgabe oder ein= oder andere politifch- oder fonftige Einrichtung, 
oder aber wegen einigen von ihren Obrigkeiten, von ihren Herren, Borftehern, 
Zünften ꝛc. angeblich erleidender Bedrudungen, oder unter was immer für 
einer Vorſchützung fih eigenmädhtig zufammenfhlagen, und das 
vorgegebene Unrecht mit gewaltfamer Widerfehung abftellen zu 
machen fich erfrehen, oder wohl gar aus blofem Frevelmutb um 
Jemandens Befhimpf- oder Beleidigung willen fih zufammen= 
rottiren.“ — Ferner im 8.2. — — „fo wollen Wir, daß wider diejenige, 
welche denen Rechten, und der guten Ordnung zumider ihre Abfichten mit 
gemwaltfamer Widerfeglichkeit vermeffentlih durdhzudringen, und 
zu dbiefem Ende Rottirungen vorzunehmen fih anmaffen, mit aller 
Schärffe rehtliher Ordnung nad peinlich verfahren verden folle.“ 
— Dann im Art. 73, $. 6: „Unter der öffentliden Gewalt (vis publica) 
wollen wir einbegriffen haben aud diejenigen, welche fich der Obrigkeit, 
dem Gericht, den abgeordneten Gommiffarien, und Gerichtsper— 
fonen, oder der Gerichtswacht gewaltfamer Weife mit derenfelben 
Berwundung widerfegen.” — 
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Widerſetzlichkeit gegen die Obrigkeit nach dem gerechteften Maßſtabe, nemlich 
nad Maß ihrer inneren größeren oder minderen Strafwürdigkeit abzuftufen, 


Derfelbe leitende Gedanke ward fofort auch im Sofephinifhen 
St. ©. 2. feftgehalten, indem die 88. 50—53 und 56 beffelben, im Wefent- 
fihen nur die vorftchenden Beftimmungen in abgefürzter und präciferer Faflung 
aufnahmen, außerdem aber für die durch Zufammenrottung gefchehende 
oder doch beabfichtigte Widerfeplichkeit gegen die Obrigkeit fogar die tautologe 
Benennung: „Aufrubr und Tumult” beibehielten. Der $. 50 faßte die 
Merkmale der eigentlihen Definition in die kurzen Worte zufammen: 
„Aufruhr und Tumult ift jede eigenmächtige Zufammenrottung 
mehrerer Perfonen, um der Obrigkeit mit Gewalt Widerftand zu leiften.“ 
Der $. 51 fährt dann fort: „Mitfhuldige und Theilnchmeran 
diefem Verbrechen find alle diejenigen, welche Zufammenfünfte, 
bei denen die Anfchläge zur Zufammenrottung gemacht worden, in ihren 
Häufern geduldet, welche Gemeinden zur Zufammenrottung aufgeheßet, oder 
Anfhläge dazu an die Hand gegeben, oder auh nur Wiffenfhaft von folhen 
Anfhlägen gebabt, und die Anzeige an die Obrigkeit zu madhen 
unterlaffen haben.” — ferner im $. 52: „Als Theilnehmer an diefem Ber: 
brechen follen auch diejenigen behandelt werden, welche fih in eine Zu— 
fammenrottung, von der fie die Abſicht der Widerfeßung wußten, 
mit einziehen laffen, und dabei bebarren, wenn fie gleich weder 
des Vorſatzes ihrer eigenen Mitwirkung, nod einer wirklich werübten 
Ihat überwiefen werden könnten.“ — Der $. 53 febte die Strafen für die ver- 
ſchiedenen Mitfhuldigen und Theilnehmer diefed Verbrechens feſt, und der 8. 56 
endlich fügte hinzu: „Des Verbrechens öffentliher Gewalt ift fchuldig, 
der fich dem Nichter, einer vorgefegten obrigkeitlihen Perfon, oder ihren Ab— 
georbneten in Amtsſachen, folglih aud derjenige, fo fih einer Wache, oder 
einem Wächter in Vollgiehung des obrigkeitlihen Befchld mit gewaltfamer 
Handanlegung mwiderfegt, auch wenn von der Widerfegung feine Ber: 
mwundung erfolgt iſt.“ — — 

Faft wörtlich waren diefe Beftimmungen des Joſephiniſchen Strafgefebes 
in dad weftgalizifche St. ©. B. (88. 4956) übergegangen, mit Beibehaltung 
der fhon erwähnten tautologen Benennung: „Criminal-Verbrechen des 
Aufrubrs und Tumultes”, übrigend mit mannigfaltigerer Abftufung der 
Strafen, und mit fchärferer Präcifirung des ſchon genannten Verbrechens der 
öffentlihen Gewalt mit folgenden Worten: „Das Griminal: Berbrechen der 
dffentlihen Gemwaltthätigfeit wird begangen: wenn Jemand, obgleich 
für ſich allein, dem Richter, einer obrigfeitlihen Perfon oder ihrem Abge— 
ordneten in Amtsſachen, einer Wache oder cinem Wächter in Vollzichung des 
obrigkeitlihen Befehld mit gefährliher Drohung oder gewaltjamer 
Sandanlegung, gefhähe es aud ohne Verwundung, fih widerſetzet.“ — 

Eine Zufap- Verordnung zum Joſephiniſchen, fo wie zum Weftgaligifchen 
St. ©. B., nemlih das Hofkanzleidecret vom 10. April 1802, 3. 13016 (in 
der polit. ©. ©., Bd. 17, ©. 90), hatte „zur Sicherheit der Militär und 
Polizeiwache, nicht nur jede wörtliche Beleidigung, d. i. jede Befhimpfung 
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und fofort hierbei ebenfowohl den Grad ihrer objectiven Gefährlichkeit für 
die öffentliche Sicherheit, als die verfihiedene fubjective Willensrichtung 
der Schuldigen zu berücfichtigen, und jede derfelben mit feharf präcifirten 
befonderen Benennungen zu bezeichnen; allein außerdem fcheint der unferem 
Geſetze bereits gemachte Vorwurf nicht ganz ungegründet zu fein, daß es 
gerade in dieſem Theile, faſt noch mehr ala die anderen neueren deutſchen Straf: 
gefeße, zu fehr gefünftelt fei, und den einfachen Gedanken, welchen nad 
der früher aufgezeigten rechtsgeſchichtlichen Entwicklung hierbei dag ältere Recht 
als vorzugsmweife maßgebend feftgehalten hatte (— ob nemlich die gewaltfame 
Widerfeglichkeit von einzelnen Menſchen, oder in Zufammenrottungen 
gefchehen ſei —) in zu viele untergeordnete Beziehungen gefpaltet habe, woraus 
zugleich erflärbar wird, daß die von unferem Gefege für diefe mancherlei 
Unter » Abftufungen gebrauchten Nomenclaturen zum Theile in einem von 
dem allgemeinen, oder do von dem Sprachgebrauche der übrigen deutſchen 
Gefegbücher abweichenden Sinne angewendet wurden. *) 


derfelben, und jede thätige, auch geringere Beleidigung, jondern 
aud jede Einmengung, obgleich ohne Bedrohung oder Gewalt, um 
die in Ausübung ihres Dienstes begriffene Wache darin zu hindern, 
mit mannigfach abgeftuften Strafen bedroht“, und beigefügt: „wäre der 
gegen die Wache gerichtete Angriff mit gefährliher Drohung, gt 
waltfamer Handanlegung oder merfliher Verwundung vereim- 
baret; fo foll der Schuldige dem Criminal: Gerichte zur Aburtheilung nad 
den über diefes Verbrechen beftehenden Criminal-Geſetzen überliefert wer: 
den.” — — 

Erft das Strafgefeß vom 3. September 1803 führte jene mannigfadhen 
Unterfcheidungen ein, weldhe wir aud in dem heutigen vaterländijchen Rechte 
finden (vergl. die oben im Terte unter I—IX folgenden Erörterungen), wornach 
nemlih in abfteigender Ordnung der Aufrubr von dem Aufftande, dieſet 
von der dffentlihen Gewaltthätigkeit durch gewaltfame Hand: 
anlegung oder gefährliche Bedrohung gegen einen obrigfeitlichen 
Abgeordneten, ald Verbrechen — von den ſchweren Polizei: Hebertretungen 
des Auflaufs und der Wache-Beleidigung, fo wie von der einfachen 
Polizeis Uebertretung der Einmengung in die Ausübung des Dienftes einer 
Wache, obne Gewalt, Bedrohung oder Beleidigung, um fie daran 
zu hindern, unterfchieden werden mußten ($$. 61—71 des L, und 88. 51—56, 
72 und 73 des IL. Th. jenes St. G. B. und das eben erft erwähnte Hoffanzlei- 
decret vom 10. April 1802, 8. 1). — 

*) Die Bergleihung mit anderen älteren und neueren deutfchen Geſetzen 
zeigt übrigens, daß auch in diefen die erwähnten ftrafbaren Handlungen unter 
den verfchiedenartigften Benennungen vortommen, und daß der Sprachgebraud 
der hierbei gebrauchten Ausdrüde, ald da: „Unbotmäßigkeit — Biber: 
fegung — Krawall — Emeute — Rumor — Krafeel mit Wachen 
u. dgl. — öffentliche GewalttHätigkeit — Auflauf — Aufitand — 
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Aus dem gegenwärtigen Strafgefeße läßt fih nun, in Verbindung 
mit den einfchlägigen Beftimmungen anderer vaterländifcher Gefeße, für die 
verfehiedenen Arten von Ungehorfam oder Widerfegung gegen obrigkeitliche 
Drgane, in aufjteigender Drdnung folgende Stufenleiter abftrahiren: 


1. 

Einfaher oder paffiver Ungehorfam (auch f. g. negativer 
BWiderftand) gegen die Obrigkeit, d. h. Nichtbefolgung ihrer Anordnungen 
oder Verfügungen, oder paffive Verweigerung des Gehorfams gegen ihre 
Organe. — 

Diefe unterfte Stufe des Ungehorfams bildet in der Regel*) nod 
feinen Gegenftand der Strafgefeße, indem fie unfere vaterländifche 
StrafrGefeßgebung felbft dann noch nicht ala eine ftrafbare Handlung im 
eminenten Sinne des Wortes erklärt hat, wenn fie fogar von ſolchen, wenn nur 
noch nicht unmittelbar eine Gewaltthätigkeit an der obrigkeitlichen Berfon üben- 


Zumult — Aufruhr, nicht felten in mehreren Graden — Rebellion, und 
beim Militär noch überdieß Meuterei und Truppenempörung u. f. f., nichtd 
weniger als gleichförmig beftimmt fei; — und daß überdieß all’ dieſe Verbrechen 
auch in der Doctrin mit noch manchen anderen, bie und da unter die Rubrif 
„der Verbrechen der Beleidigung der Amtsehre“ eingereibet erfcheinen. — 

*) Ausnahmen von der obigen Regel treten aud nah öſterreichi— 
ſchen Gefegen öfterd unter Vorausſetzung befonderer Dienftpflicht » Berhältniffe 
ein. So können 3. DB. öffentlihe Beamte auch wegen einer bloßen Paflivität, 
nemlich wegen der abfichtlihen, oder felbft bloß fahrläffigen Rihterfüllung 
der ihnen aufgetragenen obrigfeitlihen Befehle, höheren Anordnungen oder be— 
fonderen Amtöpflichten mit (Disciplinar-) Strafen belegt werden (vergl. z. B. 
die 88.58, 77 und 78 des Geſetzes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 des R. ©. Bl., 
„über die innere Einrichtung und Gefchäftsordnung der Gerichtöbehörden”), 
oder durch ein ſolches (menn auch bloß paſſives) Nichterfüllen ihrer Amtspflicht 
fih nad Umftänden fogar eines Verbrechens fchuldig machen (8.101 und 8.102 
lit. a des vorliegenden Strafgefeped). Ebenfo können ferner Militär-Per— 
fonen dur bloße Berfagung des Gchorfams, oder durch Nichtvollziehung 
des Befehls eines Oberen unter gewiffen Umftänden fogar ein Verbrechen, 
nemlich die Subordinationd-Berlegung begehen (vergl. die 88. 145, 146 Hit. e, 
149— 152 des neuen Militär-Strafgefeßbuches vom 15. Jänner 1855) u. ſ. f. u. ſ. f. 
— Allein die Aufzählung und Würdigung all’ diefer Ausnahmen von obiger 
Regel gehört, mit einziger Ausnahme der im unferer vaterländifchen Prarie 
controverfen Frage: „inwieferne fih ein öffentlicher Beamter auch durd bloße 
Nichterfüllung feiner Amtspflichten des Verbrehend des Mifbrauches der Amts— 
gewalt fchuldig machen könne?” — welche in diefem Werke bei Erläuterung des 
8. 101 und 102 lit. a beleuchtet werden wird — nicht in den Umfreis eines 
das allgemeine Strafgefeh (des Givilftandes) erörternden Commentars. 
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den, oder damit drohenden Handlungen begleitet ift, die eine thätliche Wider- 
fpänftigfeit an den Tag legen; wenn ſich z. B. der zu Arretirende nicht 
ohne Zwangsanwendung fortbringen laßt, oder felbitthätig feinen Schritt 
vorwärts macht, oder fich zu Boden wirft, oder fi) an einer feiten Sache, fo 
etwa an einer Thüre, oder einem Baume feithält ; oder die Thüre nicht öffnet, 
wenn obrigkeitliche Perfonen in feine Wohnung kommen wollen, oder fich 
hinter der verfhloffenen Thüre verrammelt u. dgl. — 

Die widrigen Folgen, welche auch in vielen unferer einheimifchen Ge- 
fee auf derlei Ungehorfam oder Widerfpänftigkeit gegen obrigkeitliche An 
ordnungen angedroht find, können daher nur ald Zwangsmittel, um 
nemlich dadurch die Bollziehung der obrigkeitlihen Anordnung zu fichern, *) 
oder als f. g. Ordnungsftrafen, und häufig ala beides zugleich ange- 
jehen werben. **) 

u. 


„Jedes polizeiwidrige Berhalten an öffentlichen Berfammlungs- 
orten, namentlich in Hörfälen, Theatern, Ballfälen, Wirths- und Kaffee- 


*) So wird z. B. in einer Novelle der neueren Zeit, nemlich in dem Hof- 
decrete vom 18. Mai 1841, Rr. 538 der J. ©. ©., ausdrücklich erflärt: „Die 
Geldftrafen, welche von Givilgerichten verhängt werden, erfcheinen ihrer 
Natur nach zunächſt ald Zwangsmittel, (um) eine gerichtliche Anordnung 
in Ausübung zu bringen“. — 

**) Bald die eine, bald die andere, bald die beiderfeitige oben angedeutete 
Doppelnatur haben z. B. alle jene Geldbußen, und bie und da fogar Arreſt- oder 
Reibesjtrafen, welche nad unferen vaterländifchen Geſetzen die Gerichte im civil» 
gerichtlichen Verfahren, und zwar ebenfowohl in, ald außer Streitfachen 
gegen unfolgfame, ſäumige oder gefegwidrighandelnde Parteien oder Vertreter 
zu verhängen befugt find, wovon und die $$. 160, 243, 345, 428 und 429 der 
allgemeinen (Civil-) Gerichtdordnung vom 1. Mai 1781, fo wie die corre= 
laten Paragraphe der weftgalizifchen, der italienifchen, der ſüdtiroli— 
fhen, der fiebenbürgifchen und ber ungarifchen Civilproceßordnung, und 
die dazu gehörigen Nachtrags-Geſetze vom 14. Juni 1784, Nr. 306 ber J. G. ©. 
litt. ü; — dom 25. October 1784, Nr. 356 lit. b; — 24. November 1785, 
Nr. 497 litt. b und e; — 24. Auguft 1787, Nr. 714; — 15. März 1790, 
Nr. 1; — 3. März 1823, Nr. 1926; — 26. November 1824, Nr. 2051; — 
30. Mai 1827, Nr. 2280; — 18. Mai 1841, Nr. 538 der 3. G. ©., und vom 
5. November 1852, Nr. 227 des R. G. Bl., für das civilgerihtlihe Streit- 
verfahren; — und die $$. 239 und 814 ded a. b. G. B., fo wie die $$. 2, 
3. 9, 19, 78, 120 a. E., 128, 149, 150, 213 und 254 des befanntlich für 
alle Kronländer gleihförmig das Berfahren außer Streitfaihen nor 
mirenden Gefeßes vom 9. Auguft 1854. Nr. 208 des R. ©. Bl., reichliche Bei« 
fpiele liefern. — Derlei Zwangs- oder Vollzugs-Maßregeln und Ordnungsſtrafen 
find alfo auch im civilgerihtlihen Berfahren aus dem Standpunkte 
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haͤuſern u. f. w., dann auf Eifenbahnen, Dampffchiffen, Boftwägen u. dgl., 
wodurdh die Ordnung und der Anftand verlegt, das Vergnügen des 
Publicums geftört oder fonft ein Aergemiß gegeben wird; — ferner jede 
demonftrative Handlung (mag fie wo immer, alfo nicht bloß an Öffentlichen Berfamm- 
lungsorten vorgenommen werden, weil das Geſetß den Beiſatz: „an öffentlichen Berfammlungs- 
orten” bei dieser zweiten Stelle nicht mehr wiederholt, und meil ed an diefer Stelle überhaupt 


ohne alle Unterfheidung redet; — nur muß dieß nach der Natur der Sache vor mehreren 
Menſchen geſchehen, weil ſonſt die nachſtehend bezeichnete Wirkung nicht beabfichtiget fein kann), 


wodurch Abneigung gegen die Regierung oder Geringfhäßung ihrer 


des öffentlichen ntereffed zur Sanction der gerihtlidhen Anord— 
nungen und zur Wahrung des obrigfeitlihen Anfcheng gegenüber dem Unge— 
horfam der Staatdangehörigen feftgefegt, und wohl zu unterfcheiden von jenen 
Nachtheilen rein privatrehtliher Natur, melde die Geſetze im civil 
gerichtlichen Berfahren nicht felten noch außerdem durch Yeltjtellung gewiffer 
Eontumacial- Folgen im weiteften Sinne des Wortes auf die Nichtbefol- 
gung der gerichtlichen Aufträge, oder wider die Nichteinhaltung eines ſchon vom 
Geſetze felbft, oder vom Gerichte feitgefepten Präclufiv-Termines verhängen, und 
wofür und die $$. 29, 30, 36, 46, 52, 209— 211, 234, 255, 324 der oben 
eitirten allgemeinen Gerichtäordnung vom 1. Mai 1781, und die 88.4, 7 lit. d, 
29, 31, 37 und 42 der allgemeinen Concurs-Ordnung von gleihem Tage, fo 
wie die correlaten Paragraphe der übrigen früher bezogenen Civilproceß- und 
(tbeilweife zugleich) Concurs-Ordnungen, fo wie der Concurs-Ordnung für Ungarn, 
Kroatien, Stawonien, die ferbifhe Wojwodſchaft mit dem Temeſer Banate und 
Siebenbürgen vom 18. Juli 1853, Nr. 132 des R. ©. Bl., für das Berfahren 
in Streitfahen; — dagegen die $$. 96, 120, 128, 130, 131, 133, 139, 
140, 142, 143, 213 und 217 des ſchon citirten allgemeinen Gefebed vom 9. Aug. 
1854, Nr. 208 des R. ©. Bl., für dad Verfahren außer Streitfadhen 
zureichende Belege geben. — — 

Zu den vaterländifchen Gefegen, wodurd gegen die Unfolgfamteit ber 
Staatsangehörigen gegen obrigkeitliche Anordnungen oder gegen ein ungehor- 
fames (ftöriges, widerfpenftiged oder fonft ungehöriged) Benchmen vor der Bes 
hörde theild befondere Zwangd-(Erecutiond-) Mittel, theild Ordnung: 
Strafen feflgefeßt werden, gehören ferner aud die 88. 79, 109, 118, 133, 
155, 230, 244, 245, 315 und 416 der St. P. D. vom 29. Juli 1853; — 
ferner jene vielen einzelnen Gefege, melde zwangsweife Erecution und (zum 
Theile fehr bedeutende) Geldbußen auf die Nichtbefolgung allgemeiner obrig- 
feitliher Anordnungen, ferner auf die Nicdhtentrichtung der fhuldigen Steuern, 
Gefälle, Abgaben und Gebühren, oder auf die Nichteinbringung der zu 
deren Beftimmung erforderlichen Ausweife, Faffionen u. dal. feftfeßen, und ins— 
befondere aus neuefter Zeit die 88. 1 —9 und bezichungdweife 1—3 der zwei 
faiferlihen Verordnungen vom 20. und vom 25. April 1854, Nr. 96 und 102 
des R. ©. Bl., mit den „Borfchriften für die Vollſtreckung der Ver— 
fügungen und Erfenntniffe der landesfürftlihen politifhen und 
polizeilihen Behörden“, wovon die loptere für das lombardifchevenetianifche 
Königreich, die erftere für alle übrigen Kronländer Gültigkeit hat. — 
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Anordnungen ausgedrüct werden foll, deren ſich daher (scil. insbefondere) 
derjenige ſchuldig macht, der 


a) 


b) 


gegen einen politifhen oder polizeilihen Beamten in 
Ausübung gefegliher Amtshandlungen, oder gegen 
Machen und obrigfeitliche Diener, welche an öffentlihen Orten 
oder in Privat: Wohnungen amtliche Aufträge zu vollziehen haben, 
ungeftüm und beleidigend benimmt, und ungeadhtet vor— 
ausgegangener Ermahnung in einem, den ämtlihen Cha— 
rakter verlegenden Benehmen beharrt; — — wer ſich 


gegen einen Gemeindevorfieher bei Bollziehung eines 
Auftrages, welcher ihm nad dem Gefeße, oder kraft einer beſon— 
deren Weifung einer Behörde zu vollführen obliegt, beharrlich ein 
ungeftümes und beleidigendes Verfahren zu Schulden 
fommen läßt. — Ein foldes Verhalten wird, nnvorgreiflich der 
etwa eintretenden ftrafgerichtlichen Behandlung (. 5. atio, in- 


foferne eine ſolche Handlungsmeife nicht etwa fhon nah dem allgemeinen Straf: 
geſetze als ein Verbrechen, Bergeben oder eine Uebertretung zu ahnden ift, in welchem 
Falle natürlih mur die legtere, von dem Strafgerichte zu verbängende Strafe anges 
wendet, und diefelbe Handlungsweiſe nicht zum zweiten Male auch noch mit der nach— 
bezeichneten, vermöge 8. 14 und beziehungsweiſe 7 der bier erörterten Special-Berorb- 
nungen von der politiſchen oder Polizei-Behörde zu verhängenden, Orbnunge- 
firafe geahndet werden darf, was fid nicht bloß aus den allgemeinen Grundſätzen über 
Goncurrenz ergibt — vergl. Eeite 478-4180 d. W. — fondern dur die fogleich folgenden 


Schlußworte diefer Geſetzesſtelle ſelbſt auch ausdrücklich angeordnet frheint), mit eier 
Drdnungsftrafe von Einem bis einfhließig einhundert Gulden C. M., 
oder von fechsftündiger bis vierzehntägiger Anhaltung geahndet, je 
nachdem Die eine oder andere Buße nach Umftänden angemeijener oder 
wirffamer erfcheint. — Bei den im $.48 des Strafgefeßes erwähnten 
Perſonen und unter den dort beitimmten Beſchränkungen, kann ftatt 
der Anhaltung, oder in Verſchärfung derfelben, auch körperliche Züchti- 
gung in Anwendung kommen. — In Hinſicht der zu verhängenden 
Strafe ift jedoch von den Grundſätzen auszugehen, daß die Strafe nie 
höher, als der Fleinfte Grad jener Strafe zu bemeffen fei, welche 
nah dem allgemeinen Strafgefeße hätte verhängt werden 
müjfen, wenn die in Frage ftehende Handlung die Eigen— 
fhaft eines Vergehens oder einer Hebertretung im Sinne 
diefes Strafgefehbuhes gehabt hätte, und die Handhabung 
der diepfälligen Strafgemwalt fteht der Polizei- oder politifchen 
Bezirksbehörde (alfo nit den Strafgerihten) zu.” ($$. 11, 12 litt. a und b, 
und 14; — beziehungsweife 88. 4, 5 litt. a und b, und 7 der eben 
erft — auf Seite 815 in der Anmerkung a. E. — citirten zwei faifers 
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lichen Verordnungen vom 20. und 25. April 1854, Nr. 96 und 102 
des R. ©. Bl.)) — 


*) Als ein weiterer Ausläufer der oben erwähnten zwei Verordnungen, 
welche feftfegen, daß ein ungehorfames oder felbft widerfpänftiges Be- 
nebmen gegen obrigfeitliche oder Amtsperfonen, welche in Vollziehung von Amts— 
Junctionen begriffen find, noch nicht nothwendig als cine nach dem allge— 
meinen Strafgefeße zu abndende ftrafbare Handlung zu behandeln fei, kann 
auch der $. 8 des neuen Börſe-Geſetzes vom 11. Juli 1854, Nr. 200 des 
R. G. Bl., angeſehen werden, welcher wörtlich lautet: „Wer durch fein Be— 
nchmen die Ruhe und Ordnung auf der Börfe ftört, wird von den 
Auffihtd-Organen dießfalls ermahnt, und wenn er diefer Er— 
mahnung nicht Folge leiftet, fofort von der Börfe entfernt und 
ohne Rüdfiht auf die nah den allgemeinen Strafgefehen etwa 
eintretende Behandlung auf 8 Tage bis 3 Monate von der Börſe-Kammer 
als börfeunfähig erklärt. Im Wiederholungsfalle wird die für das erfte Mal 
ausgefprochene Dauer der Börfe- Unfähigkeit verdoppelt. — Wer ſchon einmal 
auf Ein Jahr rechtäfräftig für börfeunfähig erklärt worden ift, kann wegen 
unrubigen oder unanftändigen Betragend auf unbeftimmte Zeit der 
Börfes Fähigkeit verluftig erflärt werden.” — 

Nah dem Stande der früheren Geſetzgebung hätte ein ähnliches un— 
anftändiges oder geringjchäßiges Benehmen gegen öffentliche Behörden oder ihre 
Drgane, fo lange daffelbe no nicht die Merkmale einer nad dem allgemeinen 
Strafgefepe durch die Strafgerichte zu ahndenden ſtrafbaren Handlung an fi 
hatte, höchſtens nach Maßgabe des ehemals fo oft angewendeten Hofkanzlei— 
decretes vom 30. September 1806, Nr. 787 der J. ©. ©., ald eine ſ. g. ein— 
fache Polizei-Uebertretung (oder früherhin bei uns auch Polizei-Vergehen 
genannt) geahndet werden können. Daſſelbe hatte nemlich die ganz allgemeine 
Beſtimmung enthalten: „daß zur Beſeitigung des Mißverhältniſſes zwiſchen den 
im (damals) neuen Strafgeſetze (vom 3. September 1803) auf ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen verhängten gemäßigteren Strafen, und denjenigen, welche nad) den 
biöherigen Veränderungen (2%) auf Vergehen derfelben Gattung, 3. B. Trunken— 
beit, Betteln ꝛc., ob fie gleich durd die Umftände noch nicht die Cigenfchaft 
von ſchweren Polizeislebertretungen erhalten haben, an ſich alfo geringere 
Uebertretungen find, frenger beftimmt waren, bei Mebertretungen 
diefer Art diejenige Strafe als die größte anzunehmen fei, welche 
die geringfte it, wenn dieſe Handlung in der Eigenfhaft einer 
ſchweren Bolizeisllebertretung zu beftrafen fein würde.“ — Hieraus 


ſchlußfolgerte nun die Praxis (freilich mit einer etwas problematiſchen und ſchwankenden, 
und der ebenfo gerechten ald weifen Anordnung des Art. VI des A.M. P. zum älteren St. G. B. 
vom 3. September 1803, jo wie des Art. IV des heutigen Strafgeſetzes in Beziehung auf alle 
außer dem allgemeinen Strafgefehe ftebenden Handlungen ein arges Dementi gebenden Argumen— 


tation), daß im Geifte diefer Vorfchrift zugleich die Gefehed-Beftimmung aus: 

geſprochen fei: „daß jede an ſich (d. h. ihrer inneren Natur nad) fträfliche 

Handlung, welche ähnliche Merkmale, wie irgend eine im St. ©. DB. aus— 

drücklich als ſchwere Polizei-Uebertretung erklärte Handlung, an fih hat, allein 
Hye, Gommentar, 52 
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Hl. 
Wer fih ohne die im $. 312 vorausgefeßte (wörtliche oder thätliche) 
Beleidigung einer in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages oder im 


noch nicht vollftändig alle Merkmale der letzteren einfchließt, im Geifte der 
vorftchenden Vorſchrift, alfo auch im Sinne unfered pofitinen Gefepes felbft 
dann für eine ftrafbar erklärte anzufeben und zu behandeln fei, wenn fie 
auch nicht ausdrüdlich durch irgend eine Special: Berordnung ald 
folde erflärt worden iſt.“ — Da nun die obengedadhte Borfchrift des Hof- 
fanzleidecreted vom 30. September 1806 in der eben angeregten Beziehung nie» 
mals aufgehoben wurde, fo wird fie im Allgemeinen, zufammt der vorftehend 
daraus abftrahirten Schlußfolgerung für jene Kronländer, für welche fie urfprüng- 
lich galt, d. i. für alle Theile de8 Reiches, außer den ehemals ſ. g. ungarifchen 
Ländern (Ungarn, Wojwodfchaft mit dem Temefer Banate, Kroatien, Slawonien, 
Siebenbürgen und Militärgrenze), von der Prarid auch derzeit noch ale in 
Rechtskraft ſtehend angeſehen, wobei aber der Wunſch nicht unterdrüdt werden 
mag, daß die höchite Gefepgebung alle biergegen auftauchende Zweifel durch eine 
ausdrüdliche Declaration um fo mehr löfen möchte, als die erwähnte in die 
obige Rovelle hineingelegte Schlußfolgerung doch immerhin (— wie ſchon erwähnt —) 
etwas problematisch bleibt, und als es inäbefondere wünſchenswerth erfcheint, 
daß eine ähnliche Beftimmung auch auf Die (chemals f. 9.) ungarischen Länder 
ausgedehnt werden möge, indem in denfelben die bisherige Gefepgebung in der 
angeregten Bezichung geradezu eine Lüde darbietet. — 

In Einem fpeciellen Punkte aber hat die vorftchende allgemeine Vor— 
ſchrift des Hoffanzleidecreted vom 30. September 1806 jedenfall bereits eine 
Abänderung erlitten. Dieß ift nemlich die oben im Terte unter II vorfommende 
Borausfepung „eines ungeftümen oder beleidigenden Benchmend vor einer Behörde 
oder gegen Organe derfelben, infoferne daffelbe noch nicht die Merkmale einer im alls 
gemeinen Strafgefeße ald ftrafbar erflärten Handlung, insbeſondere des $. 312 ded- 
felben (f. oben Ar. IV) angenommen hat;“ — indem eine folde Handlungsweiſe 
nunmehr im ganzen Umfange des Kaiferthums nicht mehr nah Mafgabe bei 
vorftehend erörterten Hoffanzleideereted vom 30. September 1806, fondern viel 
mehr nad Vorfchrift der oben citirten zwei Verordnungen vom 20. und 25. April 
1854 zu beurtheilen und zu behandeln if. — — Dieß hat auch bereit der 
Caſſationshof in einer Special» Entfcheidung, nemlich in dem Ertenntniffe vom 
5. Juli 1854, 3. 7092 (Gerichtözeitung, Nr. 92), ausgefprochen. Es handelte 
fih) dabei um einen Borfall: „wo mehrere Berfonen in Folge gemeinjchaftlicher 
Berabredung und wechfelfeitiger Aufmunterung theild die Annahme der ihnen 
von einem, mit der Zuftellung eines gerichtlichen Befcheided beauftragten Ges 
richts-Abgeordneten zuzuftellenden gerichtlichen Intimation verweigerten,, theild 
die in Empfang genommenen Intimate auf den Tifh zurüdwarfen.“ — Dad 
Bezirkögericht erflärte deßhalb die Angeklagten der im $. 312 bezeichneten Ueber« 
tretung ſchuldig; — das Landesgericht als Appellbof hob diefed Erkenntniß auf, 
und erfannte die Angeklagten der einfachen Ucbertretung der Geringſchätzung der 
gerichtlichen Verordnungen und des gerichtlichen Abgeordneten nah Hofdecret 
vom 30. September 1806 ſchuldig; — der Caſſationshof hob aber auch dieſes 
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Ausübung eines öffentlichen Amtes oder Dienftes begriffenen Amtsperfon 


auf andere Weife einmengt (v. H. unbefugt auf eine thätige Weife am ihrer Function 


Theil nimmt, oder ſich bei der Ausübung dieſer Function, fei ed nun, biejelbe unterftüpend oder 
flörend, betheiliget und dadurch die Schwierigkeit oder die Hinderniffe der Vollziehung vermehrt, 


oder verwidelt) um (alfo im der durch eigened Geſtändniß, oder aus den begleitenden That» 
umftänden zu erjäliehenden Abfiht) eine der genannten Perfonen im der 
Ausübung ihres Amtes oder Dienftes, oder in Bollziehung 
eines obrigkeitlihen Befehles zu hindern . b. die Ausführung dieſer 
öffentlichen Function nicht geſchehen zu laffen), macht fi) der in dem $. 314 unferes 
vorliegenden Strafgefeßes bezeichneten Uebertretung fhuldig." — 


IV. 


Jede wörtliche (d. h. ſich durch Ausſtoßung ſchmähender, beſchimpfender oder doch 
wenigſtens Geringigäpung andeutender Worte manifeftirende) oder thätliche (d. h. durch 


Appell-Urtbeil auf, und hat die Angeklagten in Gemäßheit der Berordnung vom 
14. Auguft 1853, Nr. 163 des R. ©. Bl. (welche mit der oben citirten Berorduung vom 
20. April 1854, Nr. 9M, in dem in Rebe ftebenden Punkte wörtlich gleich lautete, übrigens zur 
Zeit, ale dieſes Gaffationshofs-Erkenntmiß geſchöpft wurbe, nemlich am 5. Juli 1854, bereits außer 
Wirkfamleit getreten war, indem — wie bereitö früher, auf Seite 792 d. W. in der Anmerkung 
bemerft wurde — cben diefe fpätere Berordnung vom 20. April 1854 an die Etelle der 


eitirten früheren vom 14. Auguft 1853 getreten if) lo8gefprochen. — In den Entſchei— 
dungsgründen diefed Erkenntniffes fpricht fi nun der Gaffationdhof über das 
gegenfeitige Verhältniß der ebenbezogenen Gefepe und Verordnungen zu einander 
in folgenden Worten aus: 

„Das Landesgericht will im der (vorftehend beſchriebenen) Handlungsmweife 
die Uebertretung der Berlegung der dem Gerichte ſchuldigen Achtung erbliden. — 
Der ft. f. oberfte Gerichts- und Caſſationshof kann jedoch dieſe Anficht 
nicht theilen, denn abgefehen davon, daß das bloße Zurückwerfen der gericht- 
lichen Intimate auf den Tifh, mit Rüdfiht auf die niedere Bildungäftufe der 
Angeklagten, und indbefondere mit Rüdficht auf deren äußerſt ſchwankende Be» 
griffe vom Schicklichen, füglich nicht als eine, dad Anfehen des Gerichte ver» 
legende Handlung, fondern vielmehr als die rohe Kundgebung des Willens 
die gerichtliche Intimate nicht behalten zu wollen, angefehen werden muß, ſo 
verordnet der Minifterial-Erlaß vom 14. Auguft 1853, Nr. 163 des R. ©. Bl., 
ausdrücklich, daß diejenigen, welche ſich gegen eine Behörde oder deren abge- 
ordnete Diener auf eine unanftändige, beleidigende Weife benebmen, im Die- 
ciplinarwwege von der landesfürftlihen Polizeibehörde, und wenn eine folche ſich 
am Drte der That nicht befindet, von der landesfürftlichen politifchen 
Bezirköbehörde zu beftrafen find. Hiernah kann das Hofdecret 
vom 30. September 1806, Nr. 787, auf den vorliegenden Fall, felbft 
wenn man benfelben für eine Berlepung der dem Gerichte fchuldigen Achtung 
anfchen wollte, feine Anwendung mehr finden, und cö find nun« 
mehr derlci Vorfälle der Competenz der Strafgerihte gänzlid 
entzogen.“ 

52" 
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Thathandlungen geihehende — vergl. die Anmerkung * auf Seite 777— 780) Beleidi— 
gung lb. ein die Ehre eines Anderen auf eine ihm Reid oder Kränkung verurſachende Weiſe 
berabfependes Benehmen — vergl. Seite 743 d. W. unter a) einer der genannten Berfonen, 


wenn diefe in Bollziehung eines obrigkeitlihen Auftrages oder in Ausübung 
ihres Amtes oder Dienftes begriffen find, iſt, wenn fih darin nicht eine 


fhwerer verpönte flrafbare Handlung (mas ;. 3. namentlich der Fall jein 
kann rücfichtlich des Vergebend des Auflaufes, und zwar vorzüglich bei der 5. von den nachſtehend 
unter Zahl V erwähnten Unterarten; — ebenfo ferner binfichtlich des Verbrechend der öffentlichen 
Gemwaltthätigfeit des nachfolgend unter Zahl VI zu erörternden Falled, wenn nemlich eine ſolche 
tbätliche Beleidigung einer Amteperfon nahmeisbar mit der unmittelbaren (Find » Ubficht geſchehen 


war, dadurd die Vollziehung einer obrigkeitlichen Function zu vereitein®) als Webertretung 
(nah $$. 312 und 313 diefes Strafgefepes) zu ahnden.” **) 


V. 


Das Vergehen des Auflaufes. Deſſelben macht ſich, nach Vor— 
ſchrift der 88. 279 — 284 des vorliegenden Strafgeſetzes, in fünferlei 
verſchiedenen Begehungsarten ſchuldig: 


1. „wer gegen eine der erwähnten Amts-Perſonen, wenn fie in Voll— 
ziehung eines obrigkeitlihen Auftrages, oder in der Ausübung ihres 
Amtes oder Dienftes begriffen ift, mehrere (d.h. wenigftens zwei — vergl. 
$$. 76 und S1 und dad auf Seite 747 in der Anmertung zur 3.1 Gefagte) Menfchen 
zur Mithilfe oder Widerfehung [. $. zu einer wenn auch gewaltfamen, 
doch immerhin nur abwehrenden oder hindernden Thätigkeit — vergl. die Anmerf. * 
auf Seite 790 und 791)***) auffordert, $. 279; — (ohne daß jedoch dem Aufforderer die 


) Bergl. indbefondere unten die Anmerkung * auf Seite 824 und 825. — 

**) Daß übrigens in Einer und berfelben Handlung zugleih die vor: 
ftehende Mebertretung ded $. 312 und das Vergehen des Auflaufes zufammen- 
treffen können, zeigt der in der unmittelbar nachfolgenden Anmerkung *** ange: 
führte zweite Rechtöfall, und die darüber erfolgte Entſcheidung des Eaffationshofes 
vom 19. Juli 1854, 3. 7644. — 

***) Die obige Auffaffung der Ausdrüde: „zur Mithilfe oder Widerfeßung 
auffordern“ im Gegenfage der im $. 81 unfered Gefepes bezeichneten Thätig- 
feit liegt unverkennbar auch zwei in jüngfter Zeit ergangenen Entſcheidungen 
unſeres affationshofes zu Grunde Durd die eine vom 10. Mai 1854, 
3.4151, wurden verjchiedene Angeklagte des Bergehend des Auflaufes fchuldig 
erflärt: „weil fie mehrere Perfonen zur Mithilfe gegen die Finanzwache aufs 
gefordert haben, um einige ihrer von der Finanzwadhe arretirten 
Kameraden aus den Händen der lepteren zu befreren, welche Auf: 
forderungen nad dem Wortlaute und Sinne ded Geſetzes das im 8. 279 ber 
zeichnete Bergehen begründen, indem die Finanzwache es ihres Dienftes befunden 
hatte, die erwähnten Kameraden zu verhaften, und es den Angeklagten 
nicht zuftand, fih in eine entfheidende Beurtheilung der Berechti— 
gung der Finanzwache zu diefer ihres Dienftes befundenen Maß— 
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Ab ſicht nachgewieſen werben fann, dadurch mit den auf ſolche Weife aufgeforberten mehreren 
Rerfonen eine eigentlihe Zufammenrottung oder Rottirung in der Abfiht, um der 
Obrigkeit Widerftand zu leiften, eingeben oder verabreden zu wollen, weil fonft der Auflauf 
in das Verbrechen des Aufſtandes — 8. 68 — meniaftend im Stadio des Verfuches der 
Urheberſchaft — 88. 8 und 9 — übergeht; — vergl. unten die Grläuterung des Para, 
graphes 68); — 

2. „wer einer ſolchen Aufforderung Folge leiftet, und fich dem Aufforderer 
in Mithilfe oder Widerfeßung zugefellet“ (. b. fi bei der mit, 
belfenden oder gewaltjam abwehrenden Thätigkeit mitbetheiliget, alfo diefelbe durch feine 
eigene gleichartige Mitwirkung verftärtt) — $. 280; — 

3. „wer in dem Falle, wenn (ſobald) bei einer öffentlichen Unruhe (dh zu 
einer Zeit, mo die öffentliche Ordnung und ber ungeflörte Beftand des gewöhnlichen Ber- 
fchred und der gefügigen Unterwerfung unter die Anordnungen ber befichenden Staat 
Autorität in einem Landestheile, oder an einem oder mehreren einzelnen Orten durch unge⸗ 
wöhnliches Zufammenlaufen, oder Bewegungen von Bollämengen, oder durch fich unter dem 
Volke lebhaft äußerndes Murren oder Lärmen gegen Berfügungen, gegen Organe der Autorität 
oder gegen einzelne Perfonen, oder auch durch öffentliches und heftiged Gezänke zwifchen 


verſchiedenen Bolfämengen oder Barteiungen — unterbrochen erfcheint*) Der Befehl er⸗ 
gangen iſt, daß Jedermann ſich und ſeine Hausgenoſſenſchaft zu halten 
habe, ohne erhebliche Urſache aus dem Hauſe geht, und insbeſondere 
der Hausvater oder wer ſonſt einer Familie vorſteht, daferne er die 


regel einzulaſſen, und zur Widerſetzung oder Hinderung derſelben 
aufzufordern.“ — — In dem anderen der erwähnten beiden Erkenntniſſe 
vom 19. Juli 1854, 3. 7644, aber heißt es wörtlich: „Das Landesgericht hat 
ald erwiefen angenommen, daß der Angeflagte, ald bei ihm von den Gend- 
d’armen und dem Forftadjuncten (megen Verdacht des Wilddiehftapls) die Hausdurch⸗ 
fuhung nad dem Gewehre vorgenommen wurde, den Gensd’armen einen Dieb 
gefholten, und daf er, um feiner Arretirung vorzubeugen nad Hilfe 
aefhrieen habe, im Folge deffen ſich wirklich eine größere Menge Menfchen 
verfammelte. — In diefem Thatbeftande ift fowohl das Vergeben 
des Auflaufes nah 8. 279, als auch die Mebertretung des $. 312 
enthalten, indem der Gendd’arme in Vollzug eines öffentlihen Auftrages 
begriffen war, und der von dem Angeklagten erfolgte Aufruf offen- 
bar feinen anderen Zwed verfolgte, ald um die Einleitung feiner 
Haft dur Widerfeplichkeit zu vereiteln;, endlich die Beichimpfung des 
Gensd’armen, daß er cin Dieb fei, eine wörtlihe Beleidigung einer in der Aus: 
übung ihres Amtes begriffenen Perfon in fih enthält.” — — — 

) Daß der Ausdrud: „öffentliche Unruhe“ in unferem Gefeße über- 
haupt, und namentlich; auch in dem $. 280 nur in dem obigen wulgären 
Sinne des Wortes, und nicht in jener fpecififchen Bedeutung zu nehmen fei, in 
welcher dad Wort: „Störung der öffentlichen Ruhe“ in den 88. 65 und 66 des 
öfterreihifchen Strafgefeges feftgefeßt wird, ergibt fih aus dem Zufammenbange 
des 8. 280 jelbft, und aus der Bergleihung mit. anderen Parallel: Stellen 
3: B. $. 68 a. E. des erften Abſatzes, $$. 70, 72, 123, 483 und 484. — 
Sich’ übrigens auch dad auf Seite 783 d. W. in der Anmerkung und auf 
Seite 800 in der Anmerfung * Geſagte. — 
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unter ihm ftehenden Hausgenofjen nicht nah Möglichkeit zu Haufe 
halt“ — $. 281; — 

4. „wer bei einem auch aus jeder anderen Urfache, als wodurch eine Zus 
fammentottung zum Verbrechen wird, veranlaßten Auflaufe (atjo auch 
dann, wenn ein Zufammenfauf*) mehrerer Menſchen aus einem keineswege unaeieplichen, 


oder fogar löblichen Unlaffe geſchehen if, 3. B. um einem auf der Straße durch einen 
Wagen Weberfübrten, Obnmächtiggemordenen, oder fonft Verunglüdten Hilfe zu leijten) 


dem Beamten oder der Wache, wenn diefe die Menge ausein: 
andergehen heigen, nicht Folge leiftet“ — $. 283; — endlich 

5. „wer fih bei einer ſolchen Weigerung (wie fie nemlich fo eben unter Zahl 4 
vorausgefept wurde) mit Dem Beamten oder der Wade in Zanf 


(d. b. in einem lebbaften, ſich durch Heftigkeit und Hihe außernden, daber das Gepräge der 
Leidenſchaftlichkeit, insbeſondere des Zorned an fih tragenden mwechelfeitigen Widerfpruch) 
oder Wortftreit (. b. gegenfeitigen, aber ſich nur auf Worte beichränfenden, wenn 
auch ohne bejondere Heftigfeit geauferten, Widerfpruch, indem diefer Ausdruck nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche offenbar eine mindere Gradation des Streited andeutet, als 
das von dem Geſetze alternativ zuerſt gebranchte Wort: „Zanf“, und felbft als der Aug: 
drud: „Wortwechjel”, indem aud unter dem lehteren noch immerbin ein ſich durch bes 
fondere Hihke der Streitenden, und durch die Heftigkeit des gegenjeitigen Miderfpruches 
der mit gegenfeitiger Ungeduld den Anderen nicht zu Wort fommen laffen will, Aufernder 


BWortftreit verftanden wird) einläßt“ — 8. 285.”*) — 


*) Daß im $. 283 unferes Strafgeſetzes ſowohl der Ausdrud: „Zus 
fammenrottung“, ald auch das Wort: „Auflauf“ an jener Stelle dieſes 
Paragraphes, wo es dafelbft zum erften Male, nemlih in Zufammenhang 
mit einer aus was immer für einer Urfache veranlaßten Zufammenrottung ges 
fegt wird, im weiteften Sinne, nemlich ſynonim mit „einem aus was immer 
für einem Anlaffe entftandenen Zufammenftrömen oder Zufammenlaufe 
mehrerer Menſchen“ gebraucht worden fei, zeigt eben der Gontert dieſes 
ganzen Paragraphes in fich felbft, und mit den vorhergehenden 88. 279—282, 
fo wie die PVergleihung mit dem $. 73, wo der Ausdrud: „Zufammen: 
rottung“ gleichfalld im diefer weiteften, eben erwähnten und nicht in jener 
eminenten, ſpecifiſch ftrafrechtlichen Bedeutung genommen wird, welche offen- 
liegend den $$. 68, 81 und 167 lit. a zur Folie liegt. 

) Es fann übrigens nicht geläugnet werden, daß es in manchen Fällen 
fhwierig fein wird, das in den oben unter II cifirten zwei Verordnungen bes 
zeichnete „polizeiwidrige, ordnungftörende oder Geringfhägung 
gegen die obrigfeitlihen Anordnungen zeigende Verhalten”, und gar 
das dafelbft befchriebene „beharrlihe ungeftüme und beleidigende Benehmen 
gegen obrigkeitliche, in Bollziehung eines öffentlihen Amtes oder Auf: 
trages begriffene Organe“ von der oben im Terte unter IIL folgenden Weber- 
tretung der „Einmengung, um eines diefer Organe in der Ausübung ihrer 
Bunctionen zu hindern“; — und indbefondere von der oben unter IV erörterten 
„wörtlichen oder thätlihen Beleidigung eines diefer in Vollziehung einer 
folhen Function begriffenen Organe“, und felbft von einigen Fällen des unter 
V angegebenen Vergebene des Auflaufes zu unterfcheiden; und doch hat dad 
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VI. 


Das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit, und zwar 
des dritten Falles, welches dann begangen wird „wenn Jemand für ſich allein, 


Geſetz die drei letzteren ſtrafbaren Handlungen (III, IV und V) als Stei— 
gerungen des in den gedachten zwei Verordnungen bezeichneten ftrafbaren 
Benehmens erflärt, indem die gedachten zwei Verordnungen in den oben ad II 
von mir nachdrüdlich bervorgehobenen Worten ausdrüdlich feftfegen, daß dann, 
wenn das eben gefchilderte Benehmen das doppelte Merkmal an fih trägt, daf 
es einerfeitd in eine Handlung übergeht, welche ſchon in dem allgemeinen 
Strafgefepe für ftrafbar erflärt ift, und daß es and'rerſeits der ſtrafgericht— 
lihen Behandlung unterliegt, diefe, und nur diefe einzutreten hat, bei den 
oben unter III, IV und V erörterten ftrafbaren Handlungen aber diefe Doppelte 
Qualification wirflih eintritt, indem fie in dem $. 314 und beziehungsweife 
in den $$. 312 und 313 und 88. 279— 284 des materiellen Strafgefeges 
als ftrafbar erffärt, und eben dadurch zugleich durdy dic 88.9, 40 und 42 der 
St. P. O. (vom 29. Juli 1853) dem ftrafgerihtlihen Verfahren zugewieſen 
find. — Dazu kommt, daß die mehrerwähnten zwei Verordnungen felbft die 
höhere Strafbarfeit der oben unter IT, IV und V erörterten flrafbaren Hand» 
lungen badurh ausdrüdlich anerfannt haben, daß fie — in den oben im 
Texte bervorgehobenen Schlußworten der bezüglihen Stellen — das dafelbft 
befchriebene ftraffällige Benehmen im höchſten Straffaße nur mit dem Mini— 
mum derjenigen Strafe belegen, welche diefed Benchmen treffen würde, wenn 
ed die Eigenschaft eines nad) dem allgemeinen Strafgefege zu abndenden Ber: 
gehend oder einer folchen Mebertretung, d. h. alfo die Qualification einer der 
oben sub IH, IV oder V erörterten ftrafbaren Handlungen an fi haben, 
und beziehungsweiſe in eine diefer Handlungen übergehen würde. — Worin 
alfo unterfcheidet fih wefentlih das unter IT bezeichnete Benchmen von den 
unter III, IV und V erwähnten ftrafbaren Handlungen? — Von ber unter 
II erörterten Webertretung offenbar dadurch, daß in allen jenen Fällen, wo 
nachgewiefen wird, daß derjenige, der fich gegenüber einem obrigfeitlichen 
Abgeordneten in Ausführung einer öffentlichen Function ungehörig benimmt, 
die Abficht hatte, dadurch fih in die Ausführung diefer Berrichtung einzu: 
mengen, um dicfelbe zu behindern, bereits die der ſtrafgerichtlichen 
Behandlung unterliegende Uebertretung des $. 314 des Strafgefeped vorhanden 
ift, voraudgefept, daß fonft keine perfönliche (wörtliche oder thätliche) Belei— 
digung des obrigkeitlihen Abgeordneten hinzugelommen war, in welchem Falle 
nemlich fie in die unter IV genannte Uebertretung übergehen würde. — 

War das in den mehrgedachten zwei Verordnungen vom 20. und 25. April 
1854 befchriebene „ungeftüme und beleidigende Benchmen gegenüber einem 
obrigkeitlihen Abgeordneten“ nur im Allgemeinen beleidigend, d. h. wurde 
dadurd nur cin Mangel an Achtung, eine Geringſchätzung oder Beratung 
gegen die Anordnungen einer Obrigkeit, oder gegen obrigkeitlihe Abgeordnete 
überhaupt manifeftirt, ohne daß es in perſönliche Beleidigungen eines 
in folder Function begriffenen Abgeordneten ausartete, fo tritt 
die Peftrafung durch die politifche oder polizeiliche Behörde nach den erwähnten 
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oder auch wenn Mehrere, jedoch ohne Zufammenvottumg (melde mehrere 
Menſchen alfo nur zufällig und ohne vorläufige gegenjeitige Willend-Bereinbarung fib an der nem: 
lichen, bier nadhitebend bezeichneten Widerjepung betbeiligen, weil fie acrade gleichzeitia, fei es nun 
ebenfalls zufällia, oder zu irgend einem anderen geineinfamen Zwecke an demſelben Orte anweſend find, 
indem ja eben in der Ausfchliefung der Zufammenrottung das dharakterijtiiche Intericheidunge: 
mertmal die ſes Verbrechens von dem Berbredhen des Hufitandes fiegt — vergl. unten die Er— 


täuterung des $. 69 —) fih einer der oftangedeuteten Amts-Perſonen in Boll: 
ziehung eines obrigkeitlihen Auftrages, oder in der Ausübung ihres Amtes 
oder Dienftes in der Abficht, um dieſe Bollziehung zu vereiteln 
(diefe fpeeifiiche End» Abficht ift alfo zu dieſem Verbrechen mejentlich notbwendig, und darin 
unterfcheidet es fih zugleih wejentlich von der im $. 312 vorfommenden, bier oben unter Jabl IV 
erörterten Uebertretung der thätlichen Beleidigung einer ſolchen Amteperfon*), mit gefahr: 


zwei Berordnungen ein; war jedoch dieſes im Allgemeinen ungeſtüme oder be— 
leidigende Benehmen zugleich mit einer perfönlichen (wörtlichen oder thäts 
lichen) Beleidigung eines folhen Abgeordneten verbunden, fo ift die unter IV 
bezeichnete Uebertretung des $. 312 vorhanden; denn nur in diefem Merk 
male läßt fich ein Unterfchied zwifchen dem in den mehrgedachten zwei Ber: 
ordnungen vorausgefeßten „ungeftümen und beleidigenden“ Benchmen 
gegen obrigfeitlihe Perfonen, ohne daR daffelbe obnebin fhon nad 
dem allgemeinen Strafgefeke ftrafbar wäre, und der in dem $. 312 
dieſes Strafgefeped erwähnten Uebertretung herausfinden, wenn man nicht die 
beiderfeitigen Geſetze ald miteinander in Widerſpruch ftchend deuten will. — 
Bon dem Bergeben des Auflaufes in al feinen verfchiedenen Variationen 
(fieh’ bier oben die Erörterung unter Nr. V) endlich unterfcheidet ſich das in 
den ofterwähnten zwei Verordnungen vorausgeſetzte erceffive Benchmen gegen 
obrigfeitliche Perfonen vor Allem dadurch, daß bei dem Auflaufe, wie auch 
fhon der Name anzeigt, wefentlich ein (wenigftend beabfichtigter) Zu: 
fammenlauf mehrerer Menfchen, und ein bei folcher Gelegenheit vor: 
gekommenes ungeböriges, cerceffives oder doch unfolgfames Benehmen gegen 
obrigkeitlihe Perfonen vorausgefeht wird. — 

*) Die obige Erflärung des Unterfchieded ded im $. SL des gegen: 
wärtigen Geſetzes bezeichneten Berbreheng der öffentlihen Gewaltthätig— 
feit von der im $. 312 deſſelben voraudgefegten Webertretung der (tbätlichen) 
Beleidigung einer ſolchen Amtsperſon hat die Gefeßgebung felbft feftgefept, in⸗ 
dem eine erläuternde Novelle zum früheren Strafgefeße vom 3. September 
1803, nemlich das Juftizbofdecret vom 5. October 1804, Nr. 691 der 3. ©. ©. 
wörtlich Folgendes erklärte: „Der $. 70 des I. Th. des St. B. ift mit der Aus— 
fage der $$. 72 und 73 des IL. Theil deffelben dahin zu vereinigen, daß zum 
Berbrehen der öffentlichen Gemwaltthätigkeit die unmittelbare böfe Ab: 
fiht des Thäters, durch Widerfeplichkeit gegen die Wade die 
Vollziehung des obrigkeitlihen Befehles zu vereiteln, erfordert 
werde, welche Abficht in den Fällen des $. 72 zum Begriffe der ſchweren 
Polizeislebertretung nicht gehört, wenn fie gleich die Unterlaffung oder Ver— 
binderung der Volftredung des Auftrages oder Dienftes von Seite der Bade 
zur Folge gehabt haben könnte.” — Das neue Gefep unterſcheidet ih in 
den einfchlägigen Vorfhriften von dem früheren St. G. B. nur dadurch, daf 


[Strafgef, 1, Chi. VIIL. Haupt.) 825 |Bon dem Auſſtande und Aufruhre.] 


liher Drohung . 5. mit Vorhaltung einer ihr zuzufügenden Verlehung an Körper, Preis 
beit, Ehre oder Gigentbum, injoferne dieje mit der Wahrfcheinlichfeit der jogleichen oder doch naben 
Ausführbarteit verbundene VBorbaltung geeignet ift, dem Bedrohten mit Rüdfiht auf die Verhält⸗ 
niffe und die periönliche Beichaffenbeit deifelben, oder auf die Wichtigkeit deö angedrobten Uebels 
gegründete Bejorgniffe einzuflößen; ohne linterfchied, ob Die erwähnten Uebel gegen den Bedrobten 
felbft, deffen Familie und Verwandte, oder gegen andere unter feinen Schuß geftellte Perſonen ges 
richtet find, und ob die Drohung einen Erfolg gehabt bat oder nicht; — — arg. ex $. 98 und 99*) 


die ebenerwähnte Beftimmung, wornach zu dem genannten Verbrechen die ges 
dachte unmittelbare End-Abficht ald wejentliches und fofert unerläßliches 
Merkmal erfordert, dagegen von der verwandten Webertretung der Beleidigung 
von Amtöperfonen geradezu ausgeichloffen wird, in dem gegenwärtigen Ge- 
feße ($. 81) ausdrücklich fchon in die Begriffäbeftimmung felbft aufgenommen 
worden ift, während fie rüdfichtlich des vorigen Geſetzes erft durch die erwähnte 
Novelle vom 5. October 1804 erläuterungsweife feftgefept worden war. — 
Diefen Unterfchied zwiſchen $. 81 und 312 hat auch bereits der Gaffationd« 
hof in der Particular» Entfheidung vom 31. October 1854, 3. 10855, mit 
folgenden Worten anerkannt: „Das im $. 81 definirte Verbrechen der öffent- 
lichen Gewaltthätigfeit und die im $. 312 normirte Webertretung unterfcheiden 
fih im Wefentlihen nur darin, daß zu dem erfteren die Abficht, eine der im 
$. 68 genannten PBerfonen in Bollziehbung eines obrigkeitlihen Auftrages oder 
in der Ausübung ihred Amtes oder Dienfted zu hindern, erfordert wird.“ — 
*) Die obige Erklärung des Ausdrudes: „gefährlide Drohung“ 
fcheint mir mindeftens im Beifte unferes gegenwärtigen Strafgefeßed ge— 
nauer den gefeplihen Sinn diefes Ausdrudes zu bezeichnen, als diejenige 
befhränftere Auffaffung diefed Wortes, welche man gewöhnlich, und zwar 
urfprünglich nach Jenull's Autorität, und mit Beziehung auf zwei (aber wohl: 
gemerkt! dem gegenwärtigen Strafgefebe voraudgegangene, und ſich daher beiderfeitd und 
ausdrüdiich noch auf das frühere Strafgejep beziehende) Entfcheidungen des Gaffations- 
hofes, nemlich vom 28. Auguſt 1851 (Gerichtözeitung Nr. 223) und vom 5. Auguft 
1852, 3. 7854 (ebenda Nr. 128), geltend macht. — In Gemäßheit diefer Autoritäten 
wäre eine Drohung nur dann ald gefährlich anzunchmen: „wenn diefelbe ein 
das Leben oder die Öefundheit bedrohendes Hebel beinhaltet, und die fie 
begleitenden Umftände von der Art find, daß aller Wahrfcheinlichfeit nad) der fo = 
gleiche oder doch der nahe Vollzug zu beforgen ſteht.“ — Allein es fcheint mir 
der Sak keines Beweifes zu bedürfen, daß im Einne eines poſtiven Geſetzes die 
jenige Erflärung irgend eines won demfelben gebrauchten Ausdrudes die richtigfte 
fei, welche das Geſetz felbft gibt; nun hat aber, wie ſchon oben angedeutet 
wurde, unfer Gefep felbft in dem 8. 98 lit. b und $. 99 die obige Charak— 
teriftif einer gefährlichen Drohung gegeben, wornach namentlich cine Erwei— 
terung der bisher üblichen Erflärungsmeife diefed Ausdrudes in dem Sinne 
angenommen werden muß, daß allerdingd auch die Bedrohung mit einer Ver: 
lesung an Freiheit, Ehre oder Eigenthum unter den daſelbſt bezeichneten 
beforgnißbegründenden Vorausfegungen darunter gehört; — daher ed mir zweifel« 
108 erfcheint, daß diefe von dem Geſetzgeber felbft gegebene Real-Erklärung „einer 
gefährlihen Drohung” auch allen jenen Parallel-Stellen deffelben Geſetzes zum 
Grunde gelegt werden müffe, wo der nemliche Ausdrud vortommt, wie dieß 
eben im $. 81, dann aber auch noch in den $$. 73, 74, 125, 174 I, 179, 
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oder wirkliher gewaltfamer Handanlegung (i. über die Erklärung dieſes 
Ausdruckes im Gegenfape einer bloßen Widerfepung, die Anmerkung * auf Seite 700 und 791; 
und fofort über ein dadurch begründete® wefentliches Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen dem in Rebe 
ftehenden Berbredhen der öffentlichen Gewaltthätigkeit und dem Bergehen des Auflaufes in den Fällen 
der $$. 279 und 290 die Erdrterungen zur Zahl 1 und 2 von V. hier oben auf Seite 820 und 821 d.@), 


obgleih ohne Waffen und Verwundung widerfeßt." — 


VII. 


Das Verbrechen des Aufſtandes nah 88. 68 und 69 (vergl. die 
nachfolgende Erläuterung diefer beiden Paragraphe). 


vul. 


Das Verbrechen des Aufruhres nah 8. 73 (vergl. unten die Ers 
läuterung diefes Baragraphes). — 

Endlich 

IX. 

Das Verbrechen des Hochverrathes durh Empörung, melde je: 
doch im Sinne unferes Geſetzes eine gewaltfame Widerfeplichkeit gegen den 
Monarchen felbit einfchließt, und daher über die Grenzen einer Widerfeh- 
Tichkeit gegen (untergeordnete) Organe der höchſten Staatsgewalt hinaus: 
reiht. — 

Bei forgfältiger Bedachtnahme auf die vorftcehenden neun verfcies 
denen Gattungen von ftrafbaren Handlungen, nad welchen fi in Gemäß- 
heit der ganz eigenthümlichen Vorſchriften unferes pofitiven Geſetzes die 
verfchiedenen Abftufungen von Ungehorfam oder Widerfegung gegen die 
Staats-Obrigkeit gliedert, unterliegt num auch die Erörterung der geſetz— 
lihen Begriffsbeftimmungen jeder einzelnen dieſer ftrafbaren Handlungen 
geringen Schwierigkeiten. — In der legalen Drdnung unferes Ges 
feßes wird nun aus allen diefen Handlungen zuerft von dem in der vors 


190 und 191 geſchieht. — Es fcheint mir daher eine Nicht-Beachtung der 
durh das neue Gefep eingeführten Abänderungen des früheren Geſetzes zu 
fein, wodurdh die Prarid zu irrigen GEntfcheidungen inducirt wird, wenn 
Frühwald, — felbft in der neuen Ausgabe feiner Erläuterung des Strafgefeßed 
(bei 8. 73, 81 u. f. f.) noch immer jene Ältere und befhränftere Deutung 
des in Frage ſtehenden Ausdrudes geltend macht, und dadurch, daß er zur Unter: 
ftügung diefer Interpretation fi) nur mit der furzen Angabe: „E. E.“ auf 
Entſcheidungen des Gaffationdhofes beruft, ohne nähere Angabe, aus welcher 
Zeit diefelben feien, zu dem doppelten Irrthume Anlaß gibt, ald ob dieſe 
befhränftere Bedeutung des erwähnten Ausdrudes die geſetzlich richtige 
fei, und als ob fie ferner ald foldye von dem Caſſationshofe auch nody mit Be 
ziehung auf dag gegenwärtige Geſetz behauptet worden wäre. — 


(Strafgef. I.Chi. VIIT. Haupifl. 88.05 u, 69,] 827 (Von dem Aufftande und Aufruhre. | 


ftehenden Aufzählung unter Zahl VII vortommenden Berbrehen des 
Aufftandes gehandelt, und die Begriffsbeftimmung deffelben in den nach: 
ftehenden zwei Paragraphen erfchöpft. 


8. 68. 6. 61.) 


Die Zufammenrottung mehrerer Perfonen, um der Obrig: 
feit mit Gewalt Widerftand zu leiften, ift das Verbrechen des 
Aufftandes; die Abficht eines ſolchen Widerftandes mag fein, 
um etwas zu erzwingen, ſich einer aufliegenden Pflicht zu ent: 
fehlagen, eine Anftalt oder die Vollziehung eines öffentlichen Be⸗ 
fehles zu vereiteln, oder auf was immer für eine Art die öffent: 
liche Ruhe zu flören. 

Dabei macht es feinen Unterfchied, ob diefe Gewaltthätig- 
feit gegen einen Richter, eine obrigkeitlihe Perſon, einen 
Beamten, Abgeordneten, Beftellten oder Diener einer Staats: 
oder Gemeindebehörde, gegen eine Eivil-, Finanz: oder Militär: 
wache, oder einen Gensd’armen, oder gegen einen zur Bewachung 
der Wälder aufgeftellten, wenn auch in Privatdienften ftehenden, 
jedoch von der zuftändigen landesfürftlichen Behörde beeideten 
Forftbeamten, oder gegen das auf ſolche Weife beeidete Forft- 
auffichtsperfonale, oder gegen einen zur Auffiht auf Staats: 
oder Privat-Eifenbahnen, oder zur Beforgung des Verkehres 
auf denfelben, oder zum Schutze oder Betriebe des Staats: 
Telegraphen Beftellten gerichtet ift, infoferne ‚diefe Perfonen in 
Bollziehung eines obrigfeitlichen Auftrages, oder in Ausübung 
ihres Amtes oder Dienftes begriffen find. 


&. 61. 

Die Zufammenrottung mehrerer Perfonen, um der Obrigkeit mit Gewalt Widerftand zu 
leiſten, iſt das Berbrechen des Aufftandes: die Abſicht eines ſolchen MWiderftandes — ſein, um 
etwas zu erzwingen, ſich einer aufliegenden Pflicht zu entſchlagen, eine Anſtalt zu vereiteln, oder auf 
was immer Kar eine Art die öffentliche Ruhe zu ſtören; die Gewaltthätigleit mag gegen die Verſon der 
Obrigkeit felbit gerichtet fein, oder gegen einen Beamten, Gemeindevorſteher, oder gegen untere Diener, 
welche zur Ausführung der Anordnungen beftimmt find. 


$. 69. (6. 62, 


Jeder macht ſich des Aufftandes fhuldig, der ſich der 
Nottirung, es fei gleich anfänglich, oder erft in dem Fortgange, 
zugefellet. 


J. 
Als (thätiges) Subject der erſten, nemlich der im 8. 68 feſt— 
geſetzten Unterart des Verbrechens des Aufſtandes erklärt das Gefek 


Aufftand. 


Aufitand. 
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felbft im $. 68 mit ausdrücdlihem Worte mehrere Perfonen ii. 
wenigſtens zwei Perfonen, wie das Gefeh diefen Ausdruck felbit auf dieſe Weife durch den in 
den 88. 76 und S1 gebrauchten Gegenfag von „Einer Perſon für fih allein“ erklärt), 
und zwar im Stadium der (entweder ſchon vollendeten, oder gerade erſt vor fich gehenden) 
Zufammenrottung,, alfo mehrere bereit3 zufammengerottete, oder fih 
gerade zufammenrottende Perfonen (wergt. die weiter unten bei Erörterung der Hand» 
fungdweije diefes Verbrechens — ad IH und IV — vorfommende Erklärung des Ausdrudes: 
„Zufammenrettung“), worin eben das wefentliche Unterfcheidungsmerkmal 
des Verbrechens des Aufftandes von Dem im $. 81 bezeichneten Berbrechen der 
öffentlichen Gewaltthätigfeit liegt, indem allerdings auch das letztere gleich- 
zeitig durch mehrere Perfonen, jedoh ohne Zufammenrottung be 
gangen werden fan, fo daß alfo das Merkmal der Zufammenrottung 
der mehreren Berfonen bei dieſem letzteren Verbrechen wefentlich aus: 
gefhloffen, hingegen zum Verbrechen des Aufftandes weſentlich noth- 


wendig iſt.) — 


*) Dabei mag nicht in Abrede geftellt werden, daß unfer Geſetz dadurch, 
dab es eine Zufammenrottung (melde nad dem gemeinen Sprachgebrauche doch 
immer eine größere Menge von Menſchen — turbam — voraudfept) fogar fchon bei 
zweien Perfonen annimmt, wenn gleih ein folder Fall faum je praktiſch 
fein wird, eben diefem gemeinen Sprachgebrauche Zwang anthut. — Es ſcheint 
conjequenter, hierzu, wenn aud nicht gerade mit den Strafgefeßbücdhern von 
Baiern, Oldenburg und Württemberg eine numerifch beftimmte Anzahl 
(nemlich wenigſtens 10) Perfonen anzunehmen, fo doch mit dem Strafgefege 
für Hannover „eine größere Zahl von Perfonen“ oder mit dem badifchen 
Geſetze „eine Menge von Perfonen“, und eben fo mit dem neueften bairifchen 
Entwurfe (Art. 142) „eine Menfchenmenge” zu fordern. Analog bat auch 
der Code pénal in den Artifeln 211 und 214 felbft zur Reunion mehrerer 
Perfonen, im Gegenfage der bande und des attroupement (wovon im 
Art. 213 Erwähnung aefihieht), Drei oder mehrere (d. b. mindeftene mehr ald 
zwei) Perfonen gefordert, und angefehene franzöfifche Rechtägelchrte folgern 
aus der Entgegenbaltung diefer Beftimmungen mit den Art. 96 und 210, daß 
zu einer Bande oder einem Attroupement (welches dem deutfhen: „Zus 
fammenrottung“ am richtiaften entfpredhen dürfte) eine Bereinigung fogar 
von mehr ale zwanzig Perfonen erforderlich fei. — — Hat doch ſchon Ulpian 
in der befannten, und theilweife ſchon oben (Unmerfung * auf Seite 808) 
citirten Stelle: Dig. lib. XLVII, tit. VIII (vi bon: rapt: et de turba), fr. 4, 8. 3 
(welche unverkennbar allen neueren Strafgefepachungen vorſchwebte) die Sache 
fehr richtig in folgender Weife erflärt: „Turbam autem ex quo numero 
admittimus? Si duo rixam commisserint, utique non accipiemus in turba id 
factum: quia duo turba non proprie dicentur. Enimvero siplures 
fuerunt, decem aut quindecim homines (welhe numerifche Angaben daher unver: 
fennbar nur beiſpielsweiſe, aber nicht apodiktiſch beigefügt werden, als ob etwa hierdurch 
minbejtend die Zahl von sehn Perfonen ald zu einer turba erforderlich feitgeieht werden mollte) 
turba dicetur. Quid ergo si tres aut quatuor? turba utique non 
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% 


Dbject oder fogenanntes paffives Subject beider (in den 88. 68 
uud 69 feftgejeßten) Arten dieſes Verbrechens, jo wie — vermöge 
ausdrüdlicher Beziehung auf diefen $. 68 im mehreren nachfolgenden 
Geſetzesſtellen (8. 81, 279 und 312) — bei mehreren angrenzenden 


oder damit verwandten ftrafbaren Handlungen, ift „die Obrigkeit @. $. im 
objectiven Sinne der Inbegriff aller der Regierung deö Staates oder — wenn man in germanifchs 
publiciftifhem Sinne reden will — die Summe aller dem Landesherrn zulommenden Staats: 
gewalt; und in jubjectiver Bedeutung, morauf ed hier nadı dem ganzen Zufammenbange zunädhit 
anlommt, im weiteren Sinne jede Behörde oder Perfon, weiche verfaſſungs- und gefepgemäß einen 
Theil der Staatögewalt auszuüben hat, und im engeren Sinne, worauf wenigjtend vorzugämeife 
die im Geſetze ſelbſt nachfolgende Aufzählung bindeutet, nur eine ſolche öffentliche Behörde oder 
Amtöperfon, welche im Ramen der Staatähoheitirgend einen Theil der ftaat» 


lihen Bwangd+ oder Erecutivgewalt auszuüben bat), infoferne fie, oder die von 
dem Gefeße ald Organe der Obrigkeit erflärten Amtsperfonen oder Functionäre, 
in Bollziehung eines obrigfeitlihen Auftrages, oder in Ausübung ihres Amtes 
oder Dienftes begriffen find.“ Diefer letztere bejchränfende Zuſatz wird zu 
allem Ueberfluffe von dem Gefege felbft ausdrüdlih in den Schluß— 
worten des $. 68 hinzugefügt, obgleich er fich eigentlih aus der Natur 
der Sache von felbft verftehen würde, da eine Widerfeßlichkeit was immer 
für einer Art gegen eime obrigkeitliche Berfon zu einer Zeit und bei einem 
Acte, wo fie nicht ala Amts-Perfon oder als öffentliher Functionär 
auftritt, nicht mehr als eine Widerfegung gegen die Obrigkeit angefehen 
und beftraft werden könnte, woraus es erflärt werden mag, daß das frühere 
Geſetz vom 3. September 1803 im $. 61 (f. hier oben den Tert deffelben) den 
ebenerwähnten Zuſatz gar nicht hatte. — 

Allein unfer heutiges Gefeß hat zur Befeitigung von Zweifeln die 
abftracte Benennung „Obrigkeit“ noch mehr concretifirt, indem es in dem 
Nachſatze eine ſehr forgfältige, obgleich nach den Eingangsworten („Dabei 
macht es feinen Unterjied“) fihtbar nur eremplificative gehaltene Aufzählung 
derjenigen Amts» Perfonen oder Functionäre beifügt, welche es namentlich 
ale „Organe der Obrigkeit” angefehen, und unter den befonderen Schuß 
des Strafgejeßes gegen jede Art von Widerfeglichkeit in Beziehung auf ihre 
Dienfted-Functionen geftellt wiffen will. Unter den hier aufgezählten Per: 
fonen kommen nun worerft mehrere vor, welche zunächft nicht als öffent» 
lihe Kunctionäre, fondem nur ald Privat-Bedienftete, jedoch bei 
einem, entweder aus nationalsöfonomifhen Geſichtspunkte, oder für die Sicher: 


erit. Et rectissime Labeo inter turbam et rixam multum interesse ait: 
namque turbam multitudinis hominum esse turbationem et 
coetum; rixam, etiam duorum.“ 


[Strafgef. 1. Cyt. VII. Hanptf. 88.68 u. 69.) 30 [Von dem Auſſtande u. Anfrubre.] 


heit aller Staate-Einwohner in Beziehung auf ihr Leben und Eigenthum, fo 
wichtigen Dienfte angeftellt erfcheinen, daß die Geſetzgebung allerdings im 
Intereſſe der Gefammtheit dringende Beweggründe hatte, diefelben in Be- 
ziehung auf ihre Dienfted-Functionen unter den angedeuteten vorzugs— 
weifen Schuß des Strafgefeßes einzubeziehen, Solche Perfonen mußten 
daher von dein Gefeße insbeſondere und ausdrüdlich ald „Drgane der Obrig- 
keit“, umd deren Dienft oder Amt als ein öffentliches bezeichnet werden, 
wenn der Miderftand gegen diefelben unter die einfchägigen Gefeßes - Para- 
graphe eingereiht werden ſollte. Dieß gilt nun namentlich: 
aa) „von den zur Bewahung der Wälder aufgeftellten, wenn auch (mur) 
in Brivatdienften ftehenden, jedoch von der zuftändigen landesfürſt— 
lichen Behörde 1. i. vom der politiſchen Behörde nah Mafigabe ber Verordnung 


vom 3. Säanner 1849, Nr. 67 des R. ©. Bi., de# 8. 52 des Forfigefepeö vom 3, December 
1852, Nr. 250 des R. ©. BL, und der Berordnung vom 3. April 1853, Nr. 58 des R. ©. BL.) 


beeideten Forftbeamten, und 

bb) von dem auf ſolche Weife beeideten FKorftauffihtsperfonale tin 
beiden Punkten beflätiget durch den $. 53 des Forfigefehed vom 3. December 1852, Nr. 250 
des R. ©. 31); — ferner 

ee) von den zur Auffiht auf Privat: Eifenbahnen (mögen dieſelben mit 
oder ohne Dampffraft betrieben werden — nam lex non distinguit — vergl. überdieß 
$. 85 lite), oder 

dd) zur Beforgung des Verkehres auf denfelben Beftellten 


(morunter alfo alle eigentlichen Eifenbahn: Yuffihts-Individuen, daher namentlich 
aud die Bahnwächter und die jeden einzelnen Zug begleitenden Gonducteure, aller 
dings aber au alle Gifenbahn» Erpeditiond», und Gafjabeamten gehören, ba 
fie ja ebenfalld zur Beforgung des Verkehres auf den Eifenbahnen beftellt find). *) 


Hierzu ift aber vermöge eines Nachtrags-Geſetzes, nemlich vermöge 
der Verordnung vom 2. Jänner 1854, Nr. 4 des R. ©. Bl., noch 
hinzugefommen: 

ee) „das zur Bewachung des Jagdrechtes beftellte, und wenn aud in 
Privatdienften ftehende, jedoch von der politifhen Behörde (fei es nun 
für den Forſtſchuß · und Jagddienft zugleich, oder au nur) für den Jagddienft 
allein beeidete Jagd» Auffihts=-Perfonale."**) 


*) Dagegen find in Anfehung des Telegraphen nur die zum Schutze 
oder Betriebe ded Staatd-Telegraphen Beftellten in diefe Gefegeäftelle aufge 
nommen worden, ohne Zweifel darum, weil die bei einem Privat-Telegraphen 
betheiligten Intereffen der Staatsangehörigen an Wichtigkeit nicht denjenigen 
gleich gehalten worden find, welche durch die unter aa—ee aufgezählten Ge— 
ſetzes-Beſtimmungen vorzugsweiſe befchüßt werden (vergl. auch 8. 89). — 

») Durh das obige Nachtrags-Geſetz vom 2. Jänner 1854 haben 
alfo auch die demfelben vorbergegangenen, entgegengefegten, allein 
nad) den früheren Geſetzen allerdings vollkommen gerechtfertigten Entfcheidungen 


(Strafgef. 1. pl. VIIE Haupt. 98.68 u. 09.] 831 [Von dem Auffande und Aufınhre,] 


Allen auch außerdem ſcheint ed, zumal aus praftifhem Stand» 
punkte, nicht unnötbig, binfichtlih des Dbjectes oder f. g. paffiven 
Subjectes diefes Verbrechens, und fo vieler anderer damit verwandten 
ftrafbaren Handlungen, in umftändlihe Ausführungen einzugehen! — 


des Eaffationähofes vom 25. Februar 1853, 3. 1701, und vom 24. November 
1803, 3. 12021 (in der Gerihtdzeitung Nr. 30 des Jahrganges 1853, und 
Rr. 16 des Jahrganges 1854 abgedrudt), wodurd nemlich ausgeſprochen wurde: 
„baß der 8. 68 auf das Jagdperfonale und auf die Wildwachen nicht 
bezogen werben könne“ — alle Bedeutung verloren. — 

Defto bedauerlicher ift ed, daß das in den legten Tagen des De» 
cembers 1854 audgegebene erfie Heft von Frühwald's neuer Ausgabe 
feines Handbuches des Strafgefepes (S. 99, unter IT) dag obige Nadhtrage- 
Geſetz nicht nur gänzlich ignorirt, fondern mit Berufung auf die Autorität 
des Gafjationdhofes in der in dieſem Werke üblichen Form (nemlich mit den 
zwei Buchftaben: „C. E.“ — ohne nähere Angabe irgend anderer Daten) wört« 
lih Folgendes bemerkt: „Dagegen zählen zu den im 8. 68 aufgezäblten Per: 
fonen nicht: die von der Gemeinde» Obrigkeit in ihrer Eigenfhaft ald Ver— 
walterin des Gemeinde-Bermögend beftellten Baldhüter; das Jagdperfonale 
und die Wildhüter aller Art.” — — Würde nun irgend ein Richter in 
diefem Punkte der Autorität ded ebengenannten Schriftftellerd folgen, fo 
würde er auch bier wieder (vergl. im gegenwärtigen — neunten — Hefte 
d. W. ©. 708, ferner die Anmerkung * auf Seite 502, und die Anmerkung auf 
©. 826) zu einem doppelten Irrthume inducirt werden, daß er nemlich einer 
feitd gegen die beftimmtefte Anordnung des pofitiven Geſetzes in dem ob— 
glei beeideten Jagdaufſichts-Perſonale auch jept noch immer feine unter den 
Schuß der $$. 68, 81, 279 und 312 des Strafgefepes geftellte Organe der 
Obrigkeit erkennen, und and’rerfeits noch überdieß meinen würde, für dieſe un« 
gefepliche Judicatur fogar die Autorität des Gafjationshofes geltend machen zu 
fönnen! — 

Uebrigens darf nicht unerwähnt bleiben, daß die hier oben unter litt. aa, 
bb und ee citirten gefeplihen Vorfchriften vom 3. Jänner 1849, 3. December 
1852, 3. April 1853 und 2. Jänner 1854, welhe die Becidigung des 
Forftauffihtd- und des Jagdauffihtd-Perfonals durd die politifche 
Behörde vorgezeichnet, und unter diefer Vorausſetzung auc das zur Bewachung 
des Jagddienftes allein beftellte Perfonale den im $. 68 des Strafgefched 
genannten obrigkeitlihen Perſonen gleichgeftellt haben, (derzeit wenigſtens noch) 
nicht für den ganzen Umfang des Kaiſerthums Geltung haben, indem 
diefelben mit dem ausdrücklichen Beifage: „daß fie nur für die im Eingange 
diefer Gefepe und Berordnungen genannten Kronländer Wirkfamteit haben 
ſollen“ — kundgemacht wurden, und daher derzeit für die nachbezeichneten 
Kronländer: „Dalmatien, das lombardiſch-venetianiſche Königreid 
(an die Gubernien und Appellationdgerichte dieſer drei Aronlander wurde auch die zuerſt ge 
nannte Minifterial» Berorbnung vom 3. Jänner 1849 nicht erlaflen), Ungarn, Kroatien 
und Slawonien, die ferbifhe Wojwodfhaft mit dem Temeſer Banate, 
Siebenbürgen und die Militärgrenze“ noch nicht Geltung haben. — — 
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Wenn nemlich auch bei der hier gefehehenen Aufzählung vom Amts: 
perfonen zunähft und vorzugsmweife Beamte und Diener der Zwangs— 
oder Erecutiv-Behörden des Staates im Auge gehalten find, welche 
irgend eine höhere Anordnung oder obrigkeitliche Verfügung nöthigenfalls mit 
Gewalt in Vollzug zu fegen, oder eine (perfonelle oder materielle) Leiftung 
von den Staatdangehörigen einzutreiben haben, weil nad der Natur der 
Sache eine Widerfeplichkeit der Pflichtigen vorzugsweife gegen ſolche Organe 
der Staategewalt vorkommen wird: fo hat das Gefeh bei diefer Auf 
zählung dennoch zugleich den fehr umfafjenden Ausdrud: „Beamte, Abgeord- 


nete, Beftellte, (morunter alfo auch nicht förmlich angeflellte Beamte und Diener, fondern von 


einer Behörde nur zeitweilig zur Berrichtung eines einzelnen Amtsactes berufene Berjonen gehören, 
wie 5. B. die von einer StreifsRatrouille, oder von der Gensd'armerie bei Ausführung einer all: 
gemeinen Hausdurchſuchung oder fogenannten Streifung zur Mitwirkung aufgeforderten Infaflen 
einer Gemeinde, ferner diejenigen Perfonen, deren Obſorge ein Gerichts» GCommiffär etwa bei Ge 
legenheit einer Todfalldaufnahme, einer Inventur, oder bei einer gefälldümtlichen oder jtrafgericht- 
lihen IThatbeftandserhebung verfchiedene Gegenftände in Aufbewahrung übergeben hat, oder 


gerichtlich beftellte Seauefter u. f. f) oder Diener einer Staatd- oder Gemeinde: 
Behörde" gebraucht, und dadurch feſtgeſetzt, daß einerfeits auch Abge— 
ordnete jeder anderen (Nicht - Erecutiv-) Behörde, welche alfo nicht felbft 
ein obrigfeitlihes Drigan im eminenten Sinne des Wortes ift, dar 
unter gehören, und daß es andererfeits nicht nothwendig wirklich oder 
definitiv angeftellte, befoldete oder beeidigte Beamte und Diener fein 
müffen, fondern dag auch nur proviforifch oder zeitweilig angeftellte, 
fo wie auch unbefoldete und nicht beeidigte Beamte oder Diener 
(vergl. auch den Schlußfaß des $. 101), fo wie felbft bloße (Concepts- oder 
Kanzlei-) Praktikanten, f. g. Aushilfs-Diener u. dgl. Object (oder 
ſ. g: pafjives Subject) diefer und ähnlicher ftrafbarer Handlungen (88. 81, 
279, 312) fein können, wenn fie nur zur Verrichtung obrigkeitlicher 
Functionen berufen erfcheinen, weil fie in diefem Falle wenigftens als 
„Beftellte" der Obrigkeit erfcheinen. — Um fo weniger bedarf es nad 
dem eben angeführten umfafjenden Wortlaute unferes Geſetzes kaum noch 
einer Erwähnung, daß fowohl das Verbrechen des Aufftandes, ala die 
übrigen genannten ftrafbaren Handlungen ($$. 81, 279, 312), gleichmäßig 
gegen Beamte der höchften, wie der unterften Rangs- Kategorie, und 
gegen obrigkeitlihe Diener und Wachen auch der unterften Dienſtes— 

ftufe begangen werden könne. — | 


Allen im Anfehung der Abgeordneten einer Gemeinde-Behörde 
hatte man bisher in der Praxis, mit Rückſicht auf das proviforifche Gemeinde: 
gefeb vom 17. März 1849, Nr. 170 des R. ©. Bl., gewöhnlich den foge- 


nannten natürlichen Wirkungskreis derfelben (er zunächſt nur ipre Privat: oder 
BemeindesIntereffen betrifft, und innerhalb ihrer Grenzen volljtändig durchführbar iſt — Art. IU 
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des chen citirten Gemeindegeiches), Don dem übertragenen (welcher die Bejorgung bes 
ftimmter öffentlicher Gejcäfte umfaßt, die der Gemeinde vom Etaate im Delegationss 


wege zugewiefen werden — ebenda) unterfchieden, und hiernach eine Gemeinde felbit 
nur infoferne als eine Behörde angefehen, inwieferne fie als delegirte und 
fofort alg mittelbare Staatsbehörde wirkfam ift, und daher Regie— 
rungs= oder öffentliche Kunctionen vollzieht. — Im Einflange hiermit 
wurde von der bisherigen Braris auch ein Abgeordneter einer Gemeinde gewöhn— 
(ich nur infoferne ale Organ der Gemeinde-Behörde angefehen, und unter 
die obige Geſetzesſtelle ſubſumirt, ala er mit Zunctionen des übertragenen 
MWirkungsfreifes der Gemeinde betraut ift, und in ſolchen thätig auftritt, 
keineswegs aber, infoferne er nur Privat-Intereſſen der Gemeinde innerhalb 
ihres natürlichen Wirkungskreiſes vertritt, worüber namentlich einerfeits die 
$$. 71—125 des mehrgedachten provijorifchen Gemeindegefeßes, wo der 
natürliche Wirkungsfreis naher bejtimmt ift, und and’rerfeits die $$. 126 
bis 141 dejelben, in welchen die wichtigften Functionen des übertragenen 
Wirkungskreifes aufgezählt find, Aufklärung zu geben vermögen. — In 
dieſem Sinne bat fih früher auch der Caſſationshof ausgefprochen; 
und zwar mit Erkenntniß vom 13. Detober 1851 (Gerichtszeitung, 
Nr. 268) in folgenden Worten: „Wenn gleih die Gemeinde: 
Borftichung nad dem neuen proviforifhen Gemeindes 
geſetze hinfichtlich der miederen Bolizei und Der niederen derlei 
Bergehungen als eine Dbrigfeit anzufehen ift; fo kann fie doch 
als ſolche nach feinem beftehenden Gefeße weder bei einer eigenmächtig 
erklärten Bannlegung eines Gemeindewaldes, nod bei einer Privat: 
pfandung angefehen werden, weldhe fie im eigenen Intereſſe der 
Gemeinde nach $. 1321 des a. b. G. B. vornehmen läßt; und es war 
daher auch ihr (diefe Functionen vornehmender) Waldhüter*) kein 


) Dabei verfteht fich aus den bier oben (©. 830) unter litt. aa, bb und ee 
angeführten gefeßlichen Beftimmungen von felbft, daß ein, wenn auch nur im Privat: 
dienfte einer Gemeinde fichender Waldbüter, wenn er zur Bewachung des Waldes 
und beziehungsweiſe für den Forſtſchutz- und Jagddienſt, oder für einen dieſer 
Dienfte allein von der landesfürftlihen Behörde beeidiget ift, allerdings als ein 
obrigkeitliher Abgeordneter im Sinne des 8.68 anzufeben wäre, wobei 
nicht unbemerkt gelajfen werden fann, daß, wenn auch diefe Befchränfung in 
der obigen Entjcheidung des Gaffationshofes vom 13. October 1851 etwa nicht 
verftanden fein wollte, diefelbe jedenfalls wenigftens gegenwärtig vermöge 
der ihr nachgefolgten Geſetze, nemlic durch den $. 68 des Strafgefehes vom 
27. Mai 1852, fo wie durd das Forftgefeh vom 3. December 1852, und die 
oben unter litt. aa und ee citirten Verordnungen vom 3. April 1853 und 
2. Sänner 1854 ald zu Recht beftehend angenommen werden müßte. — 

Hype, Commentar. ü 53 
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Abgeordneter einer obrigfeitlihen Perfon, und auch feine Wache 
in Bollziehung eines öffentlichen, d.h. von einer Behörde ausgehenden 
Befehles.“ — Allein der Gaffationshof hat ſich in jüngjter Zeit zu einem 
viel ftrengeren Grundfaße befannt, der geeignet fcheint, die über den Gegen: 
ftand der Frage von der Praxis, zumal der unteren Gerichte, in älterer 
und neuerer Zeit feftgehaltene Anficht*) allmälig zu verdrängen. — In 
einer gewiſſen Beziehung kann bereits das Erkenntniß des Caſſationshofes 
vom 30. September 1852, 3. 9833 (Gerichtäzeitung, Nr. 157), als ein 


) Nicht bloß die neuere Rechtsanſchauung der vaterländifchen Gerichte: 
böfe, wie felbft die oben berufene Entfheidung des Caſſationshofes vom 
13. October 1851 beweifet, welche ſich dieffalld auf das neue prov. Gemeinde 
Geſetz vom 17. März 1849 berufen konnte, fondern auch die Ältere Prarie 
batte binfichtlih der aufgeworfenen Frage nicht bloß bei Gemeinde-Por: 
ftebern, ſondern in Beziehung auf ein analoges Verhältniß, nemlich bei 
Batrimonial-Beamten, ſtets zwifchen deren öffentlihen oder Regie: 
rungs-Functionen, und deren Einfchreiten im Privat-Intereffe der 
Gemeinde oder bezichungsmeife ihres Gutsherrn (Dominium) unterfchieden, 
und derlei Functionäre nur bei Verrichtungen der erjteren Art, nie aber bei 
den Ginfchreitungen der zweiten Art als obrigkeitlihe Organe angefehen. Zur 
gefeglihen Begründung diefes Unterfchiedes bezug man fich in älterer Zeit 
gewöhnlich auf die von der höchſten Geſetzgebung felbft in dem Juſtizhofdecrete 
vom 9. November 1816, Nr. 1293 der I. ©. ©., feftgeftellte Definition eines 
öffentlihen Beamten, welche wörtlih in den Schlußabſatz des 8. 101 des 
gegenwärtigen Strafgefeßed übergegangen iſt. Sie lautet wörtlih: „Im 
Allgemeinen verftebt man nad dem Sprachgebrauce unter einem Beamten den 
jenigen (oder: „Als Beamter ift derjenige anzufehen”), welcher vermöge un: 
mittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages Gefchäfte der 
Regierung zu beforgen hat.” — Hiernach könne alfo auch — fo folgerte man, 
wie mir fcheint, ganz richtig — im Sinne und Geifte unſeres Geſetzes 
ein Gemeinde-Vorſteher, ein Batrimonial-Beamter u. f. f. nur rück— 
fihtlih jener Acte und nur infoferne als (öffentlicher) Beamter angefeben 
werden, als er öffentliche oder Regierungs-Geſchäfte beforge. — So 
find mir z. B. aus Älterer Zeit Entfcheidungen verfchiedener Appellations-Gerichte 
und felbft des oberjten Gerichtshofes namhaft gemacht worden, durch welche 
in einzelnen Fällen ausgeſprochen wurde, daß die Widerfepung, gewaltfame 
Handanlegung, gefährlihe Drohung u. dgl. gegen einen Patrimenials Beamten 
zu einer Zeit und während eines Actes, wo dieſer 3. B. mit mehreren ches 
maligen Guts = nterthanen feines Gutsherrn nur zum Behufe einer Privat: 
Ausgleichung über gewiſſe Differenzen zwifchen Dominium und Untertbanen ver: 
fammelt war, wo alfo ein ſolcher herrjchaftlicher Beamter bei dieſem befonderen Acte, 
obgleich er fonft im Allgemeinen politifher und Juſtiz-Oberbeamter war, 
eigentlich nur als öfonomischer Oberbeamter oder ald Privat-Mandatar ſeines 
Dienftheren fungirt habe — keineswegs ald Auflauf, oder öffentliche Gewalt 
thätigkeit u. dgl. angefehen werden könne. — — 
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Uebergang zu dem angedeuteten ftrengeren Grundfaße angefehen werden. 
Durch daffelbe hatte nemlich diefer höchſte waterländifche Gerichtshof, freilich 


noch nah Maßgabe des früheren Strafgefeßes vom 3. September 1803 
(deifen 88. 61 und 70 des T. Theils und $. 72 des IL. Iheild übrigene fat wörtlich mit den 88.68, 81 und 
312 des jehigen Geſehzes übereinftimmten, in welchem aber die 88. 76 und 78 ded gegenwärtigen 
Geſetzes nicht vorkamen, und jomit der von der nunmehrigen Gejekgebung Har ausgeſprochene 
Unterfchied zwifchen „den von der Regierung zur Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten 
berufenen Berfammlungen, Gerichten und anderen öffentlichen Bebörden einerſeits, 
und gejeplih anerkannten Rörperfchaften, und Berfammlungen, die unter Mit— 
wirkung oder Aufficht einer öffentlihen Behörde gehalten werden and'rerfeits”, unter 
welch’ Ichtere doch offenliegend auch eine Gemeinde»: Berfammlung, zumal wenn fie fi nur zur 


Berhandlung überihre privativen Gemeinde Intereffen verfammelt, nicht durchgeführt war) „Die von 
mehreren Berfonen gegen eine zu dem Zwecke, um einen neuen Orts- oder 
Gemeinde Arzt zu wählen, angeordnete Gemeinde-Berfammlung ans 
gewendeten gefährlichen Drohungen als das im $. 70 (des früheren, bezichungd- 
weife $. 81 des jehigen) Geſetzes bezeichnete Verbrechen erklärt“, und dieß mit 
den Worten begründet: „daß die dargeftellte Wivderfeglichkeit gegen die 
Gemeinde: Bertretung, durch die erwähnten gefährlichen Drohungen, 
begleitet mit der Abficht, die Gemeinde-Bertretung in der Wahl des 
Drtsarztes und fomit in der Ausübung ihres (öffenttihen?!) Amtes 
zu hindern, alle wefentlichen Momente des Verbrechens der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit im Sinne des citirten F. 70 (red alten und $. St des neuen Ge 
jenes) enthalte, und daß es feinem Zweifel unterliegen könne, daß die Ge- 
meinde-Vertretungen fowohl nach den alten, ala nach den neuen provi— 
forifhen Gemeindegefegen in der Ausübung ihres Amtes (wobei alſo nicht 


weiter unterfchieben wird, ob ſich eine derlei Amtä: Ausübung einer Gemeinde: Vertretung auf die 
Privat⸗Intereſſen der Gemeinde, oder auf irgend einen öffentlidhen, von ihr im Auftrage und 


im Namen der Regierung zu vollziebenden Act beziche) gleich obrigfeitlichen Perſonen be⸗ 
trachtet werden müſſen, da fie als Regierungsorgane (in jeglicher 
Beziehung? — auch infoferne fie nur ihre Privat- Intereffen betreuen ?) beitellt find. — — 
Eine Fortbildung dieſer neueren Anfiht des Caſſationshofes bildet deſſen 
Erkenntniß vom 3. Mai 1854, 3. 2988 (Gerichtszeitung, Ar. 67), wo— 
durch derfelbe zu Recht erkannte: „daß die von Jemandem gegen einen 
Bürgermeifter, welher mit den Gemeinde-Ausfhüfien zur Ord— 
nung und Fertigung der Gemeinde-Rehnungen verfammelt 
und damit befhäftiget war, während diefes Actes vorgebrachte Bes 
leidigung, weil der Bürgermeifter ein Beamter der Gemeinde- 
Behörde fei, und in dDiefer Eigenschaft eben in Ausübung feines 
Amtes begriffen war, allerdings die im $. 312 des Strafgejeßes be: 
zeichnete Uebertretung bilde." — — Noch) entjchiedener und durchgreifender 
aber wurde diefe Anficht von dem Caſſationshofe in feiner Entjheidung vom 
20. September 1854, 3.9927 (Gerichtszeitung, Nr. 145), ausgeſprochen. 
53* 
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Es handelte fich hierbei um einen Vorfall, wo der Angeklagte fih dem 
Semeinde-Borfteher, als diefer ihm die weitere Fällung auf dem Gemeinde: 
grunde ftehender Pappeln umd Weiden, deren Eigenthum zweifelhaft war, 
welche aber der Angeklagte für fein Eigenthum hielt, unterfagte, und die 
Vermeſſung der bereits gefüllten vornehmen wollte, in der Abficht, dieſe 
Amtshandlung zu vereiteln, mit gegen denfelben gefhwungener Hade und 
mit gefährlicher Drohung widerjeßt hatte. — Das Landesgericht konnte in 
diefer Handlungsweife nicht Das im $. 81 bezeichnete Verbrechen erkennen, 
weil es von der Anficht ausging: „daß der Gemeinde = Vorfteher bei diefem 
ganzen Borfalle nicht als öffentlicher Beamter fungixte, und als folder 
den im $. 68 des St. ©. bezeichneten Perfonen nicht beigezählt, daher 
auch auf die That des Angeklagten der $. 81 nicht angewendet werden 
könne.“ — Der Gaffationghof hob nun über die dagegen von der Staate- 
anmwaltichaft ergriffene Nichtigkeitsbefchwerde dieſes Urtheil des Landes: 
gerichtes auf, erkannte den Angeklagten wegen der obigen Handlung wirklid 
des im $. 81 bezeichneten Verbrechens für fhuldig, und begründete dieſe 
feine Entfheidung durch machjtehende, fehr eingehende Ausführung: „Die 
Staatdanwaltfchaft erkenne in der (even exit angeführten) Begründung des Landes« 
gerichtes um jo mehr eine irrige Auslegung des $. 68 des St. G., als das 
Geſetz einen ſolchen Unterfchied nicht kennt, nad den 88. 71, 72 und 107 
der Gemeinde-Drdnung (foll wohl heigen: „des allgemeinen prov. Gemeindegejehes vom 
17. März 1849°) und der (böhmiihen) Statthalterei-Berordnung vom 20. Februar 
1850 e8 zu den Pflichten des Gemeinde-Vorftehers gehört, das Vermögen 
der Gemeinde zu erhalten, und nach der faif. Verordnung vom 11. Mai 1851, 
Nr. 127 MER. G. Bl. 8. 1 (wergt. die unten nächſtfolgende Anmerkung), Die fungirenden 
Gemeinde = Vorfteher font auch als Amtsperfonen zu betrachten feien. — 
Diefe Auffaffung der Staatsanwaltfchaft ift nun allerdings die richtige. 
Unter den im $. 68 des St. G. B. unter dem Begriffe: „Obrigkeit“ ein: 
bezogenen Perſonen, erfcheinen auch Beftellte oder Diener einer Gemeinde: 
Behörde aufgezählt, infoferne fie in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auf 
traged oder in Ausübung ihres Amtes oder Dienftes begriffen find. Die 
Gemeinde » Vertretung hat nad dem Gemeindegefeße einen natürlichen und 
einen übertragenen Wirkungskreis. Das Gefek hat, als es die Beftellten 
oder Diener der Gemeinde-Behörden unter diejenigen Organe in den 88. 68, 
81, 279 und 312 des St. G. B. aufnahın, gegen welche im Bollzuge 
eines obrigkeitlihen Auftrages oder in Ausübung ihres Amtes oder Dienftes 
Widerftand als eine befonders ftrafbare Handlung erklärt wird, nicht unter: 
ſchieden, ob diefer Auftrag oder diefe Amtshandlung aus dem 
natürlichen oder übertragenen Wirkungskreiſe fließe; eine folde 
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Abgrenzung Fonnte mit Berüdfihtigung des Umftandes, daß die 
fo wichtige Localpolizei nah $. 119 und 120 des Gemeindegefeßes in den 
natürlichen Wirkungskreis der Gemeindevertretung gehört, deren ungehin— 
derter Bollzug oft den Schuß der Regierung bedarf, gar nicht in der Ab— 
fiht der Gefehgebung gelegen fein, und ſelbſt das Landesgericht ſcheint 
nad feinen Entfheidungsgründen nur in jenen Fällen, wo ein Gemeinde: 
beamter oder Diener eine lediglih in der Verwaltung oder 
Siherung ded Gemeindevermögensd bezwedende Amtshand- 
lung unternimmt, diefen nicht in die Kategorie der in dem $. 68 des 
&t. ©. B. angeführten Regierungsorgane mitzählen wollen. Allein 
diefe Auffaffung, emer beftimmten gefeglihen Bafis ent- 
bebrend, erfheint nod weniger haltbar, als die obige Ab— 
grenzung, zumal fi) der Zwed und Grund der Amtshandlung nicht 
immer anfchaulich herausftellt, und oft eine verfchiedene Deutung zuläßt. 
Sie hätte den Uebelftand zur Folge, daß Gemeindebeamte bei einer Amts— 
handlung den Parteien jedesmal die Motive und den Endzwed ihrer Amts: 
handlung erläutern müßten, damit diefe beurtheilen könnten, ob ihr all- 
fälliger Widerftand dagegen ihnen ftuafrechtlich zugerechnet werden fönne, 
und dieß befonders in folhen Fällen, die eine doppelte Deutung zulaffen, 
wie 3. B. der hier in Frage ftehende, wo das Verbot des Fällens der 
Bäume, welches von dem Landgerichte als ein zur Wahrung der Intereffen 
der Gemeinde, auf deren Grund die Bäume ftanden, erfolgtes Einfhreiten 
des Gemeindevorftchers angefehen wird, ebenfo gut als ein polizeiliches 
Berbot gegen PBerlegung fremden Eigentums, oder gegen Uebung von 
Selbfthilfe ausgelegt werden fönnte. — Man muß daher annehmen, 
daß in dem 8. 68 des St. ©. 2. rüdfihtlih der Gemeinde: 
beamten oder Diener in Ausübung ihres Amtes oder Dienſtes 
fein Unterfhied in der Gattung diefer Amtshandlungen beftebe, 
was auch gewiffermaßen durch die faiferliche Verordnung vom 11. Mai 1851, 
Nr. 127 des R. ©. Dl.,*) unterftügt wird. — Das Landesgericht hat 
daher, ala es diefen Unterfchied annahm, den $. 68 des St. G. B. 
irrtbümlih ausgelegt." — — — 


*) Hier hätte wohl, ftatt der faiferlichen Verordnung vom 11. Mai 1851, 
Mr. 127 des R. G. Bl., jedenfalld die Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 
des R. ©. DL, berufen werden follen, da zur Zeit, ald das in Rede ftehende 
Erkenntniß des Caſſationshofes gefhöpft wurde (nemlich am 20. September 
1854), wohl fhon längft die leptere Verordnung in Wirkſamkeit, und an die 
Stelle der erfteren vom 11. Mai 1851 getreten, und diefe durch den $. 17 des 
ſpäteren Geſetzes ſogar ausdrüdlich abgejchafft worden war. — 
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Wenn nun auch die vorftehende von dem Gaffationshofe aus den 
88. 119 und 120 (mozu in gleicher Richtung wohl auch mod; die $$. 121 und 122 citict 
werden fünnten) des proviforifchen (wohl auch in diefer, wie in fo manch' anderer Be 
ziehung nicht ſehr gelungenen, und den beſtehenden praftiichen Berbältniffen wenig angepaßten) 
Gemeindegefeßes vom 17. März 1849 hergeholte Argumentation Jeder: 
mann überzeugen Tann, daß ein Gemeinde-Vorfteher, Beamter oder «Diener 
allerdings auch bei gewiffen in dieſem Gefege unter den f. g. natürlichen 
Wirkungskreis eingereihten Functionen, infoferne diefelben nur überhaupt 
nach ihrer inneren Natur noch immer als Regierungs-Geſchäfte er— 
fcheinen, als ein obrigkeitlihes Drgan oder ald Abgeordneter emer 
Gemeinde-Behörde angefehen werden müffe, und daß daher die hierbei 
ven der bisherigen Praris gewöhnlich in Anwendung gebrachte Unterjcheidung 
zwifchen dem f. g. natürlihen ımd dem übertragenen Wirkungstreife, 
wenigftens infoferne der Umfang diefer beiderfeitigen Wir 
kungskreiſe auch in ftrafrehtliher Beziehung nur mach dem 
mehrgenannten Gemeindegefehe begrenzt werden wollte, nicht 
zunächt als maßgebend in Anfchlag gebracht werden dürfe: fo jeheint mir 
doch, bei aller Verehrung für die Bräjudicate des hohen Kaffationshofes 
die weitere Folgerung defjelben zu weit zu gehen, daß nemlich bei Gemeinde: 
Borftehern, »Beamten und »Dienem, wenn fie einmal in Ausübung ihres 
(d. b. doch wohl immer wieder des Gemeinde) Amtes oder Dienftes begriffen find, 
gar feine weitere oder unterfcheidende Rüdfiht auf die Gattung ihrer Amt 
handlung zu nehmen fei, und daß diefelben namentlich auch dann als obrig— 
feitliche Drgane im Sinne der 88. 68, 81 und 312 des St. ©. anzır 
jehen feien, wenn es fih nur um folde Amtshandlungen derjelben handelt, 
welche fih ausfhliegend auf die Verwaltung und Sicherung des (privas 
tiven) Gemeinde-Bermögens beziehen. — Diefe Folgerung feheint mir 
nemlich vorerft gegen die innere Natur der Sache zu ftreiten, da 
Gemeinde» Vorfteher, «Beamte und «Diener in diefer letzteren Beziehung 
eben fo wenig ald Drgane der Obrigkeit oder einer Behörde angeſehen 
werden können, ald unmittelbare Staats-Beamte, wenn fie fonft 
gleich vermöge ihrer ämtlihen Stellung zunächſt mit der Erecution ge 
tichtlicher oder polizeiliher Befehle beauftragt erfcheinen, oder felbit 
Gensd’armen, rückfichtlich jener Acte, wobei fie nicht im öffentlichen 
Dienfte, d. h. nicht in Vollziehung eines obrigkeitlichen oder Regie 
rungssAuftrages, fondern nur in Ausübung irgend eines Privat- 
Geſchäftes, oder eines, wen gleich von ihnen etwa als Mandataren eines 
Anderen vollzogenen Privat Dienftes begriffen find. — Der erwähnten 
fo weit ausgreifenden Folgerung des Caffationshofes dürfte ferner auch der 
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Wortlaut unferes pofitiven Gefeßes, nemlich der Schlußabjak des $. 68 
(„infoferne diefe Perfonen in Vollzichung eines obrigkeitlichen Auftrages sc. begriffen find“), 
deffen Erörterung bier unten (auf Seite 842 — 849) nadfolgt; — jo 
wie ferner alles dasjenige entgegenftehen, was oben in der Anmerkung * 
auf Seite 834 bemerft, und was von dieſem höchiten Gerichtshofe 
jelbft in feiner früheren (oben auf Seite 833 angeführten, und mit deſſen fpäteren 
Grlenntniffen wohl faum in Gintlang zu bringenden) Enticheidung vom 13. October 
1851 geltend gemacht worden ift. — Auch die Berufung auf die faijerliche 
Verordnung vom 11. Mai 1851, Nr. 127 des R. ©. Bl., dürfte die Anz 
fiht des hohen Taffationshofes in der angegebenen, jo weit greifenden 
Richtung nicht Halten können; einmal ſchon darum nicht, weil ji die hier: 
aus abgeleitete Beweisführung per petitionem prineipii in einem Zirkel 
drehen dürfte, indem in diefer Verordnung ($. 1) allerdings die Gemeinde: 
Borfteher (übrigend wohlgemerkt auch bloß die Gemeinde» Borfteber, nicht auch alle Gemeinde» 
Beamten und Gemeinde» Diener) zwar fchlechtweg unter dem Gefammtausdrude: 
„politiihe Obrigkeiten“ umfaßt werden, allein eben hierbei erft wieder in 
Frage kommt, inwieferne fie denn als obrigfeitlihe Functionäre 
anzufeben feien, und Die (hieraus abftrahirte) Kolgerung, Daß fie bei jeder 
Gemeindedienftes - Ausübung als Obrigfeiten fungirend anzuſehen feien, 
erft wieder künstlich in diefe Verordnung hineininterpretirt wird, und um jo 
weniger im Wortlaute und Geifte derfelben zu liegen fcheint, als dieſes Geſetz, 
gleichwie auch das analoge Spätere vom 20. April 1854, Nr. 96 des R. ©. Bl., 
nad dem ganzen Eonterte — eben nur von öffentlichen oder von Regie— 
rungs-Functionen der Gemeinde-Borfteher fpricht, die fie „im Bereiche 
ihrer Amts-Aufgabe" zu vollziehen haben. Dazu fommt aber die noch 
fchlagendere Gegenbemerfung,, daß diefes Gefeb vom 11. Mai 1851 (wie 
ſchon vorſtehend in der Anmerkung * auf Seite S37 erwähnt wurde) Durch die fpätere Ber- 
ordnung vom 20. April 1854 ſogar ausdrücklich abgefchafft worden 
ift, und daß indbefondere diejenige Stelle des $. 1 der Verordnung vom 
11. Mai 1851, worin der hohe Gaffationghof (freilich nur gewiffermagen!?) 


eine Unterftüßung feiner obigen Anficht zu erkennen glaubte (nemtich die in jener 
Verordnung vom 11. Mai 1851 vorfommende, von dem Geſetze Telbit in Parenthefen dem Aus 
drude: „politifche Obrigkeiten“ beigefügte Parapbraje deffelben: „die politifchen Be» 


hörden und die Gemeinde» Borficher”), in die jpäteren, außerdem doch 
faft wörtlich mit diefer Verordnung vom 11. Mai 1851 übereinftimmenden 
Gefeße vom 20. und 25. April 1854, Nr. 96 und 102 des R. ©. Bl, 
nicht übergegangen, daher jonder Zweifel eben wegen der Vagheit und 
Unbeftimmtheit des gedachten Ausdruckes von der höchſten Gefeßgebung 
jelbit zur Wiederholung im ſpäteren Gefege für unpaffend befunden, und 
dadurch zugleich zur Unterftügung für eine hieraus abgeleitete Folgerung 
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für ungeeignet erflärt worden if. — — — 68 fcheint mir demnad die 
bis ausſchließlich zur allerjüngften Zeit herauf in der praftifchen Juris: 
prudenz der vaterländifchen Gericht&höfe, und wie gezeigt, früherhin felbft 
des oberften Gerichts- und Caffationshofes ziemlich unbeftritten feſtgehaltene 
Anficht noch immer den Vorzug zu verdienen, wornach nemlich in den vor 
ausgefehten Fällen vor Allem auf die innere Natur des Amtsactes, 
d. h. darauf Nücjicht genommen werden müffe, ob die von dem Vorſteher, 
Beamten oder Diener einer Gemeinde vorgenommenen Functionen öffent: 
lihe und obrigfeitlihe Amtsacte, die von der Gemeinde ala Be: 
hörde oder von den erwähnten Organen wenigftens im mittelbaren 
Auftrage der Regierung vorzunehmen waren, oder blog im Privat: 
Intereffe der Gemeinde vollzogene Gefchäfte derfelben waren, und daß daher 
die erwähnten Gemeinde-Drgane wohl im erfteren, keines wegs aber 
auch im leßteren Falle fih des befonderen in den 88. 68, 81 umd 
312 des St. ©. feſtgeſetzten Schußes zu erfreuen haben follen. — — — 

Zu den weiterhin im vorftehenden $. 68 ausdrücklich genannten „Civil: 
wachen" find im Sinne unferer Geſetze auch die von der vulgären Sprache ge 
wöhnlich ſ. g. Polizeis) Vertrauten zu rechnen, infoweit jie wirklich Aufträge 
einer Öffentlichen Behörde zu vollziehen haben, und denjenigen Berfonen, in 
Beziehung auf welche fie als Abgeordnete der Bolizeibehörde auftreten (werat. 
unten die auf S. 843 u. fag. vorfommende Erörterung), auch wirklich als ſolch c erſchei— 
nen; — weil ſie in dem Geſetze, nemlich in dem 8. 30 der mit a. h. E. 
vom 10. Juli 1850 genehmigten „Grundzüge für die Organiſation der 
Polizeibehörden“ ausdrücklich als „Civilwache“ erklärt werden; ) — 
ferner auch die von den Gemeinden zur Aufſicht, Ueberwachung oder Auf— 


*) Der oben citirte $. 30 lautet wörtlich: „Der Stadthauptmannſchaft 
(Polizei-Direction) wird ferner (memlich nebſt der in den vorausgehenden 8$. 28 und 29 
bezeichneten Militär-Polizeiwache, wovon jogleich weiter unten gehandelt wird) eine 
Civilwache beigegeben. — Diefelbe fungirt in Givilfleidern, und ift 
mit einer Plaque zur Legitimation verſehen.“ — 

Diefe mit A. h. €. vom 10. Juli 1850 fanctionirten Grundzüge find 
abgedrudt in folgenden Landee-Regierungd-Blättern: 

a) für Böhmen, Jahrgang 1850, Nr. 142, bereits in Folge eines Erlaſſes 
des Minifteriums des Innern vom 29. Juni 1850, 3. 3880, alſo noch 
vor erfolgter a. b. Genehmigung; 

b) für Defterreich unter der Enns, Jahrgang 1851, Nr. 39; 

e) für Krain, Jahrgang 1851, Nr. 66; 

d) für Trieft und das Küftenland, Jahrgang 1851, Stück XIX, Nr. 1;— 
und zwar in den drei leßtgenannten Gefegblättern immer mit Bezug auf 
einen Erlaß des Minifteriums des Innern vom 10. December 1850, 3. 6280. 
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rechthaltung der öffentlihen Ordnung, Ruhe und Sicherheit in ihrem Ge— 
meinde= Bezirke aufgeftellten Gemeinde- Wachen, mögen fie je nad Ver: 
fchiedenheit der Orts» Gebräuche und Orts -Namen unter was immer für 
einer Benennung, als 4. B. Gemeinde, Schar-, Polizei-, Sicherheits-, 
Grunde, Orts-, Nacht» Wächter, Bettelvögte u. dgl., beftellt fein, indem 
ja derlei Gemeinde-Wachen wirklich nur als Diener und Bollzugsorgane des— 
jenigen (öffentlichen) Wirkungsfreifes der Gemeinden erfcheinen, wornach 
diefe leßteren auch mit der f.g. Sicherheits- Polizei betraut find. — In 
diefem Sinne haben ſich auch bereits zwei Erkenntniffe des Caſſationshofes 
vom 1. Juli 1852, 3. 6574 (Gerichtezeitung, Nr. 116), und vom 22. Februar 
1854, 3. 1715 (Gerichtszeitung, Nr. 54), ausgefprochen. In dem erfteren 
heißt ed wörtlih: „Die Aufftellung von Gemeindewacen gefchieht im Aus: 
fluffe der durch höhere Anordnung den Gemeinden übertragenen 
Sorge für die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicher: 
heit in jedem Gemeindebezirke. Daraus folgt notbwendig, daß die von 
der Gemeinde beftellte Wache der von jeder anderen Sicherheite- 
Behörde beftellten Wache gleihgeachtet, und unter der allgemeinen 
Benennung: „Civilwache“ mitbegriffen betrachtet werden müſſe.“ — In 
dem zweiten aber bemerkt diefer hohe Gerichtshof: „Da in Drten, wo Feine 
eigenen Bolizeibehörden beftehen, die Bolizeiaufficht dem Drtsvorftande an— 
vertraut ift, fo muß auch der Ortswächter, welcher von dem Drtsvorftande 
bei was immer für einem Anlaffe zur Verhütung von Ercefien beaufs 
tragt ift, dabei ald in Vollziehung eines obrigkfeitlihen Auftrages 
begriffen, umd eine an ihm verübte Beleidigung daher allerdings als die im 
$. 312 bezeichnete Uebertretung 'angefehen werden.“ — — 

Unter die im $. 68 angeführte „Militärwache“ gehört namentlich 
auch die „Militär-Polizeiwache“, welche vermöge $. 28 der mit a. h. E. 
vom 10. Juli 1850 genehmigten, und eben erſt (Anmerk. auf ©. 840) citirten 
„Grundzüge für die Organifation der Bolizeibehörden“ in den Hauptftädten 
der Kronländer und für den Polizei-Rayon derfelben, „der Stadthaupt: 
mannfchaft (Polizeidirection) als eine bewaffnete Macht zur Unterftüßung 
und Handhabung des erecutiven Dienftes beigegeben ift“, und 
vermöge $. 29: „wenn fie im Dienfte ift, alle in den Geſetzen gegrüns 
deten Rechte der Wache, und den befonderen gefeglihen Schuß 
genießt, welcher den obrigfeitlihen Berfonen und Civil- und 
Militärwahen zukommt“, wornach confequent mit Verordnung vom 
6. Jänner 1851, Nr. 8 des R. G. Bl., auch ausgefprochen wurde: „daß 
unter dem in unferen Gefegen öfters vorfommenden Ausdrude: „Sicher: 
heitswache“ allerdings auch die Militär-Polizeiwache zu verftehen 
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fei. — In Wien gehört aber namentlich auch noch die „Gewölbwache 
in der inneren Stadt Wien” *) darunter, da diefelbe vermöge des 8. 3 der 
mit a. h. E. vom 25. November 1850 genehmigten Gefeßes über die 
Drganifirung derjelben (Kundmachung der n. ö. Statthalterei vom 2. No- 
vember 1850, Nr. 105 im Landesgefeßblatte für Defterr. u. d. €.) „ein 
Beftandtheil der Militär-Polizeiwache ift“, und vermöge der über: 
dieß ausdrüdlich im $. 13 gefchehenen Feſtſetzung, „wenn fie im Dienfte 
ift, wie die f. k. Militär» Polizeiwache, alle im Gefeße gegründeten Rechte 
der Wache und den befonderen gejeglihen Schuß genießt, welcher den obrig- 
feitlichen Perfonen, und Civil- und Militärwachen zukommt;“ — wobei noch 
zu bemerken tft, daß nad) den 88. 1 und 10 diejer Drganifirungs-Borfchrift Die 
vorzüglichite Beitimmung des genannten Wachkörpers darin befteht: „Ge: 
wölbe, jo wie ebenerdige Niederlagen, und andere Gefchäfts- und Verkaufs— 
Rocalitäten in Straßen und auf Plätzen vor Einbrüchen und anderen Gefahren 
zu fichern;“ daß jedoch vermöge $. 11 eine weitere Obliegenheit der Gewölb: 
wache „inder Wahrnehmung aller Störungen der Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit und, infoferne fie ohne Hintanfegung ihrer eigentlichen 
Beftimmungen, diefelben zu hindern und die Ruheftörer und Ge— 
fegübertreter zu Stande zu bringen nicht wermöchte, in Der unge 
ſäumten Meldung diefer Störungen beſtehe.“ — — 

Zu den durch die allgemeine Charakteriftit des $. 68 (als gericht: 
liche oder obrigkeitlihe „Abgeordnete“ oder „Beftellte*) bezeichneten 
obrigkeitlihen Berfonen gehören endlich, obgleich fie dajelbft niht nament- 
lich aufgeführt jind, in denjenigen Kronländern unferes Kaiferftaates, in 
weldhen eine Notariatsordnung eingeführt if, auch noch die Notare, in 
foferne fie ala Gerihts-Commiffäre zur Vornahme verſchie— 
dener gerihtliher Amtshandlungen im Namen der Gerichte 
verwendet werden und fungiren;**) — daher denn auch der $. 186 


*) Im Eingange des obigen Gefeked haben Se. Majeftät zugleich den 
Behörden die Ermädhtigung zu ertheilen gerubt: „im erforderlichen Falle die 
Einführung der Gewölbwache auch in den Borftädten nadı gleichen 
Grundſätzen zu veranlaffen“ — — was aber befanntlih bisher noch nicht 
geſchehen ift. — 

**) Die Beftimmung, daß Notare zur Beforgung gemiffer gericht: 
lihen Amtshandlungen als Gerichts-Commiſſäre verwendet werden 
können, kommt zwar weder in der Notariatd-Drdnung für dad lombardiſch— 
venetianifche Königreich (d. i. in dem Regolamento sul Notariato — ul: 
fprünglich per tutto il Regno d’ Dalia — vom 17. Juni 1806, im Bollettino 
delle leggi del Regno d' Italia, parte 2da dell’ anno 1806, pag. 662 e sgg.), 
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der Notariate-Drdnung vom 29. September 1850, Nr. 366 des R. G. Bl., 
erflärt: „Beleidigungen oder Widerfeglichkeiten gegen die Notare in der 
Ausübung ihrer Amtshandlungen als Gerihts-Gommiffäre 
werden nad den allgemeinen, zum Schuße der öffentlichen Beamten bes 
ftehenden Strafgefeßen behandelt." — 

Allein alle im $. 68 und in vorftehender Auseinanderfeßung auf 
gezählten Amtsperfonen find nur infoferne Object (paſſives Subject) des 
vorftehenden Verbrechens, fo wie der mehrgenannten damit verwandten 
ftrafbaren Handlungen: „infoferne diefe Perfonen in Bollziehung eines 
obrigfeitlihen Auftrages, oder in Ausübung ihres Amtes oder 
Dienftes begriffen find.“ 

Der Sinn diefer Gefeßesftelle befteht num offenliegend darin, daß 
alle derlei Amtsperfonen den erwähnten vorzugsweiſen Gefeßes-Schuß nur 
infoferne genießen follen, als fie wirklich als Amtsperfonen eins 
fhreiten. Dieß muß aber vor Allem in ganz natürlihem Sinne, und 
nicht etwa buchſtäblich aufgefaßt werden, wie dieß Ießtere ſchon miehr- 
fach aus Anlaß praktifcher Fälle von rabuliftifhen Vertretern verfucht wor: 
den ift. Es würde nemlich geradezu auf eine Elifion und Berhöhnung des 
Sefeßes hinauslaufen, wenn man z. B., um nur wirklich vorgelommene 


noch in jener für Dalmatien vom Jahre 1525 (d. i. im Regolamento pro- 
visorio pe’ Notaj della Dalmazia — in der dalmatinifchen Provinzial: Gefch- 
fammlung, Sahrgang 1827, ©. 143 u. fag.), fondern erft in der neueren 
(befanntlih nur für die Kronländer Defterreih ob und unter der Enns, Salz: 
burg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Görz und Gradiska, Iſtrien, Trieft mit 
feinem Gebiete, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren und Schlejien wirfs 
famen) Notariatdordnung vom 29. September 1850, Nr. 366 des R. G. Bl, 
vor, deren 88. 176—184 diejenigen gerichtlihen Amtshandlungen aufzählen, zu 
deren Vornahme die Notare als Gerichts-Commiſſäre verwendet werben 
können. — Allein diefe Verwendbarkeit der Notare ald Gerichts - Gommifjäre 
ift in jüngfter Zeit implicite auch für die übrigen Kronländer, wo nod (wenn 
gleidy andere) Notariatd-Drdnungen befteben, d. i. aljo nach dem Geſagten auch 
auf das lombardifch-venetianifche Königreih und auf Dalmatien aus— 
gedehnt worden, dur den $. 3 des für den ganzen Umfang ded Kaifertbums 
Defterreich geltenden Geſetzes vom 9. Auguft 1854, Nr. 208 des R. ©. Bl., 
„uber das gerichtlihe Verfahren außer Streitfachen“, indem berfelbe wörtlich 
Folgendes fetjeßte: „In denjenigen Kronländern, in welchen eine 
Notariatsordnung eingeführt ift, können die öffentlich beftellten 
Notare, wenn es zum Bortbeile der Parteien gereiht, von dem Gerichte in 
ihrem Bezirke als Gerihts-Gommiffäre zur Bornahme derjenigen Acte in 
Gefhäften außer Streitfahen ermächtigt werden, welche nicht durch eine 
vorausgehende richterliche Entjheidung bedingt find.” — — 
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Fälle zu befprechen, einen Polizei - Commiffär, oder die Wachmannſchaft, 
die im Hin- oder Rückwege zu oder von einem localen Amtsacte, wozu fie 
fpeciell abgeordnet wurden, begriffen find; — oder wenn man einen Ge 
richtsvollzieher, der zur Bormahme einer Pfändung abgeordnet wurde, in dem 
Augenblide, wo er die Pfändung zwar ſchon vollzogen hat, aber mit dem 
Zufammenräumen feiner Schreib-Requifiten befchäftiget ift, u. dgl. nicht ala 
in Ausübung ihres Dienftes beqriffene Amtsperfonen anerkennen wollte, 
unter dem fchalen Vorwande, daß die erwähnten Berrichtungen feinen 
integrirenden Theil der unmittelbaren Amtsfunction bilden, indem die leßtere 
in diefen Fallen voraugsfeßlich entweder noch nicht begonnen hat, oder bereits 
vollendet ſei. Es leuchtet ſchon aus der Natur der Sache ein, daß alle jene 
Functionen, welche ihrer Natur nad, wenn auch nur mittelbar integrirende 
Beftandtheile eines fpeciellen Amts» Gefchäftes, d. h. nothwendige Mittel 
zum Zwecke der Ausführung diefes Amtsgeſchäftes find, infoferne fie 
nur auch außerlich als ſolche erfcheinen, mögen fie nun der unmittel- 
baren Vollziehung des eigentlichen Amtsgefchäftes vorhergehen oder nad: 
folgen, im weiteren Sinne des Wortes immerhin ald „Ausübung des 
in Frage ftehenden fpeciellen Amtes“, oder doch mindeftens „des (allge 
meinen) Dienſtes“ dieſer Amtsperfonen angefehen werden müffen, indem 
fonft der, für derlei Amtsfunctionen von dem Gefeße beabfichtigte, gefeßliche 
Schuß von ſchlauen Frevlern faft jedes Mal vereitelt werden könnte. — In 
diefem Sinne hat ſich anläßlich eines analogen fpeciellen Falles — wo Jemand 
fich gegen einen bei ihm als Steuer= Erecutiongmann einquartirten Col- 
daten eine thätige Beleidigung ($. 312), jedoch zu einer Zeit erlaubte, wo 
der Steuerrückſtand bereits erlegt, jedoch die Ausquartirung des Erecutiond- 
mannes noch nicht erfolgt war — auch bereits der Gaffationshof mit Er- 
fenntniß vom 8. Jänner 1853, 3. 13462 (auszugsmweife auch abgedrudt 
in der Gerichtszeitung Nr. 42), in folgenden Worten ausgefprochen: „Die 
als Erecution eingelegte Mannſchaft muß fo lange als ſolche angefehen 
werden, und genießt den befonderen gefehlihen Schuß als Wache, bis fie 
von der competenten Behörde abberufen wird, daher auch der genannte 
Soldat ungeachtet der Tilgung des Stenerreftes ala Executions— 
mann und Wache zu betrachten war, da deffen Abberufung noch nicht 
verfügt worden ift.“ — In voller Gonfequenz biermit hat ferner der 
Gaffationshof mit Erfenntnig vom 19. Juli 1854, 3. 7632 (Gerichte. 
zeitung Nr. 100), einen becideten MWaldheger, der eine eines Wilddiebftahls 
verdächtige Berfon außerhalb des Forftrevieres verfolgte und anbielt, 
nod immer ald in Ausübung jeines Dienftes begriffen, mit den Worten ans 
erfannt: „Da die beeideten Waldheger die Forftpolizei handhaben, fo unter 
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liegt e8 feinem Zweifel, daß fie ein in der Befchädigung betretenes Individuum 
auch außerhalb des Forſtrevieres verfolgen und anhalten können.“ — 

Es muß hiernach überhaupt bei jedem öffentlichen Auftreten der 
genannten Amtsperfonen, jobald es in Frage fommt, ob fie in Ausübung 
ihres Dienftes begriffen waren, darauf Rückficht genommen werden, ob 
fie einerfeitd den fich ihnen widerfeßenden Perſonen auch wirklich als 
obrigfeitlihe Abgeordnete oder ala Amtsperfonen, und in Aus— 
übung ihres (öffentlihen) Dienftes apparirten,*) und ob fie and’rer- 
ſeits zu den von ihnen als angebliche Dienftesausübung zu vollziehen 
beabjichtigten Berrihtungen nah Maßgabe des Geſetzes, ihrer Dienftes- 
Inſtruction oder eines fpeciellen Umts-Auftrages wirklich befugt oder competent 
waren; weil in dem Falle, ala dem als Amtsperfon auftretenden Organe jede 
Legitimation zur Vornahme des beabfichtigten Amtsactes mangelte, felbit 
dann, wenn diefer Mangel den fich ihr widerfeßenden Berfonen nicht bekannt 
war, fondern dieſe fogar dafür hielten, daß diefe Amtsperfon hierzu befugt 
war, das zum Verbrechen des $. 68 (und ebenfo zu den analogen ftrafbaren 
Handlungen der 88.81, 279 und 280, 312 u. ff.) wefentlich erforder— 
liche objective Merkmal fehlt, welches von den Schlußworten des $. 68 
zu dieſem Verbrechen gefordert wird. — Eben diefe Anficht hat auch die hohe 
Autorität unferes Saffationshofes für fib. Derfelbe hat nemlih in der 
Particular- Entfheidung vom 17. März 1853, 3. 2578 (Gerichtszeitung 
Nr. 45), einen Mann, welcher das Gewehr eines Polizeifoldaten (der einem 
Binanzwachauffeher, mit welchem jener Mann bei feinem Eintritte über die 
Berzehrungsfteuer = Linie einer Hauptftadt in MWortwechfel und thätlichen 
Eonflict gefommen war, in der Art unaufgefordert zu Hilfe famı, daß 
er dDiefen Mann arretiren wollte) an der Mündung und in der Abficht erfaßt 
hatte, um die ihm von dem Bolizeifoldaten angedrohte Arretirung zu ver 
eiteln, von dem im $. 81 des St. ©. bezeichneten Verbrechen der öffent: 
lichen Gewaltthätigkeit losgefprochen, und auch deßhalb nur der im $. 72 
des II. Theile des früheren Strafgefeßes vom 3. September 1803 (wo— 
mit der $. 312 des heutigen Gefeßes analog ift) vorgefehenen Uebertretung 
ſchuldig erklärt.““ Zur Begründung diefes (überhaupt fehr wichtigen) 


*) Vergl. hierüber auch noch die weiter unten bei Erörterung des (böfen) 
Vorſatzes diefed Verbrechens vorfommende Auseinanderſetzung. — 

**) Die übrigen Beleidigungen, die fid der durch die obige Caſſationshofs— 
Entſcheidung verurtheilte Angeklagte laut deren Inhalt noch gegen mehrere Finanz— 
wachbeamte, und als er bereits arretirt war, gegen einen anderen Polizeifoldaten 
erlaubt hatte, gehören nicht in den Umfang der oben erörterten Gontroverfe, 
daher fie bier umfomehr mit Stillfhweigen übergangen werden, als fie ganz 
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Erkenntniſſes führt der Caffationshof in den Entfcheidungsgründen unter 
Anderen Folgendes aus: „Zur Entfheidung der Frage, ob auf die dem 
Angeklagten zur Laft gelegte That das Gefeß, hier der $. 81 des neuen 
Geſetzes richtig angewendet fei, muß feftgeftellt werden, daß alle thatſäch— 
lichen Umftände, durch welche das in Diefem Geſetze bezeichnete Verbrechen 
der öffentlichen Gewaltthätigfeit bedingt ift, eingetreten find. Hierzu gehört 
weſentlich, daß fich der Angeklagte dem Polizeiſoldaten in Bollziehung 
feines obrigkfeitlihen Auftrages, oder in der Ausübung feines 
Amtes oder Dienftes (ioll wohl noch beigefügt fein: „entweder mit gewaltiamer Hand- 
anlegung oder mit gefährlicher Drohung“) widerfeßt habe, um diefe Boll: 
ziehung zu vereiteln. — Aus den vorliegenden Acten ergibt ſich aber 
diepfalls, daß der Bolizeifoldat an die (genannte Berzehrungsfteuer-) 
Linie nicht zur Affiftenz für die bei diefem Linienamte aufge: 
ftellte Polizeiwache, ſondern lediglih um das fogenannte Vor— 
kaufen der von den Erzeugern am Lande zu Markt zu bringen 


— 


zweifellos fih jowohl nach dem früheren, als nah dem jekigen Strafgeſetze, 
ald die mehrerwähnte Uebertretung der Wache Beleidigung darfteliten. — — 
Ein Umftand aber fann hierbei nicht unerwähnt gelaffen werden, daß nemlich 
der Angeklagte, wenn cr bloß wegen des Mangels des oben erörterten objectiven 
Merkmals: „weil nemlich der Polizeifoldat nicht in Ausübung eines obrigfeit: 
lihen Auftrages begriffen war“, nicht des im $. 81 des St. ©. bezeichneten 
Verbrechens fchuldig erklärt worden ift, er folgerichtig nah dem neuen Gefeke 
auch nicht der im $. 312 vorgefehenen Uebertretung fchuldig fein könnte, weil 
das gegenwärtige Gefeß im &. 312 denfelben beſchränkenden Zufaß beis 
fügt, der im Schlußfaße des $. 68 vorkommt, daß nemlich die erwähnten obrig- 
feitlihen Perfonen in Bollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages, oder in Aus: 
übung ihres Amtes oder Dienfted begriffen fein mußten, und weil fohin diefes 
objective Merkmal ebenſo unerläßlich zu der im $. 312 bezeichneten Weber: 
tretung, als zu dem Berbrechen des $. 81 ift. — Anders fonnte der Fall, der 
ſich in Wirklichkeit am 27. Auguft 1852 (alfo noch vor der, befanntlich am 
1. September 1852 eingetretenen, Wirkſamkeit ded neuen Strafgefeßes) ereignet 
hatte, allerdings nach dem Älteren Strafgefeße vom 3. September 1803, worauf 
ſich deßhalb auch die obige Gaffationshofs-Entfcheidung nebenher bezieht, ent 
fihieden werden. In diefem älteren Strafgefeße fommt nemlich in der mit 
dem heutigen $. 312 correlaten Gefeßcäftelle ($. 72 des II. Theiles) der erwähnte 
Beifag nicht vor, und es mag daber immerhin, infoferne man diefen Zufaß 
nicht bei allen analogen ftrafbaren Handlungen als eine ſchon aus der Natur 
der Sache felbftverftändliche Beſchränkung anfieht (vergl. oben die Erörterung 
auf Seite 829), die Beleidigung einer jeden, wenn auch nicht in Ausübung 
ihres Dienftes ſtehenden, aber Außerlih nur überhaupt ala ſolche erfcheinenden, 
Wache als eine Uebertretung in Gemäßheit des älteren Strafgeſetzes 
erklärt werden können. — 
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den Lebensmittel zu überwahen und hintanzuhalten, comman— 
dirt war, zu weldem Ende er in der Gegend dieſes Lintenamtes zu 
patronilliren, fih aber in die Linien-Bifitation ohne des Linien: 
Verzehrungsfteuer- Einnehmers oder der Kinanzwahmänner 
Aufforderung nicht einzumengen hatte. — Der Bolizeifoldat hat 
fih nun unaufgefordert, daher offenbar unberufen beftimmt gefunden, 
den Angeklagten über fein Benchmen gegen den Finanzwachauffeher zurecht: 
zumeifen, und zwar mit dem Beifügen: „ich hätte Luft ihm (den Angeklagten) 
zu arretiren.“ — In diefem Augenblide babe der leßtere das Gewehr des 
Polizeifoldaten an der ihm entgegengehaltenen Mündung erfaßt u. f. f. 
Da alfo der PBolizeifoldat in diefer Zurechtweifung und ge— 
äußerten Luft des Arretirend, welche die von den (unteren) 
Gerihten angenommene Drohung der Arretirung bildet, nad 
der eben dargeftellten Sachlage nicht einen obrigkeitlihen Auf: 
trag zu vollziehen hatte, nicht in Ausübung feines Amtes oder 
Dienftes begriffen war, fo kann auch in dem nur unmittelbar 
hierauf erfolgten, dem Angeklagten zur Laſt gelegten Erfafjen 
des Gewehres Des Polizeifoldaten nicht das im $. 81 des 
St. G. bezeichnete Berbrehen der öffentlihen Gewaltthätigkeit 
erfaunt werden, fondern es begründet diefe Handlung nur die im 8.312 
des neuen St. ©. (??*), fo wie im $. 72 des II. Theile des St. G. 2. 
vom Jahre 1803 bezeichnete Uebertretung, da der Polizeifoldat ſich dennoch 
als Wache an der Line befand, als foldhe vermöge feiner Uniform 
auch dem Angeklagten erkennbar war, das Ergreifen und Feſthalten 
an der Waffe aber, wozu der Angeklagte in den an ihn gerichteten Worten 
feinen rechtfertigenden Grund hatte, immerhin unter den Begriff einer thät- 
lichen Beleidigung falle u. ſ. f. u. f. f.” — Mittelbar wenigftens wurde 
dDiefelbe Grundanfiht von dem Caſſationshofe auch ſchon früher einmal, 
nemlih in dem Exkenniniffe vom 12. Juni 1852, 3. 5800 (Gerichtäzeit., 
Nr. 110), ausgeſprochen. Es handelte fich hierbei um einen Fall, wo 
der Angeklagte in eine Gensd’armeriesfaferne gegangen war, und den da— 
jelbft anmwefenden Gensd'armen mit Ungeftüm vorgeworfen hatte, daß fie ihre 
Dienftespflicht nicht erfüllen. Hinfichtlich diefes Falles erklärte num der 
Caſſationshof mit obigem Erkenntniſſe wörtlih: „Die $$. 72 und 73 des 
U. Theil® (des alten, beziehungsweiſe die 88. 312 und 313 des neuen 
Strafgefeßes) find auf diefen Fall nicht anwendbar, weil die Gensd'armen 
(im Zeitpunkte jener Handlung des Angeklagten) nicht in Ausübung 


*) Beral. die unmittelbar vorhergehende Anmerkung. 
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der Dienftespflicht begriffen waren, und in einer folhen nicht ges 
hindert oder beirrt, jondern vielmehr zu einer folhen vermocht, oder über 
die angebliche Unterlaffung zur Rede geftellt werden wollten." — — 
Wenn nun in einzelnen Fällen über das in Rede ftehende ob— 
jective Merkmal diefes Verbrechens, daß memlich die erwähnten Per 
fonen „in Bollziehung eines obrigkeitlihen Auftrages, oder in Aus: 
übung ihres Amtes oder Dientes begriffen geweſen fein müſſen“, ein 
Zweifel entftcht, jo muß derfelbe in letzter Auflöfung aus demjenigen 
Gefeße oder derjenigen Dienftes » Inftruction gelöfet werden, welche den 
Wirkungskreis der eingefchrittenen Amtsperfonen normirt. — Hierbei 
fommt nun vorzugsweife zu erwägen, daß vwermöge dieſer Special: 
Geſetze nicht felten eine Wache zumächft nur zu einem ganz fpeciellen 
Zwecke beftellt, nebenbei aber ihr auch noch manche andere Functionen 
obliegen. — Dieß gilt beifpielsweife von der Wiener-Gewölbwade, 
wie fhon eben (Seite 842) unter Anführung der 88. 1, 10 und 11 ihrer 
Drganifationg = Vorfchrift bemerft wurde; — dieß findet ferner Statt 
binfichtlih der Finanzwache, welche vermöge ihrer „Verfaſſungs- umd 
Dienftes : Vorschrift vom 21. April 1843 (politifhe G. ©. Bd. 7. 
©. 119 u. fag.), $. 1 Htt. a—e, ebenfalls zunächſt für Gefälls- und 
FinanzeZwecke beftellt, allein außerdem ($. 1 litt. d—f und $. 51 u. fag.) 
auch beauftragt iſt, „verdäctige, mit den erforderlichen Ausweifen nicht 
verfehene Leute von dem Eintritte in das Land abzuhalten, Landftreicher, 
ftrafgerichtlich oder polizeilich verfolgte Perfonen zu verhaften u. dal. 
und überhaupt auf die vorläufige Aufforderung der dazu berufenıen Bes 
hörde zur Vollſtreckung der Vorkehrungen für die öffentlide 
Sicherheit Hilfe zu Leiften.*) — Von vorzüglichem Belange aber ift 
in diefer Hinficht das „organische Geſetz der f. k. Gensd’armerie vom 
18. Jänner 1850, Nr. 19 des R. ©. Bl., welches ſchon im $. 1 erklärt: 
„Die Gensd’armerie (Randesficherheitswache) wird für alle Kronlander 
des öfterreichifchen Kaiferftaates als ein militärifcheorganifirter Wachkörper 


*) Das Erkenntniß des Gaffationshofes vom 16. Juni 1853, 3. 5913 
(Gerihtözeitung, Nr. 84), welches unter Anderem erklärte: „Die Finanzwade 
ift durch das Geſetz, womit fie errichtet wurde, nicht nur für berechtiget, fondern 
auch für verpflichtet erklärt worden, den Vollzug jener Maßregeln zu unterftüßen, 
welche die öffentliche Sicherheit bezweden, wenn fie von den competenten Be 
hörden hierum angegangen wird; leiftet fie nun eine ſolche Unterftüßung, fo 
befindet fie ih in Bollzichung einer ihr zuftehenden Dienftesverrichtung“ — 
kann daher in diefem Punkte nicht als die Entjcheidung eines zweifel- 
haften Punktes, fondern nur als der getreue Wiederhall des Flaren Wort 
lautes des Geſetzes felbit angeführt werden. 
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errichtet. — Sie ift beftimmt, die öffentliche Sicherheit, Ruhe und 
Drdnung nah jeder Richtung hin aufrecht zu erhalten, drohen: 
den Störungen derfelben und Gefegesübertretungen jeder Art 
nah Möglichkeit zuvorzukommen, fie zu hindern, oder wenn fie 
dennoch ftattfanden, die Wiederherftellung des geſetzlichen Zu— 
ftandes und die Zuftandebringung der Rubeftörer oder Geſetzes— 
übertreter zu bewirken; endlich die Bollziehung der obrigkeitlichen Anz 
ordnungen zu unterftügen, und überhaupt alle jene Sicherheit - Mapregeln 
in Ausführung zu bringen, welche in diefem Gefeße und der Dienftes- 
Inftruction der Gen&d’armerie als ihre befonderen Obliegenheiten bezeichnet 
find.“ — Im vollen Einklange hiermit feßten fofort die $$. 43 und 44 
eben dieſes Gefebes feft: „Die Gensd’armerie muß, fobald fie, fei 
es in ganzen Abtheilungen oder auch nur einzeln, ausrüct, oder bei irgend 
einer Gelegenheit öffentlich erſcheint, oder im Intereſſe der 
Ööffentlihen Sicherheit fich zu einer Dienftesverrichtung veran— 
laßt findet, ftets als im wirfliben Wahdienffe ftehbend ange: 
fehen werden.*) Sie darf von Niemanden in Ausübung ihrer Vers 
richtungen geftört oder abgehalten, fondern es muß ihrer Aufforderung im 
Namen des Geſetzes von Jedermann unbedingt Folge geleiftet werden. — 
Die Gensd’armes genießen in allen Fällen, in welden fie als 
im Wachdienfte ftebend angefehen werden, alle in den Gefeßen 
gegründeten Rechte der Wache, und den befonderen gefeglihen Schuß, 
welcher den obrigkeitlihen Perfonen und Civil oder Militärwachen zu— 
fommt."**) — — 


*) Sn den oben durch die gefperrten 2ettern hervorgebobenen Worten 
liegt zugleich die Abwehr gegen jene albernen oder böswilligen Unterftellungen, 
die fih hie und da ſchon ein feinfollender Volkswitz mit der Aeußerung erlaubt 
hat, als ob durch unfer Gensd'armerie-Geſetz die buchftäbliche Anordnung ge— 
troffen wäre: „Der Gensd'arm fei immer, zu jeder Zeit und überall ale 
im Dienjte ftebend anzufehen“, und als ob fofort dadurch ausgeſprochen 
worden wäre, daß dem Gendd’armen auch dann, wenn er irgendwo als Pri— 
vater, oder ald geladener Gaft bei einer Unterhaltung u. dal. anmwefend fei, 
ſchlechtweg gehorcht werden müſſe, und derlei Albernbeiten mehr. — 

"*) Nach dem klaren Wortlaute der oben angeführten Gefebeöftellen fönnen 
daher aud die Erfenntniffe des Caſſationshofes vom 9. und 17. December 1852, 
3. 12771 und 12237 (Gerichtözeitung, Nr. 36), wieder nicht als Entfcheidungen 
zweifelbafter Gefegesfragen, fondern bloß als dürre Anwendung des unmittel 
baren Geſetzes-Wortes angefeben werden, infoferne jie mit Berufung auf die 
citirten zwei $$. 43 und 44. und ferner auf den $. 13 des Gensd'armerie⸗Geſetzes 
(welcher feitießt: „daß die Gensd’armerie ohne Unterjchied ded Standes jeden Uebertreter der 
Gefepe, welchen fie auf frifcher That betritt, zu verhaften hat“) erklärten: „daR die Wider: 

Hye, Commentar. 54 
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II und IV. 

Die geſetzlichen Beftimmungen rüdfichtlih der Handlungsmeife 
bei dem Verbrechen des Aufftandes find im Gefeße mit jenen über den 
(böfen) Vorfaß, welcher diefem Verbrechen eigenthümlich ift, vermengt, 
daher fie auch vereiniget erläutert werden mögen. — 


feglichkeit gegen die Gensd’armerie, welche einen Wirth wegen Ueberfchreitung der 
gefeplichen (Polizei) Sperrftunde, und wegen Nichtbeachtung ihrer Aufforderung 
zur Abſchließung des Wirthölocald verhalten wollte, allerdings ald eine „gegen 
den im wirklichen Wachdienſte ſtehenden Gensd'armen gefchehende Widerfegung“ 
angejeben werden müffe, und daher je nach Umftänden allerdings eine der in 
den $$. 312, 279 und 280, oder S1 des Strafgefehed bezeichnete ftrafbare 
Handlung bilde. — Folgerihtig aus obigen Gefeßesftellen wurde ferner von 
dem Eaffationshofe mit Erkenntniß vom 6. Mai 1853, 3. 4182 (in einem un: 
vollftändigen Auszuge auch angedeutet in der Gerichtögeitung, Nr. 65), ausge— 
ſprochen: „daß ein Gendd’arme, der mit feinem Kameraden an einem Sonn: 
tag Bormittagg auf einem Spaziergange begriffen war, und zufällig an 
einem Haufe vorüberging, wo er während des Gotteddienfted ein Verkaufs: 
gewölbe offen fand, dadurch, daß er in diefes unverfperrt getroffene Gewölbe 
eintrat, und deifen Inhaber (den Angeklagten) zur Schliegung deffelben 
aufforderte, (allerdings) in Ausübung feines Dienftes begriffen ge: 
wefen fei; — und daß hieran in der Weſenheit dadnrch Nichts geändert 
werde, daß der Gensd'arme die Aufforderung nicht in der vorgefchriebenen Form 
mit den Worten: „Im Namen des Geſetzes“ ergehen ließ; denn diefe Formel 
bat offenbar nur den Zwed, die Parteien an die fehuldige Achtung vor dem 
Gefege zu erinnern, dem GEinfchreiten der Gened’armerie mehr Eingang zu vers 
ſchaffen, unbedingte Yolgeleiftung zu fihern. Es ift aber im Geſetze nicht ent» 
halten, daß der Nichtgebrauch diefer Formel das Aemtliche oder Dienftliche des 
Einfchreitend der Wache aufhören made.“ — — Bon derfelben Grundanſicht 
ging der Gaffationshof endlich auch bei feiner Entfcheidung vom 26. Auguft 1853, 
3. 8628 (ebenfall® nur unvollftändig in der Gerichtözeitung, Nr. 116, enthalten), 
aus. Hierdurch wurde nemlich die Nichtigkeitsbefehwerde eines Angeklagten, der 
von den beiden unteren Inftanzen der thätigen Beleidigung einer Militärwache 
(nah) $. 72 des II. Theild des früheren, und beziehungsweiſe 8. 312 des 
jeßigen Geſetzes) fehuldig erflärt worden war, verworfen, und diefes Erkennt 
niß von dem Gaffationshofe trog der verfuchten Ausführungen des Beſchwerde— 
führerd, daß der von ihm mißhandelte Soldat im Momente der Mißhandlung 
nicht ald Wache angefehen werden fünne, beftätiget, und zur Begründung diefer 
Entſcheidung unter Anderem wörtlich Folgendes geltend gemacht: „Aus ben 
Entjheidungsgründen der beiden Injtanzen ergibt fich, daß die Gerichte als 
erwiefen angenommen haben, daß der (mißhandelte) Soldat zur 
Zeit, als die That (der Wache-Beleidigung) fi ereignete, den Finanzwachen, 
welchen die Aufficht über die Ealinen bei Capo d’ Istria oblag, als Aſſiſtenz 
zugetheilt war; daß diefe Affiftenz-Mannfhaft fi immerwährend 
im Dienfte befindet, indem es ihr obliegt, fie möge aufdem Poſten 
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Das Geſetz hat aber zweierlei Arten von Tätigkeiten als diefes 
Verbrechen erklärt, wovon 

a) die erfte im $. 68 in den Worten: „Die Zufammenrottung 
mehrerer PBerfonen, um der Obrigkeit mit Gewalt Widerftand 
zu leiften“; — 

b) die zweite hingegen im $.69 in den Worten feftgefeßt wurde: „wer 
fih der Rottiru 1g (B. b. einer foldhen, wie im $. 69 vorausgefeßt wird), es fei 
gleich anfänglich, oder erft in dem Fortgange, zugefellet". — — 

Diefe zweierlei verfchiedenen Thätigfeiten mögen jedoch abgejfondert 
in Betracht gezogen werden, daher vorerft jene 


ad a. 


Die von dem Geſetze dießfalls als verbrecheriſch erflärte Thätigkeit 
liegt in der „Zufammenrottung mehrerer Perfonen in der angedeuteten 
böfen Endabfiht“. Im unbeftrittenen Sprachgebrauche*) verfteht man 


ſtehen oder nicht, die Salinen zu beauffichtigen, das zu entfernen, was bie 
Erzeugung des Salzes gefährden Fünnte, und daß es daher auch zu ihren 
Dienfteöverrichtungen gehört, Thiere, welche auf die Salinen fommen, aus den- 
felben zu verjagen. Es wurde ebenfo als erwiefen angenommen, daß die Hunde 
des Angeklagten auf den Salinen fih befanden, als der Soldat feiner Dienft 
obliegenbeit gemäß fie von felben zu verjagen gefucdht hat. — Der Soldat 
mußte daher allerdings als Wache angefchen werden. — Der Umftand, daß 
er in jenem Momente, der Perrihtungen wegen, welden er da— 
mals obzuliegen hatte, nicht fih in voller Montur befunden 
hatte, ift unentfcheidend, weil ihn demohnerachtet der Angeklagte 
als Wache erkennen fonnte, und wie ed ebenfalls als erwiefen angenommen 
worden ift, ihn auch wirklich als folhen erfannt bat. — Die Anordnung, daß 
Finanzwachen, wenn fie ihren Dienft verrichten, immer die Uniform tragen 
follen, bezwedt nur, ſelbe leichter jedermann erfenntlich zu machen; auf Die 
Strafbarfeit einer gegen fie unternommenen Handlung hat das 
Nihttragen der Uniform feinen Einfluß, fobald fie von jenem, 
welcher diefe Handlung unternahm, ald Wade erfannt worden 
find. — Da nun der Angeklagte, wie ſchon bemerft wurde, den Soldaten ala 
Wade erfannt hatte, ald er ſich felben thätig zu beleidigen erlaubt hat, jo 
mußte diefe feine Handlung für ftrafbar nach $. 72 des 2. Th. des St. G. B. 
vom 5. 1803 ($. 312 des neuen Geſetzes) anerkannt werden.” — 

) Zweifellos ift die Ableitung des obigen Ausdruded aus dem Stamm« 
worte: „Rotte“, welches ſprachgebräuchlich ſowohl mehrere bei einander 
befindliche Thiere, ald auch mehrere in Ein und derfelben Abficht verfam- 
melte Perfonen, im alter Zeit fogar ganz fpeciell einen Haufen zufammen: 
achörender Soldaten unter Einem (gemeinfchaftlihen) Befehlshaber an— 
deutet. — In engerer Bedeutung bezog man aber von jeher den Ausdrud: 

54’ 
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darunter ebenfowohl die bereit3 vollzogene, als aud die eben erft vor 
fi gehende örtliche Bereinigung oder Verſammlung, nemlich entweder 
das bereits erfolgte Zufammengerottetfein, oder das Sich-Rottiren 
mehrerer Menfchen an einem Drte, mit der gegenfeitigen Abſicht, eben durch 
diefe örtliche Berfammlung und durch die dadurch bethätigte Willens: 
Bereinbarung irgend einen gemeinfhaftlichen Zweck «im vorliegenden Falle ver: 
möge pofitiver Feftießung des Geſetzes: „um der Obrigleit mit Gewalt Widerftand zu leiften“) 
mittelft gemeinfchaftlicher Kräfte zu realifiren. Im Sinne unferes Ge 
jeßes (vergl. S. 295 und 296 d. W.) ift daher das Verbrechen des Auf 
ftandes allerdings Schon dann als vollbracht anzufehen, wenn die mehreren 
Perfonen in Folge eines unter ihnen getroffenen Einverftändniffes erſt nur in 
dem Sih-Berfammeln zu dem gedachten fchlechten Endzwede begriffen 
waren, aber in der wirklichen Zuftandebringung der örtlichen Bereinigung durch 
Dazwilchenfunft eines fremden Hinderniffes oder durch Zufall unterbrochen 
worden find, weil diefes eben erſt vor fich gehende Sich-Rottiren gleichfalls 
unter den Ausdruck: „Zufammenrottung“ fubjumirbar ift; wobei übrigens 
bemerkt werden mag, daß auch dann, wenn man diefes Stadium der be 
rührten Handlungsweife etwa nur ald Verſuch des Verbrechens des Auf: 
ftandes erklären wollte, auf daffelbe dennoch vermöge der Vorfehrift der 
88. 8 und 9 die nemliche Strafe, wie auf das vollbrachte Verbrechen an- 
zuwenden wäre, indem der Umftand, daß vorausfeglih eine foldhe Zu: 
jammenrottung fhon „bei ihrer Entjtehung“ wieder zerftört worden 
ift, auf die in Frage ftehende Thätigkeit jedenfalls nur den Straffaß 
des $. 72 zur Anwendung fommen ließe. — 

Uebrigens ift fhon nach der Natur der Sache zu der hier voraus: 
gefegten Willens =» Bereinbarung, d. h. zu dem ebenbemerkten ver: 
brecheriihen Einverftandniffe der Rottiver nicht etwa eine förmliche 
(mündliche oder fchriftliche) Verabredung erforderlich, fondern es reicht 
zu, daß fich die mehreren Perſonen nur überhaupt örtlich vereiniget, 
und zugleich ihre allfeitige Willens- Vereinbarung in der eben erwähnten 
böſen und gemeinfchaftlichen Endabfiht aufirgend eine Weife, fei es auch 
nur ftillfhweigend, aber durch concludente, d. h. folhe Handlungen funds 
gegeben haben, welche mit Ueberlegung aller (begteitenden, vorbergegangenen und nach—- 
gefolgten) Umftände feine vernünftigen Grund, an dem Dafein jener gemeine 


„Rotte” auf mehrere Perfonen, die fich zu der nemlichen [hädlichen, un 
erlaubten oder gar verbrecherifchen, und wieder ganz fpeciell zu einer auf: 
rühreriſchen Abficht verfammeln, daber „rotten — rottiren — zufammen: 
rotten“ nichts Anderes bedeutet, als ſich zu einem folhen Zwecke wereinigen, 
perfammeln, in Rotten zufammenbringen u. f. f. — 
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fhaftlihen Bereinigungs » Abfiht zu zweifeln übrig laffen (8. 863 des 
a. b. G. B.), oder daß diefe Endabfiht ſchon in der Handlung der Ver: 
einigung felbft liegend ſich darftellt ($. 268 der St. P. O.). — Es ift 
daher ferner nicht nothwendig, daß die örtliche Verfammlung der 
mehreren Perſonen fhon urfprünglich in der mehrerwähnten böfen End» 
abficht gefchehen fer; fondern es wird der fprachgebräuchliche Begriff einer 
Zufammenrottung noch immerhin vorhanden fein, wenn mehrere, urſprüng— 
Lich zu einem indifferenten, erlaubten oder fogar gefeßlich gebotenen und 
fehr löblichen Zwede, 5. B. aus Neugierde, oder um irgendwo eine gemeins 
fchaftlihe Unterhaltung zu genießen, oder um ein Theater, oder anderes 
Spectafel zu genießen, oder um zur felben Zeit die ſchuldigen Steuern zu 
zahlen, oder um eine religiöfe Andacht zu feiern u. dgl. verfammelte, oder 
zufällig an demfelben Orte zufammengelaufene oder vorhandene Perfonen 
erft nachträglich, entweder ausdrüdlich mit Worten, oder ſtillſchweigend 
durch concludente Handlungen ihre Willend-Bereinbarung, zu dem 
mehrerwähnten verbrecherifchen Endzwede mit gemeinfamen Kräften zus 
ſammenwirken zu wollen, unzweifelhaft conftatiren, weil eben dadurch die 
Umwandlung der urfprünglich fchuldlofen in eine verbrecherifche Vereinigung, 
d. h. der Act der Zufammenrottung vor fi geht. — 

In diefem Sinne hat aud der Caſſationshof durch die in fo mannig- 
facher Beziehung großes Auffehen machende Entfheidung vom 20. Jänner 
1853, 3. 367 (vollftändig abgedrudt in der Gerichtäzeitung, Nr. 48), 
den Ausdrud: „Zufammenrottung“, mit folgenden, nad) meinem Erachten 
vollkommen überzeugenden Worten erklärt *): „Unter Zufammenrottung 
kann nicht wohl (n. 9. „für ſich allein“, wie aus dem Gonterte mit dem Nachfolgenden ſich ergibt) 
die gleichzeitige Anmefenheit mehrerer Menjchen an demfelben Orte, und die 
Betheiligung derfelben an dem gemeinfamen Widerftande verftanden werden, 
weil diefer Zuftand in dem $. 70 (es alten, beziehungsmeije $. SL des gegenwärtigen 
Strafgefepes) der Zufammentottung entgegengefeßt wird. — Der $. 70 febt 
die Thätigkeit mehrerer Menfchen ohne irgend eine Verbindung unter 
einander voraus, welche nur denfelben Zwed verfolgen, der Obrigkeit 


*) Die obige Entfcheidung des Gaffationshofes nimmt zwar, da der da— 
durch entfchiedene Rechtsfall fih am 7. Auguft 1852, alfo vor der eingetretenen 
Wirkſamkeit ded neuen Geſetzes ereignet hatte, zunächft auf das ältere St. G. B. 
vom 3. September 1803 Beziehung. Da jedoch die oben angezogenen Para- 
grapbe diefes älteren Geſetzes in den einfchlägigen Stellen ganz identifch 
find mit den correlaten Beftimmungen des neuen Geſetzes, jo hat dieied Er— 
kenntniß des Gaffationshofes feine wichtige Bedeutung auch gegenüber unferem 
neuen Geſeße behalten. — 
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durch gefährliche Drohung oder wirkliche gewaltfame Handanlegung Wider: 
ftand zu leiften. — Soll die gleichzeitige Anwefenheit mehrerer Menfchen 
eine Rotte werden, fo müffen fie durch die frühere Verabredung *) zur ges 
meinfchaftlihen Ausführung des Widerftandes gegen die Obrigkeit mit: 
einander verbunden fein, ohne Daß es übrigens einen Unterfchied 
machen kann, ob die bereits an einem Drte zufällig verfam: 
melten Leute in Folge diefer Verabredung zum gewaltfamen 
Widerftande gegen die Obrigkeit beifammen bleiben, oder in 
Folge einer folden Verabredung an einem Drte ſich erſt ver- 
fammeln. — Die Bereinigung mehrerer Perfonen in Folge einer folden 
Berabredung begründet im Sinne des $. 61 (des früheren, beziehungsweise $. 68 des 
gegenwärtigen Gefepes) eine Zufammenrottung, und bildet aus der ohne innere 
Verbindung zufammengelaufenen Menge eine Rotte, deren Dafein allein 
nicht felten eine weit größere Gefahr hervorbringt, als der wirklich gewalt- 
fame Widerftand gegen die Obrigkeit von mehreren Perſonen verübt, zwifchen 
denen außer dem örtlichen Beifammenfein und dem gleichen Zwede keine 
Berbindung befteht, und welche nicht in Folge der zwifchen ihnen ge: 
pflogenen Verabredung zum gewaltfamen Widerftande fidh ört- 
lich vereinigten, oder an Demfelben Drte vereiniget blieben. — 
Wenn Die (von Iemandem gemachte) Aufforderung mehrerer Menjchen zur Mit- 
hilfe oder Widerfeßung gegen öffentliche in der Ausübung ihres Amtes oder 
Dienftes begriffene Beamte oder Diener Erfolg hatte, und die Gewaltthat 
von der Menge wirklich ausgeführt wird, ohne daß fie hierzu durch eine 
Verabredung fih vereiniget haben, fo begründet eine folche Auffor- 
derung wohl nad $. 51 des II. Th. des alten und $. 279 des neuen Ger 
jeßes das Vergehen des Auflaufes, feineswegs aber liegt darin der Begriff 
einer Zufammenrottung, fondern eine Mehrheit von Perfonen, welche ohne 


) Statt des Ausdruded: „Derabredung“ dürfte wohl ein anderer, 
welcher auch eine ftillfhweigend, dur concludente Thatbandlungen ge 
fhehende Willens-Vereinbarung in fih fchlieht, fo 3. B. das von dem 
Caſſationshofe felbft im weiteren Verfolge feiner obigen Ausführung ftatt des— 
felben gebrauchte Wort: „Einverftändniß“ oder „Willend - Verein: 
barung“ vorzuziehen fein; weil der Ausdrud: „Verabredung“ nur zu 
leicht auf den, gewiß auch vom Gaffationghofe im Geiſte der obigen Entſchei— 
dungsgründe mißbilligten, Gedanken führen könnte, als ob zur Zufammenrottung 
eine mündliche Befprehung und fürmliche mündliche Beſchlußfaſſung 
der Vereinigten erforderlich wäre, und weil mir befannt ift, daß es gerade 
diefer Ausdrud (dad Wort „Verabredung“ nemlich) war, welcher an dem 
erwähnten wichtigen Gaffationdhofs-Erkenntniffe in verfchiedenen Regionen An: 
ſtoß erregte. 
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Berbindung unter einander der Obrigkeit Widerftand leiften, aber nicht 
den gefährlihen Charakter einer durh vorausgegangene Ber- 
abredung und Befchliegung des gewaltfamen Widerftandes 
vereinigten Rotte annehmen, bei welcher jeder auf feinen Genoffen eben 
in Folge der gepflogenen Berabredung und ihres geäußerten Einver- 
ftändniffes mit Zuverficht rechnen kann, was den Muth jedes Einzelnen 
erftarfen, die Entfchloffenheit eines jeden kräftigen und eben dadurd diefe 
fo vereinigte Menge gefährlih und furchtbar machen muß, daher fhon eine 
Zufammenrottung allein von dem Geſetze mit firenger Strafe 
bedroht wird, was Alles nicht behauptet werden kann, wenn, obſchon 
mehrere, jedoch ohne Verbindung unter fih, der Aufforderung zum gewalt- 
famen Widerftande Folge geben.“ — — 


Aus den vorftehenden Erörterungen und aus dem klaren Wortlaute 
des Gefeßes („um — — — Widerftand zu Teiften“) erhellt zugleich, daß mit der be— 
reits erfolgten oder der gerade vor fi gehenden Zufammenrottung in der 
erwähnten verbrecherifchen, wenn nur nachweisbaren Endabfiht das Ver— 
brechen des Aufftandes im Sinne des Geſetzes als vollbracht anzufehen 
ift, ohne daß es dazu der Ausführung oder auch nur des Be: 
ginnes der Ausführung diefer verbreherifhen Endabficht felbft 
bedarf,d.h. alfo, ohne daß zum vollbrachten Verbrechen des Auf- 
ftandes irgendwie eine wirflihe Gewaltanwendung gegen die 
Obrigkeit nothwendig ift; ja es ift nach dem Haren Wortlaute diefer 
Gefegeöftelle, und wie auch der Caffationshof mit feiner Entſcheidung vom 
16. Juni 1853, 3. 5913 (Gerichtszeitung, Nr. 84), in Beziehung auf die 
analoge Gefegesftelle ($. 81) anerfannt hat, „nicht einmal erforderlich, daß 
die unternommene Handlung auch nur wirklich geeignet fei, die erwähnte 
verbrecherifche Endabfiht zu erreichen.” — — Daher wird allerdings zur 
Begriffsbeftimmung des Aufftandes ein fehr wichtiges und gefahreinfhhließen- 
des Moment nicht erfordert, welches doch bei dem fonft geringer verpönten 
(und nah Maßgabe der oben [Seite 823 — 826) aufgezäblten Stufenleiter auch an fi} einen ges 
tingeren Grad der Widerſehung gegen die Obrigkeit bildenden) Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit des $. 81 wejentlich ift, indem das leßtere nad dem 
klaren Wortlaute diefes $. 81 erft dann als vollbracht anzufehen ift, 
wenn gegen eine obrigkeitliche Perſon wirklich gewaltfam Hand angelegt, 
oder fie gefährlich bedroht, d.h. gegen fie Gewalt angewendet worden 
ift (vergl. $. 190 und die Anmerkung auf Seite 790 u. 791). — Allein die Ge« 
feßgebung hat die wichtigften Gründe dafür, die bloße Zufammenrottung 
für ſich allein, wenn fie in der erwähnten werbrecherifchen Abficht gefchieht, 
ſelbſt dann, wenn fie auch noch von gar feiner wirklichen Gewaltanwendung 
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begleitet war, wegen der eben in diefer Rottirung liegenden im: 
minenten Gefahr, als das relativ geführlichere und ftrafwürdigere Ver 
brechen zu erklären, und eben dephalb ftrengere Strafen darauf zu vers 
hängen, als felbft auf die wirkliche, aber nur von einzelnen Perfonen, 
oder zwar von Mehreren, jedoh ohne Zufammenrottung ($. 81) 
verübten Gewaltanwendung gegen obrigkeitliche Perfonen. *) — 

Mas endlich die zu dieſem DBerbrechen, und zwar vorerft zu der erften, 
oben (Seite 849) ad a hervorgehobenen Unterart verbrecherifcher Thätig- 
feit geforderten eigenthümlichen Vorſatz betrifft, jo hat e8 das Geſetz nicht 
bloß bei der allgemeinen Borfchrift des $. 1 bewenden laffen, wornach 
vorerft diejenigen, welche dieſer Art des Verbrechens des Aufftandes fchuldig 
fein follen, bedacht und befchloffen Haben müffen, fich zufammen zu rotten, 


*) Treffender und erfchöpfender hat die legislativen Motive für die vor— 
zugsweiſe Strafbarfeit der aus Zufammenrottungen drohenden Gefahren 
und Widerfeglichkeiten gegen die Staatsgewalt wohl Niemand, ald Feuerbad 
in feiner befannten Kritik des Kleinſchrod'ſchen hurpfalzebairfhen Strafgefeh- 
Entwurfes (Th. 3, Seite 47 u. fag.) in nachſtehenden Worten zufammengefaßt: 
„Wenn fih Mehrere öffentlid; zufammengerottet haben, um den Befehlen der 
Obrigkeit ih zu widerſetzen oder von ihr etwas zu crfrogen, fo wird durd 
dieſe rebellifhe Vereinigung die öffentliche Ordnung und Sicherheit in die 
dringendfte Gefahr geſetzt, in eine Gefahr, die gar nicht mit derjenigen zu ver: 
aleihen ift, wenn einer oder wenige dem öffentlihen Willen widerftreben. — 
Denn einmal wird eben durh die Bereinigung der bösgefinnten Menge der 
Zwang gegen den widerftrebenden rechtswidrigen Willen erfchwert; ja die 
Bereinigung fann wohl gar jo ftarf fich vergrößern, daß fie die Staatäfräfte 
überwiegt, und dab die Obrigfeit unter die Willtür der Menge hinabfinft. So: 
dann aber fommt vorzüglich in Betrachtung, daß eine in aufrührerifcher Abjicht 
verfammelte Menge in jedem Einzelnen, der zu ihr gebört, einen Reiz zu Miffe: 
thaten erzeugt, der oft vorher in ihm nicht vorhanden war. Der Anblid der 
zu gleihem Zwede vereinigten Vielen belebt die Phantafie, gibt felbft dem 
Feigen Muth, und erhebt zu frecher Kühnbeit den fhon Mutbigen. Neigungen 
werden gewedt durch die Macht und Gelegenheit, fie leicht zu befriedigen; die 
ſchon vorhandenen werden dadurch beftärkt, belebt und endlich zur Leidenfchaft 
entflammt. Auch der Ehrgeiz fpielt darin eine Rolle; der Aufrübrer handelt 
öffentlich, er hat das Publitum und feine Mitrebellen zu Zeugen, er will nicht 
zurücbleiben, er will es anderen wo möglich zuvorthun und ald muthiger Held 
in Miffethaten auf dem Felde des Berbrechend und der Schande Lorbeeren 
fammeln. Daber fann die Kedheit eines einzigen, ein zur rechten Zeit ge 
fprochenes Wort, ein Eleiner zufälliger, äußerer Umjtand die aufrühreriſche 
Menge zur Wuth entflammen und zu Greueltbaten aller Art, zu Mordbrand, 
Mord und felbit zu Hochverrath fortreißen. — Diefe große dringende Gefahr 
nun ift 08, die den Gefepgeber beftimmen muß, den Aufruhr von der ein— 
fahen Widerſetzlichkeit auszuzeichnen.“ 
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dann aber noch die weitere Endabftcht gehabt haben müffen, diefe Zuſammen— 
rottung deßhalb zu machen, „um der Obrigkeit, d. h. (in Gemäßheit der 
Schlufworte des 8. 68) einer der genannten obrigkeitlihen, in Boll- 
ziehbung eines obrigfeitlihen Auftrages, oder in Ausübung 
ihres Amtes oder Dienftes begriffenen Perfonen mit Gewalt 
MWiderftand zu leiften.“ — 


Worin diefer beabfichtigte Widerftand beftehen fünne, hat das 
Geſetz theils duch die Worte: „mit Gewalt“, theils durch den Nachſatz 
des erften Abfabes des $. 68 (rer mit den Worten beginnt: „Die Abfiht eines ſolchen 
Widerſtandes mag fein“ 2c.) näher beſtimmt, in diefer letzteren Auseinanderfegung 
aber den Ausdrud: „Widerftand“ in einem weiteren Sinne gebraucht, als 
dieß in unferem Gefeße fonft der Fall ift (vergl. ©. 790 lit.y). — Hiernach 
muß nemlich die Abficht der Rottirer jedenfalls darauf gerichtet fein, dieſen 


Widerftand gegen die Obrigkeit „mit Gewalt“ (. $. jeder auf Ucberwältigung 
abzielende pbyſiſche oder ſ. a. pſychologiſche Zwang, alſo entweder durch phyſiſchen auf Ueber— 
wältigung eines Anderen berechneten, und auf ibn körperlich einwirkenden Zwang, oder durch 
gefährliche Drohung und Furcht — vergl. $. 98 litt. a und b und 8.1, und die Anmerkung 


auf Seite 790 und 791) zu bethätigen, entweder, um etwas zu erzwingen (d- h. um 
durch die erwähnte wirkliche Gewaltantbuung oder Drohung die obrigfeitliche Perfon zu 
einer Leiſtung, Duldung oder Unterlaffung zu nöthigen) oder um fich einer aufliegenden 
Pflicht zu entfchlagen (. H. um die Nichterfüllung einer den Rottirern vermöge des Gefehes 
oder befonderer Verordnung obliegenden Leiſtung berbeizuführen), eine Anftalt (d. b. bier nach 
den ganzen Zufammenbange offenbar nichts Undered, ald irgend eine öffentliche Verwaltungs: 
Masregel), oder die Vollziehung eines öffentlichen d. e. von der Regierung wenn auch 
nur mittelbar ausgehenden und im Staats: Interefle angeordneten) Befehles zu vereiteln 
(unmöglich zu machen oder nicht geſchehen zu laſſen) oder auf was immer für eine Art 
die öffentliche Ruhe zu ſtören (vergt. die Anmerkung * auf Seite 821). — 


Allein um Bieles wichtiger erfcheint der andere Theil der vorliegenden 
Gefeßesbeftimmung, daß nemlich die Abficht dieſes gewaltfamen Wider 
ftandes der Rottirer gegen eine der genannten obrigkeitlihen Perfonen, 
infoweit diefelbe in PVollziehung eines obrigfeitlihen Auf- 
trages oder in Ausübung ihres Amtes oder Dienftes be— 
griffen war, gerichtet fein müffe. — — Damit nun von dem Dafein 
dDiefes Momentes der verbrecherifhen Endabfiht, fo wie überhaupt im 
Geifte des $. 1 (vergl. Seite 153 und 154 d. W.) von dem Dafein des 
(böfen) Borfaßes in die ſer Richtung die Rede fein könne, muß ‚den Rottirern 

aa) die obrigkeitlihe Perſon, gegen welche der Widerftand beab- 
fichtiget war, als ſolche; — und 

bb) noch überdieg auch der andere Thatmoment erkennbar 
gewesen fein, daß diefe Perſon in Vollziehung eines 
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obrigfeitlihen Auftrages, oder in Ausübung ihres 
Amtes oder Dienftes begriffen war. — 


Ad aa. 


Fehlt das erftere Merkmal (aa), fo könnte wohl nie behauptet wer: 
den, daß ein MWiderftand gegen die Obrigkeit mit Bewußtſein ge 
fchehen, daher beabfichtiget war. — Allein deßhalb ift keineswegs 
unerläßlich notbwendig, daß der Functionär im Amtskleide 
war. Die für die verfchiedenen Wachkörper beftchenden gefeglichen Vor— 
jchriften haben zwar allefammt die gewiß ſehr zwedmäßige Beftimmung 
aufgenommen, daß jede Wache, fobald fie in Dienftesfunction tritt, die 
Amtskleidung oder das Dienftkleid und regelmäßig fogar die dazu 
gehörigen Waffen anlegen foll,*) weil nur dadurch jeder Zweifel und 


*) Dieß wird z. B. angeordnet rüdjichtlih der Finanzwache durd 
den $. 135 ihrer Verfaſſungs- und Dienftvorfchrift vom 21. April 1843 (polit. 
G. ©., Bd. TI, ©. 140), mit der gewiß fehr bedeutfamen Verfügung: „Die 
Mannfchaft der Finanzwache bat in der Regel alle ihr oblicgenden Amts— 
bandlungen in der Amtskleidung zu verrichten. In den Fällen, in welchen 
eine Amtöhandlung in einer anderen ald der Amtskleidung vorgenommen wird, 
bat der Anführer der die Dienftesverrichtung vollzichenden Abtheilung fein 
Dienftbuh bei fih zu tragen, um fih damit, als einer offenen 
Beglaubigungs=- Urkunde, über feine ämtlihe Eigenfhaft aus— 
weisen zu fünnen.“ — — 

Rüdfichtlih der Landes-Gensd'armerie fihreibt der $. 5 der ge— 
drudten Dienft » Inftruction derfelben vom Jahre 1850 vor: „Zeigt fich der 
Gensd'arme öffentlich, jo hat er ftetd nach Vorſchrift adjuftirt zu fein, in 
voller Montur und mit Seitengewehr zu erfiheinen;“ — ferner ber 
8.167: „Der Gensd’arme darf die Gaferne nie verlaffen, ohne vollkommen 
adjuftirt zu fein, in Pickelhaube, zugeknöpftem Rode, Achfelihnüren und Hand- 
ſchuhen;“ — endlich der 8. 215: „Die in den regelmäßigen Dienft aus— 
rückende Mannfhaft der Gendd’armerie erhält feine jchriftlichen 
MWeifungen; ihre Legitimation ift ihre Uniform und Bewaffnung.“ 

Rüdfichtlih der einer jeden Polizeidirection zugewiefenen „in Civil— 
fleidern fungirenden Civilwache“ fihreibt der $. 30 der mit a. h. €. 
vom 10. Juli 1850 genehmigten Grundzüge für die Organifation der Polizei- 
behörden (veral. die Anmerkung * auf Seite 840) vor: „daß fie mit einer 
Plaque zur Legitimation verfehben fein müſſe;“ — während 
für die den Polizeibehörden zugewiefene „Militär-Polizeiwache“ (wergl. 
oben Eeite 841 d. W.), deren gedrudte Dienft- Inftruction vom 7. Februar 
1853 im $. 15 vorjchreibt: „Wenn der Polizei» Soldat öffentlich fich zeigt, 
muß er ſtets vorfhriftmäßig gekleidet, mit dem Geiten- 
gewehre und der vorgefchriebenen Brieftafhe verfehen fein;" — 
und für die Wiener-Gewölbmwace, welche nad) ihrer (oben auf Seite 842 
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jede Ausflucht, dag der in Vollzug eines obrigkeitlihen Auftrages begriffene 
MWahmann nicht als foldher erkennbar war, abgefchnitten wird; und die 
a. h. fanctionirte Uniformirungs = Borfchrift für die k. k. Staatsbeamten 
vom 24, Auguſt 1849, Nr. 377 des R. G. Bl., hat (in ihrem Eingange) — 
unverkennbar im Hinblide auf jene Strafgefeße, wodurch jede Art von Wider: 
fand gegen die Obrigkeit als ſtrafbar erklärt wird — eine ähnliche Anordnung 
auch für alle Kategorien von Staatsbeamten mit den bezeichnenden Worten 
getroffen: „Damit der Staatsbeamte fhon nad feinem äußeren 
Erfheinen als folder kennbar fei, wenn er in feiner Eigenfchaft 
bei feierlichen Gelegenheiten auftritt, oder in Bollziehung der ihm 
obliegenden Amtspflichten mit Behörden oder mit dem Publicum 
in oder außer dem Dienftorte in Dienftesberübrung kommt, 
ift er zur TZragung der Uniform in den vorbezeichneten Fällen 


citirten) Organifation ohnehin nur einen Beſtandtheil der Militär-Polizeimache 
bildet, dur den $. 7 der ebenerwähnten Organifation vorgefchrieben ift: „daß 
über die Uniformirung und Bewaffnung der Gewölbwache eine eigene Borfihrift 
beftehe, und daß jedes Individuum derfelben im Dienfte mit einer gellenden 
Pfeife, mit ein Paar Handeifen, mit Feuerzeug und mit einer Sadlaterne 
verfehen fein müffe.” — — 

Rückſichtlich des Forftauffihts-Perfonals (vergl. oben Seite 830 
litt. aa— bb) ſchreibt der $. 54 des Forſt-Geſetzes vom 3. December 1852, 
Nr. 250, vor: „Damit das Forjtperfonale erfannt, und als öffent: 
liche Wache geachtet werden fünne, bat es im Dienfte dad vorgefchrie: 
bene Dienftfleid zu tragen, oder wenigſtens durch bezeichnende und 
zur öffentlichen Kenntniß des Bezirfed gebrachte Kopfbedeckung oder Arm: 
binde fich kenntlih zu machen.“ — Faſt wörtlich diefelbe Vorſchrift findet 
fihh im $. 4 der Verordnung vom 2. Jänner 1854, Nr. 4 des R. G. Bl., rüd- 
fichtlih des zur Bewahung des Jagdrechtes beftellten Auffichts » Perfonals 
(vergl. Seite 830 litt. ee) in den Worten: „Damit das für den Jagd- 
dienst beeidete Perfonale erfannt, und ald öffentliche Wache geachtet 
werden könne, bat es das auf Grund des $. 54 des Forſtgeſetzes (ſ. diefe 
Vorſchrift unmittelbar vorher) vorgefchriebene Dienftkleid, oder die zur öffent: 
fihen Kenntniß des Bezirkes gebrachte, bezeichnende Kopfbedeckung oder 
Armbinde im Jagddienfte zu tragen. — 

Selbft für die Gemeinde-Polizei-Organe wurde dur einen Erlaf 
des Minifteriums des Innern vom 17. December 1850, 3. 25235 (im Landes- 
gefeßblatte für Defterreih u. d. E., B, Nr. 114), verfügt: „daß ed den Ge— 
meinden überlaffen bleibe, die Beftimmung über die Adjuftirung und Ber 
waffnung der Gemeinde-Polizei-Organe (unter gewiffen Beſchrän— 
fungen) ſelbſt zu treffen, und mit Zuftimmung des Minifteriums des Innern 
fogar förmlich organifirte Gemeinde» Polizei-Wadhcorps zu er 
richten.“ — 
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verpflichtet." N) — — Ben jedoch troß diefer Borfchriften in einzelnen 
Füllen ein obrigkeitliher Beamter, Abgeordneter, Beftellter, Diener oder 
felbft ein Bachmann bei Bollziehung eines obrigkeitlihen Auftrages, oder 
bei Ausübung feines Amtes oder Dienftes nicht in der vorgefchriebenen 
Dienftes-Kleidung erfcheint, weil er z. B. (mas ja bei höheren, zumal auf Commiſſlons— 
Reifen befindlichen Beamten fo leicht geſchehen kann) fein Dienftkleid gar nicht, oder 
nicht volljtändig zur Hand hat, oder weil er an irgend einem Orte urfprüng- 
lich als Privat, als Gaft erſchien, dafelbft aber durch einen plößlich ent- 
ftandenen Erceß zur Ausübung feines öffentlichen Amtes überrafcht wird 
(was z. B. bei Polizei» Beamten, zumal bei den auf dem Sande in einem gewiſſen Bezirke zu» 
nächſt und allein mit der Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit be: 


trauten politiichen Bezirfdamts + Vorftehern ſich aar häufig ereignen wird, wie es fich wohl auf 
ehemals bei den politifchen Landbeamten oft ereignet hat, welche regelmäßig, wenigftens inſoweit 


fie Batrimonialbeamte waren, ein beſonderes Dienftkleid gar nicht befaßen), oder weil er etwa 
als ein noch nicht förmlich angeftellter Beamter, oder als ein nur ad actum 
beftellter obrigkeitlicher Abgeordneter gar fein Dienftkleid hat, u. ſ. f. u. f.f.: 
fo würde nach meinem Erachten dennoch der Widerftand gegen folche obrig— 
feitlihe Organe je nach Verfchtedenheit der Umftände als eine der mehr: 
erwähnten ftrafbaren Handlungen, und fofort auch die Zufammenrottung in 
der bezeichneten verbrecheriihen Endabfiht ald das Verbrechen des Auf: 
ftandes behandelt werden können, wenn dem Schuldigen die obrigkeitliche 
Perfon auch nur aus anderen Umftänden — — nemlich durch Vorweiſung 
einer befonderen fchriftlichen Legitimation, oder eines beftimmten Ab: 
zeihens, wie z. B. die Civilwache durch Aufweifung ihrer Legitimations— 
Plaque (vergl. oben die Anmerkung auf Seite 840), oder das Forftauffichte- 
Perfonale oder JZagddienft-Berfonale durch die ihm eigenthümliche bezeichnende 


*) Wörtlih diefelbe Beftimmung kommt auch vor, in der mit a. h. €. 
vom 23. April 1852 fanctionirten Uniformirungs =» Vorfchrift für Staatsbeamte 
im Königreihe Ungarn (Verordnung des Militär: und Eivil-Gouverneurd vom 
6. Mai 1852, im ungarifchen Landesgefeßblatte, Nr. 69), fo wie in jener für 
die Königreihe Kroatien und Slawonien, weldhe durh die a. h. E. vom 
25. Juli 1852 fanctionirt, und mit Erlaß des Banus vom 26. Juli 1852 
(kroatifches 2. G. Bl. Nr. 118) kundgemacht worden iſt. — 

Noch beftimmter find die diepfälligen Vorſchriften rückfichtlich des f. f. Mili- 
tärd, damit daffelbe, fobald es im Dienfte auftritt, für Jedermann als 
ſolches erkennbar fei. — Für die Mannfhaft vom Feldwebel und Wacht: 
meifter abwärts beftand von jeher die Vorſchrift, daß fie fih öffentlich nie 
anders, ald in der Militäruniform (alfo nie und nirgends in Givilkleidern) 
zeigen dürfe; allein auch den f. f. Officieren aller Grade des Activſtandes 
der Armee“ ift nunmehr durch eine a. b. E. vom 4. Mai 1849 „das Tragen 
von Givilfleidern verboten“, und fpäterhin nur ausnahmameife für Jagden 
das Anlegen von Jagdkleidern geftattet worden, — 
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Kopfbedeckung oder Armbinde (vergl. Seite 859 die Anmertung) — — oder 
felbft nur aus fonftiger perfönliher Bekanntſchaft als obrigkeitliche 
Perfon erfennbar war, da ja das Strafgefeg felbit nirgends gefordert 
hat, daß die lektere im Dienftkleide eingefhritten fein müfje, um den 
Widerftand gegen fie als ftrafbar erklären zu können, und da unter der 
obigen Borausfeßung der Schuldige ganz zweifellos noch immerhin mit 
dem Bewußtſein gehandelt hat, fih dadurch einem obrigkeitliden 
Drgane als ſolchem zu widerfeßen. — — 

Die vorftehend erörterte Anficht fcheint auch von dem Caſſationshofe 
adoptirt zu fein, infoweit er bereits Gelegenheit hatte, fih über diefen Frage: 
punkt auszufprechen. — So wurde in dem fehon früher (Seite 844 u. fgg.) 
aus anderem Anlaffe bezogenen Exrkenntniffe vom 17. März 1853, 3.2578, 
für den in Rede ftehenden Zweck ala genügend erfannt: „daß der Polizeis 
foldat dem Widerftandleiftenden (nur überhaupt) vermöge feiner Uniform 
als folder erfennbar war“; — fo wurde ferner durch die Enticheidung 
vom 26. Auguft 1853, 3. 8628 (meldhe bereits oben auf S. 850 u. 851 in der Anmerf. 
auch mit den bier zutreffenden Stellen angeführt wurde), ausgeſprochen: „daß zum That⸗ 
beſtande der ſtrafbaren Handlungen der angedeuteten Kategorie keines— 
wegs nothwendig ſei, daß ein als Wache einſchreitender Soldat ſich 
in voller Montur befunden habe, und daß das Nichttragen der 
Uniform von Seite einer Finanzwache auf die Strafbarkeit einer gegen 
fie unternommenen ftrafbaren Handlung feinen Einfluß habe, wenn nur der 
Soldat, die Finanzwache u. dgl. dem Handelnden fonft ale Wade er- 
fennbar war.“ — In demfelben Geifte wurde es ferner durch Er— 
fenntniß vom 31. Mai 1854, 3. 5859 (Gerichtszeitung, Nr. 80), als zus 
reichend erklärt: „daß dem Schuldigen der Jägerjunge, wider welchen 
eine Widerfeßung geäußert wurde, als folder dadurch erfennbar 
war, daß er mit einem Hirfchfänger verfehen war, und keines— 
wegs für nöthig erflärt, daß dem Angeklagten auch der Umftand bekannt 
war, daß der Jägerjunge zur Forftaufficht wirklich beeidet war.“ — End» 
lih hat der Eaffationshof in dem Erfenntniffe vom 24. October 1854, 
3. 11173, ausgefprocdhen: „daß es zum Dafein der (durch thätliche Belei- 
digung eines Polizeifoldaten erfolgten) Uebertretung des $. 312 gemüge, 
daß derfelbe zur Zeit der an ihm verübten Mißhandlung in voller 
Dienftesfleidung, alfo als ein Polizeimahmann auffallend 
und für Jedermann erfennbar war, und dadurch, daß er den Ans 
geklagten erflärt hatte, daß er Einen derfelben arretiren wolle, deutlich 
fund gegeben habe, daß er in einer Dienftesausübung wirf- 
lich begriffen fei; daher es den Angeklagten oblag, den Polizeifoldaten 
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als eim zur Aufrechthaltung der Ruhe und der Sicherheit der Perfonen und 
des Eigenthums beftelltes öffentliches Organ anzufehen und zu beachten, 
feineswegd aber in ihrem Ermeffen geftanden fei, vorerft zu 
unterfuhen und zu beurtheilen, ob diefer Bolizeifoldat fid 
damals wirflih im Dienfte befinde.” — — 


Ebenfo wenig ift nach der Natur der Sache und im Geifte unferer 
pofitiven Gefege zur Erkennbarkeit des obrigfeitlichen, d.h. des in Aus: 
übung ihres Dienftes erfolgenden Einfchreitens der Gensd’armerie 
erforderlih, daß fe ihre Aufforderung an Parteien zur Bornahme oder 
Unterlaffung irgend einer Handlung, oder irgend welche ihrer Dienftes- 
verrichtungen mit der (obgleich durdy 8. 43 des Gensd'armerie-Geſehzes vom 18. Jänner 1850, 
Mr. 19 des R. ©. BE, vorgefäriebenen) Formel: „Im Namen des Gefehes“ 


vorgenommen habe (vergl. das Erfenntnik des Caſſationshoſes vom 6. Mai 1853, 3. 4182, 


hier oben, Seite 850 in der Anmerkung, in weldyem die vorfiebende Behauptung überzeugend bes 
gründet wird). — 


Die Beleuchtung des zweiten (hier oben auf Seite 857 


ad bb 


erwähnten) Momentes des zu dieſem Verbrechen erforderlihen Vorſatzes: 
„Daß nemlich denjenigen, welche des Aufſtandes Coder foigerichtig einer der übrigen 
verwandten ftrafbaren Handlungen der 88. 312, 279, SI, 73) ſchuldig ſein ſollen, auch der 
andere Thatumſtand erkennbar geweſen ſein müſſe, daß die obrigkeitliche 
Perſon, gegen welche die Widerſetzung begangen oder gedroht wird, wirklich 
in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages, oder in Ausübung ihres 
Amtes oder Dienftes begriffen geweſen fein müſſe — — führt auf die be— 
rühmte Gontroverfe: „ob und inwieferne eine Widerjeßung gegen 
ungefeßlihe oder incompetente Acte einer obrigkfeitlihen Ber: 
fon ftraflos oder erlaubt ſei?“ — 


Wohl längft ſchon ift auch in Defterreih, gleichwie in amderen euro— 
päiſchen Ländern, erft die Gerichts-Praxis, und fofort auch die Gefehgebung 
zu der Ueberzeugung gelangt, daß die unbedingte Bejahung dieſer 
Frage, wie fie in den Quellen des (gemeinen) römischen Nechtes;,*) und 


*) Die oft citirten einfchlägigen Stellen find folgende: 

Dig. XLII, tit. 16 (de vi et de vi armata), fr. 1, 8.27: „Vim vi re- 
pellere licet, Cassius seribit, idque jus natura comparatur. Apparet 
autem (inquit) ex eo, arma armis repellere licere.* — 

Cod. X, tit. 1 (de jure fisci) const. 5: „Prohibitum est, eujuscunque 
bona, qui fisco locum fecisse existimabitur, capi, priusquam a nobis forma 
fuerit data. Et ut omni provisionis genere occursum sit Csesarianis, sancimus 
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in Hebereinftimmung mit demfelben im Art. XI der franzöftfchen Eonftitution 
vom 24. Mai 1793 *) vorkommt, eben fo fehr eine Unterhöhlung der 
öffentlichen Rechtsordnung im Staate fein würde,**) als die entgegengefeßte 


licere universis, objicere manus his, qui ad capienda bona alicujus venerint, 
qui succubuerit (alias: „que succubuerint“) legibus: ut autem si Officiales 
ausi fuerint a tenore dats legis desistere, ipsis privatis resi- 
stentibus, a facienda injuria arceantur.“ (Die Gloffe des Accursius 
fügt bier überdief bei: „quod etiam principis officialibus resistetur, si exce- 
dant in suo officio.“) 

Cod. XII, tit. 61 (de executoribus et exactoribus) const. 5: „Contra 
nostra preecepta si quisquam vetito ac temerario ausu exactionem audebit, 
licebit Provincise moderatori eundem correptum ad Sublimitatis tuae judieium 
sub prosecutione dirigere, et licebit Provinciali, si probetur obnoxius 
executor contra vetitum exactionem sibi vindicans, temeritatem legitime 
repellere.* — 

Nov. 124, cap. 3 in fine: „Et competentes judices, si cognoverint aliquos 
ex suis offieiis executores sportularum nomine, contra nostras leges aliquid 
exigere, et hoc neglexerint vindicare, damus licentiam exactis, nihil 
amplius exigentibus quam ex nostra constitutione definitum 
est, dare: et siquid amplius exigere eos voluerint, licentiam ha- 
beant eis resistendi.* — — 

) Derfelbe lautet wörtlich: „Tout acte exerc& contre un homme hors 
les cas et sans les formes que la loi determine, et arbitraire et tyrannique: 
celui contre lequel on voudrait l’ex&cuter par la violence, ale 
droit de le repousser par la force.“ 

) Ueberaus beichrend ift in diefer Beziehung die fortfchreitende Aus— 
bildung der Jurisprudence des franzöfifchen Gaffationshofed. Während noch 
ein Arröt deffelben vom 16. April 1812 wenigſtens implieite dem Grundfake 
gehuldiget hatte: „daß der Widerftand gegen die Gensd’armerie nur dann ftrafs 
bar fei, wenn die leßtere in Ausführung eines vollkommen gefegmäßigen 
Actes begriffen war“, hatte bereits ein Arröt vom 14. April 1820 den Grund: 
fa befannt: „que le d&faut d’une formalite (d’un acte d’ex&cution de 
l’'huissier), dont l’appreciation n’appartenait qu’au juge competent, ne l'’auto- 
risait point A commettre de violences et voies de fait envers 
l’huissier.* — — Noch entfchiedener aber ftellte das Erfenntniß vom 5. Jänner 
1821 die Regel auf: „que l’ill&Egalit& d’un acte ne peut en aucun 
cas autoriser un particulier à s’y opposer avec violences ou 
voies de fait; que le syst&me contraire, qui conduirait directement 
& autoriser chaque particulier à se constituer juge des actes &mands de l’auto- 
ritö publique, serait subversif de tout l'’ordre public, qu'il ne serait 
fond& sur aucune loi et qu’il ne peut ötre admis.* — Das Arröt vom 3. Sept. 
1824 erflärte: „que la prösomption legale est que les chefs et agents de la 
force armde pour le maintien des lois, les respectent et n’agissent que confor- 
mement à ces lois; que si les chefs responsables de l’emploi illegal, qu'ils 
feraient de leur autorit&, cette responsabilit& ne sairait dispenser 
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unbedingt verneinende Entfcheidung derfelben für die bürgerliche reis 
heit der Staatsangehörigen gefährlich werden müßte. Die Wahrheit dürfte 
auch hier mitten inne, zwifchen den beiden Ertremen liegen, und durch 
folgende Erwägungen nicht nur im Allgemeinen geredhtfertiget ericheinen, 
fondern auch dem Geifte der öfterreihifhen Gefeßgebung entſprechen, 
werm fich auch die letztere nicht direct über die Frage ausgefprochen hat.*) — 


les eitoyens de l’ob&issance qui leur est due, et ne saurait 
autoriser, dans aucun cas, à resister avec violence et voies de 
fait ä& des m&sures qui sont toujours suppos&es, jusqu’ä preuve 
contraire, &mandes d’une autorite legale et competente.* — — 
Diefen durchgreifenden Grundſätzen fügte endlich ein Erkenntniß vom 15. Juli 
1826 noch bei: „Il suffit que les agents de la force publique pa- 
raissent avec le caractere qui leur a &t& confer& par la loi et 
dans l’exereice des fontions qui leur ont été döl&gudes, pour 
que toutes violences et voies de fait soient interdites & leur 
egard; un systeme contraire tendrait & convertir en efforts 
legitimes les exc&s de cette nature, serait subversif de tout 
ordre et serait un outrage pour la loi elle-mäme.* — — 

Freilich haben fih die königlichen Gerichtshöfe von Frankreich dieſen 
Grundfägen des Caſſationshofes nicht immer gefügt, und in einer Reihe von 
richterlihen Entfcheidungen fich zu der entgegengefesten, nemlich zu der 
Rechtsanſicht bekannt: „daß der gewaltfame Widerftand gegen die Organe der 
öffentlichen Gewalt allerdings ſtraflos, und ſogar erlaubt ſei, infoweit dieſe 
einen Act vornehmen wollen, der illegal fei, oder die Grenzen ihrer Amtsgewalt 
überſchreite!“ — 

*) Auch mehrere der neueften Strafgefeße anderer europäifhen Staaten 
gehen der directen Beantwortung jener berühmten Gontroverfe aus dem Wege, 
wenn gleich darüber in mehreren deutfchen Gefeßgebungd -» Kammern eingehende 
Discuffionen ftattgefunden haben. — Von ſolchen Gefegen deutſcher Staaten, 
welche auf den Gegenftand der Frage mehr oder weniger auddrüdlih hinweifen, 
feien folgende erwähnt. Das württembergifche Strafgeſetz vom 1. März 1839 
enthält in feinem Art. 174 folgende denfwürdige Verfügung: „Sollte der Be— 
theiligte durch ein ſolches Verfahren (memlich durch ein gefeg- und ordnungs— 
widriges Verfahren der Obrigkeit oder ihrer Diener) mit einem unerfeß- 
lichen Nachtbeile unmittelbar bedroht geweſen fein, fo ift fein Widerftand 
ftraflos, vorausgeſetzt, daß er fih feiner Ueberfchreitung ſchuldig gemacht 
bat.“ — Eine ähnliche, obgleich ſchon viel befchränftere Anordnung hat auch 
nod das weimar'jche Strafgefeß vom 20. März 1850, indem es im Art. 100 
verfügt: „ft die obrigfeitliche Anordnung gefekwidrig, fo ift dieß ein Grund 
zur Strafminderung (ded im Grundfaße doch immer ftrafbar bleibenden 
MWiderftandes gegen Diefelbe), und wenn die Gefeßwidrigkeit darin beftcht, daß 
gefeglihe Formen bei der Anordnung nicht beobachtet find, fo bleibt 
der Widerfegende ftraffrei. — Ging er bei der Widerfegung weiter, ale 
zur Abwendung der Bollzichung der obrigkeitlihen Anordnungen erforderlich 


[Strafgef. I. &yi. VII. Hanptft. 88.68 1u.69.] 865 [Yon dem Verbrechen des Aufflandes.] 


Den Drganen der Staatsgewalt muß nemlich einerfeits überall da, wo fie 
einmal als ſolche auftreten, und einen Regierungsact zu vollziehen 
vorgeben, an und für fih — im Grundſatze — der Charakter der juridifchen 
Unwiderftehlichkeit zugeftanden werden (vergl. oben ©. 807 d. W.), 
weil fonft die Erhaltung der rechtlichen Ordnung im Staate geradezu une 
möglich, und die Wirkſamkeit eines jeden Geſetzes, fo wie einer jeden Regie: 
rungs-Verfügung in Frage geftellt wäre, wenn nemlich jedem Staats— 
angehörigen das Befugniß zuftehen würde, mit dem öffentlichen Vollzugs— 
Drgane erſt darüber zu rechten, ob deijen Borgang nicht vielleicht die 
Grenzen feiner Amtswirkfamkeit überſchreite, und ungefeglich fei, und in dem 
Falle, wenn er, der Gehorfamspflichtige, dieß glaubt, dem Regierungs- 
Drgane Widerftand entgegenzuftellen. Erachtet er fih durch einen folchen 
Borgang eines obrigkeitlihen Beamten oder Dienerd wirklih „in feinem 
Rechte gefränkt, fo fteht ihm — nad dem im innerften Weſen des Staates 
begründeten Ausfpruche des $. 19 unferes a. b. G. B. — — frei, feine 
Beichwerde vor der durch die Gefeße beftimmten Behörde anzubringen. Wer 
ſich aber mit Hintanfegung derfelben der eigenmächtigen Hilfe bedient, oder 
wer die Grenzen der Nothwehr überfcreitet, ift dafür verantwort- 
lich.“ — And’rerfeits aber ift durch die Idee des Staates das Recht jedes 


war, fo fommen die Strafen der übertriebenen Nothwehr zur Anwendung.” — 
Das braunſchweigiſche Gefek vom 10. Juli 1840 fpricht im $. 107 über 
haupt nur vom „Widerftande gegen die rehtmäßigen Befehle und Anord— 
nungen der Obrigfeiten und ihrer Organe” (11); — das hannoverſche vom 
8. Auguft 1840 erklärt in den Art. 159 und 160 den Widerjtand gegen obrig- 
feitlihe Organe als ftrafbar, „es fei denn, daß derfelbe nur einen durd die 
Geſetze geftatteten Schuß des Privatbefiges begreife, welcher die Grenzen 
des Erlaubten auf feine Weife überfchreitet, und nicht in eine andere Ueber: 
tretung übergehe.“ Immieferne aber in dem falle einer gefeplih erlaubten 
Selbftvertheidigung gegen einen unrehtmäßigen Angriff Straf- 
loſigkeit eintritt, ift nach Art. 78 (über die Nothwehr) zu ermeffen. — Im 
großherzoglih-heffifhen Geſetze vom 17. September 1841 (Art. 176) und 
im badifhen vom 6. Mär; 1845 ($. 617) bildet aber die Geſetzwidrig— 
feit oder Ordnungswidrigfeit ded Verfahrens der Obrigkeit, gegen welche die 
MWiderfegung angewendet wird, nur einen Straf-Milderungdgrund, welcher 
aber nah dem badifchen Gefege dann: „wenn ber Widerftand nicht weiter 
ging, ald zur Abwendung eines unerfeglihen Nachtheiles nothwendig war”, 
fogar Straflofigfeit nad) fi zieht. — Das preußiſche Strafgefep vom 
14. April 1851, gleich mehreren früheren Strafgefegen anderer deutfcher Länder, 
und die neueften Gefep-Entwürfe von Sahfen und Baiern — fhweigen 
über den Begenftand ber Frage, ohne Zweifel von der Vorausſetzung ausgehend, 
daß ſich hierüber der Richter in jedem einzelnen Falle je nach Verſchiedenheit 
der Umftände aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu Recht finden werde. — 
Hye, Commentar. 55 
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Staatsangehörigen zur Selbfthilfe in jenen Fällen ausgefchloffen, wo dieß 
das einzige Mittel iſt, um fein Recht nur überhaupt noch befchügen und 
erhalten zu können, wo nemlich die Hilfe des Staates zu ſpät fommen 
würde. — 

Aus der Vermittlung diefer zwei Gegenſätze ergibt fich 

der erfte Fall, wo ausnahmsweiſe dem Staatsangehörigen der 
felbjteigene Widerftand gegen die Organe der Staatsgewalt erlaubt ift, 
wenn nemlich einem Staatsangehörigen durch einen illegalen Vorgang 
eines Organs der Auctorität ein unerfeglicher Nachtheil“) am Körper, an 
der Freiheit oder Ehre zugefügt werden will, wogegen demfelben einzig nur 
das Mittel der (gerechten) Nothwehr übrig bleibt, Das ja auch unfere poſi— 
tiven Gefeße, nemlich der oben citirte $. 19 des a. 6. G. B., fo wie der $. 2 
lit. g des Strafgefeßes ganz allgemein, und rücfichtlich einer fpeciellen 
Vorausſetzung noch überdieß der $. 344 des a. b. G. B. („3u den Rechten des 


Befipeö gehört auch das Necht, fich in feinem Befipe zu ſchüßzen, und in dem Falle, daß die 
richterliche Hilfe zu ſpät fommen würde, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben”) aner— 


kannt haben. — 

Der zweite Fall aber, wo ein folder Widerftand nicht als ein 
ftrafbarer angefehen werden könnte, begründet fi) ebenfowohl durch 
die Natur der Sache, als durch unfer pofitives Gefeß, nemlich 


*) Es dürften übrigens praftifch derlei Fälle faum denkbar fein, wo 
einem Staatdangehörigen durch einen öffentlichen Beamten oder Diener in Ueber- 
fhreitung feiner Amtdgewalt in instanti ſolche Gewaltacte zugefügt werden 
wollten, wodurd ihm ein unerfegliher Nachtheil angethan würde, da ähn- 
fihe Mißbräuche der Amtegewalt, wenn fie jhon vorkommen follten, fih wohl 
regelmäßig aud in die äußeren Formen des Gefehes hüllen, und nicht fo plöß- 
(ich mit offenliegender Gefepwibrigfeit begangen werden dürften. — Der Selt- 
famfeit willen mögen folgende zum Theile auf Wahrheit beruhende, zum Theile 
fingirte Fälle ala Beifpiele angeführt werden: Es will mich eine Wache auf 
öffentlicher Straße bei hellem Tage verhaften, ohne daß ich den geringften Ans 
laß dazu gab, fondern mit der Angabe, es ſei ihr dieß von einem höheren 
Drgane (Beamten, DOfficiere u. f. f., mit dem ih etwa einen Privatjtreit hatte) 
befohlen worden, wo mindeftend meiner Ehre ein unerfegliher Nachtheil droht ; 
— oder ein Öffentlicher Wahmann dringt in meine Wohnung, um angeblich 
im höheren Auftrage an mir die Strafe einer körperlihen Züchtigung zu voll- 
ziehen; — ein Gerichte» Vollzicher kommt mit anderen Leuten in meine Woh- 
nung, um etwa dafelbft, ohne daß die übrigen nad) dem Geſetze erforderlichen 
Erecutiond-Schritte, nemlich Pfändung, Schägung und gerichtliche Licitations— 
Bewilligung und Kundmachung vorausgegangen wären, im Namen meiner 
Bläubiger eine erecutive Feilbietung meiner Effecten abzuhalten, und die letzteren 
fofort dem Meiftbietenden zu überlaffen, von welchen ich fie vielleicht nie mehr 
zurüderhalten könnte, u. f. f. — 
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durch den $. 1. Hiernach kann nemlih in allen Fallen, wo der fi 
einem öffentlichen Beamten oder Diener Widerfeßende mit Beftimmt- 
beit weiß, daß der von dem leßteren gegen ihn vorgenommene oder 
vorzunehmen beabfichtigte Act ein Mißbrauch der Amtsgewalt, 
dv. b. zweifellos und offenliegend ein Act gefegwidriger 
und eigenmädtiger Willkür ift,*) felbft dann, wenn dadurch nicht 


*) Auch diefe Fälle, wo ein obrigfeitlicher Abgeordneter oder eine Wache 
gegen Iemanden einen offenbar ungefeglihen Gewalt: oder Willfür-Act 
vornehmen will, und der fi Widerfegende im vollen Bewußtjein bed 
Unrechts oder der Eigenmächtigkeit ift, die gegen ihn ausgeführt werben 
will, werden Außerft felten vorfommen. — Als Beifpiele mögen auch in diefer 
Beziehung die in der unmittelbar vorhergehenden Anmerkung erwähnten Fälle dienen, 
ſelbſt wenn vorausgefegt würde, daß durch den illegalen Act auch nicht gerade 
ein unerfegliher Schade zugefügt werden wollte. — Als weitere Beifpiele 
fönnten ferner die Borausfegungen angenommen werden, wenn etwa ein Beamter 
einen Amtsact einer folhen Kategorie vornehmen wollte, wozu er nad jeiner 
ganzen Stellung offenbar nie befugt fein kann, fo 3. B. wenn ein öffent: 
liher Eaffabeamter, oder ein k. k. Hoffchaufpieler, oder Hofmufifbeamter, oder 
ein Staatsbibliothefd-, Naturalien» Gabinetd- Beamter u. dal. eine polizeiliche 
Hausdurchſuchung oder eine perſönliche Verhaftung vornehmen wollte (vergl. auch 
die analogen Inductionen in dem Vortrage ded Generalprocuratord am Gaffationd- 
hofe in der hier unten zweitfolgenden Anmerkung). — Diefelbe Vorausſetzung 
träte aber aud im jenen Fällen ein, wo zwar irgend cin öffentlicher Beamter 
zu diefer Art (Kategorie) von Amtsacten überhaupt — unter gemwiffen 
Bedingungen — befugt ift, wo jedod im einzelnen Falle feines fo gearteten 
Einfhreitend eben jene gefeplihen Bedingungen feblen, die ihn zur 
Bornahme diefer Art von Amtsact in dieſem Falle ermächtigen, wo demnach 
fein — trog des Mangel diefer gefeplichen Bedingungen vorgehendes — Ein» 
fohreiten mit einem folchen Amtsacte ſich wenigftend dem mit dem Inhalt diefer 
Geſetze und dieſer Grenzlinien des Wirkungskungsfreifes des obrigkeitlichen 
Organes Vertrauten ebenfalls ala ein offenbar ungefeglidher, und nicht 
mehr in Amtsſachen erfolgender Vorgang, alſo auch nicht mehr ala ein 
öffentlicher oder Regierungs - Auftrag, fondern ald eine eigenmächtige Privat: 
Willkür darftellt, gegen welche Widerftand zu leiften nicht ftrafbar fein fann. 
Fälle Diefer Art können 5. B. aus den $$. 68 und 70 der Berfaffungs: und 
Dienftvorfchrift der Finanzwache vom 21. Aprit 1843 (polit. ©. ©., Band 71, 
©. 119 u. fag.), jo wie aus den 88. 18 und 40 des Gensd'armerie-Geſetzes 
vom 18. Jänner 1850, Nr. 19 des R. G. Bl., abftrabirt werden, infoferne 
durch diefe gefeglichen Vorſchriften feftgefept wird: „zu welden Zweden und 
unter welchen Borausjegungen die Angeftellten der k. k. Finanzwache nicht 
berehtiget find, in die Gewerbd- und Berfchleißftätten, Kaufläden oder 
Waaren » Niederlagen der Gefälld» Verleger und Verſchleißer, dann gewifjer Ge» 
werbetreibender einzutreten” — fo wie hierdurch ihr Befugniß zur Pflege einer 
ſ. 9. Nachſchau immer durch die Bedingung beſchränkt ift: „daß hierdurch nie 
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eben ein unerfeßliches Uebel zugefügt werden wollte, nicht mehr von dem 
Dafein eines böfen oder verbrecherifhen Vorſatzes gefprodhen werden, 
weil in al’ folhen Fallen nicht mehr behauptet werden kann, daß der 
Widerftand gegen einen in Amtsſachen, oder in Ausübung eines 
obrigfeitlihen Auftrages handelnden Beamten und Diener geichieht, 
gefchmweige, daß der ſich Widerfegende einem obrigkeitlihen Auftrage 
Miderftand zu Teiften beabfichtiget habe.) Eben diefer Ausnahms— 
fall tritt aber nad der Natur der Sache und nad der Vorſchrift unferes 
pofitiven Geſetzes ($. 2 lit. e) auch dann ein, wenn der obrigkeitliche Beamte 
zwar objectiv wirklich in Ausübung eines obrigkeitlihen Befehles be— 
griffen war, der ihm Widerftand Leiftende aber nach feiner fubjectiven 
Auffaffung darin nur eine Taufhung zu erkennen glaubte, indem von 
feiner Seite ein ſolcher Irrthum unterlief, welcher ihm in dem (obgleich 
objectiv wirklichen) obrigkeitlihen Auftrage unmöglich einen folhen, und 
daher auch in feinem Widerftande gegen denfelben nimmermehr ein Ver— 
brechen erkennen ließ.“) — 

Auf diefe zwei Ausnahmsfälle ſcheint denn auch bereits die con— 
ftante Braris unferes oberften Gerichts- und Caffationshofes 


eine Störung des regelmäßigen Gewerböbetriebed geſchehe.“ — In ähnlicher 
Were iſt durch die $$. 18 und 40 des chen citirten Gensd'armerie-Geſetzes 
vom 18. Jänner 1850 „der k. f. Gendd’armerie das dienftlihe Einfchreiten in 
einem Privathaufe bloß in den dafelbit tarativ aufgezählten Ausnahmsfällen, 
und außerdem „nur in folge eines Schriftlichen Befehles der berufenen Be— 
börde, und im Beifein einer obrigfeitlihen oder fonft vertrauens— 
wertben Perfon aus dem Drte geftattet“, und meiter vorgefchrichen: 
„daß die Gensd’darmerie, fobald fie nicht aus eigener Dienjtpflicht handelt, felbe 
feinem ihr zugefommenen Befehle einer Militär- oder Eivilbehörde folgen dürfe, 
wenn derfelbe nicht Shriftlich abgefaßt if." — — 

*) Auf daſſelbe Refultat kommt wohl auch diejenige Anfiht hinaus, 
welche über den Gegenftand der Frage bereitd der alte Barbeyrac in feinen 
trefflichen Noten zu Hugo Grotius weltberühmten Werke „de jure belli et pacis“ 
(das befanntlich von Barbeyrac in mehreren Ausgaben und frangöfifchen Ueber- 
feßungen herausgegeben wurde), ſchon im Jahre 1720 mit zwei Kernworten 
äußerte. Während Grotius felbft (lib. I. cap. 3, I. 1) fic über den fogenannten 
bellum privatum mit dem Gemeinplatze des römifchen Rechtes begnügt: „Ut 
quis injuriam etiam (in civitate) vi a se arceat, juri naturali non repugnat“ 
fagt fein genannter geiftvoller Gloffator: „Il faut distinguer entre les injustices 
douteuses ou supportables et les injustices manifestes et insuppor- 
tables: on doit souffrir les premiöres, mais on n'est point oblig& de 
souffrir les autres!* — 

* **) Bergl. z. B. den von mir auf Seite 216 d. W. und 217 erörterten 
al. — 
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die Straflofigkeit des Widerftandes gegen obrigkeitlihe Beamte und Diener 
eingefchränft zu haben, obgleih in den mannigfachen, die Löfung dieſer 
Frage einfchliegenden Erkenntniffen defjelben beide ebenerwähnten Aus: 
nahmsfälle regelmäßig mit einander vermengt erfcheinen, und daher 
auch eine gefonderte Entfheidung des einen und des anderen dieſer beiden 
Ausnahmsfälle in diefen Erkenntniffen nicht vorfommt. — Die dießfällige 
Grundanfiht und ftehende Praris des Caffationshofes prägt ſich, nach Zeug- 
niß einer langen Reihe von Entſcheidungen deffelben*) in folgenden Grund» 
fäßen aus: 
1. „Gegen das Einfchreiten der Drgane der Regierung, fo wie gegen 
Amtshandlungen, welche ein Beamter oder eine Wache in ihrem Wir- 


*) Es find dieß folgende Erkenntniſſe: 

a) vom 31. October 1850 (Gerichtägeitung, Jahrgang 1850, Nr. 19 und 20); — 

b) vom 25. Februar 1851 (ebenda, Jahrgang 1851, Nr. 50); — 

ce) vom 26. Mai 1851 (ebenda, Nr. 136); — 

d) vom 19. Auquft 1851 (ebenda, Ar. 210); — 

e) vom 15. September 1851 (ebenda, Nr. 239); — 

f) vom 29. September 1851 (ebenda, Nr. 257); — 

g) vom 22. December 1851 (ebenda, Jahrg. 1852, Nr. 16); — 

h) vom 19. Februar 1852, 3. 1316 (cbenda, Nr. 42); — 

i) vom 13. Jänner 1853, 3. 201 (ebenda, Jahrg. 1853, Nr. 42); — 

k) vom 16. Suni 1853, 3. 5913 (ebenda, Nr. 84); — 

1) vom 10. Mai 1854, 3.4151 (ſchon oben auf Seite 820 in der Anmerf. *** 
aud mit der hier einfchlägigen Stelle citirt); — 

m) vom 24. October 1854, 3. 11173 (cbenfall® fammt der hier entfcheidenden 
Stelle von mir ſchon früher auf Seite 816 d. W. citirt); — 

n) vom 31. October 1854, 3. 10855 (Gerichtäzeitung, Jahrg. 1855, Nr. 8); — 
endlich 

0) vom 21. Februar 1855, 3. 992. — 

Bei der erften (vorftehend unter lit. a erwähnten) diefer Entfcheidungen 
bemerkt der Caſſationshof wörtlih: „Nun jagt der Vertreter des Befchwerde- 
führers, es hätte hier ein Mißbrauch der Gewalt von Seite der Wache ftatt- 
gefunden. Es ift hinlänglich überzeugend ausgeführt worden, daß 
eine folche Unterfuhung gar nicht flattfinden darf, wenn die Organe einer ge— 
feglichen Grecutivgewalt einfchreiten. Wenn Staatöbeamte oder Organe ber 
Regierung, unter welche au die Wachen gehören, ihre Amtöpflicht wirklich 
überfchreiten follen, fo ift das ein Gegenftand, der, wie genügend erläutert 
und auseinandergeſetzt wurde, zur Beftrafung ihrerfeits führen fann. Das 
ift aber eine nachträgliche Verhandlung; diefe darf in dem Momente, ald Folge 
geleiftet werden fol, nicht ald Gegenftand der Erörterung und Didcuffion 
zwifchen dem der in Auftrage der Regierung befiehlt, und demjenigen, der dem 
Auftrage der Regierung gehorchen foll, eintreten. Wenn, wie und ausein— 
andergefegt worden ift, offenbar Webergriffe, Mißgriffe, ein 
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fungsfreife vorzunehmen finden, kann eine Widerfegung (ein Wider: 
ftand) außer dem Falle eines offenbaren Mißbrauches der 





wirfliher Mifbraud der Amtögewalt von einem Organe der 
Erecutivgemwalt, fei ed von einem Beamten, fei ed von 
einer Wache, ftattfinden, fo muß das fo in die Augen fpringend cerfcheinen, 
dag wirflihd der Fall der Nothbwehr eintritt, der aber bier 
von dem oberften Gerichts: und Caſſationshof nicht im Entfernteften wahr— 
genommen werden konnte.” — — Die von dem Gaffationdhofe gemachte Aus- 
einanderfeßung, worauf fi in diefer Entfcheidung wiederholt berufen wird, 
war num nichtd Anderes, ald das diefer Entjcheidung voransgegangene Plaidoyer 
des (damaligen) Generalprocurators am Gaffationshofe (v. Lichtenfels), 
aus dem ich den auf den Gegenftand der Frage bezüglichen Theil hier voll» 
ftändig (fo wie diefer Vortrag in der Gerichtäzeitung a. a. D. abgedrudt er= 
Scheint) nachfolgen laffe, da er einerfeitö die in Rede ftehende Gontroverfe in 
erfchöpfendfter Weife nad) den verfchiedenften Seiten, und mit der dem genannten 
ausgezeichneten Rechtsgelehrten eigenthümlichen Geiftesfhärfe, tiefen Gründlich« 
keit und lichtvollen Klarheit beleuchtet, und da and’rerfeits die in diefem Bor- 
trage entwidelten Grundfäße unverkennbar dem Gaffationdhofe auch bei allen 
folgenden, bier vorſtehend unter litt. b—n citirten Entſcheidungen vorfchwebten. 
— Der dießfällige Vortrag lautet nun in den einfhägigen Stellen wörtlich: 
„Allein die Frage, inwieferne gegen Organe der Regierung, 
welhe ihre Amtepfliht überfhreiten, ein Widerftand recht— 
mäßig und ftraflod fein könne, ift eine jehr ernfte Frage, bei 
der man fih nur dur die firengfte Unterfcheidung vor gefähr- 
lihen Abweihungen bewahren fann. ch gebe gerne zu, daß in Fällen, 
wo ein Beamter fih Acte, welche ihrer Gattung nah gar nicht in feine 
Amtswirffamkeit und daher gar nicht zu feinen Dienftverrichtungen gehören, oder 
wenn er fih Acte erlaubt, zu welchen er nur von Fall zu Fall unter gewiffen 
Formen berechtigt ift, ein Widerftand gegen denfelben als ftraflos angeſehen 
werden fönnen, weil dann der Beamte in der That nicht ala folcher, nicht 
in Amtsfahen handelt. Es ift aber bier nicht ſowohl von einer Weber: 
fchreitung der Amtswirffamkeit, als vielmehr von der Anmaßung eines nicht 
zuftehenden Amtes die Nede; um cin Beifpiel zu geben, wenn allenfalld ein 
Sanitätsbeamter in feiner Amtsthätigkeit ſich beifallen ließe, Steuern einzu: 
heben, oder wenn ein Rechnungsbeamter fich einfallen liche, VBerhaftungen vor— 
zunehmen, würde wohl Niemand zweifeln, daß ein Widerftand dagegen aller: 
dings erlaubt jei. Es ift Mar, daß bier nicht von einem Mifbrauche der 
Amtögewalt, jondern von der Ausübung einer unzuftändigen Gewalt die 
Rede ift. — Selbft wenn z. B. ein Gerichtödiener fih anmafen wollte, in Civil— 
fachen eine Pfändung vorzunehmen, ohne durch den Auftrag des Richters dazu 
fegitimirt zu fein, würde ein Widerftand dagegen faum als ftrafbar anzufehen 
fein, weil in der That die Vornahme einer Pfändung gänzlich außer der Wirk— 
jamfeit eines Gerichtödienerd gelegen ift, infofern er nicht von Fall zu Fall 
vom Richter dazu ermächtigt wurde. In allen diefen Fällen ift die formelle 
Unzuftändigkeit des Actes Mar, und es ift Mar, daß die Perfonen nicht ald 
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Amtsgewalt, durch welchen ein unerfegliher Schade, ein 
niht gut zu mahendes Uebel zugefügt würde, mwelder 


Beamte, fondern ald Private gehandelt haben. — Ach gebe zu, daß felbft bei 
folhen Ucten, welche der Gattung nad) innerhalb der Grenzen der. Umtäwirk- 
famfeit gelegen find, ein Widerftand als ftraflos betrachtet werden fann, wenn 
ein Beamter fi eines folhen Mißbrauches feiner Amtsgewalt fchuldig macht, 
durch welchen ein gang unerfegliher Schade, ein nicht gut zu machendes 
Uebel zugefügt würde. So 3. B. in dem Falle, wenn eine Wache fich des 
Rechtes des Waffengebrauches bedient in Fällen, in welchen dag Geſetz dieß 
nicht geftattet, wird Niemandem zugemuthet werden fünnen, daß er gegen einen 
ſolchen Angriff fih wicht vertheidigen, daß er fich geduldig niederſchießen, oder 
nieberftoßen laffe; bier müſſen allerding® die Grundfäße der Nothwehr gegen 
Beamte ebenfowohl mie gegen Private ihre Anwendung finden. Allein, wo 
nit von einem unerfeglihen Schaden, von einem nicht gut zu machenden 
Uebel die Rebe ift, da kann auch nicht von einem Widerftande, fondern nur 
don unbedingter Folgeleiftung die Rede fein. — Ein Beamter, welcher die Be: 
fugniß hat, unter gewiffen Vorausfeßungen einen Amtdact vorzunehmen, muß 
auch die Befugniß haben, zu beurtheilen, ob diefe Vorausfehungen, diefe Bes 
dingungen der Anwendung feiner Amtsgewalt vorhanden find oder nicht, umd 
dann fann von Seite der Partei ein Widerftand nicht zuläffig fein. Wollte 
man annehmen, daß eine Partei, gegen welche ein Amtsact vorgenommen wird, 
das Recht habe, zu beurtheilen, ob der Beamte zu diefem Amtsacte ein Recht 
habe, und in dem Falle, wenn fie nicht diefer Meinung ift, auf die Gefahr 
bin, ob ihre Anficht fpäter von dem Gerichte werde getheilt werden, ſich zu 
widerfeßen, fo würden daraus unlösbare Eollifionen und gefährliche Conflicte 
ſowohl für die Regierungsgewalt, ald für die Partei felbft entftchen. — Ich 
will nicht davon reden, inwieferne ein folches Recht des MWiderftandes felbit von 
bösmilligen Individuen mißbraucht werden würde; inwieferne es als bloßer 
Borwand benüpt werden würde, nicht nur, um ſich ſelbſt zu widerfegen, ſon— 
dern um auch Andere zur Widerfeplichkeit aufzufordern, und inwieferne die 
gerechteften Acte der Beamten dadurch vereitelt werden könnten; ich will nur 
fragen, inmwieferne Private in dem Augenblide, wo Amtsacte gegen fie vorge: 
nommen werden follen, ftet® auch die nöthige Einficht und Ruhe der Beurtheis 
lung haben, um zu entfcheiden, ob cin Act mit Recht oder Unrecht gegen fie 
volljogen wird? Wenn man daher einer Partei die Beurtheilung hier frei 
läßt, und ihr auf die Gefahr hin, ſich Später eine Strafe zuzuziehen, den Wider— 
ftand erlaubt, wird die Folge keine andere fein, ald daß viele Parteien aus 
Unverftand,, andere im Aufbraufen der Leidenfhaft, im Augenblide der Auf: 
regung, wo Acte gegen fie vorgenommen werben follen, den gerechteften Acten 
ſich widerfegen und dadurch künftigen Schaden bloßftellen würden. — Bei 
Machen tritt noch ein eigenthümliched® Moment hervor. Einer Wache, welche 
in Bollziehung ihred Amtes auf Widerftand ftößt und fih im Rechte befindet, 
muß man die Befugniß zugeftehen, von den Waffen Gebrauch zu machen. 
Seftattet man nun der Partei den Widerftand, im Falle fie den Angriff der 
Wache für unerlaubt hält, fo reizt man die Partei auf, fi einem Waffen: 
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Fall augenfällig zur Nothwehr zwingt, nie mit Nothmwehr 
gerechtfertiget werden, und nie zuläffig fein.“ — 


2. „Die Behauptung des wegen Widerfeßung oder Beleidigung gegen 
eine Obrigkeit, einer ftrafbaren Handlung Beihuldigten, daß er 


gebraude von Seite der Wache auszufegen, und die Folgen bavon wären bie 
gewaltthätigften Gonflicte, die blutigften .Scenen, welche für beide Theile fehr 
traurig enden könnten und bei denen beide Theile firafbar wären. — Selbft 
die Gefepgebungen anderer conftitutioneller Staaten, welche die bürgerliche Frei« 
heit im ausgedehnteſten Maße in Schuß nehmen, haben ſich nicht getraut, einen 
Miderftand gegen Amtdacte, die innerhalb des Wirkungsfreifed der Beamten 
liegen, indbefondere nicht gegen Hausdurchſuchungen und Verhaftnahmen zu ge- 
ſtatten; fie haben fich dieß insbefondere bei Berhaftnahmen nicht zu thun getraut, 
weil diefe nicht ald ein unerſetzliches Uebel betrachtet werden föünnen. (2) Die 
entzogene freiheit fann fehr ſchnell wiedergegeben, das erlittene Ungemach mög- 
lihft vergütet werden, aber die üblen Folgen bintanzuhalten unb zu ver- 
güten, melde aus dem Zufammentreffen der Parteien und Wachen entftehen 
fönnten, dürfte nicht immer möglih fein. — Selbft diefe Gefehgebungen 
haben daher, um den Schuß der bürgerlichen Freiheit fo viel ald möglich 
aufrecht zu halten, keineswegs den Widerftand gegen Amtsacte fanctionirt, 
(? — vergl. die Anmerkung auf Seite 864 und 865) jondern nur feftgefeßt, daß 
für's Erfte, wenn der Widerftand durch dem Fehler eined Organs der Regierung 
hervorgerufen ift, dieß ald mildernder Umftand in Rechnung fommen kann, und 
zweitene, daß Beamte und Regierungsorgane überhaupt, welche ihre Befugniß 
überfchreiten, dafür ftrengftend beftraft werben. — Dieß ift in der That auch 
der Grund, aus welchem unfer Strafgefep beftimmt, daß Beamte, welche ab— 
fihtlich ihr Amt mißbrauchen, alfo auch abjichtlich eine Verhaftung vor— 
nehmen würden, wegen Mißbrauches der Amtögewalt zu beftrafen fein. Das 
Geſetz beftimmt, daß diejenigen, welche dieß aus Mebereilung thun, ſich einer 
vormals fo genannten ſchweren Polizei-Mebertretung jhuldig machen, und daß 
die Strafe dafür in dem Maße fteige, ald dadurch zu einer Widerfeplichkeit 
Anlaß gegeben wurde. Aber mit feinem Worte erflärt unfer Gefe den Wibder- 
ftand gegen Beamte, melde in ihrem Amte handeln, obwohl fie ſich dabei 
Fehler zu Schulden fommen laffen, für erlaubt und ſtraflos. Daß dieß nicht 
ber Fall ift, erhellt indbefondere aus der Stelle, wo von Beftrafung der Beamten 
die Rede ift, welche durch fehlerhafte Anwendung ihrer Amtsgemwalt eine Wider: 
feglichfeit hervorrufen. Der 8. 87 St. © 3. II. Theild (ded früheren, be— 
ziehungsweiſe $. 332 des jepigen Gefeged) fagt, daß, im Falle ein Beamter 
bei Erfüllung feiner Amtspfliht einen Fehler begeht, und dadurd zu einem 
Auflauf Anlaß gibt, die Strafe firenger auszumeffen iſt. Hier ift alfo von 
einer Widerfeglichkeit gegen eine Amtshandlung die Rede, die gleichwohl 
ein Auflauf, fomit eine ftrafbare Handlung genannt wird. Hätte das Gefep 
gewollt, daß in diefem Falle wegen eined Mißgriffes des Beamten die Strafe 
wegfalle, fo hätte es ſich des Ausdrudes: „Auflauf“ nicht bedienen fünnen, 
oder hinzufügen müffen, daß der Auflauf in diefem Falle nicht ftrafbar iſt.“ — 
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geglaubt habe, daß die Amtshandlung, gegen welde die 
Widerſetzlichkeit gerichtet war, nicht gefeßmäßig fei, Kann 
keineswegs als ein die Strafbarkeit der Widerfeglichkeit 
oder Beleidigung aufhbebender Umstand betrachtet werden, 
weil es mit der Handhabung der gefeßlihen Ordnung unvereinbar 
ift, Die Beurtheilung, ob die gefeßlihen Borausfeßungen oder Be- 
dingungen zur Vornahme einer Amtshandlung vorhanden feien, der 
Partei, gegen welche das Organ der Regierung einfchreitet, oder 
irgend einem Privaten zuzugeftehen.“ — — „Die Beleidigung 
einer Wache oder die Widerſetzlichkeit gegen diefelbe, fo wie über- 
haupt gegen die zur Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung be- 
flimmten Organe ift ftrafbar, wenn gleich die Wache oder 
die erwähnten Organe der öffentlihen Gewalt ihre Amts- 
befugniffe überfhritten hätten;“ — und „es fommt den Par- 
teien nicht zu, den von der Finanzwache in Ausübung ihres Amtes 
an fie ergebenden Aufforderungen die Folgeleiftung aus dem Grunde 
zu verweigern, weil nad) ihrer Anficht der Verdacht einer Uebertretung 
der Gefälle-Vorfchriften gegen fie nicht vorhanden ſei.“ — „Läßt fich 
ein Polizei: Soldat (bei der Ausübung eines Amtsactes) ein 
ungebührendes Benehmen zur Schuld kommen, fo fteht der 
Partei (gegen welche der Amtsact vorgenommen wird) darüber bei 
der betreffenden Behörde Befchwerde zu führen zu“ (micht aber, 
ihn wieder zu beleidigen, wodurd daher allerdings die Uebertretung 
des $. 312 begangen wird). — — 

3. „Es ift den Parteien nicht geftattet, mit den Organen 
der Erecutivgewalt über die Befugniß zu ihrem Eine 
fhreiten zu rechten; — eine Partei, gegen welche ein Amtsact 
vorgenommen wird, kann nicht für berufen angefehen werden, zu ent« 
ſcheiden, ob der Beamte, der diefen Act vollzieht, hierzu ein Recht Habe 
oder nicht; wenn fie fih durch die Vornahme eines foldhen Actes in 
ihrem Rechte gefränkt erachtet, fo kann fie hierüber bei der zuftändigen 
Behörde Befchwerde führen; — — es ftehe den Parteien nicht 
zu, fih in eine entjcheidende Beurtheilung der Berechtigung der 
Finanz wache zu einer von diefer ihres Dienftes befundenen Maß— 
regel einzulaffen; — fobald fi ein Polizeimann einer Partei als 
im Dienfte ftehend zu erkennen gibt, und als folder erkennbar ift, 
fteht es nicht mehr im Ermeffen einer Partei, vorerft zu unter: 
fuhen und zu beurtheilen, ob derfelbe fih auch wirklich im Dienfte 
befinde," — 
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Mas num die zweite, oben (Seite 851) 
ad b 


erwähnte Umterart des Verbrechens des Aufftandes betrifft, fo leuchtet aus 
dem Haren Wortlaute des (auf Seite 827 d. W. abgedrudten) F. 69 ein, daß als 
(thäatiges) Subject diefer Unterart allerdings auch einzelne Berfonen 
erfcheinen können, infoferne fie ſich nemlich einzelnweiſe der bereits vor: 


handenen Rottirung (alfo der beftimmten, nemlich einer ſolchen Rottirung, wie fie im 
unmittelbar vorhergehenden Paragraphe vorausgeſeßt wird, baber einer gegen die Obrigkeit, in der 
Abſicht um ihr Widerftand zu leiften, gerichteten Zufammenrottung, wornach alfo auch bei diefer 
zweiten Unterart deö Verbrechens des Aufftandes ganz das nemliche paffive Subject oder 


Object, wie beider erften vorauögefept wird) „es fei gleich anfänglich oder erft in dem 
Fortgange“ (mag alfo die Zufammenrottung nod im Stadium der erft mur vor fidh gehenden 
Bildung begriffen, oder bereitd vollendet fein — vergl. Eeite 852) zugefellen (. $. fi mit 


den Rottirem zu dem nemlihen Zmede örtlid vereinigen, oder verbinden, oder an der 
Rottirung Antheilnehmen — cf. die Schlußworte des 8. 73). — 


Diefe zweite Unterart des Verbrechens des Aufftandes unterfcheidet 
fi daher von der erften Unterart einerſeits in der angedeuteten Weife hin- 
fihtlih des Subjectes, und amd’rerfeit3 durch die verfchiedene Hand: 
lungsweife, indem bei der zweiten (im $. 69 beftimmten) Unterart dieſes 
Berbrechens eine bereitö vorhandene aufftändifhe Zufammenrottung mehrerer 
PVerfonen vorausgefeßt wird, in Beziehung auf welche fi Jedermann gleich 
fam nachträglich deffelben Verbrechens (mit-) ſchuldig macht, der fpäter 
derfelben beitritt. — — 

In Anfehung des zu dieſer zweiten Unterart erforderlichen (böfen) 
Vorſatzes könnte e8 dem erften Anblicke nach zweifelhaft ſcheinen, ob aud 
derjenige, der einer folchen Rottirung ohne Kenntniß ihrer aufftändifchen 
End » Abficht (seit. „um der Obrigkeit Widerftand zu leiten“) und ohne eigene Abficht, 
durch feinen Hinzutritt zufammt den übrigen Zufammengerotteten dieſen 
MWiderftand gegen die Obrigkeit ebenfall® zu bethätigen, beitritt, fich des: 
felben Verbrechens mitfchuldig mahe? — 

Mir fcheint die Verneinung diefer Frage ganz unzweifelhaft zu fein, 
da fie nicht bloß im Geifte des $. 1, und im dem (eben erft erörterten) ſprach⸗ 
gebräuchlichen Sinne des Ausdrudes: „ſich zugeſellen“ Tiegt, welche bei- 
den Momente nemlich den Gedanken einfchließen, daß der Sich-Zugefellende 
auch dasjenige Moment, worin das Gefek in Anfehung des fubjectiven 
Erforderniffes dieſes Verbrechens das Wefentliche der Uebelthat deffelben 
erkennt, nemlich eben die erwähnte böfe Endabfiht — „um der Obrigkeit mit 
Gewalt Widerftand zu leiften" — gewollt (bedacht und befchloffen) haben 
müffe; fondern weil fich dDiefe verneinende Löfung der aufgeworfenen Frage 
überdieß klar aus der vechtöhiftorifchen Entwicklung des gegenwärtigen 
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Geſetzes ergibt, da das Strafgefek vom Jahre 1803 ($. 62 des I. Theile), 
und mit ihm dießfall® wörtlich übereinftimmend das gegenwärtige Gefek 
im vorftehenden $.69, aus dem $. 52 des Jofephinifchen Strafgefeßes vom 
2. April 1787, aus weldhem doch offenliegend der übrige Tert der in Rede 
ftehenden heutigen Baragraphe herübergenommen wurde, gerade diejenigen 
Morte (scil. „ohne Borfap der eigenen Mitwirkung”) wegg elaffen haben, durch 
welche in dem früheren Geſetze Die entgegengeſetzte, nemlich die be— 
jahende Löſung der obigen Frage ausgeſprochen worden war.“) — Freilich 
wird das Daſein dieſer böſen Endabſicht auf Seite des einer ſolchen auf— 
ſtändiſchen Rottirung Hinzutretenden in der Regel ſchon durch ſeinen 
bloßen Hinzutritt conſtatirt ſein, wenn nur nachgewieſen wird, daß ihm 
überhaupt der Zweck dieſer Zuſammenrottung bekannt war, weil unter 
dieſer Vorausſetzung fein bewußtes Hinzutreten zu derſelben kaum anders, 
als der Willens-Entſchluß gedeutet werden kann, dadurch den beabſichtigten 
Widerſtand gegen die Obrigkeit auch ſeinerſeits zu verſtärken, oder weil — 
um mit den Morten unſerer St. P. O. vom 29. Juli 1853 ($. 268) zu 
reden — unter diefer Borausfegung „das Uebel", d. h. der böfe Vorſatz, 
duch das Sich-Zugefellen zu einer folhen Zufammenrottung zufammt 
den Uebrigen der Obrigkeit Widerftand zu Teiften, „Ihon in der Hand» 
lung felbft gelegen iſt.“ — 

Die Strafe für das Verbrechen des Aufftandes wird in den nad 
folgenden 88. 70—72 feftgefeßt. — 


$. 70. 6. 63.) 


Diejenigen, welche bei einem Aufftande gegen die zur 
Stillung der Unruhe herbeifommenden obrigkeitlichen Perfonen 
oder Waren in der MWiderfeglichfeit beharren, haben fchwere 
Kerkerftrafe von fünf bis zehn Iahren, und wenn fie zugleich 
Aufwiegler oder Rädelsführer find, von zehn bis zwanzig Jahren 
verwirft. 


*) Der citirte $. 52 des Joſephiniſchen Strafgefeßes lautet wört« 
ih: „Als Theilnehmer an diefem Verbrechen (des Aufruhr und Tumultes nemlich, was 
identifh mit dem von den Strafgeſeßen ber Jahre 1803 und 1952 f. g. Berbredien ded Aufs 
ſtandes ift — vergl. Seite 811 d. W. in der Anmerkung) follen auch diejenigen behandelt 
werden, welche fich in eine Zufammenrottung, von der fie die Abſicht der 
Widerfegung wußten, miteinziehen laffen und dabei beharren, wenn fie 
glei weder des Borfages ihrer eigenen Mitwirfung, noch ciner wirklich 
veräbten That überwicfen werden könnten.“ — 


Strafe. 
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8. 71. 6. 64) 


Außer dem Falle des vorftehenden Paragraphes find Die 
Aufwiegler und Rädelsführer zu fchwerer Kerkerftrafe von fünf 
bis zehn Jahren, die übrigen Mitfchuldigen aber nad) Maß der 
Gefährlichkeit, Schädlichfeit und ihrer Theilnahme auf ein bis 
fünf Iahre zu verurtheilen. 


8. 72. 6. 65) 


Hat fi) die Unruhe bei ihrer Entftehung ohne weiteren 
gefährlichen Ausbruch bald wieder gelegt, fo ift gegen die Auf— 
wiegler und Rädelsführer Kerker zwifchen einem und fünf Sahren, 
gegen die übrigen Echuldigen aber zwifchen ſechs Monaten und 
einem Jahre zu verhängen. 


Nach dem Elaren, wohl feiner Erläuterung bedürfenden, Wortlaute 
der vorftehenden drei Paragraphe unterfchied unfer Gefeß drei Abſtu— 
fungen der Strafen für das Verbrechen des Aufftandes, welche in umg e— 
fehrter Ordnung, nemlih die höchſte voraus (im $. 70), und die 
unterfte zuletzt (im $. 72) aufgezählt werden, umd bei jeder derjelben 
wieder einerfeits die „Aufwiegler" di. e. die Unftifter im Gegenfage zu der eigen» 
tbümlihen Bedeutung, in melder der Ausdrud: „Aufmwieglung” im $. 300 unfered Geſehzes ge- 
braucht wird — vergl. &.227 u.228%..) und „Rädelsführer“ (d. i. die Leiter des 
Unternehmens, vergl. ebenda), und and’rerfeitd alle übrigen (Mit-) Schuldigen 
unterfhieden, und je nach diefen Unterfchieden die verfchiedene Strafbarfeit 
derjelben beftimmt. — 

Die höchſte diefer Straf-Gradationen ſetzt hiernach eine bereits ftatt- 


gefundene wirkliche Widerſetzlichkeit voraus (ielöftverftändlih in der Voraus 
feßung, ohne daß zu deren Bewältigung eine außerordentliche Gewalt angewendet werben 
muß, weil fonft dad Berbrechen des Aufftandes in Aufruhr übergeht — &. 73), und trifft 


aber auch dann nur diejenigen, welche nicht nur in der Widerfeglichkeit gegen 
die Obrigkeit überhaupt, fondern noch insbeſondere in der Widerfep- 
lichkeit „gegen die zur Stillung der Unruhe (vergl. Seite 821, 3. 3) her- 
beifommenden obrigkeitlihen Perfonen oder Wachen beharren (8. 70), 
während die mittlere diefer Strafabftufungen, deren Thatbeftand das Ge- 
feß ($. 72) zunächft bloß negativ bezeichnet hat („außer dem Fall des vor— 
ſtehenden Paragraphes”), in Vergleihung mit dem in den Eingangsworten 
des nächftfolgenden Paragraphes ($. 72) bezeichneten Gegenſatze zwar 
noch immer vorausfeßt, „daß der Widerftand zum wirkliden Aus: 
bruche gekommen fei“, daß aber wenigftens Fein Beharren in der 


* 
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angedeuteten Widerſetzlichkeit vorliege. — Die unterfte diefer Straf- 
beftimmungen ($. 72) tritt dann ein: „wenn fih die Unruhe bei ihrer 
Entftehung ohne weiteren gefährlichen Ausbruch bald wieder gelegt“, 
d. h. alfo, wenn noch keine wirflihe Gewaltanwendung gegen die 
obrigfeitlihen Perfonen ftattgefunden, fondern entweder die bereits ftatt- 
gefundene Zufammenrottung noch vor dem wirklichen Ausbruche des gemalt: 
famen Widerftandes felbft auseinander gegangen ift, oder zerftört wurde, 
oder fogar die Zufammenrottung felbft erft nur in der Bildung begriffen 
war (vergl. Seite 852). — 


$. 73. (8: 66.) 


Wenn e8 bei einer, aus was immer für einer Beranlaffung 
eutftandenen, Zufammenrottung durch die Widerfpänftigfeit 
gegen die von der Behörde vorausgegangene Abmahnung und 
durch die Bereinigung wirklich gewaltfamer Mittel fo weit 
fommt, daß zur Herftellung der Ruhe und Ordnung eine außer: 
ordentliche Gewalt angewendet werden muß, fo ift Aufruhr vor: 
handen, und jeder macht fid) des Verbrechens fchuldig, der an 
einer ſolchen Rottirung Theil nimmt. 

Es ift fhon oben (Seite 812) darauf hingedeutet worden, daß unfer 
Geſeß durch die vielerlei Abftufungen ftrafbarer Widerfeglichkeit gegen die 
Obrigkeit in fo vielerlei und mannigfah benannte ftrafbare Handlungen 
fih nicht nur von der natürlichen Einfachheit des objectiven Sachverhaltes 
und dem dadurch bedingten Sprachgebrauche des gemeinen Lebens, fo wie 
von dem althergebracdhten vaterländifchen Rechte, fondern auch von den 
Srundfägen der übrigen neueren Legislationen losgefagt habe. Dieß gilt 
nun insbefondere auch von dem Verbrechen des Aufruhres, infoferne dass 
felbe als ein von dem Aufftande qualitativ und nominativ unterſchie— 
denes Verbrechen erflärt wird, während das hiftorifche Recht Defterreich's, 
fo wie die anderen europäifchen Strafgefeße in denjenigen Borausfeßungen, 
welche unferem Verbrechen des Aufftandes ($. 68) zu Grunde liegen, die 
wejentlihen Merkfmale des Aufruhres (oder Tumultes) erkennen, und das, 
was unfer Geſetz ($. 73) Aufruhr nennt, nur als eine quantitativ« 
höhere, oder als eine mit befonderen Straffhärfungs- oder Straferhöhungs: 
Umftänden (vergl. Seite 559 d. W.) befchwerte Gradation des Ber: 
brechens des Aufruhrs überhaupt erkennen. — 

Hieraus ergibt fih aber auh ſchon, daß die weſentlichen Unter— 
[heidungss Merkmale zwifchen den Verbrechen des Aufruhrs und des Aufe 


Aufruhr, 
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ftandes weniger aus der Natur der Sache oder aus einer inneren wejent- 
lichen Verfchiedenartigkeit der beiden Verbrechen, als vielmehr aus einem 
äußeren und mehr zufälligen Momente entnommen find, welches nem: 
lich „in der Nothwendigkeit der Anwendung einer außerordentlichen 
Gewalt zur (Wieder-) Herftellung der Ruhe und Drdnung“ liegt. — 

Der Aufruhr kommt nemlich 

l. 

in Beziehung auf das (thäatige) Subject mit dem Aufftande darin überein, 
daß bei beiden nicht nur eine Mehrheit von PBerfonen, fondern zugleich 
eine Mehrheit von zufammengerotteten Perfonen vorausgefekt wird 
vergl. hierüber die Grörterungen auf Seite 338 und 851—855 d. ®.), indem felbft der, dem 
erften Anfcheine nach diepfalls einen Unterfchied begründende Umftand, daß 
das Gefeß im $. 73 den Ausdrud: „Zufammenrottung” in einem 
weiteren, als dem gewöhnlichen Sinne nimmt (verat. die Anmerkung * auf ©. 951), 
und ausdrücdlich feftfeßt: „daß die Zufammenrottung uriprünglich auch zu 
einem an ſich nicht unerlaubten Zmede („aus was immer für einer Veran— 
laffung“) entftanden fein könne“ in Wirklichkeit feinen Unterfchied begründet, 
da bereits oben (Seite 851— 855) dargethan wurde, daß dieß allerdings 
auch bei dem Verbrechen des Aufftandes der Fall fein könne, wenn nur 
die urfprünglich zu einem anderen Zwecke verfammelte Zufammentottung 
nachträglich die Willens-Bereinbarung der Zufammengerotteten, der Obrig- 
keit Widerftand zu leiften, wenigftens thatfachlich bekundet hat. — 

In gleicher Weife ift aber 

u. 

auch das paffive Subject oder Object bei beiden Verbrechen das nem— 
liche, obgleich das Gefeß im $. 73 deffelben ausdrücklich keine Er- 
wähnung macht. Allein es leuchtet fhon aus dem Zufammenhange 
diefer Gefegesftelle mit allen vorhergehenden Paragraphen des nemlichen 
Hauptftüdes ein, daß auch im $. 73, d. h. bei dem Verbrechen des Auf: 
ruhrs nur eine „Widerfpänftigkeit“ gegen obrigkeitlihe Organe über 
haupt und, wie der ganze Contert diefes Paragraphes in fich felbft darthut, 
insbefondere gegen Drgane ſolcher obrigkfeitlicher Behörden vorausgefeht 
wird, welche zunächſt „als Bollzugsbehörden für Aufrehthaltung 
der öffentlihen Ruhe, Sicherheit und Drdnung” zu forgen 
haben (vergl. Seite 829 d. W.). — 


ul, 


Selbft in Anfehung der Handlungsmweife an und für ſich unter: 
ſcheiden fi die beiden mehrgenannten Verbrechen nicht wefentlich von ein 


[Strafgef. 1. Chi. VII. Haupt. $. 73.] 879 [Yon dem Werbredyen des Aufruhres.] 


ander, indem die von dem Gefeße bei dem Aufruhre ausdrüdlich ge 
forderten Merkmale, daß 


a) eine Widerfpänftigfeit ip. i. eine fi dur befondere Hartmädigkeit oder 
Beharrlichkeit auszeichnende, und zugleih mit gemwaltfamer Widerfeplichkeit verbundene 
Nichtfügung im die gegebenen Befehle), 

b) gegen die von der Behörde (melde eben zur Audeinanderbringung der vorausſehlich 
vorhandenen Zufammenrottung, und fofort zur Wiederherftellung der Ruhe und Ordnung 


berufen it) vorausgegangene Abmahnung, *) und 

ce) die Bereinigung (d. b. Berbindung unter einander zu demfelben Ziele) wirklich ges 
waltfamer Mittel (d. i. die von den Zufammengerotteten gemein: 
ſchaftlich angewendete phyſiſche oder pſychologiſche Gewalt — vergl. 
Seite 857) — — 

können wenigftend (wenn auch nicht müffen) allerdings auch bei dem Ver— 
brechen des Aufftandes vorhanden fein, ohne daß er aufhört, Aufftand 
zu fein (vergl. die Erörterung auf Seite 855 und 856), und es unter: 
fheidet fih daher das Verbrechen des Aufruhres rückſichtlich diefer drei 
Merkmale (a, b und e) von dem Aufftande nur dadurch, daß fie bei legterem 
ebenfo gut vorhanden fein, als fehlen können, während fie beim Aufrubre 
vorhanden fein müffen. — 

Ein wichtigerer und, wie fhon erwähnt, der eigentlich harakteriftifche 
Unterfchied zwifchen beiden Verbrechen aber liegt in dem folgenden, zumächft 
auf den (oft zufälligen) Erfolg hindeutenden Merkmale, welches zum Auf- 
ruhre wefentlich erforderlich ift, während es beim Aufftande nicht 
vorhanden fein darf, ohne eben diefen in das Verbrechen des Aufruhrs 
zu verwandeln: daß es nemlich, damit das Verbrechen als Aufruhr behandelt 
werden könne, 

d) durch die eben vorausgeſchickten drei Momente (a, b und c) „fo weit 
fommt, daß zur Herftellung der Ruhe und Drdnung eine außerordent- 
lihe Gewalt angewendet werden muß." — 

*) Rüdfichtli der obigen Abmahnung haben aber unfere Geſetze nirgends 
eine befondere Feierlichkeit, oder die Formlichkeiten ded — in manchen anderen Län» 
dern vorgefchriebenen — ein= oder mehrmaligen Ablefend einer f. g. Aufrubracte 
unter Trommelfhlag, XTrompetenftoß oder Hornfhall u. dal. gefordert, fondern 
es genügt, daß nur überhaupt eine ſolche Abmahnung vorausgegangen iſt. — 
Anders ift dieß freilich in Anfehung des ſtandrechtlichen Berfahrens, 
infoferne daffelbe aud gegen das Verbrechen des Aufruhrs („wenn Aufruhr aus 
gebrochen ift, oder auszubrechen droht“ — beftimmt der $. 396 der gegenwärtigen St. P. O. 
vom 29. Juli 1853 —) ftattfinden fann (vergl. auch den unmittelbar folgenden $. 74). 
Zur Anwendbarkeit deffelben ift nemlih auch nah öfterreihifchen Geſetzen 
($8- 398 und 399 der ebengenannten St. BP. P.) die feierliche Verkündigung 
des Standrechtes „bei Trommelfhlag oder Trompetenfhall” unumgänglid er- 
forderlih. — — 


(Steafgef. 1. Cpl. VII. Haupt, 8.73.) 880 [Yon dem Verbrechen des Aufruhres.] 


Aus der näheren Erwägung diefes eigentlichen Kernpunktes des Ver: 
brechens des Aufruhres im Sinne unferes vaterländifhen Strafgefebes er 
gibt ſich alfo, daß 

aa) nicht etwa die wirkliche Anwendung, fondern die bloße Nothwen— 
digkeit der gedachten Gewalt, um den augedeuteten Zwed zu er: 
reichen, die Wefenheit dieſes Merkmales ausmache; — daß es ferner 

bb) eine außerordentliche, d. h. eine ſolche Gewalt fein müſſe, welde 
den Umfang und die Beichaffenheit der von der Sicherheitsbehörde 
zur Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung gewöhnlich verwen— 
deten, und ihr zu diefem Zwede ohne befondere Requifition zur 
Verfügung ftehenden Gewaltmittel (Sicherheits= oder Bolizeis, Gerichts- 
und Amtsdiener, Gensd’armen, Civil, Polizeis, Gemeinde: und ge: 
wöhnlihen Militärwachen) überfchreitet, und auf befondere Anfor- 
derung auch insbefondere aufgeboten oder abgeordnet werden 
muß;*) — und daß endlich 

ce) die Nothwendigkeit, eine foldhe außerordentliche Gewalt anzumenden, 
nur in der Richtung vorhanden fein müſſe, um die ſdurch die Aufrührer vor 


*) Aus der obigen Audeinanderfegung folgt zugleih, daß die in ber 
Praris oft zu hörende Anficht: „unter diefer außerordentlihen Gewalt fei 
zunächit die Militärgemwalt zu verfichen“, in diefer Allgemeinheit aus 
gefprochen, nach zwei Richtungen irrig iſt; einmal deßhalb, weil an vielen Orten, 
fo namentlih in den Hauptftädten der Kronländer die Militär-Gewalt — 
wohin 3. B. namentlich die Militär-Polizeiwache, und im weiteren Sinne fogar 
allenthalben die Gendd’armerie gehört, meil fie ja wenigftend nad ihrer 
Berfaffung ein militärifch organifirter Wachkörper und ein Beftandtheil des 
t. k. Militärs ift, wohin ferner um fo mehr die eigentlichen, aber gewöhn: 
lihen Militärwachen gerechnet werden müffen, weil fie zunächſt und nit 
felten fogar ausſchließend es find, durch melde in Hauptftädten wenigftend 
hinfichtlich einzelner Orte, Anläffe, Feſtlichkeiten u. dal. die öffentlihe Ord— 
nung und Ruhe erhalten zu werden pflegt — — bie ordentlidhe Gewalt 
der Obrigkeit bildet, wornach alfo aud die Nothwendigkeit der Aufbietung 
diefer Militär-Gewalt, infomweit deren Einfchreiten, ohne eine außerordent- 
liche Verftärkung in Anfpruh zu nehmen, zur Zerftreuung einer Zu: 
fammenrottung der erwähnten Art und zur Herſtellung der Ruhe und Ordnung 
jureiht, gewiß noch nicht den Thatbeftand des Aufruhrs formiren würde; wäh. 
rend and'rerfeitd auch die Nothwendigkeit der Anwendung einer nicht mili- 
tärifchen, aber fonft auferordentlihen Zwangd- Gewalt, z. B. durch 
Aufbietung eined bewaffneten Zufammeniwirfend mit der Obrigkeit bei allen 
gutgefinnten Mitgliedern einer Gemeinde, bei allen Hauäbefigern u. dgl., weil 
etwa das zu requirirende Militär zu weit entfernt ift, ebenfo gut, mie bie 
eigentliche Militär: Gewalt, ald eine auferordentlihe Gewalt angefehen 
werben müßte. — 


[Strafgef. I. Cpl. VIII. Hanptft. $.73.] 881 [Von dem Verbrechen des Aufruhres.] 


audfeblich in fo hohem Grade, fei ed num durch ihre große Anzahl, oder felbft bei leinerer 
Anzahl durch die Entfchloffenheit, Verwegenheit oder Wildheit ihrer Mitglieder, oder durch 
die hohe Gefährlichkeit der von ihnen vereiniget angewendeten Gemwaltmittel geftörte) 


Ruhe und Ordnung (wieder) herzuftellen, umd daß eben deßhalb die 
etwa in anderer Zielrichtung vorhandene Nothwendigkeit der Auf: 
bietung einer ſolchen außerordentlihen Gewalt, z. B. um durch das 
Dafein derfelben nach der Durch die ordentlichen Zwangsmittel erfolgten 
Wiederherftellung der Ruhe und Ordnung diefelbe auch für die Zus 
funft zu erhalten, oder um den etwa weiterhin zu befürchtenden Un— 
ruhen prävenirend zu begegnen u. dgl. — keineswegs ſchon zur 
Eonftatirung diefes Merkmals zureiche. — 
Aus der Combination diefer drei Merkmale (aa, bb und ce) des in 
Rede ſtehenden Hauptmomentes (d) dürfte fih aber auch die Behauptung 
rechtfertigen laffen, daß die insgemein von der vaterländifchen Doctrin 
und PBraris verfochtene Meinung: „es laffe fih von diefem Verbrechen durch— 
aus fein crimineller Berfuch denken“ — doch nicht ganz richtig fein dürfte. Unfer 
Geſetz fordert nemlich keineswegs — Wie ihm freilich die vaterländiſchen 
Schriftſteller gewöhnlich unterftellen — daß nebit der Nothwendigfeit 
der Anwendung der außerordentlichen Gewalt in der angedeuteten Richtung 
diefelbe auch wirklich angewendet worden iſt (es fagt nit: — — „angewendet 
werden mußte,“ ſondern nur: „angewendet werden muß“!).*) Denken wir ung nun, daß 
eine größere Anzahl von Menfchen fih mit der Abficht zufammenrottet, um 
der Obrigkeit mit vereinigten wirklich gewaltfamen Mitteln Widerftand zu 
leiften, und daß fie im Voraus diefen gewaltfamen Widerftand bis auf's 
Aeußerſte zu treiben ſich verabredet haben, in der Art, daß fie ſich gegen- 
feitig eventuell au über die Bewältigung der von ihnen als zu ihrer Be 
jwingung indispenfabel=nothwendig vorausgefehten außerordent- 
lihen Gewalt vereiniget haben, daß aber endlich die Ausführung diefes 
Unternehmend und das Fortichreiten des MWiderflandes bis zu jenem 
Aeußerſten durch irgend ein von dem Willen der Vereinigten unabhängiges 


*) Die wirkliche Anwendung der in Rede ftehenden außerorbent- 
lihen Gewalt ift nad den Faren Worten und ex ratione legis auch noch in 
der Richtung ein völlig indifferentes Merkmal, daß dann zuverläffig der That« 
beftand des Verbrechens des Aufruhrs nicht vorhanden ift, wenn in einem ein« 
zelnen Falle zwar eine ſolche außerordentlihe Gewalt zur Wiederherftellung der 
Ruhe und Ordnung wirklich angewendet worden ift, ſich aber nachträglich 
aus dem darüber eingeleiteten Strafverfahren ergibt, daß eine Nothwendig- 
keit hierzu objectiv nicht worhanden war, fondern daß die Anwendung der 
felben etwa nur in der übertriebenen Wengftlichfeit ded mit der Wiederher- 


ftellung der Ordnung beauftragten Sicherheitd-Beamten ihren Grund hatte. — 
Hye, Gommentar. 56 


(Strafgef. 1. Cpl. VILL. Hauptſt. 88.74 0.75.) 382 Von dem Verbrechen des Anfruhres.] 


Hinderniß vereitelt wird: fo fcheinen wirklih alle Merkmale vorzuliegen, 
um eine ſolche Handlungsweife aus der Combination der $$. 73 und 8 ale 
ceriminellen Verſuch des Berbrechens des Aufruhres zu erklären. — 

Was endlich 

IV. 

den zu dieſem Verbrechen von Seite der Thäter erforderlichen (böſen) Vor— 
ſatz betrifft, ſo hat das Geſetz dießfalls keine beſondere Vorſchrift ertheilt, 
daher es nach der allgemeinen Beſtimmung des 8. 1 nothwendig iſt, daß 
alle jene Perſonen, welche dieſes Verbrechens ſchuldig ſein ſollen, diejenigen 
Momente, in welchen nach der eben ad III. gemachten Auseinanderſetzung 
die objectiven Momente dieſes Verbrechens liegen, auch fubjectiv gewollt 
haben. — | 

Die Strafbeftimmungen rüdfichtlich diefes Verbrechens find in 
den nachfolgenden zwei Paragraphen enthalten. — 


$. 74. (6. 67) 


Etrafe: Wenn dem Aufruhre duch Standrecht Einhalt gefchehen 
a muß, fo hat die Todesftrafe nach den im Gefege über das Ver— 
fahren enthaltenen Vorſchriften Statt. 


8. 75. Es. 68 und 69.) 


by. aufer dem Außer dem Falle des Standrechtes jollen die Aufwiegler 
und Nädelsführer zu fehwerer Kerferftrafe von zehn bis zwanzig 
Sahren und bei fehr hohem Grade der Bosheit und Gefährlich: 
feit des Anfchlages auf lebenslang verurtheilt werden. 
Die übrigen Mitichuldigen follen mit ſchwerem Kerfer von 
einem bis fünf Sahren, bei höherem Grade der Bosheit und 
Theilnahme aber von fünf bis zu zehn Jahren beftraft werden. 


Hiernach iſt die außerordentliche Beſtrafung Fraft des ftandredht- 
lichen Berfahrens — worüber dad neunzehnte Hauptſtück unferer St. P. O. 
vom 29. Juli 1853, und insbefondere die 88. 396, 398, 399, 403, 
409, 410, 411 und 413 deffelben maßgebend find — von der außer dem 
Falle des Standrechtes in ordentlichen Verfahren in Anwendung zu brin- 
genden Strafe, und bei legterer wieder zwifchen Urhebern und Rädels— 
führern einerfeits, und den übrigen Mitfhuldigen and'rerſeits zu unterfcheiden, 
bei beiden aber dem richterlihen Ermeſſen ein weiter Spielraum in Bes 
ziehung auf die Ausmeſſung der Strafe zugeftanden, indem ev rückſichtlich 


(Strafgef. 1. Cpl. VIII. Haupift. 88.74 0.75.) 883 [Von dem Verbrechen des Aufruhres.] 


jener Berfonen, welche einen befonders hohen Grad von Bosheit, oder be- 
fonders gefährlihe Anfhläge, oder eine vorzugsmeife wirkſame 
Theilnahme bekundet haben, einen höheren Straffaß in Anwendung 
bringen darf.*) — 


*) Zum Schluffe glaube ich noch erwähnen zu müffen, daß ich die lehr— 
reichen Abhandlungen Pratobevera’s (in deifen Materialien, V., ©. 354) 
und Waſer's (in der Zeitfchrift für öfterr. Rechtsgelehrſamkeit, Jahrg. 1942, 
II. 151 u. fag., und 1846, L, 225 u. fgg., und in der Gerichtözeitung, 1853, 
Nr. 69, 70, 74 und 75) über die in dem vorftchenden VIII Hauptſtücke ent- 
haltenen zwei Verbrechen forgfältig gewürdiget habe, und daß ich da, wo ich 
von diefen Gewährdmännern abweichende Anfichten aufftelle, auch überall meine 
Gründe dafür angegeben habe. — — 


Buchdruderei von Friedrich Manz in Wien. 
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